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De  mortuis. 


Dass  «nur  der  Lebende  Recht  habe»  ist  eine  dich- 
terische Auffassung  des  menschlichen  Lebens,  die  nicht 
ganz  der  Wirklichkeit  entspricht.  Sondern  es  gibt  auch 
Rechte,  die  den  Verstorbenen  gewährleistet  sind,  obwohl 
sie  keine  eigentliche  selbständige  Rechtspersönlichkeit 
mehr  besitzen,  und  es  sind  das  gerade  Rechte,  die  zeit- 
weilig stark  im  Vordergrunde  der  Diskussion  stehen  und 
über  die  man  sich  klare  Vorstellungen  und  Grundsätze 
aneignen  muss. 

Wir  schliessen  hiebei  aus  die  Berechtigung  oder 
Verpflichtung,  den  Ruf  und  guten  Namen  Verstorbener 
in  Schutz  zu  nehmen,  ebenso  alle  ökonomischen  Ver- 
hältnisse, die  sich  an  den  Hinschied  eines  Menschen 
knQpfen  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  dessen  Per- 
sönUchkeit  als  fortdauernd  erscheinen  lassen  können, 
sondern  sprechen  nur  von  dem  Recht  der  noch  vorhan- 
denen sichtbaren  Htllle  derselben,  für  die  doch  auch  ein 
Recht  bestehen  muss,  so  dass  sie  nicht  schutzlos  und 
gänzlich  rechtlos  jeder  willkürUchen  Behandlung .  preis- 
gegeben ist.  Li  dieser  Beschränkung  sind  die  «indivi- 
duellen Rechte  der  Verstorbenen»  bei  uns:  das 
Ton  der  jetzigen  Bundesverfassung  ausdrücklich  garantirte 
Recht  auf  eine  «schickliche»  Beerdigung  jedes  Todten, 
woran  sich  die  sehr  aktuellen  Fragen  über  Simultankirch- 
böfe,  geistliche  Assistenz  und  Glockenläuten  anschliessen. 
Femer  das  allfällige  kantonale,  von  der  Bundesverfassung 
nicht  speziell  berührte  Recht  auf  Feuerbestattung  an 
Stelle  der  Beerdigung,  und  endlich  das  eventuelle,  eben- 
falls kantonale  Recht  auf  unentgeltliche  Beerdigung  auf 
Staats-  oder  Gemeindekosten. 


De  Tttortufs. 


I. 


Darnach  steht   zunächst  bei   uns  das  gesammte  Be 
gräbniss Wesen   unter   dem  Schutz    der   bürgerliehen 
nicht  der  geistlichen,  Behörden  und  des  Bundes*),  aus 
gehend  von  dem  Gedanken  einer  bürgerlichen  Rechts 
gleichheit  auch  noch  nach  dem  Tode  und  von  einer  Be 
seitigung  namentlich  konfessioneller  Reehtsungleichheiten 
die  sich  gerade  auf  diesem  Gebiet  öfter  noch  geltend  zu 
machen  pflegen.  Die  bürgerlichen  Behörden  haben  daher  in 
Ausführung  dieser  Verfassungsbestimmung  nicht  bloss  die 
alleinige  rechtliche  Verfügung  über  die  Begräbnissplätze 
und  Begräbniss Veranstaltungen,  sondern   ganz  besonders 
auch  die  Pflicht  für  ein  schickliches  Begräbniss  eines 
jeden  Verstorbenen  zu  sorgen. 

Ein  eidgenössisches  Ausführungsgesetz  hierüber  be- 
steht nicht.  Ein  solches  sollte  anfänglich  erlassen  werden^ 
unterblieb  jedoch  dann  infolge  eines  Bundesbeschlusses 
vom  16.  Juni  1875  (I  571)  und  der  Bundesrath  liess 
sich  bloss  einen  Bericht  über  die  diesfälligen  Gesetze  der 
Kantone  abstatten. 

Zeitweilig  war  später  wieder  von  einer  eidgenössischen 
Gesetzgebung  infolge  einer  nicht  in  allen  Theilen  gehörig 
feststehenden  Praxis  die  Rede ;  der  Grund,  weshalb  es 
muthmasslich  dennoch  unterlassen  werden  wird  einheit- 
liche Ausführungsbestimmungen  an  die  Stelle  einer  kan- 
tonalen Praxis  treten  zu  lassen,  liegt  nicht  im  Zweifel  am 


^)  Nach  Art.  53,  zweiter  Absatz  der  Bundesverfassung, 
welcher  lautet:  «Die  Verfügung  über  die  Begräbnissplätze 
steht  den  bflrgerlichen  Behörden  zu.  Sie  haben  dafür  zu 
sorgen,  dass  jeder  Verstorbene  schicklich  beerdigt  werden 
kann.» 


Schickliches  Begräbniss.  5 

Bedürfnisse  von  solchen,  sondern  in  der  Abneigung  Fragen 
anzurühren,  in  denen  herkömmlich  der  konfessionelle  Geist 
und  Gegensatz  besonders  stark  hervortretend  ist. 

Die  zahlreiche  Praxis  des  Bundesrathes  und  zum 
Tbeil  der  Bundesversammlung,  die  namentlich  in  den 
ersten  Jahren  der  jetzigen  Bundesverfassung  von  1874 
sich  ergab,  hatte  sozusagen  ausschliesslich  mit  solchen 
konfessionellen  Fragen  sich  zu  befassen,  in  denen  sich  als- 
bald eine  gewisse  Unvereinbarkeit  der  kirchlichen  und 
bürgerlichen  Auffassung  zeigte.  Unerörtert  blieb  dagegen 
die  in  einem  Lande,  in  welchem  Todesstrafe  besteht, 
sich  ergebende  Frage,  ob  nicht  auch  den  Hingerichteten 
ein  schickliches  Begräbniss  garantirt  sei,  das  die  Über- 
gabe ihrer  Leichen,  oder  von  Theilen  derselben  an  Ana- 
tomien ausschhesst,  und  ebenso  die  noch  praktischere 
Frage  dieser  Anatomien  und  ihres  «Materials»  selbst. 
Der  Wortlaut  der  Bundesverfassung  ist  offenbar  der 
Art,  dass  es  nur  eines  Rekurses  bedürfte,  um  hierin 
einen  andern  Rechtszustand,  als  den  gegenwärtigen,  zu 
ermöglichen. 

Die  Hauptfrage,  die  entstand  und  immer  noch  als 
eine  «Frage»  besteht,  ist  die,  ob  die  Begräbnissplätze 
in  dem  Sinne  «bürgerlich»  sind,  dass  nur  Ein  Kirchhof 
für  alle  in  einer  Gemeinde  Verstorbenen  bestehen  darf, 
wobei  alle  der  Reihe  nach  nebeneinander  begraben  wer- 
den, oder  ob  und  in  welchen  Schranken  konfessionell 
getrennte,  oder  private  Begräbnissplätze  zulässig  sind.  Das 
dem  Bunde.sverfassungsartikel  in  logischer  Anwendung  Ent- 
sprechende wäre  offenbar  dasErstere,  sogenannte  Simul- 
tankirchhöfe; thatsächlich  aber  hält  der  Bundesrath 
daran  nicht  unter  allen  Umständen  fest,  sondern  gestattet 
konfessionell    getrennte   Begräbnissplätze,    oder    konfes- 
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sionelle  Ausscheidung  auf  dem  nämlichen  Platze,  in- 
sofern damit  keine  unschickliche  Absonderung  und  quasi 
Ausstossung  Einzelner  aus  der  bürgerlichen  Rechtsgemein- 
schaft, der  sie  im  Leben  angehörten,  verbunden  ist.  Das 
Gewicht  wird  also  auf  das  Wort  «schickliches»  Begräbniss 
gelegt.  Hiermit  wurde  in  einzelnen  Fällen  (Ley  vraz,  Bbl. 
1880,  Nr.  14)  die  Beerdigung  in  der  Reihe  auf  dem  ge- 
wöhnlichen Kirchhof  verlangt,  wo  keine  hinreichend  starke 
Konfessionspartei  vorhanden  war,  der  der  Verstorbene 
angehörte  und  die  einen  wirklichen  eigenen  Kirchhof  be- 
sass.  Ebenso  wurde  die  Praxis  als  nicht  zulässig  erklärt, 
welche  dahin  ging,  die  bestehenden  Kirchhöfe  an  Kon- 
fessionsparteien als  «Privatbegräbnissplatz»  zu  veräussern, 
und  dann  einen  angeblichen  öffentlichen  Kirchhof  an 
einem  andern  Orte  zu  installiren,  der  aber  thatsächlich 
nur  für  vereinzelte  Andersgläubige,  oder  irgendwie  sonst 
Ausgestossene  bestimmt  war. 

Die  katholische  Kirche  widerstrebt  prinzipiell  und 
mehr  oder  weniger  auch  thatsächlich,  soweit  es  thunlich 
erscheint,  dem  Simultanbegräbniss,  da  sie  die  Kirchhöfe 
als  geweihte  Stätten  ansieht,  die  nur  ihren  Angehörigen 
zukommen  sollen,  oder  sogar,  nach  einzelnen  schroffen 
Ansichten  darüber,  durch  Andere  entweiht  werden  können, 
wogegen  in  der  protestantischen  Auffassung  trotz  der 
Heilighaltung  der  Kirchhöfe  eine  solche  Ausschliesslich- 
keit mit  besserer  Begründung  nicht  besteht.') 


*)  In  neuerer  Zeit  hat  in  dieser  Beziehung  besonders  der 
Fall  von  Famek  in  Elsass -Lothringen  vom  13.  Januar  1903 
Veranlassung  zu  vieler  Zeitungsdiskussion  gegeben.  Schliess- 
lich musste,  entgegen  einer  Verfügung  des  Bischofs  von  Metz, 
durch  Entscheid  der  bürgerlichen  Behörden  ein  Protestant 
auf  dem  katholischen  Kirchhof  belassen  und  das  Interdikt  des 
Bischofs  von  Metz  über  den  Kirchhof  aufgehoben  werden.   In 


Geistliche  Assistenz.  7 

In  unmittelbarer  Verbindung  damit  stehen  zwei  andere 
Fragen.  Zunächst  die  der  Erzwingbarkeit  der  geist- 
lichen Assistenz  bei  Begräbnissen,  die  namentlich 
häufig  im  Falle  von  Selbstmord  vorzukommen  pflegt. 

Eine  Betheiligung  eines  Geistlichen  bei  einem  Be- 
gräbniss  ist  nach  unserer  bisherigen  Praxis  nicht  erzwing* 
bar,  da  man  annimmt,  dass  der  Art.  53  der  Bundesver- 
tassung  nur  die  bürgerlich-rechtliche  Seite  der  Sache  regle 
und  weil  man  femer  —  worüber  allfällig  ein  Zweifel  be- 


der  Schweiz  ist  es  besonders  der  Kanton  Freiburg,  in  welchem 
die  Bundesbehörden  öfters  Veranlassung  zum  Einschreiten 
hatten.  Historisch  ist  zu  sagen,  dass  in  der  ersten  Christen- 
gemeinde solche  Streitigkeiten  unbekannt  waren ;  die  einzigen 
Beerdigungen,  von  denen  die  Apostelgeschichte  berichtet  (V  imd 
VIII)  fanden  noch  nach  jüdischem  Ritus  statt,  wie  das  Begräb- 
niss  Christi  selber.  Dagegen  schreibt  schon  Isidor.  Hisp :  «Sacri* 
ficium  pro  defunctorum  fidelium  requie  offere  vel  pro  eis  orare 
qiiia  per  totum  hoc  orbem  custoditur,  credinius  quod  ab  ipsis 
Apostolis  traditum  sit».  Die  heute  gebräuchlichen  Ceremonien 
der  katholischen  Kirche  finden  sich  in  dem  Rituale  Romanum 
Tit.  VI  ausführlich  beschrieben,  werden  aber  nicht  immer 
genau  eingehalten.  Die  Reformation  musste  mit  dieser  ganzen 
Ueberlieferung  brechen,  weil  sie  mit  den  katholischen  Lehren 
Tom  Fegfeuer,  der  Messe  und  mit  der  ganzen  Stellung  der 
Kirche  unmittelbar  zusammenhing.  Bei  uns  sind  besonders 
die  Kirchenordnung  von  Basel  1529  und  die  Genfer-Ordon- 
nanzen  von  1541  bemerkenswerth.  Die  Pfälzer-Kirchenordnung 
von  15Q3  veiiangt  ausdrücklich  das  gleiche  Begräbniss  für 
Reiche  und  Arme,  gibt  an,  über  welche  Punkte  der  Geistliche 
in  seiner  Leichenrede  sich  zu  verbreiten  habe  und  schreibt 
ein  Schlussgebet  vor,  nach  welchem  die  Versammlung  das 
Credo  zu  sprechen  hat.  Ueber  die  Zulässigkeit  einer  Fürbitte 
für  die  Verstorbenen,  oder  einer  Einsegnung  derselben,  wie 
sie  die  katholische  Kirche  vornimmt,  waren  die  Ansichten 
der  Reformationszeit  verschieden ;  Calvin  war  gegen  jede  form- 
liebe  kirchliche  Fürbitte  (Brief  an  Vatellus  25.  September 
156S),  während  die  württembergischen  Kirchenordnungen  von 
1536  und  1553  dem  Geistlichen  vorschreiben,  den  Verstorbenen 
der  gnädigen  Hand  Gottes  zu  befehlen. 
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stehen  könnte  —  die  geistliche  Assistenz  und  Funktion  nicht 
als  ein  nothwendiges  Erforderniss  einer  «schicklichen»  Be- 
erdigung ansieht.*)  Allerdings  geschieht  dabei  sehr  viel 
Unrecht,  indem  man  im  Falle  von  Selbstmord  (wobei  die 
Frage  gewöhnlich  eintritt)  bei  angesehenen  Personen  stets 
Geistesstörung  supponirt,  worauf  sich  dann  die  Kirche 
(selbst  die  katholische,  die  sonst  im  Allgemeinen  kon- 
sequenter an  ihren  Grundsätzen  festhält)  herbeilässt,  die 
Assistenz  zu  gewähren,  wo  sie  es  unter  anderen  äusseren 
Verhältnissen  des  Entleibten  schwerlich  gethan  hätte.-) 

Es  ist  schon  möglich,  dass  in  dieser  Hinsicht  strengere 
Anschauungen  eintreten  werden,  wenn  der  Selbstmord  in 
der  bisherigen  Weise  zunimmt.  Dann  aber  sollten  sie 
bei  den  gebildeteren  und  besser  gestellten,  daher  auch 
verantwortlicheren  Selbstmördern  beginnen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Benutzung  der 
Glocken  bei  Begräbnissen,  die  einen  Hauptdifferenzpunkt 
mit  der  katholischen  Kirche  bildet.  Hier  nimmt  die  Bundes- 
praxis an,  dass  die  bOrgerUchen,  nicht  die  geistlichen  Be- 
hörden über  die  Glocken  zu  verfügen  haben  und  dass  das 
Läuten  derselben  nicht  verweigert  werden  dürfe,  auch 
nicht  im  Falle  eines  Begräbnisses  von  Andersgläubigen 
oder  Selbstmördern,  wenn  es  allgemein  ortsüblich  bei  Be- 
gräbnissen sei  und  daher  zu  einem  «schicklichen»  Be- 
gräbniss  gehöre.  Die  kathoHsche  Geistlichkeit  ist  bereits 
oftmals  anderer  Ansicht  gewesen. 

Hiebei  ist  dann  nach  der  Ansicht  des  Bundesrathes 
die  Frage  gänzlich  irrelevant,  wem   die  Glocken    eigen- 

^)  Massgebend  ist  darüber  namentlich  der  Fall  Näf, 
Bbl.  1881,  Nr.  18. 

2)  Typisch  ist  hiefür  der  Fall  des  Professors  von  Fetten- 
kofer  in  München  1901. 
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thümlich  gehören,  ob  der  Gemeinde,  oder  einer  kirchlichen 
Genossenschaft.^) 

Es  wftre  sehr  zu  wünschen,  dass  alle  diese  Fragen 
durch  eine  von  Oben  herab  angeordnete  einheitliche 
Praxis  auch  der  kirchlichen  Behörden  geregelt  würden, 
wenigstens  durch  ein  «tolerari  posse*,  wenn  sie  nicht 
prinzipiell  mit  den  bürgerlichen  gleicher  Meinung  sein 
zu  können  glauben.    Denn  derartige  «Begräbnissskandale» 


*J  Massgebend  hiefür  war  besondere  der  Fall  von  Billcns 
(Freiburg),  in  welchem  sich  der  Bundesrath  wie  folgt  aus- 
sprach: 

«Ob  das  Glockengeläute  bei  Anlass  einer  Beerdigung 
Erfordemiss  einer  schicklichen  Beerdigung  im  Sinne  der 
Vorschrift  des  Art.  53  Abs.  2  der  Bundesvei-fassung  ist,  hängt, 
wie  sich  aus  der  konstanten  Praxis  des  Bundesrathes  ergiebt, 
Ton  lokalen  oder  kantonalen  Sitten  und  Gebräuchen  ab.  Aus 
den  Erklärungen  der  Freiburger  Regierung  und  des  Gemeinde- 
präsidenten von  Billens  geht  nun  unzweifelhaft  hervor,  dass 
ein  solches  Glockengeläute  in  Billens  ortsüblich  und  ge- 
bräachlich  ist  und  dass  es  daher  in  dieser  Gemeinde,  wie 
übrigens  in  vielen  andern  Gemeinden  des  Kantons  Freiburg 
und  der  übrigen  Schweiz  ohne  Verletzung  der  Vorschrift  der 
Bundesverfassung  nicht  unterbleiben  darf.  Wenn  aber  bis 
anhin  das  Glockengeläute  in  der  Regel  nur  bei  Todesfällen 
in  den  wenig  zahlreichen  reformirten  Familien  der  Gemeinde 
Billens  unterblieb,  so  ergiebt  sich  aus  dieser  Thatsache  nicht, 
dass  dasselbe  eine  Kulthandlung  für  die  katholischen,  nicht 
dagegen  für  die  reformirten  Einwohner  von  Billens  ist, 
«ondem  dass  das  Unterlassen  desselben  bei  Todesfällen  in 
reformirten  Familien  die  Beerdigung  zu  einer  unschicklichen 
macht.  Denn  da  das  Glockengeläute  bei  Beerdigungen  keines- 
wegs als  eine  spezifisch  katholische  Kulthandlung  angesehen 
werden  kann,  so  hegt  in  dem  Unterlassen  desselben  bei 
Protestanten  eine  Sonderbehandlung  der  konfessionellen 
Minderheit,  die  eine  Schlechterst«llung  gegenüber  der  katho- 
lischen Mehrheit  ist  und  in  der  zum  Ausdruck  kommt,  dass 
den  Personen  reformirten  Glaubensbekenntnisses  bei  ihrem 
Tode  nicht  diejenige  Ehrung  zu  theil  werden  soll,  die  orts- 
ilblieh  und  demnach  schickUch    ist.     Es    haben    daher    die 
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sind  es,  die  den  konfessionellen  Frieden  am  meisten 
stören,  welcher,  wenn  irgendwohin,  auf  die  «Friedhöfe» 
gehört,  wo  alle  menschlichen  Leidenschaften  zu  schweigen 
haben  und  ein  einziger  Richter  für  alle  Verstorbenen 
vorhanden  ist. 


II. 

In  neuerer  Zeit  erst  ist  eine  Frage  mehr  in  den 
Vordergrund  getreten,  die  schon  in  den  ältesten  Zeiten 
der  Christenheit  bestand,  dann  aber  längere  Zeit  gänzlich 
geruht  hatte.  Es  ist  dies  die  Frage  der  Leichenver- 
brennung, anstatt  des  bisher  allgemein  üblichen  Be- 
grabens  in  die  Erde. 

Hierüber  spricht  sich  die  Bundesverfassung  nicht  aus, 
sondern  überlässt  diesen  Gegenstand  gänzlich   der  kan- 

Reformirten  wie  die  Katholiken  Anspruch  auf  das  Beerdigungs- 
geläute. 

Dass  die  Kirchenglocken  von  Billens  Privateigen- 
thum  der  katholischen  Pfarrgemeinde  sind,  kann  für  die 
geistlichen  Behörden  keinen  Grund  bilden,  deren  Benützung 
bei  der  Beerdigung  protestantischer  Personen  zu  verweigern, 
und  die  bürgerliche  Behörde  des  Rechts  nicht  berauben,  das 
Glockengeläute  zu  fordern.  Unter  dem  9.  Juli  1886  hat  der 
Bundesrath  auf  die  gleiche,  in  einem  analogen  Falle  vom 
Regierungsrathe  des  Kantons  Zug  erhobene  Einwendmig  die 
Antwort  ertheilt,  dass  diejenigen  Behörden,  welche  über  die 
Glocken  im  privatrechtlichen  Sinne  zu  disponiren  haben,  aus 
öffentlich  rechtlichen  Gründen  verhalten  werden  müssen,  den 
Gebrauch  derselben  bei  Beerdigungen  zu  gestatten.  Es  hat 
daher  der  Gemeindepräsident  Demierre  mit  Unrecht  den 
Gebrauch  der  Glocken  bei  Anlass  der  Beerdigimg  des  ver- 
storbenen Samuel  Bill  verweigert.» 

Anderer  Ansicht  war  ein  Gutachten  von  Prof.  Heusler  in 
Basel,  das  sich  die  Freiburger  Regierung  geben  liess.  Dasselbe 
ist  aber  wenig  bekannt  geworden,  da  es  sich  gleichzeitig  über 
die  Frage  der  Zulässigkeit  konfessioneller  Kirchhöfe  aussprach 
und  zwar,  wie  es  scheint,  in  negativem  Sinne. 
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tonalen  Verfügung*).  Immerhin  ist  offenbar  zu  sagen, 
dass  diese  antik-modeme  Beseitigungsart  der  Leichen 
insoweit  unter  die  Vorschriften  des  Art.  53  der  Bundes- 
verfassung gehört,  dass  das  dort  gebrauchte  Wort  «Be- 
erdigung» auch  hierauf  sich  beziehen,  also  auch  jede 
Leichenverbrennung  eine  schickliche  sein  muss.  Nur  wird 
man  nicht  die  Leichenverbrennung  überhaupt  und  prin- 
zipiell als  eine  unschickliche  Beerdigung  ansehen  dürfen. 

Lu  Uebrigen  stehen  sich  hier  dermalen  noch  zwei 
Anschauungen  schroff  gegenüber. 

Die  Befürworter  der  Leichenverbrennung  argumen- 
tiren  damit,  dass  die  geeigneten  Begräbnissplätze  in  der 
Nähe  der  Ortschaften  immer  seltener  und  theurer  werden, 
somit  weit  von  denselben  weg  verlegt  werden  müssen, 
während  die  Feuerbestattung  diese  Nachtheile  nicht 
habe,  sondern  sehr  einfach  und  billig  sei'),  femer  mit 
der  allgemeinen  Gesundheitspflege,  indem  aus  der  un- 
mittelbaren Nähe  der  Kirchhöfe  leicht  Vergiftungen, 
munentlich  auch  der  daher  fliessenden  Quellen  oder 
Wasserleitungen  entstehen  können.  Ebenso  ist  ein  wirk- 
sames Argument  für  viele  von  dieser  Furcht  befangenen 
Leute  der  absolute  Schutz  gegen  ein  Lebendigbegraben- 
werden,  das  übrigens  nur  äusserst  selten  in  Wirklichkeit 
vorgekommen  ist. 

Einzelne  phantastisch  gerichtete  Leute  verbinden  dann 
damit  auch  noch  Vorstellungen  von  einer  «reinigenden 

^)  Vgl.  Beschluss  der  Bundesversammlung  imd  des 
Bandesraths  in  Sachen  der  Petition  Girod  von  Chauxdefonds. 
Bbl.  1885,  No.  1  u.  2  und  Bbl.  1884,  IV  543. 

')  Letzteres  freiüch  nur  unter  der  Voraussetzung  einer 
allgemeinen  Benützung  und  daher  eines  stets  brennenden 
Ofens.  Dermalen  ist  es  noch  gar  nicht  der  Fall  und  findet 
Leichenverbrennung  nur  bei  wohlhabenden  Personen  statt. 
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Kraft  des  Feuers»  und  finden  diesen  Durchgang  durch 
einen  Ofen  poetischer  als  das  Begräbniss  im  «kQhlen 
Schooss  der  Erde»,  das  die  Gegner  der  Feuerbestattung 
ebenso  lebhaft  befürworten.  Wir  denken  unsererseits,  dies 
sei  Geschmackssache  und  zwar  mehr  der  Angehörigen, 
als  des  Verstorbenen  selbst,  und  alle  diese  Redensarten, 
auch  der  in  den  Leichenreden  oft  gebrauchte  Wunsch, 
«es  möge  ihm  die  Erde  leicht  sein»,  der  zwar  schon  aus 
der  klassischen  Zeit  stammt,  dürften  ohne  Nachtheil 
sämmtlich  aus  dem  Gebrauche  verschwinden,') 

Ganz  unzweifelhaft  ist  dagegen  hier  die  gesammte 
christliche  Kirche,  seit  ältester  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein,  eine  Gegnerin  der  Leichenverbrennung  gewesen, 
und  auch  der  christlich-mittelalterliche  Staat  hat  sich  früh- 
zeitig gegen  dieselbe  ausgesprochen,  allerdings  zum  Theil 
aus  sehr  politischen  Gründen.*) 


')  Eine  ganze  Sammlung  von  solchen  Poesien  zu  Gunsten 
der  «Feuerbestattung»  oder  des  «Flammengrabs»  findet  sich 
in  einer  neuesten  kleinen  Schrift  «Feuerbestattung»  von  Pastor 
Fidus,  Leipzig  1905. 

^)  Massgebend  war  zunächst  offenbar  die  jüdische  lieber- 
lieferuug.  welche  die  Verbrennung  als  etwas  Heidnisches 
verabscheute  und  von  dem  Glauben  ausging,  dass  die  Seele 
nicht  zur  Ruhe  gelangen  könne,  solange  der  Körper  nicht 
begraben  sei.  Sodann  auch  das  Beispiel  der  Grablegung 
Christi  in  einer  Felsengrotte.  Carl  der  Grosse  erliess  dann, 
mit  Hinblick  auf  die  heidnischen  Sachsen,  die  ihre  Todten 
verbrannt  hatten,  ein  Capitular  von  785  folgenden  Inhalts  : 
«Si  quis  corpus  defuncti  hominis  secuudum  ritum  paganorum 
flamma  consumi  fecerit  et  ossa  ejus  ad  cinerera  redegerit, 
capite  punietur».  Die  katholische  Kirche  hat  noch  neuestens 
durch  einen  Bescheid  des  hl.  Officium's  von  1886  die  Leichen- 
verbrennung als  einen  «detestabilem  abusum^»  erklärt  und  allen 
Gläubigen  streng  verboten.  Der  Protestantismus  besitzt  darüber 
keine  dogmatische  Vorschrift;  mit  Recht  aber  schliessen  die 
ortliotloxen  Protestanten  aus  den  gelegentlichen  Aeussenmgen 
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Es  gibt  auch  Leute,  welche  die  Beerdigung  als  einen 
Glaubensartikel  des  Christenthums  und  beinahe  als  eine 
Voraussetzung  der  Unsterblichkeit  ansehen.  An  sich  mit 
Unrecht,  da  selbst  ausgezeichnete  Christen,  wie  zahlreiche 
Mftrtyrer  der  christlichen  Kirche,  allerdings  gegen  ihren 
freien  Willen,  verbrannt  worden  sind. 

Endlich  sind  auch  die  Kriminalisten  mitunter  aus  dem 
Gninde  gegen  die  Verbrennung,  weil  dadurch  die  nach- 
trägliche Entdeckung  von  Verbrechensspuren  erschwert 
wird. 

Im  Ganzen  nimmt  die  Zahl  ihrer  Anhänger  zu,  theils 
aus  den  oben  berQhrten  rein  praktischen  Gründen,  theils 
weil  einige  Wortführer  des  kirchlichen  Liberalismus, 
wie  Grimm,  Hebbel,  Kinkel,  Rosegger,  Heyse,  Prölss, 
Fulda,   indirekt  aber  auch  Goethe*)  in  der   «Braut  von 

Tieler  Befürworter  der  Leichenverbrennung,  dass  damit  ein 
Verstoss  gegen  die  christliche  Volkssitte,  wenn  nicht  gar  eine 
Demonstration  gegen  die  Unsterblichkeitshoffnung  beabsich- 
tigt sei. 

'  j  Von  Goethe  gibt  es  übrigens  auch  ein  direktes  Zeugniss 
dafür  in  der  «natürlichen  Tochter»  (Aufzug  III,  Auftritt  IV) 
lautend : 

«0  weiser  Brauch  der  Alten,  das  Vollkomm'ne, 

Das  ernst  und  langsam  die  Natur  geknüpft. 

Des  Menschenbilds  erhab'ne  Würde,  gleich 

Wenn  sich  der  Geist,  der  wirkende,  getrennt, 

Durch  reiner  Flammen  Thätigkeit  zu  lösen! 

Und  wenn  die  Gluth  mit  tausend  Gipfeln  sich 

Zum  Himmel  hob  und  zwischen  Dampf  und  Wolken 

Des  Adlers  Fittig,  deutend,  sich  bewegte, 

Da  trocknete  die  Thräne,  freier  Blick 

Der  Hinterlass'nen  stieg  dam  neuen  Gott 

In  des  Olymps  verklärte  Räume  nach. 

0,  sammle  mir  in  köstliches  Gefäss 

Der  Asche,  der  Gebeine  trüben  Rest. 

Dass  die  vergebens  ausgestreckten  Arme 

Nur  etwas  fassen,  dass  ich  dieser  Brust, 

Die  sehnsuchtsvoll  sich  in  das  Leere  drängt, 

Den  schmerzlichsten  Besitz  entgegendrOcke.» 
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Korinth»  sich  dafür  ausgesprochen  haben,  was  natür- 
lich für  viele  seiner  blinden  Nachbeter,  massgebend  ist. 
Im  Allgemeinen  und  auf  die  Dauer  wird  sich  wahrschein- 
lich eine  fakultative  Benutzung  beider  Bestattungs- 
arten geltend  machen,  namentUch  bei  uns,  wo  schon 
mehrere  solche  Gesellschaften  und  kantonale  Verordnungen 
darüber  bestehend)     Eine  obhgatorisclie  Feuerbestattung 


')  Namentlich  in  Zürich  und  Basel.  Gewöhnlich  wird  mit 
Becht  entweder  eine  ausdrückliche  Willenserklärung  des  Ver- 
storbenen, oder,  in  Ermangelung  einer  gegentheiligen  Erklärung 
desselben,  der  Wunsch  der  Angehörigen  und  eine  vorangehende 
a^ltliche  Sektion  und  Bewilligung  des  Vorstehers  des  Sanitäts- 
departements verlangt.  Beides  auch  für  Leichen,  die  von  aus- 
wäiis  her  kommen.  Es  würde  sich  dieser  Gegenstand,  so  wie 
die  Sache  jetzt  steht,  sehr  zu  einem  Concordate  darüber 
eignen.  Das  bernische  «Dekret  über  die  Feuerbestattung» 
lautet  wie  folgt:  Art.  1.  Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  die 
Feuerbestattung  einzuführen  oder  zu  erlauben.  Es  darf  jedoch 
kein  Zwang  für  diese  Bestattung  stattfinden.  Sie  darf  vor- 
genommen werden,  wenn  der  Verstorbene  sie  schrifthch  ver- 
langt hat  oder  wenn  die  Verwandten  des  Verstorbenen  ohne 
Widerspiaich  aus  ihrer  Mitte  oder  wenn  diejenigen  Personen, 
die  für  die  Bestattung  zu  sorgen'  haben,  es  verlangen  und 
keine  gegentheilige  Willenserkläi'ung  des  Verstorbenen  vor- 
hegt; wenn  ärztlich  bescheinigt  wird,  dass  vom  Standpuukt 
der  gerichtlichen  Medizin  aus  der  Bestattung  durch  Feuer 
keinerlei  Bedenken  im  Wege  stehen;  wenn  bei  Bestattung 
von  ausserhalb  des  Kantons  Verstorbenen  die  zuständige  Amts- 
stelle des  Ortes,  wo  der  Tod  erfolgte,  die  Feuerbestattung 
bewilligt  hat.  Art.  2.  Für  jede  Feuerbestattung  ist  die  Be- 
wilhgung  der  zuständigen  Polizeibehörde  einzuholen.  Bei 
zweifelhafter  Todesursache  wird  die  Behörde  die  Vornahme 
einer  Sektion  anordnen.  Der  Vollzug  der  Feuerbestattung  ge- 
schieht unter  Aufsicht  der  Polizeiorgane  der  betreifenden  Ge- 
meinde. Die  näheren  Vorschriften  hierüber  sind  durch  ein 
Reglement  aufzustellen,  das  der  Genehmigung  des  Regierungs- 
rathes  unterhegt.   Art.  3.   Dieses  Dekret  tritt  sofoit  in  Kraft. 

In  der  Schweiz  bestehen  dermalen  3  Creraatorien,  in 
Deutschland  7,  in  Frankreich  2,  in  Italien  26,  in  Schweden  2, 
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ist  wohl  noch  nirgends  in  Aussicht  genommen  und 
würde  auch  auf  die  bestimmte  Opposition  vieler  Prote- 
stanten stossen,  die  an  der  bisherigen  Sitte  festhalten 
woDen^  und  denen  eine  solche  gewaltsame  Zerstörung  des 
Körpers,  an  Stelle  der  naturgemässen  Auflösung,  gegen 
das  Gefühl  zu  streiten  scheint. 

Thatsftchlich  ist  übrigens  die  Verbrennung  bloss  ein 
vorbereitender  Akt,  indem  bei  derselben  doch  immer  noch 
aosehnliche  Reste  des  Körpers  übrig  bleiben,  die  nicht  ohne 
weiteres  weggeworfen  werden  können,  sondern  irgend  eine 
würdige  Beisetzung,  in  der  Regel  naturgemäss  doch  in  einem 
Grabe,  finden  müssen.  Denn  solche  Reste  noch  in  Urnen 
etwa  auf  Kommoden  oder  Kaminen  herumstehen  zu  lassen, 
dag^en  sträubt  sich  das  Gefühl,  und  dieselben  würden 
in  spätem  Generationen  doch  der  Verwahrlosung  anheim- 
fallen, wenn  wir  nicht  etwa  dem  «Ahnenkult»  ^er  Ost- 
asiaten, an  Stelle  der  christlichen  Religion,  entgegen- 
geben. Schon  dermalen  kam  es  in  einer  Stadt  vor,  dass 
ein  reicher  Erbonkel  verbrannt  wurde.  Sein  Neffe  und 
Erbe  bestellte  pflichtgemäss  für  dessen  Asche  eine  kost- 
bare Urne  bei  dem  Bildhauer  und  bewahrte  sie  einst- 
weflen  in  einer  Cigarrenkiste  auf  dem  Vorplatze  seiner 
Wohnung  auf.  Als  aber  die  Urne  erschien,  war  die 
Asche  verschwunden  und  der  dienende  Geist  des  Hauses 
erklärte,  man  habe  sie  ohne  zu  wissen,  woher  sie  rühre, 
infolge  eines  obrigkeitlichen  Mandates  zum  Streuen  auf 
das  Glatteis  vor  dem  Hause  verwendet.     Das  Publikum 


in  Dänemark  1.  Ausserdem  haben  Nordamerika  und  Japan 
die  fakultative  Feuerbestattung  eingeführt.  Im  Kanton 
Tessin  ist  dieselbe  durch  Volksabstimmung  mit  grosser  Mehr- 
heit (18840  gegen  bloss  5204  Stimmen)  verworfen  worden. 
Verfaältnissmässig  zur  Volkszabl  ist  sie  dermalen  am  häufigsten 
in  der  Schweiz  und  in  Italien. 
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aber  sagte,  so  sei  denn  doch  der  reiche  N.  N.  wenigstens 
noch  nach  seinem  Tode  gemeinnützig  geworden.') 

Wie  die  Sache  jetzt  steht,  und  in  Verbindung  mit 
der  allgemein  sich  vorbereitenden  Aussclieidung  zwischen 
Anhängern  des  Christenthums  und  des  moderneu  Paga- 
nismus, wird  sich  wohl  noch  geraume  Zeit  hindurch  diese 
Frage  zu  einer  Art  von  Schiboleth  gestalten  und  man 
wird  schon  gegenwärtig  kaum  sehr  stark  fehlgehen, 
wenn  man  aus  einer  letztwillig  angeordneten,  oder  von 
den  nächsten  Angehörigen  verlangten  Verbrennung  nicht 
nur  bei  den  Katholiken,  sondern  auch  bei  den  Prote- 
stanten auf  eine  «moderne»  Gesinnung  des  Verstorbenen 

schliesst.-) 

III. 

Eine  weitere  Frage,  die  muthmasslich  auch  eine, 
diesmal  aber  nicht  kirchliche,  sondern  politisch-soziale 
Parteifrage  unserer  Zukunft  zu  werden  bestimmt  ist,  be- 
trifft das  unentgeltliche  Begräbniss  auf  Staats- oder 

')  Im  Post  Office  Departement  der  Vereinigten  Staaten 
wurde,  dem  gänzlich  entsprechend,  verfügt,  dass  solche 
Aschengefässe  bei  dem  Transport  auf  der  Post  als  «Fourth 
Class  matter»,  was  wir  nennen  «Muster  ohne  Werth»,  be- 
handelt werden  sollen. 

Das  deutsche  Reichsgericht  hat  in  einem  Falle  ent- 
schieden, dass  eine  Kirchgemeinde  nicht  verpflichtet  sei, 
solche  Aschenreste  in  ihre  Kirchhöfe  aufzunehmen,  wodurch 
die  Sache  noch  schwieriger  gemacht  wird.  Denn  das  war 
noch  das  Schönste  an  der  Sache,  dass  auf  diese  Weise  die 
Asche  ganzer  Familien  und  Generationen  in  Einem  Grabe  ver- 
einigt werden  konnte.  Eine  solche  Frage,  den  jüdischen  Kirch- 
hof in  Basel  betreffend,  liegt  zur  Zeit  auch  in  der  Eidgenossen- 
schaft vor. 

^)  Als  Litteratur  einer  bald  vergangenen  Periode  citireii 
wir    noch    den    schweizerischen    «Kirchen freund»    von    1886 
Nr.  8  und  folgende,  und  Dr.  Albei-t  Mächler  «Das  Begräbniss- 
wesen  nach  schweizerischem  Bundesrecht»  1892. 
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Gemeindekosten.  Gewöhnlich  wird  es  dermalen  von 
der  sozialdemokratischen  Partei  befürwortet  und  hat  in 
dieser  Weise  bereits  im  Kanton  St.  Gallen  zu  einer  Ver- 
werfimg durch  eine  Volksabstimmung  geführt.  Wir  müs- 
sen das  bedauern  und  theilweise  der  Abneigung  grosser 
Volkskreise  gegen  Alles,  was  von  dieser  Seite  herkommt, 
zuschreiben.  Denn  an  und  für  sich  ist  die  Forderung  in 
einem  auf  demokratischen  Grundlagen  aufgebauten  Staats- 
wesen berechtigt.  Sie  würde  manchen  Missbräuchen,  die 
dermalen  bestehen,  ein  Ende  bereiten  und  einen  Klassen- 
unterschied nach  dem  Tode  beseitigen,  wie  er  nicht 
unberechtigter  und  für  die  ärmere  Klasse  verletzender 
gedacht  werden  kann. 

Man  sieht  dermalen  mitunter  mit  Widerwillen 
in  den  Strassen  einen  pompösen,  mit  Kränzen  und 
prachtvollen  Schleifen  mit  goldgedmckten  Inschriften 
überladenen  Leichenwagen  dahinschwanken ,  welchem 
oft  sogar  noch  Droschken  mit  dem  Reste  der  kostspie- 
ligen Kränze  folgen,  die  in  wenigen  Tagen  vom  Todten- 
gräber  weggeräumt  werden  und  aus  deren  völlig  unnütz 
verschwendeten  Kosten  viel  Segen  hätte  erwachsen  können. 
Niemand  hat  etwas  davon,  als  etwa  ein  schaulustiges 
Publikum,  das  sich  zu  solchen  Schauspielen  drängt;  für 
Viele  sind  diese  «Blumenspenden»  bloss  eine  lästige  Pflicht 
gewesen,  höchstens  haben  sie  dem  Gärtnergewerbe  ge- 
dient, das  daraus  einen  Haupterwerbszweig  gemacht  hat. 
Und  wenn  dann  oft  unmittelbar  nachher,  statt  der  statt- 
lichen Karossen  dieses  Leichenkonduktes,  ein  armseUger 
Einspänner  mit  einem  kaum  von  einem  fadenscheinigen 
schwarzen  Tuch  bedeckten  Sarge,  begleitet  zu  Fuss 
von  einigen  wenigen  ärmlich  gekleideten  Personen,  die 
gleiche  Strasse   zum  Kirchhof  zieht,    so  fragt  man  sich 
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unwillkürlich,  ob  man  sich  noch  in  einer  Republik  befinde. 
Abgesehen  davon,  dass  der  arme  Gestorbene  vielleicht  die 
Ehrenkränze  besser  verdient  gehabt  hätte,  als  der  Andere. 
Aehnlich  ist  es  auf  den  Kirchhöfen  selbst,  wo  ein  wahr- 
haft sträflicher  Luxus  mit,  oft  sogar  geschmacklosen,  Stein- 
denkmälem  besteht,  da  wo  doch  e  n  d  1  i  c  h  Gleichheit 
und  kein  Ansehen  der  Person  mehr  herrschen  sollte. 
Die  «Majestät  des  Todes^,  von  der  so  viel  geredet  wird, 
geht  wirklich  auf  diesen  sinnlos  herausgeputzten  Kirch- 
höfen M  gänzUch  verloren. 

Es  ist  natürlich,  dass  sich  in  den  armen  Klassen 
eine  Bitterkeit  dagegen  regt  und  dass  andererseits  manche 
arme  Frau  sich  das  Nothwendigste  versagt,  um  nur  ihrem 
verstorbenen  Mann  oder  Kind  zu  einem  wenigstens  an- 
nähernd «anständigen»  Begräbniss  zu  verhelfen.  Bei 
manchen  ärmeren  Leuten  ist  das  sogar  eine  wahre 
Idiosynkrasie;  der  Gedanke  beschäftigt  sie  zeitlebens, 
kein  «Armenbegräbniss»  haben  zu  müssen ,  sondern 
einigermassen  «wie  Andere»  unter  die  Erde  zu  kommen. 

Dieser  Ungleichheit  wird  nicht  dadurch  gesteuert, 
dass  man  für  die  ärmeren  Klassen  ein  unentgeltUches  Be- 
gräbniss einführt.  Das  ist  jetzt  schon  vorhanden  und 
führt  eben  diese  Uebelstände  herbei ;  sondern  es  müssen 
alle  Menschen  ganz  gleich  auf  öffentliche  Kosten  und 
ohne  Luxus  begraben  werden.  Würde  das  so  gehalten 
werden,  so  würde  sich  wohl  auch  die  Blumen-  und  Denk- 
mälerverschwendung wieder  einigermassen  reduziren,  und 
mit  einer  sehr  verlängerten  Dauer  der  Grabesruhe  in  den 

')  Ein  Muster  eines  solchen  ist  der  Kirchhof  in  Genua, 
wo  in  Stein  gemeisselte  Personen  in  modernen  Kleidern 
herumsitzen;  die  stimmungsvollsten  Begräbnisplätze  dagegen 
sind  wohl  der  Campo  Santo  in  Pisa,  die  Superga  bei  Turin, 
die  Kirche  Santa  Croce  in  Florenz  und  das  Pantheon  in  Rom. 


Unentgeltliches  Begräbniss.  19 

allgemeinen  Gräbern    wäre    auch    eine    Aufhebung    der 
privilegierten,  gekauften,  Grabplätze  vereinbar. 

£s  ist  auch  dieser  Luxus  und  diese  ganze  Kirchhof- 
schwärmerei ein  Beweis  für  den  herrschenden  Materialis- 
mus in  den  oberen  Klassen  der  jetzigen  Gesellschaft. 
Wer  an  die  Fortdauer  des  menschlichen  Geistes  recht 
glaubt,  wird  niemals  ein  sehr  grosses  Gewicht  auf  die  küm- 
merlichen Reste  seiner  jetzigen  Behausung  legen  und  ledig- 
lich darauf  sehen,  denselben  eine  anständige  Auflösung  zu 
sichern.  Diejenigen  aber,  denen  dieser  Körper  Eins  imd  Alles 
war  und  für  die  ilir  Angehöriger  eben  «im  Grabe  liegt», 
die  sind  bedacht,  ihm  wenigstens  dieses  Grab  noch  zu 
verzieren  und  das  Grauen,  das  sie  davor  empfinden,  mit 
Kränzen  und  Blumenpflanzungen  zu   überdecken. 

Alles  das  spricht  für  das  offizielle  und  unentgeltliche 
bürgerliche  Begräbniss  für  Alle. 

Wollen  sich  dann  die  Wohlhabenden  noch  bei  diesem 
Anlasse  auszeichnen,  so  wird  es  ihnen  ein  Leichtes  sein, 
dies  durch  eine  Gabe  für  die  Armuth,  die  mit  tausend 
Händen  sich  nach  ihr  ausstreckt,  zu  thun.  Die  pompö- 
sen Denkmäler  aus  Marmor  sollten  gänzlich  verschwinden, 
oder  auf  sehr  bescheidene  Dimension  herabgemindert 
werden,  ausser  denen,  die  ein  dankbares  Vaterland  seinen 
besten  Söhnen  setzt  und  die  wir  jetzt  nur  höchst  selten 
neben  den  grossartigen  Tempeln  und  Inschriften  erblicken, 
welche  sich  unbedeutende  und  unbekannte  Leute  selbst 
gestiftet  haben. 

Anknüpfend  hieran  dürfte  auch  noch  mit  einem  W^orte 
der  Leichenreden  gedacht  werden.  Dieselben  sind 
neueren  Ursprungs  und  in  der  alten  und  mittelalterlichen 
Kirche  nicht  bekannt  gewesen.  Erst  seit  der  Reformation 
kamen  sie  und  ebefiso  die  Gesänge  auf  den  Gräbern  nach 
und    nach,    zuerst    bei    hervorragenden    Personen,    all« 
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mählig  allgemein  auf  und  jetzt  ist  des  Redens  und  Sing- 
sangs oft  kein  Ende,  wobei  wir  die  Ansicht  eines  her\'or- 
ragenden  geistlichen  Schriftstellers  theilen,  dass  «der 
Kunstgesang  der  Singvereine  kaum  mehr  in  den  Rahmen 
einer  kirchüchen  Begräbnissfeier  gehöre».') 

Bezüglich  der  Leichenreden  ermahnt  zwar  schon  die 
bereits  angeführte  treffliche  Pfälzer  Kirchenordnung  von 
1563,  sie  sollen  « sich  alles  Lobens  enthalten,  damit  diese 
Predigten  nicht  in  Missbrauch  gerathen»,  und  es  ist  be- 
zeichnend, dass  Luther  selbst  bei  den  Begräbnissen 
zweier  seiner  Kurfürsten  1525  und  1532  zwei  von  allem 
Persönlichen  ganz  freie  Predigten  hielt.  Bald  aber  finden 
sich  schon  bei  Valentin  Herberger  Leichenreden  «zum  Ge- 
dächtniss  eines  16  Stunden  nach  der  Taufe  verstorbenen 
Mädchens»,  und  eine  bezügliche  Berichterstattung  sagt,  ^die 
Personalien  seien  bei  diesem  innigen  Prediger  manchmal 
sehr  in  den  Vordergnmd  gerückt».  Bei  fürstlichen  Leichen- 
begängnissen fingen  sie  schon  an  gedruckt  und  in  kleinen 
Büchern  zum  Andenken  vertheilt  zu  werden. 

Das  alles  ist  nun  allgemein  Sitte  geworden  und  da- 
mit verbunden  natürlich  das  «de  mortuis  nil  nisi  bene^, 
eine  Lobeserhebung,  die  mit  der  Wahrheit,  welche  doch  alle 
Anwesenden  kennen,  oft  in  direktem  Widerspruche  steht,, 
und  doch  nicht  ohne  Kränkung  der  Hinterlas.senen  unter- 
lassen werden  kann.  So  dass  auch  in  diesem  Punkte 
eine  der  Sache  und  der  Würde  des  Todes  entsprechende 
Revision  unserer  gesammten  Anschauungen  und  Gebräiiche- 
eine  Frage  der  näheren  Zukunft  sein  dürfte. 

Es  ist  an  uns   «Evangelischen»,   damit  den  Anfang^ 
zu  machen. 


*)  Namentlich  das  sentimentale  «O  mein  Vaterland»,  von 
Keller-Bauragartner  ist  beinahe  zu  einer  Landplage  geworden. 
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IV. 
Und  was  wird  denn  aus  den  Verstorbenen  selber?  — 
Während  man  so  viel  Wesens  über  ihr  « Staubgewand  > 
macht  das  doch  so  vergänglich  und  dessen  gar  nicht 
werth  ist,  fragt  eigentlich  Niemand  darnach  recht  ernst- 
lich, und  für  w^en igst ens  die  halbe  Menschheit  bleibt 
diese  wichtigste  Frage  stets  eine  trostlose  Ungewissheit. 

«Von  Erde  sind  und  Erde  werden  wir. 
Voll  Angst  und  Sorge  sind  auf  Erden  wir. 
Wir  geh'n  von  dannen,  und  es  bleibt  die  Welt, 
Und  Niemand  hat  ihr  Räthsel  aufgehellt.» 

Es  kennzeichnet  den  ganz  realistischen,  auf  den 
Augenblicksgenuss  gerichteten  Charakter  unseres  Zeit- 
alters, dass  es  sich  um  einen  Zustand,  der  mit  Sicherheit 
und  stets  verhältnissmässig  bald  eintritt,  und  möglicher- 
weise ein  sehr  dauernder  ist,  so  wenig  Gedanken  macht. 
Volle  neun  Zehntel  der  jetzt  Lebenden  haben  darüber 
wahrscheinlich  keine  völlige  Gewissheit. 

Am  grössten  ist  die  der  reinen  Materialisten,  die,  von 
ihrem  Standpunkte  aus  mit  Recht,  annehmen,  dass  eine  rein 
körperlich-natürhche  Existenz  durch  die  Dekomposition 
<fes  Körpers  gänzlich  aufhöre.  Sie  bleiben  aber  auf  d  i  e 
Frage  die  Antwort  schuldig,  was  denn  dieses  Leben,  das 
fär  die  weitaus  Meisten  nur  Mühe  und  Sorge  und  für 
Alle  mehr  Unglück  als  Glück  im  gewöhnlichen  Ver- 
stände dieser  Worte  bedeutet,  für  einen  Sinn  habe.') 

Glaubt  irgend  Jemand  ernstlich,  dass  auf  dem  Wege 
irgend    eines    Perfektionismus    oder    Sozialismus    dieser 


')  Selbst  Göthe  sagt  ja  bekanntlich  zu  Eckermann,  sein 
Leben  sei  dieser  Art  gewesen,  und  er  habe  in  75  Jahren  kaum 
4  Wochen  ruhiges  Behagen,  alles  zusammengezählt,  gekannt. 
Ißd  von  einem  jetzigen  hochgefeierten  Dichter,  Giosue 
Oarducci,  wurde  bei  Anlass  des  Petrarca- Jubiläiuns   eine  Zu- 
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Zustand  des  Menschenlebens,  wie  er  schon  seit  Tausen- 
den von  Jahren  bestanden  hat,  in  weiteren  Tausend  sich 
vollständig  verändern  werde  ?  Der  Glaube  an  eine  ausser- 
irdische  Fortsetzung  desselben  ist  daher  ein  dringendes 
Bedürfniss  und  hat  sich  zu  allen  Zeiten  in  irgend  einer 
Form  geltend  gemacht.  An  das  «dass»  muss  man  glau- 
ben, wenn  das  Leben  einen  Sinn  haben  soll,  aber  das 
«wie»  bleibt  in  Dunkel  gehüllt. 

Selbst  die  Evangelien  lassen  uns  hier  einigennassen 
im  Stich,  indem  sie  in  einzelnen  Stellen  eine  bedingte 
Unsterblichkeit  anzunehmen  scheinen,  die  keineswegs 
fQr  Alle  besteht.')  Und  die  Andern?  Gehen  sie  in  Ver- 
nichtung unter,  als  taube  BlOthen  am  Baum  des  Lebens, 
die  keine  Früchte  zu  bringen  vermochten  und  daher 
werthlos  zu  Boden  fallen?  Oder  gehen  sie,  wie  Macchia- 
velli  von  dem  energielosen  Parteihaupt  seiner  Mittel- 
partei in  Florenz,  dem  Gonfaloniere  Soderini  sagte,  in 
den  «limbo  dei  bimbi»,  zu  einem  erneuten  Erziehungsver- 
suche, vielleicht  unter  erschwerten  Umständen?-) 

Niemand  weiss  darüber  etwas  ganz  Sicheres,  wenn 
man  nicht  die  berühmte  Antwort  des  württerabergischen 
Pfarrers  Flattich  dafür  annehmen  will.^) 


Schrift  an  den  Bürgeiineister  von  Florenz  bekannt,  welche 
damit  schliesst:  «Ich  bin  nicht,  der  ich  war;  Ein  Stock  nur 
blieb  und  dieses  ist  Schwäche  und  Klage». 

Die  «Todteninsel»  von  Böcklin  gewährt  auch  keinen  grossen 
Trost. 

')  Ev.  Lucae  XX,  35,  36;  Joh.  VI,  40. 

-)  Dieser  Ansicht  scheint  eine  berühmte  Heihge  der  katho- 
hschen  Kirche,  Cattarina  Fieschi,  gewesen  zu  sein,  indem 
sie  selbst  die  Hölle  der  kirchlichen  Vorstellung  zu  einer 
solchen  Erziehungs-  und  Gnadenanstalt  noch  macht  («Theologie 
der  Liebe»  pag.  133  und  160). 

•)  Denselben  fragte  ein  General  und  Hofmann  bei  Tafel 
in  spöttischer  Absicht,  ob  man  eigentlich  etwas  Gewisses  von 
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In  unserer  gegenwärtigen  Zeit  versucht  es  der  Spi- 
ritismus, welcher  in  bedrohlichem  Massstabe  zunimmt, 
diese  Gewissheit  durch  einen  angeblichen  Verkehr  mit 
den  geschiedenen  Seelen  zu  erlangen,  welche  nach  seiner 
Behauptung  noch  in  einer  Verbindung  mit  der  irdischen 
Welt  stehen  und  sich  durch  ein  sogenanntes  «Medium», 
das  hiezu  missbraucht  wird,  vernehmbar  machen  können. 

Mit  Recht  hat  die  christliche  Kirche  seit  jeher  solche 
Versuche  perhorreszirt  und  schon  im  Judenthum  gehörten 
sie  in  das  Gebiet  der  streng  verbotenen  Zaubereisünden.') 
Im  Übrigen  aber  geht  sie  in  ihren  einzelnen  Denomina- 
tionen weit  auseinander,  von  der  Anschauung  des  purga- 
torio,  das  Dante  unübertrefflich  schön  geschildert  hat^) 
und  die  für  viele  ihrer  Unvollkoramenheit  sich  schmerz, 
lieh  Bewnsste  eine  grosse  Beruhigung  enthält,  bis  zu 
der  protestantischen  Kirchenlehre,  in  welcher  der  un 
vollkommenste  Mensch  durch  das  Verdienst  Christi  direkt 
in  einen  ganz  voUkommenen  Zustand  übergeht,  was 
wenig  natürliche  Logik  für  sich  hat. 

Ebenso  ungewiss  wird  stets  sein,  ob  eine  Rückerin- 
nerung an  das  frühere  irdische  Leben  übrig  bleibt,  in 
welchem  Falle  eine  vollkommene  Seligkeit  eine  sehr  frag- 
liche Sache  sein  dürfte*),  oder  ob  der  Lethestrom  über 

dem  Leben  in  der  Ewigkeit  wisse.  Flattich  anwortete  zunächst 
mit  der  Gegenfrage,  ob  er,  der  Frager,  glaube  doii  noch  General 
and  Kammerherr  zu  sein.  Und  als  derselbe  dies  verneinte, 
fuhr  er  fort:  «Nun  da  wissen  Sie  ja  etwas  ganz  Gewisses 
and  sogar  die  Haupt^^ache;  verhalten  Sie  sich  darnach». 

M  I  Sam.  XXVIII,  7—19. 

*)  Vgl.  «Briefe»,  Dante. 

')  E^  gibt  nicht  gerade  viele  Menschen,  mit  denen  man 
för  eine  ganze  Ewigkeit  nahe  vereinigt  bleiben  möchte,  wenn 
Rückerinnerung  stattfindet.  Wen  man  eigentlich  liebt,  oder 
nicht  liebt,  ist  hieran  gut  erkennbar. 
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dasselbe  hinweggerauscht  sein  wird.  Dann  aber  sind 
wir  nicht  wir  mehr,  sondern  Andere,  so  gut  als  ob 
«wir»  nie  gewesen  wären. 

Das  sind  die  eigentlichen  grossen  Fragen,  neben 
denen  die  viele  Beschäftigung  der  Menschen  mit  dem, 
was  aus  dem  «Bruder  Esel»,  wie  ihn  Franz  v.  Assisi 
nannte,  dem  Körper,  wird,  und  welche  letzte  Ehren  ihm 
erwiesen  werden  sollen,  höchst  unbedeutend   erscheinen 

Das  Sicherste  ist:  Zunächst  unsere  Verstx)rbenen 
nicht  auf  den  Kirchhöfen  oder  in  den  Aschenumen  zu 
suchen,  und  uns  selber  weder  auf  Vemichtimg,  noch  auf 
eine  plötzliche,  ganz  unvermittelte  Veränderung  unseres 
Wesens  einzurichten,  sondern  auf  einen  Fortschritt 
im  idealistischen  Sinne,  der  eine  Entkleidung  von  aller 
mit  der  irdischen  Materie  nothwendig  verbundenen 
Schwachheit  neben  einer  weiteren  Thätigkeit  irgend  einer 
befriedigenden  Art  enthält,  und  auf  der  hier  erreichten 
Stufe  des  Immaterialismus  möglich  ist. 

Denn  auch  der  Gedanke  einer  «ewigen  Ruhe^  ist 
für  uns  kaum  fassbarer,  als  der  einer  ewigen  Vernich- 
tung und  weder  erfreulich,  noch  eines  denkenden  Wesens 
würdig.  Er  zeigt  nur,  wie  sehr  die  arme  Menschheit  zum 
blossen  Arbeitsthier  voller  Mühsal  und  Sorgenlast  herab- 
gewürdigt ist,  so  dass  sie  sich  nur  noch  nach  Ruhe 
sehnt.  Wir  würden,  so  wie  wir  uns  jetzt  ein  Fortleben 
überhaupt  vorzustellen  im  Stande  sind,  eine  ewige  Ruhe 
so  wenig  ertragen  können,  als  ein  ewiges  Harfengetöne, 
dessen   wir  bereits  hier  zuweilen  zu  viel  gehabt  haben. 

Doch  sind  das  Alles  im  Grunde  Nebensachen,  weil 
sie  niemals   für  unseren  jetzigen  Geisteszustand   fassbar 
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und  daher  diskutirbar  sein  werden.  Die  Hauptsache 
bleibt,  dass  es  eine  Zukunft  gibt  und  dass  in  einer 
kommenden  bessern  Zeit,  als  unsere  Gegenwart  es  ist, 
ober  jedem  Grabe  der  erneuerten,  wirklich  christlich 
gewordenen  Völker  stehen  wird: 

«Non  est  hie,  surrexit».') 


'j  Ev.  Matth.  XXVIII,  6.    Job.  XI,  25.    I  Cor.  XV,  12-  Iß. 


Beilagen. 
I. 

Der  vierte  Landfriede  vom  18.  Juli  1712.*) 
(Eidg.  Abschiede  VI  Seite  2330-2337.) 

In  dem  Namen  der  allerheiligsten  ohnzertrennten 
Dreifaltigkeit  Gottes  des  Vaters,  Sohns  und  Heiligen 
Geistes,  Amen. 

Zu  wissen  kund  und  offenbar  sei  hieniit  Männiglich, 
alsdann  sich  zu  allgemeinem  Bedauern  begeben,  dass 
zwischen  denen  loblichen  Orten  der  Eidgenossenschaft, 
als  nämlich  Zürich  und  Bern  an  einem,  dann  Lucem, 
Uri,  Sch>;^yz,  Unterwaiden  ob  und  nid  dem  Kemwald 
und  Zug  sammt  dem  äussern  Amt  an  dem  anderen  Theil 
einige  Misshell,  Irrung  und  Zweispalt  von  toggenbur- 
gischen  Landsbeschwerden  und  daherigen  Klagten  wegen 


')  Die  Verträge  zwischen  den  konfessionellen  Parteien 
in  der  Eidgenossenschaft,  die  seit  dem  16.  Jahrhundeil  in 
Folge  wiederholten  Bürgerkrieges  stattgehabt  hatten  und  ge- 
wissennasseu  das  konfessionelle  Bundesstaatsrecht  der  alten 
Zeit  ausmachten,  enthalten  lediglich  in  dem  vierten  (letzten) 
Landfrieden,  welcher  nach  dem  sog.  Toggenburgerkrieg  ge- 
schlossen wurde,  eine  spezielle  Bestimmung  über  die  Kirch- 
höfe. Dieser  Vertrag  ist  auch  in  Bezug  auf  die  übrigen  kon- 
fessionellen Fragen  der  ausführlichste  und  interessanteste 
und  wird  daher  hier  seinem  ganzen  Wortlaute  nach  abgedrackt, 
nebst  dem  Publikationsmandat  der  Eidg.  Kanzlei  zu  Baden, 
das  ihn  für  die  gemeinen  Herrschaften  in  Wirksamkeit  setzte. 
Vgl.  darüber  auch  noch:  Balthasar  «Gedanken  und  Frag- 
mente», fünftes  «von  den  Gesetzen  der  Eidgenossen  die  Zwiste 
in  Religionssachen  zu  verhüten»,  pag.  105. 


Der  vierte  Landfriede.  27 

«erwachsen,  und  selbige  mit  dem  Lauf  der  Zeit  solche 
Weiterung  gewonnen,  dass  endlich  aus  Gottes  gerechter 
Verhängniss  man  nicht  allein  im  Toggenburg  und  den 
aht-sL  gallischen  Landen,  sondern  auch  in  den  gemeinen 
Herrschaften,  sonderbar  aber  der  Grafschaft  Baden,  und 
den  Freien  Ämtern  zu  krieglichen  Verfassungen,  ja  wirk- 
lieben Thfttlichkeiten  Selbsten  gegen  einander  gerathen; 
dass  daraufhin  beide  lobliche  Orte  Zürich  und  Bern  sich 
henöthiget  befunden,  nicht  aUein  der  Grafschaft  Baden 
sammt  den  freien  Ämtern  und  der  Städten  Baden, 
Mellingen,  Bremgarten  etc.  sich  zu  bemächtigen,  sondern 
auch  des  Thurgeus  und  Rheinthals  zu  versichern, 
derowegen  dann  die  übrigen  loblichen  Städte  und  Orte 
der  Eidgenossenschaft,  als  Glarus,  Basel,  Freiburg,  Solo- 
thum,  Schaffhausen,  Appenzell,  Stadt  St.  Gallen  und 
Biel  aus  wahrer  Sorgfalt  für  die  Erhaltung  gemein  lieben 
Vaterlands  und  den  von  unsern  Altvorderen  theuer  er- 
worbenen Freiheiten  veranlasset  worden,  eine  allgemeine 
Zusammenkunft  aller  loblichen  dreizehn  und  zugewandter 
Orte  der  Eidgenossenschaft  nach  Aarburg  und  Ölten  aus- 
zuschreiben, hernach  aber  gemeinsamlich  besser  befunden 
um  allseitig  mehrerer  Kommlichkeit  willen  die  Malstatt 
nach  Aarau  zu  verlegen,  allwo  sich  aller  loblicher  eid- 
!?enössischer  Orte  Herren  Ehrengesandte  einbefunden, 
durch  welcher  ohnermüdeten  Fleiss,  Arbeit  und  Sorgfalt 
die  Sachen  endlich  so  weit  gebracht  worden,  dass  ent- 
zwischen  den  loblichen  Orten  Zürich  und  Bern  an  einem 
dann  Lucem  und  Uri  an  dem  andern  Theil  den  18.  Juli 
1712  wirklichen  ein  Frieden  abgeredt  und  verglichen,  in 
ein  Instrument  verfasst,  von  derselben  Herren  Ehrengesand- 
ten kraft  von  ihren  Herren  und  Oberen  empfangener  Ge- 
walten allseitig  unterschrieben,  und  mit  dero  Pitschaften 
verwahrt  worden,  welchen  verbriefeten  Frieden  aber  da- 
malen  die  loblichen  Orte  Schwvz,  Unterwaiden  und  Zuij 
nicht  annehmen  wollen;  derowegen  dann  die  Sachen 
endlich  dahin  gekommen,  dass  man  in  noch  mehrere 
Thätlichkeiten  und  leidige  Kriegsübungen  gegen  ein- 
ander zerfallen;  bis  dass  endlich  der  sammtlicher  lob- 
li^'her  dreizehn  und  zugewandter  Orten  der  Eidgenossen- 
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Schaft  Herren  Ehrengesandte  sich  wiederum  in  Aarau 
frischerdingen  zusammengethan,  und  nach  Eröffnung  ihrer 
von  dero  allseitigen  hohen  Gewalten  zum  Friedensschluss 
empfangener  Vollmachten,  durch  ihre  angewandte  ohn- 
gemeine  Besorgfältigung,  Eifer  und  Beflissenheit  unter 
Mitwirkung  des  Segens  des  Allerhöchsten,  sothane  Miss- 
verständniss  und  Zwietracht  völUg  erörtert,  entscheiden, 
betragen  und,  Gott  gebe,  zu  einem  immerwährenden 
Frieden  und  Vergleich  verordnet  worden,  wie  von  Puncten 
zu  Puncten  folget,  und  waren  die  Gesandten:  von  Zürich 
Herr  Johann  Jakob  Escher,  Burgermeister  und  Herr 
Johann  Jakob  Ulrich,  Statthalter  und  des  Raths;  von 
Bern  Herr  Samuel  Frisching,  Herr  zu  Rümligen,  Venner; 
Herr  Christoph  Steiger,  Sekelmeister  wälscher  Landen, 
und  Herr  Abraham  Tschamer,  alle  drei  des  Raths;  von 
Lucern  Herr  Johann  Martin  Schwytzer,  Herr  zu  Bunas, 
Schultheiss  und  Venner,  Herr  Lorenz  Franz  von  Flecken - 
stein,  Amts- Statthalter  und  Stadtvenner,  und  Herr  Oberst 
Carl  Antoni  am  Rhein,  des  Raths;  von  Uri  Herr  Carl 
Alplions  Bessler,  neu-Landammann  und  Pannerherr,  Herr 
Landshauptmann  Joseph  Antonie  Püntiner,  Oberster  und 
alt-Landammann,  und  Herr  Sebastian  Jauch,  Landschreiber ; 
von  Schwyz  Herr  Hauptmann  Joseph  Franz  Ehrler,  neu- 
Landammann,  und  Herr  Gilg  Christoph  Schorno,  alt  Laud- 
ammann; von  Unterwaiden  ob  dem  Wald  Herr  Cunrad 
von  Flüh,  Landammann,  und  Herr  Nikiaus  im  Feld,  alt- 
Landammann,  und  Pannerherr;  nid  dem  Kemwald  Herr 
Sebastian  Remigi  Kaiser,  Landammann  und  Landshaupt- 
mann, und  Herr  Hauptmann  Ignatius  Stultz,  alt-Land- 
ammann; von  Zug  Herr  Beat  Jakob  zur  Lauben  von 
Thurn  und  Gestellenburg,  Herr  zu  Hembrun  und  Angliken, 
Ritter  und  alt-Landammann,  Herr  Hauptmann  Wolfgang 
Damian  Müller,  Sekelmeister,  Herr  Hauptmann  Christian 
Hermann  und  Herr  Gall  Lätter  von  Ägeri,  desgleichen 
Herr  Heggeli,  alt- Ammann  zu  Menzingen,  alle  des  Raths; 
von  Glarus  Herr  Johann  Heinrich  Zwicki,  Landammann, 
und  Herr  Jakob  Gallati,  Statthalter  und  des  Raths ;  von 
Basel  Herr  Johann  Balthasar  Burkhard!,  Burgermeister, 
und  Herr  Christoph  Burkhardt,  Deputat  und  des  Raths; 
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von  Freibui^  Herr  Franz  Philipp  von  Lanten  genannt 
Heid,  Herr  zu  Cugy,  Omont  und  Vesir,  Schultheiss,  Ritter, 
nnd  Herr  Franz  Nikiaus  Vonderweid,  des  Raths;  von 
Solothum  Herr  Baron  Friedrich  von  Roll,  Herr  zu 
£nimenholz,  Stadtvenner,  Ritter,  und  Herr  Johann  Jakob 
J<>seph  Glutz,  Ritter,  Sekelmeister,  beide  des  Raths ;  von 
Scbaffhausen  Herr  Michael  Senn,  Burgermeister,  und 
Herr  Melchior  von  Pfisteren,  Statthalter  und  des  Raths; 
von  Appenzell  Herr  Paulus  Suter,  Landammann  innern, 
und  Herr  Lorenz  Tanner,  Landammann  äussern  Rhodens; 
von  Stadt  St.  Gallen  Herr  Christoph  Hochreutiner,  Stadt- 
schreiber, J.  U.  Doctor  und  des  Rahts;  von  Biel  Herr 
Peter  Haas,  Stadtvenner  und  des  Raths. 

Erstens  sollte  den  beiden  loblichen  Orten  Zürich  und 
Bern  verbleiben  die  ganze  Grafschaft  Baden  sammt  allen 
darin  liegenden  und  dazu  gehörigen  StädteU;  Orten,  Land 
und  Leuten,  worunter  die  Stadt  Bremgarten  gleichfalls 
gemeint  und  begriffen  ist,  zusammt  allen  anderen  lands- 
herrlichen Rechten  und  Gerechtigkeiten,  auch  aller  Zu- 
gehört, nichts  ausgenommen  noch  vorbehalten.  Ferners 
soDe  in  den  freien  Ämtern  von  nun  an  eine  Landmarch- 
Ligne  gezogen  werden,  von  Lunkhofen  an  bis  auf  Fahr- 
wangen, also  dass,  was  unterhar  dieser  Ligne,  von  den 
beiden  loblichen  Orten  Zürich  und  Bern  allein,  mit  Vor- 
behalt loblichen  OrtsGlarus  habenden  Rechtens  verbleiben, 
was  aber  ob  dieser  ermelter  March-Ligne,  den  regierenden 
lobHchen  Orten  zudienen,  in  Meinung,  dass  diese  Marcli- 
Ligne  nur  die  Hoheit  oder  Landmarch  bedeuten,  übrigens 
aber  einem  Jeden  sein  Recht  und  Gerechtigkeit,  Zins, 
Zehenden,  Weidgang,  Zusammentracteten,  Waldungen, 
oder  was  andere  Nutzungen  sein  möchten,  in  einen  Weg 
wie  zuvor  bleiben  sein  sollen,  wanngleich  er  durch  die 
Landmarch-Ligne  gesondert  wurde.  Desgleichen  sollen 
die  Burger  der  Stadt  Stein,  so  ennet  der  Rheinbrugg 
wohnen,  sammt  ihrem  Gemeindbann  und  was  darin  be- 
griffen, von  der  thurgauischen  Regierung  und  Lands- 
herrUchkeit  gesondert  sein  und  zu  der  Stadt  Stein  ge- 
hören, mit  Vorbehalt  loblicher  Städte  Bern,  Freiburg 
und  Solothum  habender  Rechten.  Hiebei  aber  versprechen 
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beide  lobliche  Orte  Zürich  und  Bern,  die  Katholischen  in 
diesen  erzählten  Städten  und  Landen  bei  einer  voll- 
kommenen freien  Übung  ihrer  ReUgion ;  desgleichen  auch 
die  darin  sich  befindenden  Stifte  und  Klöster  bei  ihren 
Hab  und  Gütern,  Recht  und  Gerechtigkeiten,  Einkünften 
Zins  und  Zehnden,  nicht  minder  auch  die  inn-und  äusseren 
(Terichtsherren  und  Particulares  bei  ihren  habenden  Rechten 
verbleiben  zu  lassen,  zu  schüzen  und  zu  schirmen,  auch 
die  Stadt  und  Burgerschaft  zu  Baden  also  mildigUch  an- 
zuseilen, dass  sie  sich  derselben  Gnaden  zu  befreuen 
haben  werden.  Gleichfalls  erklären  sich  beide  lobliche 
Stände  Zürich  und  Bern,  der  Collegiatstift  St.  Verena 
zu  Zurzach  zu  ihrer  Wiederbestellung  ledig  fallender 
Propstei,  Decanat,  Custorei  und  Chorherreien  sammt 
anderen  dazu  gehörigen  geistlichen  mindern  Stellen  je 
eine  Vacanz  aus  der  loblichen  fünf  katholischen  Orten 
Burgern  und  Landsleuten,  die  andere  Vacanz  aber  aus 
allen  loblichen  eidgenössischen  Orten  oder  dero  Ange- 
hörigen alternative  und  so  fortan  unter  gleicher  Ab- 
wechslung zu  ergänzen,  und  es  bei  dem  vor  diesem  be- 
stimmten Regali  verbleiben  zu  lassen.  Mithin  auch  den 
loblichen  fünf  kathoUschen  Orten  sowohl  als  allen  der 
Eidgenossenschaft  An-  und  Zugehörigen  künftig,  wie 
vorhin  beschchen,  freier  Handel  und  Wandel,  in  Kraft 
der  Bünden  jederweilen,  den  freien  Pass  und  Repass, 
aucli  Zu-  und  Durchfuhr  aller  Sach-  und  Waaren  ohne 
neuerliche  Beschwerde  und  Auflage  durch  die  abgetretene 
Land  zu  gestatten;  gleich  dann  auch  beide  lobliche  Orte 
Zürich  und  Bern  das  Reciprocum  sich  vorbehalten,  mit 
der  ferneren  Erläuterung,  dass  diejenigen,  welche  de 
dattj  innert  zweier  Jahren  Frist  mit  ihrem  Hab  und  Gut 
aus  obigen  Landen  hinweg  nicnt  aber  äussert  die  Eid- 
genossenschaft ziehen  wollten,  keinen  Abzug  zu  bezahlen 
schuldig  seien;  diejenigen  aber,  welche  nach  dieser  Zeit 
in  ein  ander  Ort,  es  sei  in  oder  äussert  der  Eidgenossen- 
schaft hinziehen  wurden,  den  geziemenden  Abzug  er- 
legen sollen;  Alles  in  dem  Verstand,  dass  loblichen  Orts 
Glarus  an  obige  Land  und  Leute  habende  Rechte  bester- 
massen  reservirt  sein  sollen,  wie  vorgemeldet.     Dann  so 
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solle  auch  zum  Anderen  beiden  loblichen  Ständen  Zürich 
und  Bern  tiberlassen  bleiben,  (jedoch  mit  Vorbehalt  lob- 
lichen Orts  Glarus  habenden  Rechtens),  die  Stadt  Rappers- 
wyl  sammt  der  Brugg  Hof  und  Zoll  und  übriger  Zuge- 
hörd  nach  Inhalt  der  den  ersten  Augusti  dis  Jahrs  von 
beiden  loblichen  Ständen  Zürich  und  Bern  mit  Schultheiss 
und  Rath  zu  Rapperswyl  geschlossener  Capitulation,  wie 
auch  das  gegenüberstehende  Dorf  Hürden  und  von  Mitten 
desselben  annoch  ein  District  in  allweg  dreitausend  be- 
kannten und  üblichen  Schuhen  weiters  hinaus,  mit  der 
Erläuterung,  dass  ermeltes  Hürden  und  Einwohner  bei 
ihrer  ft^ien  und  ohngehinderten  katholischen  Religions- 
Übung,  geist-  und  weltUchen  Freiheiten,  Recht  und  Ge- 
rechtigkeiten, Hab  und  Gut  ohngehindert  ruhig  verbleiben, 
geschüzt  und  geschirmt  werden,  denen  dann  auch  ihr 
Recht  und  Nuzniessung,  so  sie  auf  dem  schweizerischen 
Territorio  dermalen  haben,  fürbass  zuständig  verbleiben 
solle:  dabei  auch  verglichen  worden,  dass  zu  ermeltem 
Hürden  keine  Fortificationes  oder  Schanzen  gegen  ein- 
ander gemacht  werden  sollen,  und  die  neu  aufgeworfenen 
geschleift  werden,  um  die  vertrauliche  Nachbarschaft 
wiederum  desto  steifer  einzurichten  und  zu  behalten. 
Item  so  soll  auch  Drittens  loblicher  Stand  Bern  in  die 
MitregieruDg  im  Thurgau,  Rheinthal,  Sargans  und  übrigem 
Bezirk  der  freien  Ämtern  aufgenommen  sein,  also  dass 
selbiger  von  nun  an  daselbstige  Bevogtigungen  auf  lob- 
lichen Stands  Zürich  Ausbedienung  anzutreten  haben  solle. 
Und  weU  beide  loblichen  Orte  Zürich  und  Bern  das 
Thurgeu  und  Rheinthal  zu  gemeinsamer  Regierung  mit 
denjengen  lobUchen  Orten,  welche  selbige  vorher  be- 
herrschet, wiederum  abtreten  werden,  mit  Beding,  dass 
vorharo  sowohl  der  Religion  als  der  Regierung  halber 
die  gebührende  Parität  wirkUchen  zu  Werk  gerichtet 
werde,  als  ist  Viertens  hierum  abgeredet,  verglichen  und 
geschlossen,  dass  künftige  Streitigkeiten  in  den  gemeinen 
Herrschaften  zu  vermeiden  und  eine  gerechte  und  fried- 
same  R^erung  zu  führen,  die  Evangelischen  gleich  wie 
die  Katholischen  der  Religion  und  Gottesdiensts  halber 
und    was    selbigem   anhanget,    in    den   gemeinen    Herr- 
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Schäften,  in  welchen   beide  ReUgionen  sich  befinden,  in 
einem  ganz  gleichen  Rechten  stehen  und  was  jeder  von 
beiden  Rehgionen  zu  derselben  Übung  in  particulari  zu- 
gehöret,  derselben   verbleiben,   und    sie    dessen   ohnver- 
weigerlich  zu  geniessen  haben.   So  sollen  auch  in  hohen 
Regalien,  item  wann  es  um  allgemeine  Regierungs-  PoUcei-, 
Lands-  und  Kriegsordnung  zu  thun,  künftighin  die  Majora 
nichts  entscheiden,  sondern  wo  darüber  ohngleiche  Mei- 
nungen wären,   sollen,  gleichwie  in   denen  die  Religion 
ansehenden   Geschäften^    derethalb    der  eine   Theil   ver- 
meinte,  dass  es  die  Religion  nicht  berühre,  der  andere 
Theil   aber   es   für   eine  Religionssache   dargibet,  weder 
von  den  mehreren  loblichen  regierenden  Orten,  noch  viel 
weniger  von  den  nachgesezten  Landvögten  nichts  decidirt 
oder   darüber   gesprochen,   sondern    damit   bis  auf  aller 
regierender  Orte   Zusammenkunft  gewartet  und  alsdann 
durch  gleiche  Säze  beider  Religionen  zu  gut-  oder  recht- 
lichem Austrag   geschritten   werden.     In   allen   anderen 
Sachen   aber  sollen   die   regierenden  Orte   wie  hiebevor 
handeln,   erkennen,  richten  und  urtheilen,  und  ein  Mehr 
ein  Mehr   sein  und  verbleiben.     Und  gleichwie  man  zu- 
gibt,   dass    die    kathoUsche    Geisthchkeit    sammt   allem, 
was  ihren  Gottesdienst   und   Kirchenzucht  betrifft,  item 
die  Ehesachen  und  was  dem  foro  matrimoniali  anhanget^ 
vor   dem  bekannten   Richter    ihrer   Religion   beurtheilet 
werden,  eben  also  sollen  auch  die  evangelischen  Pfarrer 
imd  Seelsorger  sammt  allem  was  derselben  Gottesdienst 
und  Kirchenzucht  betrifft,  darunter  auch  die  Bestell-  und 
Haltung  der  Schulen  begriffen,  gleich  der  Judicatur  über 
die  Ehesachen,  dem  Richter  ihrer  Religion,   namUch  der 
Stadt   Zürich   auch   allein    unterworfen    sein;   die  Schul- 
meister  aber   in   allen   andern  Sachen    äussert   was  die 
Institution  und  Religionsdocirung  betrifft,  dem  weltlichen 
Richter   unterworfen   bleiben.    Auch    wo   die    eine  oder 
andere   Religion    verlangte,   dass    die    Schule   gesondert 
wurde,  oder  aber  eine  neue  aufrichten  wollte,  solle  solches 
derselben  auf  eigenen  Kosten  zu   thun   bewilliget   sein. 
Es  solle  auch  kein  Theil  an  des  andern  ReUgions-Cere- 
monien  und  Gebräuchen  oder  was  immer  seiner  Glaul>ens- 


Der  vierte  Landfriede.  33 

bekenntniss  nicht  gemäss  ist,  insonderheit  auch  nicht 
zu  Haltung  des  anderen  Theils  Fest-  und  Feiertagen 
verbunden  sein,  und  gleichwie  die  Katholischen  in  ihrem 
Gottesdienst,  Ceremonienund  Processionen  nicht  gehindert 
beschimpft  noch  beleidigt  werden,  eben  also  sollen  auch 
die  Evangehschen  in  ihrem  Gottesdienst,  Kirchenge- 
brduchen  und  Ceremonien  nicht  gehindert,  beschimpfet 
noch  beleidiget  werden.  Ingleichen  sollen  die  Land- 
vögte und  Unterthanen  ihrer  Glaubensbekenntniss  gemäss 
jederweilen  befriediget  werden.  Dannethin  so  war  auch  an- 
gesehen und  geordnet,  dass  zu  Verhütung  besorglicher 
Ohnordnung  ftr  das  Künftige  die  Kirche  zu  Verrichtung 
des  Gottesdiensts  an  Sonntagen  von  denen,  die  selbige 
zuerst  gebrauchen,  denen  so  der  anderen  Religion  sind 
vom  Frühling  bis  in  den  Herbst  um  8  Uhren  und  vom 
Herbst  bis  in  den  Frühling  spätest  um  9  Uhren  über- 
lassen, es  wäre  dann  Sache,  dass  sie  sich  unter  einander 
mit  beidseitigem  Beheben  an  eint  oder  anderen  Ort 
einer  andern  Stunde  verglichen  hätten  und  dabei  ver- 
bleiben woUen;  jedem  Theil  auch  zu  Verrichtung  des 
Ordinari-  und  Extra-Ordinari-Gottesdiensts  durch  die 
Wochen  derselben  Gebrauch  ohngehindert  gestattet  werden; 
zu  solchem  End  wo  man  keine  eigenen  Kirchenschlüssel 
und  Messmer  hat,  und  derer  begehrt  wurden,  solche  dem 
begehrenden  Theil  zudienen  sollen,  jedoch  also,  dass  als- 
dann die  Chor  imd  Altäre  aus  gemeinem  Kirchengut  mit 
so  weniger  Einahme  der  Weite  als  möglich  beschlossen, 
auch  den  Evangelischen  an  solchen  Orten,  wo  sie  mit 
keinen  eigenen  Taufsteinen  versehen,  selbe  zu  eigenem 
Gebrauch  in  die  Kirche  hinzuzusezen  ohne  einiche  Hinder- 
m«  gestattet  werden,  zugleich  auch  jeder  ReUgion  ein 
besonderer  proi>ortionirter  Kirchhof,  ihre  Todten  nach 
ihrer  Religionsmanier  und  Übung  zu  begraben,  verwilliget 
sein  solle.  Im  Femeren  ist  auch  abgeredt  und  ver- 
glichen, dass  wo  der  einen  oder  anderen  Rehgion  Zuge- 
tbane  ihren  Gottesdienst  in  einer  eigenen  Kirchen  zu 
verrichten  eine  neue  bauen  wollten,  dannzumalen  solches 
in  eigenem  Kosten  beschehen  solle,  doch  dass  sie  sich 
alsdann  selbiger  Kirchen  allein  bedienen  und  zu  der  ge- 
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meinsamlich  gehabten  den  Zugang  aufgeben,  mithin  aber 
um  das  dazu  verlassende  Recht  sich  mit  der  anderen 
Religion  vergleichen  mögen.  Dafern  auch  ein-  oder  ander- 
seitige  Religionsgenossen  eine  gemeine  besizende  Kirche 
in  eigenen  Kosten  vergrössem  wollten,  solle  solches 
ihnen  ohngehindert  gestattet  werden;  jedoch,  dass  der 
Bau  also  geführet,  dass  so  viel  möghch  in  Zeit  des 
Bauens  kein  Theil  an  seiner  Religionsübung  verhindert, 
auch  der  Kathohschen  Altäre  und  Sacristeien  nichts  be- 
nachtheiliget  werden  ;  also  auch,  wann  die  Evangelischen 
um  besserer  Kommlichkeit  willen  eine  nächst  gelegene 
Kirche,  darin  ihre  Religion  geübt  und  besuchen  wollten, 
solle  ihnen  solches  ohngehindert  zugelassen  sein.  Den- 
jenigen Kirchhörenen,  wo  nur  aUein  der  evangehsche 
Gottesdienst  geübt  wird,  sollen  dieselben  Kirchengüter, 
sie  mögen  bestehen,  worin  sie  immer  woUen,  denselben 
zu  eigener  Verwaltung  allein  übergeben  und  überlassen 
werden;  da  hingegen  den  Katholischen  auch  an  den 
Orten,  wo  der  katholische  Gottesdienst  allein  geübt  wird, 
gleichmässig  die  Verwaltung  ihrer  Kirchengüter  auch 
allein  übergeben  und  überlassen  sein  solle.  Die  Kirchen- 
güter aber  in  den  Orten,  da  selbige  annoch  ohnvertheilt 
und  allwo  beide  Religionen  in  Uebung  sind,  solle  die 
Natur  solcher  Kirchengüter  erforscht  und  die  Spend-  oder 
Almosengüter  nach  Marchzahl  der  Leute  jeder  Religion 
getheilt,  demnach  aus  den  übrigen  Kirchengütem  das, 
was  zu  dem  Geläute  und  Kirchengebäuen  von  Nöthen, 
bestimmt,  in  zwei  gleiche  Theile  getheilt,  davon  jeder 
Religion  einer  zur  Verwaltung  zugestellt,  und  die  unter 
diesem  Titul  sich  ergebenden  Umkosten  zu  gleichen 
Theilen  beigetragen,  das  Capital  wohl  mögen  vermehret 
aber  nicht  vermindert  werden;  von  dem  übrigen  aber 
solle  jedem  Theil  das,  was  er  zu  Verrichtung  seines 
Gottesdienstes  bis  dahin  genossen,  fürbas  gefolget  und 
zu  dessen  Verwaltung  übergeben  werden,  und  die  Ge- 
meindsgenossen von  der  einen  und  andern  Religion  zu 
der  Andern  Gottesdienst  und  Erhaltung  für  das  künftige 
nichts  mehr  beizusteuern  schuldig  sein.  Es  sollen  aucli 
die  Herren  Collatores  derjenigen  Pfründen,  wo  die  Pfarrer 
dem   Züricher    Synodo   einverleibt,    aus    drei    tauglichen 
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Subjectivs.   so   ihnen  von  dahero  vorgeschlagen  werden/ 
eines  daraus    zu    erwählen    haben,   anbei  aber  auch  die 
Pfarrhäuser   gebührend   in  Ehren    zu   halten    sich  ange-- 
legen  sein   lassen.    Ferners  so   ist   man    auch    überein- 
kommen,    dass    die    Yerlassenschaft    der   in   gemeinen 
deutschen  Herrschaften  absterbenden  verpf rundeten  Herren 
Geistlichen  des  Abzugs   frei   sein   solle.    Und   weil   das 
rheinthalische  Landmandat  nicht  allein  eint  und  andere 
Ohnordnungen  in  sich  haltet,  sondern  auch  die  Religion 
einmischen  thut,  als  hat  man  auch  für  nöthig  angesehen, 
dass   dasselbig    verbessert   werden    solle.    Mithin   dann 
auch  der  Landsfrieden  von  Anno  1531   aufgebebt,  todt 
und  absein,   dagegen  aber  die   diesmalige  Befriedigung 
künftighin  der  Landsfrieden  heissen  und  die   Landvögte 
sowohl   als   alle  geist-  und  weltUche  Gerichtsherren  von 
Collators  zu  diesem  neuen  Landsfrieden  verpflichtet  und 
verbunden  sein  sollen.    Damit  dann  auch  in  Verwaltung 
der  Justiz  die  Ohnparteilichkeit  desto  besser  Plaz  finden 
möge,  so  sollen  die  Ehrenstellen,   Ämter   und  oberkeit- 
liche  Bedingungen   von  nun  an  aus  beiden  ReUgionen 
bestellt  werden,  also   dass  gleichwie  der  Landschreiber 
im  Thurgeu  katholischer  Religion  bleibt,  hargegen  jeder- 
zeit der  Landammann   evangelischer   ReUgion  sein.    Es 
solle   auch    fürohin   die   Landschreiberei   des  Rheinthals 
beständig  durch   einen   evangelischen  Landschreiber  be- 
stellt und  versehen  werden;  der  nächste  Beamtete    auf 
ihn  aber  katholischer  ReUgion  und  den  loblichen  katho- 
lischen  regierenden   Orten  selbigen    zu    bestellen   über- 
lassen werden,  von   der  Qualität  wie    der   evangelische 
Beamtete  in  dem  Sarganserland   sein  wird  und  wie    die 
sämmtlich  regierenden    Orte    deshalber    übereinkommen 
werden,  und  obgedeute  Landschreiber-  und  Landammann- 
stellen je  zu  zehn  Jahren  um  abgeändert   werden  und 
jedesmal  an  eines  katholischen  abgehenden  Landschreibers 
Statt  wiedenun  ein  katholischer  und  vice  versa  an  eines 
efrangelischen  abgehenden  auch  wiederum   ein   evange- 
lischer bestellt,  und  also  auch  mit  den  nächsten  auf  sie 
folgenden  Oberbeamteten   verfahren   werden,   die   Wahl 
aber,  so   sie   einen   katholischen  zu    betreffen   hat,  den 
katholischen,  wo  es  aber  ein  Evangelischer  sein  soll,  den 
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evangelischen  Orten  gebühren  solle.    So  ist  auch  gutbe- 
funden und  beabredet  worden,  dass  künftigbin  bei  allen 
haltenden    gemeinen    Tagleistungen    in    Religions-    und 
Standssachen   allwegen    ein   evangelischer   und    ein    ka- 
tholischer Protocollist  zugleich  in  die  Session  admittirt, 
deroselben   führende  Protocolle  jeweilen  gegen  einander 
gehalten   und   conformirt,    folglich   dann   das   also   Ver- 
glichene in  gemeinen  Sessionen  abgelesen  werden  solle. 
Uebrige,  sowohl  Civil-  als  Militärbedienungen,  als  da  sind 
Untervögle,  Landrichter,  Weibel,  Liandgerichtsdiener,  item 
Redner,  Land-  und  Quartierhauptleute,  Hauptleute  jeder 
Religion   ohne  Unterschied  gleich  viel  bestellt  werden; 
dabei  es   der  Redner  halber   die  Meinung   hat,   dass  zu 
denen  diesmals  vier  Katholischen  zu  Frauenfeld  annoch 
zwei  Evangelische  hinzugethan,  auf  das  Absterben  zweier 
Katholischer  aber  es  fürbass  bei  der  Zahl  der  vier  Redner, 
als  zweier  Evangelischer  und  zweier  Katholischer,  gelassen 
werden  solle.     Ferneres   solle  auch  in   den  niedern  Ge- 
richten, wo  man  von   beiden  Religionen  unter  einander 
wohnt,  mit  Besezung   der  Ammann-    und   Richterstellen 
also  verfahren   werden,    dass   an    den   Orten,    wo   zwei 
Drittel  der  einten  Religion,  die  Richterstellen  auch  mit 
zwei  Drittel  Richtern  von  selbiger  Religion  bestellt,   wo 
aber  die  Mannschaft  geringer  als  zwei  Drittel,  so  solle 
dannzumal  das  Gericht  halb  von  den  Evangelischen  und 
halb  von  den  Katholischen  besezt  und  allwegen  ohne  Unter- 
schied der  grössern  oder  wenigem  Mannschaft  mit  der 
Ammann-  oder  vordersten  Richterstelle  altemirt  werden. 
So  sollen  auch  die  Waisen  mit  Vögten  ihrer  Religion  be- 
sorget,   die    Fremdlinge    ohne    aller    regierender    Orten 
Consens   nicht   zu   Landskindem,    noch  die  Landskinder 
derer  Orten,  wo  sie  nicht  Burger  oder  Gemeindsgenossen 
sind,   wider   den   Willen    des   mehreren   Theils  der  Ge- 
meindsgenossen weder  zu  Burgern  oder  Gemeindsgenossen 
noch    Beisassen   angenommen   werden,    auch   weder  die 
Landvögte  noch  Gerichtsherren  selbige    unter  dem  Vor- 
wand  des   halben   Mehrs   noch   sonsten   einichermassen 
dazu  nicht  nöthigen  mögen.    Dann  die  Käufe  in  Todten- 
hände  betreflFende,  so  sollen  .solche  Niemand  als  den  re- 
gierenden Orten   für  sich   doch  so  zugelassen  sein,   dass 
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die  übrigen  mitregierenden  Orte  um  den  Consens  ge- 
bührend ersucht  werden.  Die  heimlichen  Kläger  und 
Kundschaften  sollen  fürohin  abgestellt  sein,  die  Unter- 
thanen  mit  strenger  Regierung  nicht  beschwert,  noch  mit 
ohnmässigen  Kanzlei-  oder  andern  beschwerUchen  Kosten 
belästiget,  sondern  in  allen  Dingen  mit  ihnen  mild  und 
väterlich  verfahren  werden.  Wann  dannethin  lobliche 
regierende  Orte  (welches  aber  Gott  ewig  wende)  in  Krieg 
g^en  einander  zerfielen,  so  solle  kein  Theil,  er  mache 
gleich  die  Majora  aus  oder  nicht,  mögen  die  gemeinen 
Unterthanen  mahnen,  sondern  diese  sich  neutral  halten 
und  keintwederem  Theil  weder  Volk,  Geld,  Munition 
oder  Proviant  geben  oder  einich  andern  Vorschub  thun 
anders  als  mit  Gebet  zu  Gott  zu  deroselben  Wiederverein- 
und  Befriedigung.  Weiteres  ist  hierdurch  versehen,  dass 
in  den  gemeinen  Herrschaften  Männiglich,  Geist-  und 
Weltlichen  verboten  sein  solle,  einiche  Fortificationswerke, 
sie  seien  klein  oder  gross,  regulär  oder  nicht,  unter  was 
Prätext  es  immer  sein  möchte,  zu  bauen  ohne  Consens 
aller  lobUcher  regierender  Orte.  Die  Maleficanten  von 
beiden  Religionen  sollen  in  kein  Weis  noch  Weg  zu 
Änderung  der  Religion  angehalten,  sondern  wann  einer 
unter  währendem  Process  einen  Seelsorger  seiner  Religion 
zu  seinem  Trost  begehrte,  ihm  solches  in  Beisein  eines 
Beamteten  gestattet  werden;  wann  aber  der  Process  ihm 
allbereit  gemacht,  solle  der  Seelsorger,  so  er  begehrt, 
den  ohngehinderten  Zugang  zu  ihm,  dem  Maleficanten, 
ohne  Beisein  eines  Beamteten  haben  und  von  ihm  bis  zu 
der  Richtstatt  begleitet  werden  mögen.  Zu  desto  sicherer 
Verhütimg  dann  aller  Ohnbelibigkeiten  und  reizenden 
Anlässen  solle  künftighin  alles  verhasste  Schmutzen  und 
Schmähen  von  Geist-  und  Weltlichen  in  und  äussert  der 
Kirchen,  mund-  und  schrifthch,  bei  höchster  Ohngnad 
verboten  und  abgestraft  werden;  auch  solle  bei  ge- 
meinen und  sonderbaren  Zusammenkünften,  es  sei  im 
Reden,  Schreiben  und  dergleichen  die  eine  Religion 
evangelisch  und  die  andere  katholisch  genennet  und  be- 
titelt werden.  Übrigens  dann  solle  auch  in  Justizsachen, 
Succession,  Erbschaften  und  Collocationen  die  Einten 
gleich  den   Anderen  ohne  Unterschied  der  Religion  ge- 
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halten  und  angesehen,  auch  bei  den  Lehensverleihungen 
Keinem  der  Religion  halber  etwas  zugemuthet  werden. 
Fünftens  sollen  in  diesem  Frieden  kräftigst  mitbe- 
griffen sein  nicht  nur  alle  unsere  Eid-  und  Bundesge- 
nossen, Schirm-  und  Zugewandte  insgemein  sondern  auch 
in  das  besondere  alle  die,  so  dem  eint  oder  anderen 
Theil  mit  Rath  und  That Hilfe  geleistet.  Sechstens  er- 
klären sich  sämmtliche  interessierte  Orte,  alle  diejenigen 
einer  wahren  Amnistia  genissen  zu  lassen,  welche  sich 
währender  Zeit  dieser  Ohnruhen  mit  beschehenem  oder 
unterlassenem  Zuzug  ald  sonsten  gegen  dem  eint  oder 
andern  Theil  verfehlt  haben  möchten,  auch  diejenige, 
welche  sich  an  beide  lobliche  Stände  zu  ergeben  ge- 
nöthigt  gesehen  und  sich  unter  derselben  Schuz  ergeben 
oder  ergeben  wollen,  und  aber  wiederum  an  ihre  vorige 
Obrikeiten  gewiesen  worden,  denen  solle  hierum  nichts 
zugesucht  werden,  noch  sich  einichermassen  gegen  Je- 
manden zu  entgelten  haben.  Siebentes  sollen  die  Kriegs- 
gefangenen allerseits  auf  Erlag  der  Azungskösten  gegen 
einander  ausgewechselt  werden,  und  weil  beide  lobliche 
Stände  einen  merklichen  Überschuss  an  der  Zahl  und  Quali- 
tät haben,  erklären  sie  sich  selbige  ohne  Razion  nach  be- 
schehener  Bezahlung  der  Azungskösten  den  V  löblichen 
Orten  zu  Bezeigung  eidgenössischer  Freundschaft  publi- 
cirtem  Frieden  auf  freien  Fuss  zu  stellen,  da  dannzu- 
malen  auch  aller  Orten  loblicher  Eidgenossenschaft  der 
eid-  und  bundsgenössische  freie  Handel  und  Wandel 
wieder  hergestellet  und  offen  sein  solle  und  was  v^or 
dem  Krieg  in  eint-  ald  anderem  Orts  Botmässigkeit  für 
Waaren,  Anforderungen,  Schulden  und  Gegenschulden 
und  dergleichen  gewesen  und  gelegen  sind,  ohnverhindert 
jedem  Theil  wiederum  angedeihen  und  verabfolgt  werden. 
Wann  auch  Achtens  der  Herr  Abt,  Decan  und  Convent 
zu  St.  Gallen  des  Toggenburgs  halber  und  seiner  ab- 
eroberten Landen  wegen  mit  beiden  loblichen  Ständen 
nicht  Frieden  machen  wurde,  so  erklären  sich  sämmtliche 
lobliche  eidgenössische  und  zugewandte  Orte  insgesammt 
und  sonders,  dass  sie  weder  directe  noch  indirecte  zu 
Erhaltung  gemeineidgenössischer  Ruhe  und  Wohlstand 
weder  jetzt   noch   in    das   Künftige   bis  zu  erfolgendem 
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Frieden  sich  derselben  anders  nicht  als  in  Güte  an- 
nehmen noch  beladen  wollen,  und  gleich  wie  beide  lob- 
liche Sttode  sich  förderlich  angelegen  sein  lassen  werden 
selbiges  Geschäft  mit  Herren  rrälaten  und  Convent 
ohnverzoglich  beizulegen,  also  wollen  auch  die  V  lob- 
lichen katholischen  Orte  sich  allen  Fleisses  angelegen 
lein  lassen,  diesen  Frieden  best  ihrens  Vermöcens  in 
Güte  zu  befördern,  damit  die  allgemeine  Ruhe  und  Wohl- 
stand in  gemein  liebem  Vaterland  wiederum  hergestellt 
werde.  Neuntens  solle  zu  sonderem  Respect  Ihro 
Excellenz  des  französischen  Herren  Ambassadoren  und 
der  loblichen  ohninteressirten  Orten,  wie  auch  aus  Liebe 
zum  Frieden  von  den  Kosten  unter  den  diesmals  pacificirten 
Orten  nichts  mehr  geredt  werden.  Zehntens  erklären 
sich  auch  obvemieldte  sammtliche  lobUche  Orte,  dass 
alle  bis  dahin  in  den  gemeinen  Herrschaften  unter  ein- 
ander ohnausgetragene  geschwebte  Sachen  und  alle  dies- 
ortige  Verdriesslichkeiten  hin,  todt  und  ab  sein  auch 
wahre  eidgenössische  Liebe  und  Freundschaft  wieder 
hergestellt  und  beständig  fortgepflanzt  werden  solle. 
Schli esslichen  sollen  sobald  die  von  loWichen  fünf 
Orten  per  expressos  verlangte  Ratification  dieser  Tractaten 
eingelangt  und  extradirt  sein  wird,  alle  Feindthätlichkeiten, 
als  Contributionen  und  anders  Widriges  aufgebebt  und  die 
Völker  in  eigene  Lande  zurückgezogen  werden. 

Zu  mehrerer  Bekräftigung  Alles  obstehenden 
haben  HerrenEhren  Gesandten  loblicher  interessirter 
Orte  gegenwärtiges  Friedensinstrument  kraft  habender 
obangezogener  Vollmachten  zu  seinem  vollkommenen 
Stand  gebracht  und  übrigens  sich  die  loblichen  XIH  und 
zugewandte  Orte  der  Eidgenossenschaft  freundeidge- 
nössisch erklärt,  die  zusammen  habenden  Bünde  auf- 
richtig und  getreulich  unter  und  gegen  einander  zu  be- 
obachten und  zu  halten ;  urkundlich  und  weil  ihnen  sammt 
und  sonders  ein  beharrlicher  Frieden  ganz  billig  ange- 
legen ist,  solches  mit  allseitigen  Stands-Einsiegeln  ver- 
wahrt und  gegeben  den  18.  Heumonat  und  neun  und 
eilflen  Aug^stmonat  im  Jahr  nach  der  gnadenreichen  Ge- 
Imrt  Christi  Unsers  einigen  Erlösers  gezählt  Eintausend 
Siebenhundert  und  zwölf  Jahre. 

Pergament  -  Originalurkunde.  Es  hangen  in  hölzernen 
Kapseln  verwahrt  unversehrt  die  Siegel  der  XIII  alten  Orte 
und  diejenigen  der  Städte  St.  Gallen  und  Biel. 


II. 

Publicationsmandat  des  Landsfriedens 

in  den  gemeinen  Herrschaften,  Tom  12.  September  1712. 

(Eidg.  Abschiede  VII,  Seite  1345—1349.) 

Wir  von  Stadt  und  Landen  der  nachbenanten  Orten 
Loblicher  Eydgnosschafft,  als  Zürich,  Bern,  LucerH, 
Ury,  Schweitz,  Underwalden,  Zug  und  Glarus,  (Appenzell, 
wegen  Rheinthal)  Räht  und  Abgesandte  dermahlen  auf 
der  Jahr-Rechnung  zu  Baden  im  Aergäu,  aus  Befehl  und 
Gewalt  Unser  allerseits  Herren  und  Oberen  bey  einandern 
zu  Tagen  versamt,  thund  kund  öffentlich  hiemit  demme- 
nach  zwüschen  denen  beyden  Lobl.  Städten  Zürich  und 
Bern  an  einem,  und  danne  dene  V  Lobl.  Orten,  Lucern, 
Ury,  Schweitz,  Underwalden,  und  Zug  an  dem  anderen 
Theil  bekandter  Ursachen  wegen,  leyderl  grosse  Zwey- 
tracht  entstanden,  und  daraus  Krieg  und  Blutvergiessungen 
erfolget ;  So  aber  vermittelst  der  ohnendlichen  Gnad  und 
Gute  Gottes  durch  den,  den  18ten  Heumonat,  wie  auch 
den  Oten  und  Uten  Augstmonat  jüngsthin  zu  Arau  ge- 
schlossenen Friden  gäntzüchen  hingelegt,  abgethan,  und 
der  liebe  Frid  und  Ruhestand  des  Vatterlands,  darfür 
dem  Allerhöchsten  demüthigest  gedanket  seye,  wnder 
hargestellet  worden;  Dass  Wir  reifflichen  beheraget, 
wie  zu  Erhaltung  der  gemeinen  Ruh  und  Wolfahrt  nichts 
heilsamers,  nutzlich ers,  und  noth wendige rs  seye,  als  gute 
Satz-  und  Ordnungen,  und  unpartheyische  Handhab,  und 
getreue  Beobachtung,  und  das  fürnemlich,  wo  zweyerley 
Religions- Angehörige  bey  und  neben  einanderen  wohnen, 
und  leben  müssen,  der  Oberkeit  höchstens  ob-  und  an- 
gelegen, zu  verschaffen,  dass  eine  gerechte  und  anständige 
Aufführung  under  denselben   beobachtet,    und   erhalten 
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werde:  Wie  dann  zu  solchem  End  hin  gedachtem  Fridens- 
Schluss  solche  Satz-  und  Ordnungen  einverleibet  worden, 
welche  zu  einer  beständigen  Regul  und  Richtschnur 
dienen,  und  hinfüro  der  Lands-Fried  heissen  und  seyn, 
danne  auch  jedermänniglich,  in  so  weit  selbiger  einen 
jeden  in  seinem  Stand  und  Wesen  ansehen  und  be- 
treffen thut,  von  nun  an  obzuhalten,  zugeleben,  und 
Folg  zuleisten  schuldig  und  verbunden  seyn  solle,  in- 
massen  wie  der  vierte  Punct  des  aus  beyden  in  eines 
zusamengetragnen  Fridens-Instrumenti  in  allen  seinen 
Articulen  ausweisst  und  vermag,  als  von  Wort  zu  Woi-t 
folget: 

Und  weUlen  Viertens  beyde  Lobl.  Ort  Zürich  und 
Bern  das  Thurgäuw  und  Rheinthal  zu  gemeinsamer  Re- 
gierung der  jenigen  Lobl.  Orthen,  welche  selbige  vorhero 
beherschet,  widerum  abtretten  werden,  mit  Beding,  dass 
vorhero  so  wohl  der  Religion  als  der  Regierung  halber 
die  gebührende  Paritet  würcklichen  zu  Werck  gerichtet 
werde;  Gestalten  hierumb  abgeredt,  vergliechen  und  be- 
schlossen, dass  Künfftige  Streitigkeiten  in  dennen  ge- 
meinen Herrschafften  zuvermeiden  und  eine  gerechte  und 
Fridsamme  Regierung  zuführen,  die  Evangelische  gleich 
wie  die  Catholische  der  ReUgion  und  Gottesdiensts  halber 
und  was  selbigem  anhanget,  in  dennen  gemeinen  Herr- 
sebafften,  in  welchen  beyde  Religionen  sich  befindend 
in  einem  gantz  gleichen  Rechten  stehen  und  was  jeder 
von  beyden  Rehgionen  zu  derselben  Uebung  in  particularj 
zugehöret,  derselben  verbleiben,  und  sie  dessen  ohnver- 
weigertlich  zugeniessen  haben. 

So  soUen  auch  in  hochen  Regalien,  Item  wan  es 
«mb  allgemeine  Regierungs-Policey-Landts-  und  Kriegs- 
Ordnungen  zuthun,  künfftighin  die  Majora  nichts  ent- 
H-heiden,  sondern  wo  darüber  ohngleiche  Meinungen 
wären,  sollen  gleichwie  in  denen  die  Religion  ansehen- 
den Geschafften,  derethalb  der  Einte  Theil  vermeinte 
dass  es  die  Religion  nit  berühre,  der  Andere  Theil  aber 
trs  für  eine  Religions-Sach  dargibet,  weder  von  den 
mehrem  Lobl.  Regierenden  Ohrten  noch  viel  weniger 
von  den  nachgesetzten  Landtvögten  nichts  decidiert  oder 
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darüber  gesprochen,  sonderen  darmit  biss  aufp  aller  LobL 
Regierenden  Ohrten  Zusammenkonfft  gewarthet  und  als- 
dan  durch  gleiche  Sätze  beyder  Religionen  zu  güeth- 
oder  rechtlichem  Ausstrag  geschritten  werden:  In  allen 
anderen  Sachen  aber  sollen  die  Regierende  Ohrt  wie 
hiebevor  handien,  erkennen,  richten  und  urtheilen  und 
ein  Meer  ein  Meer  seyn  und  verbleiben. 

Und  gleich  wie  man  zugiebt,  dass  die  Catholische 
Geistlichkeit  samt  allem  was  jhren  Gottesdienst  und 
Kirchenzucht  betrifft,  Item  die  Ehe-Sachen  und  was  dem 
Foro  Matrimonial  anhanget,  vor  dem  bekanthen  Richter 
ihrer  Religion  beurtheilet  werden ;  Eben  also  sollen  auch 
die  Evangelische  Pfarrere  und  Seelsorgere  samt  allem 
was  derselben  Gottesdienst  und  Kirchenzucht  betrifft^ 
darunter  auch  die  Bestell-  und  Haltung  der  Schullen  be- 
griffen, gleich  der  Judicatur  über  die  Ehesac^hen,  dem 
Richter  Ihrer  Religion  Nammlich  der  Stadt  Zürich  auch 
allein  unterworffen  seyn;  Die  Schulmeister  aber  in  allen 
anderen  Sachen,  äussert  was  die  Institution  und  Religions- 
Docierung  betrifft,  dem  weltlichen  Richter  unterworffen 
bleiben;  Auch  wo  die  Eint  oder  andere  Religion  verlangte, 
dass  die  Schul  gesönderet  wurde,  oder  aber  eine  neuwe 
auffrichten  wolte,  solle  solches  derselben  auf  eigenen 
Costen  zuthun  bewilhget  seyn. 

Es  solle  auch  Kein  Theil  an  des  anderen  Religions- 
Ceremonien  und  gebrauchen  oder  was  jmmer  seiner 
GlaubensBekanthnus  nit  gemäss  ist,  jnsonderheit  auch 
nicht  zu  Haltung  des  anderen  Theils  Fast-  und  Feyr- 
tagen  verbunden  seyn,  und  gleichwie  die  Catholische  in 
Ihrem  Gottesdienst,  Ceremonien  und  Processionen  nicht 
gehinderet,  beschimpfet  noch  beleidiget  werden,  eben 
also  sollen  auch  die  Evangelischen  in  Ihrem  Gottesdienst, 
Kirchen-Gebräuchen  und  Ceremonien  nicht  gehinderet,  be- 
schimpffet  noch  beleidiget  werden. 

In  gleichem  sollen  die  Landtvögt  und  Unterthannen 
Ihrer  glaubens-Bekanthnus  gemäss  jederweillen  beeydiget 
werden. 

Danethin  so  war  auch  angesehen  und  geordnet,  dasa 
zu  Verhüetung  besorglicher  Ohnordnung  für  dass  Könfftige 
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die  Kirch  zu  Verrichtung  des  Gottes  Diensts  an  Sontagen 
von  dennen,  die  selbige  zu  Erst  gebrauchen,  denen  so 
der  anderen  Religion  sind,  vom  Frühling  biss  in  den 
Herbst  umb  acht  Uhren  und  vom  Herbst  biss  in  den 
Früling  späthst  um  9  Uhren  überlassen;  es  were  dan 
Sach  dass  sie  sich  unter  einanderen  mit  beydseithigem 
Belieben  an  eint-  oder  anderem  Ohrt  einer  anderen  Stund 
vergUchen  beten  und  darbey  verbleiben  weiten;  Jedem 
Theil  auch  zu  Verrichtung  des  Ordinarj  und  Extra- 
Ordinarj  Gottesdienst  durch  die  Wochen  derselben  ge- 
brauch ohngehinderet  gestattet  werden ;  Zu  solchem  End, 
wo  man  keine  eigene  Kirchen  Schlüssel  und  Messmer 
hat,  und  derer  begehrt  wurden,  solche  dem  begehrenden 
Theil  zudienen  sollen,  Jedoch  also,  dass  alsdann  die  Chor 
und  Altar  auss  gemeinem  Kirchengueth  mit  so  weniger 
Einnahm  der  weithe  als  mögUch  beschlossen,  auch  dennen 
Evangelischen  an  solchen  Ohrten,  wo  sie  mit  Keinen 
eigenen  Tauffsteinen  versehen,  selbige  zu  eigenem  ge- 
brauch in  die  Kirch  hinyn  zusetzen  ohne  eineche  Hinder- 
nnss  gestattet  werden;  Zugleich  auch  Jeder  Religion 
ein  besonderer  proportionierter  Kirchhoff  Ihre  Todtne 
nach  jhrer  Religions-Manier  und  Uebung  zubegraben  ver- 
williget seyn  solle. 

In  fernerem  ist  auch  abgeredt  und  verglichen,  dass 
wo  die  der  eint-  oder  anderen  Religion  Zugethane  Ihren 
Gottes-Dienst  in  einer  Eigenen  Kirchen  zuverrichten  eme 
ne^we  bauwen  weiten,  danzumahlen  solches  in  eigenem 
Costen  beschehen  soUe,  doch  dass  sie  sich  alsdan  sell^iger 
Kirchen  allein  bedienen  und  zu  der  gemeinsamlich  ge- 
habten den  Zugang  auffgeben,  mithin  aber  umb  dass  darzu 
verlassende  Recht  sich  mit  der  anderen  Religion  ver- 
glichen mögen;  Dafehm  auch  eint-  oder  anderseithige 
Beligionsgenossen  eine  gemeine  besitzende  Kirch  in 
Eigenem  Costen  vergrösseren  weiten,  solle  solches  jlmen 
ohngehinderet  gestattet  werden;  Jedoch  dass  der  Bauw 
also  geführt,  dass  so  viel  möglich  in  Zeit  des  Bauwens 
kein  Theil  an  seiner  ReUgions  Uebung  verhindert  auch 
der  CatboUischen  Altar  und  Sacristeyen  nichts  benach- 
theiUget  werde. 
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Also  auch  wan  die  Evangelische  umb  besserer  Koin- 
lichkeit  willen,  eine  nechst  gelegene  Kirch  darinn  Ihre 
Religion  geübt  wird  besuchen  wolten,  solle  ihnen  solches 
ohngehinderet  zugelassen  seyn. 

Denjenigen  Kirchhörenen  wo  nur  allein  der  Evan- 
gelische Gottesdienst  geübet  wird,  sollen  dieselbe  Kirchen- 
Güther,  sie  mögen  bestehen  worin  sie  immer  wollen, 
denenselben  zu  eigener  Verwaltung  allein  übergeben 
und  überlassen  werden :  Da  hingegen  denen  Catholischen 
auch  an  denen  Ohrten  wo  der  CathoUsche  Gottesdienst 
allein  geübet  wird  gleichmässig  die  Verwaltung  Ihrer 
Kirchen  Gütheren  auch  allein  übergeben  und  überlassen 
seyn  solle:  Die  Kirchengüether  aber  an  dennen  Ohrten 
da  selbige  annoch  ohnvertheilt  und  allwo  beyde  Religionen 
in  Uebung  sind,  solle  die  Natur  solcher  Kirchengüetheren 
erforschet  und  die  Spend  oder  Allraossens  Güther  nach 
Marchzahl  der  Leuthen  jeder  Religion  getheilt,  demenach 
auss  den  übrigen  Kirchen  Gütheren  dass,  was  zu  dem 
gelüth  und  Kirchen-Gebaüwen  von  Nöthen,  bestirnt,  in 
zwey  gleiche  Theil  getheilt,  darvon  jeder  Religion  einer 
zur  Verwaltung  zugestellet,  und  die  unter  dissem  Titul 
sich  ergebende  Umbkosten  zu  gleichen  Theillen  bey ge- 
tragen, dass  Capital  wohl  mögen  vermehret  aber  nit  ver- 
minderet werden,  von  dem  übrigen  aber  solle  jedem  Theil 
dass.  was  er  zu  Verrichtung  seines  Gottesdienst«  hiss 
dahin  genossen  fürbass  gefolget  und  zu  dessen  Ver- 
waltung übergeben  werden,  und  die  Gemeindsgenossen 
von  der  Eint-  oder  anderen  Religion  zu  der  anderen 
Gottesdienstsimderhaltung  für  dass  Köniftige  nichts  mehr 
beyzusteühren  schuldig  seyn. 

Ks  sollen  auch  die  Herren  Collatores  der  jenigen 
Pfründen,  wo  die  Pfarrer  dem  Züricher  Synodo  einver- 
leibet auss  dreyen  Taugenlichen  Subjectis.  so  ihnen  von 
dahero  vorgeschlagen  werden,  eines  darauss  zuerwehlen 
haben,  anbey  aber  auch  die  Pfarrhaüsser  gebührend  in 
Ehren  zuhalten  sich  angelegen  seyn  lassen. 

Ferners  so  ist  man  auch  übereinkommen,  dass  die 
verhissenschaflft  der  in  s:emeinen  Teutschen  Herrschafften 
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absterbenden    verpf rundeten    Herren    Geistlichen    dess 
Abzugs  frey  seyn  solle. 

Und  weilten  dass  Rheinthallisch  Landt  Mandat  nit 
allein  eint-  und  andere  Ohnordnung  in  sich  haltet, 
sonderen  auch  die  Religion  einmischen  thut,  Als  hat 
man  auch  für  nöthig  angesehen,  dass  daselbig  verbesseret 
werden  solle,  mithin  dan  auch  der  Landts-Fried  von  A. 
1531  auffgehebt,  todt,  und  abseyn,  dargegen  aber  die 
dissmahUge  Befridigung  könfftighin  der  Landts-Fried 
heissen,  imd  die  Landtvögt  so  wohl  als  alle  Geist-  und 
Weltliche  Gerichtsherren  und  Collatores  zu  dissem  neu  wen 
Landts-Frieden  verpflichtet  und   verbunden    seyn   sollen. 

Damit  dan  auch  in  Verwaltung  der  Justiz  die  Ohn- 
partheylichkeit  desto  besser  Plat^  finden  möge,  so  sollen 
die  Ehrenstellen,  Aembter,  und  Oberkeitliche  Bedienungen 
von  nun  an  auss  beyden  Religionen  bestellet  werden, 
also  dass  gleichwie  der  Landtschriber  jm  Thurgeuw 
Catholischer  Religion  bleibt,  hargegen  jederzeit  der  Landt- 
Amman  Evangelischer  Religion  seyn. 

Es  solle  auch  fürohin  die  Landtschriberev  des  Rheine 
thals  beständig  durch  einen  Evangelischen  Landtschriber 
bestelt  und  versehen  werden,  der  nechste  Beamtete  auif 
jhne  aber  Catholischer  Religion  und  den  Lobl.  Catholisch- 
Regierenden  Ohrten  selbigen  zubestellen  überlassen 
werden  von  der  Qualitet  wie  der  Evangehsch  Beamtete 
in  dem  Sargansser  Land  seyn  wird,  und  wie  die  samtlich 
Regierende  Ohrt  desthalber  überein  kommen  werden, 
und  obgedeöthe  Landtschrieber  und  Landtammanstellen 
je  zu  zehen  Jahren  umb  abgeänderet  werden,  und  jedes- 
mahl  an  eines  Catholisch-  abgehenden  Landtschribers 
statt  widrum  ein  CathoL,  und  vice  versa  an  eines 
Evangelisch-abgehenden  auch  widrum  ein  Evangelischer 
bestellet,  und  also  auch  mit  den  nechsten  aufp  sie  folgen- 
den Oberbeamteten  verfahren  werden,  die  Wahl  aber 
so  fehm  sie  einen  Catholischen  zubetreffen  hat,  denen 
katholischen,  wo  es  aber  ein  Evangelischer  seyn  soll, 
denoen  Evangelischen  Ohrten  gebühren  solle. 

Uebrige  so  wohl  Civil-  als  Militär-Bedienungen,  als 
da  sind  Undervögt,  Landtrichter,  Weybel,  Landt-Gerichts- 
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Diener,  Item  Redner,  Landt-  und  Quartier-Haubtlüth, 
Haubtlüth,  jeder  Religion  ohne  unterscheid  gleich  viel  be- 
stellet werden,  darbey  es  der  Redneren  halber  die 
Meinung  hat,  dass  zu  dennen  dissmahls  vier  Catholischen 
zu  Frauwenfeld  annoch  zwey  Evangelische  hinzugethan, 
auff  dass  absterben  zweyer  Catholischer  aber  es  fürbass- 
hin  bey  der  Zahl  der  vier  Redneren  als  zweyer  Evan- 
gelisch- und  zweyer  Catholischer  gelassen  werden  sollte. 

Ferner  soUe  auch  in  dennen  Nideren  Gerichten,  wo 
man  von  beyden  Rehgionen  unter  einanderen  wohnet 
mit  Besetzung  der  Amman  und  Richterstellen  also  ver- 
fahren werden,  dass  an  dennen  Ohrten  wo  zwey  Drittel 
der  einten  Rehgion,  die  Richterstellen  auch  mit  zwey 
Drittel  Richteren  von  selbiger  Rehgion  bestellet,  wo 
aber  die  ManschafPt  geringer  als  zwey  Drittel,  so  solle 
danzumahl  dass  Gericht  halb  von  den  Evangelisch-  und 
hiüh  von  den  Catholischen  besetzet,  und  allwegen  ohne 
imterscheid  der  grösseren  oder  wenigeren  Manschaft  mit 
der  Amman  oder  vordersten  Richter-Steil  alterniert 
werden. 

So  sollen  auch  die  Waisen  mit  Vögten  Ihrer  Rehgion 
besorget,  die  Frömbdling  ohne  aller  Regierender  Ohrten 
l'onsens  nicht  zu  Lands-Kinderen,  noch  die  Lands-Kinder 
derer  Ohrten,  wo  sie  nit  Burger,  oder  Gemeindsgenossen 
sind,  wieder  den  Willen  des  mehreren  Theils  der  Ge- 
nieindsgenossen  weder  zu  Burgeren  oder  Gemeinds- 
genossen noch  Beysessen  angenommen  werden,  auch 
weder  die  Landtvögt  noch  Gerichts-Herren  selbige  unter 
dem  Vorwand  des  halben  Meers  noch  sonsten  einicher 
Massen  darzu  nit  nöthigen  mögen. 

Danne  die  KaOif  in  Todtne  Hand  betreflFende  so 
sollen  solche  Niemand  als  den  Regierenden  Ohrten  für 
sieh,  doch  so  zugelassen  seyn,  dass  die  übrige  mit- 
regierende Ohrt  umb  den  Consens  gebührend  ersucht 
werdind. 

Die  heimliche  Kläger  und  Kundtschaften  sollen  füro- 
hin  abgestelt,  die  Unterthannen  mit  strenger  Regierung 
nit  beschwehrt,  noch  mit  ohnmässigen  Cantdey-  oder 
anderen   beschwerlichen    Cösten   belästiget,    sondern   in 
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allen  Dingen  mit  jhnen  milt  und  vätterlich  verfahren 
Merden. 

Wan  danethin  Lobl.  Regierende  Ohrt,  (welches  aber 
GOtt  ewig  wende)  in  Krieg  gegen  einanderen  zerfiellen, 
so  solle  kein  Theil  er  mache  gleich  die  Majora  auss  oder 
nit,  mögen  die  gememen  Unterthanen  mahnen,  sondern 
disse  sich  neutral  halten,  und  Keinetwederem  Theil 
weder  Volck,  Gelt,  Munition  oder  Proviant  geben,  oder 
einech  anderen  Vorschub  thun  änderst  als  mit  Gebätt 
zu  GOtt  zu  deroselben  wieder  Verein-  und  Befridigung. 

Weithers  ist  hierdurch  versehen,  dass  in  dennen  ge- 
meinen Herschafften  Mänighch  Geist-  und  WeltUchen, 
verbothen  seyn  solle,  einiche  Fortifications  •  Werck  sie 
seyen  Klein  oder  Gross,  regulär  oder  nit,  unter  was 
Praetext  es  jmmer  seyn  möchte  zubauwen  ohne  Consens 
aller  Lobl.  Regierender  Ohrten. 

Die  Maleficanten  von  beyden  ReUgionen  sollen  jn  kein 
Weiss  noch  Weg  zu  Aenderung  der  ReUgion  angehalten, 
sonder  wan  einer  unter  währendem  Process  einen  Seel- 
sorger seiner  Religion  zu  seinem  Trost  begehrte  jhme 
solches  in  Beyseyn  eines  Beamteten  gestattet  werden, 
wan  aber  der  Process  jhme  allbereith  gemachet,  solle 
der  Seelsorger  so  er  begehrt  den  ohngehinderten  Zugang 
zu  jhme  dem  Maleficanten  ohne  Beyseyn  eines  Beamteten 
haben,  und  von  jhme  bis  zu  der  Richtstatt  begleithet 
werden  mögen. 

Zu  desto  sicherer  Verhütung  dan  aller  ohnbeliebig- 
keiten  und  reitzenden  Anlässen  soll  Künfftighin  alles 
Teihaste  Schmutzen  und  Schmähen  von  Geist-  und  Welt- 
lichen, in  und  äussert  der  Kirchen,  mundt-  und  schrifft- 
Kchen  bey  Höchster  ohngnad  verbotten,  und  abgestrafft 
werden,  auch  solle  bey  gemeinen  und  sonderbahren  Zu- 
sammenkonfFten  es  seye  im  Reden,  Schreiben  und  der- 
gleichen die  Einte  Religion  Evangelisch  und  die  andere 
Catholisch  genennet  und  betitlet  werden. 

Uebrigens  dan  solle  auch  in  Justiz-Sachen  Succession, 
Erbschafften  und  Collocationen  die  einten  gleich  den 
anderen  ohne  unterscheid  der  Religion  gehalten  und  an- 
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gesehen,  auch   bey   denen  Lehens-Verleihungen  Keinem 
der  Religion  halber  etwas  zugemutliet  werden. 

Wann  nun  Kraift  dises  Fridens-Schlusses  heiter  be- 
dungen worden,  dass  vor   Abtrettung   der  Herrschafften 
Thurgäu  und  Rheintal  an  die  vormahlig  Regierende  Lobl. 
Orth,  so  wohl  der  Religion  als  der  Regierung  halber,  die 
gebührende    Paritet    würcklichen     zu    Werck    gerichtet 
werde,  (zu  dem   End   Wir   eine    eigene   Commission   ge- 
ordnet, welche  sich  obgelegen  halten  solle,   alles  in    er- 
forderliche Execution  zusetzen)  zuroahlen  die  Catholische 
gleich  wie  die  Evangelische,  und  die  Evangelische  gleich 
wie    die    Catholische   der   Rehgion    und    Gottes -Diensts 
halber,  und  was  selbigem  anhanget^  in  den^n  gemeinen 
Herrschafften,    wo   beyde   Religionen   sich   befinden,   in 
einem  gantz  gleichen  Rechten  stehen,  wie  nicht  weniger 
der  Ehrenstellen,  Aemter,  Civil-  und  Militär  Bedienungen 
halber,  wie  hierum  gehalten  werden  solle,   deutlich  aus- 
getrucket  ist;    Als   sollen   hiemit  jedwederer  Religions- 
Genossen  gut  Fug  und  Macht  haben  ihres  Rechtens  nach 
Ausweisung  angehörten  Fridens-Schlusses   von    nun   an 
völliglich  zubedienen,  und  derer  würcklich  theilhafft  und 
genoss  zuseyn;    Gestalten  dann  Unser   ernstlicher    Will 
Meinung,  und  Befehl   hiermit  ist,  dass  kein   Theil   dem 
anderen    hierunter  Eintrag  thun,    \al   weniger    einichen 
Widerwillen,    Verdrus,  Aufschub,   oder  Versaumnus  ver- 
ursachen, sonderen  je  ein  Theil  dem  anderen  hierzu  alle 
Bereitwilligkeit  erzeigen  solle;  Wie  dann  auch   alle   und 
jede,   so   wohl   Geist-   als   Weltlichen   Stands    ermahnet 
werden,  sich  alles  dessen,  was  zu  einicher  Hinder-   oder 
Irrung  Anlas  geben  möchte,  gäntzlichen  zumüssigen,  und 
zu  enthalten:    Hierbey   verbiethen   Wir  auch  allen   und 
jeden  Unseren  Angehörigen  Geist-  und  Weltlichen,  was 
Stands,  Ansehen,  und  Würde  die   immer  seyn  möchten, 
bey  hoher  Straff  und  Ohngnad  alle  ohngebührende,  ehr- 
verletzliche, üppige,  ohnnütze,   auch  schandhche  Schand- 
Schmäh-  und  Scheit- Wort,  Verachtungen,  Verkleinenmgen, 
Reitzungen,  und  Veranlassungen,   wie   die   immer  fürge- 
zogen, gemachet,   oder   erdacht   werden    möchten,    und 
wollen  hingegen,  dass  männiglich  in  Worten  und  Wercken 
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im  Thun  und  Lassen  sich  ehrbarlich,  bescheiden,  und 
tugendlich  erzeige,  und  verhalte,  als  es  ehrbaren  Leuten 
unter  einanderen  wohl  anstehet,  und  gezimmet,  und  wer 
hierwider  ohngehorsam  erfunden  wurde,  der  solle  dess- 
wegen  zu  gebührender  Straff  gezogen  werden ;  Welches 
zu  mftnniglichs  wüssenthaften  Verhalt  ab  allen  Cantzlen 
offentUch  verlesen,  und  womach  ein  jeder  sich  zurichten, 
und  ihme  selbst  vor  Schaden  zuseyn  wohl  wüssen  wird. 

Geben  zu  Baden  im  Ergäu  den  zwölfft^n  Tag 
Herbstmonat,  von  der  Gnadenreichen 
Geburt  Christi  Unsers  HErm  und  Hey- 
lands gezellet,  Eintausend,  Sibenhundert 
und  Zwölff  Jahre. 

Eidgenössische  Cantzley  der  Lobl. 
Regierenden  OrÜien. 


Tratte  blanche. 
II. 


In  dem  15.  Bande  unseres  Jahrbuches  findet  sich^ 
von  Seite  214  ab,  ein  orientirender  Aufsatz  unter  diesem 
näwiichen  Titel,  durch  welchen  die  Bestrebungen  einer 
internationalen  Gesellschaft,  die  sich  seit  Jahren  mittelst 
Kongressen  und  Druckschriften  bemtlht,  dem  weissen 
Sklavenhandel  wenn  nicht  ein  2iiel  zu  setzen,  so  doch 
Hindemisse  wirksamer  Art  in  den  Weg  zu  legen,  auch 
bei  uns  allgemeiner  bekannt  geworden  sind.') 

Seit  dieser  Zeit  fanden  mehrere  internationale  Kon- 
ferenzen in  dieser  Angelegenheit,  in  Frankfurt,  in  Paris 
und  schUesslich  im  September  1904  in  Zürich,  statt,  bei 
welchem  letzteren  Anlass  die  Sache  in  ein  etwas  akuteres 
Stadium  getreten  ist,  wobei  es  sich  um  die  Frage  han- 
delt, ob  man  sich  zu  einem  energischeren  Vorgehen 
gegen  Alles,  was  damit  zusammenhängt  und  bekämpft 
werden  muss,  entschliessen  kann  und  will.  Oder  ob 
es  auch  in  diesem  Punkte  bei  halben  Massregeln  bleiben 
soU,  deren  relativen  Nutzen  wir  nicht  bei  weitem  verken- 
nen wollen,   die   aber  dennoch  ein    Bedauern    darüber 


0  Die  Kongresse  und  ihre  Protokolle  werden  heute,  bei 
<ier  Ueberzahl  von  solchen,  im  grössern  Publikum  wenig  be- 
achtet. Wer  nicht  selbst  bei  einer  solchen  Bestrebung  als 
Uit^ed  eines  bezüglichen  Vereins  interessirt  ist,  betrachtet 
^e  Sache  meistens  vom  Standpunkte  des  «Nichtbetheiligten», 
oder  sogar  als  eine  Art  von  modernem  Sport,  einen  Anlass 
ftr  Leate,  die  wenig  zu  thun  haben,  um  sich  zu  sehen  und 
zu  unteiiialten.  Dem  Herausgeber  wurde  verschiedentlich 
gesagt,  dass  Leser  des  Jahrbuches  erst  durch  diesen  Aufsatz 
anf  die  Sache  aufmerksam  geworden  seien.  Das  rechtfertigt 
«ticaen  zweiten  Artikel,  der  als  eine  Fortsetzung  des  ersten 
Ulfzufassen  ist. 
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rechtfertigen  würden,  dass  das  «Menschliche,  Allzumensch* 
liehe»  in  jeder  Gesellschaft,  selbst  der  anscheinend  ernste* 
sten,  seine  unfehlbare  Vertretung  findet. 

Dies  bildet  den  Gegenstand  dieses  zweiten  Artikels^ 
welcher  am  zweckmässigsten  durch  die  nachfolgende 
Eröffnungsrede  des  Zürcher-Kongresses  eingeleitet  wird. 

Die  Bezeichnung  «Traite  blanche»  statt  «Traite  des 
Blanches»  behalten  wir  deshalb  bei,  weil  sie  dem  allge* 
mein  üblichen  terminus  technicus  für  den  Sklavenhandel 
mit  Negern,  welcher  «Traite  noire»  und  nicht  «Traite  des 
noirs»  lautet,  entspricht,  und  auch  daher  genommen  ist. 
Man  müsste  sonst,  wenn  etwa  z.  B.  Japan  in  Zukunft 
der  internationalen  Konvention  darüber  beiträte,  derr 
Titel  in  «traite  des  Blanches  et  des  Jaunes»  abändern, 
während  man  bei  der  kurzen  Bezeichnung  «Traite  blanche> , 
die  bloss  ein  einmal  hergebrachtes  Wort  für  eine  gewisse 
Sache  ist,  leichter  verbleiben  kann. 

I. 
«Verehrte  Anwesende! 

Ich  habe  von  dem  schweizerischen  Nationalcomite 
den  Auftrag  erhalten  die  Besprechungen  dieser  inter- 
nationalen Konferenz  mit  einigen  Worten  einzuleiten. 

Erwarten  Sie  keine  «Festrede»,  wie  sie  bei  solchen 
internationalen  Zusammenkünften  üblich  sind  und  worin 
gewöhnlich  die  Erfolge,  die  erst  noch  mit  grosser  Arbeit 
zu  erzielen  sein  würden,  bereits  escomptirt  weixlen.  Wir 
sind  auch  meines  Erachtens  hier  nicht  versammelt,  um 
ein  Fest  zu  feiern,  oder  uns  überhaupt  in  einer  festlichen 
Stimmung  zu  befinden,  sondern  wir  wollen  besprechen, 
was    in    einer    sehr   ernsten    und     sehr    traurigen 
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Sache  geschehen  kann  und  soll,  um  sie  so   bald  und 
so  gründlich  als  möglich  zu  beseitigen. 

Sie  kennen  den  Gegenstand,  und  ich  will  über  den« 
selben  nicht  reden.  Je  weniger  überhaupt  über  einen 
solchen  ekelhaften  Abscess  des  menschhchen  Gesell« 
Schaftskörpers  geredet  werden  muss,  desto  besser  ist  es ; 
sonst  verleidet  einem  die  Sache,  bevor  man  sie  recht 
angreift. 

Die  Frage  ist,  wie  diesem  enormen  und  sich  stets 
noch,  trotz  aller  Ihrer  bisherigen  Bemühungen,  vergrös^ 
Sern  den  Uebel  ein  Ende  zu  machen  ist  und  der  Krieg 
gegen  einen  grossen  Bestandtheil  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft;, der  uns  darin  mit  aller  Macht  widersteht  und 
stets  widerstehen  wird,  mit  zweckdienlichen  Waffen 
geführt  werden  kann. 

Dazu   gehört  nach  meiner  Ueberzeugung   zweierlei: 

1.  Ein  energisches  Vorgehen  seitens  der  Staaten 
gegen  den  weissen  Sklavenhandel,  durch  einen  inter- 
nationalen Vertrag,  welcher  denselben  mit  schweren 
Strafen  (nicht  etwa  bloss  Geldstrafen)  untersagt,  verbun- 
den mit  gegenseitiger  angemessener  Rechtshülfe  bei  der 
Verfolgung  dieser  Verbrecher  und  aller  ihrer  Helfer. 

Mit  blossen  Kongressen  von  noch  so  wohlmeinenden 
Privatpersonen,  oder  Vereinen  richtet  man  gegen  ein 
solches  Uebel  wenig  aus;  sie  haben  keine  Macht  gegen 
dasselbe,  und  bei  weitem  der  grössere  Theil  des  Publi- 
kums ist  auch  geneigt  auf  solche  Privat-Kongresse  keinen 
aDzu  grossen  Werth  mehr  zu  legen.  Sie  können  eine 
Sacbö  wirksam  anregen  und  zur  Dii^ussion  bringen,  die 
noch  gar  nicht  bekannt  ist.   Dann  aber  muss  ein  Stadium 
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staatlicher  Aktion  folgen,  ansonst  sich  das  Interesse  all- 
mählig  wieder  aus  Mangel  an  wirklichen  Resultaten  verliert. 

Wir  haben  hier  in  der  Schweiz  es  versucht,  diesen 
Standpunkt  der  Nothwendigkeit  aus  dem  Reden  in's 
Handeln  zu  gelangen,  in  einem  Aufsatze,  «Traite  blanche» 
betitelt,  auseinanderzusetzen,  ¥relcher  in  dem  «Politischen 
Jahrbuch  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft»  Jahr- 
gang 1901  erschienen  ist  und  wenigstens  den  Erfolg  ge- 
habt hat,  dass  verschiedene  Personen  der  massgebenden 
Gesellschaftskreise  den  Herausgeber  versicherten,  sie 
hätten  hier  zum  ersten  Male  etwas  Näheres  über  diesen 
Gegenstand  gehört. 

Der  Aufsatz  schüesst  ab  mit  einer  Anzahl  von  Pro- 
grammpunkten für  eine  offizelle  Staatenkon- 
ferenz, welche  wir  hier  wiederholen  wollen,  da  es  uns 
scheint,  sie  seien  noch  immer  die  nothwendige  Grundlage 
einer  solchen,  sofern  sie  mit  Wirkung  gegen  den  weissen 
Sklavenhandel  auftreten  will.  Sie  lauten  folgendermassen 
(Jahrbuch  Band  XV  von  1901,  pag.  262) : 

1.  Es  soll  zwischen  den  Staaten  der  Konferenz  eine 
internationale  Vereinbarung  dauernder  Art  zur  Bekämpfung 
des  Mädchenhandels  abgeschlossen  werden.  Dieselbe  soll 
diesen  Begriff  möglichst  deutüch  und  für  alle  vorkommen- 
den Fälle  ausreichend  feststellen  und  alle  diejenigen  Per- 
sonen für  strafbar  erklären,  welche  sich  in  irgend  einer 
Weise  als  Hauptthäter,  Anstifter,  Rathgeber  oder  Be- 
günstiger und  Abnehmer  dieses  Vergehens  oder  auch  nur 
eines  Versuches  zu  demselben  schuldig  machen. 

2.  Die  contrahirenden  Staaten  verpflichten  sich,  falls 
sie  es  nicht  vorziehen  ein  für  alle  Staaten  gleichmässig 
geltendes  Spezialstrafgesetz  zu  erlassen,  ihre  nationalen 
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Stra^esetze  so  einzurichten,  dass  alle  diese  Vergehen 
nicht  bloss  mit  Geld-  oder  Gefängnissstrafen,  sondern  mit 
^cfathaasstrafen  belegt  werden.  Sie  verpflichten  sich 
auch  mit  scharfen  Strafbestimmungen  dem  Wucher  ent- 
gegenzutreten, welcher  mit  dem  Mädchenhandel  verbun- 
den zu  sein  pfl^. 

8.  Jeder  an  diesen  Vergehungen  Betheiligte  kann  da, 
wo  man  ihn  findet,  aufgegriffen  und  dafür  nach  den  Ge- 
setzen des  Landes,  welches  ihn  verhaftet,  bestraft  werden, 
gleichviel  wo  das  Vergehen  begangen  worden  ist.  Es 
findet  einerseits  keine  Reklamation  gegen  den  Gerichts- 
stand an  eine  heimatliche  oder  andere  Regierung  statt, 
sondern  bloss  eine  allfällige  Auseinandersetzung  und  Ver- 
ständigung darüber  unter  den  Regierungen  selber.  Um- 
gekehrt sind  die  contrahirenden  Regierungen  verpflichtet, 
sich  in  allen  diesen  Fällen  schleunige  und  unentgeltliche 
Rechtshülfe  zu  leisten  imd  alle  Personen  und  Sachen,  die 
dabei  in  Frage  kommen,  ohne  gerichtliche  oder  diplo- 
matische Förmlichkeiten  auf  administrativem  Wege  aus- 
zuliefern. 

•4.  Behufs  eines  solchen  ungehemmten  und  energischen 
Verkehrs  verpflichten  sich  die  contrahirenden  Staaten,  ein 
besonderes  Amt,  mit  dem  nOthigen  Personal  und  den 
nOthigen  Unterbeamtungen  in  Hafenstädten,  Bahnhöfen, 
Gränzstationen  etc.  einzurichten.  Diese  Aemter  können 
direkt  ohne  diplomatische  Dazwischenkunft  miteinander 
verkehren. 

5.  Die  contrahirenden  Staaten  verpflichten  sich  femer, 
alle  ihre  öffentlichen  Organe,  Polizeileute,  Bahnbeamte, 
Postangestellte  etc.,  dahin  zu  instruiren,  dass  sie  auf  die 
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Mädchenhändler  und  ihre  Gehülfen  ein  wachsames  Auge 
richten,  alle  Vorgänge  dieser  Art,  mit  denen  sie  amtlich 
bekannt  werden,  rapportiren  und  jedem  Mädchen,  welches 
eine  solche  Anzeige  macht,  oder  Schutz  verlangt,  sofort 
unentgeltlich  zu  Diensten  sein  sollen.  Der  gesamte  Rechts- 
schutz für  solche  Mädchen  soll  überhaupt  unentgeltlich 
geleistet,  und  es  sollen  denselben  auch  ihre  Effekten  un< 
entgeltlich  zurückverschafft  und  sie  wo  nöthig  mit  Staats- 
mitteln in  ihre  Heimat  zurückbefördert  werden.  Krank 
gewordene  Mädchen  sollen  ebenfalls  unentgeltlich  in 
öffentlichen  Krankenhäusern  verpflegt  werden,  bis  sie 
reisefähig  geworden  sind.  Eine  Abrechnung  unter  den 
verschiedenen  Staaten  findet  diesfalls  nicht  statt. 

6.  Die  Namen  und  das  Signalement  bekannter  Mädchen- 
liändler  und  -Händlerinnen  und  ihrer  Helfer  jeder  Art 
sollen  gegenseitig  mitgetheilt  und  diese  Personen  unter 
eine  besondere  polizeiliche  Aufsicht  gestellt  werden.  Es 
sollen  ihnen  keinerlei  staatliche  Bewilligungen  zum  Betrieb 
eines  an  Konzession  geknüpften  Geschäftes  oder  von 
Wirtschaften,  Cigarrenläden,  Konzert-  oder  Tanzlokalen 
ertheilt  werden,  und  es  ist  auch  den  contrahirenden 
Staaten  freigestellt,  sie  unbeschadet  der  bestehenden 
Niederlassungsverträge  von  der  Niederlassung  und  dem 
Aufenthalt  auszuschliessen,  wenn  sie  nicht  eigene  Bürger 
sind.  Es  soll  auch  allen  diesen  Personen  die  Erwerbung 
eines  neuen  Bürgerrechts  nicht  gestattet  werden. 

7.  Die  contrahirenden  Staaten  versprechen  sich  gegen- 
seitig, keine  staatlich  oder  gemeindlich  tolerirten  Häuser 
mehr  zu  gestatten,  wo  solche  nicht  bereits  bestehen, 
und  die  bestehenden  nach  MögUchkeit  einzuschränken 
oder  ganz  zu  beseitigen.  Ebenso  den  Besuch  dieser  Häuser 
durch  Minderjährige,  Angehörige  von  Schulanstalten,  Be- 
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amte   und   Angestellte  des  Staates   oder  der  Gemeinde/ 
sowie  Militärpersonen  mit  Strafen  zu  verbieten. 

Wir  wollen  es  ganz  dahin  gestellt  sein  lassen,  ob 
in  Folge  dieser  Anr^^g,  oder  unabhängig  von  einer 
solchen  durch  gleichzeitige  andere  Bemühungen,  im  fol- 
genden Jahre  19Q2  wirklich  eine  solche  diplomatische 
Konferenz  in  Paris  zusammentrat,  welche  den  Gegenstand 
besprach  und  sich  über  ein  «projet  de  Convention»  vom 
15.  Juli  1902,  nebst  einem  «projet  de  protocole  de  cl6ture> 
und  einem  «projet  d'arrangement»  über  die  vorläufigen 
Massnahmen  einigte,  welche  Aktenstücke  die  Basis  für 
weitere  Verhandlungen  und  Entschliessungen  bilden 
sollten.  Es  zeigte  sich  jedoch  sogleich  bei  dieser  ersten 
Staatenkonferenz,  welche  als  ein  sehr  grosser  Fortschritt 
in  dieser  wichtigen  Sache  zu  begrüssen  ist,  eine  Diife- 
renz  der  Anschauung,  die  wir  —  ganz  im  Allgemeinen 
gesprochen  —  als  die  deutsche  und  die  romanische 
Auffassung  der  Frage  bezeichnen  dürfen  und  die,  im 
letzteren  Sinne,  in  dem  Eingang  des  Vertragsentwurfes 
Ausdruck  gefunden  hat.  Derselbe  lautet  in  dem  bezüg- 
lichen Passus: 

« Art.  1.  Doit  etre  aussi  puni  quiconque,  pour  satis- 
faire  les  passions  d'autrui,  a,  par  fraude,  ou  a  l'aide  de 
violences,  abus  d'autorite,  ou  tout  autre  moyen  de  con- 
trainte, embauche,  entraine,  ou  detoume  une  femme  ou 
fiUe  majeure  en  vue  de  la  döbauche,  alors  meme  que 
les  divers  actes  qui  sont  les  elements  constitutifs  de  Tin- 
fraction  auraient  ete  accomplis  dans  des  pays  differents.» 

Der  deutschen  Anschauung  wurde  ledigUch  in  der 
Littera  a  des  «projet  de  protocole  de  clöture»  in  folgen- 
der, übrigens  selbstverständlicher,  Weise  Rechnung  ge- 
tragen: 
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^Les  dispositions  des  artides  1  et  2  doivent  etre 
consider^es  comme  un  minimum,  en  ce  sens  qu'il  va  de 
soi  que  les  Gouvernements  contractants  demeurent  ab- 
solument  libres  de  punir  d'autres  infractions  analogues, 
telles,  par  exemple,  que  l'embauchage  des  majeurs,  alors 
qu'il  n'y  aurait  ni  fraude,  ni  contrainte.» 

Die  grosse  Differenz  der  Anschauung  betrifft,  um  das 
kurz  zu  sagen,  wesentlich  zwei  Punkte: 

1.  Wenn  bloss  die  Verschleppung  minderjähriger 
Personen  in  die  weisse  Sklaverei,  oder  die  Anwendung 
von  List,  Gewalt,  Drohung  oder  Zwang  irgend  einer  Art 
bei  der  Verhandlung  von  mehrjährigen  Frauenspersonen 
verfolgt  und  bestraft  werden  soll,  so  wird  dieser  Handel 
nicht  beseitigt  werden,  sondern  nach  wie  vor,  mit  ganz  ge- 
ringen Ausnahmen,  fortbestehen,  die  in  Wirklichkeit  und 
im  Verhältniss  zur  Grösse  des  Uebels  und  der  Schmach 
kaum  bemerkbar  sein  werden. 

Warum  soll  die  Frage  so  eingeschränkt  werden, 
fragen  wir?  Man  schQtzt  doch  auch  die  Gesundheit  der 
menschlichen  Gesellschaft  gegen  alle  möglichen  auf  Ab- 
wege gerathenen  Leute,  und  diese  gegen  sich  selbst  und 
ihre  schlechten  Neigungen,  ohne  lange  zu  fragen,  ob  sie 
mit  freiem  Willen  in  das  Böse  eingewilligt  haben 
oder  nicht.  Ein  solcher  Respekt  vor  dem  angeblich  freien 
Willen  mehrjähriger  Frauen  sich  dem  Laster  hinzu- 
geben und  damit  ganze  Generationen  ihrer  Mitmenschen 
zu  vergiften,  hat  gar  keinen  Sinn  und  kann  nicht  statt- 
linden, wenn  man  überhaupt  etwas  Ernstliches  in  der 
Sache  unternehmen  will.  Ferner  ist  der  Handel  mit 
Menschen  überhaupt  als  schändlich  und  strafbar  anzu- 
sehen, gleichviel,  ob  er  mit  weissen  oder  schwarzen, 
jüngeren  oder  älteren  Personen  stattfindet.  Dieser  Ge- 
danke muss  mit  voller  Schärfe  durchdringen,  ansonst  die 
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ganze  Sache  eine  mehr  oder  weniger  «dekorative»  bleiben 
wird. 

2.  Ebenso  müssen  die  Bordelle  verboten  werden. 
Solange  dieselben  bestehen,  müssen  sie  Opfer  und 
zwar,  der  Natur  der  Sache  gemäss,  immer  neue  haben, 
and  der  Handel  ist  nicht  auszuschliessen,  gegentheils 
eigentlich  in  den  Staaten,  wo  solche  Schandinsti- 
tute  bestehen,  anerkannt  und  sogar  geschützt.  Es  ist 
audi,  abgesehen  von  diesem  logischen  Fehler  der  An- 
schauung, eine  Barbarei  ganz  ohne  Gleichen,  solche 
Cloaken  des  Lasters  staatlich  einzurichten  und  zu  beauf- 
sichtigen, für  die  sich  eine  Anzahl  armer  junger  Frauen 
als  wahre  Sklavinnen  hergeben  müssen,  bloss  um  angeb- 
Kch  die  Frauen  und  Töchter  der  besser  situirten  Leute 
vor  dem  Laster  zu  schützen,  oder  die  Gesundheit  einer 
Mehrheit  zu  sichern,  was  beides  thatsächUch  sogar  nicht 
einmal  zutrifft.  Gleichviel  aber,  auch  wenn  es  zuträfe, 
so  dürfen  solche  Menschenopfer  grausamster  Art  in  einem 
civilisirten,  oder  sogar  sogenannten  «christlichen»  Staate 
nidit  mehr  stattfinden.  Wir  wissen,  dass  wir  damit  auf 
starken  Widerspruch  stossen,  und  kommen  auf  diesen 
Punkt  noch  einmal  zurück. 

8.  Eine  mehr  formelle,  oder  Zweckmässigkeitsfrage 
ist  sodann  noch  die,  ob  Spezialgesetze  übereinstim- 
mender Natur  in  den  einzelnen  Yertragsländem  geschaffen 
werden  sollen,  oder  hierauf  bezügliche  Artikel  in  den  all- 
gemeinen Strafgesetzbüchern.  Wir  halten  unsererseits 
das  Erstere  für  zweckdienlicher,  weil  Spezialgesetze  besser 
und  ausführlicher  gefasst  werden  können,  auch  nach  den 
Ergebnissen  und  Erfahrungen  der  Praxis  leichter  abänder- 
bar und  endlich  den  noch  sehr  im  Schwanken  begriffenen 
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Theorien  der  allgemeinen  Strafrechtswissenschaft  weniger 
ausgesetzt  sind. 

Im  Ganzen  wünschen  wir  also  einen  internationalen 
Vertrag  mit  darauf  folgenden  übereinstimmenden  Spe- 
zialgesetzen der  einzelnen  Staaten  und  bleiben  bei  unsem 
oben  aufgestellten  Programmpunkten  auch  heute  noch  in 
voller  Ausdehnung  stehen. 

Wir  wollen  aber  der  Sache  doch  noch  etwas  mehr 
auf  den  Grund  gehen.  Die  Traite  ist  nur  ein  Symp- 
tom und  ein  Ausfluss  allgemeinerer  Uebelstände« 

Wenn  die  Sklavenhändler  unsere  Verhandlungen 
verfolgen,  was  ich  annehme,  so  werden  sie  u.  A.  bereits 
mit  etwelcher  Beruhigung  gesehen  haben,  dass  sie  mit 
einer  «reception»  begannen,  und  mit  einer  «Vergnügungs- 
fahrt auf  dem  See»  enden  werden. 

Also  —  denken  sie  —  ist  doch  auch  bei  diesen  allzu 
puritanischen  Herren  und  Damen  noch  Sinn  vorhanden 
für  Vergnügen  und  Lebensgenuss,  selbst  bei 
einem  solchen  Anlass,  bei  dem  man  sich  nach  ihrer 
Ansicht  eher  in  Sack  und  Asche  hüllen  sollte.  Prinzipiell 
sind  sie  also  auch  noch  dabei,  sich  zu  amüsiren.  Und 
wir  dienen  ja  nur  dem.  Die  graduelle  Verschieden- 
heit der  Auffassung  ist  es  ja  am  Ende  nicht,  auf  die  es 
ankommt,  sondern  die  principielle;  das  Graduelle  gibt 
sich  dann  von  selbst  durch  die  menschliche  Natur,  die 
an  der  Materie  klebt  und  zur  fortschreitenden  Materiali- 
sierung neigt.  Darin  haben  sie  nicht  gänzlich  Unrecht. 

Hauptsächlich  fehlt  es  —  darauf  kommen  wir  damit 
zu  sprechen  —  an  Folgendem: 

1.  An  der  allgemeinen  Philosophie  der  Zeit. 
Danach  ist  der   Mensch   überhaupt   nur  für  eine   kurze 
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Lebensdauer  vorhanden,  ohne  einen  andern.  Lebenszweck, 
als  «sich  auszuleben»,  so  wie  er  von  Natur  ist.  Davon 
gebt  ein  sehr  grosser  Teil  unserer  sogenannten  Kultur 
und  GeseUigkeit  aus  imd  damit  ist  er  also  nur  ein  intelli- 
gentes Thier,  das  seine  thierischen  Eigenschaften  und 
Neigungen  nie  gänzlich  abstreifen  kann,  vielleicht  nicht 
einmal  soll. 

Das  findet  seinen  Gegensatz  in  dem  Gedanken,  dass 
alles  Thierische  und  Thierähnlich  e,  mit  dem  der  Mensch 
ja  gewiss  in  dieses  Leben  eintritt,  abgestreift  werden  soll 
and  dass  dieses  Leben  überhaupt  den  Zweck  habe,  ihn 
durch  Erziehung  zu  einer  höheren  Fortexistenz  im- 
materieller Art  fähig  zu  machen.  Mit  dieser  Lebens - 
anschauung  allein  werden  die  hässlichen  Sachen,  die  ihr 
geradezu  am  allermeisten  zuwiderlaufen  und  den  Menschen 
dem  Thier  am  ähnlichsten  gestalten,  mit  dem  richtigen 
Abscheu  behandelt  und  hören  dadurch  nach  und  nach 
auf:  vorher  ist  es  nicht  möglich. 

Damit  in  engem  Zusanunenhange  steht: 

a)  Die  falsche  Ansicht,  dass  das  Cölibat  unmög- 
lich sei,  die  übrigens  bloss  für  die  Männer  gilt.  Die 
Frauen  werden  in  diesem  Punkte  über  uns  gestellt; 
vielleicht  mit  Recht.  Es  ist  das  aber  dennocli  eine 
ganz  unwahre  Meinung.  Schon  die  katholische  Geist- 
üebkeit,  wenigstens  in  Mitteleuropa,  in  ihrem  weitaus 
gröesten  Bestände,  ist  ein  sprechendes  Gegenbeispiel, 
ond  es  gibt  noch  viele  ausserdem.  Die  Geschlechtsver- 
b&ltnisse  haben  überhaupt  gar  nicht  die  grosse  Wichtig- 
keit, die  ihnen  der  Materialismus  beilegt;  sonst,  wenn 
derselbe  darin  Recht  hat,  dann  können  wir  den  heutigen 
Kampf  gleich  aufgeben;  er  hat  dann  keinen  Sinn. 
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b)  Bei  den  Frauen  ist  ein  Fehler  die  allzu  grosse 
Tendenz  auf  die  Heirath,  die  fast  alle  MOtter  und 
viele  Töchter  haben.  Das  macht  sie  sehr  tolerant.  Wenn 
sie  die  Männer  energisch  ablehnen  würden,  von  denen 
sie  ganz  genau  wissen,  dass  sie  von  dem  Gewerbe  des 
Mädchenhandels  selbst  Gebrauch  machen,  oder  es  wenig- 
stens für  Andere  billigen,  würde  es  schon  längst  ganz 
anders  darum  stehen.  Statt  dessen  sind  die  Frauen  der 
höheren  Kreise  oft  sehr  tolerant  in  der  Gesellschaft,  ja  selbst 
in  der  Familie  gegen  ihre  Söhne;  nur  gegen  die  Töchter 
nicht.  Damit  kommt  nie  ganzer  Ernst  in  die  Sache  und 
daran  fehlt  es  eben  noch  am  allermeisten. 

Dazu  kommt  der  Luxus,  die  immer  mehr  ge- 
steigerte Lebenshaltung,  die  den  Männern 
eine  rechtzeitige  Heirath  erschwert  und  den  Frauen  das 
Heirathen  ohne  allzu  grosse  Rücksicht  auf  Moral  als 
nöthig  erscheinen  lässt.  Auch  dem  müssen  Sie  noch  viel 
schärfer  entgegentreten;  darin  versinkt  unser  eigenes 
Vaterland  Jahr  für  Jahr  mehr.  Eine  gewisse  Rück- 
kehr zur  Einfachheit  ist  jetzt  absolut  erforder- 
lich, wenn  es  bei  uns  nicht  abwärts  gehen  soll. 

Ueberhaupt,  ohne  eine  allgemeineRegeneration 
der  Menschheit  zu  höheren  sittlichen  Tendenzen  werden 
Sie  den  Mädchenhandel  nie  ganz  los.  Täuschen  Sie  sich 
nicht  darüber.  Er  ist  —  darin  gehen  wir  mit  unsem 
Gegnern  einig  —  ein  Bestandteil  der  jetzigen  Kultur 
und  hängt  mit  derselben  zusammen. 

Wir  ziehen  aber  daraus  nicht  die  Konsequenz,  dass 
er  deshalb  bestehen  bleiben  müsse,  sondern  umgekehrt 
müssen  wir  uns  —  auch  wenn  wir  keinen  Tugendbund 
hier  stiften  wollen  —  innerlich  dabei  doch  einig  wissen,  dass 
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wir  gegen  die  in  weiten  Kreisen  bestehende  Auffassung 
des  Lebens  als  einer  blossen  Sache  des  feineren  oder 
gröberen  Genusses  zu  den  Waffen  greifen  und  die- 
selbe überall,  wo  wir  sie  antreffen,  ernstlich  be- 
kämpfen wollen. 

Wenn  Sie  darin  mit  mir  einig  gehen,  sind  wir  ganz 
einig.  Wenn  nicht,  nicht.  Dann  aber  verwundem  Sie 
sich  nicht,  wenn  trotz  alles  Ihres  guten  Willens  das  Laster 
mächtiger  ist  als  sein  Gegensatz,  und  imsere  Sache  eine 
der  vielen  humanitären  Bestrebungen  bleibt,  die 
eine  äusserlich  schöne  Dekoration  unseres  Zeitalters 
bilden,  durch  die  von  2^it  zu  2^it  aber  die  ursprüng- 
liche Barbarei  furchtbarer  Kriege  im  Grossen,  und 
die  hässUche  und  schauerliche  Gestalt  der  Immoralität 
und  des  daraus  folgenden  namenlosen  Elends  im  Einzel- 
eben drohend  ihr  Medusen- Antlitz  uns  entgegenhält.» 

n. 

Die  thatsächlichen  Mtcrhältnisse  haben  sich  seit 

dem  Jahre  1901  trotz  des  Bestandes  der  internationalen 

I 

Gesellschaft  gegen  den  Mädchenhandel  kaum  erheblich 
'  geändert.  Ueberall  in  allen  Ländern  der  Vereinigung 
'  besteht  dieser  schmähliche  Verkauf  von  Menschen  in  die 
unwürdigste  aUer  Sklavereien  noch  fort,  und  es  wird 
schärferer  Massregeln  bedürfen,  um  ihn  auch  nur  einiger- 
massen  wirksam  zu  imterdrücken.  Wir  führen  zur  Illu- 
stration folgende  neuere  Beispiele  aus  verschiedenen 
Ländern  an : ') 

«La  police  speciale  vient  d'arreter  ä  bord  du  trans- 
atlantique  de  New -York,  oü  eile  venait  d'embarquer,  arri- 
vant  de  Paris,  ä  destination  de  TAmerique,  une  interes- 


*)  Bulletin    du   bureau    international  k  Londres,   No.  11, 

acut  1904. 
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sante  famille  composee  de  six  pei'sonnes:  M.,  Mme  et 
Mlle  Lair,  M.  et  Mme  Siriex,  et,  enfin,  MUe  Charlotte 
Hoffmann,  qui  se  rendait  ä  New- York  pour  retrouver  son 
beau-frere. 

Mme  Lair,  c'est  en  realite  nne  demoiselle  Leontine 
Darret,  seize  ans,  racolee  il  y  a  Imit  jours  a  Amiens  par 
Lair,  de  passage  en  cette  ville,  avec  la  promesse  d'un 
engagement  comme  demoiselle  de  compagnie  dans  une 
maison  bourgeoise.  Mlle  Lair  a  nom  Anna  Martin,  est 
agee  de  dix-neuf  ans,  et  sa  famille  habite  Paris,  ixie 
Lepic.  Mme  Siriex  se  nomme  Eleonore  Philippe;  eile 
est  ägee  de  vingt  ans  et  habite  mie  rue  voisine  de  la 
place  Blanche,  dont,  par  respect  pour  sa  mere,  eile  s'est 
absolument  refusee  ä  indiquer  le  nom.  La  quatrieme 
victime,  Allemande  d'origine,  est  tres  instruite  et  plus 
jolie  encore  que  ses  trois  compagnies.  Charlotte  Hoffmann 
est  ägee  de  dix-neuf  ans  et  s'exprime  correctement  en 
fran^ais. 

Quand  il  fut  en  possession  de  ces  indications  — 
obtenues  non  sans  peine,  car  les  jeunes  fiUes  avaient  ete 
mises  en  garde  par  leurs  ravisseurs  contre  toute  ques- 
tion  indiscrete  —  le  commissaire  n'hesita  pas.  II  arreta 
les  deux  trafiquants  de  chair  humaine,  fit  quitter  le 
paquebot  aux  voyageuses,  qu'il  pla<;a  dans  un  hotel,  et 
poursuivit  son  enquete,  qui,  terminee  ce  soir,  est  sanc- 
tionnee  par  un  mandat  de  depöt  ä  la  maison  d'arret, 
deceme  contre  Siriex  et  Lair. 

Dans  leurs  malles,  on  a  trouve  des  bijoux  magni- 
fiques,  representant  une  valeur  de  plus  de  50,000  francs, 
et  deux  cheques.  Tun  de  quatre  mille  livres  Sterling,  et 
Tautre  de  mille  livres,  tous  deux  payables  ä  vue.  On 
va  rechercher  d'oü  proviennent  ces  bijoux  et  cet  argent, 
formant  un  total  de  pres  de  200,000  francs. 

Les  malheiureuses  jeunes  Alles  etaient  moins  riches. 
L'Allemande  detenait,  ä  titre  de  pret,  une  somme  de 
cinquante  doUars :  Anna  et  Leontine  ne  possedaient 
rien,  et  Eleonore  avait  en  poche  une  piece  de  quatre 
Centimes.  Elles  etaient  donc  completement  ä  la  merci 
de  lem-s  ravisseurs,  et  la  quantite  d*objets  et  de  vete- 
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ments  intimes,  a  l'usage  des  femmes  galantes,  contenus 
daos  les  bagages  de  deux  hommes,  indique  surabondam- 
ment  ä  quel  honteux  travail  elles  auraient  du  demander 
leur  pain.    (Matin,  19.  Juli  19Q4.) 

Miss  Wright  voyage  dans  le  nord  du  Portugal,  et 
met  en  garde  les  jeunes  paysannes  eontre  le  danger  de 
prendre  Service  aupres  de  certaines  femmes  d'Oporto 
dans  ce  qu'on  appeUe  les  foires  de  louage.  Des  centaines 
d 'innocentes  filles  sont  cbaque  annee  seduites  et  perdues 
par  des  harpies  qui  ont  Fair  cossu  et  se  donnent  comme 
femmes  de  gentilshommes,  et  offrent  de  hautes  payes  aux 
jeones  filles  jolies  et  gracieuses. 

Quant  ä  la  trafiquante  Karoline  Petersson,  alias 
Karoline  Nielsen,  arretee  demierement  ä  Copenhague, 
nous  apprenons  que  la  justice  s'occupe  de  la  question 
de  la  Traite  des  filles  allemandes.  U  est  connu  que 
Imteret  au  point  de  vue  de  la  suppression  de  la  Traite 
des  Blanches  fut  autrefois  assez  minime  au  Danemark 
et  qu'il  ne  provient  que  d'une  Conference  que  fit,  au 
cours  de  Tannee  demiere,  suivant  une  invitation,  le  secre- 
taire  du  Comite  allemand,  k  Copenhague. 

Les  recherches  de  la  police  danoise  ont,  entre-temps, 
fait  ressortir  que  Karoline  Petersson  est  souvent  allee 
voir  la  proprietaire  d'un  salon  de  coiffure  ä  Malmö,  appelee 
Emma  Mansson,  dont  Tappartement  hebergeait  constam- 
ment  un  plus  grand  nombre  de  jeunes  filles.  Quoique 
plusieurs  d'elles  parvinssent  ä  echapper  de  la  maison  et 
a  rentrer  ä  Copenhague,  la  police  ignorait  completement 
ces  faits,  etant  donne  que  la  nomm^e  Petersson  sut  attra- 
per  les  jeunes  filles  afin  de  supprimer  aucune  denonciation 
ou  bien  trouva  moyen  de  derober  les  fugitives  aux  yeux 
de  la  justice. 

II  parait  qu'une  Station  intermediaire  pour  la  Traite 
des  Blanches  a  ete  decouverte  ä  Marseille.  Le  Comite 
national  allemand  pour  la  repression  de  la  Traite  des 
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Blanches  a  appris,  il  y  a  quelque  temps,  par  Tentreiiiise 
du  Comite  juif  de  Hambourg,  que,  d'apres  les  obser\'a- 
tions  d'un  voyageur,  il  y  aurait  ä  Marseille  une  Station 
interm^diaire  pour  la  l^aite  des  Blanches  en  Argentine. 
La  maison  faisant  ces  transports  existerait  sous  la  raison 
sociale  Godemberg  &  Osia,  et  aurait  comme  patrons  les 
nommes  Naphtalie  Godemberg  et  Cohen  Osia.  II  n'y 
aurait  presque  que  des  filles  de  Galicie  partant  par 
cette  voie  en  Argentine.  Le  Comite  national  allemand 
se  mit  en  rapport  avec  le  Comite  national  fran^ais,  lequel, 
ä  son  tour,  eut  recours  ä  la  prefecture  de  Marseille. 
Suivant  les  renseignements  recueillis  aupres  de  cette 
administration,  la  maison  en  question  entretiendrait  une 
agence  pour  le  placement  de  femmes  en  Argentine,  et 
serait  soup^nnee  dejä  depuis  quelque  temps.  Or,  jusqu'a 
present;  aucune  occasion  ne  se  serait  presentee  ä  la  police 
pour  intervenir,  toutefois  la  maison  serait  surveillee  des 
a  present  d'une  fa^on  des  plus  rigoureuses. 

(Berliner  Tagblatt  30.  Juni  und  2.  Juli  1904.) 

«Ueber  den  Aufschwung,  den  der  Mädchenhandel 
in  den  letzten  Jahren  in  Ungarn  genommen  hat,  geben 
die  Tagesblätter  wahrhaft  schaudererregende  Details.  So 
gab  es  unter  anderem  im  Jahre  1902  in  32  ungarischen 
Provinzortschaften  sogenannte  «offene  Depots»  der  Mäd- 
chenhändler, wo  die  «Waare»  gesammelt  und  von  wo  sie 
exportirt  wird.  Nach  den  neuesten  Ermittelungen  be- 
sitzen aber  die  «Grossexporteure»  auch  noch  an  56  Stellen 
Ungarns  Zweigniederlassungen  für  den  Mädchenhandel. 
Seit  dem  Jahre  1902  hat  dieses  Schandgewerbe  derart 
zugenommen,  dass  die  Errichtung  weiterer  24  Filialdei)ots 
noth wendig  wurde.  In  den  grossen  Städten  wieTemesvar, 
Szegedin,  Kaschau,  Miskolcz,  Grosswardein,  Maria-Theresi- 
anopel  etc.,  befinden  sich  die  «Hauptniederlagen»  der  Mäd- 
chenhändler, von  wo  aus  hauptsächlich  der  Export  statt- 
findet, während  in  den  kleineren  Ortschaften  die  «Waare 
sortirt*  und  «vorbereitet»  wird.  Man  ersieht  aus  diesen 
traurigen  Daten,  dass  der  Mädchenhandel  in  Ungarn 
immer  mehr  florirt,   anstatt   zurückzugehen,   was  in  An- 
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betracbt  der  milden  Strafen,  die  den  Händlern  drohen, 
nicht  wundernehmen  kann.» 

(Berliner  Tagblatt,  15.  Oktober  1904.) 
<^Der  schwunghaft  betriebene  Handel  mit  Frauen  und 
Mädchen  in  Russland  hat  mancherlei  Formen  und  bringt, 
kauhnännisch  gesprochen,  die  Waare  ebenso  auf  die  hei- 
mischen Märkte,  wie  er  auch  grosse  Posten  derselben  ins 
Ausland  absetzt.  Was  insbesondere  den  Exporthandel 
betrifft,  so  haben  die  Au&ichtsbehörden  keine  genaue 
Kenntniss  von  seiner  Organisation  und  den  Mittelpunkten 
des  Geschäfts,  sintemal  die  russische  Pohzei  zwar  all- 
gegenwärtig im  Staatsleben,  aber  durchaus  nicht  allwissend 
ist.  Man  nimmt  auf  Grund  von  Erfahrungen  als  wahr- 
scheinUch  an,  dass  die  schmachvolle  Ausfuhr  der  «leben- 
den Waare»  am  erfolgreichsten  vom  Zarthum  Polen  aus 
betrieben  wird.  Es  mag  wahr  sein,  dass  die  Polizei  dort 
in  gewissen  Fällen  beide  Augen  zudrückt,  denn  die  Händler, 
die  ja  selbst  mit  ungeheurem  Nutzen  arbeiten,  können 
glänzende  Schweigegelder  zahlen,  doch  soll  anderseits 
nicht  geleugnet  werden,  dass  die  polnischen,  meist  zur 
jüdischen  NationaUtät  gehörigen  Frauenverkäufer  schon 
wiedertiolt  erwischt  und  dann  mit  harten  Strafen  be- 
legt worden  sind.  Eine  abschreckende  Wirkung  hat  das 
nicht  erzielt,  und  es  ist  allgemein  bekannt,  dass  das  be- 
zeichnete Ausfuhrgeschäft  in  Polen  nach  wie  vor  in  Bli)the 
steht.  Der  Export  richtet  sich  vornehmlich  nach  dem 
europäischen  Orient  und  Kleinasien,  sowie  nach  den  nord- 
afrikanischen Ktlstenländem,  wo  die  Harems  und  die  un* 
zähligen  Freudenhäuser  hohe  Preise  für  Europäerinnen 
mit  möglichst  weisser  Hautfarbe  und  anderen  körperlichen 
Vorzügen  zahlen.  Früher  bildete  Odessa  das  Centruni 
dieses  Transithandels  nach  der  Levante,  und  die  Behörden 
liessen  es  damals  geschehen,  dass  häufig  ganze  Partien 
weibUcher  Personen,  unter  denen  sich  viele  Minderjährige 
befanden,  angeblich  als  Dienstpersonal  und  Arbeiterinnen 
nach  den  näher  gelegenen  türkischen  und  anderen  Be- 
stimmungsorten abgingen.  Heute  ist  die  CJontroUe  aller- 
dings weit  strenger,  sie  wird  aber  doch  vielfach  umgangen 
nnd  überdies  gibt  es  noch  andere  Transitpunkte  genug, 
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so  z.  B.  auf  der  kaukasischen  Seite,  über  die  man  mit 
geringeren  Karawanen  leicht  die  Märkte  der  moslimischen 
Welt  erreicht. 

Die  grosse  Mehrzahl  der  verhandelten  Mädchen  und 
Frauen   erwartet  ein  schreckliches  Loos   in  den  orienta- 
lischen Lasterhöhlen  und  selbst  das  Schicksal  derjenigen, 
die  ein  reicher  Anhänger  des  Propheten  kauft,  um  sie 
daheim  gut  zu  halten,  ist  noch  hart  genug,  da  die  Euro- 
päerin mit  ihrem  Eintritt  in  den  Harem,  an  dessen  Sphäre 
sie  sich  kaum  je  gewöhnen  kann,  wie  auf  eine  ewig  ein- 
same ferne  Insel  versetzt  wird,  wohin  kein  Zeichen  aus 
ihrem  früheren  Lebenskreise  dringt.    Es  fragt  sich,  wie 
denn  diese  Unglücklichen,  obschon  es  an  Warnungen  vor 
den  Menschenhändlem  nicht  fehlt,  diesen  noch  immer  in 
hellen  Haufen   zur  Beute  fallen  können.    Man  begreift 
das  aber  schon  bei  Berücksichtigung  des  einen  Umstandes, 
dass  die  weibliche  Bildung  im  eigentlichen  Russland  und 
Polen   auf   einer   ausserordentlich    niedrigen  Stufe   steht 
und  die  Weltkenntniss  der  Frauen  nicht  über  ihre  aller- 
näcliste  Umgebung,  ihr  sonstiges  Wissen  bestenfalls  nicht 
über  die  ungelenke  Fähigkeit  zum  Lesen  und  Schreiben, 
die  höchst  selten  geübt  wird,  hinausreicht.   Die  russischen 
Gränzländer  mit  ihrer  weit   besseren  Volksbildung   und 
geistig  viel  regsameren  Bewohnern,  wie  etwa  die  Ostsee- 
provinzen und  Finnland,  bieten  den  Menschenhändlern  kein 
Thätigkeitsfeld.  Ueberdies  sind  dieHändler  natürlich  Meister 
in  der  Fallenstellung  und  überlisten  ihre  Opfer  mit   tau- 
send Lockmitteln.  Das  Neueste  ist,  dass  solch  ein  Sklaven- 
jäger, in  der  Regel  ein  junger,  wohlaussehender  Mensch^ 
der  Geld  im  Ueberfluss  zu  haben  scheint,  dem  erkorenen 
Mädchen  die  Ehe  anträgt  und  es  auch  wirklich  heiratet. 
Das  Paar  tritt  dann  die  Hochzeitsreise  an,  und  die  junge 
Frau  —  verscliwindet  irgendwo  in  Konstantinopel   oder 
einem  anderen  levantinischen  Hafenort,  wonach  es  dem 
prächtigen  Ehemann  wohl  noch  gelingt,  die  Ortsbehörde 
durch  einen  Bakschisch  zur  Ausstellung  eines  Zeugnisses 
über  das  Ableben  seiner  Frau  zu  veranlassen.    Es  gibt 
viele  solcher  Ehemänner;  sie  kehren  auch  später  ungenirt 
in  die  Heimat  zurück,   um  ihren  Trick  zu  wiederholen. 
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und  es  fällt  immer  schwer,  sie  ihres  Verbrechens  zu  über- 
föhren.  Ein  paar  derartige  Fälle  sind  aber  doch  in  den 
letzten  Jahren  gerichtlich  verhandelt  worden. 

Wir  müssen  aber  noch  eine  andere  Form  des  russi- 
schen Frauenhandels  betrachten,  die  weit  abscheulicher 
ist  und  den  Tiefstand  der  sittlichen  Bildung  des  russi- 
schen Volkes  selbst  unheimlich  aufdeckt  —  ein  Handel, 
der  gewohnheitsmässig,  öffentlich  und  anscheinend  mit 
Billigung  der  Behörden,  wenigstens  ohne  ersichtlichen 
Widerstand  ihrerseits,  jahraus,  jahrein  betrieben  wird, 
iDsbesondere  in  den  südlichen  Provinzen  des  Reiches,  Es 
handelt  sich  dabei  um  einen  Menschenaustausch,  bei 
dessen  imverhüllter,  naiver  Rohheit  man  an  den  Strassen- 
verkehr der  Thiere  miteinander  erinnert  wird,  mit  dem 
unterschiede,  dass  die  VierfOssler  aus  ihrer  Umgangsart 
keinen  materiellen  Nutzen  ziehen.  In  mehreren  grossen 
Gouvernements,  so  im  Jekaterinoslawschen,  Charkowschen 
und  Poltawaschen,  hält  das  Volk  regelmässige  Märkte  ab, 
auf  denen  verheiratete  Frauen  von  ihren  eigenen  Männern 
meistbietend  verkauft  werden,  gewöhnlich  mit  Hülfe  eines 
jüdischen  Zwischenhändlers  und  mit  Einwilligung  der 
Frau.  Dies  ist  nicht  so  zu  verstehen,  als  wenn  die  Frau 
nun  eine  neue  Ehe  mit  dem  Käufer  einginge,  sondern 
sie  verlässt  dann  einfach  ihren  Mann  und  siedelt  ohne 
weitere  Umstände  für  längere  oder  kürzere  Zeit  in  die 
Hütte  des  Käufers  über.  Einer  der  Gründe  für  diesen, 
alles  moralische  Gefühl  vernichtenden  Menschenhandel 
liegt  in  der  unaufhaltsam  fortschreitenden  Verarmung  der 
UndUchen  Bevölkerung.  Der  Bauer,  der  am  Orte  seiner 
Zugehörigkeit  schlechterdings  keine  Erwerbsmöglichkeit 
mehr  findet  und  dem  Verhungern  nahe  ist,  entschliesst 
sich  zur  Auswanderung  und  verschachert  vorher  sein 
Weib,  dem  er  ohnehin  nichts  zurücklassen  kann,  um  doch 
einen  Zehrpfennig  für  die  Reise  zu  gewinnen  und  für  die 
vorläufige  Unterkunft  seiner  Kinder,  wenn  er  welche  hat, 
sorgen  zu  können.  Ist  sein  Weib  noch  jung  und  lilstig, 
so  tragt  ihm  der  Verkauf  nach  seinen  Begriffen  ein  un- 
ermessliches  Kapital  ein :  beim  günstigen  Handel  150 
Rubel,  während  der  Minimalpreis  8()  Rub(?l  beträgt.    Dies 
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ist  gleichsam  der  anständigste  Fall.  Freilich  geschiebt  es 
ebenso  oft,  dass  die  Frau  selbst  den  Mann  zum  Verkauf 
ihrer  Person  bewegt,  wenn  er  nämlich  herkömmlicher- 
weise  ein  Trunkenbold  ist  und  die  Frau  misshandelt.  Man 
muss  diese  russischen  Mushiks  und  ihre  beulenbedeckten 
Weiber  gesehen  haben,  um  den  Wunsch  der  Frau,  auf 
den  Markt  geführt  und  wie  eine  Kuh  verhandelt  zu  wer- 
den, zu  verstehen  —  der  blosse  Wechsel  ihrer  Verhält- 
nisse, die  Befreiung  von  ihrem  Peiniger  allein  lässt  ihr 
die  Zukunft  paradiesisch  erscheinen.  Der  Wechsel  an 
sich  verbürgt  ihr  gewiss  noch  nicht  ein  freundlicheres 
Schicksal,  aber  die  russische  Bauernfrau  ist  schon  zu- 
frieden, wenn  sie  der  neue  Besitzer  wie  ein  gutes  Arbeits- 
thier  auf  dem  Acker  hält,  das  heisst,  sie  mit  der  Schonung 
behandelt,  die  ein  solches  Geschöpf  aus  Eigennutz  seines 
Herrn  erfährt. 

Noch  widerlicher  macht  diesen  Weiberschacher,  dass 
die  lebende  Waare  oft  im  Dorf  bei  den  älteren  Bauern 
und  gewerbsmässigen  Händlern,  die  als  Geschäftsver- 
mittler 10—15  Vo  der  Kaufsumme  beziehen,  «aufgespeichert» 
bleibt,  denn  es  scheint,  dass  man  die  Waare  auch  speku- 
lativ zusammen-  und  weiterverkauft.  Worin  unterscheidet 
sich  alles  das  von  Sitten  und  Gebräuchen  der  wildesten 
Völkerstämme  im  Innern  Afrikas  und  Australiens?  Durch 
das  Kreuz,  das  Sakrament,  die  Gebete  der  christlichen 
Kirche  beim  Eheabschluss  —  Dinge,  die  beim  Kaufab- 
schluss  gesetzlich  nicht  nöthig  sind.» 

(Müncheuer  Neueste  Nachrichten,  10.  Sept.  1904.) 

«.Als  Ergänzung  der  Berichte  Ober  den  Zürcher  inter- 
nationalen Kongress  zur  Bekämpfung  des  Mädchenhandels 
dürfte  es  angebracht  sein,  einen  Blick  auf  die  Geschäfts- 
methoden der  sich  in  New  York  mit  diesem  «Handwerk» 
befassenden  Gesellen  zu  werfen  und  junge  und  unerfahrene 
Auswanderinnen  vor  den  sogenannten  « Kadetten »  zu 
Avarnen.  Sind  es  doch  gerade  alleinstehende  junge  Mäd- 
chen, die  zum  ersten  Male  in  New  York  landen,  auf  welche 
diese  Haie  in  Menschengestalt  ihr  Augenmerk  richten. 
Ein  junges  Mädchen,  das  sich  ins  Ausland  begiebt,  kann 
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bekanntlich  nicht  zu  vorsichtig  sein;  wurde  doch  erst 
kfirzlich  eine  professionelle  Mädchenhändlerin  entlarvt, 
die  MitgUed  mehrerer  religiöser  und  sittUcher  Vereine 
war,  und  eine  andere  dieser  gefthrhchen  Personen  pflegte 
sogar  mit  ihrer  «Waare»  in  einem  christlichen  Hospiz  in 
der  Schweiz  abzusteigen. 

Zuerst  ein  Wort  über  den  Begriff  New  Yorker  «Ka- 
detten». Die  amerikanische  Bezeichnung  «Kadett»  für 
Midchenhftndler  muss  dem  Laien  wohl  wunderlich  er- 
scheinen. Der  frühere  Polizeikommissar  Greene  definirte 
einmal  die  «Kadetten»  als  «junge  Leute,  deren  Geschäft 
darin  besteht,  Mädchen  in  öffentliche  Häuser  zu  bringen». 
Treffender  konnte  der  New  Yorker  « Kadett »  nicht  cha- 
rakterisirt  werden.  Eine  ähnhche  Beurtheilung  wurde  ihm 
in  dem  Bericht  eines  «Fün&ehner-Komitees»,  das  sich 
mit  den  sittUchen  Verhältnissen  von  New  York  zu  befassen 
hatte,  zu  theil;  es  heisst  da,  dass  die  «Kadetten»  profes- 
sionelle Verführer  sind,  die  ihre  Opfer  unter  den  einge- 
wanderten Elementen  suchen  und  die  unglücklichen  Mäd- 
chen gewöhnhch  unter  dem  Einfluss  der  berüchtigten 
Knockout  drops  (Chloralhydrat)  an  ihren  Bestimmungsort 
schaffen. 

Durch  unzählige  Gerichtsfälle  wurde  das  schmachvolle 
Treiben  der  amerikanischen  Mädchenhändler  in  geradezu 
schauererregenden  Einzelheiten  aufgedeckt,  aber  trotzdem 
steht  das  «Kadetten thum»  in  New  York  heute  mehr  als  je 
in  Blüthe  und  ist,  um  einen  Ausspruch  des  PoUzeirichters 
Comell  zu  wiederholen,  zu  einem  tief  eingewurzelten 
Uebel  geworden.  Auch  Richter  Newburger  erklärte  in 
einer  Gerichtsverhandlung,  dass  das  Treiben  der  «Kadet- 
ten>  in  den  letzten  Jahren  eine  ungeheure  Ausdehnung 
gewonnen  habe ;  in  einem  Falle,  wo  es  sich  um  ein  kaum 
den  Kinderschuhen  entwachsenes  Mädchen  handelte,  rief 
der  amtirende  Richter  McMahon  sogar  entsetzt  aus :  «Ich 
hätte  einen  solchen  Kinderhandel  nicht  für  möglich  ge- 
halten!» In  ähnlichem  Sinne  waren  die  Enthüllungen  der 
University  Settlement  Society  und  des  City  Club  über  das 
«Kadetten»-System  abgefasst.  Jene  schrieb:  «Der  Kinder- 
handel der  «Kadetten»   hat   gegenwärtig   einen  Umfang 
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aufzuweisen,  wie  er  in  der  Geschichte  unserer  Stadt  noch 
nicht  dagewesen  ist,»  und  in  der  Brochüre  des  City  Club 
hiess  es :  «Der  «  Kadett »  ist  eine  typische  New  Yorker 
Figur  geworden ;  sein  Geschäft  ist  in  den  letzten  Jahren 
so  in  die  Höhe  gegangen,  dass  es  den  Charakter  einer 
richtigen  Organisation  angenommen  hat.> 

Der  «City  Club»  verkündete  nur  die  Wahrheit;  denn 
thatsächlich  haben  die  New  Yorker  «Kadetten»  bereits 
wohlorganisirte  Mädchenhändler-Klubs  gebildet,  in  denen 
die  «Standesinteressen »  gewahrt  und  die  geschäftlichen 
Angelegenheiten  berathen  werden.  Hier  befindet  sich  auch 
die  « Börse »  der  Mädchenhändler.  Von  hier  aus  gehen 
die  Expeditionen  nach  Europa  zur  Ergänzung  des  Vorrathes 
ab,  und  hier  werden  die  armen  Wesen,  die  den  erbärm- 
lichen Burschen  in  die  Hände  gefallen  sind,  an  die  «Häu- 
ser» verhandelt.  An  Geld  fehlt  es  dieser  Zunft  niemals ; 
kommt  aber  einmal  einer  der  Hallunken  mit  dem  Gesetz 
in  Konflikt,  so  wird  von  dem  betreffenden  Klub  der  beste 
Rechtsanwalt  für  den  Kameraden  engagirt  und  die  ge- 
forderte Bürgschaft,  welche  Höhe  diese  auch  betragen 
mag,  in  der  kürzesten  Zeit  für  ihn  gestellt.  Dass  die 
« Kadetten »  mit  den  Besitzerinnen  übelbeleumunde t^r 
Häuser  in  einem  regelrechten  Geschäftsverkehr  stehen, 
geht  aus  den  «Büchern»  hervor,  die  von  der  Polizei  bei 
einer  Razzia  zuweilen  beschlagnahmt  werden.  Die  Bücher 
der  berüchtigten  Cora  Bratford  enthielten  sämmt liehe 
Zahlungen,  die  an  «Kadetten»  für  gelieferte  Mädchen  ge- 
macht wurden.  Für  ein  frisch  eingewandertes  Mädchen 
belief  sich  die  Taxe  auf  15,  für  amerikanische  oder  solche 
Mädchen,  die  länger  als  zwei  Jahre  im  Lande  Aveilten, 
auf  10  Dollars  pro  Stück.  Eines  der  Mädchen  bekundete, 
dass  es  unter  dem  Versprechen  einer  guten  Stellung  in 
das  Haus  gelockt  wurde,  wo  man  ihm  dann  die  Kleider 
fortnahm  und  es  in  ein  Zimmer  mit  vergitterten  Fenstern 
sperrte.  Diese  Gewaltmassregeln  scheinen  übrigens  in 
New  York  typisch  zu  sein,  denn  die  Erzählungen  der  aus 
den  Krallen  der  modernen  Sklavenhändler  und  -Händle- 
rinnen befreiten  Mädchen  enthalten  oftmals  kaum  glaub- 
liche Schilderungen  über  ihre  gewaltsame  Einsperrung  in 
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Kellern,  hinter  Fallthüren  u.  s.  w.  In  einem  Hause  in 
der  Mottstrasse  wurden  die  gesuchten  Mädchen  auch 
wirklich  hinter  einer  FallthQre  entdeckt.  Ist  das  arme 
Opfer  gar  nicht  gefügig  zu  machen,  dann  geht  es  mit  den 
Todesandrohungen  los. 

Der  New  Yorker  « Kadett  >  unterhält  auch  geschäft- 
liche Verbindungen  mit  den  sogenannten  Stellenvennitt- 
lungs-Bureaus.  Wie  ermittelt  wurde,  sind  40  v.  H.  der 
Mädchen,  die  nach  diesen  Bureaus  gingen,  um  anständige 
Beschäftigung  zu  ünden,  den  «Kadetten»  in  die  Hände 
gefallen  und  für  10  bis  100  Dollar  an  Lasterhöhlen  ver- 
schachert worden.  Mehrere  Inhaberinnen  solcher  Intelli- 
genz-Bureaus besassen  selbst  derartige  Häuser  in  den 
vornehmsten  Gregenden  der  Stadt.  Es  kann  also  nicht 
genog  gerade  vor  diesen  Bureaus  gewarnt  werden.  Die 
Besitzer  warten  auch  nicht  immer,  bis  die  Mädchen  zu 
ihnen  kommen,  sondern  senden  ihre  Agenten  resp.  die 
«Kadetten»  nach  Opfern  aus.  In  den  Strassen,  Parks, 
Museen  und  den  Fabriken,  besonders  aber  an  der  «Batter} », 
wo  die  Einwanderinnen  landen,  ja  auf  Ellis  Island  selbst, 
treiben  sich  die  gewissenlosen  Hallunken  herum  und 
fahnden  auf  die  neu  eingewanderten  Mädchen,  um  sich 
ihnen  unter  den  besten  Versprechungen  zu  nähern,  die 
sich  nur  zu  bald  als  falsch  erweisen.  Hier  giebt  es  für 
junge  Einwanderinnen  nur  einen  Rath:  jeden  Fremden, 
sieht  er  auch  noch  so  vertrauenerweckend  aus,  zurück- 
zuweisen und  sich  selbst  nicht  durch  die  günstigsten  Vor- 
spiegelungen zu  einer  Stellung  in  unbekannten  Verhält- 
nissen bewegen  zu  lassen. 

Einer  der  gefährlichsten  «Stellenvermittler»  wurde  in 
der  Person  eines  73jährigen  Schuhmachers  in  der  Attorney 
Street  «ermittelt».  Die  Detektives  hatten  den  Greis  über 
ihre  wahren  Absichten  so  zu  täuschen  verstanden,  dass 
er  sie  für  gute  Kunden  hielt  und  das  Beste  zu  liefern 
versprach.  Als  die  Beamten  wiederkamen,  wurden  sie 
schon  an  der  Thür  von  einem  18  Jahre  alten  Enkel  des 
Alten  mit  den  Worten  begrüsst:  «Grossvater  hat  oben 
ein  ganzes  Zimmer  voller  Mädchen  für  Sie.3>  .  .  .  Acht 
junge  Mädchen,   die   auf  gute  Stellen  warteten,    wurden 
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oben  vorgefunden  und  den  Händen  dieses  Schurken  ent- 
rissen. Bezeichnend  war  auch  die  Korrespondenz  des 
Alten.  In  einem  Briefe  hiess  es:  «Schicken  Sie  sofort 
mehr  junge  Mädchen!»,  in  einem  anderen:  «Bringen  Sie 
die  Mädchen  am  Mittwoch.  Für  die  Kosten  konmie  ich 
auf.  Einerlei  wie  hoch.  Müssen  aber  hübsch  und  wenn 
möglich  Christinnen  sein.>  Auch  in  der  Ost  3  Street 
wurde  ein  schon  bejahrter  Stellenvermittler  «ausgehoben». 
Vorher  meinte  er  zu  dem  ihm  noch  unbekannten  Detek- 
tive, der  sich  als  Kunde  eingeführt  hatte:  «Ein  junger 
Mann  wie  Sie  sollte  im  Stande  sein,  an  der  nächsten 
Strassenecke  in  einer  halben  Stunde  wenigstens  ein  halbes 
Dutzend  Mädchen  aufeugreifen.  Ich  habe  es  früher  selbst 
gethan.»  Leider  enthält  der  §  1  des  410.  Kapitels  des  im 
Jahre  1888  erlassenen  Gesetzes,  das  auf  diese  Verbrechen 
der  Stellenvermittler  Bezug  nimmt,  nur  so  laxe  Bestim- 
mungen, dass  die  Schuldigen  höchstens  zu  einer  Geld- 
strafe von  500  Dollars  oder  zu  einem  Jahre  Gefängniss  ver- 
urtheilt  werden  können. 

In  Bezug  auf  den  schwungvollen  Handel  mit  frisch 
importirter  Mädchenwaare  in  New  York  äusserte  sich 
einmal  ein  Einwanderungskommissar:  «Die  Agenten  sol- 
cher Häuser  sind  uns  bekannt,  aber  unsere  Macht  geht 
nicht  über  Ellis  Island  oder  die  Bärge  Office  hinaus.  Wir 
können  die  Sache  nicht  verhindern.»  Die  amerikanische 
Regierung  kann  demnach  den  Mädchenhändlem  gesetz-> 
lieh  nicht  viel  anhaben,  und  so  ist  es  wohl  auch  nur 
möglich,  dass  im  «Lande  der  Freiheit»  so  oft  junge  Mäd- 
chen zu  einem  Leben  der  Schande  gezwungen  und  als 
Gefangene  gehalten  werden  können.  Wie  viele  Tausende 
eingewanderte  Mädchen  mögen  auf  diese  Weise  in  dem 
Riesen-Babylon  bereits  zu  Grunde  gegangen  sein!  Der 
amerikanischen  Regierung  mag  ohnehin  Vieles  entgehen, 
denn  die  in  Europa  für  « gute  Stellungen »  engagirten 
Mädchen  werden  bekanntlich  unter  allen  möglichen  fal- 
schen Vorspiegelungen  U.S.W,  ins  Land  gebracht.  So  werden 
sie  jetzt  mit  Vereinigten-Staaten-Pässen  und  -Bürgerbriefen 
versehen,  um  als  Frauen  amerikanischer  Bürger  zu  reisen. 
Und  sollte   es  der  Einwanderungsbehörde  nicht  bekannt 
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sein,  dass  eine  grosse  Zahl  der  «Madames»  alljährlich 
persönlich  nach  Frankreich  reist  und  jedesmal  mit  einigen 
neaen  «Kammerzofen»  zurückkehrt?  Wo  bleibt  da  der 
Nutzen  eines  Einwanderungsgesetzes? 

Zum  Schluss  sei  noch  einer  New  Yorker  städtischen 
Einrichtung  gedacht,  die  den  «Kadetten»  ihr  Handwerk 
erleichtert  und  einen  New  Yorker  Aldermann  (Stadtrath) 
sehr  oft  zum  Seelenverkäufer  wider  Willen  macht.  In 
Amerika  besteht  bekanntUch  keine  obligatorische  Civilehe 
mit  vorhergehendem  Aufgebot ;  irgend  ein  Stadtrath  hat 
das  Recht,  ein  Paar  zu  trauen.  Kann  nun  ein  «Kadett:» 
nicht  auf  andere  Weise  ein  Opfer  auf  die  Bahn  des 
Lasters  führen,  so  verspricht  er  ihm  die  Ehe  und  lässt 
sich  von  einem  Stadtvater  schleunigst  verheirathen.  Das 
jmige  llädchen  glaubt  sich  jetzt  sicher;  es  findet  sieh 
aber  nur  zu  bald  an  dem  Ort,  wohin  es  der  «Kadett», 
der  Auswurf  der  New  Yorker  Bevölkerung,  haben  wollte. 
Der  Weg  in  ein  verrufenes  Haus  führt  also  für  ein  junges 
Mädchen  sehr  oft  durch  das  städtische  Heirathsbureau  in 
der  City  Hall.  Ist  es  doch  schon  vorgekommen,  dass  auf 
diese  Weise  noch  nicht  den  Kinderschuhen  entwachsene 
M&dcben  verkuppelt  wurden. 

Distriktanwalt  Jerome  erklärte  vor  nicht  allzu  langer 
Zeit  in  der  Court  of  Special  Sessions,  dass  sich  in  uiv 
mittelbarer  Nachbarschaft  des  Gerichtsgebäudes  eine  Un- 
menge von  «Häusern»  befänden,  in  denen  Dutzende  von 
Mfidchen  im  Alter  von  13  bis  18  Jahren  wider  ihren 
Willen  gefangen  gehalten  werden.  Wie  recht  er  hatte, 
bewies  der  Fall  eines  13  Jahre  alten  israelitischen  Mäd- 
chens, das  von  derKinderschutzgesellschaft  aus  einer  dieser 
Höhlen  gerettet  wurde.  Der  betreffende  «Kadett»  hatte 
sich  wegen  des  «Schachers»  vor  dem  Richter  Newburger 
Ol  verantworten.  Nachdem  mitgetheilt  worden  war,  in 
weldi  entsetzlichem  Zustande  man  die  Kleine  aufgefunden, 
erklärte  er:  «Ich  habe  schon  in  vielen  ähnlichen  Fällen 
einUrtheil  sprechen  mtissen,  aber  keiner  wies  so  grauen- 
volle Einzelheiten  auf  wie  dieser.  Es  ist  schade,  dass 
ich  über  den  Uebelthäter  nicht  die  Prügelstrafe  verhängen 
kami.>  Darauf  verurtheilte  der  Richter  den  Angeklagten 
zu  10  Jahren  Zuchthaus. 
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Die  Kleine  war  eine  der  wenigen,  die  den  Klauen 
der  erbärmlichen  Händler  noch  rechtzeitig  entrissen 
wurde.  Wie  vielen  könnte  man  aber  wohl  den  Höllenvers 
«Lasciate  ogni  speranza,  voi  ch'en traten»  über  die  Thür 
jenes  Hauses  setzen,  in  das  sie  gewaltsam  oder  unter 
falschen  Vorspiegelungen  geschleppt  wurden! 

(Berliner  Tagblatt,  23.  Sept.  1904.) 

Damit  es  nicht  scheint,  als  ob  wir  pharisäisch   die 

8ttnden  anderer  Länder  aufdeckten,   die  unsrigen   aber 

verschweigen,  folgt  nachstehend  noch  ein  Bericht  einer 

mit  den  schweizerischen  Verhältnissen  vertrauten 

Person  vom  September  1904. 

«Ich  orientirte  mich  in  den  grössern  Schweizerstädten 
über  die  allgemeine  Prostitution,  wobei  ich  konstatirte, 
dass  diese  nicht  nur  in  den  Städten  Zürich^  Bern,  Biel, 
Basel,  Lausanne,  Genf  etc.  sich  zeigt,  sondern  insbesondere 
während  der  Fremden-Saison  auch  in  den  Städten  Luzem, 
Interlaken,  Vevey,  Montreux  etc.  In  der  Stadt  Genf, 
woselbst  z.  Z.  15  «maisons  de  tolerance»  mit  durch- 
schnittlich 100  Frauen  existenzberechtigt  sind, 
findet  sich  trotzdem  die  Strassen-Prostitution 
geradezu  in  unheimlicher  Weise  vor,  nebst  einer 
grössern  Anzahl  «maisons  de  passage».  In  der  Stadt  Bern 
mit  10  und  in  Biel  mit  6  berüchtigten  Häusern  (meisten- 
theils  mit  Cigarrenladen)  sind  z.  Z.  einige  grössere  Kup- 
pelei-Prozesse pendent,  welche  insbesondere  auch  punkte 
Mädchenhandel  grösseren  Styls  Wichtiges  zu  residtiren 
versprechen.  So  wurde  z.  B.  vom  Untersuchungsrichter- 
amt Bern  die  Auslieferung  der  Eheleute  Seh  ...  in 
Kreuzungen,  Besitzer  des  Hauses  Metzgergasse  49  in  Bern 
verlangt;  mitverhaftet  ist  auch  die  Inhaberin  des  Bor- 
dells Frau  B  . .  . ,  ferner  die  Kupplerin  Frau  R  .  .  .  und 
Frau  M  .  .  .  ,  Dienstmanns.  Die  Prostituirten  in  den 
Bordells  der  drei  bezüglichen  Städte  wechseln,  wie  z.  Th. 
auch  die  Bordellinhaber,  sehr  oft.  In  Genf  findet  so- 
zusagen wöchentlich  ein  Austausch  der  Mädchen 
statt,   sodann   zeitweise  auch  unter  den  Städten  Bern, 
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Biel  und  Genf,  mit  Lyon,  Turin  etc.  In  den  Bordells  ist 
die  französische  Nationalität,  sodann  die  deutsche  (vor- 
herrschend Elsässer)  am  häufigsten  veitreten,  während 
sich  Schweizerinnen  nur  in  geringer  Anzahl  daselbst  vor- 
finden. 

Um  die  Bekanntschaft  mit  langjährigen,  vorbestraften 
Kupplerinnen  zu  machen,  habe  ich  verschiedenenorts  diese 
berOchtigten  Häuser  besucht  und  gleichzeitig  —  wo  mög- 
lich —  das  Schicksal  der  darin  befindlichen  Mädchen  er- 
gründet, wobei  ich  z.  Th.  ziemlich  interessante  Erfolge 
erzielt  habe.  Dabei  habe  ich  u.  A.  die  Thatsache  kon- 
statirt,  dass  eine  grosse  Zahl  solcher  Mädchen  vor  Ein- 
tritt in's  Bordell  ausserehelich  geboren  hat,  was  sich  z.  Th. 
durch  weitere  Erhebungen  bestätigte.  Sodann  folgen 
trübere  Kellnerinnen,  ein  Beweis  dafür,  wie  verderbend 
das  Wirthshausleben  so  häufig  auf  junge  Mädchen  zu 
wirken  im  Stande  ist.  In  nur  2  Fällen  wurde  mir  von 
Mädchen  versichert,  dass  sie  mittelst  falscher  Vorspiege- 
lungen, ohne  ihr  Wissen  und  Willen  in  ein  Bordell  (von 
wem?)  verbracht  worden  seien.  Es  kann  jedoch  meines 
Erachtens  kein  Zweifel  bestehen,  dass  vorerwähnte  Fälle 
noch  viel  häufiger  vorkommen  als  wie  angenommen  wird. 
Sodann  habe  ich  verschiedenerorts  verdächtige  Placirungs- 
bureaux  ins  Auge  gefasst,  wobei  ich  in  Genf  zwei  ver- 
dächtige Fälle  von  Engagements  von  Gespielinnen  nach 
Ungarn  entdeckte. 

Ich  bringe  Ihnen  einige  gerichtlich  erledigte  Fälle 
von  Mädchenhandel  (Kuppelei)  zur  Kenntniss,  wobei  Sie  in 
den  gerichtlichen  Entscheiden  das  jeweilige  Strafmass  in 
Betracht  zu  ziehen  belieben  wollen. 

Am  29.  Juli  1903  wurden  von  der  langjährigen,  be- 
rüchtigten Kupplerin  Frau  Marie  Anna  R  .  .  .  geb. 
W...  von  Zürich,  geb.  1867,  früheren  Besitzerin 
von  Bordells  in  Genf,  Biel  (Waldhorn)  und  zuletzt  im 
«äussern  Bad»  (Bordell)  in  Bern,  zugestandenermassen 
auf  Ansuchen  ihrer  Freundin,  der  Bordellinhaberin 
Jgfr.  AnnaElisebethaB...,  im  Bretterhaus,  Metzger- 
gasse 29  in  Bern,  bei  einem  Julius  Weiss  in  Neutra  b. 
Budapest  zwei  junge,  ungarische  Mädchen  abgeholt ;  auf- 
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tragsgemäss  bezahlte  sie  dem  Weiss  bei  diesem  Anlasse 
Fr.  690  —  und  zwar  für  das  eine  Mädchen  400  und  för 
das  andere  290  Fr.  —  und  verbrachte  die  Beiden  nach 
Bern.  Anlässlich  der  Hausdurchsuchung  im  Hause 
Metzgergasse  29  fanden  sich  —  beiläufig  bemerkt  — 
1055  Flaschen  verschiedener  Weine  vor.  —  Vom  Amts- 
gericht Bern  wurde  die  benannte  Burri  zu  3  Monaten 
Korrektionshaus  verurtheilt,  welche  Strafe  sie  —  wie  mir 
versichert  wird  —  in  aller  Fröhlichkeit,  zumal  sie  öfters 
gute  Sachen  aus  Bern  zugestellt  erhalten  habe  —  abge- 
sessen hat.  Obwohl  auch  die  Polizei  erklärte,  dass  die 
R  .  .  .  bezüglich  der  zwei  Mädchen  bestimmt  gewusst 
habe,  um  was  es  sich  handle,  wurde  diese  notorische 
Kupplerin  und  Bordellhalterin  mangels  genügend  gesetz- 
lichen Schuldbeweises  freigesprochen. 

Von  Birsfelden  (Baselland)  aus  soll  der  berüchtigte, 
vorbestrafte  Mädchenhändler:  H  .  .  .  ,  Karl  Hermann, 
von  Hecklingen,  geb.  7.  Okt.  1854  in  Emishofen  (Thur- 
gau),  genannt  «Pappa»  imd  « Waisen vater»,  auf  5  Jahre 
aus  dem  Gebiete  der  Stadt  Basel  verwiesen,  seinen 
Handel  per  Automobil  fortbetreiben.  Am  12.  August 
1902  wurde  derselbe  vom  Criminalgericht  in  Basel  wegen 
Kuppelei  zu  1  Woche  Haft,  getilgt  durch  die  Unter- 
suchungshaft, sowie  zu  8  Monaten  Gefängniss  verurtheilt, 

Aktengemäss  verbrachte  H  .  .  .  : 

1.  im  September  1901  eine  Sophie  Baumgartner  unter 
falschen  Angaben,  angeblich  gegen  ihren  Willen,  in  das 
«äussere  Bad»,  Bordell  in  Bern, 

2.  veranlasste  er  im  Oktober  1901  die  Emilie  Baum- 
gartner, Schwester  der  Obigen,  ebenfalls  in  das  «äussere 
Bad»  in  Stelle  zu  treten,  angeblich  als  Magd, 

3.  im  Frühjahr  1901  wollte  er  eine  Carolina  Bader 
in  das  von  seiner  Frau  in  Genf  betriebene  Bordell  (Tour 
de  Boel  13)  engagiren,  die  Bader  trat  jedoch  nicht  da- 
rauf ein, 

4.  zum  gleichen  Zwecke  wollte  er  deren  Schwester 
Elise  Bader  engagiren,  ebenfalls  ohne  Erfolg, 

5.  die  Dirne  Bertha  Zimmermann   wollte  er  zu   der 
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Bordellhalterin  R  .  . .  in  Biel  verbringen,  die  Z  .  .  .  lehnte 
jedoch  ab, 

6.  Anfangs  September  1901  versuchte  er  die  Dienst- 
magd  B . . ,  W  .  . .  in  das  erwähnte  Bordell  in  Bern  zu 
verbringen,  und 

7.  im  Januar  1901  beschaffte  er  einem  Bordell  in  Biel 
2  Mädchen,  deren  Namen  nicht  festgestellt  werden  konnten ; 
dieselben  wurden  durch  eine  H  .  . .  M  . .  .,  damals  sous- 
maitresse  in  Biel,  hier  (Basel)  abgeholt  und  wurde  H, 
hiefür  ebenfalls  bezahlt.  — 

Und  nun  soll  H  . .  .  sein  schändliches  Gewerbe  in 
der  Schweiz  in  raffinirtester  Weise  weiterbetreiben! 
Derartige  Ausländer  verdienten  wohl  mit  Landesverwei- 
sung bestraft  zu  werden.» 

in. 

Die  Gründe,  weshalb  es  nicht  möglich  ist,  diesem 
schmachvollen  Zustande  Meister  zu  werden,  sind  in  unserer 
Erdf&iungsrede  bereits  angeführt.  Es  ist  der  Widerstand 
gegen  die  Unterdrückung  der  Bordelle  und  gegen  den 
Schutz  erwachsener  weiblicher  Personen,  die  sich 
freiwillig  (oder  wenigstens  anscheinend  freiwillig)  dem 
Laster  ergeben.  Man  sollte  es  freilich  nicht  glauben,  dass 
es  selbst  im  Schosse  eines  «internationalen  Vereins  gegen 
den  Bfädchenhandel»  darüber  noch  Verschiedenheit  der 
Ansichten  geben  könne.  Dennoch  ist  es  vorläufig  noch  so. 

Ein  Bericht  der  Frankfurter-Zeitimg  über  die  Kon- 
ferenz von  Zürich  vom  15./16.  September  1904  drückt  sich 
darüber  wie  folgt  aus,  nachdem  über  die  Eröffnungsrede, 
sehr  charakteristisch  für  den  Geist  des  Berichterstatters, 
folgendes  gesagt  ist: 

«Die  düstem  Prophezeihungen  weckten  keine  starke 
Begeisterung  (soll  wohl  heissen  «Feststimmung»,  was  sie 
auch  keineswegs  beabsichtigten),  doch  spendete  die  Ver- 
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Sammlung   dem   greisen   Redner   immerhin  freundlichen 
Beifall.» 

«Dr.  deGraaf-Utrecht  verliest  eine  Arbeit  über  die 
Quellen  und  die  Ursachen  des  Sklavenhandels.  Er  kommt 
darin  zum  Schluss,  dass  die  Hauptquelle  in  der  Toleri- 
rung  und  Reglementirung  der  Bordelle  und  in  einer  ge- 
wissen Gleichgültigkeit  und  UAkeuntniss  des  PubUkums 
besteht ;  der  Kampf  habe  sich  vor  AUem  gegen  die  Tole- 
ranzhäuser zu  richten.  Nicht  ganz  derselben  Ansicht  ist 
Herr  H  o  n  n  o  r  a  t,  ein  Beamter  der  Pariser  Sicherheitspolizei. 
Ihm  erscheinen  nicht  die  Toleranzhäuser  als  Hauptfaktor 
des  Mädchenhandels,  sondern  die  Zuhälter.  Suche  man 
zuerst  dem  Zuhälterthum  auf  den  Leib  zu  rücken.  Die  Unter- 
drückung der  Bordelle  ist  theoretisch  richtig,  aber  prak- 
tisch noch  nicht  erreichbar.  Man  sollte  sich  vorerst  damit 
begnügen,  dafür  zu  sorgen,  dass  keine  minderjährigen 
Mädchen  in  Bordellen  untergebracht  werden  dürfen. 
Auch  Prof.  La  Torre-Rom  hält  die  Unterdrückung 
der  Bordelle,  so  erstrebenswerth  das  Ziel  wäre,  einstweilen 
für  unmögUch.  Versuche  man  eine  bessere  Reglementi- 
rung, verschärfe  man  die  ärztliche  Kontrolle,  treffe  man 
Vorkehrungen  zum  Schutze  der  Minderjährigen  und  führe 
man  den  Kampf  gegen  die  Zuhälter,  —  das  ist  alles,  was 
man  thun  kann.  Ln  Interesse  der  öffentUchen  Ordnung 
und  Gesundheit  darf  man  vorderhand  die  Toleranzhäuser 
nicht  aufheben.  De  Meuron-Genfist  der  Ansicht  des 
Referenten  Dr.  Graaf.  In  Genf  bestehen  15  Bordelle.  Jede 
ihrer  Insassen  ist  mindestens  dreimal  im  Jalir  Gegenstand 
eines  Handels.  So  konmien  in  der  kleinen  Stadt  Genf 
jährlich  etwa  300  Fälle  von  Mädchenhandel  vor.  Da  darf 
doch  gewiss  gesagt  werden,  die  Bordelle  seien  die  Haupt- 
quelle der  traite  des  blanches.  Professor  v.  Mayr  warnt 
vor  einseitiger  Auffassung;  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Quelle  des  Mädchenhandels  seien  auch  die  socialen  und 
ökonomischen  Verhältnisse.  La  Torre  antwortet  auf  das 
Votum  deMeurons  und  entfesselt  starken  Widerspruch 
mit  der  Bemerkung,  er  würde  mit  seiner  Frau  und 
seiner  Tochter  niemals  in  einer  Stadt  ohne  Pro- 
stitution bleiben,   denn  Frau  und  Tochter  würden  in 
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jedem  Augenblick  Gegenstand  des  Angriffs  sein.  Nach- 
dem noch  eine  Reihe  weiterer  Redner  gesprochen,  bean- 
tragt Coote-England  (der  ständige  Sekretär  der  in- 
ternationalen Vereinigung),  den  Antrag  Honnorat  an  der 
Pariser  Konferenz  (1906)  zu  behandeln.  Pastor  Burck- 
hardt-Berlin  möchte  den  Antrag  lieber  ganz  zurück- 
weisen, da  es  nicht  angehe,  dass  die  Ck>nferenz  mit  den 
Bordellen  paktire.  Schliesslich  wird  mit  schwacher  Mehr- 
heit der  Antrag  Coote  angenommen.  (Die  Conferenz  ver- 
zichtete also  auf  eine  SteUungnahme  zu  der  Frage!) 

Der  schweizerische  Bundesanwalt  Kronauer  erklärt 
im  Namen   des  Bundesrathes,   dass  die   schweizerischen 
Centralbehörden  den  Bestrebungen  der  Conferenz   ihre 
volle  Sympathie  bezeugen.   Weiter  berichtet  er  über  das, 
was  seit  dem  internationalen  Staatencongress  (1902)  in 
Sachen  der  Unterdrückung  des  Mädchenhandels  geschah. 
Jener  Congress  erklärte,  dass  nur  mit  einer  gleichartigen 
Gesetzgebimg  in  den  verschiedenen  Ländern  eine  wirk- 
same   Unterdrückung  der   traite   des   blanches  erfolgen 
könne,  gab  aber  zu,  dass  man  sich  einst  weiter  darauf 
beschränken  müsse,  gemeinsame  Grundsätze  aufeustellen, 
welche  den  R^erungen  als  Minimalforderungen  vorge- 
schlagen werden  sollen.    Diese  Grundsätze  beschränken 
sich  auf  den  Schutz  der  Minderjährigen  und  derjenigen, 
die  durch  List  oder  mit  Gewalt  ins  Verderben  hineingezogen 
wurden.    In  der  Schweiz  besitzen  wir  noch  kein  für  die 
ganze  Eidgenossenschaft  gültiges  Strafgesetz;   doch  geht 
ein  Entwmf  für  ein  solches  bedeutend  weiter  in  der  Be- 
kämpfung des  Mädchenhandels  als  die  Congressbeschlüsse. 
Das  «administrative  Arrangement»  wurde  sämmtlichen  Kan- 
tonen unterbreitet,  und  alle  erklärten  sich  bereit,  die  darin 
vorgesehene  Ueberwachung  vorzunehmen  und  die  Kosten 
für  die  Heimbeförderung  von  ihnen  angehörenden  Mäd- 
chen, die  ii^endwo  als  Opfer  des  Mädchenhandels  ge- 
funden werden,  zu  tragen.    Eine  Reihe  weiterer  Staaten 
haben  das  Gleiche  erklärt  oder  doch  wenigstens  eine  zu- 
stimmende Erklärung  in  Aussicht  gestellt.    So  gehe  man 
in  diesem  Punkte  wenigstens,    wenn   auch   langsam, 
einem  Fortschritt  entgegen.» 

(Frankfurter  Zeitung,  17.  September  1904.) 
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Mit  dem  Mehrheitsbeschlüsse  der  wenigen  Delegir- 
ten,  welcher  der  Stimmung  des  sonst  noch  anwesenden  zahl- 
reicheren Publikums  gar  nicht  entsprach,  warder  Werth 
der  Konferenz  auf  ein  Minimum  reduzirt;  denn  welche 
Beschlüsse  in  Paris  in  Aussicht  stehen,  kann  für  Niemand 
zweifelhaft  sein.  Die  Session  schloss  daher  in  nicht 
ganz  befriedigter  Stimmung.  Auffallend  war,  dass  selbst 
einzelne  Frauen-Delegirte  den  Beschluss  unterstützt  hatten, 
wahrscheinlich  weil  sie  die  Tragweite  desselben  nicht 
verstanden  und  weil  der  Antrag  von  dem  ständigen  Se- 
kretär der  Vereinigung,  aus  falscher  Friedenspolitik,  ge- 
stellt worden  war. 

Unter  solchen  Umständen  war  es  denn  auch  nicht 
zum  Verwundem,  dass  sich  die  Presse  etwas  kühl  verhielt. 

In  einem  schweizerischen  Organ  nicht  unbedeutender 
Art  war  sogar  die  prinzipielle  Frage,  welche  dem  Allem  zu 
Grunde  liegt,  mit  folgenden  Worten  berührt; 

<^Ganz  gezähmt  wird  der  Mann  auch  bei  besten  ehe- 
lichen Verhältnissen  und  wahrer  Liebe  beinahe  nie.  Da- 
bei entstehen  sanitäre  Gefahren;  andere  für  die  Kultur 
und  den  Fortbestand  der  Gesellschaft  von  Hause  aus 
nicht.  Die  Moral,  welche  absolute  Treue  auch  vom  Manne 
fordert,  ist  keine  unumgängliche.  Viele  hochkultivirte 
Nationen  leben  in  einem  Kebsweibersystem,  in  welchem 
die  eigentliche  «Frau>  sich  ganz  wohl  befindet  und  nichts 
beansprucht  als  den  unbedingten  Vorrang  ihrer  Kinder 
als  eheliche.  Die  Japaner,  ein  Volk,  das  uns  an  wahrer 
sittlicher  Kraft  völlig  gleichwerthig  ist,  kennen  unsere 
Moralbeschränkungen  des  Mannes  nicht  und  haben  sie 
seit  Jahrhunderten  nicht  gekannt,  finden  vielmehr  in  der 
Prostitution  eine  vernünftige  Einrichtung,  die  sie  keines- 
wegs verleugnen  oder  der  tiefen  Verachtung  preisgeben, 
wie  wir.* 
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Der  japanische  Sieg  über  die  Russen  wird  somit 
auch  in  Hinsicht  auf  die  allgemeinen  Moralbegriffe 
der  civilisirten  Welt  nicht  ohne  schwerwiegende  Folgen 
bleiben,  bis  sich  dann  schliesslich  durch  die  Erfahrung 
das  G^entheil  herausstellt,  aber  nicht  ohne  vorhergehende 
schwere  Leiden  des  Staatskörpers. 

IV. 

Der  Ausgangspunkt  für  die  starke  Opposition  nament- 
heb  der  romanischen  Länder,  die  sich  so  lange  als  es 
nur  möglich  ist  für  die  Bordelle  wehren  und  den  Schutz 
des  Staates  auf  die  minderjährigen  und  unfreiwilligen 
Verkauften  des  weiblichen  Geschlechts  eingränzen  werden, 
ist  die  soeben  deutlich  ausgesprochene  materialistische 
Lebensauffassung,  welche  die  Frauen  als  Genuss- 
mittel betrachtet  und  es  überhaupt  gar  nicht  für  mög- 
lich hält,  ohne  solche  Beziehungen  zu  leben. 

Es  war  hiefür  in  hohem  Grade  bezeichnend,  dass 
die  blosse  Bemerkung  in  der  Eröffnungsrede,  das  Co  li- 
fo at  des  katholischen  Clerus  sei  ein  Gegenbeweis,  eine 
Opposition  in  der  Presse  zur  Folge  hatte,  die  sich  mit- 
unter bis  zum  Vorwurf  des  «Katholisierens»  steigerte. 
Wir  halten  selbstverständlich,  und  auf  viele  persönliche 
Erfahrungen  gestützt,  unsere  Ansicht  fest.  Der  katho- 
lische Clerus  würde  gar  nicht  den  Einfluss  besitzen,  den 
er  hat,  wenn  er  nicht  in  seiner  weitaus  grössten  Mehr- 
zahl seinen  sittlichen  Verpflichtungen  nachkäme,  und 
g^entheilige  Fälle,  wenigstens  in  Mitteleuropa,  zu  den 
Ausnahmen  gehörten.  Diese  Ehrenerklärung  ist  man  ihm 
schuldig.  Umgekehrt  ist  der  stark  sinnliche  Zug  in  der 
heutigen  Litteratur  und  Kunst  ein  Hauptgrund  des  Nieder- 
gangs der  civilisirten  Völker,  der  dann  vergeblich  beklagt 
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wird,  nachdem  man  ihn  begünstigt  hat.  Es  ist  eine  der 
grössten  Aufgaben  unserer  Zeit,  die  Freude  an  dem 
Schönen  von  dem  Materialismus  zu  trennen,  der  gar 
nicht  dazu  gehört,  aber  stets  bestrebt  ist,  sich  dieses 
Deckmantels  für  seine  hfisslichen  Lebensanschauungen  zu 
bedienen.  Die  Frauen  namentlich  sollten  sich  hüten 
denselben  zuzuneigen,  da  sie  dadurch  zu  einer  kaum 
mehr  als  thierischen  Existenz  herabgewürdigt  werden. 
Auch  das  Christenthum  —  nicht  bloss  etwa  der  Katho- 
lizismus —  bezweifelt  die  Möglichkeit,  ja  sogar  die  Zweck- 
mässigkeit des  Cölibats  für  manche  Personen  durchaus 
nicht*),  und  ohne  diesen  Grundgedanken  sind  alle  Sitt- 
lichkeitsbestrebungen, wie  auch  speziell  der  Kampf  gegen 
die  Bordelle  und  den  Mädchenhandel,  erfolglos;  denn  eine 
rechtzeitige  Ehe  wird  für  viele  Männer  und  noch  mehr 
Frauen  immer  eine  faktische  Unmöglichkeit  bleiben.  Es 
giebt  aber  sehr  viele  darunter,  die  sich  für  das  Cölibat 
ganz  vollkommen  eignen  und  damit  gar  nichts  an  wirklichen 
Lebenswerthen  verlieren. 

Seither  hat  auch  ein  Gutachten  der  medizini- 
schen Fakultät  von  Christiania  unsere  Ansicht  ver- 
stärken geholfen,  indem  es  sich,  auf  eine  Anfrage  des 
norwegischen  Vereins  für  öffentliche  Sittlichkeit,  wie 
folgt  äusserte: 

«In  Erwiderung  des  Briefes  ihres  Exekutiv-Comites 
hat  die  medizinische  Fakultät  die  Ehre,  nach  eingehender 
Prüfung  imd  einstimmiger  Beschlussfassung  folgende  Er- 
klärung abzugeben:  Die  kürzlich  von  öffentlichen  Blättern 
wiederholten  Behauptungen,  dass  ein  sittlicher  Lebens- 
wandel und  Enthaltsamkeit  der  Gesundheit  schädlich  sei, 
ist  nach  unserer  hiermit  ausgesprochenen  Erfahrung  ganz 
falsch.    Wir   wissen   weder   von    einer   Krankheit    noch. 


0  Ev.  Matth.  XIX,  10-12. 
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irgend  einer  Schwäche,  von  der  man  behaupten  darf 
oder  kann,  dass  sie  aus  einem  vollkommen  reinen  und 
sittlichen  Leben  entstehen  könnte». 

Leider  sind  diese  Ansichten  noch  nicht  gänzlich  unbe- 
stritten, wie  das  Votum  des  Prof.  de  la  Torre  am  Zürcher 
Kongress  zeigt.')  Es  ist  ganz  noth wendig,  dass  der 
bessere,  nicht  materialistisch  und  atheistisch  gesinnte 
Theil  der  medizinischen  Wissenschaft  den  Nachweis  zu 
leisten  unternimmt,  dass  die  Bordelle  die  medizinischen 
Gefahren  der  Unsittlichkeit  nicht  nur  nicht  vermindern, 
sondern  im  G^entheil  vermehren.  Solange  das  nicht  be- 
wiesen ist,  gegenüber  einer  falschen  Theorie,  welche  sich, 
namentlich  seit  der  französischen  Revolutionsperiode,  ein- 
gebürgert hat,  wird  es  immer  Leute  geben,  selbst  unter 
den  gebildetst^^n  Klassen  und  sogar  unter  den  Frauen,  die 
kalten  Herzens  einige  Tausende  von  Mädchen  jährlich  dem 
physischen  und  moralischen  Untergang  überliefern,  wenn 
sie  glauben  damit  sich  selber  einen  Vortheil  verschaffen  zu 
können.  Der  Hauptgrund  für  das  Bestehen  dieser  schand- 
baren menschlichen  Kloaken,  der  immer  von  ihren  Freun- 
den, oder  Vertheidigem  angeführt  zu  werden  pflegt,  dass 
nämlich  dann  die  übrige  Frauenwelt  geschützter  sei,  ist 
jedoch  völlig  folsch.  Übrigens  auch  ein  echter  Bourgeois- 
Grund!  Damit  ihren  Frauen  und  Töchtern  Ungehöriges, 
oder  auch  nur  Unangenehmes,  erspart  bleibe,  dürfen  schon 
einige  Tausend  Opfer  aus  den  untern  Ständen  dem  Moloch 
Jahr  für  Jahr  in  den  Rachen  geworfen  werden.    Es  bleibt 

')  Bei  dem  Kongress  der  «internationalen  abolitionistischen 
Föderation»,  welcher  im  September  vorigen  Jahres  in  Dresden 
stattfand,  bezeichnete  eine  Rednerin  sogar  den  Widerstand  der 
Arzte  als  einen  Hauptgrund,  weshalb  die  guten  Zwecke  des 
Vereins  nicht  zur  völligen  Geltung  gelangen  können.  Das 
Gleiche  war  lange  Zeit  der  Fall  bei  dem  Kampf  gegen  den 
Alkoholiämus;  das  fängt  aber  jetzt  bereits  an  besser  zu  werden. 
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ihnen  aber  nichts  erspart,  sondern  die  Ehemänner  dieser 
höheren  Töchter  holen  sich  dann  zuweilen  dort  ihre  mora. 
lischen  und  körperlichen  Leiden,  mit  denen  sie  ihre  Frauen 
in  der  Ehe  vergiften.  Das  sind  Dinge,  von  denen  jetzt 
manche  ehrbare  Frauen  wissen,  darüber  aber  schweigen 
müssen.  «Jede  Schuld  rächt  sich  auf  Erden.»  Nicht 
erst  später. 

Ebenso    ist    die    Herabminderung    des    staatlichen 

Schutzes   und  Einschreitens   gegen  die  Mädchenhändler 

auf  die  Fälle  von  Verführung  von  Minderjährigen,  oder 

auf  Anwendung  von  Betrug  und  Gewalt  eine  wahrhaft 

klägliche  Herabsetzung  des  Zweckes  der  internationalen 

Föderation  auf  Etwas,  was  eigentlich  schon  dermalen  in 

allen  civihsirten  Gesetzgebungen  besteht.    Es  ist  auch, 

wie   reichliche   Erfahrung    zeigt,    nicht   möglich,   diesem 

Handel   an   das  Leben  zu  gehen,   wenn    die  Erklärung 

eines  Opfers,  es  sei  freiwillig  in  solche  Hände  gekommen, 

genügt,    um    die   Händler   zu    exculpiren.    Eine   neuere 

Studie    über    den    Mädchenhandel    von   Dr.  Mexin   sagt 

darüber  (pag.  9): 

«Nicht  immer  sind  die  Mädchenhändler  gezwungen, 
zur  List  Zuflucht  zu  nehmen,  um  Objekte  für  ihr  ver- 
brecherisches Gewerbe  zu  gewinnen.  Sehr  oft  sind  sie 
sogar  gern  gesehene  Gäste,  herbeigerufen  von  Hunger  und 
Noth.  Auf  dem  II.  internationalen  Congress  zur  Bekämpf- 
ung des  Mädchenhandels  (Frankfurt  a./M.  Oktober  1902) 
äusserte  sich  der  Münchener  Delegirte  diesbezüglich  folgen- 
dermassen :  «Wenn  man  die  Geschichte  des  Mädchenhandels 
kennt,  besonders  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  in  den 
Quellengebieten,ausdenen  die  traurigen  Opfer  hergenommen 
werden,  in  Betracht  zieht,  so  ist  es  bei  den  meisten  zur 
L^nzucht  angeworbenen  Mädchen  oder  Frauen  nicht  Be- 
trug, Gewalt  oder  Bedrohung,  sondern  Nothlage,  bittere 
Noth,  der  sie  zum  Opfer  gefallen».  —  «Aus  Kreisen,  in  denen 
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j&hrlich  sehr  viele  am  Hungertyphus  sterben,  rekrutirt 
sich  eine  Menge  der  unglücklichsten  aller  unglückHcheu 
Geschöpfe.  Zur  Illustration  sei  hier  einer  jener  unzäh- 
ligen Fälle  demonstrirt,  denen  man  so  oft  im  Leben  be- 
gegnet. Der  tjTpische  Fall  ist  einer  kurzen  Zeitungs- 
notiz entnommen  und  zeigt  uns  folgendes  Bild:  Im 
Jahre  1900  wird  ein  Pariser  Mädchen  im  Alter  von 
15  Jahren  von  Mädchenhändlem  nach  Süd- Afrika  ver- 
schleppt Schon  nach  kurzem  unfreiwilligem  Aufent- 
halt gelingt  es  der  jungen  Prostituirten,  aus  dem  afrika- 
nischen Bordell  zu  entkonmien  und  Alaska  zu  erreichen. 
In  Great  Forken  gründet  sie  in  Gemeinschaft  mit  dem 
dortigen  Polizeichef  ein  öflfentliches  Haus.  Der  Betrieb 
des  Unternehmens  geht  so  flott  vor  sich,  dass  sich  die 
dringende  Nothwendigkeit  fühlbar  macht,  das  Etablissement 
mit  «frischer  Waare»  zu  versehen.  Der  Wunsch,  das 
<Haus>  auf  der  «Höhe»  zu  erhalten,  sowie  die.Sehnsucht 
nach  der  alten  Mutter,  zwangen  die  junge  Pariserin,  den 
V^eg  nach  ihrer  Heimathstadt  anzutreten.  Die  Mutter 
war  stolz  auf  ihre  elegante,  reich  gewordene  Tochter,  die 
es  verstanden  hat,  ohne  Mittel  im  goldreichen  Alaska 
einen  Salon-bar  zu  eröffnen,  und  wollte  ihr  gern  helfen, 
eine  geeignete  Kellnerin  für  das  Geschäft  zu  finden.  Bald 
stiess  man  auch  auf  die  Geeignete.  Sie  war  bloss  16 
Jahre  alt,  die  kleine,  schöne  Bertha,  nichtsdestoweniger 
war  sie  schon  so  gut  Avie  lebensüberdrüssig.  Seit  einigen 
Jahren  geht  sie  frühmorgens  zur  Zuckerfabrik  und  kehrt 
Abends  müde  und  abgespannt  nach  ihrem  dunklen,  elen- 
den <Winkel>.  Was  Wunder,  wenn  sie  auf  den  Vorschlag 
der  Eigenthümerin  des  Salon-bar  ohne  Zögern  einging 
und  sich  sofort  bereit  erklärte,  mitzugehen?  Die  Schwester 
der  Kleinen  versuchte  vergebens  sie  davon  abzuhalten 
und  musste  Klage  einreichen,  der  zu  Folge  die  Händlerin 
mit  ihrem  Opfer  gerade  in  jenem  Augenblicke  verhaftet 
wnrde,  als  sie  im  Begriffe  war,  den  Zug  nach  Havre  zu 
besteigen.  —  Charakteristisch  war  die  Auskunft,  welche 
die  Kleine  dem  Polizeikommissär  gegeben  hatte:  «Ich 
selbst»  —  sagte  sie:  «habe  das  Fräulein  gebeten,  mich 
mitzimehmen.  Ich  habe  es  schon  satt,  in  den  Zucker- 
siedereien  für  40  Sous  (2  Fr.)  den  langen  Tag  mich  ab- 
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zuplagen.    Auch  hat  mir  das  gute  Fräulein  eine  schöne 
Ausstattung  gekauft» 

Und  das  soll  ein  civilisirter  und  christlicher  Staat 
nicht  hindern  können  und  sogar  noch  durch  seine  Staats- 
gewalt die  Händler  schützen,  wenn  sie  ihr  «Recht»  auf 
diese  «Waare»,  wie  auf  jede  andere,  geltend  machen?  E» 
wäre  nicht  der  Mühe  werth,  einem  solchen  Verein  anzu- 
gehören, wenn  das  so  werden  und  so  bleiben  dürfte,  und 
man  könnte  dann  allerdings  füglich  die  Zusammenkünfte 
desselben  «festlicher»  gestalten,  was  die  Meinung  einiger 
Mitglieder  schon  jetzt  zu  sein  scheint. 

Auch  das  «internationale  Informationsbüreau>, 
das  doch  zu  einem  wirksamen  Betrieb  des  Schutzes  gegen 
die  mit  aller  Schlauheit  und  mit  den  reichlichsten  Geld- 
mitteln ausgerüsteten  Händler  ein  absolutes  Bedürfniss 
ist,  begegnete  noch  der  Opposition  von  einflussreicher 
Seite.  Das  Bulletin  über  die  Congresssitzung  in  Frank- 
furt vom  Oktober  1902  enthält  auf  Seite  5  folgenden 
Passus: 

«M.  Berenger  s'oppose  contre  Tarticle  2,  qui  agit  de 
la  formation  d'un  bureau  d'information.  Premierement 
il  ne  le  considere  pas  prudent  de  diviser  les  forces  et 
demontre  ensuite  la  necessite  d'argent  Le  Bureau  Inter- 
national a  jusqu'ä  maintenant  travaille  avec  toute  satis- 
faction.  II  ne  voit  pas  la  raison  d'un  changement  des 
conditions  presentes.  II  fait  l'application  de  remettre  la 
discussion  sur  Tarticle  2  de  Tordre  du  jour,  comme  les 
propositions  n'ont  pas  ete  communiquees  assez  tot  aux 
delegues,  et  ceux-ci  n*ont  pas  le  droit  d'engager  leurs 
Comites  financiellement. 

M.  Coote  dit  que  le  Bureau  ne  s'engagera  pas  dans 
une  entreprise  nouvelle,  sans  que  tous  les  Comites  natio- 
naux  ne  soient  d'accord  ä  Tunanimite.  Le  Bureau  Inter- 
national est  de  Topinion  que  le  temps  est  venu  pour  un 
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developpement  plus  etendu  de  Foeuvre,  mais  avant  qu'on 
ne  prenne  des  decisions  ä  cet  egard,  11  est  necessaire  de 
traiter  cetie  question  soigneusement.  Jusqu'ä  maintenant 
une  harmonie  complete  et  une  Cooperation  parfaite  ont 
regne  entre  noiis,  et  il  nous  faut  veiller  ä  ce  que  nous 
ne  üassions  rien,  de  ce  qui  ne  pourrait  se  recommander 
aux  CQBurs  de  ceiix  qui  sont  interesses  dans  le  mouvenient. 
Souvenons-nous  que  cette  question  nous  a  uni  d'une 
maniere  comme  nulle  autre  ne  Taurait  jamais  fait.  Nos 
tcears  s'approcbent  plus  chaudement  et  la  sympatliie  re- 
dproque  devient  plus  harmonieuse  a  chaque  occasion 
quand,  au  nioyen  de  ces  Congres,  nous  renouvellons  notre 
amitie.  II  nous  faut  etre  jaloux  ä  ce  que  rien  n'inter- 
vienne  entre  nous  et  cette  Organisation  splendide  (!)  repre- 
sentee  par  ce  Congres.  Nous  sonnaes  cordialement  d'accord 
avec  la  proposition  du  Comite  national  allemand  et,  en 
supposant  que  les  Comites  nationaux  le  desirent  ä  Tunani- 
mite,  vous  pouvez  compter  sur  le  Bureau  International 
qoi  fera  son  possible  pour  faciliter  l'execution  de  ce  projet. 
On  a  fait  des  observations  a  Fegard  de  la  question  d'argent 
pour  ouvrir  un  bureau  dans  TEurope  centrale  et  d'y  placer 
des  employes  officiels.  C'est  bien  de  s'en  Souvenir,  car 
cela  coütera  assez  eher,  mais  si  c'est  la  chose  juste  k 
faire,  n'ayons  pas  peur  que  l'argent  nous  fasse  defaut. 
Nous  avons  un  Banquier  Puissant,  dont  les  ressources 
sont  inepuisables.  Si  nous  avons  de  la  foi  dans  notre 
cause  et  de  la  foi  en  notre  Dieu,  l'argent  se  trouvera. 
Cest  pourquoi  avan<^ns!  II  est  vrai  que  nous  represen- 
tons  afferentes  nations,  nous  parlons  des  langues  diffe- 
renteSy  nos  confessions  sont  differentes,  mais  pourtant 
DOS  coeurs  battent  ä  Funisson,  le  resume  de  nos  prieres 
est  la  delivrance  de  nos  soeurs  malheureuses  et  affligees. 
Que  Dieuveuille  que  ce  terrible  mal  soit  bientot 
enleve  de  notre  terre.» 

Gott  will  es  schon  und  schon  längst;  wenn  es  nur 
auch  die  Menschen  immer  ernstlich  wollten. 

Man  wird  dieses  widerlichen  Geredes  fönulich  satt. 
Wenn  stets  nur  «unanimite»  das  höchste  Ziel  aller  dieser 
Bestrebungen  sein  soU,  dann  ist  dafür  gesorgt,  dass  das 
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Laster  in  der  Welt  stets  die  Oberhand  Ober  die  Tugend 
behalten  wird. 

• 
Gestützt  hierauf  halten  wir  dafür,  die  Eidgenossen- 
schaft sollte  ihren  Vertretern  zu  der  nächsten  inter- 
nationalen Conferenz  in  Paris  den  Auftrag  ertheilen,  sich 
nach  Kräften  für  die  obligatorische  Abschaffung  der 
Bordelle  in  allen  Vertragsländem  und  für  ein  einheit- 
liches, durch  einen  internationalen  Vertrag  formulirtes 
strenges  Strafgesetz  zu  verwenden,  welches  auch  den 
Handel  mit  erwachsenen  Personen,  die  sich  freiwillig, 
oder  anscheinend  freiwillig,  dem  Laster  ergeben  haben, 
verbietet  und  mit  Strafen  bedroht,  welche  in  jedem  Ver- 
tragslande exequirt  werden  können. 


Beilagen. 

I. 

Association  pour  la  Repression  de  la  Traite  des  Blanches 
et  la  Preservation  de  la  jeune  fille. 

Monsieur  le  President, 

Le  Congres  International  qui  s'est  tenu  en  octobre 
19ü2  ä  Francfort,  tout  en  emettant  le  voeu  que  le  pro- 
cbain  Congres  International  eüt  lieu  ä  Paris  en  1905,  a 
cm  devoir  laisser  au  Comite  natimial  franc^ais,  charge  de 
son  Organisation,  une  certaine  latitude  pour  en  üxer 
ulterieurement  la  date  definitive. 

J'ai  du  prendre  ä  cet  egard  Tavis  de  mes  collabo- 
rateurs;  ils  ont  unanimement  pense  que  le  fait  con- 
siderable  de  la  signature,  le  18  mai  dernier,  a  Paris,  par 
les  divers  gouvemements  ayant  pris  part  ä  la  Conference 
Internationale  officielle  de  juillet  1902,  du  projet  d'arran- 
gement  arrete  par  cette  Conference,  pouvait  etre  de 
nature  ä  rendre  un  court  ajournement  du  Congres,  de- 
sirable. 

II  leur  a  semble  en  eflfet  que,  parmi  les  objets  divers 
qui  devraient  etre  soumis  au  Congres,  il  ne  pourrait  en 
etre  de  plus  important  que  le  point  de  savoir  si  Fappli- 
cation  faite  dans  chaque  pays  des  importantes  dispo- 
sitions  contenues  dans  ce  projet  repondait  suffisamment 
a  l'esprit  qui  les  a  inspirees  et  au  but  qu'il  iniporte 
d'atteindre.  Or,  Tarrangement,  aux  termes  de  son  article 
8,  ne  doit  entrer  en  vigueur  que  six  mois  apres  la  date 
de  l'echange  des  ratifications  qui,  lui-meme,  peut  exiger^ 
a  raison  des  formalites  diplomatiques  ä  remplir,  un  certain 
delai;  il  semble  donc  ne  pouvoir  devenir  reellement  ef- 
fectif  avant  les  mois  de  fevrier  ou  mars  1905;  en  outre,. 
im  certain  nombre  de  ses  dispositions  comportant  des 
instructions  ä  adresser  par  les  divers  gouvemements  a 
leurs  agents  diplomatiques  ou  consulaires  k  Tetranger,  il 
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est  vraisemblable  que  plusieurs  mois  seront  encore  ne- 
cessaires  pour  une  mise  en  pratique  normale  et  reguliere. 

Dans  ces  conditions,  ne  serait-il  point  premature, 
alors  meme  que  la  date  du  Congres  düt  etre  fixee  dans 
les  derniers  mois  de  Tannee,  de  se  prononcer  apres  une 
Periode  aussi  breve  d'observation,  sur  le  caractere  et  les 
consequences  des  dispositions  prises  dans  chaque  £tat? 

J'ai  l'honneur  d'appeler  votre  attention  sur  ses  con- 
siderations,  et  de  vous  demander  de  vouloir  bien  me 
faire  savoir  si  votre  Comite  n'est  point  d'avis,  comme 
uous,  qu'elles  justifieraient  un  ajoumement  d'une  annee 
pour  la  convocation  du  procbain  Congres. 

Je  crois  devoir  joindre  ä  la  presente  communication 
le  texte  de  l'arrangement  signe  le  18  mai  demier  par 
les  representants  des  diverses  puissances. 

Des  16  fltats,  ayant  pris  part  ä  la  Conference  de 
Paris,  2  seulement,  rAutriche-Hongrie  et  le  Bresil,  par 
des  considerations  qui  impliquent  un  ajoumement  plutot 
qu'un  refus,  n'ont  point  dpnne  leur  signature. 

La  Republique  de  TEquateur  et  l'Etat  de  Monaco 
ont  declare  par  des  actes  distincts  donner  leur  adhesion. 
La  Republique  Argentine  a  fait  pressentir  la  sienne. 

Veuillez  agreer,  Monsieur  le  President,  Fexpression 
<le  ma  consideration  la  plus  distinguee. 

Le  President,  R.  Berenger, 
Senateur,  Membre  de  Tlnstitut. 

IL 
Projet  d'arraagement. 

Les  soussignös,  Plenipotentiaires, 

desireux  d'assurer  aux  femmes  maj eures,  abus^es  ou 
eontraintes,  comme  aux  femmes  ou  filles  mineures,  une 
protection  efficace  contre  le  trafic  criminel  connu  sous  le  nom 
de  «Traite  des  Blanches»,  ont  r^solu  de  conclure  uu  arrange- 
ment  k  Teffet  de  concerter  des  mesures  propres  ä  atteindre 
ce  but  et  sont  convenus  des  articles  suivants: 

Article  premier.  Chacun  des  Gouvernements  contractants 
s'eugage  ä  ^tablir  ou  ä  d^signer  une  autorit^  charg^e  de 
centraliser    tous   les    renseignements   sur  Fembauchage    des 
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femmes  et  filles  eu  vue  de  la  debauche  a  T^tranger;  cette 
aiitorite  aura  la  faculte  de  correspondre  directement  avec  le 
Service  similaire  stabil  dans  chacun  des  autres  Etats  con- 
tractants. 

Art.  2.  Chacun  des  Gouvernements  s'engage  k  faire 
fxerceruDesurveiUance  en  vue  de  rechercfaer,  particuli^rement 
<lans  les  gares,  les  ports  d'embarquement  et  en  cours  de 
royage,  les  eonducteurs  de  femm^  et  filles  destinees  ä  la 
debauche.  Des  Instructions  seront  adress^es  dans  ce  but  aux 
fonctionnaires  ou  k  toutes  autres  personnes  ayant  qualit^  & 
cet  effet,  pour  procurer,  dans  les  limites  legales,  tous  ren- 
seignements  de  natnre  k  mettre  sur  la  trace  d*un  trafic 
friminel. 

L'arriv^  de  personnes  paraissant  6videmment  ^tre  les 
aoteurs,  les  complices  ou  les  victimes  d'un  tel  trafic  sera  si- 
gnalee,  le  cas  teh^ant,  soit  aux  autorit^  du  lieu  de  destination, 
M)it  aux  agents  diplomatiques  ou  consulaires  int^resses,  soit 
ä  tontes  autres  autorit^  comp^tentes. 

Art  3.  Les  Grouvemements  s'engagent  k  faire  recevoir, 
le  eas  ech^ant  et  dans  les  limites  l^g^es,  les  döclarations 
<les  femmes  ou  filles  de  nationalit^  ^trang^re  qui  se  livrent 
a  la  Prostitution,  en  vue  d'^tablir  leur  identit^  et  leur  etat 
civil,  et  de  rechercher  qui  les  a  d^terminees  k  quitter  leur 
pays.  Les  renseignements  recueillis  seront  communiqu^s  aux 
aatorit^  du  pays  d'origine  desdites  femmes  ou  filles,  en  vue 
de  lenr  rapatriement  ^ventuel. 

Les  Gouvernements  s'engagent  aussi,  dans  les  limites 
Ugales  et  autant  que  faire  se  peut,  k  coufier,  k  titre  provi- 
9oire  et  en  vue  d'un  rapatriement  ^ventuel,  les  victimes  d'un 
trafic  criminel,  lorsqu'elles  sont  d^pourvues  de  ressources, 
a  des  institutions  d*assistance  publique  ou  priv^e  ou  k  des 
particoliers  offrant  les  garanties  n^cessaires. 

Les  Gouvernements  s'engagent  dans  les  limites  legales  et 
antant  que  possible.  k  renvoyer  dans  leur  pays  d'origine 
«lies  de  ces  femmes  ou  filles  qui  demandent  leur  rapa- 
triement ou  qui  seraient  r^lamees  par  les  personnes  ayant 
autorite  sur  elles.  Le  rapatriement  ne  sera  effectue  qu'apres 
entente  sur  Fidentit^  et  la  nationalit^,  ainsi  que  sur  le  lieu 
et  la  date  de  Tarriv^e  aux  fronti^res.  —  Chacun  des  pays 
eoDtractants  facilitera  le  transit  sur  son  territoire, 

La  eorrespondance  relative  aux  rapatriements  se  fera, 
autant  que  possible,  par  la  voie  directe. 

Art.  4.  Au  cas  oü  la  femme  ou  fille  ä  rapatrier  ne  pour- 
rait  rembourser  elle-meme  les  frais  de  son  transfert  et  oü 
*ne  n'aurait  ni    man,   ni   pareuts,   ni   tuteur   qui  payeraient 
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pour  eile,  les  frais  occasionues  par  le  rapatriement  serout  a 
la  Charge  du  pays  sur  le  territoire  duquel  eile  r^ide  jusqu*4 
la  prochaine  fronti^re  ou  port  d*embarquement  dans  la  di- 
rection  du  pays  d'origine,  —  et  ä  la  Charge  du  pays  d*originc 
pour  le  surplus. 

Art.  5.  II  n'est  pas  derog^,  par  les  dispositions  des  articles 
3  et  4  ci-dessus,  aux  Conventions  particuli^res  qui  poun-aient 
exister  entre  les  Gouvernements  contractants. 

Art.  6.  Les  Gouvernements  contractants  s*engagent,  dan» 
les  limites  legales,  ä  exercer,  autant  que  possible,  une  8ur> 
veillance  sur  les  bureaux  ou  agences  qui  s*occupent  du  pla- 
cement  de  femmes  ou  fiUes  k  Fitranger. 

Art.  7.  Les  Etats  non  signataires  sont  admis  ä  adherer 
au  präsent  Arrangement.  A  cet  effet,  ils  notifieront  leur 
int^ntion,  par  la  voie  diplomatique,  au  Gouvernement  fran^ais 
qui^en  donnera  connaissance  k  tous  les  Etats  contractants. 

Art  8.  Le  pr^ent  Arrangement  entrera  en  vigueur  six 
mois  apres  la  date  de  T^hange  des  ratificatious.  Dans  le  cas 
oü  Ynne  des  Parties  contractantes  le  denoncerait,  cette  de- 
nonciation  n^aurait  d'effet  qvCk  Tögard  de  cette  Partie,  et  cela 
douze  mois  seulement  k  dat^r  du  jour  de  ladite  d^nonciation. 

Art.  9.  Le  präsent  Arrangement  sera  ratifi^,  et  les  rati- 
fications  seront  öchangöes  ä  Paris,  dans  le  plus  bref  delai 
possible. 

m. 

Internationales  Uebereinkommen   betreffend  Unterdrückung: 

des  Mädchenliandels.') 

Abgesclilossen  in  Paris  am  18.  Mai  1904. 
Ratifiziert  von  der  Schweiz  am  3.  Juni  1904. 
In  Kraft  ab  18.  Juli  1905. 

Art.  1.  Jede  der  vertragschliessenden  Regierungen 
verpflichtet  sich,  eine  Amtsstelle  einzurichten  oder  zu 
bezeichnen,  die  beauftragt  ist,  alle  Auskünfte  Ober  die 
Anwerbung  von  Frauen  und  Mädchen,  zum  Zwecke  der 

')  Dieser  vorläufige  Abschluss  der  Sache  ist  eine  «admi- 
nistrative üebereinkunfts  welche  in  Folge  dieser  Be- 
zeichnung den  Parlamenten  der  verschiedenen  Staaten  nicht 
vorgelegt  werden  wird  und  nur  eine  Etappe  in  dem  Kampf 
gegen  den  Mädchenhandel  bilden  kann,  wenn  sie  auch  als 
Anfang  erfreulich  ist.  Vgl.  Bundesblatt  1905,  S.  713.  ober 
ihren  rechtlichen  Charakter. 
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Verkupplung  ins  Ausland,  zu  centralisieren ;  dieser  Amts- 
stelle soll  die  ßefugniss  zustehen,  mit  den  gleichartigen, 
von  den  anderen  Vertragsstaaten  bestellten  Behörden 
direkt  zu  korrespondiren. 

Art.  2.  Jede  der  Regierungen  verpflichtet  sich  zur 
Einrichtung  eines  Ueberwachungsdienstes,  mit  dem  Zwecke, 
den  Begleitern  von  Frauen  und  Mädchen,  welche  ver- 
kuppelt werden  sollen,  besonders  in  den  Bahnhöfen,  den 
Einschiffungshäfen  und  auf  der  Durchreise  nachzuforschen. 
Es  soUen  zu  diesem  Zwecke  geeignete  Instruktionen  er- 
lassen werden,  sowolü  an  die  öffentlichen  Beamten  als 
an  alle  anderen  geeigneten  Personen,  um  innerhalb  der 
gesetzlichen  Gränzen  alle  Auskünfte  zu  erlangen,  welche 
auf  die  Spur  eines  solchen  verbrecherischen  Treibens 
führen  können. 

Die  Ankunft  von  Personen,  die  offenbar  als  Urheber, 
als  Mitschuldige  oder  als  Opfer  eines  solchen  Handels 
erscheinen,  soll  gegebenenfalls  den  Behörden  des  Bestim- 
iDongsortes  oder  den  interessirten  diplomatischen  Agenten 
oder  Konsularbeamten,  oder  jeder  anderen  zuständigen 
Behörde  mitgetheilt  werden. 

Art.  8.  Die  Regierungen  verpflichten  sich,  gegebenen- 
falls und  innerhalb  der  gesetzlichen  Gränzen,  die  Aus- 
sagen von  Frauen  und  Mädchen  fremder  Nationalität, 
welche  sich  der  Prostitution  ergeben,  entgegenzunehmen, 
um  ihre  Identität  und  ihren  Zivilstand  festzustellen  und 
darüber  Aufschluss  zu  erlangen,  wer  sie  veranlasst  hat, 
ihre  Heimat  zu  verlassen.  Die  erhaltenen  Auskünfte 
sollen  den  Behörden  des  Heimatstaates  der  genannten 
Frauen  oder  Mädchen  behufs  eventueller  Heimschaffung 
mitgetheilt  werden. 

Die  Regierungen  verpflichten  sich,  innert  den  gesetz- 
Kehen  Gränzen  und  soweit  möglich,  die  Opfer  eines  ver- 
brecherischen Transportes,  sofern  dieselben  mittellos  sind, 
provis^irisch  und  im  Hinblick  auf  eventuelle  Heimschaf- 
fong  in  öffentlichen  oder  privaten  Wohlthätigkeitsan- 
stalten  oder  bei  Privatleuten  imterzubringen,  welche  die 
erforderlichen  Garantien  bieten. 

7 
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Die  Regierungen  verpflichten  sich  ebenfalls,  innert 
den  gesetzlichen  Gränzen  und  soweit  möglich,  diejenigen 
Frauen  und  Mädchen  in  ihren  Heimatstaat  zurückzu- 
schicken, welche  ihre  Heimschaffung  nachsuchen  oder 
die  von  den  Personen  zurückverlangt  werden,  unter 
deren  Autorität  sie  stellen.  Die  Heimschaffung  soll  erst 
erfolgen,  nachdem  die  Identität  imd  die  Nationalität, 
sowie  der  Ort  und  die  Zeit  der  Ankunft  an  der  Gränze 
im  gemeinsamen  Einverständniss  festgestellt  sein  werden. 
Jeder  Vertragsstaat  wird  den  Transport  diu-ch  sein  Ter- 
ritorium erleichtem. 

Die  Korrespondenz  über  die  Heimschaffung  soll  so 
viel  als  möghch  auf  direktem  Wege  erfolgen. 

Art.  4r.  Für  den  Fall,  dass  eine  Frau  oder  ein  Mäd- 
chen nicht  im  Stande  sein  sollte,  die  Kosten  ihres  Trans- 
portes zu  bezahlen  und  dass  sie  weder  Gatten,  noch 
Verwandte,  noch  Vormund  besitzt,  die  für  sie  bezahlen, 
fallen  die  Kosten  der  Heimschaffung  bis  zur  nächsten 
Gränze  oder  zum  Einschiffungshafen  in  der  Richtung  des 
Heimatlandes  zu  Lasten  des  Staates,  in  dem  sie  ihren 
Aufenthalt  hatte  und  von  dort  an  zu  Lasten  des  Heimat- 
staates. 

Art.  5.  Durch  die  Bestimmimgen  der  Art.  3  und  4 
wird  an  den  besonderen  Verträgen,  welche  zwischen  ein- 
zelnen der  vertragschliessenden  Staaten  bestehen  könnten, 
nichts  geändert. 

Art.  6.  Die  vertragschliessenden  Staaten  verpflichten 
sich,  innert  den  gesetzlichen  Gränzen  und  soweit  möglich, 
die  Bureaux  und  Agenturen  zu  überwachen,  welche  sich 
mit  der  Placirung  von  Frauen  und  Mädchen  im  Aus- 
lande befassen. 

Art.  7.  Die  Staaten,  welche  das  gegenwärtige  Ueber- 
einkommen  nicht  unterzeichnet  haben,  können  ihren  Bei- 
tritt zu  demselben  erklären. 

Zu  diesem  Zwecke  haben  sie  ihre  Absicht  auf  diplo- 
matischem Wege  der  französischen  Regierung  zu  notifi- 
ciren,  welche  allen  Vertragsstaaten  davon  Kenntniss 
geben  wird. 
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Art.  8.  Die  gegenwärtige  Uebereinkunft  tritt  sechs 
Monate  nach  dem  Austausche  der  Ratifikationen  in  Kraft. 
Im  Falle  eine  der  vertragschliessenden  Parteien  dieselbe 
kündigen  sollte,  so  wirkt  diese  Kündigung  nur  für  den 
Staat,  von  dem  sie  ausgeht,  und  zwar  erst  nach  zwölf 
Monaten,  vom  Tage  der  Kündigung  an  gerechnet. 

Art.  9.  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  soll  rati- 
fidrt  und  die  Ratifikation  sobald  als  mögUch  in  Paris 
ausgetauscht  werden. 

Unterschriften. 

UnterzeiclmangsprotokolL 

Art.  1.  Den  vertragschliessenden  Staaten  steht  das 
Kecht  zu,  zu  jeder  Zeit  für  ihre  Kolonien  oder  auswär- 
tigen Besitzungen  dem  Uebereinkommen  beizutreten. 

Sie  können  zu  diesem  Zwecke  eine  allgemeine  Er- 
klärung abgeben,  welche  sich  auf  alle  ihre  Kolonien  oder 
Besitzungen  bezieht,  oder  ausdrückUch  diejenigen  be- 
zeichnen, auf  welche  die  Beitrittserklärung  sich  erstreckt, 
oder  aber  sich  darauf  beschränken,  diejenigen  anzugeben, 
welche  davon  ausgeschlossen  sind. 

Art.  2.  Die  deutsche  Regierung  erklärt,  sich  mit 
Bezug  auf  ihre  Kolonien   ihren  Entscheid  vorzubehalten. 

Die  dänische  Regierung  erklärt,  dass  sie  sich  das 
Recht  vorbehalte,  für  die  dänischen  Kolonien  dem  Ueber- 
einkonunen  beizutreten. 

Die  spanische  Regierung  erklärt,  mit  Bezug  auf  ihre 
Kolonien,  ihren  Entscheid  sich  vorzubehalten. 

Die  französische  Regierung  erklärt,  dass  das  Ueber- 
einkommen in  allen  französischen  Kolonien  zur  Anwen- 
dung gelangen  wird. 

Die  Regierung  seiner  britischen  Majestät  erklärt, 
äch  das  Recht  vorzubehalten,  für  jede  einzelne  der  bri- 
tischen Kolonien  oder  Besitzungen  dem  Uebereinkommen 
beizutreten  und  dasselbe  zu  kündigen. 

Die  italienische  Regierung  erklärt,  dass  das  Ueber- 
einkommen in  der  Erythräischen  Kolonie  zur  Anwendung 
gelangen  wird. 
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Die  niederländische  Regierung  erklärt,  dass  das 
Uebereinkommen  in  allen  niederländischen  Kolonien  zur 
Anwendung  gelangen  wird. 

Die  portugiesische  Regierung  erklärt,  sich  den  Ent- 
scheid darüber  vorzubehalten,  ob  das  Uebereinkommen 
in  einer  der  portugiesischen  Kolonien  in  Kraft  gesetzt 
werden  soll. 

Die  russische  Regierung  erklärt,  dass  das  Ueberein- 
kommen in  seinem  ganzen  Umfange  im  ganzen  Reichs- 
gebiete, in  Europa  und  Asien,  zur  Anwendung  gelangen 
wird. 

Art.  3.  Die  Regierungen,  welche  später  mit  Bezug 
auf  ihre  Kolonien  Erklärungen  abzugeben  haben,  werden 
dies  in  der  durch  Artikel  7  des  Uebereinkommens  fest- 
gesetzten Form  thun. 

Im  Begriffe  zur  Unterzeichnung  des  Uebereinkom- 
mens zu  schreiten,  gab  Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von 
Radolin,  Botschafter  des  deutschen  Reiches,  im  Namen 
seiner  Regierung,  die  folgende  Erklärung  ab: 

Nach  Ansicht  der  deutschen  Reichsregierung  sind 
die  Reglemente,  welche  allfällig  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  dem  Heimatstaate  betreffend  gegenseitige 
Unterstützung  von  Bedürftigen  bestehen  könnten,  auf 
die  Personen,  die  Kraft  des  gegenwärtigen  Uebereinkom- 
mens über  deutschen  Boden  heimgeschaflft  werden,  nicht 
anwendbar. 

Unterschriften. 
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IV. 
Statistik  der  Ehescheidungen  in  der  Schweiz. 

Nach  einer  neuesten  Publikation  des  eidgenössischen 
statistischen  Bureaus  wurden  im  Jahre  1903  in  der  Schweiz 
im  Ganzen  1182  Ehen  dauernd  geschieden  (1902:  1105; 
1901:  1027),  und  zwar:  wegen  beidseitigen  Verlangens 
und  Verhältnissen,  die  mit  dem  Wesen  der  Ehe  unver- 
träglich sind  447,  wegen  Ehebruchs  139,  wegen  Nach- 
stellung nach  dem  Leben,  schwerer  Misshandlung  oder 
tiefer  Ehrenkränkung  239,  wegen  Verurteilung  zu  ent- 
ehrender Strafe  50,  wegen  böswilliger  Verlassung  56, 
wegen  längerer  und  unheilbarer  Geisteskrankheit  18, 
wegen  sonstiger  tiefer  Zerrüttung  des  ehelichen  Verhält- 
nisses 336.  In  90  Fällen  berufen  sich  die  Scheidungs- 
urteile auf  mehrere  Gründe.  Von  den  Kantonen  steht 
der  Kanton  Zürich  mit  255  Scheidungen  oben  an;  es 
folgen  Bern  mit  217,  Waadt  mit  120,  St.  Gallen  und 
Genf  mit  je  102,  Neuenburg  mit  75,  Aargau  mit  45, 
Baselstadt  und  Thurgau  mit  je  43,  Appenzell  A.-Rh.  mit 
34,  Solothum  mit  32,  Glarus  und  Bsuselland  mit  je  19, 
Schaff  hausen  mit  17,  Graubünden  mit  16,  Luzem  mit  12, 
Freiburg  mit  9,  Tessin  mit  8,  Schwyz  mit  6,  Wallis  mit  5, 
Obwalden,  Zug  und  Appenzell  I.-Rh.  mit  je  1.  Keine 
Ehescheidung  weisen  auf  Uri  und  Nidwaiden. 


„Limites  de  vertu." 


An in    

I. 

Sie  sagen  ganz  mit  Recht,  die  Gränzen  des  Erlaubten, 
oder  sogar  der  Tugend  überhaupt  seien  jetzt  durch  die 
Presse  und  Litteratur  sehr  flüssige  geworden ;  man  wisse  gar 
nicht  mehr  recht,  was  gut  und  was  böse  sei,  und  vollends 
nicht,  welcher  Leitung  man  sich  dieserhalb  anvertrauen 
solle,  da  auch  die  Kirchen  ihre  frühere  Autorität  darin 
gn>ssentheils  eingebüsst  haben. 

Das  ist  Alles  wahr  und  daher  konnte  es  auch  ge- 
schehen, daas  in  dem  schweizerischen  Nationalrathe  selber 
ein  jetzt  verstorbener  Staatsmann,  als  einmal  die  wirk- 
samere Bekämpfung  des  Alkohol-Elends  in  Anregung 
gebracht  wurde,  in  die  pathetischen  Worte  ausbrach: 
«Messieurs,  il  y  a  des  limitcs  a  la  vertu».  Anders 
also,  als  vor  hundert  Jahren  der  «tugendhafte»  Robespierre, 
welcher  im  Namen  der  Tugend  die  Hälfte  der  Franzosen 
auf  die  Guillotine  schicken  wollte,  besorgte  er  heute,  die 
Tugend  könnte  bei  uns  noch  zu  mächtig  werden  und  man 
müsse  ihr  bei  Zeiten  die  richtigen  Gränzen  zu  setzen  be- 
dacht sein. 

Hat  denn  aber  die  Tugend  überhaupt  Gränzen  ?  Wenn 
Sie  mich  das  ernstlich  fragen,  so  bin  ich  geneigt  zu  sagen, 
dass  es  Gränzen  der  Tugend  giebt;  aber  sie  liegen 
sicherlich  nicht  darin,  dass  überall  ein  schwächlicher 
Kompromiss  zwischen  Gut  und  Böse  als  das  Richtige  er- 
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scheint,  oder  dass,  nach  Nietzsche,  es  neutrale  Gebiete,, 
ein  «Jenseits  von  Gut  und  Böse»  giebt,  oder  dass  es  einer 
scholastischen  Gelehrsamkeit  bedarf,  lun  sie  för  jeden  Fall 
zuverlässig  zu  ermitteln. 

Die  meisten  erwachsenen  Leute  wissen  vielmehr  im 
Allgemeinen,  vielleicht  einzelne  subtile  Fragen  vorbehalten^ 
ganz  gut,  was  recht  und  was  unrecht  ist;  es  ist  ihnen 
nur  nicht  immer  ganz  bequem  es  zu  wissen,  und  darnach 
handeln  zu  sollen. 

Das  aber  ist  richtig,  dass  die  theoretisch  ermittelte 
Tugend  noch  lange  nicht  die  praktische  ausgeübte  ist 
und  dass  das  blosse  Proklamiren  von  Grundsätzen,  um 
Andere  dazu  bekehren  zu  wollen,  vollends  nicht  genügt. 
Das  ist  der  unsterbliche  Typus  des  Pharisäismus,  der  sich 
ja  auch,  nach  einer  anfängUchen  halben  Huldigung,  sogar 
Christus  zu  widersetzen  wagte  und  von  ihm  dafür  das 
vernichtende  Urtheil  empfing,  dass  die  Zöllner  und 
H  .  .  ,  .  noch  eher  in's  Himmelreich  kommen  würden, 
als  eine  gewisse  Art  von  Frommen. 

Dass  das  damals  die  Getroffenen  auf  das  Aeusserste 
erbitterte,  ist  sehr  wohl  zu  begreifen;  es  wäre  noch  heute 
nicht  ungefährlich,  ein  solches  Wort  in  edlen  «engem 
Kreisen»  zu  wiederholen.  Wir  haben  es  auch  selber 
noch  nie  von  einer  Kanzel  herab  gehört;  gewisse  Theile 
der  Evangelien  eignen  sich  offenbar  nicht  vorzugsweise 
zu  Texten;  sie  sind  zu  «unlieblich«. 

Welches  sind  denn  aber  die  Gränzen  des  Guten? 

Für  uns  liegen  sie,  längst  mustergültig  ausgesprochen, 
in  den  Vorschriften  des  Christenthums  und  in  der  Ueber- 
zeugung,  dass  es  ausser  demselben  keinen  ganz  sicheren 
Boden  für  die  Verbesserung  der  Menschheit  giebt,  diesem 
aber  keine  Gewalt  der  Erde  auf  die  Dauer  gewachsen  ist. 
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Das  muss  sich  freilich  immer  wieder  im  Leben  der  Ein- 
zelnen, wie  der  Nationen  zeigen ;  sonst  glaubt  die  Mensch- 
heit nicht  emstUch  daran. 

Die  Hauptfrage  der  Zukunft,  um  die  sich  bald  Alles 
drehen  wird,  ist  der  Atheismus,  die  <modeme>,  darwini- 
stiscbe Weltanschauung  gegenüber  der  historischen,  jüdisch- 
christlichen. Dass  die  letztere  die  Zukunft  für  sich  haben 
wird,  so  gut  wie  sie  die  Vergangenheit  gehabt  hat  und 
dass  die  Greschichte  der  Menschheit  keine  Sprünge  zurück 
in  das  Heidenthum  machen  wird,  das  scheint  uns  für 
Jeden,  der  die  Greschichte  kennt,  unbezweifelbar  zu  sein, 
es  ist  aber  eine  Abstraktion  aus  der  Erfahrung,  oder  ein 
«Glaube»;  beweisen  kann  man  Gott  so  wenig,  als  das 
Gegentbeil  beweisbar  ist. 

cAber  die  Gegner  alle»,  sagen  Sie  in  Ihrem  Schreiben. 
Ja,  ihrer  sind  viele,  aber  ihr  «Hochmuth,  Stolz  und  Zorn 
sind  gr<Vsser  als  ihre  Macht»'),  und  manche  darunter 
würden  sich  sogar  gerne  zu  der  christlichen  Lebensauf- 
fassung wenden,  wenn  sie  nur  bessere  Beispiele  davon,  d.  h. 
auch  da  mehr  Liebe  und  weniger  Zorn  und  Eifer  sähen.-) 
«Mais  tant  que  je  combatte  k  outrance,  et  que  tout  mon 
ipuvre  ait  tendance,  il  y  a  toujours  en  lui  de  l'amciur.  > 
Probiren  Sie  es  damit  und  nicht  in  der  Art  von  Stöcker 
oder  Pobedonoszeff,  in  der  gewiss  auch  Liebe  ist,  aber  nicht 
für  Jedermann  erkennbare.  Zur  Wahrheit  gehört  als  Er- 
gänzung die  Freundlichkeit,  ohne  die  sie  nicht  wirkt. 
Ebensowenig  als  die  Freundlichkeit  ohne  Wahrheit,  die 
das  salbungsvolle  Wesen  mancher  Frommen  ausmacht. 

Das  sind  also  schon  starke  «limites»,  und  zwar  ganz 

>)  Jesaias  XVI  5,  6. 

^  Einige,  wie  die  in  diesem  Jahre  verstorbene  Louise  Michel 
würden  sogar  das  Zeug  zu  christlichen  Heihgen  gehabt  haben. 
wenn  sie  rechtzeitig  bessere  Beispiele  vor  Augen  gehabt  hielten. 
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verständige.  Das  Laster  und  die  Korruption  jeder  Art 
muss  weg,  auch  aus  unserem  Lande,  wenn  es  selbständig 
bleiben  soll;  denn  die  Schweiz  besteht  bloss  durch  ein 
gewisses  Maass  von  allgemeiner  Achtung;  sie  ist  sofort  ver- 
loren, wenn  sie  auf  das  sittliche  Niveau  von  Monaco  oder 
Haiti  herabsinkt.  Der  Charakter  ihrer  Bevölkerungen 
muss  sogar  im  Durchschnitt  immer  über  dem  der  sie 
umgebenden  Grossstaaten  stehen,  ansonst  die  anderen 
Gründe  für  eine  politische  Absonderung  auf  die  Dauer 
sich  nicht  als  stichhaltig  erweisen  würden. 

Bei  uns,  wie  in  jeder  richtigen  Republik,^)  ist  also 
<iie  Tugend  auch  ein  politisches  Prinzip  und  eine  Noth- 
wendigkeit. 

Aber  in  den  Mitteln  der  Bekämpfung  des  Lasters, 
und  in  Bezug  auf  das  Vorgehen  und  die  Organisation 
giebt  es  sehr  verschiedene  Methoden,  und  die  allerbeste 
scheint  bisher  sogar  noch  nicht  gefunden  zu  sein. 

II. 
Sie  haben  es  ganz  richtig  verstanden,  die  Frage  be- 
steht eigentlich  in  einer  Art  von  Strategie  des  Guten. 
Wie  ist  das  Gute  in  der  Welt  zu  unterstützen  und  das 
Böse  wirksam  zu  bekämpfen?  Dafür  gibt  es,  glaube  ich, 
doch  einige  aus  der  Erfahrung  geschöpfte  Regeln. 

1.  Das  Ideal,  das  man  aufstellt,  muss  ein  höchstes 
und  bestes  sein,  kein  Kompromiss.  Wenn  Sie  fragen,  wo 
ein  solches  zu  ünden  sei,  so  antworte  ich  nochmals  ganz 
kurzweg  und  unbedingt,  im  Christenthum,  so  wie  es  in  den 
Evangelien  steht ;  in  keiner  Ethik  oder  Philosophie.  Auch 
keine  Kirche  oder  sonstige  Genossenschaft  ist  das  Ideal, 

')  Es  ist  ein  Glück,  dass  die  grösste  Republik  der  Welt 
jetzt  einen  Mann  an  ihrer  Spitze  hat,  der  diese  Anschau- 
ungen theilt. 
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sondern  nur  das  Christenthum  selbst,  dessen  Verwirk- 
lichung auf  Erden  beständig  angestrebt  werden  muss. 
Dabei  aber  ist  —  leider  —  nur  allzuwahr,  was  schon  das 
Evangelium  sagt,  dass  die  Kinder  der  Welt  in  ihren 
Zwecken  und  Bestrebungen  kitiger  und  meistens  auch 
viel  energischer  sind,  als  die  Kinder  des  Lichts.  Es  be- 
darf auch  einiger  Klugheit,  um  die  Wahrheit  auf  Erden 
wirksam  zu  machen. 

2.  Vor  allem  aber  bedarf  es  desMuthes  und  eines 
felsenfesten  Glaubens  an  die  eigene  Sache.  Ohne  das 
geht  es  nie;  mit  diesen  Eigenschaften  sind  schon  viele 
funmögliche»  Sachen  möglich  geworden.*)  Wenn  Sie 
also  Genossen  in  Ihren  Bestrebungen,  die  Sie  sich  vorge- 
Dommen  haben,  suchen  und  nicht  allein  arbeiten  wollen 
(was  oft  zwar  das  weitaus  bessere  ist),  so  suchen  Sie 
Dicht  viele,  mit  denen  sofort  Spreu  in*s  Korn  kommt,  wie 
es  schon  in  der  allerersten  Christenheit  offenbar  der  Fall 
war,  sondern  lauter  Leute,  die  sich  nicht  fürchten.  Und 
gehen  Sie  dann  selber  dran,  nicht  bloss  mit  «dirigiren> 
i]^end  eines  Werkes,  oder  gar  nur  Beiträge  leisten, 
sondern  mit  selbst  arbeiten;  und  mit  klein  anfangen,  nicht 
mit  grossen  Projekten  und  Vereinsstiftungen,  die  ganz 
gewöhnlich  nur  Halbheiten  gebären.  Die  besten  Werke^ 
auch  unserer  Zeit,  wie  z.  B.  das  von  Georg  Möller  in 
Bristol,  oder  die  Heilsarmee,  sind  von  einzelnen  Leuten 
mit  wem'g  Mitteln  begonnen  worden.  Die  vielen  halb 
entschlossenen  Leute  in  den  heutigen  Vereinen  lähmen 
hing^en  nur  die  Aktion  der  Andern. 

3.  Geduld  mQssen  Sie  auch  haben   und  zwar  viel. 
Ein  englischer  Schriftsteller  sagt  darüber: 

')  Der  75.  Psalm  ist  schon  ein  uraltes  Zeugniss  dieser  Art. 
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Of  all  work  that  produces  results,  nine-teiiths  must 
be  Jrudgery.  There  is  no  work  from  the  highest  to  the 
lowest,  which  can  be  done  well  by  any  man  who  is  un- 
willing  to  make  that  sacrifice.  And  there  is  nothing 
which  so  truly  repays  itself  as  this  very  perseverance 
against  weariness.» 

Und  dass  die  Boshaften  und  Schlechten  viel  aktiver 

sind  als  die  Guten,  und  für  ihre  Genossen  oft  zuverlässiger, 

ist  leider  eine  Thatsache,  mit  der  man  stets  rechnen  muss. 

4.  Den  Verkehr  und  Zusammenhang  mit  den 
Bösen  können  Sie  nicht  füglich  ganz  aufgeben.  Eine 
Tilgend,  die  sich  hinter  Klostermauem  zurückzieht 
um  ja  von  der  Welt  gar  nicht  berührt  zu  werden 
ist  jedenfalls,  im  Allgemeinen  gesprochen,  kaum  eine 
solche  im  Sinne  Christi  und  der  Apostel,  und  hat  der  Welt 
noch  nie  sehr  viel  geholfen.*) 

Die  Art,  wie  man  mit  den  Bösen  imd  Verkehrten 
umgeht,  heisst  im  Allgemeinen  zwar  «parcere  subjectis  et 
debellare  superbos».  Das  Zauberwort  aber,  das  den 
Verkehr  mit  ihnen  möglich  und  unschfidlich  macht,  heisst 
Mitleid.  Ohne  einen  grossen  Vorrath  davon,  der  sich 
immer  wieder  erneuern  muss,  werden  Sie  nicht  durch- 
kommen. Der  Fehler  der  meisten  zum  Guten  geneigten 
Leute  besteht  darin,  wie  ein  französischer  Autor  des  17. 
Jahrhunderts  es  sagt,  dass  sie  sich  stets  eifrig  bemühen, 
alle  Mittel  zur  Vollkommenheit  kennen  zu  lernen,  ohne 
auch  nur  Eines  wirklich  und  ernstlich  zu  gebrauchen. 


^)  Einzelne  Ausnahmen  kann  man  schon  gelten  lassen, 
aber  immer  nur  als  solche.  Es  gibt  sogar  wenige  höher 
strebende  Leute,  die  nicht  zeitweise  ein  lebhaftes  Verlangen 
haben,  sich  von  der  Welt  gänzlich  zurückzuziehen.  Die 
schönste  moderne  Geschichte  dieser  Art  ist  die  von  «Purun 
Bhagat»  in  Kipling*s  Jungle-Büchern. 
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5.  Die  Werke  der  Guten  sind  oft  noch  mit 
Eigenliebe  verbunden  und  haben  deshalb  keinen,  oder 
geringen  Erfolg.  Das  Beste  darüber  sagt  eine  katholische 
Heilige  in  folgenden  Worten:  «Unter  den  Werken,  die 
für  die  Liebe  geschehen,  hat  auch  noch  das  natürliche 
Verlangen,  sein  Heil  zu  erzielen  und  das  des  Nächsten  zu 
fördern,  Antheil.  Das  ist  die  erste  Stufe,  in  der  Grott  den 
Menschen  viele  gute  Werke  thun  lässt,  die  er  in  frommer 
Meinung  verrichtet.  Die  Werke  der  zweiten  Stufe  aber 
haben  weder  den  eigenen  Nutzen  des  Menschen,  noch 
den  des  Nächsten  zum  Zwecke  und  bleiben  in  Gott,  den 
der  Urheber  derselben  einzig  im  Auge  behält.  Gutes 
thun  ist  ihm  zur  Gewohnheit  geworden,  er  sucht  dabei 
keine  eigene  Erleichterung  noch  Lust,  Gott  hat  ihm  alle 
Selbstsucht  genommen,  darum  hat  sein  Wirken  jetzt 
einen  höheren  Werth,  als  es  zur  Zeit  hatte,  da  Leib  und 
Seele  sich  noch  in  jeder  Handlung  einen  Genuss  her- 
auszufinden wussten.»  Wie  viele  selbst  der  allerbesten 
3fenschen  bleiben  stets  in  der  ersten  Stufe  stecken! 

6.  Man  muss  sich  auch  nicht  in  alles  mischen, 
überall  mitthun  und  mithelfen  wollen.  Manche  Dinge  sind 
sogar  so  verfahren,  dass  man  sie  ganz  ihrer  Entwicklung 
überlassen  und  wie  das  Evangelium  sagt:  «die  Todten  die 
Todten  begraben  lassen»  muss.  Ein  grosser  Theil  der 
«sozialen»  und  der  «kirchenpolitischen»  Fragen  gehört 
heutzutage  dazu. 

7.  Ihre  Thätigkeit  muss  überhaupt  nicht  eigene  Er- 
findung, sondern  «Berufung»  sein,  Auftrag,  den  Sie  dazu 
erhalten  haben.*)  Dem  Eigenmächtigen  klebt  der  Unsegen 


')  Ap.  Gesch.  VII,  38  U.  Mos.  XIX,  8. 
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an,  das  «Menschliche,  AUzumenschHche»,  das  allen  Leuten 
widrig  ist.  Daher  werden  auch  «die  Pflanzen,  die  der 
himmHsche  Vater  nicht  gepflanzt  hat,  wieder  ausgereutet»; 
sie  hindern  nur  und  nehmen  die  Mittel  in  Beschlag,  die 
besser  gebraucht  werden  könnten.  Wie  viele  solcher 
sind  aber  in   allen  Vereinen  und  Missionen  vorhanden! 

8.  Die  Grossen  dieser  Welt  kann  man  in  der  Regel 
nicht  brauchen.  Sie  können  höchstens  selber  kein 
schlechtes  Beispiel  geben,  oder  etwa  hie  und  da  durch 
eine  Äusserung,  oder  eine  Auszeichnung  gewissermassen 
den  Ton  angeben,  der  in  der  «guten  Gesellschaft»  herrschen 
soll.  Zu  etwas  Weiterem  sind  sie  selten  sehr  nützlich,  und 
wenn  sie  sich  einer  guten  Sache  ganz  bemächtigen, 
so  bekommt  dieselbe  dadurch  leicht  einen  Übeln  Bei- 
geschmack für  Viele,  ganz  besonders  für  die  unteren 
Volkskreise.  Die  Fürsten  der  Reformation,  wie  Philipp 
von  Hessen  und  andere,  besonders  der  zweiten  Generation^ 
haben  derselben  eben  so  viel  geschadet,  als  genützt. 

9.  Auch  auf  die  Unterstützung  der  politischen  Presse 
muss  man  nicht  allzu  stark  rechnen.  Sie  kann  höchstens 
nicht  viel  verderben,  aber  wenig  direkt  nützen.  Es  giebt 
aber  neben  der  Presse  eine  starke  und  stille  öffentliche 
Meinung,  die  sehr  viel  hilft  und  sich  gegen  die  laute 
geltend  macht,  wenn  auch  meist  erst  nach  dem  Tode 
einer  der  Öffentlichkeit  angehörigen  Pereon. 

10.  Soll  man  immer  warten  mit  einer  guten  Sache^ 
bis  sie  gewissermassen  spruchreif  geworden  ist?  Im  All- 
gemeinen ja.  Verfrühte  Anstrengungen  führen  meist  zu 
einem  Rückschlag   und   zur   Entmuthigung.')     Doch  hat 

'J  In  diesem  Sinne  z.  B.  ist  es  jetzt  noch  zu  früh,  gegen 
die  Spielhöllen  in  unserem  Lande  mit  einer  Initiative  aufzu- 
treten; nicht  zu  früh  vielleicht  bald  für  die  «local  Option»« 
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dieser  Grundsatz  eine  Ausnahme.  Gewisse  Dinge  müssen 
ausgesprochen  werden,  lange  bevor  sie  reif  sind, 
damit  die  Menschheit  sie  sieht  und  ein  Ziel  gewinnt, 
und  bei  manchen  Sachen  muss,  neben  vielen  allzu  furcht- 
samen Anhängern,  auch  Jemand  sein,  der  die  ganze 
Wahrheit  rücksichtslos  vertritt.  Es  kommt  zwar  dann 
regelmässig  zuletzt  ein  Kompromiss  zu  Stande,  in  welchem 
eine  halbherzige,  nach  beiden  Seiten  sich  verneigende 
Hittelpartei  den  Preis  der  Geschicklichkeit  davonträgt; 
aber  in  späteren  Zeiten  findet  doch  manchmal  eine  ge- 
rechtere Beurtheilung  statt.  Oft  dauert  es  freilich  damit 
Jahiiiunderte  lang  und  ganz  grosse  Sachen  wollen  sogar 
ihre  Märtyrer  haben,  auch  heute  noch.  Und  wenn  die- 
selben auch  nicht  mehr  buchstäblich  gegeisselt,  mit  Domen 
gekrönt  und  an's  Kreuz  geschlagen  werden,  so  geschieht 
dies  doch  hinreichend  durch  eine  gegnerische  Presse, 
und  es  giebt  dann  auch  heute  nur  wenige  Leute,  die 
sich  nicht  fürchten  für  ein  solches  Opfer  Sympathie  zu 
zeigen.  Die  meisten  «Jünger»  gehen  erfahrungsgemäss 
davon.') 

Im  Ganzen  aber  und  abgesehen  von  solchen  «Vor- 
läufern» und  «Wegmachem»,  die  eben  auch  ihre  besondere 
Au^be  haben,  ist  es  gerathen,  mit  einem  übermächtigen 
Bösen,  wie  etwa  mit  den  jetzigen  Spielanstalten,  Bor- 
dellen, Trusts  und  dgl.,  den  wirklichen  Krieg  erst  an- 
zufangen, wenn  man  «die  Hand  voll  Trümpfe»  gegen 
--dasselbe  hat 

Probiren  Sie  es  nun  vorläufig  mit  diesen  «Kriegs- 
rt^eln»,  bis  Sie  bessere  entdecken.  «Probiren  geht  über 
Studiren».    Und  wenn   Sie  Hülfe  brauchen,  suchen   Sie 

*)  Ev.  Matth.  XXVI,  56. 


114  «Limites  de  vertu». 

nicht  die  Gescheidten,  deren  es  im  Ueberflusse  giebt,  die 
aber,  im  Ganzen  genommen,  einem  Lande  viel  weniger 
Nutzen  bringen  als  man  glaubt  und  als  sie  selber  glauben^^ 
sondern  wenden  Sie  sich  an  die  Einfachen  und  Guten. 
Sie  müssen  Leute  haben  für  Ihr  Werk,  die  vom  Ma- 
terialismus der  Zeit  und  von  der  Eigenliebe  prinzipiel 
frei  sind  und  denen  die  Güter  und  Genüsse  dieser  Welt 
jedenfalls  bei  weitem  nicht  in  erster  Linie  stehen,  son- 
dern die  in  etwas  ganz  anderem  ihr  Glück  suchen. 

III. 

Aber  sind  denn  nicht  —  so  fragen  Sie  —  materielle 
Güter  und  Genüsse  wenn  nicht  gleichbedeutend,  so  doch 
wenigstens  unbedingt  erforderUch  zum  Lebensglück?  Bis 
zu  einem  gewissen  Grade  kann  man  das  zugeben.  Hunger, 
Unreinlichkeit  und  völlige  Verwahrlosung  in  Kleidung, 
Wohnung  etc.  muss  ausgeschlossen  sein.  Sogar  ein  Thier 
kann  ähnliches  von  seinem  Besitzer  verlangen  und  das 
Gegentheil  sollte  Strafe  nach  sich  ziehen.  Solche  Verhält- 
nisse also,  wie  sie  in  den  Armenbezirken  Londons  und 
anderer  grosser  Städte  dicht  neben  ungeheurem  Reich- 
thum  und  Luxus  bestehen,  sind  eine  Schande  für  die 
dortige  wohlhabende  Bevölkerung,  und  Jeder  derselben, 
dessen  Herz  noch  nicht  durch  Reichthum  hart  geworden 
und  verödet  ist,  sollte  sie  als  einen  beständigen  Vorwurf 
empfinden.  Doch  liegt  das  eben  an  der  ganzen  Lebens- 
anschauung überhaupt,  die  dort,  und  zum  Theil  auch 
sogar  bei  uns,  besteht. 

Ein  jetzt  verstorbener  (deutscher)  Kollege  sagte  mir 
einmal  bei  Beginn  seiner  Vorlesungen  mit  einem  gewissen 
Stolz :  «Heute  habe  ich  meinen  Zuhörern  zugerufen : 
«Werden  Sie  reich,  meine  Herren».    «Da  haben  Sie  ihnen 
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ein  falsches  Ziel  gesteckt,  dem  sie  ohnehin  nur  zu  sehr 
nachstreben»,  war  meine  Antwort  Das  Ziel  des  Lebens  ist 
nicht  Reichthum  oder  Genuss,  sondern  Güte,  die  durch 
Reichthum  eher  gehindert  als  befördert  wird.  Ein  im 
Verhältniss  zu  seiner  Umgebung  überreicher  Mensch  wird 
nie  gut,  sondern  steht  in  grosser  Gefahr  hart  ödei*  wenig- 
stens gleichgültig  gegen  das  Ergehen  Anderer,  hochmüthig, 
oft  auch  durch  Erfahrungen  misstrauisch  und  pessimistisch 
zu  werden.  Selbst  edelgeartete  Menschen  werden  fast 
unfehlbar  schlechter,  als  sie  waren,  sobald  sie  zu  grossem 
Reichthum  gelangen.  Das  muss  man  im  Leben  sehr  oft 
mit  Schmerz  erfahren. 

Das  berühmte  Gleichniss  des  Evangeliums  vom  Kameel 
und  Nadelöhr  ist  daher  noch  heute  so  lebenswahr  wie 
vor  2000  Jahren,  obwohl  es  schon  oft  von  reichen 
Pfarrern  (eine  contradictio  in  adjecto)  wegzuerklären,  oder 
wenigstens  abzuschwächen  versucht  worden  ist.  Ledig- 
lich kann  die  Gnade  Gottes,  die  Alles  vermag,  auch  die 
Kameele  durch  Nadelöhren  gehen  lassen,  wenn  noch  genug 
Demuth  des  Herzens  und  guter  Wille  bei  ihnen  vor- 
handen ist. 

Der  Respekt  vor  dem  Reichthum,  der  auch  bei  uns, 
namentlich  in  der  französischen  Schweiz,  herrscht,  ist 
ein  sehr  grosser  Nationalfehler;  er  zieht  die  allerbesten 
Leute  auf  ein  geringeres,  gottfremderes  Niveau  herab 
und  giebt  schon  den  jugendlichen  Menschen  ein  falsches 
Ideal  mit  auf  den  Lebensweg,  von  dem  sie  selten  mehr 
ganz  loskommen.  Das  Glück  des  Lebens  besteht  aus- 
schliesslich in  Gottesnähe  und  Arbeit,  beides  aber  stets 
verbunden.  Wer  die  Arbeit  ausschliesst,  oder  durch  seine 
Verhältnisse  davon  ausgeschlossen  ist,  wird  nie  zu  einem 
höheren,    der   Wahrheit    und   Vernunft    entsprechenden 
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Grade  der  Gottesnähe  gelangen;  daher  kommen  nicht 
nur  die  Mängel,  sondern  auch  die  Uebertreibungen 
einer  solchen  Auffassung  bei  allen  bloss  contemplativ 
lebenden  Gottesanbetern.  Es  ist  das  Wohlthätige  des 
heutigen  Sozialismus,  selbst  da,  wo  er  bis  zur  Revolution 
auszuschreiten  scheint,  dass  er  allen  Menschenklassen  die 
Arbeit  wieder  zu  einer  Nothwendigkeit  machen  wird^ 
während  jetzt  völlig  oder  wenigstens  zeitweise  ohne  Arbeit 
leben  zu  können  und  seinen  Kindern  ein  solches  Müssig^ 
gängerdasein  zu  garantieren,  das  Lebensziel  ganzer,  dem 
Untergang  entgegenreifender  Nationen  ist. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  wahren  und  falschen 
Glück  des  Lebens  besteht  im  Erfolg  darin,  dass  man  bei 
dem  ersteren  zwar  Vieles  aufgiebt,  was  Anfangs  schwer 
fällt  zu  entbehren,  aber  dafür  das  Beste,  was  das  Leben 
bieten  kann  und  wozu  es  bestimmt  ist,  erlangt.  Während 
man  bei  dem  Streben  nach  dem  andern  im  besten  Falle 
das  Ziel  seiner  Wünsche  erreicht,  aber  ohne  die  Befrie* 
digung,  die  man  sich  davon  versprach,  und  jedenfalls  es 
ganz  anders  findet,  als  man  es  sich  vorgestellt  hatte. 

Dieser  Täuschung  unterliegen  Viele  und  sehen  es 
erst,  wenn  es  zu  spät,  oder  fast  zu  spät  zum  Umkehren 
geworden  ist. 

IV. 

Wir  werden  diese  Ziele  nicht  erreichen  ohne  die 
Wiederherstellung  einer  grösseren  Einfachheit  in  Ge- 
schmack und  Lebensverhältnissen,  wie  sie  noch  vor  zwei 
Generationen  bei  uns  bestand,  nun  aber,  namentlich 
durch  die  Eisenbahnen,  die  im  Ganzen  weit  günstigeren 
Erwerbsverhältnisse  und  nicht  am  wenigsten  den  Fremden- 
verkehr, dem  wir  dienstbar  geworden  sind,  beinahe  ver- 
schwunden ist. 
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Diejenigen  Leute,  welche  dem  Luxus  bereits  völlig 
aoheimgefaUen  sind,  oder  sogar  von  einer  Verpflichtung 
zu  einem  gewissen  höheren  «Standard  of  life»  sprechen, 
gehören,  m(^n  sie  sonst  noch  so  gute  Intentionen 
haben,  selten  ganz  entschieden  mehr  in  die  Armee  des 
Outen,  oder  werden  aus  derselben  in  Bälde  zum  Feinde 
fibeigehen.  So  vorwärts  gehen,  in  dieser  beständigen 
£rfaöhung  der  Lebenshaltung  und  ihrer  Ausgaben,  wie 
seit  einem  Menschenalter,  kann  die  Sache  ein  zweites 
hindurch  nicht  mehr.  £s  wird  vielmehr  nach  und  nach 
ein  Verlangen  nach  Einfachheit  in  der  ganzen  Welt  ent- 
stehen, ungefähr  wie  kurz  vor  der  französischen  Revolution, 
wo  schhessUch  sogar  die  «vie  sauvage»  Bousseau's  als 
ein  grundverkehrtes  Menschheitsideal  auftrat  und  «sans 
<nlotte>  ein  bOrgerhcher  Ehrentitel  wurde. 

Auch  für  unsere  NationaUtät  speziell  eignet  sich  nur 
eine  gewisse  Einfachheit,  die  zur  «schweizerischen  Indivi: 
dualität»  gehört,  und  ein  Schweizer  oder  eine  Schweizerin 
unserer  ländUchen  Kantone,  oder  kleinen  Städte  hat 
leicht  etwas  sehr  Gesuchtes,  oder  fast  LächerUches  an 
sieb,  wenn  sie  in  der  Art  der  Bewohner  von  Grossstädten 
auftreten  wollen.  Wenn  wir  jetzt  auch  ein  internationales 
Ihirehgangsland,  statt  eines  abgeschlossenen  Bergreviers 
mitten  in  Europa  geworden  sind,  so  können  wir  d^ 
allerdings  nicht  mehr  ändern;  aber  unsere  EigenthümUch- 
keit  wollen  wir  trotzdem  festhalten  und  nicht  die  Sitten 
der  Grossstadt-Menschen  annehmen,  welche  jährlich  zu 
uns  kommen,  xxm  sich  gerade  von  den  natürhchen  Kon- 
sequenzen derselben  zu  erholen. 

Aber  auch  da  hilft  keine  Lehre  oder  Predigt,  sondern 
nur  das  Beispiel,  das  von  oben  herab  gegeben  werden 
muBs,  und  es  wäre  eine  Aufgabe  gerade  für  Sie,  geehrte; 
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Frau,  und  Ihre  ganze  Klasse,  dieses  Beispiel  wirklich 
zu  geben  und  gewisse  Uebermässigkeiten  in  der  Lebens- 
führung, die  Sie  wohl  kennen,  der  wirksamsten  Reproba- 
tion,  die  namentlich  bei  den  Frauen  gilt,  zu  überantworten, 
nämlich  dem  Vorwurf  der  Bildungslosigkeit  und  Unfein- 
heit,  welcher  mit  einem  gewissen  Protzenthum,  oder  lieber- 
mass  bei  der  guten  Gesellschaft  verbunden  sein  sollte. 

Für  unsere  Männer  ist  dann  noch  überdies  beizu- 
fügen, dass  der  Luxus  auch  weichlich  und  feig  macht,  so- 
mit für  eine  kräftige  Landesvertheidigung  und  den  Patriotis- 
mus überhaupt  ein  Hindemiss  bildet.  Das  erfuhren  schon 
die  späteren  Römer  der  Kaiserzeit  und  alle  europäischen 
Nationen  werden  es  in  künftigen  Kriegen,  eine  nach  der 
andern,  erfahren. 

V, 

Die  Sinnlichkeit  ist  vielleicht  die  grösste  «limite 
de  vertu».  Sie  höhlt  den  Menschen  allmählig  innerlich 
aus,  verzehrt  wie  eine  beständige  Flamme  alle  seine 
edleren  Gefühle  und  Aspirationen  und  lässt  nur  das 
Thierische  in  ihm  bestehen,  das  ihr  Nahrung  giebt  und 
zuletzt  mit  ihr  ausbrennt  und  erlöscht.  Solche  halbe  und 
ganze  Ruinen  und  *  übertünchte  Gräber»  sind  jetzt  häufig, 
und  ganze  Nationen  kranken  daran.  Es  ist  leider  auch 
gar  nicht  wahr,  was  eine  moderne  Schriftstellerin  sagt, 
dass  manche  Menschen  dafür  «immun»  seien,  sondern 
nur  in  zwei  Fällen  kommt  das  vor.  Wenn  nämlich  ein 
übermächtiger  Stolz  diese  Ansteckung  verhütet,  was  dann 
aber  kaum  hoffnungsvoller  für  die  Zukunft  dieses  Menschen 
ist,  oder  wenn  die  Menschen  Gott  so  nahe  kommen,  dass 
von  einem  sinnlichen  Wesen  gar  nicht  mehr  die  Rede 
t^ein  kann.    Christus  selbst  sagt  aber  über  das  Letztere 
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in  einer  sehr  bekannten  Stelle  nur  «wer  es  fassen  mag, 
der  fasse  es»,  das  heisst:  Dies  ist  nicht  Jedermann  ge- 
geben. 

Die  Sinnlichkeit  ist  der  Grottesnähe  so  zuwiderlaufend 
wie  kanm  etwas  Anderes'),  dessen  sind  sich  eigentlich 
aOe  Menschen  wohlbewusst,  und  nichts  bringt  nach  ge- 
schichtlicher Erfehrung  ein  Volk  so  sehr  herunter  und  all- 
mählig  um  alle  seine  geistigen  Eigenschaften  und  Vor- 
züge, als  gerade  diese  hervoragende  Eigenschaft.  Das  war 
in  der  alten  Zeit  schon  die  beständige  Versuchung  Israels, 
gegen  die  seine  Propheten  zu  kämpfen  hatten,*)  und  daher 
sagt  auch  der  Apostel  Paulus  in  dem  Briefe  an  die  Gala- 
ter,  «die  auf  ihr  Fleisch  säen,  werden  vom  Fleisch  das 
Verderben  ernten*.  Selbst  die  sinnlichste  der  höheren 
Religionen,  der  Islam,  hat  in  ihren  ursprünglichen 
Ueberlieferungen  die  sehr  bezeichnende  Erzählung  von 
der  ersten  Frau  Muhammeds,  Chadidja,  die  auch  seine 
erste  Gläubige  wurde,  sie  habe,  als  er  anfing  ihr  von 
Engelserscheinungen  zu  reden,  sich  einmal  in  nach 
arabischer  Sitte  nicht  anständiger  Weise  entblösst  und 
ihn  dann  gefragt,  ob  er  den  Engel  jetzt  auch  noch 
sehe.  Als  Mohammed  antwortete,  nein,  jetzt  sei  er  ver- 
schwunden, so  habe  sie  erklärt,  dann  sei  es  ein  guter, 
-des  Vertrauens  würdiger  Geist,  denn  diese  fliehen  die 
Nähe  alles  Unsaubem,  während  die  bösen  Geister  sich 
gerade  dabei  am  wohlsten  fühlen.  Das  ist  auch  ein 
Kennzeichen  für  die  menschlichen  Geister,  das  ganz 
imfehlbar  ist.    Im  Grund  ist  das  Lasterhafte   in  dieser 


')  II.  Mos.  XIX,  15.  Auch  wenn  Jemand  sagt,  er  könne 
an  Gott  nicht  glauben,  so  ist  sehr  häufig  dies  die  Ursache ; 
«larauf  können  Sie  beinahe  zählen. 

')  V.  Mos.  IV,  3  und  4. 
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Richtung  auch  nie  schön,  sondern  vielmehr  hässlich,  und 
es  braucht  schon  eine  ganz  verkehrte  Richtung,  eine 
eigentliche  Erkrankung  des  menschlichen  Empfindens, 
oder  eine  lange  Gewöhnung  daran,  um  es  schön  oder 
auch  nur  «reizend»,  wie  der  bezeichnende  Ausdruck  lautet, 
zu  finden.  Diese  Gewöhnung  ist  'aber  jetzt  bei  den 
civilisirten  Völkern  vorhanden  und  von  2ieit  zu  2feit  hebt 
aus  diesen  BlQthen  der  sogenannten  «modernen  Kultur» 
das  Laster  sein  scheussliches  Drachenhaupt  unverhOllt 
empor.  Dann  ertönt  ein  Aufschrei  des  Entsetzens  davor, 
den  wir  in  jüngster  Zeit  mehrmals  vernommen  haben; 
bald  aber  nimmt  das  gemässigte  und  verhüllte  Laster 
seinen  Platz  in  Bühne,  Gemälde -Ausstellung,  Schau- 
fenster und  hundert  andern  Veranstaltungen  des  mo- 
dernen Lebens  wieder  ein,  die  ohne  dasselbe  eben  nicht 
bestehen  bleiben  könnten,  so  wie  sie  jetzt  sind.  Denn, 
wie  ein  solcher  modemer  Schriftsteller  es  sagt,  das  Weib 
ist  eben  «die  Vordergrundsfigur  auf  dem  Gemälde  der 
Gegenwart».  Nicht  zu  seinem  Heil;  es  leidet  am  meisten 
darunter  und  kann  sich  in  einer  frivolen,  vergifteten  At- 
mosphäre, oder  als  blosses  Genussobjekt  nicht  mehr  richtig 
entwickeln,  imd  mit  ihm  auch  nicht  seine  Söhne. 

Hier  müssen  Sie  Ihren  Muth  zusammennehmen,  auch 
mit  den  Anfängen  dieser  Geistesrichtung  zu  brechen, 
die  von  einer  fast  allgemeinen  Toleranz  umgeben  sind; 
sonst  gleiten  Sie  auf  diesem  angenehm  abschüssigen  Wege 
allmählig  bis  da  hinunter,  wo  Sie  die  «limites  de  vertu» 
dann  deutlich,  aber  oft  zu  spät  erblicken. 

VI. 
Mit  der  «libre  pensee»,  Darwinismus,  naturwissen- 
schaftlicher Weltanschauung,    Monismus,    Agnostizismus, 
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oder  wie  Sie  das  sonst  noch  nennen  wollen,  kommen  Sie 
jedenfalls  nicht  weit  im  Guten;  weder  zu  einer  völlig  be- 
friedigenden Weltanschauung,  noch  zu  einer  wirksamen 
Verbesserung  der  Menschen.  Schon  die  Rftthsel  der  Welt, 
die  Entstehung  derselben  und  ihrer  Lebewesen,  die  offen- 
bare Gesetzmässigkeit  in  aller  Entwicklung,  lassen  sich  auf 
naturwissenschaftlichem  Wege  nicht  überzeugend  erklären, 
sondern  nur  durch  die  Annahme  einer  geistigen  Grund- 
ursache von   dem   allem.    Und  vollends  das  ungeheure 
f3end,   in  welchem  grosse  Massen  ihr  Leben  zubringen, 
wird  ihnen  durch  die  blosse  Benachrichtigung  nicht  er- 
leichtert,  dass  sie  aus  Schlammthieren,  oder  in  der  letzten 
Entwicklungsphase  aus  Äffen  hervorgegangen  seien.    Die 
folgerichtige   ReUgion    in    einer   naturwissenschafthchen 
Weh  ist  das  «Evangelium  der  gepanzerten  Faust»,  das 
nun  auch  wirklich  Naumann  an  die  Stelle  des  veralteten 
«galiläischen»   setzen   will,   welches  jedoch   schon   viele 
Tansende   in   den    Leiden  ihres    Lebens  getröstet    hat, 
was  das  andere  schwerhch  zuwege  bringen  wird.     Das 
Ende  davon  wäre  höchstens  ein  Staat  in  der  Art  der 
ersten   französischen  RepubUk,   dem  Frankreich   wieder 
zusteuert.     Unser    Lebenskampf,    wenn    wir   zu   irgend 
einer  höheren  Gesittung  gelangen   soUen,  geht  gegen 
das  Ich  und  seinen  natürhchen  Egoismus.    Wie  sollen  wir 
ihn  aber  mit  dem  nämlichen  Ich,  sogar  mit  einer  Steige- 
rung desselben  zu   der  wahnsinnigen  Selbstüberhebung 
führen,  die  in  dem  Nietzscheanismus  liegt?    Das  ist  ein 
offenbarer  Widersinn.    Um   die   Selbstsucht   in   uns   zu 
fiberwinden,  dazu  gehört  ein  ganz  anderer  in  uns  lebendig 
werdender  Geist,   der  mehr  befriedigen   kann,   als   der 
blosse  Genuss  des  eigenen  Selbst,  welcher  in  den  meisten 
Fällen  zum  Lebensüberdruss  im  Alter  führt. 
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Die  «libre-penseurs»  jeder  Gattung,  welche  glauben, 
auf  der  höchsten  Stufe  der  Menschheit  zu  stehen,  kennen 
doch  die  Vollkraft  des  Lebens,  die  ganze  Möglichkeit, 
deren  dasselbe  fähig  ist,  nicht,  und  es  ist  auch  meistens 
ganz  unfruchtbar,  ihnen  davon  zu  erzählen.  Man  muss  sie 
an  einem  Punkte,  wo  erst  das  wahre  Leben  seinen  Anfang 
nimmt,  verlassen,  so  lieb  man  sie  vielleicht  persönlich  hat. 

Jedenfalls  gehören  gebildete,  fein  organisirte  und 
geistreiche  Leute  dazu.  Bei  den  andern  artet  die  Frei- 
denkerei  sehr  leicht  in  Rohheit  der  Gesinnung  und  Egois- 
mus grober  Art  aus. 

Ich  will  Ihnen  aber  sogleich  zugestehen,  dass  es  auch 
einzelne  sehr  gute  Freidenker  gibt;  ich  habe  derselben 
eine  ganze  Anzahl  näher  gekannt.  Keiner  aber  erreicht 
dabei  die  Stufe  innerer  Befriedigung  und  Vollausbildung 
seines  besten  Wesens,  wozu  er  befähigt  gewesen  wäre. 
Vielleicht  wird  dies  nachgeholt  und  geschieht  es  wirklich 
nach  der  Meinung  eines  berühmten  Predigers,  welcher 
sagte,  man  würde  s.  Z.  im  ewigen  Leben  Leute  antreffen, 
die  man  dort  nicht  vermuthet  hätte,  und  andere  nicht, 
die  sich  dazu  für  besonders  geeignet  hielten. 

Vielleicht  ist  es  so  und  gibt  es  heute  Freidenker, 
die  glaubensfähiger  sind,  als  sie  selbst  es  wissen,  weil 
sie  sich  unter  diesem  viel  besprochenen  Worte  «Glaube  > 
etwas  Formal-Kir(;hliches  vorstellen  und  den  wirklichen 
Glauben  nie  gesehen  haben.  Versuchen  Sie  es  ihnen  mit 
demselben,  der  wesentlich  höhere  Kraft  zum  Guten  ist, 
entgegenzutreten,  nicht  mit  blosser  kalter  Vermeidung, 
oder  mit  Eingehen  auf  ihre  Philosophie  und  Ethik,  die  kein 
Fundament  hat  und  in  letzter  Linie  immer  vor  einem 
unerklärlichen  Zufall  Halt  machen  muss.  Es  werden  Ihnen 
vielleicht  Einige  davon  dafür  dankbar  seip,  auch  wenn  sie 
es  niclit  immer  gerade  offen  sagen. 
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Aber  halten  Sie  hier  die  Gränzen  dennoch  ganz  fest. 
Der  Atheismus  ist  eine  Position,  mit  der  sich  nicht 
paktiren  lässt. 

VII. 

Die  Kunst  befindet  sich  meines  Erachtens  dermalen  in 
einer  Uebergangszeit  des  Verfalles.  Sie  hat  meistens  ein 
ganz  sinnliches  Gepräge  angenommen,  anlehnend  an  die 
Richtung  der  Renaissance-Zeit,  aber  ohne  deren  hohe  Be- 
gabung. Es  ist  kein  Greist  in  diesen  Bildern,  wie  sie  jetzt 
an  den  Ausstellungen  grossentheils  zu  sehen  sind,  oft  auch 
nicht  einmal  Kunst  im  Sinne  des  technischen  Könnens, 
nnd  am  wenigsten  Schönheit.  Für  viele  Kunstgelehrte 
ist  sogar  geradezu  das  kraftvoll  Hässliche  das  Ideal  der 
modernen  Kunst  geworden.  So  bleiben  kann  es  nicht  mehr 
lange;  der  Widerspruch  zwischen  der  Grundidee  der  Kunst 
und  ihrer  Ausführung  ist  zu  gross.') 

Auch  für  das  Theater  bin  ich,  wie  Sie  richtig  an- 
nehmen, nicht  gerade  sehr  eingenommen.  Am  wenigsten  in 
kleinen  Städten,  wo  vdrklich  gute  Kräfte  nicht  erhältlich 
sind  und  fast  Jedermann  auf  Reisen  schon  Besseres  ge- 
sehen hat.  Dazu  kommt  dann  auch  in  diesem  Zweige  der 
Kunst   die   moderne  materialistische  Richtung,   die   das 


')  Die  grossen  Maler  der  Renaissance  malten  anders, 
als  die  besten  heutigen.  Was  ist  ein,  gewöhnlich  nur  halb- 
fertiges. Bild  Lenbachs  gegen  Leo  X.  und  Julius  II.  von 
Raffael?  Andererseits  freilich  ist  das  «Abendläuten»  von 
Millet,  das  nur  zwei  ärmlich  gekleidete  Bauersleute  auf  ihrem 
Kartoffelacker  darsteUt.  eine  höhere  und  edlere  Kunstleistung, 
ils  alle  Bilder  von  Rubens,  oder  Tizian.  Es  bildet  in  der 
t>tinimung,  die  es  jedem  Beschauer  einflösst,  einen  der  grössten 
Triumphe  der  Kunst,  die  ich  kenne,  und  zugleich  einen  guten 
Beweis  dafür,  dass  die  Franzosen  des  Höchsten  und  Edelsten 
noch  fähig  und  nicht  bloss  ein  in  AeusserUchkeit  und  Sinn- 
lirhkeit  zu  Grunde  gehendes  Volk  sind. 
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Hässliche,  dessen  man  im  Leben  schon  genug  hat,  noch 
auf  der  Bühne  reproduzirt.  Die  ungesucht  kindliche 
Harmlosigkeit  des  Kasperl-Theaters  mit  seinem: 

«Prinzessin  liebst  du  mir? 
Ja  Prinz,  ich  liebe  dir. 
So  komm  mit  mir  zur  Tafel, 
Das  bin  ich  schon  kumpafel» 

hat  die  Kunst  längst  nicht  mehr,  und  auch  die  wirklich 
erheiternden  Lustspiele  sind  mehrentheils  verschwunden. 
Statt  dessen  wird  alles  Gift,  aller  Skandal,  aller  Hass  und 
Zorn,  dessen  das  moderne  Leben  der  Grossstädte,  oder 
der  rohesten  Volkskreise  fähig  ist,  nun  von  der  BOlum- 
aus  in  weitere  Kreise  verbreitet.  Der  Ekel  vor  dieser 
Art  von  Dramatik  wird  schliesslich  die  Theater  schliessen 
und  das  erholungsbedürftige  Publikum  in  die  sogenannten 
Variete-Theater  treiben,  die  wenigstens  nicht  die  Präten- 
tion haben ,  die  «hehre  Kunst»  vertreten  zu  wollen, 
welche  jetzt  aus  allen  Gebieten,  das  Kunstgewerbe 
vielleicht  ausgenommen ,  verscheucht  ist.  Auch  die 
gesammte  Lage  des  Artistenvolkes,  die  unwürdige  Ab- 
hängigkeit desselben  von  den  Theateragenten,  die  weib- 
liche weisse  Sklaverei  der  Modelle,  wie  sie  schwerlich 
schlimmer  im  Alterthum  bestand,  diese  ganze  Atmosphäre 
überhaupt,  durch  welche  die  jungen  Künstler  dm-ch 
müssen  und  in  der  die  alten  breit  und  behaglich  leben, 
ist  offenbar  die  richtige  nicht,  und  wir  wissen  noch  nicht, 
wie  das  besser  werden  soll. 

Denn  die  Kunst  möchten  wir  doch  im  Leben  unserer 
Völker  nicht  entbehren.  Jetzt  aber  ist  es  zweifelhaft, 
ob  sie  einen  stark  bildenden  und  veredelnden  Einfluss 
auf  dieselben  hat. 
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VIIL 

Das  grösste  Hindemiss  des  Guten  vielleicht  iii  der 
heutigen  Welt  bildet  die  massenhaft  sich  verbreitende 
schlechte  Litteratur. 

Darunter  muss  man  aber  nicht  bloss  die  eigentliche 
Scbmutzlitteratur  verstehen,  wie  sie  sich  etwa  in  den  Bahn- 
hofbucblftden  oder  Zeitungsverkaufsstellen  breit  macht, 
ond  wofür  jetzt  leider  Deutschland  der  grösste  Liefe- 
rant geworden  ist,  sondern  höher  hinaufgreifen.  Solange 
nodi  ein  so  widerlich  lasterhaftes  Buch,  wie  «Madame 
Bovary>  von  dem  französischen  Akademiker  Flaubert, 
oder  ein  wenigstens  ganz  ungesundes,  wie  die  Wahlver- 
wandtschaften von  Gröthe,  zu  den  Zierden  der  Litteratur 
gerechnet  wird,  oder  ein  Stück  über  alle  Bühnen  geht, 
das  sich,  wie  «Monna  Vanna»,  ganz  um  eine  unsittliche 
Situation  dreht,  die  mit  allem  Behagen  hin-  und  herge- 
wendet wird,  ist  es  kaum  möglich,  mit  den  kleineren 
Litteraten  scharf  in's  Gericht  zu  gehen.  Ja,  man  könnte,  noch 
weitergehend,  sagen,  eine  schlechtere  Lebensauffassung, 
als  die  des  himkranken  Nietzsche  hat  es  nie  gegeben,  und 
doch  gilt  er  momentan  als  ein  «bahnbrechender  Denker» 
der  deutschen  Nation.  Auch  die  sehr  moderne  norwegische 
Litteratiu*  enthält  wenig  Herzerfreuendes;  die  nor- 
wegischen Frauen  der  Ibsen-Romane  sind  sämtUch  keine 
Zierden  ihres  Geschlechts,  und  dennoch  lesen  die  Frauen 
selber  diese  Bücher  mit  einem  uns  unbegreiflichen  Wohl- 
gefallen. 

Da  brauchte  es  ein  wenig  mehr  Charakter  der 
jetzigen  Menschen  dazu,  um  diesen  Augiasstall  zu  räumen ; 
blosse  polizeiliche  Massnahmen  gegen  das  Unsauberste  unter 
den  kleinen  Schriften,  oder  Vereine,  deren  Mitglieder  viel- 
leicht selber  zu  Hause  Flaubert,  Zola,  Maupassant  mit  Genuss 
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lesen,  genügen  bei  weitem  nicht.  Auch  die  blosse 
Geschmacksbildung  genügt  nicht.  Denn  der  geistige  Um- 
gang mit  den  Celebritäten  der  bedenklichen  Littei-atur, 
den  man  nicht  ganz  wird  vermeiden  können,  hat  etwas 
Ansteckendes,  und  man  kann  auch  den  litterarischen 
Magen  allmählig  an  den  haut-goüt  so  sehr  gewöhnen, 
dass  er  schliesslich  die  gesunde  Nahrung  von  der  ver- 
dorbenen nicht  mehr  recht  zu  unterscheiden  vermag.*)  Das 
ist  das  Schicksal  mancher  litterarischen  Kritiker  nament- 
lich, deren  Urtheil  dann  für  ein  grösseres  Publikum  mass- 
gebend ist,  von  Sainte-Beuve  bis  auf  —  doch  nomina  sunt 
odiosa.  — 

Wenn  Sie  aber  das  Geringste  gegen  diese  spezifisch 
«moderne»  Litteratur  sagen,  so  müssen  sie  sich  auf  Briefe 
von  angehenden  Schriftstellern  und  namentlich  Schrift- 
stellerinnen gefasst  halten.  Denn  diese  wollen  den  leich- 
teren Weg  zur  Bekanntheit  und  zur  Gunst  eines  gewissen 
leichtlebigen  Publikums,  durch  ein  bischen  Pikanterie  und 
die  daran  sich  knüpfende  Protektion  einiger  Geschmacks- 
leiter, nicht  verlieren,  statt  fleissig  an  ihrer  wahren 
Geistesbildung  zu  arbeiten,  was  eben  nicht  so  leicht 
geht  und  nicht  so  schnell  fertig  ist. 

Selbst   die   eigentlich   gefährliche  Litteratur  scheint 

in  neuerer  Zeit  noch  stark  zugenommen  zu  haben.     Ein 

diesjähriger  deutscher  «Aufruf»  sagt  darüber: 

«Wirft  man  einen  Rückblick  auf  die  letzten  dreissig 
Jahre,  so  zeigt  sich  eine  erschreckende  Zunahme  der  be- 
denklichen Litteratur.  Erzeugnisse,  die  vor  dieser  Zeit 
unmöglich  gewesen  wären,   schiessen   jetzt   nur   so    aus 

')  Ein   Beispiel   hieven  ist  u.  a.  Rosegger  in    seinem 
neuesten  Geschichtchen  «Mehr  linker  Hand». 
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dem  Boden.  Nicht,  {^s  ob  es  bedenkliche  Bücher  über- 
haupt nicht  gegeben  hätte,  aber  die  wenigen,  welche  es 
gab,  wagten  sich  nicht  ans  helle  Licht  und  waren  un- 
scheinbar in  ihrem  Gewände.  Heute  ist  ihre  Zahl  Legioa 
geworden;  sie  paradiren  meistens  in  farbenprächtigen, 
flott  gezeichneten  Umschlägen  und  suchen  sich  überall 
breit  zu  machen.  Dabei  gefallen  sie  sich  in  künstlerischer 
oder  wissenschaftlicher  Drapirung,  indem  sie  beanspruche^, 
als  dichterische  Kunstwerke,  oder  als  höchst  nöthige 
wissenschaftUche  Forschungen  gewerthet  zu  werden.  Was 
einst  die  alten  Völker  auf  dem  Gebiete  der  Erotik  und 
sittlicher  Verderbniss  geleistet  haben,  was  aus  den  Zeiten 
tiefsten  Sittenverfalls  in  Frankreich  und  anderen  roma- 
nischen Ländern  aufgezeichnet  ist,  wird  mit  Fleiss  aus- 
gegraben; dazu  wird  übersetzt,  was  moderne  Erzähler 
aus  jenen  Ländern,  aus  Skandinavien,  Russland  und  von 
jenseits  der  Leitha  an  sexuellen  Schilderungen  und  femi- 
ninen Problemen  auf  den  Markt  bringen. 

Neben  diesem  breiten  Strom  fliessen  dunkle,  trübe 
Gewässer  einher,  die  sich  mit  Perversitäten  beschäftigen, 
för  welche  die  ärztliche  Wissenschaft  erst  in  den  letzten 
Jahren  besondere  Namen  geprägt  hat. 

Beschäftigt  man  sich  mit  der  Liebeslyrik  modemer 
Frauen  —  es  gibt  ein  Bändchen,  worin  sich  Beiträge  von 
27  modernen  Dichterinnen  befinden  — ,  so  entsetzt  man 
sich.  Mit  Schrecken  muss  man  zugeben,  dass  die  Zahl  der 
edlen  Frauen,  von  denen  man  genau  erfahren  kann,  was 
sich  ziemt,  auch  in  Deutschland  stark  im  Schwinden  be- 
griffen ist  In  Wechselwirkung  damit  steht,  dass  in  weitesten 
Kreisen  der  Männerwelt  jene  heilige  Scheu  vor  dem 
Weibe  imd  seiner  hoheitsvollen  Reinheit  geschwunden 
ist  Ein  neuer  Tacitus  würde  ganz  anders  über  die 
Deutschen  urtheilen,  als  es  der  alte  römische  Historiker 
gethan  hat.» 

Und  eine  ebenfalls  unschöne  Erzählung  von  Ver- 
hältnissen, die  bei  uns  stattfinden,  ist  die  folgende: 

«Der  schweizerische  Bund  gegen  die  unsittliche  Litte- 
ratur, unterstützt  von  etwa  fünfzig  Vereinen  sämtlicher 
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protestantischer  Kantone,  hat  an  d^e  Generaldirektion  der 
schweizerischen  Bundesbahnen  in  Bern  eine  Eingabe  ge- 
richtet, worin  er  bei  Anlass  der  am  4.  Mai  ausgeschne* 
henen  Verpachtung  des  Buchhandels  und  des  Zeitungs- 
▼erkaufs  auf  den  Bahnhöfen  der  Bundesbahnen  die 
ernstesten  Bedenken  äussert  gegen  die  bisherige  Be- 
schaffenheit der  in  diesen  Kiosks  liegenden  und  aus- 
gestellten Schriften.  Die  sittliche  Qualität  derselben  sei 
in  den  allermeisten  Bahnhofbuchhandlungen  die  denkbar 
traurigste.  Belege  dieser  Thatsache  und  der  verderblichen 
Wirkimgen  dieser  Bahnhoflektüre  auf  jugendliche  Leser, 
Schüler  etc.  werden  angeführt.  Z.  B.  heisst  es:  Ein  an- 
gesehener deutscher  Irrenarzt  habe  am  18.  Mai  1904  ge- 
schrieben: ^Die  Auslage  der  Hauptbahnhofbuchhandlung^ 
Zürich  ist  so  voll  der  grössten  Gemeinheiten  in  sexueller 
Beziehung,  dass  sie  in  Deutschland  nicht  geduldet  w(\rde.» 
Diese  Schund-  und  Schandware  sei  meist  deutschen  Ur- 
sprungs, aber  in  Deutschland  öffentlich  auszulegen  ver- 
boten. Es  muss  in  der  That  jeden  Freund  unseres  Volkes» 
empören,  dass  das  Gift  auf  diese  Weise  an  Stätten,  die 
dem  allgemeinen  Verkehr  dienen  sollen,  der  Jugend  ein- 
geimpft wird.  Die  Bahndirektion  wird  daher  dringend 
gebeten,  diese  Verkaufsstellen  niu*  an  solide  Buchhand- 
lungen abzugeben  und  den  Verlag  der  Pächter  zu  Ober- 
wachen, aber  auch  die  Pachtzinse  nicht  zu  hoch  zu  stellen, 
da  dieselben  theilweise  so  hoch  seien,  dass  sie  nach 
kompetentem  buchhändlerischem  Urtheil  nur  durch  an- 
stössige  Litteratur  herausgeschlagen  werden  könnten.» 

(Kirchenfreund). 
Woher  mag  das  Alles  kommen? 

In  Deutschland  hat  dazu  der  materielle  Aufschwung 
seit  der  Gründung  des  deutschen  Reiches  sehr  viel  bei- 
getragen, und  daneben  die  gegen  den  früheren,  politisch 
etwas  thatenlosen  Idealismus  sich  wendende  «real poli- 
tische» Geistesrichtung,  die  in  den  unzähligen  Bismarck- 
Standbildern    ihren    plastischen    Ausdruck    findet.      Da.% 
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<BeaIistische»und  das<Siimliche»  sind  eben  nahe  verwandt') 
und  wenn  der  Realismus  in  den  Germanen  die  Oberband 
über  die  bessere,  idealistische  Natur  gewinnt,  so  geschieht 
das  nicht  mit  Grazie,  sondern  artet  gleich  in  das  Rohe 
aus,  wie  es  die  deutschen  Völker  am  Schlüsse  der  Völker- 
wanderung, oder  in  der  Periode  kurz  vor  dem  30-jährigen 
Krieg  gezeigt  haben.  Selbst  ein  Mann,  wie  Luther,  ist 
diesen  Zug  in  das  mehr  als  Derbe  nie  ganz  los  geworden. 

Natürlich  und  folgerichtig  kommt  dann,  wenn  einmal 
die  Nation  bis  auf  die  Frauen  hinaus  verschlechtert 
ist,  die  Strafe  in  einem  politischen  Niedergang  und 
sie    wird    auch    diesmal    nicht  ausbleiben,    im    Gegen- 


')  Hiebei  iut  es,  bei  dieser  Gelegenheit,  nur  gerecht,  zu  be- 
merken, dass  Bismarck  selbst,  wie  es  aus  den  Briefen  an 
seine  Prau  sich  ergibt,  im  innersten  Heiligthum  seines  et- 
was komplizirten,  man  möchte  oft  beinahe  sagen  inkonse- 
quenten, oder  unfertigen  Wesens  weniger  Realist  war,  als 
<äe,  welche  ihm  jetzt  Statuen  errichten,  oder  ihn  in  Büchern 
masslos  preisen,  als  ob  er  das  dauernde  Ideal  eines  Deutschen 
gewesen  wäre.  Er  hat  eine  böse  Saat  des  Macchiavellismus 
iu  Deutschland  zurückgelassen,  für  die  er  verantwortlich  bleibt, 
(Üe  aber  nicht  ganz  seiner  innersten  Neigung  und  Ueberzeugung 
«entsprach.  Der  Mensch  und  Christ  einerseits  und  der  Politiker 
Qud  preussische  Junker  andererseits  haben  sich  eben  nie  völlig 
io  ihm  geeinigt  und  ein  einheitlicher  Charakter  ist  er  zu  keiner 
Zeit  seines  Lebens  gewesen.  Diese  in  den  Augen  der  Bismarck- 
Ver^rer  fast  blasphemischen  Äusserungen  wolle  man  «dem 
schweizerischen  Partikularismus»  zu  Gute  halten,  dessen 
Freund  der  grosse  Mann  auch  nie  gewesen  ist.  Wir  können  ihn 
^aher  ganz  unbefangen  von  iülen  Daukesverpflichtungen  be- 
nrtheilen,  durch  welche  die  historische  deutsche  Treue 
^h  gebunden  fühlt,  und  werden  das  dauernde  Urtheil  der 
a%emeinen  Weltgeschichte  für  uns  haben.  Die  Briefe  an 
mie  Frau  retten  ihn,  soweit  eine  «Kettung»  nöthig  ist, 
mehr  als  alle  seine  bisherigen  Biographen,  und  sind 
^in  bleibendstes  Denkmal,  neben  einem  äusserb'ch  ge- 
billigten und  von  der  Fremdherrschaft  befreiten  Deutschland. 
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theil  in  ziemlicher  Bälde  kommen.  Sie  können  sich 
dann,  wenn  Sie  das  noch  erleben,  bei  Ihren  realistischen 
Litteraten  und  Ktlnstlem  dafür  bedanken. 

Etwas  casketisches»,  wie  Sie  es  nennen,  hat  das 
Christenthum  schon,  gegenüber  der  modernen  Lebensauf- 
fossung,  obwohl  Christus  selbst  nicht  Asket  war  und 
sogar  deshalb  von  seinen  Zeitgenossen  getadelt  worden 
ist.^  Aber  in  einer  Periode  des  schrankenlosen  Sinnen- 
genusses,  die  denselben  schliesslich  sogar  zum  allein  be- 
rechtigten Lebensideal  zu  stempeln  versucht,  wird  eine 
etwas  stärker  betonte  Reaktion  dagegen  stets  unaus- 
weichlich sein. 

So  wird  dann  auch  die  Reaktion  der  Zukunft  einiger 
massen  aussehen,  die  mit  Tolstoi  bereits  begonnen  hat.  Aber 
die  Reformatoren  der  deutschen  Zukunft  werden  nicht  aus 
den  Klöstern  oder  protestantischen  Pfarrhäusern  hervor- 
wachsen, denen  im  Gegentheil  die  genussdurstigeu  Seelen 
in  der  Art  von  Jonas  Lie,  oder  des  Pfarrhauses  von 
Romersholm  entstammen,  sondern  aus  den  Kreisen  der 
Welt-  und  Lebemenschen,  denen  der  h.  Augustin,  Franz 
von  Assisi,  Cattarina  Fieschi  und  viele  andere  der  Aller- 
besten ursprünglich  angehörten,  welche  die  Welt  aus 
den  Irrgärten  der  Armida  und  Circe  wieder  zu  einem 
reiueren  Leben  zurückgeführt  haben. 

IX. 

Über  die  religiöse  und  kirchUche  Litteratur  will  ich 
mich  hier  enthalten,  Ihnen  etwas  weiteres  zu  schreiben, 
da  dies  in  dem  Büchlein  cLesen  und  Reden»  schon 
längst  hinreichend  geschehen  ist. 


»)    Lucas  Vn,  38.  84. 
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Über  die  Kirche  selbst  hingegen,  welche  die  eigent- 
liche offizielle  Befördenmgsanstalt  des  Guten  auf  Erden 
sein  sollte,  ist  es  heute  schwer  sich  zu  äussern.  «Ver- 
derbe es  nicht,  es  ist  noch  ein  Segen  darin»  die 
Citation  (Jesaias  LXV,  8.)  möchte  man  bereits  Vielen 
zurufen,  und  doch  ist  eine  gewisse  Reform,  wenigstens 
in  den  äusseren  Einrichtungen,  fast  unvermeidlich  ge- 
worden. Wer  aber  soll  sie  durchfahren?  Sicherlich  nicht 
Synoden  und  Consistorien,  so  wenig  als  die  sogenannten 
reformatorischen  Conzilien  vor  der  Reformation.  In  solchen 
Zeiten  muss  «ein  Neues  gepflügt  imd  nicht  unter  die 
Heken  gesäet  werden»,  und  die  Berufung  dazu  pflegt 
nicht  durch  Äblegung  eines  Examens  und  durch  eine 
«Handauflegung»,  oder  «Inthronisation»  zu  erfolgen. 

Manche  ganz  wohlmeinende  Leute  meinen  jetzt,  die 
Kirchen  würden  wohl  in  Bälde  ganz  geschlossen  werden. 
Das  glaube  ich  meinerseits  nicht;  dazu  sind  sie  schon 
historisch  zu  stark  begründet  imd  zu  wenig  leicht  durch 
etwas  Anderes  zu  ersetzen.  Es  wird  sich  bloss  darmn 
handeln,  sie  in  ihren  einzelnen  Einrichtungen  zu  ver- 
bessern imd  vor  Allem  grösseren  Ernst  in  ihnen  zu  er- 
rielen,  so  dass  sie  wieder  ein  wahres  Bedürfniss  der  Völker 
werden,  während  sie  jetzt  für  Unzählige  bloss  eine  Form 
des  anständigen  Lebens,  wie  jede  andere  äusserliche 
Sitte  oder  Gewohnheit,  sind. 

Ueber  die  beste  Art  der  Kirchen  regi er ung  kann 
man  sehr  verschiedener  Ansicht  sein.  Für  uns  ist  sie  die 
advinistische,  die  allen  Völkern,  welche  sie  jemals  an- 
nahmen, einen  kräftigeren  Charakter  verliehen  hat.  Ein 
Fehler  dabei  war,  dass  Calvin  ein  Fremder  war,  der  das 
sAweizerische  Wesen  im  Ganzen  nicht  verstand  und 
nicht   liebte,   und  dass  er  femer  zu  spitzfindig  und  ohne 


132  «Limites  de  vertu». 

die   vorherrschende    Gabe    des   gesunden   Menschenver- 
standes   war,   die  unser  Volk    auszeichnet   und  unsem 
Staat  bisher  erhielt.     Seine   cinstitutio»  ist,  obvirohl  das 
weitaus  beste  Lehrgeb&ude  des  Protestantismus  bis  auf  den 
heutigen  Tag,  doch  ein  sehr  trockenes,  wenig  ansprechen- 
des Buch  und  vieles  darin  (wie  die  durch  die  Dortrech- 
ter  Synode  dann   noch  unsinnig  ausgedehnte   Gnaden- 
wahl,  die  gratia    irresistibilis)   nicht  ganz  überzeugend, 
anderes,    wie    die    Ewigkeit   der  Höllenstrafen,    etwas, 
was  Ober  überhaupt  menschliches  Voi'stellungsvermögen 
hinausgeht.     Befehlen  lassen  sich  solche  Dogmen    nicht 
mehr,    und   auch  das   ist  wahr,   was  Frau  Booth  sagt, 
den  Calvinisten  sei  noch  mehr  daran  gelegen   gewesen, 
dass  ihrö  Lehre  orthodox  sei,  als  dass  sich  die  Menschen 
zu  einem  bessern  Leben  bekehren.    Immer  aber  bleibt 
dennoch  Calvin   der   eigentliche  Lehrer   unserer  Kirche 
und  Genf  unser  Rom,  wenn  auch  heute  von  «respektvollen 
Söhnen»   bewohnt,   die    es  noth wendig    fanden,    Servet 
ein  Denkmal  zu   setzen,  wo  Calvin  noch  keines  besitzt* 

Jedenfalls  leistet  die  protestantische  Kirche  jetzt  nicht 
ganz,  was  sie  sollte.  Die  Predigt,  die  in  ihr  die  Haupt- 
sache ist,  ist  zu  wenig  substantiell,  es  hat  Niemand 
rechte  Erbauung  mehr  davon;  das  Abendmahl  ist  zu  sehr 
eine  «Erinnerung»  ohne  reelleren  Gehalt  geworden;  die 
Konfirmation  ist  den  Konfirmanden,  namentlich  der  ge* 
bildeten  Kreise,  innerUch  gleichgültig,  ganz  besonders 
wenn  sie  (wie  gewöhnUch)  in  die  Zeit  der  intensivsten 
klassischen  Studien  fällt.  Die  Jugend  ist  überhaupt 
«überpredigt»,  und  die  englischen  Nachahmungen,  wie 
die  «Sonntagsschulen»,  die  wir  nicht  nöthig  hatten,  ver- 
derben  den  Kindern  auf  lange  Zeit  hinaus  die  Freude 
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an  einer  Religion,    die   ihnen    die    sehr    nothwendige 
Sonntagsruhe  nach  der   angestrengten  Schulwoche  ent- 
zieht   Ebenso  ist  der   Bau  mancher  Kirchen   mittelst 
unrichtiger,  oder  sogar  unsittlicher  Veranstaltungen,  wie 
Lotterien,  kaum  zu  billigen  und  meistens  auch  unnöthig. 
Das  Christenthum  hängt  nicht  von  solchen  Gebäuden  ab. 
Die  weitaus  beste   Predigt   in   unserer    eigenen    Stadt 
Bern  wurde    lange  Zeit    hindurch  in    einem    sehr  un- 
acbeinbaren  und  schlecht  dazu  eingerichteten  Saale  ober- 
halb der   französischen    Kirche   gehört;    das   war    das 
Evangelium,   wie   es  gepredigt  werden  soll,   ohne   viel 
tossere  Veranstaltung.    Ebenso  würde  die  Mission  noch 
mehr  ausrichten,  wenn  sie,  ganz  im  Sinne  des  ersten  Mis- 
sionars, Paulus,  von  lauter  dazu  göttlich  Berufenen   be- 
trieben würde,  nicht  von  dazu  Angestellten  und  mit  Weib 
QihI  Kind    Behafteten,   die   nicht    ausschliesslich   ihrem 
Berufe   leben    und   allen    Gefahren    desselben    (die   in 
Zukunft  noch  grösser  werden)  rücksichtslos  trotzen  können. 
Was  wir  jetzt  am  meisten  nöthig  haben,  ist  in  allen 
Aeosserungen    des    kirchlichen    Lebens    ein    gewisser 
christlicher  Realismus,  der  gänzlich  ist,  was 
er  in  Worten  behauptet.    Der  Beweis  dafür  würden  wie  in 
der  alten  Kirche  die  deutlichen  «Gaben  des  Geistes»  sein.*) 
Solange  dieselben  sich  nicht  zeigen,  nützen  uns  die  Sy- 
steme von  Ritschi  oder  Schleiermacher,  oder  selbst  von 
Luther    oder  Calvin    nicht    viel,   und    der   Beweis    ist 
nicht   geleistet,   dass   das    Christenthum    etwas    Leben- 
schaffendes,   in   unsere  Zeit  so  gut   wie  in  jede  andere 
Pitösendes  ist. 

Manche  Leute  glauben  auch,  es  sei  jetzt  eine  ganz  be- 
sonders glaubenslose  und  zum  Glauben  imgeeignete  Zeit, 

')  Ev.  Marcus  XVI,  17. 
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und  schreiben  dies  den  unauflialtsamen  Fortschritten  der 
Naturwissenschaft  zu.  Sie  irren  sich  darin.  Man  darf 
jetzt  eben  nur  über  Kirche,  Christenthum  und  Religion 
alles  sagen,  was  einem  einfiült,  und  es  hat  sogar  einen 
«freisinnigen»  Anschein,  wenn  einem  das  Schlimmste  ein- 
fällt; so  dass  es  jetzt  Leute  gibt,  die  selbst  die  historische 
Existenz  eines  Christus  läugnen,  welche  dodi  besser  be- 
glaubigt ist  als  die  des  Homer,  oder  des  Pythagoras. 
Daneben  gibt  es  aber  jetzt  doch  schon  sehr  viele  Andere^ 
die  wieder  wirklich  an  diesePerson  und  ihre  dauernde  Be- 
deutimg in  der  Welt  glauben  und  sich  darnach  ein- 
richten, was  keineswegs  inuner  so  der  Fall  war.  Die 
Zeit  der  gelehrten  Streitigkeiten  über  das  Homusios  und 
Homoiusios,  oder  der  Renaissance  vor  der  Reformation, 
als  Sixtus  IV.,  Alexander  VI.,  Julius  11.  und  Leo  X.  die 
Kirche  regierten,  war  viel  glaubensloser  als  die  jetzige, 
und  als  die  zunächst  kommende  es  sein  wird. 

Es  sind  jetzt  eben  zwei  Strömungen  vorhanden, 
eine  oberflächliche,  die  ausschliesslich  naturwissenschaft- 
lich-materialistisch ist,  aber  auch  eine  starke  Unter- 
strömung religiös-kirchlicher  Art,  die  bald  ganz  an  die 
Oberfläche  treten  wird. 

Es  wird  sich  dann  zeigen,  ob  die  Kirchen  im  Stande 
sein  werden,  sie  zu  fassen,  oder  ob  sie  sich  neue  Wege 
bahnen  muss.  Jedenfalls  ist  es  für  den  christlichen  Klerus 
aller  Konfessionen  imrichtig,  sich  mit  Anderweitigem, 
wie  z.  B.  «christlichem  Sozialismus:»,  zu  bemengen,  statt 
bei  seiner  nächsten,  klaren,  bloss  tiefer  gefassten,  Aufgabe 
zu  bleiben,  und  es  haben  sich  auch  diese  Versuche 
einzelner  Prediger  als  sehr  wenig  fruchtbar,  sowohl  für 
die  Kirche,' wie  für  sie  selbst  erwiesen. 
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Im  Übrigen  thun  Sie  besser,  über  Religionssachen 
weder  vielerlei  zu  lesen,  noch  viel  zu  reden.  Das  Aller« 
beste  und  Tiefste  an  Gedanken  und  Grefühlen,  deren  die 
menschliche  Seele  fähig  ist,  entzieht  sich  der  Aussprache 
und  steht  auch,  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen,  nicht  in 
Böcbem,  oder  religiösen  Zeitschriften.  Es  ist  etwas 
Unmittelbares  und  Thatsächliches,  ohne  dessen 
Eintritt  Sie  weder  Ihres  Glaubens,  noch  Ihres  ewigen 
Lebens  sicher  sind. 

X. 

Die  Kirche  allein  thut  es  heute  jedenfalls  nicht 
metur,  oder  sie  müsste  denn  stark  verbessert  werden 
können  in  allen  ihren  Denominationen.  Es  braucht  noch 
eine  andere  Gruppe  von  Menschen,  welche  das  Gute  auf 
Erden  wirklich  wollen  und  dem  Bösen  in  allen  seinen 
Rflstungen  mid  Machinationen  energisch  Widerstand  zu 
leisten  entschlossen  und  dazu  auch  f&hig  sind,  eine  Gresell« 
Schaft,  die  man  heute  die  soziale  Aristokratie 
nennen  könnte.  Denn  die  soziale  Demokratie,  deren  aller« 
erste  Aufgabe  dies  ebenfalls  sein  sollte,  wenn  sie  etwas  aus- 
richten will,  ist  dazu  (so  wenig  wir  sonst  ihre  bedeutenden 
Verdienste  schmälern  wollen)  wegen  ihres  offenkundigen 
Atheismus  nicht  völlig  im  Stande,  in  welchem  kein 
Segen  jemals  liegen  wird. 

Das  ist  aber  wohl  zu  verstehen,  was  damit  gemeint 
ist  und  gemeint  sein  sein  kann.  Es  gibt  jetzt  unter 
den  heutigen  Menschen  solche  —  an  kleinen  wie  an 
grossen  Plätzen  —  bei  denen  man  aus  einem  Gefühl  der 
Unsicherheit  nicht  herauskommt.  Man  weiss  von 
onem  Augenblick  zum  andern  nicht,  was  sie  denken, 
reden,  handeln  werden  und  welches  Schicksal  ihnen  zu- 
letzt bevorsteht.    Es  macht  nervös,  mit  ihnen  zusammen 
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zu  arbeiten,  und  sie  können  durch  diese  Unverlässlich- 
keit  ihres  Wesens,  selbst  wenn  sie  geistvolle  und  im 
Grunde  gute  Menschen  sind,  jedes  angenehme  und  feste 
Verhältniss  unmögUch  machen.  Das  sind  keine  echten, 
brauchbaren  Aristokraten,  und  wenn  sie  Königskronen 
auf  den  Häuptern  trQgen. 

Dagegen  gibt  es  jetzt  auch  wieder  deutlich  eine  Art 
Leute,  die  von  Gott  begabt  und  berufen  sind,  die  Vorgänger 
ihrer  Völker  in  Bezug  namentlich  auf  religiöse  Einsicht 
zu  sein,  und  in  diesem  beschränkten  Sinne  ist  eine  Gnaden- 
wahl ganz  richtig.  Es  sind  alle  Menschen  zum  Heil 
und  zum  Empfang  der  Gnade  Gottes  gleichmässig  berufen, 
aber  nicht  alle  in  gleich  ausgezeichneter  Weise.  Dieses 
Letztere  ist  übrigens  nicht  ein  leichtes  Loos,  und  nicht 
Wenige,  die  es  erstrebten,  mögen  nachträglich  unter 
seiner  Schwere  wie  Moses  geseufzt  haben:  cHerr  sende 
einen  Andern».  Vielleicht  hat  kein  Einziger  die  volle 
Verwirklichung  seiner  besten  Gedanken  und  Gaben 
erlebt. 

Unbequem  bleibt  ein  solches  grosses  Leben  also 
immer,  und  wenn  es  gar  zu  sanft  verläuft,  so  ist  es  nicht 
ganz  richtig  gewesen. 

Die  echte  Aristokratie  besteht  darin,  das  zu  sehen, 
zu  erleben,  und  dabei  standhaft  zu  bleiben.  Auch  die 
Mutter  eines  solchen  Sohnes  zu  sein  erfordert  ein  gutes 
Theil  Charakterstärke») 

Der  Boden,  aus  dem  eine  solche  wahre  und  wohl- 
thätige  Aristokratie  wachsen  kann,  ist  eine  gute  Ehe. 
Glauben  Sie  nie  und  nimmer,  dass  aus  irgendwie  manget 
haften  Ehen  ein  echt   aristokratischer  Charakter  hervor- 


1)  Ev.  Luc.  n,  34.  35. 
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gehen  könne.    Das  ist  ein  fataler  Irrthum,  so  häufig  er 
vorkommt. 

Eine  sozial  denkende,  wirklich  edle,  durchge- 
bOdete  und  zur  Arbeit,  nicht  zum  Genuss,  erzogene  Aristo- 
kratie wird  wahrscheinlich,  neben  und  in  der  Form  der 
Demokratie,  alhnfthlig  das  Regieningssystem  der  Kultiu*- 
Staaten  der  Welt  werden.  Die  Japanesen  verdanl^ei\  schon 
gegenwärtig  ihrem  Offiziersstand  aus  der  alten  historischen 
Aristokratie  mit  neuer  Bildung  ihre  Erfolge,  und  niemals 
ißt  etwas  ganz  Grosses  in  der  Welt  anders  als  durch 
solche  Leute  einer  etwas  oberen  Klasse  geschehen; 
g^en  die  blossen  Parvenüs  des  Geldes,  oder  die  völligen 
«selfinade  men»  hat  das  Volk  selbst  ein  gewisses, 
meistens  nicht  ganz  unberechtigtes  Misstrauen. 

Das  ist  auch  der  allein  richtige  Kern  in  dem  Wahn- 
sinn Nietzsche's  vom  cHerrenrecht»  und  «Uebermenschen- 
thum»,  der  ihm  das  Ohr  der  von  «Freiheit  und  Gleich- 
heit» übersättigten  Völker  eine  2^itlang  und  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  geöffnet  hat,  was  sonst  nicht 
der  Fall  gewesen  sein  könnte.  Es  gibt  schon  gebome 
Herren  und  Edelmenschen,  aber  nur  unter  der  be- 
ständigen Kontrolle  einer  wahren  Religion,  die  sie  de- 
mOthig  vor  Grott  erhält;  sonst  führt  dieser  Gedanke  zum 
GrOflsenwahn  (an  hohen  Stellen  zum  sogen.  Cäsarenwahn- 
sinn) und  zuletzt  zum  Wahnsinn  selber,  wohin  Nietzsche 
damit  auch  ganz  regelrecht  gelangt  ist.  Ein  Beisatz  von 
echter  Religion,  den  er  nicht  finden  konnte,  würde  ihn 
davor  gerettet  haben. 

Daneben  muss  diese  Art  von  Aristokraten  beständig 
eine  strenge  Arbeit  haben  und  zwar  vorzugsweise 
die,  von  welcher  das  altisraelitische  Spruchbuch  (XXXI,  8) 
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sagt:  «Thu€  deinen  Mund  auf  für  die  Stummen  und 
für  die  Sache  aller  derer,  die  verlassen  sind»;  auch 
für  die  arme,  geplagte  und  gehetzte,  und  dabei  stumme 
und  unverstandene  Thierwelt.  Statt  dessen  aber  sind 
die  heutigen  Aristokraten  meistens  die  allereifrigsten 
Jäger  und  reisen  die  ganze  Welt  aus,  um  <Jieser  Mordlust 
zu  fröhnen,  welche  stets  ein  noch  unkultivirtes  Gemüth 
bevreist. 

Heute,  in  der  Zeit,  in  der  wir  leben,  ist  e* 
schwer,  das  Alles  auch  nur  einigermassen  verständhch  zu 
machen,  und  wer  es  vollends  in  die  Praxis  des  politischen 
Lebens  übertragen  wollte,  virürde  in  den  meiston  Ländern 
keinen  Raum  dafür  finden.  Doch  ist  in  Russland  (in 
Tolstoi)  imd  inAmerika  (in  dem  gegenwärtigen  Präsidenten) 
ein  solcher  Anklang  vorhanden,  während  es  in  andern 
Ländern  vorläufig  kaiun  mehr  eine  echte  Aristokratie 
geben  kann.  Aus  dem  Fehlen  derselben  entstehen  die 
grossen  Krisen,  wie  wir  sie  in  diesem  Jahre  z.  B.  in  dem 
Ruhr-Strike  sahen.  Eine  ungeheure  Masse  gedrückter 
und  misshandelter  Arbeitssklaven,  die  sich  gegen  ihre 
Herren,  nicht  einmal  vrirkliche  Herren,  sondern  blosse 
Aktionäre  von  Gesellschaften,  erheben,  welche  sie  durch 
mitleidslose  Arbeitsaufseher  genau  so  beherrschen  und 
ausbeuten  liessen,  veie  s.  Z.  die  amerikam'schen  Sklaven* 
barone  die  Neger  durch  die  Peitsche  der  «mean  whites». 
Heute  ist  es  keine  Geburtsaristokratie,  sondern  eine  geld* 
gierige,  genusssüchtige  Bourgeoisie,  die  im  beständigen 
Krieg  mit  den  unteren  Volksklassen  lebt.  Und  diese 
wieder  sind  so  lange  mit  Marx'schen  und  Lassalle'schen 
Theorien  über  die  «Verwerflichkeit  des  Kapitals»  über- 
predigt worden,  gegen  welches  sich  die  Proletarier  aller 
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Länder  durch  allgemeine.  Arbeitsverweigerung  erheben 
mössten,  dass  sie  nun  noch  den  Versuch  in  allen  einzelnen 
Lftnd^m,  einem  nach  dem  andern,  ohne  jeden  praktischen 
Erkig  machen  wollen.  Die  jetzigen  Führer  sind  zwar,  mit 
Ausnahme  weniger,  schon  überlebter,  bereits  auf  den  Ge- 
danken gekommen,  dass  in  der  Theorie  von  Marx  und 
Lassalle  Manches  falsch  sei,  aber  sie  werden  nun  «die 
Geister,  die  sie  riefen»,  nicht  so  leicht  wieder  los.  Denn  das 
niedere  Volk  kennt  keine  «Politik  von  Fall  zu  Fall», sondern 
nur  Ueberzeugungen,  fast  Religionen  möchte  man  sagen, 
und  wenn  man  es  einmal  zu  einer  solchen  gebracht  hat, 
so  wird  sie  sich  «ausleben»  bis  in  die  letzten  Konsequenzen, 
wenn  nicht  «rettende  Greister»  erscheinen;  an  diesem 
Punkte  stehen  Sie  jetzt  in  Deutschland.        ' 

Dieselben  werden  aber  nicht  von  unten  herauf,  aus 
diesem  gährenden,  brodelnden  Kessel  der  Revolution  auf- 
steigen, wie  die  meisten  Menschen  es  meinen,  sondern 
wie  in  der  schönsten  Oper  unserer  Zeit  sagen  müssen: 

«Ich  komme  nicht  aus  Nacht  und  Leiden, 
Aus  Licht  und  Wonne  komm'  ich  her». 

Das  ist  ja  auch  der  Grundgedanke  des  Christenthums 
von  einem  Erlöser  der  Menschheit,  der  nicht  aus  ihr 
selber  und  ihrem  Elend  hervorging,  sondern  ein  himm- 
Hscfaes  Dasein  verliess,  um  das  irdische  von  den  Übeln 
der  materiellen  Knechtschaft  imd  der  Gottentfremdung 
^eichzeitig  zu  befreien.  «Wer  es  fassen  mag,  der 
tM8se  es». 

Sie  werden  der  Ansicht  sein,  dass  das  Alles  nicht 
giBz  in  die  jetzige  Welt  und  ihre  Anschauungen  passt. 
um  so  gewisser  aber  in  die  einer,  vielleicht  nahen 
Zukunft. 
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XI. 

Eine  der  dringendsten  Reformen  unserer  Zeit  wäre 
offenbar  die  Reform  der  Wohlthfttigkeit,  die 
jetzt  bei  sehr  viel  Mitteln,  durch  die  Zersplitterung  ihrer 
Kräfte,  eine  unnöthige,  oder  zu  kostbareAdministration,  und 
unzweckmdssige  Einrichtungen  jeder  Art  weniger  leistet, 
als  möglich  wäre,  wobei  überdies  noch  die  Gaben  zu  er- 
heblichem Theil  nicht  einmal  den  richtigen  Bedürftigen 
zukommen.  In  einer  schweizerischen  Zeitung  stand 
darüber  jüngst  Folgendes  zu  lesen: 

«Si  les  dons  en  natiure  et  en  argent  faits  ä 

en  vue  de  l'assistance,  ^taient  judicieusement  repartis, 
aucune  famille  ne  verrait  avec  angoisse  Tapproche  de 
l'hiver.  U  est  incontestable,  en  efFet,  qu'i  l'heure  actuelle 
il  y  a  des  familles  et  des  individus  qui,  par  leurs  menson- 
ges,  leur  effronterie  et  leur  habilete,  ont  le  talent  de  se 
faire  entretenir  par  leurs  concitoyens,  sans  beaucoup 
travailler,  quelquefois  m^me  sans  travailler  du  tout. 
Et,  par  contre,  il  y  a  aussi  des  familles  qui  ont  toutes 
les  peines  du  monde  ä  joindre  les  deux  bouts,  qui  meme 
souffrent  du  &x>id  et  de  la  faim,  faute  d'un  secours  qu'elles 
n'osent  demander.  D'oü  cela  vient-il?  de  ce  qu'il  n'y 
a  aucune  ou  presque  aucune  coordination  entre  les 
norabreuses  societes  et  personnes  qui  travaillent  ä  soulager 
la  misere  d'autrui.  Aussi  la  premiere  institution  k  creer 
devrait  etre  celle  d'un  bureau  central  de  bienfaisance, 
dont  la  mission  principale  serait  de  grouper  les  rensei- 
gnements  sur  les  familles  n^cessiteuses,  leur  genre 
particulier  de  besoins,  les  secours  accordes  et  k  accorder, 
de  faire  les  enquetes  necessaires  sur  la  Situation  des 
requerants  de  secours,  de  rechercher  aussi  ces  pauvres 
honteux,  qui  cachent  courageusement  leur  misere,  et 
auxquels  on  serait  si  heureux  de  pouvoir  venir  en  aide». 

Das  genügt  aber  auch  noch  nicht,  sondern  die  Wohl- 
thätigkeit  muss  individueller  werden  und  sich  nicht  auf 
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bioese  Beiträge  an  unzählige  Vereine  und  Anstalten  mehr 
oder  weniger  zweckmässiger  Art  beschränken«  Bei  uns  und  in 
Frankreich  vrerden  die  Kinder  der  wohlhabenden  Familien 
fönnlich  zum  Geiz  erzogen;  man  nennt  dies  «sparen» 
und  wollte  vor  einiger  Zeit  sogar  noch  die  Schulen  darauf 
etnikhten;  in  Deutschland  hingegen  leben  sehr  viele 
L^ite  über  ihre  Yeriiältnisse  hinaus  und  haben  nicht  die 
oöthige  Aversion  gegen  das  Schuldenmachen;  beides  hin- 
dert die  Wohlthätigkeit. 

Die  Anstalten  ferner,  die  dafür  bestehen,  sind  mitunter 
das  Werk  ganz  unpraktischer  Leute,  die  ohne  jedes 
Talent  für  Verwaltung,  oft  sogar  aus  einem  gewissen 
religiösen  Ehrgeiz  Dinge  imtemehmen,  die  sie  nachher 
ohne  einen  beständigen  zudringlichen  Bettel  nicht  zu 
erhalten  im  Stande  sind,  resp.  beständig  mit  Defiziten  be- 
treiben. Andere  haben  zwar  durch  Verein  sthätigkeit  ziem- 
lich r^elmässige  Einkünfte,  dieselben  werden  aber  grossen- 
theils  durch  einige  Angestellte  aufgebraucht,  die  davon 
mit  ihren  Familien  ein  mehr  oder  weniger  behagliches 
Leben  führen.  Allen  diesen  Anstalten,  die  jährlich  noch 
zu  Dutzenden  neu  gegründet  werden,  gibt  das  wohlthä- 
tige  Publikum  «um  ihres  unverschämten  Geilens  willen», 
flir  das  sie  sich  auf  das  Evangelium  berufen ;  was  aber  aus 
demGelde  wird,  darum  bekümmert  sich  von  zehn  Gebern 
kaimi  Einer.  Oft  wird  in  der  That  nicht  viel  Gutes  daraus. 
Wir  erinnern  uns  selbst  an  ein  Dienstmädchen,  das 
Yon  einer  sehr  berühmten  Anstalt  erzogen  und  .von  ihr 
sehr  ^npfohlen  worden  war,  welches,  im  Lügen  nament- 
lieh,  aber  auch  in  Genäschigkeit  und  damit  verwandten 
Eigenschaften  geradezu  Grossartiges  leistete,  alles  unter 
den  besten  christlichen  Formen.  Das  liess  darauf  schliessen, 
dass  die  Erziehung  in  der  Anstalt  ganz  formal,  ohne  Herz, 
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gewesen  war,  und  dieser  nftmliche  Mangel  ist  oft  auch  an 
Pfarrers-  imd  Missionskindem  bemerklich;  die  FrOmmig« 
keit  solcher,  allzu  formal«fromm  erzogener  Kinder  ist  bloss 
ein  äusserer  Fimiss,  der  eine  ganz  unkultivirte  Natur 
verbirgt  Es  ist  auch  ganz  begreiflich,  dass  Kinder, 
welche  ohne  rechte  Liebe  individueller  Art,  bloss  nach  einer 
allgemeinen  christhchen  Schablone  erzogen  werden, 
selbst  kein  Herz  bekommen,  vielmehr  sogar  mit  Bitter- 
keit gegen  ihre  sogenannten  Wohlthäter  erfüllt  sind,  die 
sich  ihnen  etwa  einmal  im  Jahr  bei  einem  Christbaum 
zeigen,  zu  dem  die  Armen,  nach  langem  Warten  in  einem 
kalten  Vorzimmer,  endlich  zugelassen  werden,  um  mit 
einigen  spärlichen  Gaben  bald  wieder  fortgeschickt  zu 
werden,  während  die  Geber  sich  noch  weiter  fröhlich  unter- 
halten und  mehr  Geld  dafOr  ausgeben,  als  für  den  Baum. 
Da  sind  «^die  Armenessen»  der  Heilsarmee,  die  doch  für 
die  Armen  da  sind,  eine  bessere  Einrichtung. 

Unser  schweizerischer  Maler  Robert  sagt  in  einer 
interessanten  Broschüre  «Sentinelle  que  vois-tu?»  Ober 
die  Organisation  der  heutigen  Wohlthätigkeit  sogar  so 
starke  Worte,  wie:  «La  spontaneite  de  la  charite  fut 
remplacee  par  Torganisation  du  diaconat  et  des  comites, 
et  au  don  de  soi-meme  on  substitua  le  budget  des 
cultes.  Des  lors  toutes  les  infamies  4taient  possibles». 
Beinahe  eben  so  scharf  sind  die  Auslassungen  von  Lhotzky 
in  dem  geistreichen  Artikel  «Joseph  Rabbinowitsch»,  in 
No.  n  der  «grünen  Blätter»  von  1904,  über  die 
Thätigkeit  der  Missionen  im  Orient  und  die  lutherische 
Kirche  daselbst.  Noch  in  einer  anderen  Schrift  lesen 
wir  Folgendes: 

«Das  Vereinswesen  ist  auch  bei  den  wohlthätigen 
Anstalten  stark  auf  Abwege  gerathen.  Wer  einen  solchen 
Gedanken   hat,  denkt  in  der  Regel  nicht   entfernt   mehr 
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daran,  selbst  mit  seiner  Person  und  seinen  Mittelq  dafür 
aufopfernd  einzustehen,  wie  es  die  grossen  Wohlthäter 
Georg  Müller,  Wiehern,  Booth,  Bodelschwingh,  alle  zu- 
erst gemacht  haben,  sondern  er  sucht  sofort  einen  Verein 
zu  gründen,  dessen  lebenslänglicher  Präsident  er  natürUch 
wird,  und  ladet  Stadt  und  Land  in  gedruckten  Cirkularen 
zu  «unaufkündbaren  Antheilsscheinen»,  oder  sonstiger  Mit- 
gliedschaft mit  jährlichen  Beiträgen  ein.  Gewöhnlich 
hört  man  dann  nichts  weiter,  als  von  Zeit  zu  Zeit  einen 
Jahresbericht  mit  banalen  Redensarten,  und  viele  dieser 
Vereine  erlöschen  wieder  in  kurzer  Zeit,  oder  führen  ein 
ziemlich  kränkliches  Dasein.  Die  am  besten  finanziell 
gestellten  erlauben  sich  gewöhnlich  nach  einiger  Zeit  noch 
die  Anstellung  eines  ständigen,  d.  h.  besoldeten  Sekretärs, 
womit  irgend  einem  Günstling  des  Präsidenten  eine  Lebens- 
stellung geschaffen,  oder  sein  sonstiger  Gehalt  verbessert 
werden  soll,  und  durch  dessen  Besoldung  dann  die  jähr- 
fichen  Einkünfte  des  Vereins  grösstentheils  aufgezehrt 
werden. 

Einige  müssige  Personen  betreiben  auch  dieses  Wohl- 
thätigkeitswesen  als  cSport»  und  haben  damit,  wenn  sie 
sich  die  rechten  Vereine  aussuchen,  eine  angenehme  Be- 
schäftigung mit  viel  Gerede,  öfteren  Festlichkeiten  und 
ebem  gewissen  «Geruch  der  Heiligkeit»,  ohne  viele  Kosten, 
oder  wirkliche    Arbeitsleistungen^).     Das  ist  das  nutz- 


')  In  monarchischen  Staaten  kommt  man  damit  in  Ver- 
bindung  mit  vornehmen  Kreisen,  im  besten  Falle  sogar  direkt 
in  die  Hofsonne,  da  gewöhnlich  fürsthche  Personen  das 
«Protektorat»  solcher  Vereine  zu  übernehmen  geruhen  und  sich 
gelegentlich  bei  Jahresfesten  im  Schosse  der  Comit^s  huld- 
voll^ einzufinden  pflegen.  Das  ist  dann  eine  besondere 
t Attraktion»,  die  auch  bei  uns  mitunter  einigermassen  nach- 
xoahmen  versucht  wird.    In  einzelnen  monarchischen  Staaten 
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bare  Christenthum,  über  das  ein  besonderes  Kapitel  za 
schreiben  man  leicht  versucht  sein  könnte». 

Das  Meiste  in  dieser  unumwundenen  Schilderung 
trifft  auch  für  unser  Land  annähernd  zu. 

Die  Unternehmer  der  Wohlthfttigkeit  sind  auch  oft 
von  der  Bauwuth  besessen.  Sie  wollen  eigene  Häuser 
haben,  während  man  solche  leicht  miethen  könnte,  und 
kostbare  Einrichtungen,  welche  die  versorgten  Kinder 
z.  B.  an  einen  Luxus  gewöhnen,  aus  dem  sie  nachher 
doch  wieder  in  ihre  Armuth  zurückkehren  müssen,  die 
ihnen  dann  nur  um  so  abstossender  und  ungerechter 
erscheint.  Solche  dann  mitunter  noch  mit  Hypotheken 
belastete  Gebäude  sind  gerade  keine  Zierrathen  des 
Christenthums,  das  dergleichen  gar  nicht  kennen  sollte 
und  auch  in  den  Evangelien  nicht  kennt.  Auf  der 
andern  Seite  ist  freilich  auch  zu  sagen,  dass  alle  Kirchen 
und  wohlthätigen  Anstalten,  die  einen  starken  Kapital» 
fond  besitzen,  leicht  ein  todtes  Wesen  annehmen.  Der 
Fond  der  Kirche  sind  ihre  lebendigen  Glieder  und  jede 
«juristische  Persönlichkeit»,  die  überhaupt  eine  allzu 
subtile  Fiktion  des  römischen  Rechts  ist,  bringt  in  geist* 
liehen  Sachen  Unheil  mit  sich. 

Der  schlimmste  Fall  der  «Vereinsmeierei»  ist  der, 
wenn  mit  der  Vereinsgründung  eine  unredliche  Geschäfts- 
gebarung verbunden  ist.    Nicht  in  dem  Sinn,  dass  die  Ver- 


gibt es  sogar  «Armenbälle»,  zu  denen  die  hohe  Gesellschaft 
mit  Toiletten  erscheint,  von  denen  jede  mehr  gekostet  hat, 
als  was  ihre  Trägerinnen  das  ganze  Jahr  hindurch  für  die 
Armen  ausgeben.  Aus  den  gleichen  Städten,  in  denen  solche 
Feste  gefeiert  werden,  gelangen  dann  gleichzeitig  dringende 
Bettelbriefe  der  dortigen  Annenpfleger  und  Annenanstalten 
bis  in  die  Schweiz! 
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Walter  oder  Vereinsleiter  Gelder  für  sich  veruntreuen 
was  bei  christlichen  Vereinen  selten  vorgekommen  ist, 
wohl  aber  dadurch,  dass  sie  Schulden  auf  Schulden  häufen 
und  zuletzt  an  einem  Punkte  anlangen,  wo  das  Unter- 
nehmen nur  durch  beständige  verzweifelte  Hülferufe  noth- 
dOrftig  über  Wassergehalten  werden  kann,  oder  sogar  unter 
dem  Hohngelächter  der  Gegner  liquidirt  werden  muss. 
Dabei  muss  man  sich  ernstlich  die  Frage  stellen,  ob 
überhaupt  Schulden  machen  für  wohlthätige  Ein- 
richtungen oder  Kirchenbauten,  oder  ein  Bettel  für  solche 
in  der  Art^  wie  er  jüngst  in  Preussen  aufgedeckt  wurde, 
dem  Sinn  und  G^ist  des  Evangeliums  entspreche.  Uns  ist 
kein  rechtfertigendesWort  weder  Christi  selber,  noch  seiner 
ersten  Nachfolger  dafür  bekannt;  gegentheils  der  Apostel 
Paulus  warnt  sogar  ausdrücklich  vor  allen  andern  Schulden, 
als  denen  der  Liebe.^) 

Es  wäre,  ohne  alle  diese  Manöver,  für  die  Armuth 
in  der  civilisirten  Welt  hinreichend  gesorgt,  wenn  die 
Glieder  der  christlichen  Kirchen  wirklich  lebendige  GUe- 
der  derselben  wären,  die  sich  um  einander  bekümmern. 
Daran  fehlt  es.  Die  Meisten  hüten  sich  wohl,  bei 
Lebzeiten  auch  nur  annähernd  so  viel  für  die  Bedürftigen 
aaszugeben,  als  sie  sehr  leicht  könnten,  immer  in  der 
Sorge,  am  Ende  selbst  nicht  genügend  übrig  zu  behalten, 
und  sparen  daher  ihre  Wohlthätigkeit  für  einen  letzten 
Willen  auf,  dessen  ökonomische  Folgen  sie  nicht  mehr 
treffen.  Und  selbst  darin  verfahren  sie  meistens  noch 
ohne  alle  gehörige  Ueberlegung,  oder  vertheilen  ihre 
Gaben  in  unzählige  kleine  Beträge  an  die  verschiedensten 


•)  Römer  XIII,  8. 
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Anstalten,  die  sie  etwa  zufällig  dem  Namen  nach  kennen, 
welche  dann  ihrerseits  das  so  Erhaltene  kurzweg  in 
laufender  Rechnung  verbrauchen  und  im  nächsten  Jahre 
wieder  so  arm  sind  wie  vorher.  Diese  Art  von  Wohl- 
thätigkeit  nützt  fast  gar  nichts  und  verdient  kaum  diesen 
Namen. 

Ein  amerikanischer  Milliardär  hat  bekanntUch  den 
kühnen  Ausspruch  gethan,  es  sei  eine  Schande  reich 
zu  sterben,  man  müsse  die  erworbenen  Millionen  noch 
bei  Lebzeiten  wieder  verwenden.  Daran  fehlt  zunächst 
das,  dass  es  vielleicht  noch  besser  wäre,  sie  gar  nicht 
zu  erwerben,  oder  sie  wenigstens  für  diejenigen  wieder 
einsichtig  zu  verwenden,  welche  sie  durch  ihrer  Hände 
Arbeit  erworben  haben  und  dafür  eben  nicht  hinreichend 
ausgelohnt  worden  sind.  Andererseits  aber  liegt  bei  der 
Wohlthätigkeit  auch  nicht  einmal  Alles  bloss  am  Geld 
hergeben.  Die  Armen  verlangen  noch  mehr,  als  nach 
Geld,  nach  etwas  Schönem  in  ihrem  harten  Leben,  und 
namentUch  nach  persönlichen,  wohlthuenden  Beziehungen 
und  nach  einem  öfter  gesprochenen  guten  Liebesworte, 
das  aus  dem  Geiste  Gottes  (der  auch  für  sie  da  ist),  durch 
den  Mund  gütiger,  dazu  geeigneter  Menschen  an  sie  ge- 
langt. Daran  fehlt  es  ihnen  heute  am  allermeisten  und 
darnach  geht  ihre,  oft  ganz  unverstandene,  Sehnsucht. 

Dieses  ganze  Kapitel  der  Wohlthätigkeit  gehört  einst- 
weilen noch  in  das  Gebiet  des  Sendschreibens  der 
Offenbarung  an  die  Sardi'sche  Gemeinde:  «Ich  kenne 
deine  Werke;  du  hast  den  Namen,  dass  du  lebest  und 
bist  todt.  Werde  wacker  und  stärke  das  Andere,  das 
sterben  will,  denn  deine  Werke  sind  nicht  vollkommen 
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erfunden  worden  vor  Gott.»  Die  «limites  de  vertu» 
sind  hier  deutlicher  als  sonst  irgendwo,  und  die  «christliche 
WohIthätigkeit»ist  jetzt  noch  eine  sehr  «limitirte»  Tugend. 


XII. 

Mehr  zu  den  blossen  Unarten,  dem  «Allzumensch- 
Uchen>,  das  mitunter  auch  einer  schönen  und  guten  Sache 
anklebt,  gehört  es,  das  Christenthum  überhaupt  zu  sehr  zum 
Gegenstande  der  Geselligkeit  zu  machen.  Das  scheint 
schon  sehr  frOhzeitig  begonnen  zu  haben,  denn  schon  die 
Apostelgeschichte  erwähnt  das  «Brotbrechen  hin  und  her 
in  den  Häusern»*),  das  auch  damals  nicht  gerade  absolut 
nothwendig  gewesen  wäre  und  wahrscheinlich  sehr  zu 
dem  misslichen  Zustand  der  Jerusalemer- Gemeinde  bei- 
trug, welche  später  von  andern  Gemeinden  unterstützt 
werden  musste,  weil  sie  nicht  an  Arbeit,  sondern  an 
dieses  beständige  «Gemeinschaft  pflegen»  gewöhnt  war. 
So  etwas  Aehnliches  kommt  noch  heute  vor;  daraus  ent- 
stehen jetzt  die  «engeren  Kreise»  oder  das  «Stunden- 
wesen», etwas  was  dann,  namentlich  ftlr  Frauen,  zum 
Bedür&iisse  wird,  sie  mitunter  sogar  dem  Familienleben 
entzieht  und  zu  der  boshaften  Bezeichnung  «distraction», 
oder  sogar  «dissipation  religieuse»  Veranlassung 
gegeben  hat,  mit  der  die  modernen  Ägypter  das  Volk 
Gottes  kränken. 

Es  ist  ernstlich  zu  bezweifeln,  ob  eine  «christhche 
Seele»,  welche  stets  der  «Erbauung»  im  Kreise 
Anderer  bedarf,  jemals  zu  einem  rechten  Bau  wird. 
Belgien  ist  doch  wesentlich  Verkehr  der  einzelnen  Seele 
wt  Gott;  hier  aber,  ist  sie  ein  Verkehr  mit  Menschen 

•)  Ap.  Geschichte  II  46. 
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geworden,  und  es  gibt  solche,  die  keine  Woche,  ja  kaum 
einen  Tag  allein  mit  sich  und  Gott  leben  könnten,  ohne 
die  unerträghche  Leere  ihres  Daseins  zu  empfinden.  Das 
wächst  schliesslich,  besonders  wenn  noch  etwas  Vor- 
nehmheit dazu  kommt,  zu  einer  Genusssucht  und  Ver* 
gnOgungssucht  geistlicher  Art  aus,  die  sich  von  der  welt- 
lichen kaum  mehr  stark  unterscheidet  und  die  gleichen. 
Folgen  zuHicklässt,  Verödung  des  Geistes,  Abwendung  voa 
den  wahren  Lebensquellen  und  Abstossung  aller  ernsteren,, 
wirklich  die  Wahrheit  suchenden  Elemente.  Eine  lange 
und  schwere  Krankheit  muss  oft  solche  Leute  zu  der 
Einsamkeit  und  Stille  zurückführen,  die  selbst  dem 
Stifter  unserer  Religion  zuweilen  nothwendig  war  und 
die  manchen  heutigen  «Seelenführem»  gänzlich  fehlt» 
Die  Abnahme  an  G-eist  und  Kraft,  die  bei  überbeschäftigten 
Geistlichen  in  den  späteren  Lebensjahren  oft  bemerkbar 
ist,  kommt  nur  zu  häufig  von  ihrem  unausgesetzten  Ver- 
kehr mit  solchen  stets  unterhaltungsbedürftigen  Seelen 
her,  den  kein  Mensch  ohne  Schaden  aushält,  weder  schrift- 
lich noch  mündlich. 

Eine  berühmte  katholische  Heilige  sagt  darüber  sogar 
Folgendes,  was  Sie  vielleicht  erstaunen  wird:  «Wenn- 
du  diese  Empfindungen  geistige  Genüsse  nennst,  die  aus 
göttlicher  Quelle  fliessen,  so  wisse,  dass  dies  der  Aus- 
spruch deiner  von  der  Sinnlichkeit  getrübten  Vernunft 
ist,  die  dich  täuscht.  Merke  dir  (spricht  Gott),  dass  ich- 
die  Wirkung  eines  geistigen  Geschmackes  oder  Genusses^ 
noch  m  ehr  fürchte,  als  die  eines  bloss  sinnlichen.  Denn^ 
der  Mensch  wird  dabei  immer  unter  dem  Schein  des*. 
Guten  verlockt,  und  es  ist  schwer  ihn  dahin  zu  bringen, 
dass  er  die  Täuschung  erkennt.  Er  weidet  sich  an  einer 
Speise,  die  vom  Himmel  kommt  und  hält  sie  für  heilsam^ 
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weil  die  Quelle,  aus  der  sie  fliesst,  rein  imd  gut  ist. 
Aber  glaube  mir,  sie  taugt  dem  nicht,  der  wahrhaft  rein 
und  gut  seines  Gottes  gewiss  werden  wiD,  weil  sie,  wenn 
man  sich  ihr  hingibt,  eine  unheilbare  Krankheit  erzeugt 
und  dem  Menschen  zum  Hindemiss  wird,  so  dass  er 
nicht  zum  höchsten  Gute,  welches  Gott  selber  ist,  rein 
und  ohne  Einmischung  bloss  menschlicher,  natürhcher 
AndachtsgefQhle  gelangt.  So  ist  es  mit  den  sinnlichen 
Lüsten  nicht.  Diese  sind  zu  offenbar  dem  Geiste  zu- 
wider und  können  sich  nicht  so  leicht  hinter  dem  Scheine 
des  Guten  verbergen.  Darum  sind  sie  weniger 
gefährlich.» 

Wer  das  heute  sagte,  würde  in  vielen  frommen 
protestantischen  Kreisen  grosse  Verwunderung  hervor- 
rufen, und  doch  bildet  es  die  Erklärung  mancher  Täuschun- 
gen, denen  die  stets  nur  nach  Axidachtsgefühlen  haschen- 
den Seelen  ausgesetzt  sind,  wenn  sie  nicht  einen  sehr 
T^rständigen  Leiter  haben. 

Der  entgegengesetzte  Fehler  ist  natürUch  die  gänz- 
ticfae  Abkehr  der  modernen  Grebildeten  von  allen  über- 
sinnlichen Dingen  und  Gedanken.  Das  ist  dann  aller- 
dings ein  armes  Leben,  wenn  man  statt  eines  liebevollen 
Gottes  nur  das  starre  Götzenbild  einer  herzlosen  «Natur», 
ond  statt  des  freundUchen  Bandes  der  Kirchen  nur  den 
harten  Staat  und  die  Geselli^eit  des  Theaterfoyers,  oder 
Ballsaales  kennt. 

Aber  auch  die  kirchliche  Gemeinschaft  hat  eben 
ihre  Schattenseiten  imd  Klippen,  die  viele  wohlmeinende 
Menschen  vom  Christenthum  abhalten.  Alles  Organisa- 
torische und  Formale  ist  eigentlich  ein  Fehler  bei  dieser 
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Sache,  die  lauter  Geist,  Kraft,  Liebe  und  Walirheit  sein 
sollte  und  daher  auch  sehr  individuell  geartet  ist. 
Da  aber  eben  nichts  Gemeinsames  ohne  Formen  und 
Organisation  bestehen  kann  und  die  Menschen  doch  m 
einer  Gemeinschaft  leben  woUbn,  so  ist  so  wenig  Form 
und  Organisation,  als  möglich,  das  relativ  beste.  Das 
hatte  schon  die  ursprüngliche  christliche  Kirche  zu 
wenig  beachtet,  imd  als  vollends  das  lebhafte,  stets 
imterhaltungsbedürftige  Griechenthum  der  grossen  klein- 
asiatischen  Städte  hinzutrat,  da  entstand  der  Typus  des 
Christenthums  mit  dem  vielen  Gerede,  den  «unnützen 
Fragen»,  dem  äusseren  Formalismus  und  der  innem  Un* 
lauterkeit,  den  wir  schon  in  den  Briefen  des  Apostels 
Paulus  und  den  Sendschreiben  der  Offenbarung  scharf 
getadelt  finden  und  der  doch  noch  heute  der  vorherrschende 
Typus  aller  christlichen  Denominationen  ist  Daher  gehört 
auch  nothwendig  Arbeit  zum  wahren  Christenthum ;  denn 
die  religiös  gesinnten  Müssiggänger  werden  stets  religiöse 
Diskussionen,  Kongresse,  Feste  und  andere  Erbauungs- 
veranstaltungen suchen  müssen,  um  ihrer  innem  Lange- 
weile zu  entgehen  und  sich  in  beständiger  Anregung  zu 
erhalten. 

Die  wahren  «limites»  hegen  hier  also  in  einer  bloss 
formalen  Kirchlichkeit  an  Stelle  einer  wirklichen 
Religion,  gegen  welche  erstere  aufzutreten  schon  das 
Lebenswerk  Christi  selber  gewesen  und  das  aller  seiner 
Jünger  geblieben  ist,  durch  alle  Phasen  der  im  Ganzen 
ziemUch  traurigen  Kirchengeschichte  hindurch  bis  auf 
den  heutigen  Tag.  Der  Feind  der  christlichen  Tugend 
ist  nicht  bloss  der  völlig  ungläubige  Weltsinn,  der  von 
solchen  Dingen  nichts  versteht  und  daher  nichts  wissen 
will,  sondern  auch  der  unsterbliche  Geist  der  «Pharisäer 
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und  Scbriftgelehrten»,  die  sich  fQr  die  berufenen  Hüter 
des  Heiligthums  halten  und  Jeden  beargwöhnen  und  ver- 
fügen, der  nicht  unbedingt  ihrer  Leitung  und  Schablone 
folgt  So  hat  die  Ttigend  schliesslich  auch  noch  mitunter 
Grenzen  in  dem  offiziellen  Christenthum  selber,  und  das 
sind  sogar  diejenigen,  welche  die  Gemüther  am  meisten 
verwirren  und  Manche  irre  führen,  welche  eigentlich  voll 
guten  Willens  wären,  aber  dennoch  zu  Gegnern  des 
Christenthums  und  schliesslich  der  Tugend  selbst  sich 
entwickeln. 

Das  ist  die  grösste  Macht  des  Bösen  in  der  Welt, 
dass  es  das  in  jedem  Zeitalter  und  zeitweise  sogar  in 
jedem  Menschen  zuwege  bringen  kann,  und  hiegegen 
müssen  die  Bemühungen  einsichtiger  Religionslehrer  und 
Religionsfreunde  auch  heute  sich  richten. 

Bei  uns  ist  die  Sache  um  so  schwieriger,  weU  noch 
der  nationale  Gegensatz  hinzutritt,  indem  der  französische 
Protestantismus  stets  stark  zum  Formalismus  und  Phari- 
sftismus  neigt,  beziehungsweise  sobald  er  diese  Stützen 
verlisst,  sofort  zum  Unglauben,  während  der  deutsche 
Geist  innerlicher  geartet  ist. 


xm. 

lieber  den  Bestand  der  guten  Werke  in 
der  Schweiz  ist  es  schwer  etwas  Gründliches  zu  be- 
richten'), wenn   man   nicht  deren  eigene  Jahresberichte 

')  Man  sollte  eine  Statistik  aller  Vereine  in  der 
Schweiz  besitzen,  namentlich  auch  sichere  Daten  über  ihre 
^^esammteinnahme  und  über  den  Betrag,  der  daraus  für  blosse 
Organisation,  Verwaltung  und  Druckkosten  verloren  geht, 
0^  der  Sache  selbst  direkt  zu  Gute  zu  kommen. 
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als  massgebead  ansehen  will.  Namentlich  darüber,  was 
sie  in  der  Verbesserung  des  Volkslebens  im  Ganzen 
wirklich  ausrichten,  kann  man  nur  mit  Sicherheit  sagen : 
Noch  viel  weniger  als  nöthig  ist. 

Die  Hauptwerk  e  sind:  der  Kampf  gegen  den  Alkohol, 
die  Unsittlichkeit  und  das  Spiel-  und  Lotterieunwesen,  für 
die  Sonntagsruhe;  die  Missionen,  Erziehungs-,  Waisen-, 
und  Rettungsanstalten,  Sonntagsschulen,  Wanderpredigten 
und  Erbauungen  aller  Art;  die  verschiedenen  «sozialen^ 
Werke  fQr  Arbeiter,  Arbeitslose,  Kranke  und  Verlassene, 
Sträflinge,  Idioten,  Neurastheniker;  und  endlich  die  Werke 
der  Thierfreundlichkeit.  In  dem  allem  geschieht  in  der 
Schweiz  verhältnissmässig  viel,  und  die  Vereine  solcher 
Art  sind  fast  unzählig.  Woran  es  aber  fehlt,  das  ist  der 
Ernst,  die  Theilnahme  der  grossen  Masse,  und  oft  auch 
die  Organisation.  Manches,  wie  z.  B.  die  Sonntagsruhe, 
wird  sogar  wieder  durch  diese  religiösen  Vereine  und 
Veranstaltungen  selber  gestört,  die  den  Schulkindern 
keinen  wirklichen  Ausruhetag  gestatten,  sondern  sie  mit 
allerlei  unnöthigen  Sonntagspredigten  belästigen,  etwas 
was  dringend  abgestellt  werden  sollte.  Die  Thierfreund- 
lichkeit hat  einen  grossen  Widersacher  an  den  wissen- 
schaftlichen Anstalten,  welche  die  Vivisektion  und  die 
Serum-Pferde  zum  Gedeihen  der  Wissenschaft  unerlässlich 
erachten,  so  dass  man  emstweilen  froh  sem  muss,  wenn 
nicht  die  Menschen  in  den  Spitälern  zu  Versuchsobjekten 
verwendet  werden.  Das  wird  erst  mit  der  jetzt  vor- 
herrschenden materialistischen  Weltanschauung  aufhören. 
Das  ganz  Gleiche  gilt  von  der  Unsittlichkeit  und  der 
Trunksucht,  die  eben  auch  aus  dieser  Anschauung  eine 
relative  Rechtfertigung,  oder  wenigstens  Entschuldigung 
schöpfen    und   nie    anders,  als  durch    eine  ernsthaftere 
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Religion  ganz  aufhören  werden.  Die  Glücksspiele  sind 
ein  Theil  des  Fremdenverkehrs  geworden,  der  als  unan- 
tastbar gilt^  und  mit  den  Lotterien  baut  man,  wie  bei 
Dmen,  zuerst  Kirchen,  und  warum  denn  nicht  auch 
Anderes?  Der  Zweck  heiUgt  ja  die  Mittel  nicht. 

Die  materielle  Nothlage  grosser  Volkskreise  wird  auch 
bei  ans  durch  alle  sozialen  Bestrebungen  wenig  gelindert; 
audi  da  fehlt  es  an  der  Grrundlage  einer  ganz  anderen 
Weltanschauung  bei  beiden  Theilen,  den  Helfern 
mui  den  Unterstfitzten,  die  Strike  und  lock-out,  wie  sie 
jetzt  bestehen,  von  selber  unmöglich  machen  würde. 

Bis  dahin  Geduld!  Von  dem  Bösen,  das  uns  von 
aDen  Seiten  umlauert,  und  von  dem  tbierischen  Wesen, 
mit  dem  wir  in  diese  Welt  eintreten,  sollen  wir  uns  eben 
durch  dieses  Leben  emanzipiren  und  dadurch  zu  einer 
höheren  Daseinsform  fähig  machen.  Das  ist  der  Zweck 
des  Lebens,  nicht  der  Genuss,  das  €sich  ausleben».  Aber 
dazu  gehört  der  eigene  Wille  des  Menschen,  und  diesen 
beständig  zu  erwecken  und  wach  zu  erhalten,  das  ist 
eigentUch  der  Kernpunkt  aller  guten  Werke. 

«Gerettet  ist  das  edle  Glied  der  Geisterwelt  vom 
Bösen,  Wer  immer  strebend  sich  bemüht,  den  können 
wir  erlösen,»  die  Andern  nicht.  Das  ist  eine  der  Haupt- 
Umiten  der  Tugend.  Erzwingen  lässt  sie  sich  nicht, 
sondern  die  Freiwilligkeit  ist  ihre  Essenz. 

Fürchten  Sie  sich  nur  nicht  vor  der  Vielheit  und 
Grösse  der  Aufgaben  und  vor  dem  grossen  Widerstand, 
der  namentlich  in  der  Gleichgültigkeit  und  dem  Egois- 
mus der  gebildeten  Klassen  hegt.  Es  geht  doch  immer 
▼orwfirts,  seit  wir  die  Geschichte  kennen,  imd  wenn  es 
nicht  schneller,  oder  nur  mit  zeitweiligen  Unterbrechungen 
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vorwärts  geht,  so  liegt  das  nicht  bloss  an  dem  Wider- 
stand der  Widerwärtigen,  sondern  auch  an  der  Lauheit,. 
Glaubenslosigkeit  und  Spaltung  derer,  die  wir  im  Allge- 
meinen die  Guten  nennen,  ganz  besondei*s  auch  an 
ihrer  sehr  mangelhaften  Organisation,  von  der  vnr  noch 
sprechen  wollen. 

In  der  Sache  liegt  es  nicht;  die  ist  die  richtige,, 
und  der  Sieg  ist  stets  in  unserem  Bereich,  wenn  vrir 
ihn  recht  wollen  und  nicht  mit  ungehörigen  Mitteln 
suchen.  Das  sagt,  in  der  Sprache  des  16ten  Jahr- 
hunderts, schon  ein  altes  protestantisches  Kirchenlied  mit 
den  Worten: 

«Was  dir  gereicht  zu  Ehren  und  der  Gemein  zu  Nutz, 
Das  will  der  Satan  wehren  mit  List  und  grossem  Trutz; 
Doch  kann  er's  nicht  vollbringen,  weil  du,  Herr  Jesu  Christ,. 
Hen-schest  in  allen  Dingen  und  unser  Beistand  bist.» 


XIV. 

Auf  welche  Weise  soll  man  nun,  im  Allgemeinen 
gesprochen,  in  einem  Lande  das  Gute  befördern  und  das- 
Schlechte  hindern?  Im  Grossen  und  Ganzen  ist  das 
leicht  zu  beantworten,  nämlich  durch  Erziehung  der  nach* 
wachsenden  Generation  (nicht  nach  darwinistischen 
Grundsätzen),  durch  zweckmässige  Vereine  (ohne  Ueber- 
schätzung  derselben),  durch  Zucht-  und  Besseiningsan- 
stalten  (entschieden  bessere,  als  wir  sie  jetzt  durchschnitt- 
lich haben),  durch  Abhaltung  der  schlechten  und  Verbrei- 
tung guter  Lektüre  und  Zeitungslitteratur;  durch  Be- 
seitigung der  Vergnügungs-  und  Festsucht  nicht  bloss  der 
obem,  sondern  auch  der  unteren  Klassen  und  bessere- 
Lebenshaltung  derselben ;  durch  gute  Staatsgesetzgebun^ 
und  Politik  Oberhaupt. 
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Wer  soll  anfangen?  Die  Kirche  sollte  es  in 
erster  Linie,  reicht  aber  dazu  vorläufig  nicht  mehr  aus 
Wird  der  Sozialismus  die  sozialen  Schäden  heilen?  Wir 
glauben  es  unsererseits  nicht,  wenigstens  sicher  nicht 
solange  er  cden  Himtfiel  den  Christen  und  den  Spatzen 
Iassen>  will,  wie  eines  seiner  populären  Schlagworte 
lautet.  Geheilt  werden  soziale  Schäden  überhaupt  nur 
durch  grosse  Schickungen,  die  für  die  jetzigen  civilisirten 
Völker  auch  nicht  ausbleiben  werden. 

Inzwischen  aber  muss  man  ihnen  ein  besseres  Glück 
und  eine  gesundere  Lebensfreudigkeit  zeigen,  als  die, 
welche  sie  kennen.  Sie  lieben  in  ihrer  Mehrheit  das  Laster 
doch  nicht  und  kennen  seine  Folgen  ganz  gut  genug,  ohne 
vid  Belehrung  darüber;  aber  sie  glauben  nicht  an  ein 
«nderes  Glück,  weil  sie  es  zu  wenig  sehen*). 

Diejenigen,  die  es  kennen,  müssen  sich  besser  zu- 
sammenfinden. Nicht  in  einer  neuen  Kirche;  die  alten  sind 
gut  genug,  wenn  sie  nur  lebendiger  werden;  noch  weniger 
durch  sozialistische  Parteiung,  die  sich  als  ziemlich  un* 
wirksam  gezeigt  hat,  ausser  zum  Zerstören  und  Begraben 
unhaltbarer  Dinge.  Sondern  durch  stilles  Zusammenwirken 
aller  wohlmeinenden  Menschen,  deren  es  noch  recht  genug 
gibt,  wenn  sie  sich  besser  kennen  und  verstehen  würden. 

Die  Hauptlaster  aber,  Trunksucht,  Liederlichkeit,  Spiel, 
Festsucht,  müssen  fort  durch  staatliche  Massnahmen,, 
und  im  Uebrigen  muss  mit  dem  materialistischen  Geist  ent- 
sdiiedener  gebrochen  und  eine  Generation  erzogen  werden,. 


^  Le  monde  est  esclave  de  sa  paresse  et  de  son  plaisir;. 
ä  n*est  [Mtö  mechant:  haXr  est  une  fatigue;  et  il  n'est  paa 
*>on:  la  bont^  est  un  eifert!  II  est  l^ger,  frivole,  avide  de 
tout  ce  qui  amuse  son  ennui,  ou  caresse  sa  vanitö.  (Cherbuliez.> 
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<iie  wieder  an  einen  Grott  und  an  eine  Tugend  wirklich 
glaubt. 

Was  hingegen  jetzt  den  sogenannten    «Vertuistes» 
fehlt,  ist  die  volle  Ueberzeugung  und  der  volle  Ernst  zu 
ihrer  Sache.    Wenn  sie  selbst  nie  mehr  ein  Veignügungs- 
lokal  beträten,  vielmehr  die  ganzen  Kurorte  boykottirten, 
wo   Rösslispiel  stattfindet,   oder  wenn   man  in  den  Zu- 
sammenkünften der  guten  Gesellschaft  den  Alkohol  ver- 
miede,   so    wäre    man    mit    diesen    Uebeln    bald    im 
Reinen.       Ganz     fruchtlos,     bloss    dekorativ,     ist    die 
schablonenhafte  Weise,   in  der  jetzt  gute  Werke  angc^ 
bahnt    zu    werden  pflegen,    indem    man   zuerst    durch 
Vorträge  oder  Aufrufe  einen  Verein  zusammentrommelt, 
dem  ein  schweizerischer  oder  deutscher  Centralverein  und 
zuletzt    unfehlbar   noch    ein    internationaler   folgt,    bei 
welchem    von    vergnügungssüchtigen    Personen    einig^es 
mehr  oder  weniger  UnnOthige   geredet,   berichterstattet; 
protokollirt,  daneben  aber  sehr  viel  bankettirt  wird.    Das 
Weitere  besorgt    dann  ein  «ständiger  Sekretär»,  der  die 
ProtokoUe  herausgibt,  die  Jahresberichte   schmiedet  und 
-die  Jahresbeiträge  verzehrt.     Alles  Grosse  und  Gute   in 
der  Welt  ist  nicht  auf  diese  Weise,  sondern  zuerst   von 
einzelnen  dazu  berufenen  und  dafür  begeisterten  Leuten 
klein  angefangen  worden;  die  Comite's  und  Kongresse  sind 
solchen  aktiven  Menschen  meistens  nur  ein  Hindemiss. 
Wenn   es  der    Sachlage   nach   aber  nicht   ohne    solche 
«impedimenta»    geht,    so  müssen  sie  wenigstens    mög- 
lichst  eingeschränkt   werden^). 


')  Spurgeon  sagte  einmal,  das  beste  Comite  sei 
ein  dreigliedriges,  von  dem  ein  Mitglied  immer  krank,  das 
zweite  stets  abwesend  und  das  dritte  er  selber  sei. 
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Verschiedene  Vereine  für  die  verschiedenen  Zwecke 
werden  stets  bestehen  müssen,  aber  sie  sollten  in  einer 
Art  von  ständiger  Verbindung  stehen,  nicht  sowohl  um 
ihrer  selbst  willen,  sondern,  um  bei  grossen  Aktionen, 
L  B.  etwa  Initiative  oder  Referendum  in  grösseren 
Sttchen,  sofort  über  die  nöthige  Stimmenzahl  und  die 
ndtUgen  Greldmittel  verfügen  zu  können.  Ohne  das 
werden  wir  z.  B.  nie  gegen  das  Bösslispiel  und  die 
Lotterien,  oder  für  die  local  Option  aufkommen.  Eine 
solche  Macht  aber  respektiren  bei  uns  auch  schon  die 
Regierungen  und  Parlamente,  die  überhaupt  in  der  Regel 
nur  der  Macht  und  nicht  der  Idee  sich  beugen. 

Die  «gemeinnützige  Gesellschaft»  hätte  bei  uns  diese 
Aalgabe  eines  Centralvereins  gehabt  und  in  noch  früheren 
Zeiten  die  reformirte  Kirche ;  aber  das  Salz  ist  bei  beiden 
t«Qb  geworden  und  hat  das  Schicksal  einigermassen  er- 
Uiren,  das  ihm  für  diesen  FaU  vorausgesagt  ist. 

Nunmehr  muss  eine  andere  Centralgesellschaft 
entstehen,  ungefähr  in  der  Idee  und  Art  der  alten  «helve- 
tisehen  Gesellschaft»  von  Schinznach,  die  auch  vielleicht 
<iie  Revolution  aufgehalten  hätte,  wenn  sie  nicht  zu  spät 
entstanden  wäre,  und  wenn  nicht  die  damaligen  besten 
Krifte,  wie  z.  B.  Pestalozzi  und  Lavater,  unverbesserliche 
Phantasten  in  der  Art  des  «Landvogts  Amer»  gewesen 
wiren.  Ein  solches  «Comite  d e  salut  public»  ist  ja 
einmal  schon  in  der  grossen  französischen  Revolution  da 
gewesen,  und  die  Idee  wäre  eine  geniale  gewesen,  wenn 
sie  eine  bessere  Ausführung  gefunden  hätte.  Das  kommt 
vielleicht,  wenn  jetzt  die  Initiative  für  die  Gesetzgebung 
in  die  schweizerische  Verfassung  kommt,  die  ein  solches^ 
eiobeitliches  Wirken  noch  nothwendiger  macht,  als  bis- 
her.    AUe  Parteien,  Cliquen  und  Interessengruppen  habert 
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jetzt  ihre  Organisation  bei  uns  und  sind  dadurch  oft 
mächtiger  geworden,  als  sie  sein  sollten.  Nur  die  vielen 
braven  und  das  Gute  liebenden  Leute,  welche  die  schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  eigentUch  erhalten,  sind  noch 
Ainorganisirt  geblieben. 

Das  Programm  einer  solchen  Centralgesellschaft 
ist  leichter  zu  finden,  als  die  Personen,  die  sie  mit  der 
nöthigen  Umsicht  und  Autorität  dirigiren.  Es  besteht 
zunächst  in  Folgendem:  local  Option  gegen  den  Alkohol, 
Beseitigung  des  Rösslispiels  und  der  Lotterien  und  aller 
sonst  noch  etwa  vorhandenen  Auswüchse  der  Fremden- 
industrie. Bekämpfung  der  schlechten  Litteratur,  der 
unsittlichen  Anzeigen  und  Plakate,  der  schlechten  Theater- 
stücke, imd  der  Bordelle,  wo  sie  noch  bestehen.  Ein- 
führung des  Frauenstimmrechts  in  Schul-  und  Kirchen- 
sachen. Sonntagsruhe,  Verbot  der  Sonntagsjagd,  Ein- 
schränkung der  Sonntags- Vergnügungszüge.  Freier  Sams- 
tag-Nachmittag, zum  mindesten  für  die  Frauen,  Ver- 
bot der  Mitgabe  von  Arbeit.  Einschränkung  der  Waren- 
häuser und  aller  trustähnlichen  Verbindungen,  scharfe 
Lebensmittelpolizei.  Staatliche  Unfall-  und  Kranken- 
versichenmg  mit  hinreichenden  Kranken-  und  Erholungs- 
anstalten, staatlichen  Apotheken  und  unentgeltlichem 
Begräbniss.  Bessere  Erziehung,  von  unten  bis  oben. 
Regeneration  der  bestehenden  Kirchen  nach  dem  Ideale 
eines  unverfälschten  Christenthums.  Beseitigung  des 
Luxus  und  vornehmen  Wesens  in  Staat  und  Gesellschaft, 
Beförderung  einer  grösseren  Einfachheit  in  der  Lebens- 
haltung, Einschränkung  aller  Feste. 

Alles  das  ist  erreichbar,  wenn  wir  einen 
gut  geschlossenen  Kern  von  dafür  lebhaft  eingenommenen 
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Personen  hätten,  die  allfällig  auch  fähig  wären,  nach  Ana- 
logie eines  berQhmten  Ausspruches  der  ersten  helvetischen 
Yerfassung,  «die  Freiheit  dem  Wohlstande  vorzuziehen». 

Die  Anstalten,  die  etwa  zu  diesem  Zwecke  noch 
gerundet  werden  könnten,  sind  auch  leicht  zu  nennen. 
Kftmentlich  wären  es  Rettungshäuser  für  entlassene, 
Sträflinge,  gesunkene  Frauen  und  allerlei  verwahrloste 
Leute  überhaupt,  nach  dem  Muster,  das  die  Heilsarmee 
bereits  gezeigt  hat.  Anstalten  für  Arbeitslose  in  der  Art 
derBodelschwingh'schen;  Anstalten  für  Knaben,  die  ihnen 
iwischen  der  Absolvii-ung  des  Gymnasiums  und  der  Uni- 
Tersität,  oder  sonstigen  höheren  Schule,  eine  passende 
kurze  Ausruhzeit  und  Vorbereitungszeit.  Oder  eine  Aus- 
ruhstation  zwischen  den  Schul-  und  Studienjahren  bieten, 
deren  jetzt  manche  dringend  bedürfen.  Oder  auch  einen 
passenden  Ort,  um  unter  Aufsicht  undAnleitimg  Doktor- 
tiiesen  oder  sonstige  ähnliche  Arbeiten  zu  machen.  Das 
ist  etwas,  was  jetzt  gar  nicht  besteht. 

Es  ist  aber  noch  manches  Andere  denkbar,  das 
Sie  sich  selbst  zurechtlegen  können. 

Versuchen  Sie  es  zunächst,  für  so  etwas  Sinn  zu  ge- 
winnen und  dann  Andern  in  ihrer  nächsten  Umgebung 
^  Verständniss  dafür  zu  eröflhen.  Fangen  Sie  es  nicht 
mit  einem  Vortrag,  oder  mit  einer  Vereinsgründung 
to,  und  überhaupt  nicht  in  agitatorischer  Weise,  sondern 
gelegentlich,  wo  es  sich  etwa  schicken  will,  und 
ttcfa  nicht  mittelst  der  bei  Dilettanten  üblichen  heftigen 
Anklagen  gegen  Kirche,  Staat  und  Gesellschaft.  Wenn 
Sie  warten  wollen,  bis  diese  reformirt  sind,  oder  bis  der 
grosse   Zusammenbruch  stattgefunden  hat,  auf  den   die 
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Sozialisten  schon  seit  ihrem  «kommunistischen  Manifest» 
von  1847  vergeblich  hoffen,  um  dann  erst  auf  diesen 
Trümmern  etwas  ganz  Neues  zu  erbauen,  so  werden  Sie 
Ihre  Lebenszeit  darüber  verlieren.  Die  Weltgeschichte 
arbeitet  gewöhnlich  nicht  mit  solchen  Generalauf- 
räumungen, sondern  sie  lässt  das  neue  Gute  unter 
^und  neben  dem  Verrotteten  kräftig  aufwachsen^ 
bis  daä  Alte  nach  und  nach  von  selbst  zusammenfällt^ 
genau  so,  wie  es  in  der  Natur  auch  geschieht. 

Probiren  Sie  es,  ohne  viel  Weisheit  und  Gelehrsam- 
keit aufzuwenden,  mit  dem  einfachen  gesundea 
Menschenverstand,  für  den  die  germanischen  Völker 
namentlich  doch  noch  sehr  empfänglich  sind,  wenn  sie 
auch  zuerst  an  Allem  etwas  zu  tadeln  finden,  besonders^ 
wenn  man  es  ihnen  gar  zu  positiv  aufdrängen  wilL 


«Wise  sayings  often  fall  on  harren  ground,  but  a 
kind  Word  is  never  thrown  away.» 

«There  is  no  calaraity  which  right  words  vrill  not. 
begin  to  redress».    (Emerson.) 


La 
demoeratie  et  son  evolution/) 


^)  Gomme  oq  le  verra,  cette  etude  porte  sur  les  man!- 
iestaüoDs  de  l'id^  d^mocratique  en  Suisse  et  k  Tetranger; 
^  est  Qn  modeste  essai  dliistoire  et  de  philosophie  politique. 
^OQS  aTons  laiss^  de  cöt^  Taction  sociale  et  morale^de  la 
demoeratie;  ce  sera,  peut-^tre,  pour  un  prochain  article. 


11 


Chapitrx  I*'. 

Lld^o  dömoeratiaae. 

I. 

£n  soi,  la  democratie  est   le  gouvemement  exerce 

par  le  peuple  liii*mSme;  en  iait,   c'est  une  forme  de 

goavernement  oü  le  peuple,  investi  de  la  souverainete, 

en  del^:ue  plus  ou  moins  completement  Texercice.    Elle 

s'ofEre  ä  nous  sous  les  aspects  les  plus  divers,  epuisant 

en  quelque  sorte  sa  definition  dans  certains  pays,  et  n'en 

realisant  guere,  dans  d'autres,  que  le  principe  general  ou 

l'apparence,    N'est-il  point  vrai,  d'ailleurs,   que  pas  un 

s}*stenie  politique  n'a  pleinement  coneorde  avec  la  tra- 

duetion  que  les  ev^nements  et  les  hommes  en  ont  donn^e, 

ni  celui  de  la  monarchie  autoritaire  ou  liberale,  ni  les 

antres?     Le  d^enninisme  social  se  joue  d6  Tidee  pure 

et  ne  Tadapte  qu'en  la  modifiant      Les  interets  et  les 

priodpes,  sans   etre  necessairement  contradictoires,    ne 

sont  pas  moins  les  deux  elements  essentiels  de  tous  les 

problemes  de  la  vie  publique,  et  la  Solution  n'est  jamais 

foumie  que  par  leur  moyenne.  A  sacrifier  Tun  des  facteurs 

a  Fautre,  et  notanunent  k  ne  tenir  compte  que  du  facteur 

^>eculatit   on   construit  sur  le  sable  de  Thistoire.    On 

coiiunet  Terreur,   on  glisse   vers  la  chim^re  de   Victor 

GoDsiderant  qui,  en  feyrier  1861,  «fixait  1862  pour  terme 

de  rigueur»  de  Tavenement  en  France  du  «gouvemement 

direct  par  le  peuple»!^) 


')  La  Solution  du  gouvernement  par  le  peuple, 
m-16^  förrier  1851,  Librairie  phalanst^rienne,  Paris,  3*  ^t 
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Les  Etats  et  leurs  formes,  les  lois  et  leurs  textes  sont 
des  phenomenes  sociaux  qui  echappent,  dans  une  large 
mesure,  k  la  volonte  consciente  et  ä  Taction  reflechie; 
de   meme  gue  le   monde   physique   est  assujetti  ä  des 
regles  qu'il  n'est  pas  en,  notre  pouvoir  de  boule verser  ou 
de  refondre,  de  meme,  k  un  degre  moindre  sans  doute,. 
les  societes  humaines  bravent,   ou  n'acceptent  que  souff 
benefice   d'experience,    les   developpements   abstraits  de 
I'orgainisateur  ou   du   penseur.     Le   sol,    le   climat,    les 
moeurs,  la  religion,  les  conditions  econoiHiques,  sans  par- 
Icir  de  ces  imponderables  qui  influent  sur  la  destinee  des 
nations  comme  sur  celle  des  individus,  —  tout^s  ces  cir- 
constances  imposent  aux  systemes  les  plus  admirablement 
imagines,  les  plusrigoureusement  deduits,  descombinaisons^ 
des  transactions  et  des  variations  sans  nombre. 

C'est  pourquoi  il  y  a  democraties  et  democraties,  les 
unes  adulterees  par  un  melange  de  dictature,  les  autires^ 
sympathiques  ou  resignees  au  maintlen  de  la  traditio» 
monarchique,  les  unes  encore  oü  TEtat,  "constitue  e» 
Republique,  ne  laisse  au  peuple  qu'un  röle  de  grand 
College  electoral,  les  autres  oü  Tensemble  des  citoyens^ 
tout  en  distribuant  librement  les  prindpaux  emplois  et 
honneurs  publics,  tout  en  faisant  fonction  d'autorite  supreme- 
en  matiere  legislative,  n'en  continue  pas  moins  a  regner* 
plus  qu'il  ne  gouveme.  Aujourd'hui,  la  d^mocratie  de- 
borde  presque  partout,  mais  eile  n'est,  ici,  qu'un  modeste 
ruisseau,  lä,  qu'une  riviere  paisible,  tandis  qu'elle  sera^ 
plus  loin,  torrent  impetueux  ou  fleuve  puissant,  des  digues^ 
canaux  et  autres  ouvrages  d'art  l'elnpechant  ä  l'ordinaire- 
de  repandre  ses  flots  au  delk  des  limites  que  lui  assignent ' 
les  besoins  du  temps  et  du  milieu. 

Quoique  notre  dessein  et  notre  tache  soient  bomes^ 
nous  ne  pourrions  cependant  les  reinplir,  si  nous  n'avion^ 
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pas  fixe,  d'entree,  une  notion  preliminaire,  msäs  primoi^ 
diale,  celle  de  TEtat,  puisqu'aussi  bien  la  democratie  n*a 
aacnn  sens  en  dehors  de  lui  et  des  autres  corporatioAs 
de  droit  public.  Qu'  est-oe  donc  que  TEtat?  C'est, 
non  point  comme  on  Fa  enseigne,  une  fa<^on  de  machine 
politique,  non  pas  une  association  contraotuelle,  non  pas 
an  produit  artifidel  de  la  vie,  mais  tout  simplement  une 
eommunaute  humaine,  dans  l'acception  du  mot  allemand : 
Gemeinwesen.  L'homme,  Fanimal  sociable  d'Aristote, 
s'est  groupe  en  agglom^rations  coop^rant  a  l'entretien  et 
ä  la  defense  de  tous.  LHitilit^  de  cette  Cooperation  a  ete 
i  la  fois  la  cause  et  le  but  de  la  reunion :  comme  Taddi- 
tion  des  forces  individuelles  assure  des  resultats  que  leur 
emploi  isole  ne  saurait  atteindre,  nous  avons,  ainsi  que 
Ta  montre  Herbert  Spencer,  une  action  concert^e  ä  Torigine, 
pois,  une  Organisation  qui  s'y  greffe  et  qui,  eile,  est  moins 
reffet  d'un  accord  deliböre  que  de  la  necessite  sociale. 
Tels  sont  le  fondementmat^riel  et  l'explication  psychologique 
del'Etat,  —  eommunaute  qui  embrasse  les  personnes  et  les 
interets  de  tous  ses  membres  et  qui,  une  foisetablie,  ne 
eonnalt  plus  le  bien  particulier  de  ceux-ci  qu'en  tant  qu'il 
se  condlie  avec  le  bien  gen^ral.  En  d'autres  teitnes,  la 
Tic  eollective  est  voulue,  mais  l'activite  coUective  est 
exdusivement  dirigee  et  ordonn^  selon  une  oonception 
d'utilite  et  d'ordre  publics,  qui  prövaut  sur  tout  le  reste, 
csoneeption  infiniment  moins  ideale  qu'empirique  et  infini- 
meiit  moins  raisonn^  par  les  hommes  que  dict^e  par 
ks  faits. 

Or  les  faits  conduisent  ä  la  forme  d^mocratique  de 
nStat,  bien  que  cette  affirmation  semble  dementie  par  les 
le^;ons  du  passe.  Les  progrte  de  la  civilisation,  develop- 
pement  de  rinstruction,  adoucissement  des  moßurs,  accrois- 
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sement  et  difFusion  de  la  richesse,  eraancipation  et  reha» 

bilitation  du  travail,  ont  tendu  ä  replacer  entre  les  mains 

de  tous  la  force  gouveraementale,  amiablement  ou  violem- 

ment  d^tenue,  soit  per  quelques-uns,  soit  par  un  seul* 

Au  surplus,  meme  sous  un  roi  ou  un  patriciat,  la  volonte 

collective  ou,  si  Ton  prefere,  l'opinion  publique,  qu'elle 

s'exprime  dans  des  sentiments  traditionnels,   dans  des 

regles  her^taires,  qu'elle  se  manifeste  par  Timmanente 

menace  de  resistances  probables,  de  soul^vements  possi- 

bles,   qu'elle   soit   la  voix  des  morts  ou  la  rumeur  des 

vivants,  l'opinion  publique  ne  laisse  pas  d'agir  sur  le 

pouvoir.  Et,  dans  les  societes  politiques,  les  appareils  de 

l'Etat,   quels  qu'ils  soient,   ne  sont  que  les  organes  du 

Corps  qu'ils  mettent  en  mouvement  et  dont  ils  accomplis- 

sent  les  fonctions;  ils  n'ont  point  d'existence  propre,  ils 

ne  sont  quelque  chose  que  par  lui  et  pour  lui.    Comme, 

d'autre  part,  ils  ne  sont  pas  des  creations  etemelles  de 

la  nature,   comme  ils  ne  sont,  en   v^ritö   que  l'ceuvre 

provisoire  et  changeante  de  l'occasion  ou  du  moment  en 

face  de  la  nation  qui  marche  et  qui  dure,  il  va  de  soi 

que  s'ils  n'emanent  pas  de  cette  derniere,  que  s'ils  ne  se 

confondent  pas  avec  eile,   que  s'ils  ne  sont  pas  eile  en 

un  mot,  ils  n'ont  aucune  chance  serieuse,  ni  meme  une 

raison  profonde,  de  conserver  les  attributs  et  le  prestige 

de  l'autorite.  Le  maitre  qui,  dans  la  conmiunaut^,  est  la 

communaute  elle-meme,  les  eloigne  ou  les  supprime  quand 

il  peut  se  passer  de  leurs  Services;  il  en  a  le  droit  et 

ä  tout  prendre,  le  devoir.  S'il  suffit  a  realiser  la  discipline 

sociale,  sans  laquelle  l'Etat  sombrerait  dans  un  anarchisme 

pemicieux  ou,  ä  tout  le  moins,  sterile,   il  abdique  et  se 

degrade  en  n'exer^ant  pas  toutes  les  prerogatives  de  sa 

souverainete.  En  consequence,  le  gouvernement  populaire 
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se  legitime  et  s'impose,  des  qu'il  est  capable  d'etre  un 
goavemement 

Nul  ne  songe  plus  a  fonder  r£tat  sur  un  absolu.  La 
doctrine  demoeratique  de  Rousseau  et  de  ceux  qui  Tont 
soivi  n'a  plus  d'adeptes.  L'äoquente,  seduisante  et  fragile 
theorie  de  la  « volonte  generale  »  n'est  plus,  k  nos  yeux, 
qu*im  brillant  mais  assez  vain  effort  de  dialectique.  Jean- 
Jacques  lui-m€me  n'a  pas  osä  la  pousser  jusqu'au  bout; 
80D  ivresse  de  logique  verbale  s'est  dissip^  au  contact 
de  la  realit^.  S'il  affirme  que  la  souverainet^,  ceonsistant 
essentiellement  dans  la  volonte  generale  >,  ne  peut  etre 
representee;  que  les  «d^put^  du  peuple»  sont  de  simples 
« commissaires »,  rien  de  plus,  et  que  «toute  loi  que  le 
peuple  en  personne  n'a  pas  ratifiee,  est  nulle»,  il  n'en 
dedare  pa8  moins  impraticable  la  democratie  directe :  «S'il 
7  avait  un  peuple  de  dieux,  il  se  gouvemerait  demo- 
cratiquement  Un  gouvemement  si  parfait  ne  convient 
pas  ä  des  bommes.»  Son  erreur  a  ete  de  partir  d'une 
«volonte  generale»  qui  repose  sur  la  plus  inadmissible  des 
hypotheses:  l'unanimite  des  volonte  particulieres. 

n  y  a  plus.  Cette  «volonte  generale»  serait  la  pro- 
priete,  indivisible  et  inalienable,  de  tous  ceux  qui  habitent 
le  territoire  de  l'Etat.  Mais  cette  propriete  est  le  privilege 
d^une  minorite,  tres  considerable  assurement,  la  dasse  des 
dtoyens,  qui  refuse  aux  etrangers,  aux  femmes,  aux  en- 
boits,  aux  interdits,  tout  droit  k  la  puissance  publique.  Les 
individus  groupes  dans  l'Etat  sont  des  membres,  les  uns 
actiCs,  les  autres  passifs,  de  la  communaute;  et  puis,  la 
minorite  active  se  partage  fatalement  en  deux  camps  ou 
davantage,  si  bien  que  la  «volonte  generale»,  qui  devrait 
etre  la  volonte  de  tous,  n'est  plus  celle  que  de  la  majorite 
d'une  minorite  souveraine  I   Que  nous  sommes  loin  de  la 
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pantocratie  laborieusement  construite  ou  revee!  Nou^ 
n'avons  plus  qu'une  poliarchie,  —  une  aristocratie  tres 
ouverte. 

Les  subtilites  par  lesquelles  Rousseau  cherche  ä  ex- 
pliquer  cette  d^evante  d^eneralisation  de  sa  €  volonte 
generale»  ne  sont  ni  tres  heureuses,  ni  m^me  tres  sensees: 
«Quand  Tavis  eontraire  au  mien  l'emporte,  cela  ne  prouve 
autre  chose  sinon  que  je  m'etais  trompe  et  que  ce  que 
j'estimais  ^tre  la  volonte  generale  ne  Tetait  pas.  Si  raon 
avis  particulier  Teüt  empörte,  j'aurais  fait  autre  chose  que 
ce  que  j'aurais  voulu.»  Qu'est-ce  ä  dire,  sinon  que  la 
«volonte  generale»  est,  en  somme,  celle  d'une  majorite 
qui  veut  pour  tout  le  monde,  et  d'une  majorite  qui  se 
recrute  dans  la  minorite  de  la  population? 

L'Etat  n'a  d'autres  assises  que  la  convenance  et  la 
n^essite  sociales.  La  souverainete  n'est  d^l^uee  qu'aux 
membres  effectifs  de  TEtat  (ä  Texclusion  des  ^trangers), 
et  encore  ä  ceux-lä  seulement  dont  la  volonte  individuelle 
est  ä  la  fois  consdente  et  libre  autant  que  peut  l'^tre  notre 
volonte.  La  garde  et  Fadministration  des  interetes  coUec- 
üts  leur  ont  ete  confiees,  ou  ils  s'en  sont  charg^,  ou  il 
les  ont  usurpees;  leurs  rangs  se  sont  elargis  et  s'ölargi- 
ront  au  für  et  ä  mesure  de  raffranchissement  economique, 
intellectuel  et  moral  de  Thumanit^.  Toujours  eet-il  qu'il 
est  plus  conforme  aux  principes  de  «Fordre  naturel»,  pour 
reprendre  une  expression  de  Jean-Jacques,  et  aux  com- 
mandements  de  la  justice,  de  foire  re»der  la  souverainete 
dans  le  plus  grand  nombre,  que  d'en  monopoliser  Texer- 
cice  au  profit  d'im  seul  ou  de  quelques-uns.  L'unanimite 
est,  proprement,  une  chimere;  la  «volonte  generale»  qui 
d'en  ecartera  le  moins  est,  ä  coup  sür,  celle  qui  a  mission 
de   presider  aux   destinees  de  TEtat.    Comme   Ta  ecrit 
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M.  F.-H.  Mentha,  dans  une  ingenieuse  et  vigoureuse  etude 
sur  Le  sifsihne  politique  de  «/.  J,  Rousseau :  «Le  gouveme- 
nient  de  la  majorite  est  preferable  ä  tous  les  autres,  parce 
qu'il  reduit  evidemment  au  minimum,  sinon  les  chances 
d'oppression,  du  moins  le  nombre  possible  des  opprimes ; 
et  c'est  lä  un  immense  avantage,  sans  parier  de,  tous 
les  autres.» 

C'est  un  cimmense  avantage»,  sans  oontredit;  c'est 
aiissi  une  sorte  d'imperatif  cat^gorique,  pour  toute  societe 
oiganisee  sur  laquelle  ne  pesent  pas  des  siecles  de  lourde 
cootrainte  ou  de  forte  tradiiiön..  Comnient  ne  pas  re- 
coonaltre  que  les  int^rets  d^une  communante  politique, 
toQB  les  int^rets,  les  plus.humbles  eomme  les  autres,  — 
s'ils  sont  d'importance  diffärente,  ils  sont  sacres  au 
meme  titre,  -  comment  ne  pas  reconnaitre  qu'ils 
serant  mieux  sauvegardes .  par  Tensemble  des  commu- 
nistes  que  par  une  ou  des  individualites,  infaillible- 
ment  preoccupees  avant  tout  d'exercer  ou  d'exploiter 
le  pouvoir  dans  un  but  personnel?  Et  si  ces  com- 
fflunistes  ont  assez  d'experience  pour  gerer  eux*mdmes 
ks  afEaires  de  la  coUectivite,  pourquoi  les  tenir  en  tutelle, 
et  de  quel  droit?  Et  n'est-ce  pas  accrottre  les  ressources, 
les  eqpoirs,  les  progres  de  l'Etat,  que  d'associer  tous  ses 
oierabres  k  roBUvre  du  bien  g^neral?  Et  n'est-ce  pas 
developper  en  eux  le  goüt  et  la  science  de  la  chose 
puUique,  que  de  les  appelertous  aux  responsabilites  du 
goavemement?  La  pratique  r^^^e  du  devoir  civique 
ntiabituera-t-elle  pas  k  Taccomplissement  de  tous  les 
autres  devoirs?  La  solidarite,  cette  vertu  sociale  par 
eBcettence,  ne  flenrira-t-elle  pas,  plus  saine  et  plus  gene- 
reuse,  au  soleil  de  la  democratie?  Un  pour  tous,  tous 
pour  un!    Magnifique  devise,  supreme  ideal!    Mais  qu'en 
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8ortiraitriI,  ou  qu'en  resterait-il,  devant  le  mensonge  de 
rinegalite  dans  la  manifestation  de  la  volonte  nationale? 
Un  pour  tous,  tous  pour  un,  oui,  k  condition  que  les  uns« 
ne  soient  pas  les  inferieurs  des  autres,  que  Tun  ou 
quelques-uns  ne  soient  pas  les  maitres  de  tous,  car  le- 
devouement  a  l'Etat  comme  d'ailleurs  la  sollicitude  de 
l'Etat  sont  merveilleusement  stimules  par  le  sentiment 
de  chacun  et  de  tous  que,  sous  l'egide  des  lois,  ils  vivent 
de  pair  ä  eompagnon  les  uns  avec  les  autres  dans  la 
commune  patrie. 

Si,  comme  M.  Henry  Michel  Ta  demontre,^)  la  demo-^ 
cratie  est  propice  ä  l'^panouissement  tant  de  la  personne* 
humaine  que  des  agglomerations  sociales,  et  si  eile  est 
le  seul  regime  qui,  dans  son  essence,  ne  oomporte  aucun« 
antagonisme  entre  l'avantage  des  gouvemants  et  celui 
des  gouvemes,  il  sied  de  ne  point  dissimuler  ses  imper- 
fections.  Elle  manque  ä  son  principe,  d'abord,  en  ce  que 
la  souverainete  y  est  conferee,  non  point  au  peuple  tout 
entier^  mais  uniquement  aux  citoyens.  Le3  cerveaux 
latins,  avec  leiur  passion  de  logique,  se  heurtent  volontiers. 
a  cette  contradiction  entre  le  principe  «t  les  faits,  comme 
si  les  faits  pouvaient  toujours  se  plier  aux  regles  et 
comme  si  la  vie  n'etait  pas  la  plus  vieille  ecole  de  trans- 
actions  et  compromis.  Le  mieux,  quoiqu'en  diso  la  sagesse 
des  nations,  est  Tennemie  du  mal  plus  que  du  bien.  Nous 
n'ignorons  pas,  nous  constaterons  encore  dans  le  cours 
de  ces  pages,  que  TEtat  moderne  a  singulierement  etendu 
le  cercle  des  gouvemants  et  que  Tevolution  est  loin  d'etre 
close  en  ce  point.  Au  demeurant,  n'est-ce  pas  une  con* 
quete  dej^  que  d'avoir  sousträit  le  depöt  de  Tautorit-e  au 

*)    La   doctrine  politique  de  la   DimacrcUie,    1   vol.    in-24- 
Paris,  190L 
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caprice  d'un  homme,  ou  k  Farbitraire  de  quelques-uns^ 
pour  le  restitaer  k  l'activite  solidaire  et  feoonde  d'une  tres 
Dombreuse  categorie  d'interesses  et  d'ayants  droit?  Et 
notez  qoe,  la  plupart  du  temips,  les  autres  categories,  le» 
femmes  et  les  enfants  du  moins,  peuvent  avoir  la  certi* 
tude  qo'eUes  ne  seront  point  sacrifiees,  puisque  leurs 
representants  sont  qui  im  epoux.  qui  im  p^re  ou  un 
trife. 

Od  objecto,  d'un  autre  cöte,  que  Tattribution  du 
pouvoir  ä  l'ensemble  des  citoyens  constitue  la  plus  dau- 
gereuse  des  imprudences  ou  la  plus  criante  des  injustices, 
ittendn  que  la  fortune,  rintelligence,  la  moralite  sont 
tres  dlversement  r^parties  et  qu'il  est  pour  le  moins 
exeessif  de  proclamery  avec  Tegalite  politique,  requivalence 
sociale  des  int^rets.  Eh!  quoi,  un  paysan  k  peine  trotte 
dlnstruction  primaire  aurait  voix  au  chapitre  comme  le 
lettre  ou  le  savant?  L'ouvrier  qui  gagne  miserablement 
900  pain  pourrait  engager  TEtat,  par  ses  votes,  tout 
comme  le  grand  propri^taire  terrien  ou  le  banquier 
ridiissime?  Cehii  dont  la  conduite  est  en  scandale  ne  serait 
pas  moins  digne  de  deposer  son  bulletin  dans  Turne,  de 
9^er  peut-^tre  dans  les  Ck)n8eils  du  pays,  que  le  plus. 
iOBtere  des  räpubliooles?  La  fiction  niveleuse  qui  est  au 
fond  de  Tid^  democratique  n'est  que  leurre,  peril  et  du- 
perie! . . .  Sans  compter  que,\]ans  la  monarchie  ou  dana 
ka  gouvemements  oligarchiques,  ni  le  roi,  ni  les  chefs 
de  TEtat  ne  sont  toujours  les  meilleurs  membres  de 
la  oommimante,  il  convient  de  ne  pas  appliquer  la 
rigueur  des  exigences  obstraites  k  la  relativite  des  cir- 
eonstances  et  de  ne  pas  commettre  la  grave  erreur  de 
beaucoup  de  th^ridens.  L'ideal  n'etant  jamais  pour 
BOtts  qu'une  noble    esperance  de  l'esprit,    nous  devons 
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nous  contenter,  le  plus  souvent,  du  moindre  mal, 
•ou  du  bien,  non  le  plus  d^irable,  mais  le  plus 
proche  et  le  plus  sür.  Un  tribunal  des  capacites 
•civiqueSy  un  office  des  investitures  electorales  nous  me- 
nageraient  decidement  trop  de  surprises  et  trop  d'iniquites. 
Le  gouvemement  populaire  a  cette  superiorite,  parmi 
tant  d'autres,  de  rendre  obligatoire,  en  quelque  mesure, 
rinitiation  aux  besoins  et  aux  fins  de  la  cite.  Cette  Ini- 
tiation est  indispensable  aux  uns  comme  aux  autres,  aux 
pröfesseurs  d'universite  comme  aux  travailleurs  de  la  ville 
ou  des  champs;  Tinstinct  et  le  sens  de  la  chose  publique, 
si  Ton  ose  ainsi  dire,  ne  sont  pas  plus  etrangers  aux 
uns  qu*aux  autres,  et  Ton  ne  pourrait  etablir  des  degres 
•entre  eux  qu'au  prix  d'arbitraires  et  de  vexatoires  pro- 
cedures. 

Que  Ton  songe  k  la  Situation  du  tiers-etat,  avant  la 
Revolution  fran^aise!  II  n'etait  rien;  il  est  devenu  tout. 
Pourquoi?  Parce  que,  au  lieu  d'empecher  son  ascension 
:sociale,  on  Ta  favorisee.  II  n'en  ira  pas  autrement  du 
quatrieme  etat,  qui  acquerra,  lui  aussi,  qui  possede  dejii 
•de  par  les  conditions  memes  de  la  vie  corporative  a 
laquelle  il  s'est  eleve  (syndicats,  mutualit^s,  etc.),  une 
isuffisante  preparation  ä  la  vie  politique.  Et  il  n'est 
qu'au  debut  d'une  ere  d'emancipation,  et  la  porte  des 
«iecles  futurs  s'ouvre,  toute  large,  devant  lui. 

Traiter  des  hommes  en  etemels  mineurs,  par  le  seul 
motif  qu'ils  ne  sont  pas  issus  des  classes  dirigeantes, 
•c'est  creer  une  multitude  de  parias  pour  le  present  et 
une  armee  de  revoltes  pour  Tavenir.  Serait-ce  tout?  Ce 
que  Ton  designe  sous  le  nom  d'elite  peut  dtre  une  elite, 
individuellement  parlani  En  est-elle  toujours  une,  se 
•comporte-t-elle  toujours  comme  si  eile  en  etait  une,  lors- 
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qu'elle  passe  de  Taction  isolee  ä  l'action  coUective?  Re- 

gardez  les  Parlements  de  tant  de  nations!  Elle  y  forme 

Tecrasante  majorite,  l'unaaunite  meme.    Donne-t-elle  ua 

plus  bei  exemple  de  sangrfroid,  de  dairvoyance,  de  de*^ 

sinteressement,  de  sacrifice,  que  le  peuple  de  la  Confe- 

deration  ou  des  canto&s  helvetiques?  *)  Des  que  la  masse 

a  le  soud  et  la  Charge  de  ses  destinees,  eile  a,  par  je 

ne  sais  quelle  dispensation  mysterieuse,  une  Intuition 

admirahle    du   bien  general.    Qu'elle   fasse   des    faiites, 

qu'elle  subisse  des  entrainements,  qu'elle  soit  trop  mobile^ 

trop  impressionnable,  trop  irreflechie  encore,  nul  ne  le  con^ 

testera,  mais  ce  sont  la  des  accidents  et  des  defants  comi- 

mims  ä  toates  les  creatures  humaines  et  ces  demieres  y 

eefaappent  moins  qu'eUe-meme.    Le  poids  formidable  des. 

aSures  et  des  responsabilites  sociales  inspire  ä  la  cons- 

cience  populaire   une  reelle  et  profonde  intelligence  de^ 

son  devoir:    c'est  obscur,   c'est  irraisonne»   si  Ton  veut^ 

laais  cela  est;  ceux  qui  Tont  vue  ä  l'ceuvre  n'en  doutent 

pas.    Apres  cela,  je  concede  que  cette  sagesse  s'apprend 

par  l'exercice    du  pouvoir.    Comment  s'apprendrait^elle,. 

cependant,   si  Von  tenait  obstinement  fermee   Fecole  oü 

eDe  s'enseigne?  Le  jeu  naturel  des  institutions  demo-^ 

cratiques   a  une  incomparable  puissance  educative.    Que 

l'oD  n'y    recoure   pas    prematurement,   rien   de   mieuxi 

une  democratie  ignorante,  superstitieuse,  inexperimentee 

est  le  pire    des  gouvemements.     Mais   que   Ton   cesse 

den  avoir   peur!   Les  terrifiantes  propheties  de  Guizot,. 

les  dedaigneuses  mefiances  de  Renan,  les  apres  requisi- 

^)  Le  Pr^ident  du  Congr^s  des  Trades  Unions  anglaises^ 
ea  1902,  a  pn  clore  lestravaux  de  l'assembl^e  qu'il  dirigeait, 
^B  pronon9ant  ces  significatives  paroles:  «Vous  rous  ^tes 
condnite  dix  fois  mieux  que  les  honorables  gentlemen  a  la. 
Chambre  des  Ck)mmunes.» 
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toires  d'Edmond  Sclierer  ne  seraient  plus  de  mi^,  ä 
«ette  heiire.  Le  probl^me  a  öte  pose  et  resolu;  la  preuve 
•est  faite.  On  peut  s'en  lamenter,  on  peut  s'en  indigner, 
•on   peut  meme  le  nier  —  e  pur  si  muove! 

n. 

Vieille  comme  la  civilisation,  la  democratie  n'est  toute- 
fois  realisee  que  d'hier  dans  sa  v^rit^  et  sa  pl^nitude. 
L'antiquite  Ta  connue,  aux  plus  grandes  heures  de  son 
histoire.  Elle  y  est  arrivee  lentement;  eile  s'est  arr^tee 
ä  mi-chemin.  Puis,  le  flot  oligarchique  ou  monarchique 
a  tout  empörte  pour  des  si^cles. 

La  Grece  n'^tait  plus  qu'une  provinoe  de  FEmpire 
romain,  la  republique  n'etait  plus  qu'un  Souvenir,  ä  Theure 
oü  les  disdples  de  J^us,  de  Nazareth,  se  dispers^rent 
pour  «annoncer  ä  la  terre  le  regne  de  Dieu».  La  religion 
du  Christ  ne  signifierai^elle  pas  un  retour  a  l'idee  egali* 
taire,  un  reveil  de  la  foi  democratique?  La  primitive  Eglise 
est  une  eglise  populaire,  les  membres  des  premieres 
eommunautes  chretiennes  se  considörent  comme  des  freres 
en  Dieu  et  devant  les  hommes.  Le  christianisme  ne  s'est 
hierarchise  et  monarchise  que  plus  tard,  sous  l'influence 
des  institutions  ziviles,  sous  la  pression  des  circonstances 
exterieures.  Jusqu'aux  XII«  et  XIII«  siedes,  jusqu'au 
graud  mouvement  municipal  du  moyen  Sge,  et  meme 
jusqu'ä  la  R^forme,  la  democratie  n'est  plus  ni  un  fait 
important,  ni  une  doctrine  vivante.  Que  si  les  Germains 
ont  possede  leiu*s  assemblees  du  peuple,  oü  Ton  dälib^rait 
des  interets  essentiels  de  la  tribu,  et  que  si  ces  moeurs 
politiques  ont  p^netre  dans  le  centre  et  le  midi  de 
l'Europe  par  les  invasions,  nous  pouvons  ne  point  insister, 
car  ce  sont  lä  des   phenom^nes   bien   secondaires  dans 
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f^rolution  democratique.  Et  si,  dans  la  suite,  nombre  de 
oommanes,  quoique  tenant  leur  charte  du  suzerain,  s'ad- 
ministrent  Ubrement,  en  AUemagne  ou  en  France,  elisent 
leur  bourgmestre  comme  ä  Francfort,  decr^tent  leurs 
impöts  ailleurs  et  s'efforcent  de  r^iser  un  simulacre 
d'autoDomie  republicaine,  la  societe  feodale  est  trop 
^omin^e  par  TEmpire  et  TEglise  pour  songer  k  se  gou- 
reroer  elle-meme.  II  y  aurait  bien  k  citer  les  republiques 
ittliennes,  Florence,  Milan,  Venise  et  les  autres;  mais 
Florence  compte  k  peine  deux  mille  citoyens,  au  dessous 
ilesquels  sont  lös  serfi»  de  la  glebe,  les  ouvriers  de  con- 
<litioD  servile,  et  cette  minorit^  souveraine,  en  proie  k 
^'incessantes  dissensions,  indinant  tant6t  vers  Toligarchie 
et  tantöt  entralnee  vers  la  d^magogie,  finira  par  preferer 
le  calme  mortel  de  la  tyrannie  aux  feconds  orages  de 
Hod^endance;  mais  Milan  se  d^bat  entre  ranarcbie  et 
lidietature,  jusqu'aux  dynasties  des  Visconti  et  des  Sforza; 
Buds  Venise  .  .  .  Qu'avons-nous  lä,  sinon  d'incompletes 
tt  mediocres  reeditions  des  r^publiques  grecques,  avec 
jio$  de  ressources  materieUes,  avec  une  belle  renaissance 
irtistique  et  littöraire,  avec  moins  de  sens  et  d'esprit 
oriques? 

La  democratie  n'a  qu'un  modeste  refuge  oü  eile  puisse 
se  developper  k  Taise:  la  Suisse.  Les  minuscules  agglo- 
nmtions  runües  de  Schwytz,  d'Uri,  d'Unterwald,  de  Zoug, 
de  Giaris  ont,  de  temps  immämorial,  leurs  laQ<}sgemeinde 
^  b  souverainet^  est  exerc^e  par  Tensemble  des  mem- 
iwes  de  riltat.  Le  vote  populaire  d^ide  de  toutes  les 
Snuides  afEaires.  D'autres  communaut^  se  constituent 
ftrle  mSme  modöle:  Crersau,  Utznach,  Gaster,  le  Toggen- 
boui^  les  Marches  de  Zürich,  Einsiedeln,  Küssnacht.  Ce 
sont,  les  unes  et  les  autres,   des  types  de  democraties 
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direcles;  le  Systeme  representatif  n'y  prevaudra  —  par:- 
tiellement  —  que  de  nos  jours^  Les  Grisons  et  le  Valais 
admettent  aussi  une  Intervention  plus  on  moins  large  du 
peuple  dans  l'oeuvre  legislative.  La  meme  oü  Tautorite 
est  aux  mains  de  puissa^its  patridats,  ä  Beme,  a  Zürich, 
il  est  consulte  dans  les  moiiients  de  danger  ou  de  crise> 
et  Ton  sait  que,  tres  gen^ralement,  b  ReformatioQ  fut 
«passee  aux  voix».  Toujours  est-il  que,  sauf  les  petits 
Etats  de  la  Suisse  centrale,  oü  encore  l'ascendant  de$ 
vieilles  familles  eist  ä  Tordinaire  preponderant  dans  la 
landsgemeinde,  la  Confederation  helvetique  a  groupe  autour 
d'elle,  jusqu'en  18B0,  une  majorite  d'oligarchies.  Et,  dans 
leurs  bailliages,  dans  leurs  pays  sujets,  Uri  et  Schwyt^ 
manifestent  les  memes  tendances  oppressives  que  Zürich 
et  Beme. 

n  semblait  que  la  Umforme  düt  etre  ä  la  fois  politique 
et  religieuse.  Elle  inetamorphosa  l'Eglise  sans  presque 
modifier  FEtat.  Et  pourtant,  la  Franco-Gallia,  la 
Gaule  fran^aise  d'Hotman,  qui  exprimait  avec  une 
irresistible  vigueur  la  pensee  du  parti  huguenot,  avait 
eu  un  formidable  retentissement.  «II  faut  aller  jasqu'au 
Contrat  social,  a  ecrit  Henri  Martin,  pour  rencontrer^ 
dans  notre  litterature,  une  oeuvre  de  politique  repu- 
blicaine  superieure  en  influence  ä  Toeuvre  d'Hotman.» 
Le  principe  de  la  souverainete  populaire  est  proclame 
sans  restrictions.  Mais  quoi!  la  «diane  des  peuples»  a 
ete  sonnee  trop  tot,  dans  une  epoque  trop  agitee  et  ä 
des  soldats  trop  occupes  en  d'autres  batailles  que  celle 
de  Tegalite  civique.  A  Geneve  meme,  la  Röforme  ne 
determine  qu'un.recul  de' la  liberte,  si,  ä  tous  autres 
egards,  eile  est  non  moins  bieiifaisante  que  glorieuse.') 

')  L'^cole  protestante  de  Jurieu  reprit,  au  XV1I<^  siecle, 
la  doctrine  de  la  souverainete  populaire.    Le  «r^fugie»  Bar-^ 
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D'oü  soufflera  le  vent  de  Tavenir?  La  Constitution 
anglaise,  celebree  sur  le  continent  par  des  philosophes 
et  des  legistes,  avec  son  regime  monarchique  affaibli  et 
democratise,  le  Contrat  social  de  Rousseau,  avec  son 
ardente  apologie  de  la  «volonte  generale»,  provoquerent 
un  bouillonnement  d'aspirations  confuses  et  d'espoirs 
exaltes  qui,  les  fautes  du  pouvoir  aidant,  aboutirent  ä  la 
Confederation  des  Etats-Unis  de  FAmerique  du  Nord,  en 
1776,  et,  en  1789,  a  la  Revolution  fran<^ise.  La  Decla- 
ration  des  Droits  de  rhomme  formula  le  credo  politique 
du  monde  moderne:  «Les  hommes  naissent  et  demeurent 
Kbres  et  ^aux  en  droits  .  . .  Le  principe  de  toute  sou- 
verainete  reside  essentiellement  dans  la  nation;  nul 
Corps,  nul  individu  ne  peut  exercer  d'autorite  qui  n'en 
emane  expressement  ...  La  loi  est  l'expression  de  la 
volonte  generale.»  . . .  Certes,  la  democratie  fran^aise, 
teDe  que  la  Revolution  Ta  faite.  ne  sera  qu'une  democratie 
representative  avec  des  retours  monarchiques,  avec  des 
accidents  demagogiques  ou  dictatoriaux;  eile  a,  du  moins, 
reaUse  im  ideal  que  ni  les  r^publiques  grecques,  ni  la 
republique  romaine,  ni  les  republiques  italiennes,  ni  meme 
les  repabliques  suisses  ne  connurent  et  ne  pratiquerent 
a  ce  degre  d'absolu:  l'egalite  des  citoyens  dans  r£tat. 
Plus.de  privilegi63,  plus  d'inferieurs!  «Les  hommes  naissent 
et  demeurent  libres  et  egaux  en  droits». 

Cette  d^isive  et  cette  Immortelle  conquete,  le  genie 
de  la  France  va  Toffrir  ou  Timposer  ä  toute  Thumanit^ 
civilisee. 


beyrac,  le  tradueteur  de  Puffendorf,  Fexposa  de  nouveau,  moins 
<fan  demi'Si^le  plus  tard;  mais  il  fallut  la  grande  voix  de 
RoQsseau  pour  redonner  forme  et  vie  ä  Fid^  d^moeratique. 

12 
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Chapitbe  II. 

L'exerdce  de  la  soaverainetö. 

/.  Le  pouvoir  Ugislatif, 

I. 

Le  principe  de  la  Separation  des  trois  pouvoirs  le- 
gislatify  executif  et  judiciaire,  tel  que  Montesquieu  le 
formula  dans  le  onzieme  livre  de  son  Esprit  des  Lois, 
a  domine  pendant  plus  d'un  siede  la  theorie  du  droit 
(^nstitutionnel.  Ces  pouvoirs,  egaux  et  en  quelque  ma- 
niere  autonomes,  devraient,  dans  un  Etat  sagement  or- 
ganise,  etre  confite  k  des  autorites  absolument  distinctes: 
«Tout  sentit  perdu,  s'öcrie  Montesquieu,  si  le  meme  homme, 
ou  le  meme  corps  des  prineipaux,  ou  des  nobles  ou  du 
peuple  exer^aient  ces  trois  pouvoirs!»  Nous  avons  rompu 
avec  cette  conception  artificielle  du  jeu  des  institutions; 
nous  lui  avons  reproche  surtout  de  porter  atteinte  k  Turnte 
de  l'Etat  et  de  sacrifier,  par  un  caprice  de  sym^trie 
doctrinale,  ä  la  plus  grave  des  erreiurs:  c'est  que  Tad- 
ministration  et  la  justice  seraient,  non  point  subordonnöes, 
mais  exactement  coordonnees  au  legislateur.  Au  surplus, 
TAngleterre,  d'oü  eile  etait  cense  venir,  ne  Ta  jamais 
r^is^e  dans  la  pratique  gouvemementale,  et,  sur  le 
continent,  eile  a  eu  plus  de  succes  dans  les  livres  que 
dans  les  faits.  A  tout  prendre,  il  n'y  a  que  les  Etats-Unis 
de  l'Amerique  du  Nord  oü  eile  soit  l^galement  consacree 
et  assez  fidelement  traduite  dans  la  vie  publique,  en  ce 
que  le  pouvoir  judiciaire  y  a  une  origine  independante  des 
pouvoirs  politiques  et  peut  considerer  comme  nulles  et 
non  avenues  toutes  les  lois  edictees  par  le  Congres  ou 
les  assembMes  des  Etats,  si  elles  sont  en  contradiction 
avec  la  Charte  f^örale. 
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Dans  les  democraties,  la  souverainete  emane  de  la 
nation;  les  conditions  et  Texercice  en  sont  regles  par  la 
loi.  Celle-ci  est  la  source  de  toute  autorit^  dans  TEtat. 
Qu'elle  seit  Fceuvre  d'assemblees  deliberantcs,  comme 
dans  la  plupart  des  pays,  ou  qu'elle  soit  Texpression 
directe  de  la  «volonte  generale»,  comme  en  Suisse,  le 
pouvoir  qui  la  cree  est  bien  le  pouvoir  supreme.  Non 
point  que  l'administration  et  la  justice  en  soient  sim^ 
plement  des  organes  serfs,  mais  elles  n'existent  pas  sans 
iui  ni  en  dehors  de  lui;  il  ordonne,  elles  executent,  et 
elles  ne  peuvent  rien  executer  a  defaut  de  ses  ordres 
expres  ou  tadtes,  elles  ne  peuvent  valablement  deployer 
aocune  activite,  revendiquer  aucune  competence  qui  ne 
8e  fonderaient  pas  sur  la  loi.  Cependant,  quoique  son 
empire  soit  illimite,  oun'ait,  dumoins,  pas  d'autres  bornes 
qae  Celles  fixees  par  la  raison  des  hommes  et  la  logique 
des  faits,  cette  toute-puissance  abstraite  lui  assure  une 
preeminence  teile  que  nous  etudierons,  en  toute  premiere 
ligne,  sa  formation  et  son  fonctionnement. 

Aujourd'hui,  les  progres  du  regime  populaire  et  ceux 
de  la  dvilisation  marchent  de  pair  et  Ton  voit,  de  plus 
en  plus,  meme  dans  les  Etats  monarchiques,  la  souve- 
rainete restituee  au  peuple.  Celui-ci  ne  Texerce,  sans  doute, 
que  par  del^^tion^  sauf  en  Suisse,  et  encore  n'est-il  investi, 
dans  la  Conf^eration  helvetique,  que  d'un  droit  de  con- 
Mie  et  de  sanction,  car  il  n'use  que  tres  rarement  de 
«rinitiative»  constitutionnelle  ou  legislative,  et  le  re- 
ferendum  ne  confere  aux  dtoyens  que  la  faculte  d'ecrire 
on  oui  ou  un  non  sur  un  bulletin  de  vote.  Mais  tandis 
que,  presque  partout,  la  l^gislation  est  ouverte  ä  son 
influence,  la  justice  et  Tadministration  y  sont  ordinaire- 
ment   soustraites.    II   n'en   a  pas  moins  acquis,  par  son 
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accession  au  pouvoir  supreme,  un  droit  de  maitrise  sur 
ses  propres  destinees,  tant  il  y  a,  qu'ä  Berlin  ou  ä  Londres, 
a  Rome,  k  Vienne,  ä  Bmxelles,  comme  ä  Washington 
ou  ä  Berne,  s'il  ne  peut  pas  tout  faire,  il  pourrait  presque 
tout  empecher. 

On  a  pris,  il  est  vrai,  des  precautions  pour  lui,  ou 
contre  lui.  Elles  resident,  notamment,  dans  Tinstitution 
d'un  contre-poids  k  la  volonte  populaire:  l'autorite  im- 
periale ou  royale,  dans  les  monarchies,  puis,  la  Chambre 
des  Lords  en  Angletere,  le  Bundesrat  en  Allemagne,  le 
Senat  en  France  et  en  Italie,  le  Senat  et  le  Conseil  des 
Etats  dans  l'Union  americaine  et  en  Suisse,  bien  qu'ici, 
en  particulier,  Ton  se  soit  moins  pr^occupe  de  surveiUer 
ou  de  brider  Taction  du  nombre  que  de  rendre  hommage 
a  l'existence  du  lien  fed^ral.  La  Revolution  franQaise, 
aussi  longtemps  qu'elle  fut  victorieuse,  s'en  tint  a  la 
Solution  de  Tassemblee  unique.  Quelque  sentiment  que 
Ton  ait  sur  Feffort  gigantesque  accompli  par  eile,  et 
quand  bien  meme  on  adhererait  ä  la  th^rie  du  «bloc^, 
il  n'en  faut  pas  moins  constater  que  le  Systeme  des  deux 
Chambres  a  triomphe,  si  contraire  qu'il  puisse  ou  qu'il 
paraisse  etre  ä  l'ideal  democratique.  Et  pourquoi?  C'est 
que  les  phenomenes  politiques  ou  sodaux  ont  ceci  de 
commun  avec  les  phenomenes  naturels,  qu'en  depit  des 
exceptions  soudaines  mais  ephemeres  ä  la  regle,  ils  ne 
procedent  point  par  bonds.  Les  transitions  n^ligees  ne 
tardent  pas  ä  s'imposer  de  nouveau,  les  reactions  n^- 
cessaires  k  sevir.  L'assemblee  unique  apeut-etre  Favenir 
pour  eile;  le  present  lui  est  ferme  et  l'experience  ne  la 
recommande  pas. 

Non  seulement  eile  tourne  ä  la  dictatm'e  anonyme 
des  habiles  ou  des  violents,  quand  eile  n'a)i)outit  pas  a  la 
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dictature  personnelle,  mais  la  passion  y  regne  plus  que 
la  reflexion,  les  interets  passagers  y  sont  mieux  defendus 
que  les  interets  permanents  de  TEtat,  le  travail  s'y  fait 
nte  et  mal;  eile  peut  surgir,  ä  titre  provisoire,  et  rendre 
dis  semces,  en  des  ^poques  de  erise,  comme  TAssemblee 
nationale  pendant  et  apres  la  guerre  franco-allemande, 
eUe  n'est  pas,  eile  ne  saurait  etre  eneore  la  loi  incamee 
des  periodes  normales.  D'un  autre  cote,  la  coUaboration 
de  deux  Chambres,  qui  n'ont  pas  exactement  ou  qui  n'ont 
pas  du  tout  les  memes  origines,  pennet  de  redresser  bien 
des  erreurs,  d'eviter  bien  des  fautes  et  d'asseoir  Toeuvre 
legislative  sur  les  solides  assises  de  Topinion  moyenne. 
Le  tassement  des  initiatives  et  des  idees  s'opere  au  cours 
des  peregrinations  parlementaires  qu'elles  ont  ä  subir,  et 
si  de  fäcbeuses  lenteurs  peuvent  se  produire,  la  precipi- 
tation  est  habituellement  plus  dangereuse  que  meme  une 
pnidence  exageree,  d'autant  que  le  peuple  a  des  moyens 
de  se  faire  ecouter  et  que  les  gouvemements  modernfes 
les  moins  faVorables  a  son  emancipation  politique  se 
gardent  bien  eux-memes  de  rester  sourds  ä  sa  voix,  des 
qu'il  s'avise  de  parier  haut  et  net. 

Le  regime  des  deux  Chambres  a  prouve  son  utilite, 
sinon  son  excellence.  II  n'est  pas  impossible  qu'on  y 
renonee  un  jour,  ne  serait-ce  que  par  ce  besoin  d'accelerer 
et  de  simplifier  que  nous  revele  la  psychologie  des  nations 
modernes.  D  a  ete  question  deja  de  supprimer  le  Senat 
en  France,  et  les  deputes  au  Conseil  des  Etats  suisses, 
tout  en  demeurant  une  representation  des  eantons,  sont 
designes  par  le  peuple  dans  la  grande  majorite  des  Etats 
confederes.  Pour  l'instant,  ce  Systeme  de  legislature  en 
partie  double  implique,  dans  les  pays  monarchiques, 
un  acheminement  vers  plus  de  democratie,  car  la  sou- 
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verainete  populaire  n'y  pouvait  etre  concedee  d'emblee 
que  sous  cette  forme  mixte,  et,  dans  les  republiques,  il 
olfre,  ä  tout  le  moins,  l'avantage  d'etre  une  garantie  de 
8agesse  et  wie  promesse  de  stabilite.  Lorsque  les  devo^ 
de  TEtat  augmenteront,  que  progressera  l'education  p^iüy 
tique  des  masses,  que  des  conditions  sociales  nouvelles 
tendront  ä  deplacer  Taxe  du  pouvoir  en  faveur  du  nombre 
devenu  la  force,  il  est  probable  que  la  Chambre  issue  du 
suffrage  universel  dominera  Fautre  et  finira  par  l'absorber. 
Sera-ce  un  bien,  sera-ce  un  mal?  Tout  dependra  du 
moment  et,  surtout,  de  la  maturite  civique  de  la  nation. 
Expliquerons-nous,  maintenant,  ou  resumerons-nous 
la  procedure  electorale  en  vigueur  dans  les  divers  Etats  ? 
Les  grandes  lignas  en  sont  connues,  et  le  detail  peut 
nous  etre  indifferent.  Dans  les  «Chambres  hautes»,  pour 
employer  une  deiiomination  generale  et  suffisamment 
elaire,  les  systemes  les  plus  disparates  president  a  la 
composition  des  assemblees.  Tandis  qu'en  France,  le 
Senat  est  elu  au  suffrage  restreint,  en  Espagne,  par  les 
academies,  universites,  chapitres,  deputations  provinciales, 
municipalites,  la  Chambre  des  Seigneurs,  en  Autriche, 
compte  des  membres  de  droit  et  d'autres  choisis  par 
TEmpereur,  et  le  Conseil  federal  allemand,  et  la  Chambre 
des  Lords  anglaise,  et  le  Senat  en  ItaUe  sont  constitues 
Selon  un  mode  special.  De  plus,  les  Chambres  hautes 
possedent,  dans  tels  pays,  le  pouvoir  de  dissoudre  la  se- 
conde  Chambre,  ou  elles  sont,  dans  tels  autres,  investies 
de  certaines  competences  judiciaires  (Haute  Cour  en 
France,  en  Italic),  ou  elles  ne  sont  que  Tune  des  deux 
sections  du  Parlement.  Comme  elles  sont,  dans  la  plu- 
part  des  Etats,  soit  le  refuge  des  classes  privilegiees  ou 
la  citadelle   de   la  monarchie,    soit   une    representation 
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fondee  sur  un  regime  censitaire  plus  ou  moins  deguis^, 
plus  ou  moins  mitige,  soit  un  corps  forme  par  l'inter- 
mediaire  de  del^ations  departementales  et  communales, 
eOes  signifient  une  reaction  ou  une  precaution  contre  la 
sonverainete  legislative  du  peuple. 

Neanmoins,  les  infiltrations  democratiques  les  modi- 
fient  et  les  modifieront  insensiblemtent.  En  France,  la 
suppression  des  inamovibles,  en  Autriche,  en  Angleterre, 
en  Italie,  en  Allemagne  meme,  les  sieges  de  la  Chambre 
haute  rendus  accessibles  ä  de  simples  bourgeois  qui  se 
sont  distingues  au  Service  de  l'Etat,  ces  faits  et  d'autres 
nous  prouvent  que  les  institutions  les  plus  conservatrices 
des  anciennes  prerogatives  attribuees  au  rang  social  ne 
peuvent  plus  se  fermer  completement  ä  l'ideal  moderne 
de  r^^alit^  politique.  La  force  des  choses  brise  lentement 
les  egoTsmes  ou  les  prejuges  des  hommes.  A  ce  point 
de  vue,  il  n'est  rien  de  plus  caracteristique,  sans  aucun 
doute,  que  Tinfluence  croissante,  ou,  si  mieux  Ton  aime, 
(|ue  l'envahissante  Suprematie  de  la  Chambre  populaire. 
Ce  n'est  pas  la  Chambre  des  Lords,  en  Angleterre,  c'est 
la  Chambre  des  Communes,  ce  ne  sont  pas,  en  France 
ou  en  Italie,  les  senateurs,  ce  sont  les  deputes,  qui  deci- 
dent  du  sort  des  ministeres  et  qui,  pour  peu  qu'ils  en 
aient  Fambition,  exercent  le  pouvoir  supr^me  dans  le 
Parlement;  dans  les  monarchies  mi-constitutionnelles  et 
mi-absolues,  comme  l'Allemagne  et  TAutriche,  les  ministres 
ne  durent  guere  ou  pietinent  sur  place  s'ils  ne  savent 
pas  se  creer  une  majorite  dans  le  Reichstag  ou  VMyeordneten' 
AöM*.  Des  que  le  gouvemement  est  en  desaccord  avec 
les  elas  du  suffrage  universel,  il  est  renverse  ou  paralyse ; 
son  impuissance  ou  son  embarras  devant  leurs  resistances 
ou  leurs  exigences  nous  montre   que,   lä  meme   oü  la 
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democratie  n'est  encore  qu'une  concession  necessaire,  eile 
peut  etre  dejä  presque  souveraine.    Si  son  röle  est  alors 
plutöt  negatif  et  precatif,  il  n'en  est  pas  moins  efficace, 
et  d'aiUeurs  que  de  reformes  la  tenacite  de  la  Chambre 
des  Communes  ou  Tobstination  de  teile  autre  Chambre 
«basse»  n'ont-elles  pas  arrachees  aux  timidites  ou  aux 
repugnances  des  senateurs  et  des  lords?    La  tradition 
se  defend,  le  progres  passe.    Un  romancier  fraiKj^is  ecri- 
vait,  en  1897,  —  car  ce  sont  aujourd'hui  les  romanciers 
qui  s'erigent  les  theoriciens  et  les  apotres  de  la  tradition 
en  politique,  ~  un  romancier  ecrivait  donc  ceci:   «Nous 
sommes  affranchis  des  dogmes  de  1789.    Nous  en  recon- 
naissons   Terreur   profonde,    le    caractere   de    regression 
mentale  et,  pour  tout  dire,  de  niaiserie  .  .  .    Nous  pou- 
vons  entrevoir  qu'une  restauration   monarchique  devrait 
executer  son  oeuvre  reparatrice».    Illusions  et  ignorances 
de  mandarins  de  lettres!    Mais  Tillusion  et  l'ignorance 
sont  de  grandes  forces.    Les  «dogmes  de  1789»  n'en  ont 
pas  moins  bonne  vie,  et  la  democratie  s'insinue,  penetre, 
s'installe,  commande  jusque  dans  ks  enceintes  oü  il  sem- 
blait  qu'elle  ne  diit  jamais  entrer. 

Un  Systeme  censitaire  s'ouvrant  et  s'elargissant  de 
plus  en  plus  nous  a  prepares  au  suffi^e  universel  qui 
est,  nctuellement,  la  source  principale  du  pouvoir  legis- 
latif,  puisque  le  prestige  des  Chambres  hautes  decline, 
puisque  nombre  de  celles-ci  viennent  du  peuple,  directe- 
ment  ou  indirectement,  Conseil  des  Etats  suisses,  Senat 
franc^is  et  americain ,  par  exemple.  A  defaut  de  la 
«volonte  generale»  de  Rousseau,  c'est  la  volonte  civique 
exprimee  par  la  majorite  des  corps  electoraux,  qui  fait 
les  representations  nationales.  Seulement,  les  conditions 
de   Telectorat   different   enormement,   suivant   les  Etats. 
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Sociaiistes  et  radicaux  röclament  en  vain  le  suffrage  uni- 
versel  en  Belgique;  en  Suede,  en  Hollande,  en  Hongrie, 
le  cens  n'est  point  aboli,  bien  qu'il  tende  ä  s'abaisser ; 
le  Landta(j  prussien  est  nomme  par  des  electeurs  au 
deuxieme  degre;  la  Chambre  des  deputes  autrichienne 
est  elue  par  la  grande  propriete  fonciere,  les  villes.  les 
eommunes  rurales,  etc.,  la  qualite  de  eitoyen  s'acquerant 
tres  djversement,  selon  les  provinces.  L'AUemi^e,  pour 
le  Biifihstag^  TAngleterre,  pour  la  Chambre  des  com- 
nuines,  ont  introduit  le  suffrage  universel,  mais  en  le 
sophistiquant  par  le  maintien  d'uue  geographie  electorale 
eminemment  defavorable  aux  centres  urbains;  Tltalie,  la 
Suisse,  la  Francs,  l'Union  am^ricaine,  pour  ne  citer  que  ces 
pays  Tont  admis  sans  restrictions,  ou  sans  restrictions 
notables.  L'aristocratie  du  cens,  etablie  au  profit  de  la  bour- 
geoisie  aisee,  recule  devant  la  democratie;  eile  ne  sera,  dans 
ffloins  d'un  demi-siecle  peut-etre,  plus  qu'un  souvenir 
historique.  La  Suisse  et  les  Etats-Unis  d'Amerique  ont 
fraye  la  voie.  La  Revolution  de  1848  s'y  est  jetee ;  et  si, 
en  France,  eile  a  conduit,  d'abord,  ä  la  restauration  du 
gouvemement  personnel,  eile  commen^a  en  Europe  Tceuvre 
de  remancipation  politique  des  masses :  le  mouvement 
qu  eile  a  lance  n'est  point  achev6  et  il  s'oriente,  ä  cette 
heore,  dans  les  niilieux  les  plus  avances,  vers  une  exten- 
so graduelle  de  la  classe  des  citoyens. 

Xi  les  plus  dures  critiques,  ni  les  plus  enthousiastes 
dithyrambes  n'ont  manqu^  au  suffrage  universel.  Nous 
navons  plus  a  le  justifier.  Ainsi  que  M.  d'Eichthal  le  dit 
dans  son  beau  livre :  Souveraineti  du  peuple  et  gonverneinent, 
ü  y  a  la,  surtout,  un  element  d'autorite  sociale  *^  rassu- 
nmte  par  Timpossibilite  de  trouver  derriere  eile  des  droits 
phis  generaux  qui  puissent  reclamer  par  la  violence  contre 
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ses  decisions  ».  L'Etat  ayant  besoin  d*une  discipline,  et 
cette  discipline  n'etant  jamais  qu'arbitraire  et  precaire 
tant  qu'elle  ne  groupe  pas  autour  d*elle  la  majonte  des 
interets  et  des  droits  dans  la  communaute,  oü  la  souve- 
rainete  residerait-elle,  sinon  dans  les  porteurs  de  ces 
interets  et  de  ces  droits,  et  comment  serait-elle  del^uee 
par  d'autres  que  par  eux  ?  Le  suffrage  universel  est,  des 
lors,  nioins  une  fiction  utile  qu'un  postulat  irresistible  de 
la  logique  abstraite,  de  la  verite  materielle  et  de  Texpe- 
rience  politique.  Evidemment,  il  ne  vaut  que  ce  que 
valent  les  hommes;  il  a  ses  lacunes  et  ses  tares,  comme 
toute  chose  humaine,  mais  il  est  plus  pres  de  TEtat,  il 
se  confond,  il  s'identiiie  bien  autrement  avec  les  fonctions 
et  le  but  de  l'Etat,  que  le  pouvoir  d'un  seul,  d'une  infime 
minorite  oligarchique,  ou  d*une  faible  minorite  censitaire. 
H  a,  au  demeurant,  cette  superiorite  manifeste  sur  toutes 
les  Solutions  qui  lui  sont  opposees  :  il  existe,  il  marche 
a  la  conquete  du  monde,  il  est  sür  de  la  victoire  et  on 
ne  l'abolira  plus.  La  grande  affaire,  ce  n'est  plus  de  le 
discuter  ou  de  le  combattre,  —  c'est  de  l'organiser,  de 
Teduquer,  de  i'assainir,  de  le  rendre,  en  meme  temps  que 
plus  conscient  et  plus  libre,  plus  fort  et  plus...  universal. 

De  graves,  de  mortels  perils  le  menacent :  Tabst^^n- 
tion,  la  corruption,  l'exclusivisme  des  partis. 

Que  parlerait-on  de  volonte  populaire,  lorsque  la  sou- 
verainete  est  exercee  ou  deleguee  par  une  majorite  pure- 
ment  nominale  ?  En  France,  oü  cependant  le  renouvel- 
lement  integral  de  la  Chambre  dechaine  des  lüttes 
ardentes,  le  mal  de  Tabstention  est  si  profond  (le  20 
ou  le  30  %  des  electeurs  ne  vote  pas),  qu'a  tenir 
compte  en  outre  des  nombreux  arrondissements  a  mino- 
rites  considerables,  plus  de  la   moitie  des  citoyens    peut 


La  democratie  et  sou  evolution.  187 

n'avoir  pas  de  representants !  U  est  arrive  en  Suisse  que, 
dans  une  election  partielle,  ou  dans  des  elections  non 
diq)atees,  le  tiers  ou  le  quart  des  citoyens  seulement  se 
rendait  aux  unies.  Les  memes  faits  se  produisent  un  pea 
partout.  Cette  indifference  a  pour  efFet,  on  ne  le  dira 
jainais  trop,  de  fausser  l'institution  meme  du  suffrage 
universel.  La  « volonte  generale »  est  degeneralisee  au 
point  qua  nous  n'avons  plus  alors  qu'un  simulacre  de  demo- 
cratie. Comment  remedier  au  mal?  En  allegeant  la  pro- 
cedure  electorale  et  en  faisant  du  devoir  civique  une 
Obligation  sanctionnee  par  la  loi.  On  peut  admettre  le 
principe  de  la  majorite  relative,  comme  pour  l'election 
du  Folketing  danois,  tenir  pour  elu  celui  dont  la  candi- 
dature,  offidellement  declaree,  n'a  pas  susdte  de  compe- 
tition,  recourir,  si  ces  reformes  sont  sterilas,  au  Systeme 
de  la  « proportionnelle »,  car  il  est  essentiel  de  ne  pas 
moltiplier  sans  raison  les  oonsultations  populaires.  A 
d'autres  egards,  pourquoi  ne  pas  proclamer  cette  verite 
democratique  :  c'est  que  Ton  doit  son  suffrage  comme 
Ton  doit  son  impdt,  c'est  que  les  Etats  dans  les(|uels  le 
peuple  possede  la  souverainete,  ou  la  partage,  sont  aussi 
incapables  de  remplir  leur  tache  sans  les  prestations  mo- 
rales  que  sans  les  contribution^  pecuniaires  de  leurs 
membres?  La  democratie,  nous  le  verrons,  est  la  soli- 
darite  plus  encore  que  la  liberte;  tous  les  droits  ont  place 
4  son  soleil,  mais  ils  n'y  peuvent  fleurir  que  dans  la 
feeonde  atmosphere  du  devoir.  Et  que  Ton  ne  s*imagine 
point  que  nous  conseillions  \k  des  exces  de  reglementation 
et  de  contrainte!  Plusieurs  cantons  helvetiques,  entre 
aatres  ceux  de  la  Suisse  Orientale,  ont  adopte  le  regime 
du  « vote  obUgatoire  ^ ;  ils  s'en  trouvent  bien,  et  la  vie 
publique  y  est  tout  ensemble  plus  saine  et  plus  intense 
que  dans  les  autres  Etats  confederes. 
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La  corruption,  eile,  n'est  pas  une  maladie  democra- 
tique;  c'est  une  maladie  politique,  afFectant  toutes  les 
formes  de  gouvernement.  Montesquieu  a  pu  affirraer, 
certes,  «  qu'il  ne  faut  pas  beaucoup  de  probite,  pour 
qu'un  gouvernement  monarchique  ou  un  gouvernement 
despotique  se  raaintiennent  ou  se  soutiennent ».  Mais, 
avec  un  sens  admirablement  juste  des  le^ns  du  passe, 
il  s'est  empresse  d'ajouter :  « Dans  FEtat  populaire,  il 
faut  un  ressort  de  plus,  qui  est  la  vertu.  »  La  vertu  en 
haut  et  la  vertu  en  bas,  la  vertu  de  ceux  qui  re^oivent 
comme  de  ceux  qui  confient  le  depot  sacre  de  la  souve- 
rainete ! 

Quand,  en  Espagne,  un  cabinet  liberal  ou  conserva- 
teur  petrit  a  son  gre  la  päte  electorale  et  fabrique  sans 
scrupules  la  majorite  et  Topposition  dont  il  a  besoin; 
quand,  ailleurs,  Targent  et  le  vin  coulent  ä  flots  et  quand  la 
pression  officielle  seconde  ou  conti*ebalance  Tingerence  de- 
ricale ;  quand  Ics  outrages  sont  des  arguments  et  les  voies 
de  fait  des  moyens  de  propagande ;  quand  la  presse,  qui 
devrait  etre  Teducatrice  et  la  directrice  du  suflFrage  uni- 
versel,  est  livree  aux  virtuoses  de  Tinjure  et  de  la  calom- 
nie,  la  democratie,  emportee  par  le  torrent  des  mensonges 
et  des  violences,  n'est  plus  elle-meme  que  violence  et 
mensonge.  Elle  est  frappee  au  coeur. 

Que  faire,  qu'entreprendre  contre  cette  exploitation 
et  cette  degradation  de  la  volonte  nationale  ?  Des  lois  et 
des  tribunaux  reprimant  avec  une  impitoyable  rigueur 
les  delits  electoraux  corrigeraient  peu  ä  peu  ces  mcBurs 
indignes  d*un   peuple  libre*).  Mais   que   peuvent   lois   et 


*)  Nous  traiterons  plus  loin  la  question  des  incompati- 
bilites;  alles  est  importante  au  point  de  vue  de  la  moralit^ 
de  Taction  legislative,  mais  eile   se  rattache  essentiellement 
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tribunaux  •  contre  les  navrantes  et  honteuses  complicites 
de  Topinion?  Presque  rien!  A  quoi  servent  les  garde- 
fous  quand  le  pont  est  pourri  ? 

H  n'y  a  de  salut  que  dans  les  progres  de  Tinstruc- 
tioD,  que  dans  Tessor  de  la  moralite  individuelle  et  col- 
lective.  ün  pays  a  toujours  le  parlement  qu*il  merite.  Si 
la  religion,  au  Heu  d'etre  uniquement  une  magisti-ature 
des  consdences,  n'est  plus  qu'une  machine  k  conquerir 
le  pouvoir  ou  ä  le  garder,  si  les  gouvernements  ne  trainent 
j^res  eux  qu'un  cortege  d'egolsmes  et  d'appetits,  si  les 
nusses  croupissent  dans  une  ignorance  qui  leur  defend 
tout  autre  ideal  que  celui  de  manger  et  de  boire,  la 
democratie  n'est  qu'un  triste  leurre.  Qu'elle  donne  sans 
compter  a  l'ecole,  qu'elle  enseigne  ä  la  jeunesse,  outre 
Tutilite  du  savoir,  Tamour  du  bien  et  la  haine  du 
uud,  qu'elle  reconnaisse  les  droits  et  la  noblesse  du  tra- 
vail,  qu'elle  veille  ä  Temancipation  economique  du  petit 
paysan  et  de  Touvrier,  qu'elle  retoume  a  la  simplicite 
et  a  Tausterite  de  la  vie,  —  le  reste  lui  est  assure,  par 
sttfcroit.  Elle  n'est,  eile  ne  sera  qu'ä  ce  prix  la  formule 
Kberatrice  et  definitive  des  societes  humaines.  Et,  pour 
n'insister  que  sur  un  point,  aussi  longtemps  que  les  char- 
ges  d'Etat  seront  trop  enviables,  que  trop  d'avantages 
sodaux  y  seront  attaches,  qu'elles  ofiriront,  avec  des 
tiaitements  considerables,  le  prestige  et  la  puissance  d'une 
vistocratie  elective,  qu'on  mobilisera  des  regiments  de 
soldats  et  des  bataillons  de  fonctionnaires  pour  voir  pas- 
ser un   ministre,   qu'on   ne   s'asseoira   sur  un  siege  de 


i  lofganisation  des  pouvoirs  ex^utif  et  judiciaire.  Quant  a 
Celle  de  la  p^riodicit^  et  de  la  plus  ou  moins  longue  duree 
da  mandat  parlementaire,  nous  pouvons  la  laisser  de  cöte 
dans  cette  etude. 
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depute  qu'apres  avoir  seme,  dane  son  arrondissement,  la 
manne  de  promesses  qui  sont  des  confiscations  anticipees 
de  la  fortune  publique  en  faveur  d'interets  particuliers 
ou  regionaux,  on  aura  pu  changer  de  regime,  on  n'aura 
pas  change  d'äme.  Est-ce  peut-etre  immodestie  que  de 
choisir  ses  modeles  trop  pres  de  soi  ?  J'ase  affirmer  que, 
dans  bien  des  contrees  de  la  Suisse,  il  ne  s'exprime  pas 
un  suffrage  sur  cent  qui  ne  soit  l'acte  spontane,  sinon 
reflechi,  d'im  citoyen  independant.  Cette  constatation 
n'autorise-t-elle  pas  toutes  les  esperances  ? 

C'est  de  la  corruption  encore  que  Texclusivisme  des 
partis.  Rien  n'est  plus  propre  k  susciter  de  funestes  «t 
d'irremediables  discordes  dans  TEtat,  que  Texistence  d'une 
majorite  oppressive  et  d'une  minorite  opprimee,  ou,  d'une 
majorite  qui  est  tout,  qui  prend  tout,  qui  tient  tout,  et 
d'une  minorite  ä  laquelle  on  refuse  tout.  II  n'y  a  plus  de 
«  volonte  generale »   sincere,  il  n'y   a   plus  de   volonte 
nationale,  il  n'y  a  plus  de  d^mocratie,  des  que  la  puis* 
sance  publique  est  convertie  en  fief  d'une  majorite  qui 
l'exploite  sans  partage  ni  controle.  Ici,  de  nouveau,  le 
progres  des  moeurs  politiques  est  la  grande  affaire.  II  est 
desirable,  neanmoins,  que  la  loi  intervienne  pour  corriger 
les  abus,  quand  l'egolste  folie  des  hommes  ne  suit  d'au- 
tres  regles  que  les  caprices  de  la  force.  S'il  est  exact  que 
le  regime  populaire  ne  se   Gon<;^it   pas   autrement  que 
€omme  un  regime  majoritaire,  il  n'est  superieur  aux  autres 
que  parce  qu'il  fait  appel  a  la  coUaboration  effective  de 
tous;  et  alors  meme  que,  dans  ces  conditions  ideales,  le 
bulletin  de  vote  trancherait  contre  une  minorite  les  con- 
flits  d'opinions  et  d'interets,  les  opinions  se  sont  rappro- 
chees,  les   interets   se   sont   expliques,   et   les   Solutions 
moyennes  triomphent,  c'est-ä-dire  Celles  qui  sans   agreer 
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k  chacun  ne  lesent  plus  personne  serieusement.  L'eqmte 
r^ant,  la  }iaix  r^ne  avec  eile. 

Aussi  bien,  la  representation  proportiomteile,  amia- 
blement  et  loyalement  consentie,  a  doaae  des  r^ultats 
excellents.  Ellle  n'est  possible,  ä  la  verite,  que  dans  les 
pays  oü  la  forme  meme  de  TEtat  —  republique,  monar- 
chie,  —  n'est  plus  o«  n'est  guere  contestee;  dans  les 
«itres,  les  antagooHHnes  sont  trop  irreductibles  pour  que 
Tentente  eleelorale  puisse  se  faire,  et  il  faut  avouer  que, 
meme  aiUeurs,  cette  entente  ne  s'est  produite,  sans  ar- 
nere-pensees  et  sans  mauvaise  gräce,  que  tres  exception- 
aeflement  Toujours  est-il  que  nous  rencontrons  la  «pro- 
portkmnalite  volontaire  »  en  Suisse,  dans  les  Grisons,  par 
exemple,  et  dans  d'autres  cantons,  oü  eile  fonctionne 
presque  sans  heurts  et  oü  les  deliberations  de  Tassem- 
Uee  legislative  ressemblent  ä  Celles  d'un  conseil  de  famille 
tres  unL  Elle  gagne  du  terrain,  ne  Toublions  pas,  meme 
dans  les  milieux  qui  lui  furent  le  plus  longtemps  hos- 
tües.  Et  TEtat  n'en  a  qu'honneur  et  profit. 

Si  les  partis  se  cantonnent  dans  l'intransigeance  de 
l^irs  appetits,  la  loi  peut  et  doit  leur  imposer  la  justice. 
EOe  n'aura,  entre  les  moyens  qui  s'offrent  a  eUe,  que 
Imbarras  du  choix.  II  y  a,  d'abord,  le  scrutin  uninomi- 
ntl,  le  vote  limite,  le  vote  cumulatif,  avec  la  Variante  du 
^o4e  gradue,  et  d'autres,  qui,  tous,  tendent  ä  un  affai- 
bUssement  des  majorites;  le  caractere  artificiel  et  empi* 
oque  de  ces  combinaisons  leur  enleve  toute  chance  de 
succes  durable.  II  y  a  ensuite,  et  smtout,  le  Systeme  pro- 
portionnel  dont  la  formule  la  plus  heureuse  est,  sans 
doute,  Celle  de  M.  d'Hondt.  II  n'est,  toutefois,  recom- 
numdable  que  lorsque  Texclusivisme  persiste  au  point 
que  toute  perspective  d'arriver  a  la  proportionnalite  vo- 
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lontaire  parait  chimerique.  En  efifet,  la  politique  et  les 
mathematiques  sont  trop  inconciliables  pour  que  celles-ci 
puissent  sans  inconvenient  dominer  celle-14.  L*une,  si  eile 
n'est  extremement  souple  et  libre,  ne  saurait  s'adapter 
aux  multiples  et  changeantes  circonstances  de  la  vie;  les 
autres  ont  Tinflexible  rigueur  de  Tabsolu.  Mais  ce  n'est 
la  qu'une  objection  theorique.  Pratiquement,  la  «  propor- 
tionnelle  »,  pour  lui  laisser  son  petit  nom,  implique  ced: 
la  reconnaissance  legale  des  partis,  soit,  de  Tinter^t  servi 
par  la  passion,  T^miettement  du  corps  electoral,  soit,  la 
dispersion   de   la  souverainetö,  et  la  preponderance  des 
niinorites,  teile  iniime  fraction  d'une  assemblee  pouvant^ 
entre  deux  fortes  minorites  de  nombre  ä  peu  pres  egal, 
etre  Tarbitre  de  la  Situation ;  on  a  vu,  &  Geneve,  un 
groupe  de  cinq  ou  six  deputes  sur  cent  disposer  de  la 
majorite  au  Grand  Conseil  en  so  jetant,  un  jour,   d'un 
edte  et,  le  lendemain,  de  l'autre.  Ce  sont  des  vices  inhe- 
rents  au  Systeme;  il  nous  serait  facile  d'en  montrer  Tac- 
tion  fächeuse,  si  nous  disposions  de  plus  d'espace.  Apres 
cela,  nous  n'eprouvons  aucun  scrupule  ä  declarer  que  le 
Systeme  proportionnel,  non  seulement  est  moins  dange- 
reux  pour  TEtat  que  le  regime  majoritaire  hypocritement 
ou  brutalement  mis  en  ceuvre,  mais  qu'il  a  et^   et  qu'il 
demeure  un  expedient  fort  appr^ciable  dans  les  pays  oü 
la  moralite  civique  est  ä  un  niveau  trop  bas  pour  que  le 
peuple  puisse  etre  equitable.  On  Ta  introduit,  notamment» 
en  Belgique  et  dans  plusieurs  cantons  suisses;  son  in- 
fluence,  si  Ton  songe  aux  abus  qu'il  a  supprimes,  a  ete 
plutöt  bienfaisante.  En  tout  cas,  il  est  prudent  d'y  ajou- 
ter  le   correctif   d'un   <  quorum »    eleve,   en  prescrivant 
.    qu'une  liste  qui  ne  reunit  pas  une  importante    fraction 
des  suflfrages  exprimes  n'entre  point  en  ligne  de  compte; 
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ce  « quorum  »,  qui  est  du  15  ^jo  ä  Neuchatel,  n'est  d'au- 
cuD  secours  s'il  se  confond  simplement  avec  le  quotient 
electoral :  il  faut  absolument  qu'il  empeche  la  « propor- 
tionneUe »  de  desagreger  les  partis  et  de  convertir  les 
Parlements  en  tours  de  Babel  politiques. 

Mais  il  ne  suffit  pas  que  tous  les  principaux  groupes 
d'interets  et  tous  les  principaux  elements  de  l'opinion 
soient  representes  dans  Tassemblee  legislative;  il  est 
essentiel,  en  democratie,  que  Texercice  de  la  souverai- 
nete  soit  confere  de  plus  en  plus  ä  tous  ceux  qui  ne 
sont  pas  naturellement  incapables  d'y  pretendre.  La  dis- 
parition  totale  ou  la  diminution  progressive  du  cens  ne 
soot  que  des  etapes  dans  l'evolution  du  regime  popu- 
laire. 

Hajorite  civile  et  majorite  civique  seront  acquises, 
regle  generale,  sous  les  memes  conditions  pour  tous  les 
meiDbres  actifs  de  l'Etat.  La  croissante  diffusion  de  l'ins- 
truction  publique  pennet  d'ouvrir  avec  moins  d'inquiete 
eirconspection  les  eduses  du  suffrage  universel.  Qu'une  part 
de  fiction  soit  indispensable  ici,  nul  n'en  disconviendra, 
et  nous  nous  sommes  precedemment  e^^plique  sur  ce 
point  Trop  de  liberte  n'en  est  pas  moins  preferable  a 
an  peu  d'arbitraire.  L'initiale  temerite  d'une  reforme  de 
cet  ordre  porte  rarement  de  mauvais  fruits  pour  long- 
temps,  et  Ton  ne  tarde  presque  jamais  ä  se  feliciter 
d'avoir  eu  confiance  dans  le  peuple.  Mieux  vaut  encore  cou- 
rir  les  cbances  d'une  experience  genereuse  que  les  dan- 
gers d'une  flagrante  injustice.  L'^ectorat,  au  surplus,  et 
Täigibilite  doivent  appartenir,  sans  distinction,  ä  tous  les 
ntoyens.  Les  differences  resultant  de  Tage  ou  de  la  for- 
tune  auraient-elles  conserve  quelque  raison    d'etre  ?   Le 

boD  sens  collectif  n'est-il   pas  la   meilleure   sauvegarde 

13 


194  La  d^mocratie  et  son  evolution. 

contre  les  exagerations  possibles  des  Solutions  egalitaires  ? 
On  peut  etre,  ä  vingt  ans,  depute  aux  Chambres  fede- 
rales  suisses;  on  ne  peut  etre  elu  au  Storthing  norvegien 
qu'ä  Tage  de  trente  ans.  Le  Parleinent  de  Beme  serait-il 
plus  mal  compose  que  celui  de  Christiania?  II  sied  aussi 
que  le  pouvoir  legislatif  ne  soit  pas  hypocritement  mono- 
polise  au  profit  de  ceux  qui  possedent.  Meme  dans  des 
pays  oü  le  cens  n'existe  plus,  nous  le  trouvons  indirec- 
tement  retabli  sous  Tespece  de  la  gratuite  du  mandat 
parlementaire.  Comment  un  petit  agriculteur,  comment 
un  modeste  ouvrier  pourront-ils  consacrer  ä  la  Chambre 
des  Communes  ou  au  Reichstag,  par  exemple,  deux,  trois, 
quatre  mois  de  Tannee,  si  l'Etat  leur  refuse  le  salaire 
que  merite  tout  travail  ?  Pourquoi  obliger  leurs  commet- 
tants,  ou  des  syndicats  agricoles,  ou  des  assodations  pro- 
fessionnelles,  ä  retribuer  un  labeur  qui,  accompli  pour 
la  communaute  tout  entiere,  doit  evidemment  etre  remu- 
nere  par  eile  ?  Ou  s'imaginerait-on  peut-etre  que  ceux 
qui  gagnent  leur  vie  a  la  sueur  de  leur  front,  sont  par 
cela  meme  indignes  de  sieger  dans  les  Conseils  de  la 
nation  ?  II  n'y.  aura  pas  de  democratie  sincere,  de  demo- 
cratie  loyale,  tant  que  les  classes  d^sheritees  seront  vii'- 
tuellement  eloignees  ou  exclues  des  enceintes  legislatives, 
sous  le  commode  et  fallacieux  pretexte  que  l'honneur 
d'y  etre  admis  est  trop  grand  pour  se  payer.  L'honneur 
d'etre  ministre,  ou  d'etre  juge,  serait-il  de  moindre  qua- 
lite  ?  Inique  dans  ses  effets  comme  eile  est  condamnable 
dans  son  principe,  la  gratuite  est  demoralisatrice  par 
surcroit,  car  eile  incite  a  Taffarisme  et  ä  la  venalite. 

L'extension  de  l'electorat  est  dans  la  logique  du 
mouvement  democratique ;  et  toutes  les  entraves  mises 
ä  Teligibilite  de   certaines  categories  d'electeurs  finiront 


JiE  democratie  et  son  ^Tolution.  195 

par  etre  supprimees.  Une  question  cependant  reste  deli- 
cate  et  dif&cile :  celle  du  suffrage  des  femines.  Le  probl^me 
feministe,  ä  ne  Tenvisager  que  sous  sa  face  politique,  est 
traite  bien  diversement  dans  les  societes  nouvelles  d'Aus- 
tralie  et  d'Amerique  ou  dans  nos  vieiUes  societes  euro- 
peennes.  Les  traditions  et  les  le<jons,  ou  les  prejuges,  du 
passe  n'embarrassent  pas  au  meme  degre  que  nous  les 
Etats  d'outre-mer,  oü  Tautonomie  du  plus  ancien  re- 
monte  au  dernier  quart  du  XVIII'  si^cle.  Est-ce  une  cause 
d'inferiorite  ?  Es^ce  une  garantie  de  plus  rapides  pro- 
gres?  Les  controverses  theoriques  sont  assez  oiseuses 
dans  un  domaine  oü  l'^loquence  des  faits  peut  seule 
coavaincre.  Sur  quarante-cinq  Etats  de  i'Union  ameri- 
caine,  quatre  au  moins,  le  Wyoming,  TUtah,  le  Colorado 
et  ridaho,  ont  proclame  l'egalite  civique  des  deux  sexes ; 
les  femmes  y  prennent  part  aux  elections  scolaires  et 
municipales  comme  ä  Celles  de  la  Cbambre  des  Repre- 
sentants  et  du  Senat.  AiUeurs,  ainsi  dans  le  Kansas,  ou 
dans  le  Mississipi,  elles  ont  le  droit  de  voter  en  matiere 
communale.  Dans  la  majorite  des  Etats  de  TUnion,  elles 
peuvent  cooperer  a  la  nomination  des  Commissions  d'ecoles 
<?t  devenir  membres  de  celles-ci.  En  depit  de  quelques 
inddents  bizarres  ou  regrettables,  il  ne  serait  pas  hon- 
nete  de  taire  que  le  suffrage  des  femmes  a  epiu-e  le  per- 
sonnel  gouvememental  et  assaini  la  vie  publique.  La 
tatte  contre  Talcoolisme  et  contre  la  Prostitution  regle- 
mentee  fut  menee  desormais  avec  une  ardeur  autrement 
efficace;  du  meme  coup,  l'honorabilite  des  candidats  aux 
magistratures  electives  put  etre  consideree  comme  une 
promesse  de  succes.  La  Nouvelle  Zelande,  des  1893, 
I'Australie  du  Sud,  des  1895,  et  d'autres  colonies  du 
m^me  continent  ä  leur  suite  ont  concede  aux  femmes  ki 
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plenitude  des  droits  politiques.  Las  lois  auraient-eUes 
devance  les  mceurs  ?  Cetait  le  sentiment  d'un  observa- 
teur  attentif,  mais  partial,  M.  Pierre  Leroy-Beaulieu,  qui, 
dans  ses  Nouvelles  socUtia  anglo-saxonnes  (1897),  n'aperce- 
vait  lä  qu'un  «  vaste  hurhbug  »  machine  par  les  ouvriers  et 
les  prohibitionnistes.  Toujours  est-il  que,  dans  la  Nou- 
velle  Zelande,  en  1893  dejä,  le  64,5  7o  des  femmes  ma- 
jeures  s'etait  rendu  au  scrutin,  et  qu'une  l^gislation  plus 
severe  sur  le  commerce  des  spiritueux  a  immediatement 
Signale  Faction  ^lectorale  du  f^minisme  australien. 

En  Europe,  nous  tenons  volontiers  le  suflFrage  des 
femmes  pour  peril  et  chimere.  Sur  le  terrain  economique, 
l'emancipation  s'accomplit  graduellement,  et  nous  arri- 
verons  k  l'egalite;  mais  c'est  presque  tout,  pour  Tinstant. 
L'agitation  suffi*agiste  est  demeuree  sterile  en  France; 
eile  a  conquis,  en  Angleterre  et  en  Ecosse,  Telectorat 
municipal  et  scolaire  des  cinq  a  six  cent  mille  femmes 
proprietaires  et  contribuables.  Les  femmes  sont,  en  Suede, 
eligibles  dans  les  Commissions  d'enseignement  primaire 
et  dans  les  Commissions  administratives  d'assistance ; 
elles  votent  pour  l'election  des  pasteurs  et,  comme  en 
Russie,  pour  celle  des  conseils  municipaux.  La  Suisse, 
eile,  n'est  rien  moins  que  feministe,  bien  que,  a  en  croire 
une  antique  coutume,  «  si  le  paysan  ne  peut  aller  ä  Tas- 
semblee  communale,  il  doit  y  envoyer  la  paysanne  >; 
tout  recemment,  le  peuple  bemois  a  energiquement  re- 
pousse  l'admission  des  femmes  dans  les  Commissions 
scolaires ! 

Le  temps  fera  son  oeuvre ;  il  a  commence,  et,  s'il  ne 
se  häte  point,  il  persevere.  La  democratie,  n'est-ce  pas 
la  souverainete  confiee  ä  toutes  les  forces  vives  de  TEtat  ? 
Les  hommes  defendront  leurs  Privileges.  Mais  leur  resis- 
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tance  faiblit,  ä  mesure  qiie  la  condition  sociale  de  la 
femme  s'ameliore  et  que  sa  culture  intellectuelle  aug- 
mente.  II  serait  vain,  et  un  peu  pueril,  d'invoquer  les 
difFerences  ethniques  pour  fermer  l'Europe  ä  des  re- 
fonnes  qu*il  semble  que  rAmerique  et  TAustralie  n'aient 
pas  sujet  de  deplorer.  Les  femmes  de  France  ou  de 
Suisse  abuseraient-elles  de  la  liberte  plus  que  Celles  de 
la  Nouvelle  Zelande  ou  de  Fldaho  ?  üne  fois  que  le  femi- 
nisme  experimental  aura  remporte  de  fecondes  et  deci- 
sives  victoires,  rien  n'arretera  plus  sa  marche.  II  ne  s'agit 
point  de  tout  revolutionier,  du  jour  au  lendemain;  il 
n'est  que  de  pr^parer,  d'acheminer  et  de  serier  les  lois 
liberatrices  pour  aboutir,  de  partir  de  Fecole,  de  conti- 
nuer  par  la  commune,  le  district,  le  departement,  la  pro- 
vince,  —  jusqu'ä  la  representation  nationale.  Ce  sera 
Sans  doute  Tafifaire  d'un  siecle  ou  deux.  Mais  ce  qui  doit 
venir,  viendra.  Quand  il  n'y  aura  plus  d'inegalite  civile, 
ni  d'in^alite  sociale  entre  les  deux  sexes,  oomment  se 
bater  k  Finegalite  civique  ?  La  nature,  le  röle  naturel 
de  la  femme,  l'interet  de  la  famille,  tous  les  ai^guments 
auxquels  nous  avons  recours.  apparaitront  fragiles  et  su- 
ninnes.  La  civilisation  et  la  democratie  ne  s'aecommode- 
roDt  pas  etemellement  de  l'oppression  et  de  riiqustice. 
Et  la  «  volonte  generale  >  de  Rousseau  ne  sera  plus 
trop  loin  d'etre  une  realit^  vivante. 

C'est  ainsi  que,  plus  large,  plus  g^nereux,  plus  mo- 
nl,  le  r^ime  populaire  sera  bien  le  gouvemement  de 
tous  pour  tous.  Quelle  que  soit  la  relativite  des  ideals 
immains,  l'ideal  democratique  ne  sera  plus  un  reve. 

Mais  pourrons-nous,  et  pouvons-nous,  des  mainte- 
nant,  nous  bomer  ä  une  Organisation  aussi  parfaite  que 
posaible  de  la  souverainete  deleguee?  En   d'autres  ter- 
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mes,  si  la  democratie  representative  etait  allegee  ou 
affranchie  de  tout  ce  qui  la  retrecit,  Tamoindrit  et  la 
fausse,  serait-elle  la  vraie  democratie  ? 

n. 

Nombre  de  Parlements  sont  ä  la  fois  assemblee  legis- 
lative et  assemblee  Constituante,  comme  en  Anglet erre; 
d'autres  sont  exclusivement  legislatifs,  comme  dans  l'Union 
americaine  et  comme  dans  la  plupart  des  Etats  du  con* 
tinent;  d'autres  enfin  ne  cumulent  les  deux  fonctions 
qu'ä  la  condition  de  les  exercer  diversement  et,  en 
Suisse,*)  le  peuple  non  seulement  se  donne  sa  Consti- 
tution, mais  aucune  loi  n'entre  en  vigueur  si  eile  n'a  ete 
expressement  ou  tadtement  sanctionnee  par  luL  A  la 
verite,  la  distinction  que  Ton  etablit  generalement  entre 
les  lois  constitutionnelles  et  Celles  qui  ne  le  sont  pas 
ne  derive  point  de  la  doctrine  democratique ;  eile  ne  se- 
rait  pas  faite,  ici  ou  lä,  que  le  regime  populaire  n'en 
serait  atteint  ni  dans  son  principe,  ni  dans  sa  vitalite. 
Neanmoins  les  constitutions  «  inexpansives »,  dont  la 
naissance  et  la  revision  sont  subordonnees  a  Tobserva- 
tion  d'une  procedure  toute  speciale  et  qui  restent  intan- 
gibles  aussi  longtemps  qu'elles  n'ont  pas  ete  reguliere- 
ment  modifiees,  —  ces  constitutions  offrent  le  precieux 
avantage  d'assurer  la  stabilite  des  assises  memes  sur  les- 
quelles  l'Etat  est  construit.  Resultat  de  transactions  entre 
les  grands  courants  d'opinions  et  d'interets,  qui  dominent 
une  epoque,  elles  echappent  ä  l'influence  des  soudaines 
crises  ou  des  passions  ephemeres  de  la  politique  quoti- 

')  Un  referendum  constitutionnel,  organise  d'une  fa^on 
tres  complexe,  existe  aux  Etats-Unis  pour  tous  les  change- 
ments  votös  au  texte  de  la  Charte  de  l'Union. 
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dienne,  si,  d'un  autre  cöte,  leur  rigidite  meme  peut  etre 
un  obstacle  aux  progres  necessaires. 

DaDS  les  democraties  purement  representatives,  oü 
le  peuple  n'est  qii'un  College  electoral,  il  importe  que  la 
souverainete  del^guee  ne  puisse  diminuer  ou  enchainer 
les  droits  du  souverain.  II  est  sage,  alors,  il  est  indis- 
pensable de  prescrire  qu'nne  Constitution,  declarant  les 
prerogatives  essentielles,  consacrant  les  voeux  moyens  de 
la  nation,  ne  puisse  etre  abandonnee  aux  hasards,  aux 
calcuJs,  aux  exces  de  Tomnipot^nce  parlementaire.  Les 
assemblees,  notamment,  oü  les  incompatibilitos  sont  in- 
connues,  oü  siegent  ministres,  sous-secretaires  d'Etat,  fonc- 
tionnaires  de  Tordre  administratif  ou  judiciaire,  sont  trop 
enclines  ä  exploiter  arbitrairement  leurs  pouvoirs  legis- 
latifs  ou  constituants.  Et  si  la  cbarte  du  pays  n'etait 
qu'une  loi  conime  une  autre,  TEtat  ne  reposerait  que 
sur  une  base  chancelante,  ne  serait  voue  qu'ä  une  exis- 
tence  precaire.  L'exemple  de  TAngleterre  suffirait-il  ä 
prouver  le  neant  de  ces  craintes  ?  Des  circonstances  tres 
particulieres  et  Tinvincible  puissance  de  la  tradition  y 
rendent  inoffensif  ce  qui  serait  dangereux  chez  d'autres 
pouples. 

Dans  les  democraties  directes,  au  contraire,  il  ne  peut  y 
avoirde  souverainete  contre  le  souverain.  Celui-ci  est  libre, 
absolument  II  n*y  a  pas  d'autorite  au-dessus  de  lui;  il 
n'y  a  pas  de  loi  qui  prime  son  droit.  Tandis  que  la  Cour 
supreme  de  l'ünion  americäine  est  autorisee  ä  tenir  pour 
nuls  et  non  avenus,  tous  les  actes  legislatifs  qui  ne  con- 
wrdent  pas  exactement  avec  la  Constitution,  le  Tribunal 
federal  suisse  est  oblige,  de  par  l'article  113  de  la  charte 
helvetique,  «  d'appliquer  les  lois  votees  par  TAssemblee 
föderale  et  les  arretes  de  cette  Assemblee  qui  ont   une 
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portee  generale  »,  ainsi  que  de  «  se  conformer  aux  traites  > 
qu'elle  « aura  ratifies »,  —  lois  et  arret^  devant  etre 
soumis  d'ailleurs  ä  la  sanction  populaire  (referendum 
facultatif).  On  ne  se  dissimulera  pas  que  cette  inviola- 
bilit^  garantie  meme  aux  decisions  inconstitutionnelles 
du  peuple  ne  soit  une  nienace  perp^tuelle  dirigee  contre 
le  caractere  sacre  de  la  Loi.  Elle  se  justifie,  theorique- 
ment,  puisque  la  souverainete  n'a  pas  d'autres  limites 
que  Celles  qu'il  plalt  au  souverain  de  s'imposer  et  qull 
lui  est  loisible  de  supprimer  ä  son  gre;  pratiquement, 
du  moins  en  Suisse,  eile  n'a  pas  presente  d'inconve- 
nients  graves,  bien  que  la  nature  federative  de  l'Etat 
exige  la  double  adhesion  de  la  majorite  du  peuple  et  des 
cantons  a  la  Constitution,  et  bien  que  l'action  legislative, 
d'une  part,  Faction  Constituante,  de  Tautre,  sment  reglees 
par  des  normes  differentes.  On  n'a  pu  se  resigner  ä  sa- 
crifier  le  mot  avec  la  chose.  Le  mot :  Constitution  est 
toujours  lä,  mais  la  chose  n'y  est  plus,  et  Texp^rience  a 
demontre  qu'on  peut  ä  la  rigueur  s'en  passer  '). 

Quoi  qu'il  en  soit,  Tavenir  senible  promis,  sinon  k 
la  democratie  directe,  du  moins  ä  une  d^mocratie  qui  ne 
sera  plus  strictement  representative.  Dans  la  democratie 
representative  elle-meme,  on  ne  pourra  guere  ecarter  ä 
la  longue  Tidee,  ^videmment  rationnelle,  la  revendica- 
tion,  incontestablement  legitime,  du  peuple  acceptant  et 


*)  Nous  nous  contentons  de  rappeler  en  note  le  droit 
€finitiativef  en  vertu  duquel  un  certain  nombre  de  citoyens 
peuvent  provoquer  une  consultation  populaire  sur  la  question 
d'une  revision  eonstitutionnelle  ou  sur  celle  d'une  mesure 
legislative  quelconque ;  ce  droit,  admis  avec  plus  ou  moins 
de  temp^raments  par  la  Confederation  helvetique  et  divers 
cantons  suisses,  a  plutöt  mal  subi,  jusqu'ä  mainteuant, 
r^preuve  de  rexp^rience. 
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affeimissant  par  son  vote  la  loi  fondamentale  de  TEtat. 
Ce  plebiscite-lä  est  commande  par  le  principe  meme  de 
la  souverainet^  populaire.  La  delegation  de  Tautorite  pu- 
blique ne  peut  emaner  que  du  d^leguant,  et  cette  dele- 
gation ne  saurait  etre  qiroriginaire  et  formelle,  si  Ton 
veut  rester  dans  la  verit^  democratique.  Une  Consti- 
tuante n'a  fait  qu'une  oeuvre  incompl^te,  lorsqu'elle  a 
arrete  le  texte  de  la  future  Charte  nationale;  il  faut,  en 
ootre.  que  le  suffrage  universel,  soit  dans  une  consulta- 
tion  obligatoire  ou  provoquee  par  un  petitiomiement 
prealable,  soit  en  laissant  s'^couler  les  delais  utiles  sans 
les  mettre  a  profit,  sanctionne  expressement  ou  implici- 
tement  le  projet  elabore  par  ses  mandataires.  Un  peuple 
qui  n'a  pas  le  droit  de  dresser  lui-m^me,  tout  au  moins 
d^approuver  lui-meme  les  plans  de  la  maison  qu'il  habi- 
tera,  vit  peu^etre  en  republique;  il  ne  vit  pas  en  demo- 
cratie. 

Suffit-il  que  la  democratie  elise  des  deputes  et  se 
donne  sa  Constitution  ?  Sa  devise  ne  serait-elle  pas : 
tout  pour  le  peuple  et  tout  par  le  peuple  ? 

C'est  ici  que  se  dresse  Tecueil  du  formalisme  et  du 
mysticisme  democratiques.  Les  Atheniens  ont  pu  passer 
la  moitie  de  leur  temps  sur  Tagora;  les  esclaves  peinaient 
poor  les  Citoyens.  Dans  les  nations  modernes,  chaque 
individu  est,  d'abord,  Touvrier  de  sa  vie.  II  a  le  soin  de 
sa  subsistance,  il  a  les  charges  de  sa  famille,  il  a  tout 
1^  petit  monde  d'interets  prochains,  de  devoirs  impe- 
rieox  qui  reclament  sa  pensee  et  son  effort.  L'Etat  ne 
Tient  qu'en  seconde  ligne  dans  ses  preoccupations.  Et  il 
«Q  seni  ainsi  tant  que  les  bases  memes  de  notre  Orga- 
nisation et  de  notre  moralit^  sociales  n'auront  pas  ete 
profondement  modifiees.  D'un  autre  cöte,  le  peuple  est-il 
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apte  ä  resoudre  tous  les  problemes  ?  Si  m^me  il  avait  le 
]oisir  de  les  etudier,  de  les  discuter,  de  les  tranoher  tous, 
serait-il  capable  de  le  faire  avec  la  competence  et  la 
maturite  desirables  ?  N'est-il  pas  condamne,  ou  bien  k 
chercher  ses  elements  d'infonnations  dans  la  presse  de& 
partis,  ou  bien  ä  suivre  son  instinct,  ä  se  livrer  aux  con- 
seils  hasardeux  de  ses  intuitions  mal  demelees  ?  Et  en- 
core,  n'est-ce  pas  entraver  ä  l'exces  et  sans  avantage 
reel  le  fonctionnement  de  la  machine  legislative  ?  La- 
civilisation  n'avancerait-eUe  qu'en  se  compliquant  et  en 
se  reglementant  toujours  plus  ?  Contraindre  le  peuple^ 
ou  seulement  le  convier  k  dire  le  mot  decisif  sur  toutes- 
les  lois,  sans  cesse  plus  detaiUees  et  plus  nombrcuses, 
qui  sont  indispensables  au  gouvemement  de  TEtat,  n'est-ce 
pas  Farracher  aux  saines  obligations  du  travail  et  du 
foyer,  pour  le  jeter  dans  les  vaines  agitations  de  la  place 
publique  ? 

Si  la  Charte  federale  admet  le  referendum  facultatif 
et  rinitiative  constitutionnelle,  Ton  sait  qu'en  Suisse  le 
plebiscite  legislatif  est  presque  la  regle  partout,  dans  la 
commune  et  dans  le  canton.  Le  referendum  obligatoire 
y  a  refoule  de  plus  en  plus  le  referendum  facultatif,  et 
le  droit  d'initiative  y  fait  des  progres  constants. 

Un  observateur  impartial  ne  contestera  point  que  le 
referendum  municipal  ait  exerce  une  bienfaisante  in- 
fluence  sur  Teducation  et  la  vie  civiques.  Les  question» 
qui  se  debattent  sur  le  terrain  communal  sont  de  Celles 
qui  touchent  de  pres  chacun  de  nous  et  avec  lesquelles- 
il  nous  est  relativement  facile  de  nous  familiariser.  Un 
plan  d'alignement  une  alTaire  de  voirie,  la  creation  d'un 
hospice,  la  monopolisation  d*un  Service  public,  la  discus- 
sion  du  budget,   l'approbation   des  comptes  aimuels,  ce 
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Hont  lä  des  matieres  qui  Interessent  au  plus  haut  degre 
les  habitants  d'une  ville  ou  d'un  village,  et  qu'ils  peuvent 
traiter  en  süffisante  connaissance  de  cause.  Mais,  d^s  que 
le  cerde  d'activite  s'^largit,  des  que  Ton  passe  de  la 
coonmune  au  canton,  et  pour  peu  que  l'etendue  ou  la 
Population  de  celui-ci  soit  considerable,  le  referendum 
obligatoire  n'a  plus  ni  la  meme  raison  d'etre,  ni  la  meme 
vertu.  La  legislation  cantonale  est  dejä  plus  compliquee, 
plus  lointaine,  —  et,  en  general,  plus  productive  aussi. 
Les  dtoyens  se  laissent  diriger  alors  moins  par  leur 
etade  personnelle,  leur  conviction  intime,  leur  interet 
fonscient,  que  par  les  mots  d'ordre  du  parti  ou  les  obs* 
eures  suggestions  de  l'instinct.  Bien  plus,  ils  se  lassent 
d'emettre  des  votes  incompetents  et  repetes.  La  fatigue 
engendre  Tabstention  et  la  mefiance,  ces  deux  fleaux  de 
la  democratie. 

On  a  vu,  dans  le  canton  de  Berne  notamment, 
trente,  quarante  mille  electeurs,  sur  cent  vingt  mille,. 
prendre  part  ä  une  votation,  ensorte  que  des  lois  y  ont 
ete  adoptees  ou  repoussees  par  une  minime  fraction  du 
peuple  legal.  Et  puls,  le  legislateur,  inquiet  de  son  oeuvre, 
deoourage  d'avance,  s'est  bientöt  refugie  dans  une  poli- 
tique  louvoyante  ou  dans  une  oisivete  sterile,  quand  il 
n'a  pas  specule  sur  les  egolsmes  regionaux  et  compromis 
les  finances  pubUques  pour  atteindre  son  but.  La  preuve 
paralt  faite  que  le  regime  pl^bisdiaire,  institue  et  pra- 
üqae  saus  temperaments,  ne  convient  qu'aux  petites  ag- 
glomerations  cantonales  et  communa]es.  11  ne  resiste  pas 
Ä  r^reuve,  dans  les  grandes  coUectivites,  sauf  peut-etre 
<butö  les  grandes  coUectivites  urbaines  oü  l'exiguite  du 
territoire,  l'homogendte  du  corps  electoral,  la  nature  des 
proWemes  ä  resoudre  concourent  ä  manifester  les  supe- 
riorites  de  la  democratie  directe. 
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Si  le  referendum  obligatoire  ne  presente,  ä  moins  de 
<^irconstances  tres  particulieres,  que  des  avantages  com- 
penses  par  trop  d'inconvenients,  il  n'en  est  plus  de  meme 
du  referendum  facultatif,  que  la  (Constitution  fed^rale  de 
1874  a  donne  a  la  Suisse;  l'art.  89,  alin.  2,  de  la  ebarte 
helvetique  est  ainsi  concju:  «Les  lois  fedende  sont  sou- 
mises  k  l'adoption  ou  au  rejet  du  peuple,  si  la  demande 
•en  est  faite  par  30,000  citoyens  actifs  ou  par  huit  cantons. 
II  en  est  de  meme  des  arretes  federaux  qui  sont  d'une 
portee  generale  et  qui  n'ont  pas  un  caractere  d'urgence.> 
La  plupart  des  lois  et  arretes  elabor^s  par  les  Chambres 
n'ont  suscite  aucun  mouvement  ref^rendaire.  C'est  unique- 
ment  dans  les  periodes  troublees,  ou  lorsque  de  tres  grosses 
reformes  sont  en  jeu  —  assurances  ouvrieres,  rachat  des 
•chemins  de  fer,  etc.,  —  que  le  peuple  revendique  son  droit 
de  se  prononcer  sur  Foeuvre  de  ses  deputes.  Et  cela 
est  naturel,  et  cela  est  sain.  La  democratie  represen- 
tative  perd  insensiblement  tout  contact  serieux  et  suivi 
avee  le  peuple.  Le  matadorat  et  la  coterie  s'y  installent 
trop  aisement  et  y  regnent.  La  comiption  s'en  mele, 
•quand  les  Souffles  vivifiants  du  dehors  ne  renouvellent 
plus  I'air  renferme  des  enceintes  parlementaires.  Le  re- 
ferendum facultatif,  en  permettant  aux  citoyens  d'inter- 
venir  a  Theure  utile,  dans  le  travail  des  Assemblees,  agit 
•comme  un  stimulant,  fonctionne  comme  un  controle  ou 
eclate,  selon  l'expression  d'un  auteur,  ccomme  un  orage 
qui  purifie  Tatmosphere  sans  causer  de  degäts  apprecia- 
bles».  II  se  peut  que  des  mesures  excellentes  soient  rejetees. 
C*est  Vexception.  Au  surplus,  le  souverain  est  maitre.  dans 
■sa  maison.  Et  cette  forme  du  pl^biscite  legislatif  n'a  pas 
le  caractere  machinal,  excessif  et  deprimant  du  referendum 
^  jet  continu. 
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U  faut  remuer  les  masses  pour  recueillir  des  signatures, 
il  hat  les  remuer  encore  pour  les  amener  aux  urnes.  Les- 
reunion  publiques  se  multiplient,  la  presse  se  depense,  le 
Corps  electoral  s'emeut,  s'excite,  s'eclaire,  et  c'est  la  voix 
mtioDale  qui  s'apprete  k  parier.  Si  la  loi  est  adoptee,  la 
coosecration  populaire  en  double  l'autorite  morale ;  si  eile 
echoue,  les  Cönseils  du  pays  meditent  la  le<^n  et  en 
profitent.  Comme  ces  consultations  du  peuple  ne  sont  pas 
trop  frequentes,  comme  elles  sont  presque  toujours  bien 
in^parees  et  suffisamment  justifiees,  elles  ne  rappellent 
en  rien  la  lourde,  morne  et  encombrante  procedure  du 
referendum  obligatoire.  Un  ancien  President  de  la  Con- 
federation  suisse,  M.  Numa  Droz,  ecrivait,  dans  ses  Etüde» 
ä  portraits  poUtiques  (1895) :  « J'habite  une  ville  et  un  can- 
ton  \3tes  dömocratiques.  Depuis  une  aunee,  nous  n'avons 
pas  eu  moins  d'une  douzaine  de  fois  a  nous  rendre  aux 
turnes  pour  des  elections  et  votations  de  toutes  sortes, 
cantonales  ou  communales.  Nous  avons  bien  re^u  une 
douzaine  de  messages  accompagnant  des  textes  de  loi& 
et  d'arretes  sur  lesquels  le  peuple  devait  se  prononcer 
par  oui  ou  par  non.  Je  crois  avoir  Thabitude  des  affaires 
pQbHques  et  comprendre  sans  trop  de  peine  des  textes  de 
eette  natura.  Mais  j'avoue,  ä  ma  honte,  n'avoir  pas  tou* 
jours  trouve  le  temps  de  les  studier,  et  avoir  plus  d'une 
fois  vote  de  confiance.  Que  serait-ce  s'il  fallait  encore 
se  prononcer  une  ou  deüx  fois  par  annee,  sur  les  multiples 
Ws  et  arretes  que  l'Assemblee  föderale  met  au  jour  pen- 
dant  ses  trois  mois  de  Session?»  Rien  de  plus  vrai,  et 
M.  Droz  negligeait  d'insister  sur  Tindifference  croissante 
^  glisse  le  corps  electoral,  sur  le  discredit  progressif 
dans  lequel  tombe  la  legislation,  sur  le  röle  efface  et 
presque  humiliant  auquel  est  voue  le  Parlement.  II  con- 
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cluait:  «La  machine  democratique  n'a,  pas  moins  qu'une 
autre,  besoin  d'un  contre-poids.  Le  referendum  facultatif 
en  est  un,  et  c'est  pourquoi  j'en  demeure  partisan.»  Plus 
encore  qu*un  contre-poids,  c'est  une  soupape  de  surete 
cx)ntre  les  suspicions  et  les  mecontentements  du  peuple 
tenu  trop  a  Tecart  de  Tactivite  legislative,  comme  aussi 
contre  les  empietements  et  les  aventures  de  Chambres 
trop  inibues  de  leur  omnipotence  ou  trop  complaisantes. 
«Notre  pauvre  boutique  est  pourrie !»  gemissait  un  patricien 
bemois  apres  la  Promulgation  du  Pact«  federal  de  1815, 
qui  impliquait  le  maintien  soumois  mais  precaire  des 
oligarchies  cantonales.  N'en  pourrait-on  dire  autant  de 
ces  democraties  repräsentatives  dont  Tatmosphere  n'est 
jamais  rafraichie  par  une  bouffee  d'air  populaire? 

Que  si  le  referendum  facultatif  a  ete  un  precieux 
instrument  de  contröle  sur  les  assemblees  et  d'instruction 
pour  le  peuple  de  la  Confederation  suisse,  s'il  oblige  les 
Conseils  de  la  nation  ä  etudier  plus  attentivement  projets 
de  lois  et  arretes,  s'il  est  foncierement  refractaire  aux 
initiatives  prematurees,  aux  decrets  arbitraires,  aux  decisions 
violentes  de  legislateurs  chimeriques  ou  rebelies  ä  toute 
-contradiction,  s'il  rend  necessaire  une  initiation  loyale  et 
complete  de  l'opinion  publique  aux  innovations  deliberees 
par  les  Chambres,  s'il  fait  appel,  au  moment  psychologique, 
a  l'intelligence  et  ä  la  conscience  du  souverain,  s'il  remet 
toutes  choses  a  leur  place  et  toutes  gens  a  leur  rang, 
s'il  epargne  ä  un  pays  des  troubles  ou  des  revolutions,  — 
ce  n'est  pas  qu'il  soit  une  panacee  et,  qu'ayant  contribue 
ii  la  prosperite  de  l'Helvetie,  il  soit  partout  certain  du 
menie  succes.  II  suppose  une  reelle  maturite  politique 
du  Corps  electoral,  et  il  n'a  de  valeur  serieuse  qu'entre 
les  mains  d'un  peuple  libre  oü  le  suifrage  universal  est 
fortement  moralise. 
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Les  Etats-Unis  TAmerique  et  les  Etats  australiens  y 
TieDdront  sans  doute ;  ils  y  sont  dejä  venus  —  on  a  meme 
depasse  le  but  dans  Tlllinois,  le  Kansas,  la  Califomie,  — 
car  les  democraties  federatives  avec  leur  vie  communale 
et  regionale    tres   intense,   sont  dans  les  conditions  les 
meilleures  pour  Texperimenter  sur  le  champ  restreint  de 
la  municipalite,   du   district,   et  ainsi   de  suite.    Mais  la 
France,   oü   cependant   la  Constitution   du   24  juin  1793 
arait  repris  les  idees   de  Rousseau   sur  ce  point   et  oü 
diverses  tentatives  se  sont  produites  recemment  dans  le 
meme  sens  (propositions   Colbert-Laplace,    1881,   Cuneo- 
d'Omano,  1886,   Naquet,  1894,  etc.)?    Mais   TAngleterre, 
oü  la  question   a    ete   tranchee   negativement  en    1894 
oomme  en  1883?    Mais   la  Belgique*),    oü  la   campagne 
referendaire  des  partis  avances  a  echoue,  une  premiere 
fois,  en  1892?  Mais  les  autres  monarchies  constitutionnelles? 
Kous  sonunes  fermement  persuade  que  France,  Belgique, 
Angleterre,  Italie,  AUemagne,  Hollande,  essaieront  aussi 
de  Tappel  direct  aux  citoyens,  ou  qu'elles  s'y  resigneront, 
diaque  Etat  l'organisant  ä  sa  maniere,  selon  ses  conditions 
et  ses  besoins,   et  tous   ne  Tadmettant  qu'avec  assez  de 
reserves  ou  de  garanties  pour  qu'il  ne  degenere  pas  en  un 
vulgaire  moyen  d'agitation  demagogique.  Les  droits  du  peu* 
ple  sont  une  de  ces  forces  qu'on  n'enchaine  pas.  Jaillie 
au  flanc  de  la  montagne,  la  source  descend  les  pentes  ra- 
pides, et  toujours  plus  large,  et  toujours  plus  profonde, 
coule  jusqu'^  la  mer.  Qui  l'arreterait  dans  son  cours  ?  On 
objectera  que  le  plebiscite  legislatif  est,  dans  un  Etat  de 
trente,  cinquante,  cent  millions  d'habitants,  d'un  manie- 
ment   beaucoup   plus  delicat   et  d'une  action  autrement 

0  On  sait  que  le  roi  des  Beiges  a  le  droit  constitutioniiel 
de  consulter  le  pays. 
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aleatoire  que  dans  la  petite  Suisse,  avec  ses  traditions 
democratiques  plusieurs  fois  seculaires,  ou  dans  certains 
Diilieux  d'Amerique  et  d'Australie.  Evidemment,  mais 
l'avenir  des  nations  est-il  moins  au  self-government? 
Et  Texemple  de  la  Suisse  n'autorise-t-il  pas  les  plus 
ambitieuses  esperauces? 

Apres  cela,  il  serait  imprudent,  il  serait  dangereux 
d'aller  trop  vite  en  besogne  et  surtout  de  generaliser 
inconsiderement  pour  TEtat  tout  entier.  Le  gouvernement 
direct,  avec  suffrage  universel,  sanction  populaire  de  la 
Constitution,  referendum  (meme  simplement  facultatif) 
est  un  ideal  dont  presque  tous  les  peuples  modernes 
sont  encore  fort  eloignes.  Ils  Tatteindront  un  jour,  mais 
ils  courraient  au  devant  de  douloureux  mecomptes,  s'ils 
ne  procedaient  par  degres.  Comme  tous  les  remedes 
efficaces,  la  democratie  veut  etre  soigneusement  dosee ; 
or,  eile  ne  peut  l'etre  que  dans  un  Etat  decentralise  a 
fond.  Creez  des  conmiunes,  creez  des  cantons  ou  des 
departements  aussi  autonomes  *)  que  possible  I  Que  TEtat 
reste  le  tronc  de  l'arbre  social,  et  qu'il  ne  garde  pas 
toute  la  seve,  qu'il  l'envoie  genereusement  aux  branches 
oü  poussent  les  feuilles  et  les  fruits !  Les  municipalites, 
d'abord,  les  districts,  les  autres  subdivisions  du  territoire 
appliqueront  successivement  le  plebiscite  legislatif,  qui  ne 
legitimera  plus  les  scrupules  ni  les  terreurs  qu'il  pourrait 
inspirer  s'il  etait  introduit  d'emblee  dans  le  mecanisme 


*)  Sous  la  seule  condition,  heureusement  formulee  par 
M.  Em.  Faguet  dans  ses  Questions  politiques  (lSd9), 
que  l'institution  d^centralisatrice  ne  compromette  ni  l'unit^ 
politique,  ni  la  r^serve  financi^re  du  pays,  —  la  d^centralisatäon 
pouvant,  au  demeurant,  s'HCComplir  de  fa^on  d*autant  plus 
compl^te  que  les  rivalites  nationales  s'attenueront  et  que  la. 
paix  sera  Tetat  normal  du  monde  civilis^. 
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meme  de  l'Etat  centraL  Les  citoyens  apprendront  ä  veiller 
eiu-memes  a  leurs  interets  les  plus  proches;  ils  prouveront 
bientöt  qu'on  n'avait  pas  trop  presum^  de  leur  bon  send 
ni  de  lern*  civisme;  ils  franchiront  le  cercle  etroit  de  la 
commune  jusqu'^  ce  qüe,  mürs  pour  de  plus  grandes 
täches,  ils  entendent  sonner  Fheure  de  la  souverainete 
Goofiee  au  souverain.  Mais,  encore  un  coup,  le  referen- 
dum  facultatif,  quelque  artificielle  qu'en  puisse  paraitre 
la  formule,  est  Funique  moyen  de  degager  toute  Fex- 
cellence  du  principe  democratique  dans  la  legislation 
nationale. 


//.  Les  pouvoh'8  executif  et  judiciaire. 

I. 

CerteSy  le  pouvoir  l^islatif  est  le  pouvoir  supreme 
dans  l'Etat,  mais  le  bonheur  ou  le  malbeur  des  nations 
depend  surtout  de  leur  gouvemement.  Celui-ci,  pour  peu 
qn'il  renferme  des  hommes  de  talent  et  de  volonte,  et  que 
la  Constitution  meme  ne  le  voue  pas  k  une  perpetuelle 
instabilite,  prendra  necessairement  sur  les  Chambres  un 
ascendant  et  exercera  une  influenae  considerables.  Que 
s'il  n'est,  en  theorie,  que  Texecuteur  des  lois,  il  a  generale* 
loent  commence  par  en  etre  Tinspirateur,  et  les  lois  ne 
fixent  a  son  autörit^  que  des  limites  ais^ment  extensibles, 
d'aatant  qu'il  peut  faire  non  seulement  tout  ce  qu'elles 
pennettent,  mais  tout  ce  qu'elles  ne  defendent  pas. 

n  est  donc  d'une  extreme  importance  que,  dans  une 
dänocratie,  TExecutif  soit  assez  fort  pour  accomplir  sa 
tadie  et  assez  bride  pour  ne  point  outrepasser  son  droit. 
Comment  realiser  cet  ideal?    N'oublions  jamais  que  la 
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politique  n'a  pas  des  recettes  infaiUibles  pour  toutes  les 
situations  ni  pour  tous  las  peuples,  et  le  memes  recettes 
invariablement !   La  tradition,  Thistoire,  le  temperament, 
les  moeurs  du  pays  ont  des  exigences  qui  bravent  la  logique 
abstraite  des  principes.    Ce  qui  est  tolerable  ici,  ce  qui 
est  excellent  plus  loin,  ne  seraiMl  pas,  ailleurs,  impossible 
ou  detestable?  On  peut  songer  k  une  Organisation  Schema- 
tique  du  pouvoir  legislatif,  comme  du  pouvoir  judiciaire; 
la  forme  du  gouvemement,  eile,  doit  s'adapter  exactement 
au  milieu  national.  Le  regime  d^mocratique,  en  s'universali- 
sant,  determinera  une   relative  uniformite,   m§me  sur  ce 
point;  pour  l'instant,   la  plus  grande  diversite  regne  et 
nous  ne  la  verrons  pas  disparaftre  de  sitöt. 

Les  demoeraties  parlementaires  ou   representatives, 
telles  que   les  Etat-Unis  d'Amerique  et  la  France,  par 
exemple,   composent  leur  gouvemement   de  fa^on    tres 
dififerente.    A  Paris,    le  President   de  la  Republique  est 
moins  une  fonction   qu'un  Symbole  ou  qu'un  nom;  son 
röle  est  presque  tout  entier  decoratif  et  mecanique,    des 
que  Ton   va   au   fond   de   ses    attitudes   et  prerogatives 
constitutionnelles.     Le   titulaire   de    la   charge    peut   la 
marquer  de  son   empreinte  et  l'elargir  a  sa  taille,    mais 
qu*il  fera  modeste  figure  encore  aupr^  du  President  de 
rUnion  americaine,  commandant  en  chef  des  armees  de 
terre  et  de  mer,  ayant  un  droit  de  veto  sur  toutes  les 
lois  votees  par  le  Congres,  signant  les  traites  oondus  avec 
les  Etats  etrangers,  choisissant  lui-meme  les  membres  de 
son  cabinet,  —  roi  sans  le  titre   et  la  couronne,    plus 
puissant  neanmoins  que  beaucoup  de  monarques  I  Et  ses 
ministres  ne  sont  qu'un  simple  conseil  d'administration 
dont  il  est  le  maftre,  tandis  que  les  ministres  firan^ais, 
nommes   par  le   Pr^ident   de  la  Republique,    ne    sont 
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responsables  que  devant  le  Parlement  et  n'ont  pas  m^me 
Fobligation  de  prendre  son  avis  sur  las  plus  graves  des 
problemes  politiques.  A  Washington,  le  pouvoir  executif, 
c'est  le  President  elu  par  le  peuple  pour  quatre  ans,  et 
reeligible;  ä  Paris,  c'est  le  cabinet,  toujours  k  la  merci 
des  majorites  changeantes  de  la  Cbambre  des  deputes. 
Est-il  vrai,  d'autre  part,  qu'en  Suisse,  le  Conseil  föderal 
ne  soit  guere  autre  chose,  comme  Ta  ecrit  M.  C.*D. 
Cunningham,  qu'un  Comite  veillant  k  l'expedition  des 
affaires?  Non,  assurement,  mais  les  Suisses,  soucieux 
de  fractionner  et  d'impersonnaliser  la  force  gouvememen- 
tale,  Font  attribuee  ä  un  corps  de  sept  membres,  designös 
pour  trois  ans  par  TAssembl^e  federale,  et  dont  le  President, 
qui  est  en  memo  temps  President  de  la  Conföderation, 
n'a  sur  ses  coUegues  qu'une  pre^minence  toute  protoco* 
laire.  On  pourrait  croire  que  Faction  de  l'Executif  sur 
les  Chambres  varie  enormöment  selon  l'origine  et  la  forme 
du  gouvemement  democratique.  En  verite,  plus  habile 
ou  plus  energique,  plus  discrete  ou  plus  violente,  eile  est 
grande  partout  si  les  ministres  ne  sont  pas  trop  petits, 
mais  eile  sera  plus  ou  moins  feconde  et  plus  ou  moins 
bienfaisante  suivant  qu'elle  sera  ou  ne  sera  pointdirigee 
par  certaines  regles  et  garantie  contre  certains  abus. 
Les  modalites  exterieures,  si  Ton  peut  ainsi  parier,  sont 
indifferentes  ou  peu  s'en  faut;  ce  qui  importe,  c'est  le 
reste,  qu'on  aper^oit  a  peine,  et  qui  est  tout. 

Nous  demanderons-nous,  en  premiere  ligne,  si  r£xe- 
eatif  doit  sortir  du  peuple  ou  de  la  representation  natio- 
nale? Qn  saii  qu'en  France  et  dans  d'autres  pays,  les 
ministeres  sont  faits  et  dMaits  par  les  Chambres,  bien 
qo'en  apparence  ils  soient  form^s  par  les  soins  du  chef 
de  llltat;  et  nous  avons  constate  tout  k  Theure  que,  dans 
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rUnion  americaine,  ils  n'etaient  que  des  delegues  presi- 
dentiels.  Somme  toute  et  malgre  des  divergences  ou  des 
variantes  de  detail,  le  probleme  se  reduit  äceci:  election 
directe,  ou  election  au  second  d^^e.  Si  le  gouvemement 
est  incame  dans  un  homme,  il  semble  qu'il  soit  dangereux, 
au  point  de  vue  republicain,  de  lui  conferer,  de  par  Tin- 
vestiture  populaire,  une  autorite  et  un  prestige  qui  di- 
minueront,  ä  moins  qu'üs  ne  la  suppriment,  la  prepon- 
derance  necessaire  du  pouvoir  lögislatif.  Quand  Thomme 
a  l'intelligence  et  Fambition  de  son  rang,  ou   quand  il 
n'est  qu'un  Instrument  aux  mains  d'une  faction,  il  y  a 
tout  lieu  de  craindre  que  l'experience  du  gouvemement 
personnel  ne  s'acbeve  par  la  dictature.    Les  Etats-Unis 
cependant  ne  se  sont  pas  trop  mal  trouves  de  ce  Systeme. 
Pourquoi?  D'abord,  parce  que  le  jeu  de  bascule  electoral, 
qui  donne  la  presidence  tantöt  a  Tun  et  tantöt  a  l'autre 
des  partis  historiques,  empeche  tout  etablissement  durable 
d'une  autorite  tres  forte ;  ensuite,  parce  que  la  plus  vigi- 
lante  et  la  plus  ombrageuse  des  opinions  publiques,  la 
plus  individualiste  et  la  plus  jalouse  des  nations  egali- 
taires  ne  souffiiraient  pas  les  empietements  d'en  haut.  Mais 
que  d'ombres  au  tableau,  meme  dans  FUnion  americaine! 
Les  honneurs  et  les  attributs  de  la  Presidence  sont  tels 
que,  pour  s'en  emparer  et  s'en   servir,   on   ne    reculera 
devant  rien.   Les  appetits   et   les   brigues  s'excitent,  la 
fraude  et  la  corruption  sevissent,   l'^lu   est   toujours  un 
peu  la  creature  de  ses  grand^  electeurs.  Au  fond,  il  n'y  a 
de  democratie  sincere  et  reelle  que  la  democratie  ano- 
nyme; Tautre  est  encore  alteree  par  des  survivances  ou 
des  prejuges  monarchiques,  et  c'est  en  accentuer  rinfirmite 
evidente  que  de  recourir  au  plebiscite  pour  la  magistra- 
ture  supreme.   Que  les  municipalites,  que  les  districts  et 
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toutes  les  sous-corporations  de  droit  public  choisissent 
directement  leurs  maires,  leurs  pr^fets,  le  peril  est  infini- 
ment  moindre  ou  n'existe  pas,  puisqu' aussi  bien  ces 
fonctionnaires  se  meuvent  dans  une  sphere  d'activite 
restreinte  et  qu'ils  sont  dependants  de  quelque  pou- 
voir  central.  C'est  la  Suprematie,  sans  contre-poids,  d'un 
seul,  qui  est  redoutable  et  qui  n'est  pas  democratique.  On 
ne  le  repetera  jamais  assez :  la  veritable  democratie  est 
la  souverainete  immaterialisee  et  anonymisee. 

Bst-ce  ä  dire  que  le  gouvemement  coUectif  ou  colle- 
gial  ne  soit  pas,  souvent,  un  gouvemement  personnel? 
Quelque  individualite  transcendante,  quelque  temperament 
volontaire  le  domine,  en  est  l'äme  ou  le  bras.  Ce  n'en  est 
pAs  moins  le  regime  qui  prevaut  aujourd'hui,  et  qui 
triomphera  demain.  Les  devoirs  de  TEtat  moderne  sont 
si  complexes  et  si  lourds,  qu'une  tete  n'y  suffit  pas.  La 
division  du  travail  ^t  indispensable;  la  specialisation 
des  competences  ne  Fest  pas  moins.  La  delib^ration  en 
eommun  sur  toutes  les  questions  capitales  sauvegarde 
Tunite  de  la  politiqne.  Mais  comment  le  peuple  serait-il 
^n  mesure  de  mettre  the  right  man  on  the  right  place f 
II  le  pourra  dans  le  cerde  bome  de  la  commune,  de 
Tarrondissement,  du  canton  peut-etre,  oü  Ton  vit  coude 
ä  coude,  et  oü  la  notoriete  des  candidats,  beaucoup  moins 
utificielle,  est  beaucoup  plus  generale  d'ordinaire  que 
dao9  un  Etat  vaste  et  populeux.  Ici,  Telection  directe 
Abootirait  presque  fatalement  ä  une  loterie,  si  un  parti 
ne  poesedait  pas  une  raajorit^  assez  decisive  pour  imposer 
sa  Uste  au  suffrage  universel.  Et  comme  ce  parti  aurait 
pu,  sel(Hi  toutes  probabilites,  faire  voter  la  meme  liste 
par  les  Chambres,  c'est  pure  superstition  ou  vain  mysti- 
rtsme  democratique,  avouons-le,  que  de  preferer  la  proce- 
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dure  la  plus  compliquee  a  la  plus  simple.  Motez,  par  sur- 
croft,  qu'afin  d'engager,  devant  le  souverain,  la  bataille 
avec  les  chances  les  plus  certaines  de  victoire,  on  serait 
oblige  d'immoler  les  capacites  serieuses  mais  modestes 
aux  reputations  bruyantes,  fussent-elles  vides.  L'Union 
americaiDe  et  la  Suisse  ont  l'election  directe  dans  les 
municipalites  et  meme  dans  les  Etats  confederes;  la  Suisse 
l'a  resolumeut  ecart^e  pour  le  pouvoir  executif  de  la 
Confederatiou  elle-meme,  et,  si  eile  a  refuse  de  la  sub* 
stituer  ä  l'election  au  secoud  degre,  c'est  que  les  autres 
pays  ne  seront  pas  tentes  d'etre  plus  audacieux.  Au  de- 
meurant,  une  irreductible  antinomie  se  manifeste  dans 
le  Systeme  du  göuvernement  issu  du  peuple  mais  soumis 
au  contröle  des  Cbambres:  il  n'y  a  plus  d'autorite  qui 
puisse  virtuellement  apprecier  et  sanctionner  les  respon- 
sabilites  de  TExecutif,  attendu  qu'il  n'y  a  plus  de  Subor- 
dination effective  d'un  pouvoir  k  l'autre.  Cette  antinomie 
est  inevitablement  la  source  de  conflits  sans  fin  et  sans 
issue. 

II  est  rationnel,  en  consequence,  il  est  expödient 
meme  que  le  göuvernement,  pour  rester  anonyme  comme 
le  veut  la  democratie,  pour  ne  pas  acquerir  non  plus  une 
omnipotence  contraire  ä  la  doctrine  republicaine,  soit  col- 
lectif  et  soit  designe  par  le  Parlement.  Ce  demier  se 
laissera  guider,  plus  d'une  fois,  par  des  considerations 
etrangeres  aux  besoins  de  Fadministration  et  au  bien  de 
TEtat;  il  merite  autant  de  confiance,  pour  le  moins,  que 
les  Comites  de  partis  qui  fönt  les  elections  populaires; 
il  connait  mieux  les  hommes  et  les  choses;  il  est  tenu 
de  justifier  ses  choix  devant  l'opinion.  Mais  ä  quel  mode 
de  nomination  parlementaire  s'arreter? 

En  Suisse,  le  Conseil  federal  est  elu  par  les  Cbam- 
bres, tous  les  trois  ans.  Sa  reelection  n'est  guere  qu'une 
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fonualite  et,  de  fait,  il  est  presque  inamovible,  sans  doute 
parce  que  le  conseiller  federal  s'empresse  en  general  de 
depoiiiller  Thomme  de  parti  et  aussi  parce  que  le  Parle- 
ment  helvetique  a  une  majorite  qui  n'oscille  pas  cons- 
tamment  de  droite  ä  gauche  ou  de  gauche  ä  droite.  Los 
membres  du  pouvoir  executif  sont  des  fonctionnaires, 
auxquels  la  perspective  assuree  d'etre  confirmes  dans 
leur  Charge  ä  la  fin  de  chaque  legislature  donne  une 
autorite  et  une  independance  sans  egales.  En  France,  le 
President  de  la  Republique  prend  son  cabinet  dans  la 
majorite  des  Chambres,  ou  plutot,  il  designe  un  premier 
ministre  qui  choisit  ses  collegues  panni  les  groupes  de- 
cides  ä  le  soutenir.  Sauf  quelques  rares  exceptions,  les 
ministercs  fran<^ais  qui  se  sont  succede  depuis  1875  n'ont 
pas  connu  le  privilege  de  la  duree,  et  un  certain  scep- 
tidsme  ou  meme  un  peu  de  deconsideration  n'a  pas  man- 
que  d'accueillir  Toeuvre,  ou  de  s'attacher  au  personnel 
du  gouvemement.  Ce  qui  est  ephemere  n'inspire  pas  de 
eonfiance  et  n'appelle  pas  le  credit. 

n  semble  qu'il  soit  impossible  d'hesiter  entre  ces 
deux  systemes,  pour  peu  qu'on  se  rende  compte  de  l'in- 
teret  majeur  qu'ont  les  Etats  ä  poursuivre  une  politique 
continue  et  feconde.  Toutefois,  il  n'est  pas  sür  que  la 
stabilite  ministerielle  soit  Tideal  dans  un  pays  encore 
tres  divise,  et  passionnement  divis^,  oü  il  n'existe  pas 
an  esprit  public  assez  fort  pour  imposer  la  sagesse  au 
Parlement.  Les  nations  mobiles  et  nerveuses,  parvenues 
d*hier  k  la  liberte,  ont  besoin  d'agitation  pour  tromper 
leor  impatience  et  de  bruit  pour  endormir  leurs  desillu- 
sions.  II  n'en  saute  pas  moins  aux  yeux  qu'un  Etat  dont 
k  gouvemement  change  tous  les  six  mois  ou  tous  les 
ans  n'est  point  gouveme,   —   ou,   pour  etre  plus  exact, 
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qu'il  ne  serait  pas  gouveme,  si  Tadministration  ne  res« 
tait  la  meme  malgre  le  chasse-croise  des  ministeres  qu'on 
voit 

Naitre,  vivre  et  mourir  dans  la  meme  saisoD. 

Seulement,  cette  administration  travaille-t-elle  a  rem- 
plir  les  desseins  du  regime  qu'elle  est  censee  servir  ? 
£n  depit  de  toutes  les  «  epurations  »,  ne  maintient-eUe 
pas,  eile,  immuable  quand  tout  fuit  autour  d'elle,  les 
traditions  des  regimes  dechus,  sous  le  regime  nouveau  ? 
Ijes  formes  constitutionnelles,  les  principes  memes  de 
Taction  gouvernementale,  ne  sont-ils  pas  alors,  en  quel- 
que  mesure,  un  leurre  ou  une  duperie  ?  La  France  tent^ 
de  remedier  au  mal  dont  eile  a  longtemps  souifert.  Ses 
eures  de  stabilite  ministerielle  ne  lui  auraient-elles  valu 
qu'un  mieux  provisoire  ?  Ou  serait-ce  la  guerison  ?  Tout 
est  lä. 

Plus  que  la  monarebie  peut-etre,  la  democratie  doit 
etre  preoccupee  de  son  lendemain.  Les  milliers  ou  les 
millions  de  volontes  individuelles  ont  si  grand*peine  a 
s'absorber  dans  la  volonte  generale,  que  la  confusion  ou 
le  desordre  la  menace  toujours.  Si  son  education  est  in- 
süffisante,  si  eile  ne  se  soumet  pas  ä  une  diseipline  se- 
vere, et  si  l'exemple  ne  vient  pas  d'en  haut,  ses  institu* 
tions  seront  impuissantes  a  lui  epargner  de  lourdes 
et  meme  d'irreparables  erreurs.  H  fant,  avant  tout, 
qu'elle  soit  un  gouvemement,  un  gouvemement  arme 
pour  prevoir  comme  pour  agir,  et  qui  ne  soit  pas  ä 
la  merci  des  incidents  ou  des  pieges  parlementaires. 
Sous  ce  rapport,  la  France  et  d'autres  pays  seront  ame- 
nes,  par  la  force  des  choses,  ä  modifier  leur  Organisation 
politique.  On  dira  que  le  peuple  a,  en  definitive,  les  de- 
putes  et  les  ministres   qu'il   lui   plait  d'avoin   Mais    ou 
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oubliera  d'ajouter  ceci  :  c'est  que  la  loi  fondamentale  de 
r£tat  fiavorise,  par  quelques-unes  de  ses  dispositions  ou 
de  ses  omissions,  rinconsistance  des  partis,  si  Inen  qu'il 
ne  peut  y  avoir,  dans  les  Cbambres,  une  majorite  ferme 
poor  appuyer  un  cabinet  de  son  choix.  Une  revison  de 
la  legislation  et  un  progres  des  mceurs  electorales  — 
scrutin  de  liste  avec  «  proportionnelle  »  volontaire  ou  le- 
gale, repression  rigoureuse  des  ddits  contre  Tabsolue 
liberte  du  vote,  etc.  —  determineront  un  assainissement 
de  la  vie  parlementaire  et  influeront  directement  sur  la 
Situation  du  pouvoir  executif.  Ce  n'est  pas  tout,  cepen- 
dant.  Tant  que  les  fonctions  de  miuistre  ne  seront  pas 
iDcompatibles  avec  Celles  de  representant  du  peuple,  tant 
que  Fobligation  d'abandonner  la  carriere  politique  apres 
la  perte  du  pouvoir,  ou  de  courir  ä  nouveau  les  hasards 
d*ane  election,  ne  decouragera  pas  les  intrigues  des 
tn>p  «nombreux  aspirants  aux  portefeuilles,  tant  que 
les  cabinets  ne  seront  pas  preserves  d'une  chute  par  l'in- 
tegrite,  la  competence  et  le  prestige  de  ceux  qui  les 
eomposent,  tant  qu'il  ne  sera  pas  necessaire  que  le  gou- 
vemement  puisse  etre  renverse  uniquement  par  une  ma- 
nifestation  solennelle  de  la  majorite,  la  democratie  etalera 
ses  faiblesses  au  lieu  de  prouver  ses  vertus. 

Cette  question  des  incompatibilites  nous  parait  sur- 
tout  essentielle.  Comment,  d'atlleurs,  etre  tout  ensemble 
ministre  et  depute,  se  contröler  soi-meme,  approuver  ses 
propres  actes,  ou  annihiler  son  mandat  legislatif  pendant 
toute  la  dur^  d'un  cabinet  ?  Comment  le  ministre  ne  se 
sooviendrait-il  pas  trop  souvent  qu'il  est  le  depute  de 
tel  arrondissement  et  que  ses  electeurs  auront  la  me- 
mmre  des  Services  refuses  ou  rendus  ?  Comment  ne  pas 
^visager  le  point  de  vue  electoral  avant  tous  les  autres, 


218  La  d^mocratie  et  son  ^Yolution. 

quand  on  n'est  qu'un  passant  sur  le  chemin  du  pouvoir? 
Et  encore,  comment  resister  aux  sollicitations  indiscretes, 
aux   appetits  insatiables  de   ceux   qui   entendent,  pour 
conserver  leur  siege,  recevoir  la  manne  officielle  s'ils  ne 
la  distribuent  pas,  et  dont  le  caprice  peut  vous  accabler 
par   un   ordre  du  jour  meurtrier  ?    Le   ministre-depute 
est  tributaire  ä  l'exces  de  ceux  qui  fönt  le   ministre  et 
de  ceux  qui  elisent  le  depute,  sans  parier  meme  de  ce 
qu'il  y  a  d'inadmissible,  et  presque  d'immoral,  ä  cumuler 
deux  magistratures  qui  s'exeluent  TuneTautre.  Rien  de  plus 
significatif  ä  cet  egard  que  oe  que  Ton  a  pu   constater, 
en  France,  ä  propos  de  la  reforme,  tant  de  fois  ajoumee, 
que  M.  Rouvier  a  recemment  essaye  de  realiser.  Lorsque 
le  Conseil  des  ministres  s'est  avise,  en   1902,   de   porter 
atteinte  au  privilege  des  bouilleurs  de  crü,  il  y  a  eu  des 
protestations  irritees  et  formidables.  Quelque  timide  que 
füt  rinitiative  exclusivement  fiscale  de  M.  Rouvier,  tout  le 
Midi  «  bougea  ».  Et  pourtant,  le  ministre  des  finances,  en 
reduisant  de  vingt  ä  dix  le  nombre  de  litres  d'alcool  que 
les  proprietaires   pourraient   produire   sans   acquitter  de 
droits,   savait  bien   qu'il   ne   supprimait  pas,   du   meme 
coup,  le  grand  ennemi  du   Tresor:  la   fraude.   Tout  au 
contraire,  eile  sevirait  davantage !  C'est  qu'il  n'y  a  qu'un 
moyen  de  la  combattre  :  une  police  et  une  justice  moins 
tolerantes.  Or,  on  craint   d'indisposer  les   electeurs.  Les 
employes  des  contributions  indirectes  sont  accuses   d^ji 
d'un  zele  intempestif ;  leurs  proces-verbaux  vont   au   pa- 
nier, a  la  demande  de  deputes  et  de   senateurs   qui   se 
fönt  une   clientele    electorale   en   protegeant   les   delin- 
quants  bien  en  cour.    «  C'est  un   instrument  de    regne, 
lisions-nous  nagucre,  dans  un  Journal  qui  osait  dire  crü- 
ment  la   verite,    —    instrument   d'autant    plus  precieux 
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qu'en  meme  temps  qu'il  est  utile  ä  tirer  d'embarras,  il 
66t  utile  audsi  ä  y  mettre  les  adversaires.  Gare  aux  ci- 
toyeas  qni  ne  votent  pas  bien !  S'ils  distillent  un  quart 
de  litre  de  plus  que  la  loi  ne  le  permet,  ils  sont  süi-s  de 
voir  s'appesantir  durement  sur  eux  la  maiD  de  Tadnii- 
oistnition  d'abord,  de  la  justice  ensuite.  M.  Rouvier  vou- 
dnit  supprimer  cette  arme...  A  quoi  songe-t-il  donc  ?  » 
Des  ministres,  qui  sont  eux-memes  deputes  ou  senateurs^ 
et  qui  peuvent  etre  sacrifies  a  la  premiere  occasion  s'ils 
meoontentent  leurs  fx>llegues  des  Chambres,  ou  la  popu- 
lation  de  leur  arrondissement,  de  leur  departement,  sont- 
ib  capables  d'assumer  tous  les  devoirs  de  TExecutif  ? 
U  retorme  de  la  procedure,  la  reduction  des  frais  de 
jofitice,  Tabolition  de  riches  sinecures,  toutes  ces  ceuvres 
oecessaires  et  bien  d'autres  sont  arret^es  pour  les  meines 
causes  qui,  en  fin  de  compte,  se  ramenent  ä  une  :  la 
coodition  incertaine  et  dependante  du  gouvernement. 

Les  assemblöes  legislatives,  en  exploitant  les  imper- 
fections  du  regime  parlementaire,  se  livrent  ä  un  travail 
<le  demoralisation  nationale.  Qu'elles  partagent,  avec 
TExecutif,  Tinitiative  des  lois,  qu'elles  le  contrölent  avec 
^f^ilance,  qu'elles  l'elisent  librement,  mais  qu'elles  le 
Ittssent  agir  dans  les  limites  de  son  droit!  Si  le  principe 
de  la  Separation  des  pouvoirs  n'a  rien  d'absolu,  il  n'en 
^  pas  moins  vrai  que,  rationnellement  et  loyalement 
H^plique,  il  est  la  pierre  angulaire  de  l'edifice  democra* 
tique  et,  au  demeurant,  de  l'Etat  lui-meme.  Or  ce  prin- 
cipe est  forc^ment  meconnu,  quand  les  ministres  sont  les 
«cnriteurs  congediables  ä  merci  du  Parlement  et,  en  tant. 
qoe  membres  de  celui-ci,  les  tributaires  directs  du  corps. 
dectoral.  II  est  bon,  apres  cela,  que  chaque  pays  orga- 

m 

nwe  son  gouvernement  ä  sa  guise,  —  pourvu  qu'il  ait 
^  gouvernement  digne  de  ce  nom. 
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Des  rinstant  oü  I'Ex^utif  possede  Tautorite  et  la 
duree,  les  autres  questions  sont  bien  secondaires  et  noas 
n'en  retiendrons  plus  qu'une  seule :  le  gouvemement  doit- 
il  etre  homogene?  Les  cabinets  ephemeres  peuvent  etre 
indifTeremment  composes  d'hommes  de  la  meme  opinion; 
fussent-ils  des  ministeres  de  coalition  ou  de  «concentra- 
tion»,  nous  conclurions  de  meme,  car  le  vice  capital  de 
leur  precarite  dispense  de  rechercher  s'ils  ont  d'autres 
defauts.  Nous  n'avons  en  vue  qu'un  gouvemement  stable, 
-et  qui  gouveme,  et  qui  peut  gouvemer. 

Les  proportionnalistes  les  plus  convaincus  sont  presque 
unanimes  ä  declarer  que  leur  Systeme,  admirable  pour 
Telection  des  Chambres,  n'est  point  extensible  au  pouvoir 
-executif.  Ce  qui  est  par  dessus  tout  expedient  ici,  c'est 
une  volonte  prompte  et  claire  se  traduisant  en  actes  im- 
mediats,  tandis  que  le  Parlement,  lui,  a  le  temps  —  et 
le  devoir  —  de  consulter  tous  les  interets,  tous  les  avis, 
tous  les  voßux  avant  de  prendre  ses  döcisions  qui,  du 
reste,  ont  toujours  une  portee  generale  et  engagent 
Tavenir. 

Cette  consideration  est  tres  grave;  eile  n'est  pas 
peremptoire.  S'il  est  indispensable  que  le  gouvemement 
ait  une  volonte  et  que,  partant,  il  ne  soit  point  une 
image  reduite  de^  Chambres,  il  est  utile  que  Ton  y  deli- 
bere  et  il  serait  fächeux  que  Ton  se  bomät  k  y  decreter. 
Lorsque  tous  ses  membres  appartiennent  au  meme  groupe 
politique,  il  arrive  ordinairement  que  Tun  ou  Tautre  ac- 
quiert  une  influence  irresistible  sur  ses  coUegues,  ou  que 
des  traditions  de  laisser-aller  encouragees  par  une  etroite 
•camaraderie  suppriment  toute  contradictiou.  Les  procedes 
dictatoriaux,  les  actes  aventureux,  le  privilege  et  le  nepo- 
tisme  apparaissent  bientöt.    L'opposition,  qui  n*est  rien 
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et  qui  n'a  rien,  devient  plus  obstinee  et  plus  violente. 
L'Etat  souffre,  et  la  demoeratie  ne  represente  plus  ni  1& 
paix,  ni  la  justice. 

II  est  souverainement  equitable,  et  puis,  il  est  emi- 
QemmeDt  habilede  menager  aux  minorites,  dans  l'Exeeutif^ 
une  place  assez  grande  pour  leur  permettre  de  &ire  une 
excellente  besogne  de  collaboration  et  de  surveillance,  et 
assez  modeste  pour  qu'elles  ne  puissent  entraver  Toeuvre 
gouvemementale.  La  vie  publique  en  est  moins  troublee 
et  plus  saine ;  les  affaires  de  l'Etat  sont  plus  serieusement 
traitees  et  mieux  conduites;  le  favoritisme  n'ose  plus- 
sevir  avec  sa  croissante  impudeuce ;  et  certaines  reformes^ 
devant  lesquelles  on  reculait,  cessent  d'etre  impossibles^ 
gräce  au  concours  de  gens  qui,  systematiquement  eloignes 
du  pouvoir,  se  cantonnaient  dans  l'obstruction.  Aussi  les 
Soisses,  et  les  radicaux  les  plus  militants  ont  fini  par  le 
reconnaitre,  n'ont-ils  jamais  r^rett^  Tentree,  il  y  a  quel- 
que  douze  ans,  du  chef  de  la  droite  catholique  dans  le 
Conseil  föderal. 

n. 

Tant  vaut  la  justice  d'un  pays,  tant  vaut  le  pays  lui- 
meme.  Lnpartiale  et  incomiptible,  eile  est  la  providence  de 
YEM;  passionnee  et  venale,  eile  en  est  le  plus  dangereux 
ennemi.  H  faut  se  la  representer,  comme  dans  Tallegorie 
aotique,  les  yeux  bandes,  le  visage  pensif,  le  maintien 
severe;  le  glaive  qu'elle  a  dans  la  main  n'est  qu'au  Ser- 
vice desinteresse  du  droit.  Les  nations  dechoient  ou 
meurent  de  ne  pas  la  connaftre;  elles  ne  grandissent  et 
eOes  ne  durent  que  par  eile.  Consultez  Thistoire  ou  par- 
coorez  le  monde!  Si  vous  desirez  savoir  quelles  furent 
ou  quelles  sont  les  ressources  morales  d'un  peuple^,  de- 
Bumdez-vous  seulement:  quels  juges  s'est-il  donnes? 
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Cependant,  les  tribunaux  sont  composes  d*hommes 
faillibles.  Comment  en  attendre  des  vertus,  en  exiger 
des  merites  presque  au-dessus  de  la  condition  humaine? 
n  Importe  que  Tadministration  judiciaire  soit  organisee 
et  garantie  avec  assez  d'intelligente  sollicitud'e,  pour  qae 
les  magistrats  soient  en  quelque  sorte  forc^  d'etre  supe- 
rieurs  ä  eux-memes.  L'essentiel  est  de  les  soustxaire  abso- 
lument  ä  Tinfluence  des  autres  pouvoirs.  Si  les  assem- 
blees  legislatives  ou  le  gouvemement,  ou  tous  les  deux, 
jie  respectent  pas  la  complete  ind^pendance  des  tribunaux, 
s'il  leur  est  loisible  d'agir  sur  ces  derniers  en  favorisant 
le  nepotisme  ou  la  brigue,  et  si  la  politique  se  glisse 
dans  le  pretoire  ou  meme  Tenvahit,  tout  est  perdu.  Le 
virus  mortel  est  entre  dans  le  sang;  Tun  apres  Tautre, 
les  membres  se  gangrenent  et  le  corps  n'est  bientöt  plus 
qu'une  ruine.  Le  ministere  et  les  Chambres  peuvent  etre 
la  proie  des  interets,  des  appetits  et  des  passions;  aussi 
longtemps  que  la  justice  demeure  integre  et  libre,  rien 
n'est  irremediablement  compromis. 

En  Angleterre  et  aux  Etats-Unis,  oü  la  Suprematie 
de  la  loi  est  si  energiquement  consacree,  les  juges  —  theori- 
quement,  du  moins,  —  jouissent  d'une  tres  grande  inde« 
pendance.    Mais  il  est  aise  de  se  convaincre  que  le  mode 
d'election,  les  preuves  d'experience,  de  caractere  et    de 
capacite  requises,  le  milieu  social   enfin  concourent  sur> 
tout  k  determiner  la  mentalite  et  la  moralite  des  magi- 
strats de  Tordre  judiciaire.   Et  les  deraocraties  ne  veille- 
ront  Jamals  trop  ä  ce  que  les  tribunaux  accomplissent; 
leur  mission  d'une  fa^on  aussi  irreprochable  que  possible, 
car  c'est  la  justice  qui  est  encore  leur  supreme  sauvegarde* 
contre  les  deux  p^rils  de  la  dictature  et  de  Tanarchie. 

La  France  republicaine,  par  exemple,  n'a  pas  rompu,  er^ 
ce  domaine,  avec  les  institutions  et  les  traditions  de  1^ 
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Fraoce  mooarchique  et  imperiale.  L'inamovibilite  des 
Offices  royaux,  etablie  par  Louis  XI  en  1467,  est  restee 
M>  profit  de  toüä  les  juges,  membres  de  la  Cour  de  eassa- 
tioD,  des  Cours  d'appel,  des  tribunaux  d'arrondissement, 
etc.,  l'arche  sainte  qu'on  a  parfois  ebranlee,  qu'on  n'a 
junais  detruite.  Nommes  par  decret  du  President  de  la 
Republique,  ils  ne  peuveut  etre  prives  de  leur  emploi, 
ni  meme  deplaces,  sans  leur  consentement,  sous  reserve 
des  mesures  disciplinaires  auxquelles  ils  se  seraient  ex- 
poses.  Le  benefice  de  Finamovibilite  a  certainement  pour 
effet  d'exalter  le  sentiment  de  la  dignite  individuelle  et 
de  l'honneur  professionnel;  il  est  vrai,  d'un  autre  cöte, 
qae  ceci  est  largement  compens^  par  les  tentations  per- 
nideuses  d'un  fiiictueux  et  rapide  avancement.  Alors,  les 
phis  ambitieux  et  les  moins  scrupuleux  oublient  volontiers 
leur  devoir  pour  ne  plus  songer  qu'ä  leur  fortune :  on  en 
eoonaft  qui  n'ont  recule  ni  devant  le  servilisme,  ni  meme 
devant  la  forfaiture,  s'accommodant  de  toutes  les  bassesses 
poor  se  hisser  aux  plus  hautes  charges,  tandis  que  des 
JQges  amovibles  ne  craignaient  pas  d'immoler  leur  Situa- 
tion aux  commandements  de  leur  conscience, 

Qu'  est-ce  ä  dire,  sinon  que  Tinamovibilit^  n'est  pas 
on  dogme  intangible?  En  realite,  eile  est  inconciliable 
<rec  le  prindpe  democratique,  lorsqu'elle  se  confond  avec 
b  fonction  ä  vie.  Le  regime  populaire  est,  de  son  essence, 
bostile  au  privil^e  personnel,  ä  tout  ce  qui  est  survivance 
<tt  restauration  aristocratique  dans  Torganisme  constitu- 
tioimel  de  TEtat.  U  ne  peut  cr^r  des  ^castes,  il  ne  doit 
PM  en  cr^er,  s'il  veut  etre  fidöle  k  Tideal  d'une  autorite 
Aeethrement  et  r^vocablement  confiee  aux  plus  m^ritants 
^  aux  plus  dignes.  Or  les  magistratures  inamovibles  et 
^iigeres  tendent«elles  ä  autre  chose  qu'a  la  formation  de 
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castus,  qui  exercent  une  portion  de  la  puissance  publique 
apres  s'etre  soustraites  ä  toute  action  legitime  du  souverain? 
Deputes  et  ministres  passent,  incessamment  soumis  aux 
vicissitudes  legales  des  renouveUements  int^raux  ou  des 
ordres  du  jour  ä  deux  tranebants;  et  les  juges  seraient 
eternels?  Quand  leur  confirmation  periodique  ne  serait 
jamais  douteuse  pour  la  plupart^  eile  n'en  est  pas  moins 
un  moyen  de  contröle  et  une  arme  indispensable.  La 
democratie  distribue  des  emplois;  eile  n'assure  pas  des 
fiefs. 

Le  mode  de  nomination  n'est  pas  sans  offiir  aussi  de 
graves  difficult^.    On  se  persuade  de  plus  en  plus  qu'ü 
est  surtout  dangereux  d'abandonner  au  pouvoir  executif 
la  composition    du   corps  judidaire.    Le  gouvememeni, 
grace  k  son  homog^n^ite,   ä  son  ascendant,  a  la  concen- 
tration  des  grandes  influences  entre  quelques  mains,  est 
trop  le  maitre  exigeant  et  jaloux  de  ceux  qui  lui  doivent 
leur  entree  et  qui  en  attendent  leur  succes  dans  la  carriere, 
Comme  il  dispense  les  places,  comme  il  preside  ä  Tavance« 
ment,  comme  il  peut  lui  arriver  d*etre  plus  sensible  encore 
aux  Services  agreables  qu'aux  probes  arrets,  les  consciences 
souples  sont  naturellement  endines  k  trop  de  complai- 
sance  et  les  autres  vouees  k  trop  d'oubli  ou  de  ressenti- 
meqt.    N'a-t-on  pas  vu,  dans  de  recentes  et  retentissantes 
affaires,   les  vceux  de  tel  cabinet  dicter  l'attitude  de  tels 
magistrats,  et  la  justice  se  resigner  ä  etre  Tinstrument 
de  la  politique?  H  n'est  pas,  pour  un  peuple,  de  pire  mal- 
heiur  que  celui-Uu    Le  respect  de  la  loi,  de  la  loi  egale 
pour  tous  et  protectrice  de  tous,  de  la  loi  superieure  a 
tout,  n'est-ce  pas  le  resume  de  l'evangile  democratique? 
Lorsque  les  bommes   charges   de  TappUquer  n'hesitent 
point  ä  la  plier  aux  desirs  imperieux  d^  ioterets  ou  des 
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passions  d'en  haut,  c'est,  pour  une  nation,  le  commence- 
meot  et,  peut-etre,  Tapproche  de  la  fin.  Mais,  s'il  n'est 
pas  de  meilleure  sauvegarde  contra  les  defaillances  indi- 
viduelles ou  collectives  que  de  diminuer  les  tentations 
ou  simplement  les  occasions  de  succomber,  on  nous 
accordera  sans  peine  qu'il  sied  d*affranchir  les  juges  de 
toutes  les  contraintes  malsaines,  de  les  eloigner  de  tous 
Jes  pieges  subtils  que  signifie  leur  Subordination  virtuelle 
au  pouvoir  dont  ils  re^oivent  l'investiture  et  dont  ils  es- 
oomptent  la  faveur.  II  se  peut  que  ces  craintes  soient 
purement  doctrinales,  sous  certains  gouvemements  et 
<lans  certains  milieux  sociaux.  L'experience  nous  a  en- 
seigne  combien,  en  maintes  circonstances  et  dans  plus 
d'un  Etat,  elles  sont  douloureusement  fond^es. 

Conviendrait-il  d'attribuer  aux  assemblees  legislatives 
un  droit  qu'il  est  sage  de  refuser  k  TExecutif  ?  D'une 
maniere  generale,  oui,  mais  sous  reserve  de  Telection 
populaire  que  nous  discuterons  tout  ä  Theure.  Un  Parle- 
ment  n'est,  pas  plus  qu'un  cabinet,  inaccessible  ä  la  rai- 
son de  parti  que  Ton  confond  trop  souvent  avec  la  rai- 
son d'Etat.  D  nommera  de  preference  les  candidats  qui 
snivent  le  drapeau  de  la  majorite,  et  cela  sans  s'inquie- 
ter  ä  Texces  de  titres  plus  serieux  ä  son  ehoix.  Aussi 
peut-on  afiirmer,  qu'en  somme,  ses  designations  ne  pre- 
sentent  pas  de  garanties  exceptionnelles.  II  est,  toute- 
foö,  plus  prte  de  l'opinion  publique,  il  est  en  contact 
0ns  direet  avec  eile,  il  est  plus  responsable  envers  eile 
que  le  gouvemement.  Et  puis,  etant  un  peu  une  foule, 
3  n'a  pas  cette  energie  de  volonte,  cette  clairvoyance  et 
cette  promptitude  de  decision,  que  possede  un  College 
dectond  de  quelques  personnes   ^troitement  unies  par 

rinstinct  de  la  conservation.  De  par  la  force   meme  des 

15 


226  La  d^mocratie  et  son  Evolution. 

choses,  il  n'a  pas  les  memes  ressources  de  discrete,  de 
facile,  mais  d'autant  plus  redoutable  ingerence  dans  l'ad- 
ministration  de  la  justice.  II  peut  faire,  a  un  moment 
donne,  des  hecatombes  de  fonctionnaires ;  il  ne  peut  faire, 
ä  son  gre,  des  fournees  de  creatures. 

Au  reste,  on  est  plus  independant  envers  quelques 
centaines  de  deputes  auxquels  on  doit  une  reconnais- 
sance  fort  dispers^e,  qu'envers  neuf  ou  dix  ministres 
auxquels  on  doit  tout. 

Ces  considerations  ont  provoque,  dans  les   dömocra- 
ties  les  plus  avancees,  un  sentiment  assez  vif  de   reac- 
tion  eontre  la  nomination  des  juges  par  le  pouvoir   exe- 
cutif.     Assemblees    nationales     et    departementaJes    ou 
cantonales,  elisent  aujourd'hui  les  magist rats   de   Tordre 
judiciaire  aux  Etats-Unis,  en  Suisse  et  ailleurs.  A  la  ve- 
rite,  la  Cour  supreme  de  justice  de   TUnion  americaine 
est  formee  par  le  President,  sauf  approbation  du  S^nat, 
et  les   membres   de    ce   tribunal   demeurent   en    charge 
ditring  good  hehariour^  —  c*est-ä-dire,  «  tant  qu'ils  se  com- 
portent  bien  »,  soit,  un  peu  a  bien  plaire.  Le  Senat,  nean- 
moins,  n'est  pas  desarme.  En  Suisse,  le  Tribunal  federal 
est  elu  par  les  Chambres,  pour  une  periode  de   six   ans, 
et,  presque  partout,  les  Cours  cantonales  sont  nommees 
par   les   Grands   Conseils   des    cantons.    Ce   Systeme,    ä 
l'epreuve,  n'a  pas  trop  mal  reussi.  Nul,  dans  la  Confede- 
ration  helvetique,  ne  songerait  ä  y   renoncer,  sinon   au 
profit  de  Telection  directe  par  le  peuple,  —  et    encore ! 
On  objectera,  evidemment,  qu'il  peut  etre  excellent  pour 
de  petits  pays  ou  dans  des  republiques  federatives,  mais 
qu'il  seralt  impraticable  dans  de  vastes  Etats  fortement 
centralises.  Si,  comme  il  y  a  lieu  de  Tesperer,  les  d^mo- 
craties  de  Tavenir  evoluent  dans  le  sens  de  la  decentra- 
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lisation^  si  les  departcments,  les  arrondissements^  les 
districts  cessent  d'etre  des  divisions  exclusivement  oii 
essentiellement  geographiques  et  administratives,  avec 
un  semblant  de  vie  propre,  pour  passer  au  rang  d*orga- 
nismes  politiques  dotes  d'une  large  autonomie,  les  legis- 
Jatures  nationales  et  regionales  pourront  parfaitement 
composer  Cours  supremes  et  Cours  d'appel. 

L'election  populaire  ne  se  recommande  et  n'a  guere 
ete  introduite  que  pour  les  juges  de  paix  et  les  tribunaux 
de  premiere  instance,  oü  la  notoriete  et  la  confiance 
personnelles  entrent  r^ellement  en  ligne  de  compte. 
Elle  existe  dans  nombre  de  cantons  suisses,  et  les  ma- 
gistrats  que  le  peuple  s'est  donnes  ont,  tres  generalement, 
rempli  Tattente  du  souverain ;  nous  n'avons  que  bien  peu 
d'exemples  de  juges  integres  et  capables  qui  aient  ete 
congedies  par  le  suffrage  imiversel.  En  revanche,  les 
citoyens  seraient  peu  qualifies  pour  nommer  les  membres 
d'une  Cour  supreme,  d'une  Cour  d'appel,  les  meilleurs 
juges  etant  presque  toujours  ceux  dont  on  parle  le 
moins,  et  les  meilleurs  candidats  ceux  qu'on  n'a  jamais 
rencontres  dans  les  assemblees  de  partis  ou  vus  ä  la 
tete  des  mouvements  d'opinion. 

Quant  au  jury,  qui  a  ete  une  mode  autant  qu'une 
mstitutioDy  et  dont,  sur  le  continent  du  moins,  Tactivite 
Uxi  bomee  aux  causes  penales,  il  parait  bien  qu'il  ait 
epmse  son  prestige  et  fait  son  temps.  On  le  maintient 
par  tradition ;  il  est  de  plus  en  plus  conteste  et  menace. 
LaissoDS-le  lentement  mourir! 

Si  la  d^ignation  parlementaire  et  l'election  popu- 
laire se  substituent  insensiblement  ä  la  nomination  gou- 
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vemementale,    meme  pour  le  ministere  public,  ce  n*est 
point  qu'il  faille  ni  meme  qu'on  puisse  se  relächer  des 
exigences  de  moralite,  d'experience  et  de  savoir.    Qu*au- 
cune  condition  particuliere  de  preparation  technique  ne 
soit  requise  pour  les  juges  de  paix  ou  les  prud'hommes,') 
rien  de  plus  eonforme  ä  la  mission  de  ces  utiles  et  modestes 
serviteurs  du  droit.  Mais  il  en  va  diflferemment  pour  les 
autres  juges,    en  matiere   criminelle   comme   en   raatiere 
civile,   puisqu'aussi    bien   nous  prevoyons  et  souhaitons 
la   fin   prochaine   du  jury.    En  France,  leur  choix  n'^t 
pas  assujetti  ä  d'autres  regles  que  celles-ci:  ils  seront  des 
licencies  en  droit  de  nationaJite  fran<jaise,  ils  auront  accom- 
pli  leur  vingt-cinquieme  annee  et  suivi  le  barreau  pendant 
deux  ans  au  moins.    On  leur  demandera,  car  le  cours 
des  etudes  juridiques  varie  de  pays  ä  pays,  un  diplöme 
d'avocat,  un  brevet  de  notaire,  ou  tel  autre  titre  equiva- 
lent,  avec  un  stage  d'une  certaine  duree  dans  un  bureau 
prive,   dans   un   greffe,   etc.    Les  juges  ne  s'improvisent 
point.    Et  les  instances  sup^rieures  ne  se  recruteront,  ä 
Tordinaire,  que  dans  les  tribunaux  de  district  ou  d'arron- 
dissement,  pour  laisser  le  moins  de  part  possible  k  la 
faveur  ou  au  hasard.    Ce  n'est  pas  tout.    Les  assemblees 
deliberantes  sont  trop  superficiellement  renseignees  sur  les 
aptitudes  et  les  merites  des  candidats,  poiu*  etre  ä  meme  de 
proceder  souverainement  ä  d'irreprochables  nominations. 
La  condition  pr^alable  d*une  double  ou  triple  —  et  obligatoire 


')  n  en  serait  de  m^me  dans  les  tribunaux  de  commerce, 
oü  nous  admettrions  deux  juges  lalques  sur  cinq.  ou  un  sur 
trois;  et,  peut-etre  aussi,  dans  les  tribunaux  de  district,  si  Ton 
ne  se  däcidait  pas  k  supprimer  une  des  trois  instances  ordi- 
naires. 
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—  presentation,  faite  par  Tautorite  competente  —  Cour  su- 
preme,  Cour  d'appel,  selon  les  cas,  —  est  commandee  par 
des  raisons  sur  lesquelles  il  serait  oiseux  d'insister.  Tout 
cea\  bien  entendu,  n'est  et  ne  peut  etre  qu'une  esquisse 
d'oi*ganisation  judiciaire  adaptee  aux  besoins  des  demo- 
craties  modernes. 

II  est  bien  d'autres  questions  qui  se  posent  et,  qu'ä 
tout  le  moins,  nous  devons  signaler. 

Le  nombre  des  instances,  dans  la  plupart  des  Etats, 
est  trop  considerable.  L'ideal  serait  peut-etre :  une  justice 
de  paix  dans  chaque  commune  ou  paroisse,  un  tribunal 
de  prud'hommes  dans  chaque  ville  ou  centre  industriel ;  un 
tribunal  d'arrondissement ;  une  Cour  d'appel  departemen- 
tale,  provinciale  ou  regionale ;  et  une  Cour  supreme,  celle-ci 
n  etant  qu'un  Tribunal  de  Cassation.  Que  de  frais  et  de 
lenteurs  n'^pargnerait-on  pas  ainsi  au  public  I  Les  proces, 
meme  dans  les  pays  les  plus  ferm^s  aux  abus,  sont  intole- 
rablement  longs  et  coüteux.  Non  seulement  le  barreau 
n'est  pas  bride  par  des  tarifs,  des  r^glements,  des  prescrip- 
tions  legales  qui  sauvegardent  les  legitimes  interets  des 
plaideurs,  mais  Tinstruction  des  litiges  et  Tadministration 
des  preuves  sont  tres  souvent  alourdies  et  compliquees 
par  le  formalisme  le  plus  vain  et  le  plus  onereux  qui  soit. 
Avec  de  bons  tribunaux,  il  serait  possible,  il  serait  facile 
de  tailler  dans  ce  qu'on  a  trop  exactement  appele  le 
«mäquis  de  la  procedure».  Pourquoi  laisser  les  parties 
MX  prises,  jusqu'au  cinquieme  acte,  sous  le  regard  ennuy^ 
et  pateme  de  juges  qui  marquent  les  coups  au  lieu  de  faire 
triompher  le  droit?  Pourquoi  toute  contestation  ressemble- 
t-elle,  devant  le  pr^toire,  ä  un  duel  que  surveillent  va- 
guement  de  solennels  temoins  charges  tout  uniment  de 
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la  redaction  du  proces- verbal?  Pourquoi  le  legislateur 
redouteraitil  Tenergique  initiative  des  magistrats,  s'il  a 
soin  d'en  bien  ordonner  le  choix?  Pourquoi  ne  dinge- 
raient-ils  pas,  de  la  premiere  phase  ä  la  demiere,  toutes 
les  affaires  qui  leur  sont  soumises,  en  tenant  la  main  a 
ce  que  rartifice  ou  Timperitie  ne  voile  pas  la  verite?  En 
Allemagne  comme  en  Suisse,  Tinstruction  officielle  et 
orale,  plus  prompte,  plus  süre,  plus  loyale  que  tonte  autre, 
n'en  est  plus  ä  compter  ses  partisans,  ni  ses  conquetes. 
n  y  a  la  un  progres  d'une  incalculable  portee.  Disons 
bien  cependant  qu'il  ne  serait  qu'un  leurre,  si  le  corps 
judiciaire  n'^tait  pas  compose  de  jurisconsultes  instruits^ 
experimentes  et  d'une  inflexible  probite  ! 

Peut-etre  aussi  Tenseignement,  dans  les  Facultes  de 
Droit,  est-il  trop  sechement  abstriiit  ou  trop  froideraent 
utilitaire.  Rendre  la  justice  —  et  dejä  Teclairer,  de  la 
barre,  —  ce  n'est  pas  un  metier  vulgaire ;  c'est  la  plus 
haute  des  fonctions,  et  presque  un  sacerdoce.  Comment 
y  prepare-t-on  les  etudiants?  Leur  montre-t-on  assez  les 
responsabilites  et  la  grandeur  de  leur  mission  future? 
Ratiociner  intarissablement  sur  les  principes  ou  dissequer 
imperturbablement  des  textes,  c'est  former  des  intelligences 
serves  de  la  lettre  et  sourdes  ä  la  vie.  II  manque  a 
cette  jeunesse,  avec  le  sens  aiguise  des  realites  de  sa 
tache,  avec  la  foi  genereuse  au  röle  auguste  de  la  loi,  cette 
Sorte  d'entralnement  moral  que  les  Universites  negligent 
ä  Texces.  On  y  fabrique  des  legistes.  On  ne  fait  pas  des 
hommes. 

Peut-etre  enfin  les  Codes,  meme  ceux  des  plus  fieres 
democratieSy  sont-ils  trop  la  raison  et  pas  assez  la  cons- 
cience  ecrite.    C'est  que  l'esprit  juridique  est  le  plus  fon- 
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cierement  traditionnaliste  et  conservateur  qui  se  puisse 
imaginer.  II  est  toujours  en  retard  sur  son  siecle.  U 
suit,  peniblement  et  de  loin,  en  reginbant,  la  marche 
fievreuse  de  la  civilisation.  II  n'a  pas  encore  compris  que 
la  justice  ideale  est  Tequite,  —  ars  aequi  et  honi^) 

Virgile  Rössel. 


^)  Nous  laissons  de  c6tc  plus  d'une  question  interessante : 
Celle,  par  exemple,  de  Tassistance  judiciaire  plus  g^nereuse- 
ment  Offerte  aux  desh^rit^s,  celle  des  avocats  officiels,  et 
d*a]itres  qui  ne  rentrent  pas  dans  le  cadre  d*une  ^tude  aussi 
g^^rale  que  la  nötre. 


Die 

bundesgerichtliche  Auffassung 

über  die 

Ausdehnung  der  Haftpflicht 

(Fall  Pelissier). 


Das  Bundesgericht  bat  die  formale  Rechtssprechung 
wie  sie  nach  reichsdeutscher  Lehre  üblich  war,  aufge- 
geben. In  der  That  bindet  das  Axiom:  «Quod  non  est 
in  actis,  non  est  in  mundo»  dem  Richter  an  und  für  sich 
die  Hände  und  will  ihn  taub  machen  gegen  die  merkbaren 
Forderungen  der  Gegenwart  und  nächsten  Zukunft. 

Die  Demokratie  postulirt  jedoch,  dass  das  Bundes- 
gericht durch  entschlossene  und  consequente  Jurisprudenz 
ein  Surrogat  der  stets  revisionsbedtirftigen  Bundesgesetze 
liefere,  und  sogar  mitunter  durch  ein  derartiges  edictum 
Perpetuum  auch  administrative  Gebiete  regle. 

So  hat  der  typische  Entscheid  Kobelt  Bg.  E.  IV.  p. 
227  das  Betreibungsverfahren,  Graberg  V.  262  den  Art.  56 
Civilstandsgesetz,  Entscheid  Sulser  III  p.  448  und  Ent- 
scheid Wanner  VII  448  die  Rechtshülfe  in  Niederlassungs- 
sachen und  Steuercontrolle  beeinflusst,  und  es  wird  die 
causa  Droz  XXX  N'  34  die  gewerkschaftliche  Organisation 
and  die  Streikverordnungen  mit  bestimmen  helfen. 

Diese  eingreifende  Wirkung  war  bisher  mehr  vereinzelt. 
Non  —  vielleicht  angesichts  der  durch  das  Civ.-G.-B.  dem 
Richter  zuerkannten  Mitwirkung  —  beginnt  die  spontane» 
kräftigere  Expansion  durch  weittragende  Entscheide.*) 

In  einem  früheren  kritischen  Fall  —  Armenrecht  für 
Haftpflichtprocess  —  ist  zwar  dieCompetenz  zu  Gunsten 
des  Bundesrathes  nunmehr  festgestellt  (vergl.  B.  G.  £. 
i.S.  Caprez  1904   N«  87;   vergl.  B.R.E.  i.   S.   Albisser 

*)  Vergl.  auch  den  Fabrikhaftpflichtfall  Fisch  1904  N<>  28: 
Üeber«direiten  des  Maximums  von  6000  Fr.  nicht  nur  bei 
cnminell,  sondern  schon  bei  polizeilich  strafbarem  Verhalten 
^  Pflichtigen. 
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für  Mantovani  1902  I  291,  von  Salis  Nr.  2365),  aber  im 
Inhalt  ist  die  s.  Z.  von  Bezzola  gewollte  Praxis  sanctionirt. 

Zwar  hat  in  der  sachlichen  Subsumptiön  unter  Fabrik- 
gesetz auch  jetzt  noch  nicht  der  Richter,  sondern  die 
Administrativinstanz  die  Vorfrage  zu  entscheiden;  aber 
in  der  persönlichen  Subsumptiön,  also  nicht  des  Ge- 
schäftes, sondern  des  Personals,  hat  das  Bundesgericht  in 
der  causa  Pelissier  Bg.  E.  XXX.  W®  51  sowohl  die  Bundes- 
verwaltung als  die  Gesetzgebung  in  die  Schranken  ge- 
fordert mit  einer  Ablehnung  der  bisherigen  Stück-  und 
Flickarbeit,  von  welcher  es  nun  kein  Zurückweichen  mehr 
gibt,  sondern  nur  ein  radicales,  decidirtes  Vorgehen,  und 
zwar  entweder  zu  einer  generellen  aber  noch  privaten 
Haftpflicht,  oder  zum  öffentlichen  Versicherungswerk. 

Diese  Gegensätze   sind   nicht  absolut   incompatibel, 
denn    schon    nach    Haftpflichtrecht    und    seiner    Hand- 
habung   zahlt    der  Arbeiter    einen   Theil   der   Rückver- 
sicherungsprämie   in    Form   von   Lohnvorabzug.      Einer- 
seits ist  in  der  industriellen   Wehrkraft,   Dank   der   Ar« 
beitstheilung  im  Betrieb,  eine  hierarchische  Subordination 
geltend  wie  in  einem    militärischen  Gefüge,  wonach  der 
Obere  haftet.    Anderseits  ist  auch  die  Solidarität  mass- 
gebend, welche  der  selfgovernementalen  Versicherung  ruft. 
Im  Simplontunnel  galt  es  mehrmals  «Freiwillige  vor»  und 
auch  ein  Tunnelarbeiter  kann    ein  Winkelried  sein,  da- 
für aber  beanspruchen,  dass  Weib  und  Kind,  und,  wen  er 
thatsächlich  unterstützt,  entschädigt  werde.    Wir  werden 
daher    sub   HI    die    Militärversicherung    vergleichsweise 
herbeiziehen,   zumal  diese  in  successiver   Erprobung   die 
kameradschaftliche  Selbsthülfe  mit   der   Haftpflicht    des 
Dienstherrn  und  schliesslich  dem  versicherungstechnischen 
Gewand  combinirt  hat. 
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/.  Haftpflicht. 

1.  Der  FaD  Pelissier  hat  sich  folgendermassen  zuge- 
tragen:  Die  Fabriken  Oerlikon  liessen  durch  ihren 
Monteur  mit  zugetheiltem  ordentlichem  Personal  in  Sitten 
Leitungsstangen  aufrichten. 

Zum  Stützen  einer  Stange  rief  der  Monteur  einige 
zufälh'g  in  der  Nähe  auf  dem  Feld  befindliche  Land- 
arbeiter,  so  auch  den  Pelissier,  herbei,  welche  kamerad- 
schaftlich mit  Hand  anlegten. 

Die  Stange  glitt  zufällig  aus  und  traf  den  Pelissier 
an  die  Schläfe. 

2.  Die  Taktik  des  Anwaltes  der  Notherben  Pelissiera 
war  nun :  Er  konnte  die  ßeweispflicht  nach  gemeinem 
Recht,  Art.  62  0.  R.,  nicht  auf  sich  nehmen,  sondern  zog 
vor,  die  Beweislast  mnzukehren  durch  Konstruction  einea 
Haftpflichtanspruches. 

Die  Electricitätshaftpflicht  besteht  allerdings  nicht  nur 
gegenüber  dem  eigenen  Personal,  sondern  auch  gegenüber 
Dritten,  hier  aber  nur  bei  Betrieb. 

Da  nun  der  Unfall  bei  Bau  passirte,  musste  der  An- 
walt den  Beweis  erbringen,  dass  Pelissier  in  irgend  einer 
Weise  in  den  Dienst  Oerlikons  getreten  sei.  Dieser  Beweis,, 
begünstigt  allerdings  durch  den  favor  juris  sowie  frap- 
pante Gründe  des  concreten  Herganges  und  der  Humanität,, 
gdang. 

3.  Das  Bundesgericht  hat  seinen  Erwägungen  einen 
generellen,  prätorischen  Tenor  gegeben,  aus  welchem  sich 
folgende  Stufenfolge  ergibt: 

a)  Die  Botschaft,  B.  Bl.  1880  IV  p.  549,  begreift  zwar 
nur  die  contractlich  angestellten  Arbeiter. 

b)  Vertrag  ist  aber  nur  der  Regelfall ;  Lohn  ist  nirgends- 
Voraussetzung. 
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c)  Der  bahnbrechende  B.G.E.  Egger  contra  Scholter  1902 
(Curti  Nr.  2324)  hat  direct  anspruchsberechtigt  erklärt 
auch  die  nur  mit  dem  Unteraccordanten  im  Vertrag 
stehenden  Arbeiter. 

d)  Der  Vertrag  kann  auch  ein  stillschweigender  ge- 
wesen sein.    Bg.  E.  i.  S.  Sau(^on  XXVI  Nr.  2. 

e)Pelissier:  Es  braucht  gar  keinen  Vertrag,  sondern 
es  genügt  die  wirthschaftliche  Thatsache  des  Ein- 
tritts in  den  Betriebskreis. 

4.  Das  Bundesgericht  erklärt  in  diesem  präjudiziellen 
Entscheid  XXX  No.  51  urbi  et  orbi,  d.  h.  für  städtische 
und  ländliche  Bedürfnisse :  «Dem  sozialen  Grundgedanken 
meiner  Fürsorge  für  die  ökonomisch  Schwachen  entspricht 
«nicht  ein  bloss  privatrechtliches  Verhältniss,  sondern  die 
^wirthschaftliche  Thatsache  des  Eintrittes  in  den  Be- 
«triebskreis.» 

Damit  sind  wir  nun  bereits  mit  einem  Bern  im  Sozialis- 
mus, und  es  fragt  sich  nur:  Ist  die  neue  Strömung  so 
stark  und  unser  bisheriger  Halt  so  schwach,  dass  wir 
unsere  auf  culpa,  oder  doch  custodia  fussende  Ueber- 
Zeugung  der  Rechte  und  Pflichten  aufgeben  müssen,  um 
auf  andere  und  bessere  Weise  uns  durchzuschlagen? 

5.  Allerdings  ist  der  Haftpflichtbegriff  nachgerade  so 
zersplittert  in  5  Arten  (Eisenbahn-,  Fabrik-,  Unternehmer-, 
Auto-,   Electricitäts - H.  Pf.),')    dass    die    öffentliche  Ver- 

')  Die  Haftpflicht  der  concessionirten  Transpoi-tanstalten 
im  Geleise  oder  bestimmten  Curs  (also  incl.  Dampfschiffe  und 
Post,  aber  excl.  Automobil)  aus  Betrieb  und  Bau  an  Passagiere, 
Personal,  Dritte  und  Sachen,  ohne  Maximalgrenze,  ohne  Ab- 
zug für  Zufall,  ist,  in  der  revidirten  Gestalt  von  1905,  die 
weitgehendste  und  bildet  jetzt  den  Typus. 

Die  Electricitäts  •  H  Pf.  Art.  33  lässt  selbst  die  Einrede 
<ier  höheren  Gewalt  nicht  zu,  wenn  wissentlich  Vorschriften 
zuwidergehandelt  ist. 
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Sicherung    des    deutschen   Nachbarlandes    wie    eine    er- 
frischende Invasion  erscheinen  könnte. 

Aber  übersehen  wir  dabei  nicht:  Eine  solche,  alles  gleich- 
machende, bisherige  Rechtsschranken  überflutende  Völker- 
wanderung bringt  nur  scheinbar  Einheit.  Nach  und  nach 
werden  die  ßerufsgenossenschaften  und  -Kassen  wie 
Stammesrechte  durch  exclusives  Verhalten  gegen  nicht- 
koDvenirende  Individuen  eine  solche  Zersetzung  herbei- 
fuhren, dass  wieder  das  alte,  logische  staatliche  Recht 
eine  Regel  und  die  alte  Kirche  aushelfend  eine  Sitte  für 
die  Ausgestossenen  herstellen  muss. 

6.  Es  ist  daher,  auch  angesichts  des  öffentlichen 
Versicherungswerkes  als  des  kommenden  Mannes,  doch 
nützlich,  noch  einen  Versuch  dezidirten  Zusammenraffens 
der  zersplitterten  Haftpflichtbegriffe  zu  machen,  indem  wir 
sie  scharen  um  die  Fahne  des  «Veranlassungsprinzipes», 
welches  sich,  wie  folgt,  charakterisirt :  Wer  veranlasst, 
haftet. 

Je  rascher  der  Verkehr,  desto  formaler  die  Haftung: 
Wer  einen  besonderen  Schutzkreis  aufstellt,  oder  beson- 
deren Befehl  erteilt,  muss  die  Folgen  vertreten. ') 

7.  In  der  That  haben  —  nach  dem  ausgezeichneten 
Aufeatz  Reg.-Rth.  Bodenheimers  im   Polit.  Jahrbuch  Bd. 


Auto-Haftpflicht  ist  Postulat  geblieben,  um  gemäss  Vor- 
M;hlag  von  Professor  Dr.  Gmür  rudimentärer  Ansatz  zu  sein 
för  weitere  neuzeitige  Transportmittel. 

')  So  hat  der  Zürcher  Kantonsrath  am  6.  März  a.  c.  prin- 
dpiell  beschlossen  ein  Gesetz  über  die  Haftpflicht  der  Notare, 
und  subsidiär  des  Staates,  für  den  nicht  einmal  verschuldeten, 
sondern  auch  nur  veranlassten  Schaden  mangelhafter  Proto- 
koUimog  zu  erlassen.  Wenn  die  Haftung  des  Staates  primär 
ist,  und  sogar  ein  ausgeschiedener  Fond  mitgespiesen  wird 
durch  Wertgebühren,  daist  implicite  der  Uebergang  von  Haft- 
pflicht zu  Versicherung  bereits  vollzogen. 
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III,  1888,   wo   das   bisherige   vergleichende   Recht  sach- 
kundig dargestellt  ist, 

Frankreich  1898 
England  1897-1900 
dem  Zug  der  Zeit  Genüge   geleistet  durch   Haftpflicht, 
nicht  durch  öffentl.  Versicherung, 

Frankreich  hat,  an  Stelle  der  Interpretationskünste 
aus  dem  elastischen  Art.  1382  C.  c,  den  Begriff  des  «risque 
professionnel»  eingeführt. 

Dieser  ist  eine  Zone  von  Gefahren,  welche  jeden 
Eintretenden,  ohne  Unterschied  grösserer  oder 
geringerer  Vorsicht  und  Umsicht  ergreifen.  Dergestalt  ist 
nun  auch  der  Schutz-  oder  der  Betriebskreis.  Jeder 
Eintretende  ist  theilhaftig  der  Gefahr  und  der  Entschä- 
digung, sofern  der  Eintritt  aus  plausibler  Veranlassung 
geschah.  Die  Arbeit  des  Personals  ist  dann  nur  mehr 
eine  Unterabtheilung  des  Gesammtbegriffes,  und  auch 
die  Haftpflicht  an  Dritte  ist  einbezogen,  vorausgesetzt 
immer,  dass  sie  nicht  unter  wissentlicher  Missachtung 
von  Vorschriften  sich  in  Berührung  gebracht  haben  mit 
dem  Gefahren-,  Betriebs-  oder  Schutzkreis. 

8.  Es  ist  derart  ein  einheithches  Prinzip  gewonnen, 
und  für  den  neuzeitigen  Detailausbau  desselben  empfehlen 
sich  die  Postulate  des  Schweiz.  Juristentages  1901,  von 
welchen  wir  als  neu  hervorheben  Nr.  15: 

«Sachen,  welche  ein  Verletzter  oder  Erkrankter  resp. 
«deren  Hinterlassene  mittelst  Haftpflichtentschädigungs- 
«geldern  käuflich  erworben  haben,  sollten  als  unpf&nd- 
«bare  Competenzstücke  erklärt  werden». 

Die  Gelder  selber  sind  bereits  unzedirbar  und  un- 
pfändbar, anfechtbar  gegen  übervortheilende  Abfindung, 
rectifizirbar  gegen  ungenügendes  Urtheilssubstrat 
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Der  humane  gesetzgeberische  Plan  wird  aber  (wie  bei 
Eiemption  von  home  stead)  dadurch  paralysiert,  dass  wenn 
auch  nicht  Pfändung,  so  doch  Verpfändung')  gestattet  ist. 

9.  Einer  Hervorhebung  ist  werth  die  englische  works- 
mancompensation  Act  1897,  welche  1900  ausgedehnt  worden 
ist  auch  auf  die  landwirthschaftlichen  Arbeiter.  Die 
Haftpflichtmaxime  «Respondeat  superior»  ist  im  Sinne  der 
industriellen  Befehlshierarchie  so  scharf,  dass  die  Ver- 
tretung des  Unglücksfalls  nur  cessiert  bei  schw^erer  oder 
absichtlicher  Pflichtverletzung  seitens  des  Arbeiters 
(attribuable  to  the  serious  and  wilful  misconduct  of  the 
workman). 

10.  Ausser  dem  Selbstverschulden  bestehen  in  den 
Haftpflichtarten  noch  zwei  weitere  Exceptions-  event.  Re- 
ductionsgrQnde:  höhere  Gewalt  und  Verbrechen  Dritter. 
So  lange  die  Privatrechtsbasis  noch  besteht,  muss  höhere 
Gewalt  ganz  und  Zufall  theil weise  den  Arbeitgeber  be- 
freien. Da  die  Familie  des  Verunglückten  aber  stets  zu 
bedauern  ist,  so  bietet  das  öflfentl.  Versicherungswerk 
den  volkswirthschaftlichen  Vorzug,  diese  nie  abklärbaren 
Fälle  in  die  Risiken  aufzunehmen  und  zu  entschädigen. 
Das  öffentl.  Versicherungswerk  zahlt  auch  aus,  wenn  ein 


*)  Letztere  könnte  zwar  unwirksam  gemacht  werden  da* 
darch,  dass  gemäss  dem  Satz  «res  sacra  miser»  die  Sache 
extra  commercium  gestellt  wii'd.  Damit  kommt  aber  das  Indi- 
Tidaum  selbst  ausser  Verkehr,  und  es  bleibt  nur  die  Protektion 
darch  das  Anstaltsleben.  Dasselbe  würde  die  Thore  eines 
neuen  Lebens  aufthun,  wenn  nach  Art  der  Herrenhuter- 
Gemeinde  für  die  individuell  selbständige  Bethätigung  des 
Individuums  gesorgt  wäre,  damit  das  Geschäftszutrauen  ent- 
steht, sei  es  durch  den  Kredit  dieser  Genossenschaft,  sei  es 
darch  die  Aversalsumme,  welche  der  Richter  statt  Renten- 
entschädigung für  die  partielle  körperliche  Unfähigkeit  ge- 
anrochen  hat 

16 
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Verbrechen  Dritter  den  Nexus  zum  Unglücksfall  hin  un- 
terbrochen oder  allein  verursacht  hat,  und  behält  sich 
nur  den  Regress  auf  diesen  Schuldigen  vor. 

Solche  Verbrechen  Dritter  sind  selten ;  meistens  wird 
als  Dritter  auftreten  ein  Mitarbeiter  oder    ein  Zwischen- 
glied in  der  Hierarchie ;  z.  B.  ein  Vorarbeiter  oder  ange- 
stellter Ingenieur  lässt,  während   Streckenarbeit,  Strom 
in  die    nicht   ausgeschaltete   Leitung,   oder   befiehlt  die 
Gramper   zum  Antreten,  obgleich  ein  Facultativzug  ihm 
avisirt  ist.    Die  Haftung  des  Geschäftsherrn  ist  primär; 
es  fragt  sich  nur,  ob   sie   auch   einen    persönlichen   Ge- 
nugthuungsanspruch  und  eine  Strafklage  des  Verunglück- 
ten, resp.  der  Seinigen  gegen   das  persönlich   schuldige 
Zwischenglied  consumirt.    Wir  halten  dafür,  dieser  An- 
spruch   bleibe    gewahrt  und   zwar   dem   Verunglückten, 
cumulativ.    Da  aber  die  Verantwortlichkeit  eines  solchen 
Zwischengliedes  seine    ökonomische  Reparationsfähigkeit 
bedeutend  überschreitet,  wird  es  begreiflich,  dass  das  Re- 
quisit ruhiger,  nicht  angeregter  Befehlsgebung  und  Hand- 
lungsweise stets  schärfer  an  ihn  gestellt  wird. 

11.  Eine  bedenküche  Consequenz  des  hberalen 
bundesgerichtlichen  Begriffes  einer  Schutzzone,  welche 
als  «Charge  de  Tindustrie»  auferlegt  wird,  ist  die  Specu- 
lation  neuzeitiger  Reisläufer  und  Handlanger,  durch  mo- 
mentanen Eintritt  in  den  Nimbus  eines  reichen  indu' 
striellen  Condottiere  ihre  Haut  theuer  zu  verkaufen. 

Wenn  wir  erläuterungsweise  vergleichen  mit  der 
Mihtärversicherung,  so  sind  an  Sanitätspersonal  der 
Armee  angegliedert  und  entschädigungsberechtigt  gattungs- 
massig  bestinunte  Hülfspersonen,  welche  doch  eine  Mini- 
malgarantie beruflicher  Gewandtheit  und  Vorsicht  bieten 
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mit  der  Folge  einer  Gefahrminderung.  Die  Erwägungen 
Pelissier's  machen  aber  anspruchsberechtigt  nicht  ge- 
schultes Personal,  sondern  jeden  daher  gelaufenen,  un- 
disciplinirt  Arbeitenden,  wenn  auch  aus  dem  stets  hinzu- 
zudenkenden concreten  Thatbestand  zu  ergänzen  ist,  dass 
das  Bundesgericht  nur  den  befugterweise  in  den 
Betriebskreis  Eintretenden  schützen  will.  In  der  That 
war  Pelissier  nicht  nur  acceptirt,  sondern  geradezu  ein- 
geladen worden  vom  Monteur. 

Die  Motive  geben  keine  Definition,  denn  die  Befug- 
niss  kann  eine  sehr  wandelbare  sein.  Z.  B  bei  dem  Auf- 
zug von  Eirchenglocken  hilft  alles  Publikum,  ohne  Unter- 
schied des  Alters  und  Geschlechtes  mit,  und  bei  dem  be- 
rühmten Aufrichten  des  Obelisken  in  Rom  1525  war  der 
glücklichere  Doppelgänger  Pelissier's,  jener  Matrose, 
welcher  trotz  strengen  Verbotes  spontan  rief  «Wasser  auf 
die  Stränge»,  auch  nur  zufällig  anwesend. 

//.  Die  öffentliche   Vei'sichei'ung 

mit  Einschluss  und  Anpassung  der  Art.  48  &  45  BV.,  mit  oder 
ohne  nochmalige  Erweiterung  von  Art.  34  BV. 

1.  Öffentliche  Versicherung  ist  ein  Wort,  wo  die 
partikulär-staatsrechtlichen  Begriffe  noch  fehlen.  Denn 
wie  der  Socialismus,  so  wird  auch  die  öffentliche  Fürsorge 
im  Gewand  der  Versicherung  in  den  Ländern  verschie- 
den behandelt,  imd  es  kann  die  auf  Wunsch  des  Kaisers 
Wilhelm  I.  geschaffene  deutsche  Krk.-,  Unf.-  und  Alters- 
versicherung nicht  ohne  weiteres  übertragen  werden  auf 
Schweiz.  Verhältnisse.  Es  empfiehlt  sich  hier  vielmehr  die 
Benützung  der  Versicherungsgemeinde,  um  in  ihr  Heimat- 
^md  Niederlassungsgemeinde  aufgehen  zu  lassen,  um  damit 
zu  erreichen,  nicht  nur,  dass  die  Armuth  in  Ursache  und 
Wirkung  bekämpft  werde,  sondern  auch,  dass  das  den 
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Ausländer  meistbegünstigende  Kriterium  der  interkanto- 
nalen Niederlassung  wegfällt,  es  somit  nur  Bürger  oder 
Fremde  gibt,  und  die  erstarkte  Gemeinde  viribus  unitis 
ihre  Angehörigen  so  fördert,  dass,  wie  1848,  für  den 
Fremden  ein  Antrieb  da  ist,  das  Bürgerrecht  zu  erwerben 
durch  Assimilations  arbeit. 

Die  Einkleidung  der  Arbeiterhaftpflicht  in  Yersiche- 
rungstechnik  ist  noch  keine  Volksversicherung;  diese  stellt 
nicht  auf  die  stufenweise  Beitragspflicht  der  Erwerbenden 
ab,  sondern  garantirt  generell,  ohne  Ansehen  der  Person, 
jedem  Individuum  ein  schickliches  Minimum. 

2.  Versicherung  deckt  sich  auch  nach  Ausdehnung 
nicht  mit  Haftpflicht.  Das  Volksverdict  vom  20.  Mai  1900 
ist  diesem  Dilemma  entsprungen.  Der  Lenker  des  Staats- 
schiffes hatte  gegen  die  Sirenengesänge  einer  Volksver- 
sicherung zwar  vorbeugend  die  Ohren  seiner  Gefährten 
mit  Wachs  verstopft,  und  sich  selbst  strict  an  das  Pro- 
gramm des  Art.  34  *»»»  BV.  gebmiden,  wonach  ver- 
sichert werden  nur  die  unselbständig  Erwerbenden,  und 
auch  diese  nur  in  den  bisherigen  Haftpflichtkategorien, 
also  nicht  die  land-  und  hauswirtschaftlichen  Arbeiter.^) 
Mit  dieser  letzteren  Gattung  wurde  der  Wagen  «über- 
laden», so  dass  er  dermalen  nicht  glücklich  in  den  Hafen 
kam,  und  als  man  ferner  die  odiöse  Classengesetzgebung 
vermeiden  wollte,  gerieth  man  von  dieser  Charybdi.s  weg 
in  die  Scylla  der  Finanzirungsschwierigkeit.  Ein  Mono- 
pol ist  nicht  opportun.  Woher,  ohne  Uebergriffe,  das  Geld 
nehmen  zur  öffentl.  Versicherung?  Die  Arbeiter  und  Er- 
werbenden  nehmen   nur  ihresgleichen  in  die  Kasse  auf. 


^)  Die  Oltener  Tage  im  Juni  a.  c.  postuliren  wenigstens 
Einbezug  des  Handwerks,  welche  «Lähmung  des  individuellen 
Strebens  und  Sparsinns »  in  Deutschland  von  der  dortigen 
Regierung  schroff  abgelehnt  worden  ist. 
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Schon  haben  die  Waadtländer  Aerzte  postulirt :  einerseits 
egoistische  Autonomie  der  freien  Kassen ^  und  anderer- 
seits Pflicht  des  Staates,  die  Armen  und  Nichterwerbs- 
fähigen  zu  versichern.  Nun  hat  aber  ein  Zeitgenosse  der 
jungen  Waadt,  Mirabeau,  präcisirt,  dass  es  nur  3  Arten 
der  Selbsterhaltung  gebe  (für  Individuen  wie  für  Anstalten 
anwendbar):  Arbeiten,  Stehlen,  Betteln.  Wir  wollen  diese 
3  Methoden  der  Geldbeschaffung  charakterisiren,  schicken 
nur  voraus  etymologisch  : 

Die  Inanspruchnahme  der  Burgergüter  (vergleichbar 
der  gegenwärtig  in  Frankreich  geplanten  Säcularisation 
des  Kirchengutes)  wird  im  Volksmund  als  «Stehlen»  ge- 
brandmarkt, obgleich  derartige  das  «Land  bereisende 
Schelme»  einen  plausibeln  Staatsgedanken  haben,  näm- 
lich Fusion  der  Doppel-  {Real-  und  politische)  Gemeinde 
event.  die  Verwaltungsdelegation  seitens  der  Heimat-  an 
die  Niederlassungsgemeinde,  um  den  jetzigen  unhaltbaren 
Dualismus  praktisch  abzuändern. 

Unter  «Bettein»  ist  die  Umgestaltung  des  Almosens 
zu  verstehen  in  ein  beneficium  oder  Beisteuer  nach 
Vorbild  des  israelit.  Staatssocialismus,  und  zwar  so,  dass  ihm 
das  Gemeinwerk  der  höheren  Gesellschaftsklassen  ent- 
spricht, als  individuelle,  nationale  Pflicht,  auch  des  weib- 
lichen Geschlechtes. 

3.  Haftpflicht  deckt  sich  auch  im  Inhalt  nicht  mit 
Versicherung').  Haftpflicht  ist  die  Beitragsquote  des  Ar- 
beitgebers, nach  Gefahrklassen,  an  die  Entschädigungs- 
kasse für  Unfall-  und  Berufskrankheit. 

Eine  andere  Quote  an  diese  Kasse  zahlt  der  Arbeit- 
nehmer und  erhält  die  Garantie  der  Vollausbezahlung 
auch  bei  Zufall,  auch  bei  Selbstverschulden. 

^  Siehe  in  der  scharfsinnigen  Exegese  Burkhardt's  zur 
Bundesverfassung  den  Conmientar  zu  Art.  34  ^J». 
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Statt    jedesmaliger,    und   beinahe   unmöglicher  Re- 
partition   des    Schuldtreffnisses  erfolgt   aus  öffentlichem 
Recht  eine  Gesammte   Hand,   wie    das    deutsche   Recht 
plastisch  sich  ausdrückte.    Im   jüngsten  Entscheid  Reb- 
mann contra  Heiniger  gibt  das  Bundesgericht  seine  nur 
schätzungsweisen  Annahmen  zu.   Da  ist  eine  Auszahlung, 
radikal   aus    wirthschaftlichen    Gründen,  doch  logischer, 
kürzer,  ganz  abgesehen  von  der  sonst  peinlichen  Härte 
gegenüber  den  durch  die  Qualification  des  Falles  ohnehin 
gedrückten  Waisen.    Die  Solidarität  erscheint  dem  Vor- 
sichtigen, Habhaften,  stets  ungerecht,  und  hat  sich  daher 
erst  da  zuerst  eingebürgert,  wo  das  risque  professionnel 
Jeden,  auch  den  Vorsichtigsten,  wie  eine  Bestreichungs- 
zone oder  ein  Streuungskegel  umfasst.    Die  Solidarität  hat 
aber  ihr  Mass  in  der  Solidität.     Wir  wollen  erinnern,  dass 
die  schweizerische  Rentenanstalt  Abstinenten  10%  Prämien- 
rabatt gewährt,  und  betonen  noch  schärfer,  dass  Bergführer- 
verbände einen  Genossen,  der  auch  nur  einmal  einen  speci- 
fischen,  nicht  einmal  fatalen  Fehltritt  gethan,  zur  Dispo- 
sition stellen.  Also  man  darf  die  Kontrolle  füglich  dem  self- 
government  und  der  lokalen  Organisation  überlassen.  Der 
Arbeiter  wird  seine  dienstlichen  Pflichten  beiUeberstunden 
und  Uebermüdung    williger   und    relativ   frischer,  sowie 
bei  Betriebsgefahren    kameradschaftlicher  leisten,    wenn 
er   das  Bewusstsein  hat,   dass    auch    eidgenossenscbaft- 
lich  für    ihn    resp.    seine    Angehörigen    gesorgt    werde. 
Dazu  gehörte  nun  logisch,  —  nicht  nur  der  Bundesrappen 
—  sondern  dass  der  Arbeitgeber  der  Kasse  direkt  beitritt 
und  nicht  auf  Umwegen   leistet  durch  private  Rückver- 
sicherung oder  Tribut  an  die  öffentl.  Centralanstalt.    Dass, 
in  dieser  Weise,    die  Herren    bei    den   Knechten    liegen, 
kann  vorkommen  und  kommt  vor,  darin,  dass  die  Chauffeur- 
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kasse  gespiesen  wird  durch  Aversalbeiträge   der  Herren, 
wodurch  diese  sich  nicht  nur  von  der  Haftpflicht,  sondern 
als  höchste   Herrschaften  auch    von   der   Erscheinungs- 
pflicht vor  Strafgesetz  loskaufen  wollen.    Art.  9  Fabrik 
H.  Pfl.  1881   und  Art.  13  Eisenbahn  H.  Pfl.  1905  sehen 
einen  Prämienbeitrag  des  Arbeitgebers  in  die  Versiche- 
rungskasse der  Arbeitnehmer  vor,  mit  der  Rechtsfolge, 
dass  nach  richterlichem  Ermessen  die  Haftpflichtsumme, 
die  der  Herr  aus  seinem  eigenen  Sack  zu  bezahlen  hat, 
reduzirt  wird.    Der  Art.  13  von  1906  hat  den  Art.  9  von 
1881  dahin  erweitert,  dass  jede  Prämienquote  des  Meisters 
(nicht  erst  Vs)  diesen  anspruchsberechtigt  macht  auf  Re- 
duction,  aber  dann  nicht  der  ganzen  Versicherungssumme, 
sondern  immer  nur  proportional  der  Ratatragung  an  der 
Prämie. 

Damit  ist  nun  aber  vorausgesetzt,  dass  die  Versiehe- 
ruDgskasse  nicht  nur  stets  solvent  sein  muss  ~  weil 
sie  subsidiär  immer  in  den  Riss  zu  treten  hat  —  sondern 
auch  alle,  wenigstens  sämmtliche  Haftpflicht-Eventualitäten 
umfassen  muss,  also  laut  Gesetz  1903  Art.  10  «alle  Un- 
fälle aus  Bau  oder  Betrieb».  Die  einfachste  Lösung  des 
Dualismus  wäre,  wenn  der  Arbeitslohn  so  erhöht  wörde. 
dass  die  gesammte  Prämie  nicht  nur  des  selbständigen, 
sondern  auch  des  unselbständigen  Arbeiters  aus  Einer 
Quelle  fliessen  würde.  So  alimentiren  die  Bergführer  allein 
die  Kasse,  und  die  unregelmässigen  Beiträge  der  Herren, 
etwa  aus  einem  Wohlthätigkeiisconcerte  kommen  recht- 
lich nicht  in  Betracht. 

Da  die  Haftpflicht  nur  Unfall  und  spezifische  Berufs- 
krankheit entschädigt,  so  sah  das  Forrer'sche  Gesetz 
Trennung  von  den  lokalen  Krankenkassen  vor,  in  der 
Weise,  dass  die  Arbeitgeber  ihre  Quote  leisten  an  die 
BundesUnfall- Versicherungs-Anstalt.      Gegen    dieses  als 
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büreaukratiscb  bezeichnete  Centraiinstitut  ist  von  den 
in  ihrer  Geschäftsthätigkeit  bedrohten  privaten  Rück- 
versicherern für  Haftpflicht  Sturm  gelaufen  vrorden,  und 
es  veird  die  Analogie  mit  der  Entwicklung  der  Bundes- 
bank, als  modifizirter  Staatsbank,  und  den  bisherigen 
Instituten  als  künftigen  Agenten  nun  lehrreich  sein. 

Zudem  sind  seit  1900  die  selfgovernmentalen  Kranken- 
kassen in's  Kraut  geschossen,  und  es  ist  in  Genf  eine  staat- 
liche Kasse  entstanden,  so  dass  beide  Arten  verlangen 
würden,  an  der  Verwaltung  aus  Unfall  und  Berufskrank- 
heit zu  participiren. 

Da  die  Finanzimng  der  Prüfstein  jeder  Gemeinnützig- 
keitist und  eine  successive  sich  ergebende  Nachschusspflicht 
oder  Subvention,  ob  unberechnet  oder  vom  Veranstalter 
dolo  eventuali  vorhergesehen,  die  Anstalt  discreditirt,  so 
prüfen  wir  zuerst  A.  die  MateHaliefK 

Der  Staat  combinirt  dieselben,  wie  folgt: 

I.  Der  Staat  erhält   für  sein  Versicherungswerk 
von  dem  Privatinteresse:  die    bestehenden    Berufs- 
kassen, 

von  Kirche  und  Corporation en:  die  gemeinnützigen  Fonds, 
von  der  Gesellschaft:  den  Antrieb  der  höheren 

Classen  zur  Aushülfe. 

II.  1.  Der  Staat  leistet  Subsidien  nach  dem  physio- 
kratischen  Princip:  nur  soweit  er  fiscales  Interesse  hat 

a.  als  Steuerherr,  an  Erhaltung  der  Steuerkraft,  sei 
es  derjenigen  der  Landesproducte  oder  der  indu- 
striellen Arbeitskraft;  z.  B.  Massnahmen  gegen 
landwirthschaftliche  Schäden;') 

')  Vergl.  Hagelversicherung.  Weder  Gegenseitigkeit,  noch 
staatl.  Obligatorium  war  praktisch,  sondern  nur  Subsidie  des 
Staates  (Bund  und  Kanton,  wechselseitig  bedingt)  an  die  Prämie 
des  Einzelnen  bei  der  dritten  Gesellschaft,  nicht  an  diese  direkt. 
Art.  13  Landw.  B.  G.  XIV.  p.  21G. 
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b.  als  Dienstherr,  an  Stimulation  der  Thätigkeit  seiner 
Beamten,  und  zwar  leistet  der  Staat  diese  seine 
Barsubsidien 

aa.  dem  industriellen  Arbeiter:  durch  das  Organ  der 
zwar  selfgovernmentalen,  aber  obligatorischen  und 
controllirten  Berufskassen, 

bb.  seinen  Angestellten  und  Beamten:  durch  25 Vo  der 
Prämie  der  CoUectivversicherung  oder  der  Einzel- 
versicherung bei  einem  Dritten, 

cc.  seinen  Lehrern:  durch  Prämienbeitrag  an  deren 
Einzelversicherung  bei  einem  Dritten. 

2.  Der  Staat  leistet  nach  dem  Merkantilsystem: 
was  durch  die  Auswanderung  von  der  Heimatscholle  an 
Unterstützung  nöthig  geworden,  also: 

Verpflegung  nach  Art.  48  BV.  und  Heimschaffung 
nach  Art  45,  3—5 

oder  Verschmelzung  von  Heimath-  und  Nieder- 
lassungsgemeinde durch  In  Corporation  der  niedergelassenen 
Schweizer 

somit   Aufheben    des   den    Ausländer    meistbegün- 
stigenden Niederlassungsbegriffes 

>  Erhöhung  der  Nachfrage  und  des  Preises  für 
Bürger-Einkäufe  seitens  Fremder,  und 

>  ein    günstiges    Zahlverhältniss    der    activen 
Bürger  zu  den  Ausländern. 

3.  Der  Staat  sanctionirt  nach  dem  System  der  Arbeit, 
wonach  nicht  sowohl  Landesprodukte  allein,  noch  deren 
Tauschverkehr,  somit  Zölle  und  Bundessubsidien,  sondern 
Verarbeitung  und  Naturalleistungen  des  Einzelnen  den 
Staat  kräftig  machen: 

Auch  der  Weinbau  hat  sich  gemeldet  in  der  Motion  Oyex- 
Ponnaz  vom  16.  Juni  1905  zu  «Landschaften»  d.  h.  Garantie- 
^erbäaden. 
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a.  den  Zwangscharakter  der  Berufskassen, 

b.  die  Viril-  resp.  Pubertätstaxe  für  Jeden,  vorbe- 
halten progressive  Zuschläge,  an  die  kantonale 
Kasse,  also  den  direkten  Beitrag  an  die  Volks- 
versicherung in  Form  der  Schul-  oder  Kirchen- 
steuer, welche,  mit  oder  ohne  Kirchenopfer,  zur 
Armenpflege  da  ist, 

c.  die  Autorität  über  die  höhern  Klassen  behufs  ihres 
Gemein  Werks.*) 

III.    Wenn  vom  Staat  gesprochen  wird,  so  wird  der- 
selbe präcisirt  als 
Gemeinde :  zur  Nächstencontrolle  hinsichtlich  Geld- 

bedttrfnis  und  -Verwendung 
Kantonaler  Staat:    zur    Gesetzgebung    über    Fusion   der 

Doppelgemeinden 
Bundesstaat:  zur  Gestaltung  einer  nationalen  Bürger- 

und Bürgerinpflicht  der  Aushülfe. 

B.     Mit   diesem   Material  geschieht   der  Auf  hau   wie   folgt: 

I.  Der  Bund  garantirt  ein  Minimum  quantitativ  und 
qualitativ;  er  verfügt  das  Obligatorium  und  deswegen 
prinzipiell  die  Unentgeltlichkeit. 

1.  Der  Art.  34*»''»  wird  dadurch  individuelles  Recht,*) 
allerdings  nur  in  dem  Sinne  des  Art.  18  B.  V,  sodass  die 


1)  Die  internationale  Connivenz,  sowohl  der  Proletarier  als 
der  oberen  Zehntausend,  ist  doch  das  deutliche  Zeichen,  dass 
diese  Extreme  sich  noch  nicht  ergänzen  zu  nationaler  Förde- 
rung. Diese  Ergänzung,  begonnen  durch  die  Krankenpflege- 
orden, begegnet  allerdings  nicht  mehr  dem  Vonirtheil  der 
Gesellschaft.  Mit  einem  vereinzelten  guten  Ton  ist  aber  ein 
Ausgleich  noch  nicht  geschaffen,  sondern  nur  dadurch,  dass 
der  Staat  eine  Dienst-  nnd  Ehrenpflicht  statuirt,  auf  die  Fähig- 
keiten der  Person  augepasst,   vergleichbar  dem  Gemeinwerk. 

*)  Hier  wie  bei  Gewerbefreiheit  passt  der  Ihering*sche 
Begriff  des  Reflexrechtes ;  d.  h.  Wohlfahrt  ist  das  Primäre  und 
individuelles  Recht  nur  secundär,  also  der  Reflex. 
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Eintbeilung  dem  behördlichen  besfaern  Ermessen  bleibt^ 
und  dass  die  Versorgung  der  nothleidenden  Familie  z.  B. 
der  beidelterlichen  Fabrikarbeiter,  analog  Art.  234  Mil. 
Org,j  dem  Gutfinden  der  Kantone,  somit  faktisch  der  takt- 
vollen Mildthätigkeit  der  Gesellschaft  überlassen  ist. 

2.  Wie  aber  der  Staat  nicht  die  gesammte  Ausrüst- 
ung liefert,  und,  soweit  Unentgeltlichkeit  besteht,  sogar 
ein  Disziplinarmittel  der  «ecole  civique»  daraus  macht, 
so  hat  das  Individuum   abgestufte  Beiträge   zu   leisten. 

3.  Ist  die  Grundtaxe  unerschwinglich,  so  zahlt  der 
Armenfonds  der  Heimat. 

U.   Die  öffentlichen  Kassen  sind  kantonal. 

Sie  sind  von  den  Berufsverbftnden  organisirt  oder 
umfassen  —  ähnlich  Brun's  Constaffel  der  Nichtorgani- 
arten  ^)  —  von  Staats  wegen  alle  nicht  in  Berufskassen 
Befindlichen. 

Es  bestehen  für  die  flottante  Bevölkerung  Ortspolizei- 
kassen. 

III.  Privatkassen  können  fortbestehen  und  neu  ent- 
stehen, aber  unter  staatlicher  Leitung.    Diese  begreift: 

1.  Versicherungstechnisch  reellen  Plan  der  Einlagen. 

2.  Genügende  Leistungen. 

3.  Staathche  Inspektion. 

Die  Mitglieder  sind  von  einer  staatlichen  Steuer  für 
die  öffentlichen  Kassen  nicht  befreit.  Die  Organe  der 
Privatkassen  brauchen  nicht  staatlich  zu  sein,  aber  ihre 
Uricunden  machen  Beweis  wie  öffentliche  Ausweise. 

Solche  private  Korporationen  werden  nicht  selten 
sein.  Familienkisten  können  sich  so  organisieren,  und 
es  können    erlaubte  Orden,   geistlicher   oder   weltlicher 

*)  lieber  die  Einbürgerung  der  Versicherungslosen  in  einen 
Versicherungsverband,  nach  Analogie  des  Heimatlosenwesen«»,, 
siehe  den  Schluss  dieses  Aufsatzes- 
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Observanz,  als  Brüderschaftskassen  auftreten.  Selbst 
Clankasse,  also  die  Unfallkasse  einer  Sippe,  ist  dem 
Verfasser  in  seiner  Praxis  vorgekommen.  (Vergl.  Art.  S45 
ff.  Civ.  G.  B.) 

IV.  Betriebskassen.  Hiezu  ist  der  Fall  Pelissier 
die  beste  Illustration.  Das  Forrer*sche  Gesetz  sah  dieselben 
nur  für  Betriebe  über  100  Arbeiter,  und  auch  für  solche 
grosse  Betriebe  nur  facultativ  vor.  Nun  ist  bereits  durch 
Volkszählung  1900  (Rubrik  10  A  und  10  B)  erwiesen, 
und  wird  durch  die  Gewerbezählung  vom  9.  August 
dieses  Jahres  erhärtet  werden,  dass  die  heutige  Concen- 
tration  auf  eine  Spezialität  im  Gewerbe  anderseits  eine 
räumliche  Ausdehnung  über  das  communale  und  kantonale 
und  Weichbild  hinaus  nöthig  macht,  nicht  nur  in  Filialen, 
Gewerbedomizil,  sondern  auch  nur  in  passageren  Ar- 
beitsplätzen'). Es  müsste  also  Oerlikon  beim  Stangensetzen 
in  fremdem  Kanton  —  wenn  weder  Betriebska.sse  noch 
eidg.  Centralunfallkasse  bestünde  —  Versicherungssteuem 
bezahlen  an  das  Territorium,  allerdings  mit  dem  Vortheil, 
dass  eine  Hülfskraft  wie  PeHssier  dann  auch  nur  nach 
seinem  landesüblichen  gewöhnlichen  Lohn  und  nicht  als 
Industriearbeiter  entschädigt,  würde,  ein  Moment,  welches 
das  Bundesgericht  richtig  berücksichtigt  hat. 

Ein  solches  fliegendes  Steuerforum  würde  aber  der 
bisherigen  Praxis  (siehe  causa  Bell  in  Kriens  betr.  Mon- 
tage der  Brücke  in  Reichenau)  widersprechen,  so  dass 
sich  radikal  empfiehlt,  auch  nicht  einmal  an  Filialen, 
sondern  nur  an  einem  Ort  in  der  Schweiz,  das  Vereiche- 
rungsforum  des  interkantonalen  Betriebes  zu  errichten, 
sei  es  bei  der  staatlichen  Centralkasse,  sei  es  am  Haupt- 
sitz der  selfgovem mentalen  Betriebsanstalt.') 

M   Aehnlich   dem  ambulanten   Gerichtsstand   der  Presse. 

*)   Nach  dieser  letzteren   unter  den  Kronländern    Oester- 

reichs  üblichen,  und  von  Regierungsrath  Speiser  auch  für  die 
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Betreffs  Abgrenzung  der  Berufs-  von  sonstiger  Krank- 
heit und  betr.  Subsumption  unter  den  Betriebskreis  wird 
auch  dem  öffentlichen  Versicherungswesen  die  bisherige 
Jurisprudenz,  also  namentlich  der  Fall  Pelissier,  von 
Nutzen  sein. 

V.  Die  Kasse  för  Heimarbeiter  ist  eine  Combination 
von  Familien-  also  Privatkasse  mit  Betriebsversicherung. 
In  der  Heimarbeit,  der  Seidenweberei  oder  der  Stickerei, 
hat  sich  das  patriarchale  Element  erhalten;  Landwirth- 
schaft  und  Fuhrwesen  hängen  auch  an  ihm. 

VL  Simultan kassen .  Da  die  Versicherung  territorial e 
Norm  ist,  so  umfasst  sie  auch  die  Ausländer. 

Dieselben  sollen,  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Heimat- 
treue, die  öffentlichen  Kassen  benutzen  können.  Aus- 
schliessliche Ausländerkassen  dürfen  dagegen,  als  öffent- 
liche, nicht  bestehen. 

Wir  werfen  dadurch  nicht  grundsätzlich  die  Gewerk- 
schaftskassen zu  den  Böcken,  d.  h.  zu  den  privaten 
Kassen,  denn  in  den  Gewerkschaften  haben  die  Ausländer 
noch  nicht  das  Uebergewicht  Ober  die  Schweizer.') 


Schweiz  proponirten  Steuerconflictsnorm  würde  man  dem 
armen  Landkanton  zumuthen,  dem  Steuerpflichtigen  zuzu- 
sichem:  Was  du  dem  Geringsten  (hier  zu  verstehen:  dem 
Sudtkanton,  z.  B.  Genfj  unter  uns  gethan,  das  hast  du  mir 
(z.  B.  WaUis)  gethan. 

')  Vergl.  Feigenwinter,  1904,  «Die  Behandlung  der  Aus- 
linder.»  Die  Freizügigkeit,  also  die  Gutschrift  bezahlter 
Kassenbeiträge,  ist  in  Berufskassen  eher  erreichbar,  als  in 
heterogenen  Kassen.  Man  denke  an  einen  älteren  Arbeiter, 
<ler  entlassen  wird,  und  nun  vom  Ort  fort  muss. 

Die  Haftpflicht  behandelt  den  Ausländer  gleich,  die  öffent- 
liche Versicherung  behandelt  ihn  ungleich. 
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VIL   Der  Bund  stellt  folgende  Regiekassen: 

1.  Militärversicherung;  also  auch  für  die  Militärberufe. 

2.  Er  kann  die  £idg.  Beamten- Vereinskasse  verstaat- 
lichen,  wie  diejenige  der  Eisenbahner;  er  verwaltet  die 
Fonds  und  Depots  (Uebersicht  ß.  Bl.  1904  III  902). 

3.  Er  kann  in  Ausführung  des  Postulates  der  Bun- 
<lesversammlung  1902  (siehe  v.  Salis  Nr.  1242)  Kassen 
für  nothleidende  Familien  der  Wehrmänner  auch  nur 
des  Instruktionsdienstes  errichten.  Art.  18*>'"  der  gemäss 
den  Frey'schen  Militärartikeln  von  1894  zu  revidirenden 
B.  V.  überband  ausdrücklich  dem  Bund  die  Fürsorge. 

4.  Epidemien-  und  Epizootien-S  ach  Versicherung,  incl. 
Entschädigung  für  Absonderung  der  Verdächtigen,  also 
eine  Reserve  für  die  Schadensfälle  aus  Nothrecht,  soweit 
dieses  eine  Ersatzpflicht  dem  Bund  ausdrücklich  auferlegt. 

5.  Strikeresistenzkassen  sind  wie  Schutzzoll  staat- 
liche Massnahmen  für  die  industrielle  Wehrkraft.  Zur 
Abgrenzung  der  Landescalamität  gegen  Chömage  dient 
-der  Begriff  und  Moment  der  eidg.  Intervention.*) 

IIL  Uebergang. 

Die  Analogie  der  Industrie-  mit  der  Militärversiche- 
rung hat  sich  als  nahe  liegend  erwiesen. 

Die  Anlehnung  geschieht  bereits  praktisch,  indem 
•die  Gewerkschaftskassen  Ausweise  über  Leistungen  und 
Bezüge  ausstellen,  welche  seifgovernmental  genau  so 
kontrollirt  werden,  wie  staatlich  das  MilitärdienstbQch- 
Jein.  Die  nächste  Etappe  wird  sein,  dass  der  Schweiz. 
Krankenkassenverband,  um  sein  Freizügigkeitssystem  zu 
dokumentieren,  einheitliche  Formulare  bestimmt  und  ein 
staatliches  Concordat  der  Kantone   erwirkt,  so  dass   wir 

*)    Vergl.  Gewerbeverein,  Verhandlungen  5./6.  Juni    a.    c. 
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den  gleichen  Zustand  haben  wie  vor  dem  Bundesgesetz 
betr.  die  Heimatscheine.») 

A.  Ein  derartiges,  die  Concordatsarbeit  nur  resü- 
mirendes  Gesetz  wäre  hier  nun  Stückwerk.  Das  Ver- 
sicherungswerk muss  in  grossen  Zügen  geschehen,  denn 
im  gegenwärtigen  Interregnum  haben  die  Berufsgenossen- 
schaften die  Erde  bereits  getheilt,  und  dem  Staat  bleibt 
mir  der  Dichter  oder  der  Arme,  der  nicht  rechtzeitig 
dazu  that,  oder  den  keine  Kasse  wollte. 

Zudem  hat  der  private  Versicherungsvertrag  und  die 
genossenschaftliche  Selbsthülfe  bereits  solche  Ausdeh- 
nung gewonnen,  dass  der  Staat  sie  nicht  verdrängen 
kann,  sondern  sie  vielmehr  mit  staatlichen  Funktionen 
ausstatten  muss. 

Da  diese  Berufsverbände  bereits  durch  ihren  Corps- 
geist das  Kassenobligatorium  für  organisierte  Arbeiter 
durchgeführt  haben,  so  ist  das  Gebiet  für  staatliche  Initiative 
nicht  hier,  sondern  im  Zusammenhalten  und  Dominieren 
jener  eigenherrlichen  Sonderbünde  und  in  der  Fürsorge 
für  die  Armen. 

B.  Die  soziale  Aufgabe  des  Staates,  auch  Fürsorge 
genannt,  umfasst  nicht  sowohl  Versicherung  der  Ar- 
beitsfähigen, sondern  Versorgung  der  Arbeitsunfähigen. 
Versorgung  erfolgt  ohne  Rücksicht  auf  Erwerb,  in  ge- 
sonden  oder  nie  gesund  gewesenen  Tagen  und  kennt 
audi  keine  Krankengeldskala. 

*)  Es  bestehen  zwei  «Concordate»,  ein  est-  und  ein  west- 
schweizerisches;  dieselben  sind  nicht  offiziell  und  verlangen, 
ohne  das  Mittel  ihrer  Kantone,  die  Bundessubsidie,  welche  das 
Gesetz  Forrer  den  freien  Kassen  in  Aussicht  stellte,  voraus- 
gesetzt: 

a)  Freizügigkeit, 

b)  Rechtsgleichheit  der  Frauen,  wobei,  laut  Frauenbund, 
auch  das  Wochenbett  vom  Bund  versichert  werden  soll,  ob- 
gleich es  nicht  Krankheit  ist. 
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Diese  radikale  Solidarität  ist  zuerst  betont  und 
proklamirt  worden  durch  die  französische  Revolution, 
und  zwar  in  der  Normal- Verfassung  von  1793  (s.  Jahr- 
buch III.  p.  86,) : 

«Les  secours  publics  sont  une  dette  sacree.  La 
societe  d  o  i  t  la  subsistance  aux  citoyens  malheureux, 
soit  en  leur  procurant  du  travail ')  soit  (hier  darf  nach  100 
Jahren  die  Gesellschaft  durch  «Staat»  ersetzt  werden, 
also  soit  «rEtat»)  en  assurant  les  moyens  d'exister  ä  ceux 
qui  sont  hors  d'etat  de  travailler.» 

Die  Garantie  der  Arbeitsgelegenheit,  also  Louis 
Blanc's  Recht  auf  Arbeit,  ist  vom  Schweizer  Volk  ver- 
worfen worden,  nun  aber  als  staatlicher  Arbeitsnachweis 
wieder  in  den  Vordergrund  getreten  durch  den  Bericht 
des  Arbeitersekretariates  1904,  welcher  kommunale  Arbeits- 
nachweisämt^r  zeitigen  wird  (Bl.  1905  IV  Nr.  25).') 

Die  Garantie  eines  Existenzminimums  für  Arbeitsun- 
fähige übernahmen  die  Klöster  bis  zum  Tagsatzungsbe- 
schluss  von  Baden  1531.  Der  staatliche  Arm  hat  sich 
nun  nicht  so  geschickt  erwiesen  wie  der  Krummstab  in 
der  Fürsorge,  und  mit  einzelnen  officiösen  Anstalten  hat 
man  die  Bettelhaftigkeit  gezüchtet,  also  das  Uebel  des 
Pauperismus  durch  Beelzebub  ausgetrieben. 

Es    sind    übrigens    zu    diflferenziren    4    Arten    von 
Armen : 
a.  Die  Verschwender;   für  diese   ist   die  Haftung  der 

Wohnsitzgemeinde  gegeben,  weil  ihre  Vormundschafts- 

behörde  zu  spät  oder  zu  lax  eingeschritten  ist. 

')  Den  ominösen  Art.  Si^^^  der,  als  ein  Proteus,  sein 
Gewand  bereits  für  Zttndhölzchenmonopol  und  dann  für  Ge- 
werbeordnung geliehen  hat,  nun  noch  zu  verwenden  für  Arbeits- 
Ee  1  e  g  e  n  h  e  1 1  s  Versicherung,  schiene  uns  der  guten  Dinge 
rittes  zu  sein. 

*)  Vgl.  Schärtlin,  Arbeitslosenversicherung,  in  Dietrich's 
Serien  «Socialer  Fortschritt»  Heft  9. 
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b.  Die  Diogenes-Naturen:  Klosterleute,  Circusleute, 
Proletarier;  sie  verlangen  keine  Intervention 
weder  von  der  Gesellschaft,  noch  vom  Staat.  Aber 
wenn  sie  auch  nicht  wollen,  so  hat  der  Staat 
doch,  wie  bezüglich  der  Schulpflicht  der  italieni- 
schen Pflasterjungen  oder  der  Heidebewohner,  die 
Fürsorge  auf  Schweizer  Boden  und  übt  sie  durch 
die  Ortspolizeikassen  für  flottante  Bevölkerung. 

c.  Die  Paria,  also  die  Bevölkerung,  die  trotz  ehr- 
lichem Mühen  und  gesunder  Arbeitskraft  nicht 
aufwärts  gelangt,  sondern  durch  gesellschaft- 
lichen Dnick  immer  knapp  in  die  Wasserlinie 
gedrückt  wird.  Dies  ist  eine  Krankheit  des  so- 
zialen Körpers. 

d.  Die  individuell  Kranken. 

Anlässlich  der  Motion  Bigler-Stössel  wurde  eine  Bundes- 
armengesetzgebung als  unumgänglich  postulirt.  Mit  der 
Be5^immung  des  Unterstützungswohnsitzes  ist  es  aber 
nicht  gethan,  und  auch  nicht  mit  Ausmerzung  des  bisherigen 
Schandfleckes  des  Armenschubes  nach  Art.  45,  Ziifer  3  und  5 
BV.,  sondern  die  Mittel  und  die  heimatliche  Autorität 
müssen  der  Niederlassungsgemeinde   verschafft   werden. 

Da  nun  aber  die  Heimatgemeinde  die  Grundveste 
ist  und  bleibt,  so  wird  vorerst  eine  Verwaltungsüber- 
tragung nöthig,  wie  bezügl.  Vormundschaft  laut  Art.  15 
BG.  1891  N.  und  A.,  so  nun  betreffs  Unterstützung.  Diese 
Regelung  ist  aber  nur  palliativ,  wie  es  diejenige  der 
civilrechtlichen  Verhältnisse  vor  der  Rechtseinheit  auch 
war.    Es  bedarf  radicale  Verwaltungseinheit,*)   also  Ein- 

')  Die  Bürgergemeinde  St.  Gallen  versichert  nur  diejenigen 
flirer  Bürger,  welche  in  der  Stadt  oder  den  der  Stadt  wirth- 
schaftlich  tributären  Nachbargemeiuden  wohnen.  Ein  solches 
bewegliches  Bürgerasyl,  oder  eine  Versicherungsgemeinde  ohne 

17 
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bringen  des  Heimatburgergutes  in  die  Hand  des  Domizils, 
in  der  Weise,  dass  die  Niederlassungsgemeinde  für  den 
Stammbetrag  haftbar  bleibt,  es  somit  nicht  wächst  aber 
auch  nicht  schwindet. 

Eine  solche  Mitgift  an  den  auswärts  Wohnenden  lässt 
sich  aber  nicht  leicht  ausscheiden  und  desw^egen  wird 
das  Endziel  sein,  dass  die  Heimatgemeinde  alle  ihre 
Niedergelassenen  einbürgert,  dagegen  verlangt,  dass  dafür 
ihre  auswärtigen  niedergelassenen  Angehörigen  auch  aus- 
wärts eingebürgert  werden,  so  dass  Nationalität«-  und 
Territorialprinzip  sich  alsdann  decken.  Der  Kanton  Neuen- 
burg hat  mit  dieser  Fusion  von  1892  gute  Erfahrungen 
gemacht. 

C.  Schliesslich  —  auch  wenn  durch  Obhgatorium  der 
Arbeiterselbstversicherung  mit  staatlicher  Subvention  und 
durch  Öffnen  der  Burgergüter  für  die  nicht  arbeitsfähigen 
Niedergelassenen  Finanzen  geschaffen  sind  —  kommt  es 
noch  an  auf  die  Art  des  Gebens.  Hier  kann  die  Gesell- 
schaft ansetzen,  indem  sie  es  zum  guten  Ton  der  oberen 
Klassen  erklärt,  dass  deren  nicht-beschäftigte,  gesunde 
Mitgheder  aushelfen  in  überlasteten  Arbeiterfamilien  und 
zwar  ohne  den  Beigeschmack  von  «bonnes  oeuvres»  oder 
von  Patronat.  —  Möge  man  diesen  Diakonendienst  nun 

Territorialbegrifif  würde  in  der  Diaspora  noch  zunehmen,  wenn 
nicht  der  Zahlende  ein  natürliches  Interesse  an  ControUe  der 
Verwendung  und  an  indirektem  Wiedereinbringen  durch  die 
Consumation  hätte.  So  bewilligt  die  einzige  öffenthche  obli- 
gatorische Versicherung,  welche  seit  20.  Mai  1900  entstanden 
ist,  nämlich  Genf,  Beiträge  an  die  Kassen,  sofern  deren  Mit- 
glieder in  Stadt-  oder  Landgemeinden  Genf  wohnen.  Wie  die 
Demen  des  Kleisthenes  in  Athen,  so  entstehen,  zuerst  in  den 
Städterepubhken,  Versicherungsgemeinden  ohne  communale, 
sondern  höchstens  mit  kantonaler  compakter  territorialer 
Grundlage,  also  eine  Freizügigkeit  wie  unter  Fractionen. 
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die  «Freiwilligenjahre  im  Dienst  der  gewerblichen  Arbeit», 
oder  «weibliche  Rekrutenschule  und  Wiederholungskurs» 
nennen,  so  viel  ist  sicher,  dass  mit  kalter  Münze  nicht 
geholfen  ist,  auch  nicht  einzig  mit  Versicherung,  welche 
nachgerade  alle  romantischen  Sinuositäten  des  Lebens 
abplatten  soll.  Wir  erinnern  an  Lafontaine's  Darstellung 
der  Solidarität  im  Blinden  und  Lahmen,  die,  jeder  für 
sich  gar  nichts,  beide  zusammen  jedoch  für  zwei  redlich 
verdienen. 

Man  übersehe  nicht:  die  Wirthschaftsart  ist  in  den 
Gesellschaftsklassen  eine  bis  dato  sehr  verschiedene: 
Die  Arbeiterfamilie  kann  nicht  Kapitalien  sammeln;  sie 
lebt  von  der  Hand  in  den  Mund,  und  tritt  einmal  ein  Un- 
glücksfall ein,  z.  B.  Krankheit  der  Mutter,  so  ist  eine 
Kalamität  da,  die  weiter  wuchert. 

Talleyrand,  Bischof  von  Autun,  antwortete  einem 
solchen  Hülfe  suchenden  Familienvater  auf  dessen  Apo- 
strophe «Et  pourtant  il  faut  que  je  vive»:  «Je  n'en  congois 
pas  la  necessite  »  Also  dieser  Kirchenfürst  half  da  nicht, 
sondern  die  Gesellschaft.  Die  Umwälzung  der  Gesellschafts- 
ordnung ist  fruchtbringend  nur  in  Form  der  Aufklärung, 
und  diesmal  der  oberen  Klassen,  und  zwar  nützt  die 
Lassalle'scbe  Ungeduld  des  *Flectere  si  nequeo  superos 
Acheronta  movebo»  nicht  soviel  wie  Carlyle's  Donner- 
keil gegen  die  Müssiggänger,  welcher  zwar  die  Sportsleute 
nicht  traf. 

Ein  derartiges  actives  und  persönliches  Gemein  werk  ist 
nun  allerdings  nicht  genau  zu  vergleichen  mit  der  Aehren- 
nachlese  Ruth's,  oder  gar  mit  dem  germanischen  allge- 
nieinen  Ausschlag,  welcher  der  Vieh-  und  sagen  wir 
Kinderhabe  des  engbegrenzten  Mannes  die  breite  Trift 
des  Nachbars  öffnet. 
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Das  Gemeinwerk  erfolgt  nach  Art  der  Volkszähler, 
doch  mit  dem   erheblichen  Unterschied,   dass   nicht  sta- 
tistisches Material  zusammengehäuft,  sondern,  gegentheils, 
die  in  den  Familien  des  amtlich  zugetheilten  und  von  der 
Aushülfsperson    revidierten    Zählerkreises    vorgefundene 
Ueberhäufung    gesichtet    und    geordnet    wird.     Wie   im 
Schuldienst  werden  diese  Hülfskräfte,  je  nach  der  Locol- 
färbe,  verschiedener  Art  sein :  routinirte  Stadtdiaconissin- 
nen,  oder  kaum  flügge  gewordene  Pensionatstöchter,  welche 
vaterländisch    sich    bethätigen    wollen.      (Neue    Zürcher 
Zeitung.  Januar  1905.)    Dieser  sociale  Ausgleich  ist  christ- 
lichen Ursprungs,  und  nicht  Zeichen  der  staatlichen  Ge- 
nossenschaft,  und   hat  sich  rein  erhalten  in  den  Kirch- 
gemeinschaften ,    welche    «Gemeindeschwestern»    haben, 
nicht  nur  zum  Dienst  am  Krankenbett,  sondern  auch  zur 
Aushülfe  bei  sonstigem,  durch  Krankheit  oder  Unfall  ein- 
gerissenem Ungemach.    Verschieden  von  diesem  Freiwil- 
ligendienst ist  die  nicht  sociale,  sondern  persönliche  Sühne. 
Der  Veranlasser  des  Unglücksfalles  erwies  sich    nicht 
nur  durch    die  Bahrprobe,   sondern  er  wurde  persönlich 
den  Hinterlassenen  zur  Dienstleistung  verfangen,  ein  In- 
stitut, das  in  der  Form  der  Abbitte  volksthümlicher  ist 
als  Genugthuung  in  Geld,  und  wenigstens  in  der  gesell- 
schaftlichen Sitte  erscheint,  dass  der  Schuldige  an  der  Be- 
stattung des  Opfers  zugegen  ist. 

Also  auch  abgesehen  von  Unfällen-  und  Berufskrank- 
heiten ist  bei  sonstigen  Krankheiten  und  Folgen  die  milde 
ordnende  Hand  einer  Anna  Seiler  ein  qualitativ  noth- 
wendiges  Glied  in  der  Kette  der  Fürsorge*). 

*)  In  der  Hauptstadt  des  Nachbarreiches  sind  zwei  Ge- 
schwister, welche  glücklichere  Tage  gesehen,  aus  verschämter 
Geldnoth  und  aus  Kummer,  Familienerinnerungen  losschlagen 
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Das  öffentliche  Versicheningsrecht  wird  die  bisher 
allzu  sehr  getrennten  Faktoren:  Staat,  Kirche,  Gesell- 
schaft vereinigen  zu  nationaler  Arbeit  nach  erhaltender, 
nicht  resecirender  Methode.  Wenn  somit,  über  den 
Rahmen  des  Werkes  von  1900  hinausgreifend,  die  Bürger- 
güter und  kirchlichen  Fonds,  und  auch  die  weibliche 
Opferwilligkeit  herangezogen  wird,  so  ist  dies  nicht  zu 
viel  verlangt.  Das  Einschmelzen  von  Corporationsschätzen 
und  —  statt  Geld  und  Geld  immer  wieder  Geld  vom 
Staat  —  Naturalleistungen  an  den  Staat  haben  schon  in 
classischer  Zeit  sehr  reellen  Erfolg  erzielt,  sodass  man  sich 
dieser  Hülfsmittel  für  ein  vaterländisches  Werk  auch  des 
innem  socialen  Friedens  nicht  zu  schämen  braucht,  zumal 
—  ohne  Erweiterung  des  Art.  34  B.  V.  —  eine  Zusammen- 
fassung von  Versicherung,  Niederlassung,  Bürgerrecht  be- 
zweckt wird. 

Ein  solcher  Zusammenzug  ist  notwendig,  denn  der 
jetzige  Entwurf)  sieht  an  Bundessubsidien  eine  gewaltige 
Summe  vor,  welche  «den  Zollüberschüssen  zu  entneh- 
men wäre».  Demgegenüber  ist  unser  Zweck :  Selbsterhal- 
tung der  Kassen,  nicht  nach  Schablonen,  auch  nicht  — 
was  in  Deutschland  angestrebt  wird  —  eine  Vereinigung 
oder  wie  bei  uns,  ein  Prioritätsstreit  der  Versicherungs- 
zweige*). Ziel  ist* vielmehr:  Zusammenlegung  der  Sonder- 


zu  müssen,  wahnsinnig  geworden.  Ueber  die  thätige  Gesell- 
schaft «Hauspflege»  in  Zürich  siehe  «Schweizer  Volksfreund», 
St.  Gallen  1905,  Nr.  27. 

^)  Beschluss  der  Delegation  des  Bundesrates  vom  20. 
Juli  a.  c. 

')  In  Betracht  kommt  hier  nur  die  Personalbranche, 
also  Unfall,  Berufskrankheit,  sonstige  Krankheit,  Alter ;  Ju- 
gend, ohne  Tugend,  bedtlrfte  noch  eher  der  Versicherung,  aber 
die  Anfänge  dazu,  z.  B.  die  Winterthurer  Aussteuern  vor  dem 
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gemeinden  des  gleichen  geographischen  Ortes/)  und 
das  Recht,  aber  auch  die  Pflicht  jedes  Einwohnei-s  nicht 
ausschliesslich  einzeln,  sondern  in  einem  Verband  sei- 
ner freien  Wahl  sich  zu  versichern,  also  in  einem 
Verband,  welcher  über  seine  Mitglieder  Kontrolle  übt 
nach  behördlichem  Formular  und  dieses,  ausgefüllt,  dem 
Dienstchef  übermittelt,  worauf  dieser  an  Hand  der 
Stammkontrolle  die  etwaigen  Nachdienstpflichtigen  er- 
mittelt.*) 

Bereits  oben  wurde  aber  erwähnt,  dass  auch  un- 
schuldige Versicherungslose  vorkommen  und  zwar  aus 
dem  gleichen  Grunde,  aus  dem  Heimatlose  entstanden 
sind  und  neu  entstehen,  nämlich  dadurch,  dass  die  Staa- 
tengesetze, des  einen  Staates  betr.  Verlust,  des  anderen 
betr.  Erwerb  der  Zugehörigkeit  nicht  klappen.  Der  Ver- 
sicherungslose wird    nun   analog  dem    Heimatlosen    be- 


Krach, oder  das  Legat  Ochs  zur  Etablirung  junger  Künstler 
waren  in  der  Art  und  dem  Erfolg  der  Verwendung  nicht  ermu- 
thigend,  wohl  aber  das  Legat  Alemandi. 

M  Es  ist  dies  Sache  der  Kantone.  Der  Bund  darf  die 
Simultangemeinde  nicht  befehlen;  ist  sie  aber  einmal  entstan- 
den, dann  kann  der  Bund  die  Wiedertrennung  hindern. 

-)  Der  jüngste  Bger.  Entscheid  Michel  contra  Kerns  zeigt 
den  Unfall  des  Frohnarbeiters,  also  des  Arbeiters  weder  im 
gewerbhchen  noch  im  öffentlichen  Bemfsdienst.  Will  man 
radicai-democratisch  alle  Unfälle  versichern  und  passt  die 
eidg.  Uniform  der  Kassen  nicht,  so  ist  doch  eine  kantonale 
Schablone  (laut  Fragenschema  pro  1905)  ein  Steckenbleiben 
auf  halbem  Weg  und  das  Regionalsystem  ist  sogar  verfassungs- 
widrig. Daher  lieber  radical  zum  individuellen  Grundsatz  der 
Pflicht  und  des  Rechtes  des  Einzelnen,  sich  zu  versichern  nach 
seiner  Fa^on,  vorbehalten,  dass  sie  vernünftig,  genügend  und 
controllirbar  ist.  Wer  nicht  will,  wird  nachgezogen,  und  wer 
nicht  kann,  wird  eingebürgert  in  eine  Versicherungsgemeinde ; 
also  das  «Wie>  ist  individuell;  aber  der  Grundsatz  ist  allge- 
mein obligatorisch,  und  der  Bund  garantirt  Freizügigkeit. 
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handelt,  zumal  es  Bundessache  ist  Massregeln  zu  tref- 
fen auch  zur  Verhinderung  der  Entstehung  neuer  Hei- 
matlosen, wobei  Aktenstücke  und  in  zweiter  Linie  that- 
sächliche  Duldung,  beide  die  Öffentliche  Versicherung 
betreffend,  Kriterium  sein  werden  zur  Ermittelung  eines 
Versicherungs-  und  event.  sogar  eines  politischen  Bürger- 
rechtes. Ist  also  ein  Individuum  versicheninglos,  z.  B.  weil 
eine  kantonale  Kasse  ihn  nicht  aufnehmen  will,  so  ist  es 
am  Eidg.  Justiz-  und  Polizei- Departement,  ihm  eine  pas- 
sende Kasse  auszumitteln  und  allfällig  gegen  den  Kanton 
klagend  vor  Bundesgericht  aufzutreten.  Anderseits  darf 
das  Individuum  nicht  möglichst  lang  zuwarten,  damit 
der  Bund  ihm  einen  und  zwar  um  so  besseren  Platz 
anweise. 

Ergreift  der  gleiche  Grund  der  Versicherungslosig- 
keit  eine  ganze  Kategorie  von  Personen,  z.  B.  Angehörige 
einer  bisherigen  Betriebskasse ,  welche  nach  Abschluss 
des  Unternehmens  haushäblich  und  dorfweise  zurück- 
bleiben, so  wird  der  Bund  bei  dem  Kanton  auf  Neu- 
gründung einer  Versicherungsgemeinde  dringen,  wie  ja 
s.  Z.  die  Israeliten  durch  zwei  neue  Gemeinden  ad  hoc 
eingebürgert  wurden. 

Eine  demokratische  Frage  ist  nun  noch  der  nume- 
rische Rahmen  der  Lokalkassen.  Die  Autonomie  wünscht 
denselben  möglichst  frei  namentlich  nach  unten.  Da  je- 
doch solche  Gemeindekassen  nicht  gewappnet  sind  auf 
alle  Risiken,  so  müssen  sie  sich,  sei  es  bei  einem  Kan- 
tonalverband,  sei  es  bei  einer  Centralkasse  des  Berufs- 
verbandes rückversichern  oder  sich  anlehnen  an  eine 
dritte,  technisch  solid,  mit  dem  Gesetz  der  grossen  Zah- 
len operierende  Versicherungsanstalt.  So  haben  es  die 
einzelnen  Truppeneinheiten   und  dann  für  dieselben  der 
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Bund  gemacht,  bis  er  Erfahrung  genug  hatte  zum  Regie- 
betrieb.  Auch  für  andere,  z.  B.  PoHzei  •  Corps,  wird  eine 
solche  Kollectivversicherung   bei   einer    Drittgesellschaft 
empfohlen,*)  und  es   hat   speziell  die   Schweiz.    Renten- 
anstalt zu  volkswirthschaftlichen  Fortschritten   die  Hand 
geboten,  so  zu  folgender  versicherungstechnischer  Gestal- 
tung der  Fürsorge  der  Bürgergemeinde  St.  Gallen  für  die- 
jenigen bei  ihr  wohnhaften   männlichen    Bürger,   welche 
geneigt  sind    von  sich   aus   bis  auf  4000  Fr.    einen  Ver- 
sicherungsvertrag zu  schliessen.    Da  nämlich  Unfall-  und 
akute  Krankheit  ohnehin  auf  andere  Weise  bereits  ver- 
sichert sind,  begriff  das  neue  Socialwerk  die  Lebens-  und  Al- 
tersassekuranz, sodass  bei  Ableben  vor  dem  60.  Lebensjahr 
das  Kapital  und  bei  Ueberleben  die  Rente  bezahlt  wird. 
Das  wesenthch   Neue  ist    nun    nicht  die  Vergünstigung, 
welche  die    Rentenanstalt  aus  Art.  128   Obl.   R.    (Ver- 
trag zu  Gunsten  Dritter)  dem  Einzelnen  auf  dessen  Haupt- 
prämie gewährt,  sondern  die  Invalid itätszuschlagsprä- 
mie.    Darunter  ist  zu  verstehen  die  Deckung  seitens  der 
Bürgergemeinde   für  diejenigen  Prämien  des   Einzelnen, 
die   dieser,   infolge   Invalidität  vor  dem    60.    Lebensjahr, 
nicht  leisten  kann,  so  dass  er  Gefahr  liefe,  des  Kapitals 
oder  der  Rente  total  verlustig  zu  gehen.   Mit  diesem  Sy- 
stem   erreicht  die  Gemeinde,  statt  eines  schwankenden, 
einen  a  priori  lixirten  Budgetposten  und  spornt  die  Ein- 
zelnen an.   Also  die  Heimatgemeinde  ist  der  Kern,  um 
den    sich    das    Versich erungs werk   crystallisirt.     Was  im 
Heimatscliein  steht   und   was    die    Heimatgemeinde   da- 
selbst im  Wortlaut   garantirt  und   verlangt,  wird    immer 


^)  Bernisches  Monatsblatt  für  Verwaltung  1905.  p.  248. 
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mehr    Thatsache,    angepasst   der    neuzeitigen    Bevölke- 
rungsbewegung. 

In  welcher  Weise  die  Gemeinden  auch  für  den  Real- 
credit  eintreten  und  dieser  Gedanke  von  Rodbeiiius- 
Jagetzow  erreicht  werden  kann  durch  Zusammenfassen  der 
verschiedenen  Gemeinden,  als  Stäbe  gedacht,  in  ein  Lic- 
torenband,  gehört  nicht  in  den  Rahmen  dieses,  einzig 
der  Personalversicherung*),  gewidmeten  Aufsatzes. 

Dr.  E.  Hilty. 


*J  Während  Drucklegung  sind  ergangen  folgende  Judikate  : 

Entscheid  Bundesrat  in  Armen  rech  tssache  Puricelli  (Bbl. 
1905,  Nr.  31)  bestätigt  den  eingangs  erwähnten  Fall  Manto- 
vani ;  auch  der  Anwalt  des  Arbeiters  und  die  rekursbeklagte 
Regierung  sind  die  gleichen. 

Bger.  Urtheil  i.  S.  Schleucher  contra  Keller  1905  Nr.  66 
bestätigt  die  Causa  Pelissier  ausdrücklich  und  erhärtet 
pag.  497  den  neuen  Kurs  dahin,  dass  die  wirthschaftliche 
Thatsache  des  Eintrittes  in  einen  Betriebskreis  abstrakt 
wirkt,  also  ohne  Rtlcksi cht  darauf,  ob  der  Eintretende  in  einem 
anderen  Betrieb  auch  des  gleichen  Unternehmers  Meister 
war,  sobald  er  nur  in  diesem  Betrieb  wie  ein  Arbeiter 
handelte. 

Thatbestand  zu  einem  weiteren  Schritt  ist  der  Fall  des 
Malermeisters  Hager  als  Strassenpassant  erschlagen  am 
23.  Aug.  a.  c.  durch  Einsturz  eines  Gebäudes.  Wenn  Erben 
Hager  statt  nach  Art.  67  OR.  zu  klagen  und  beweisen  zu 
mössen,  die  Beweislast  umwälzen  wollen  nach  Haftpflichtrecht, 
so  werden  sie  dem  thatsächlichen  Eintritt  in  einen  wirth- 
schafthchen  Betriebskreis  eine  Deutung  geben,  die  noch  aus- 
gedehnter ist  als  in  den  Fällen  Pelissier  und  Schleucher. 
Denn  Haftpflicht  und  Betriebs- Versicherung  ergreifen  bis  dato 
nur  die  Unfälle  des  Personals,  nicht  Dritter.  — 

Nun  hat  das  Votum  von  Nat.  Rat  Muri  (Stenograph. 
Bulletin  1902,  pag.  407  fF.)  den  typischen  Fall  des  stationirenden 
Passanten  erwähnt,  indem  ein  Baukrach  den  ohne  Anhalten 
Passierenden  unwahrnehmbar  in   der  Dauer  von   V4  Minute 


kaum  erreicht.  Es  wird  daher  die  Antwort  des  aus  Art.  67 
OR.  Beklagten  vermuthlich  unter  anderem  lauten  auf  Mit- 
verschulden des  Klägers.  Demgegenüber  kann  es  der  Partei 
Ha^er  conveniren,  eventuell  den  Gesichtspunkt  zu  entwickeln, 
dass  Hager  —  gerufen  oder  auf  unarticuUrten  Hülferuf,  jeden- 
falls nicht  unbefugt  —  in  den  Betriebskreis  eingetreten  war, 
wenn  er  auch  ausserhalb,  aber  hart  am  Gebäude  gefallen  ist 
Zwar  hat  man  sich  nicht  in  fremde  Betriebe  zu  mischen,  aber 
wenn  Not  am  Mann,  braucht  man  doch  nicht  weiterzugehen 
oder  auszubiegen  oder  zu  warten,  bis  die  offiziellen,  ver- 
sicherten Organe  zur  Stelle  sind,  und  darf  beanspruchen,  wie 
diese  entschädigt  zu  werden  gemäss  Haftpflicht  und  Ver- 
sicherung, allerdings  nur  nach  Massgabe  der  concreten  Arbeits- 
leistung und  der  entsprechenden  Lohnklasse.  In  dieser  letzten 
Beschränkung  liegt  ein  Correctiv.  Obiges  sind  Gesichtspunkte 
für  Parteianbringen;  welcher  vorwiegen  wird,  kann  erst  nach 
Zeugeneinvernahme  und  Expertise  gesagt  werden. 


Die  Yerhältnisswahl 


im 


Kanton  Basel -Stadt. 


Zum  ersten  Mal  ist  am  6./7.  Mai  auch  im  Eaiiton 
Baselstadt  der  Grosse  Ratb  nach  dem  Grundsatz  der 
Verhältnisswahl  bestellt  worden.  Auch  hier  sind  der 
Einführung  des  neuen  Wahlverfahrens  schwere  und  hitzige 
Parteikämpfe  vorangegangen.  Das  neue  Wahlsystem  und 
seine  Anwendung  in  Baselstadt  verdienen  aus  mehreren 
Gründen  besondere  Beachtung.  Hier  übt  nämlich  der 
aus  130  Mitgliedern  bestehende  Grosse  Rath  nicht  bloss 
die  Gesetzgebung  und  die  Oberaufsicht  über  die  ge- 
sammte  Staatsverwaltung  aus,  sondern  er  erfüllt  auch 
infolge  der  eigenthümlichen  staatsrechtlichen  Organisation 
zahlreiche  Aufgaben  der  Gemeindeverwaltung.  Doch  steht 
seinem  Einfluss  das  Referendum  gegenüber,  das  sehr 
leicht  gemacht  ist,  indem  schon  tausend  Bürger  berechtigt 
sind  zu  fordern,  dass  ein  Grossrathsbeschluss  der  Volks- 
abstimmung vorgelegt  werde.  Sodann  weist  gerade  Basel 
einen  Vorkämpfer  der  auf  Reform  des  Wahlrechtes  zielen- 
den Bestrebungen  auf,  Prof.  Hagenbach- Bischoff ^ 
dessen  Name  auf  diesem  Gebiete  bekannt  genug  ist^ 
und  ein  anderer  Basler,  Nationalrath  Speiser,  stand 
im  Jahre  1900  an  der  Spitze  der  Bewegung,  welche  die 
Verhältnisswalil  auch  für  die  Bestellung  des  Schweiz. 
Nationalrathes  einführen  wollte.  Endlich  weist  das  in 
Basel  angewandte  System  der  Verb  ältniss wähl  einige 
wichtige  Eigenthümlichkeiten  auf. 

Bis  das  neue  Verfahren  in  Basel  in  Kraft  treten 
konnte,  sind  nicht  weniger  als  v  i  e  r  Volksabstimmungen 
ergangen.  Es  ist  femer  eine  Entscheidung  des  Bundes- 
gerichtes herbeigeführt  worden  und  gleichzeitig  wurde 
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-ein  lebhafter  Streit  um  die  Einführung  des  Stimm- 
Zwanges  geführt.  Ueber  die  Abstimmungen  in 
•dieser  Sache  geben  folgende  Zahlen  Auskunft: 

Datum                                                            Ja  Nein 

I.  1890.  23.  November  (Grundsatz)                2755  4217 

II.  1897.  13.  Juni                   ^                           2731  2635 

in.  1900.    4.  November  (Ausführungsgesetz)  3850  4728 

IV.  1905.  26.  Februar  (Fertiges  Gesetz)          5290  5280 

Ueber  den  Stimmzwang  wurde  wie  folgt  abgestimmt: 

1904.    8.  Mai                                                4062  5917 

Wie  aus  dieser  kleinen  Tabelle  ersichtlich  ist,  hat 
<3as  Volk  1890  das  neue  Verfahren  grundsätzlich  mit 
grosser  Mehrheit  abgelehnt.  1897  aber  ergab  sich  bei 
sehr  schwacher  Betheiligung  eine  Mehrheit  von  96  Stim- 
men für  Annahme  des  Grundsatzes.  Bei  einer  Ge- 
^ammtzahl  der  Stimmberechtigten  von  14,149  belief  sich 
<lamals  die  annehmende  Mehrheit  auf  nur  19,3Vo.  Da- 
mit war  für  den  Grossen  Rath  die  Verpflichtung  er- 
wachsen, ein  Gesetz  «im  Sinne  der  Initianten», 
Avelche  diese  Volksabstimmung  erzwungen  hatten,  zu  er- 
lassen. Im  Grossen  Rathe  hatte  damals  die  freisinnige 
Partei  die  Mehrheit,  und  sie  arbeitete  ein  Gesetz  aus, 
das  in  der  Hauptsache  dem  Initiativbegehren  entsprach, 
in  zwei  Punkten  aber  darüber  hinaus  ging.  Erstens 
dehnte  der  Entwurf  das  neue  V^Tahlverfahren  auch  auf 
die  Synode  und  den  weiteren  Bürgerratb  aus, 
ivährend  die  Initianten  bloss  den  Grossen  Rath  hatten 
treffen  wollen,  und  zweitens  wurde  in  den  Entwurf  das 
Obligatorium  der  Stimmabgabe  (Stimmzwang) 
aufgenommen.  Dabei  hatten  sich  die  Freisinnigen  von 
•der  Erwägung  leiten  lassen,  dass  der  Proporz  nur  dann 
das  Spiegelbild  der  Bevölkerung  ergebe,  das  er  bringen 
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soDte,  wenn  auch  alle  Schichten  der  Bürger  gleichmässig 
an  der  Wahl   th eilnehmen.     Doch  bevor  es  über  diesen 
Entwurf  zur  Abstimmung   kam,   wurde    aus  juristischen 
Kreisen  ein  Rekurs  an  das  Bundesgericht  erhoben. 
Die  Beschwerdeführer  verlangten,  dass  die  bereits  anbe- 
raumte Volksabstimmung  untersagt  werde  und  dass  man 
dem  Volke    einen  Gesetzesentwurf  unterbreite,  der  sich 
auf  den  Grossen   Rath    beschränke   und    keine    Bestim- 
mungen über  den  Stimmzwang  enthalte.  Sie  machten  ins- 
besondere  geltend,    dass   durch    die    Beigabe   des   nach 
ihrer  Meinung   verhassten    Stimmzwanges    das   Abstim- 
mungsergebniss  in  ungünstigem  Sinne  beeinflusst  werde. 
Das  Bundesgericht  schloss  sich  in  Mehrheit  dieser  Auf- 
fassung an,  ein  Mitglied  dagegen  vertrat  die  Anschauung 
der  Grossrathsmehrheit.   Durch  Urtheil  vom  2.  März  1899 
wurde  der  Grosse  Rath  angewiesen,  in  den  beiden  be- 
anstandeten Punkten  dem  Begehren  der  Beschwerdeführer 
lu  entsprechen,    und   es  wurde   nun  eine  Vorlage   aus- 
gearbeitet, welche  sich  auf  den  Grossen  Rath  beschränkte 
nnd  vom  Stimmzwang  absah.   Auch  in  anderen  Punkten 
wurde  vollständig  den  Ansichten  der  Proporzfreunde  ent- 
sprochen.    So    wurde    z.  B.  in   dem  Entwurf  das    soge- 
nannte   Panachiren    und    das    Cumuliren    erlaubt, 
irnter  Panachiren  versteht  man  das  Recht  des  Bürgers, 
zwar  die  Vorschlagsliste  einer  bestimmten  Partei  zu  be- 
nutzen und  in  der  Hauptsache  für  diese  zu  stimmen,  auf 
der  liste  aber  Namen  auszustreichen  und  durch  andere, 
von  der  Partei  nicht  vorgeschlagene  zu  ersetzen.    Unter 
Cumuliren    ist    zu    verstehen    das   Recht    des   Bürgers, 
einem  und  demselben  Kandidaten  mehrmals  gültig  seine 
Stimme  zuzuwenden.)  In  der  entscheidenden  Abstimmung 
vom  4.  November   1900  aber,   welche   auch   die   beiden 
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eidgenössischen  Initiativbegehren  betreffend  die  Volks- 
wahl des  Bundesrathes  und  die  Verhältnisswahl  des 
Nationalrathes  zu  Falle  brachte,  wurde  diese  Basler  Vor- 
lage mit  ansehnlicher  Mehrheit  vom  Volke  verworfen. 

Im  Frühling  1902  nun  musste  der  Grosse  Rath  wieder 
auf  eine  neue  Amtsperiode  von  drei  Jahren  bestellt 
werden.  Im  ei'sten  Wahlgang  kamen  nur  56  Wahlen 
zu  Stande,  und  es  blieben  noch  74  Stichwahlen  zu  treffen. 
Für  den  zweiten  Wahlgang  wurde  zwischen  den  Frei- 
sinnigen und  den  Sozialdemokraten  eine  Verständigung 
abgeschlossen,  die  sich  auf  einige  Quartiere  Klein- 
basels bezog  und  diesen  Parteien  den  Erfolg  sicherte. 
Die  konservative  Parteipresse  bezeichnete  diesen  Vor- 
gang als  «Würgallianz»  und  schrieb  ihm  den  für  ihre 
Partei  ungünstigen  Ausfall  der  Wahlen  zu.  Zweifellos 
hat  sie  es  auch  gut  verstanden,  ihn  bei  der  neuen,  Ende 
1904  einsetzenden  Anstrengung  für  Einführung  des  Pro- 
porzes wirksam  geltend  zu  machen. 

Am  12.  Februar  1903  wurde  von  1674  Stimmbe- 
rechtigten ein  Initiativbegehren  eingereicht,  das  den 
Stimmzwang  forderte.  Keine  der  Parteien  hatte  da- 
bei mitgewirkt.  Aber  eine  von  den  Behörden  ausge- 
arbeitete Vorlage  in  diesem  Sinne  wurde,  wie  oben  zu 
ersehen,  am  8.  Mai  1904  vom  Volke  verworfen,  und  da- 
mit war  diese  Initiative  erledigt. 

Im  Hinblick  auf  die  bevorstehende  Gesammterneue- 
rung  der  Behörden  thaten  sich  Ende  1904  die  Führer 
der  konservativen,  der  sozialdemokratischen  und  der  ka- 
tholischen Partei  zusammen,  um  einen  neuen  Schritt  zur 
Einführung  der  Verhältnisswahl  zu  wagen.  Sie  stellten 
gemeinsam  einen  vollständigen  Gesetzes-Entwurf 
für   die   Verhältnisswahl   des  Grossen   Rathes   fest  und 
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brachten  ihn  im  November  1904  in  der  Gestalt  einer  so- 
genannten «formulirten  Initiative»  vor  die  Behörden. 
Für  dieses  Begehren  hatten  sie  die  verhältnissraässig 
ansehnliche  Zahl  von  4102  Unterschriften  aufgebracht. 
Der  Entwurf,  an  dem  der  Grosse  Rath  materiell  nichts 
ändern  durfte,  war  eine  Wiederholung  der  Vorlage,  die 
im  November  1900  verworfen  worden  war.  Nur  in  den 
folgenden  drei  Punkten  wies  er  nennenswerthe  Ab- 
änderungen auf: 

1.  Das  Cumuliren  wurde  nicht  mehr  unbeschränkt, 
sondern  nur  bis  auf  dreimal  gestattet. 

2.  Das  Cumuliren  wurde  (mit  der  Einschränkung 
auf  dreimal)  schon  in  den  offiziellen  Wahl  vorschlägen 
der  Parteien  gestattet.  Nach  dem  Basler  Gesetz  haben 
die  Parteien  ihre  Vorschlagslisten  dem  Polizeideparte- 
ment einzureichen,  das  die  sämmtlichen  Vorschlagslisten 
auf  seine  Kosten  druckt  und  den  Bürgern  vor  der  Wahl 
ins  Haus  zusendet.  Diese  amtlich  gedruckten  Vorschläge 
dürfen  als  gültige  Stimmzeddel  in  die  Urnen  eingelegt 
werden.  Bei  dieser  Sachlage  erhält  selbstverständlich 
die  nach  Weisung  der  Parteikomites  erfolgende  Cu- 
mulation  für  die  Wahl  selbst  eine  ausschlaggebende  Be- 
deutung. 

8.  Nach  dem  Initiativentwurf  sollten  den  Parteien 
auch  die  leeren  Zeilen  als  gültige  Stimmen  ange- 
rechnet werden.  Hat  sich  der  Wähler  einer  Parteiliste 
bedient  und  enthält  sein  Zeddel  weniger  gültige  Stimmen, 
als  in  seinem  Quartier  Grossräthe  zu  wählen  sind,  so 
werden  die  leeren  Zeilen  seiner  Partei  als  Listen- 
stimmen angerechnet. 

Aus   dieser   letzten  Bestimmung   ergibt  sich  für  die 

Wähler  eine   ungleiche   Behandlung.    Der   Bürger 

18 
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erhält  nämlich  ausser  den  Parteivorschlägen  noch  eine 
unbedruckte,  freie  Liste.  Auf  dieser  gelten  die  leeren 
Zeilen  nichts.  Die  Stadt  ist  in  neun  Quartiere,  Wahl- 
kreise, eingetheilt,  die  je  10  bis  19  Grossrathsmitglieder 
zu  wählen  haben.  Dazu  kommen  noch  die  drei  Wahl- 
kreise KleinhQningen  mit  2,  Riehen  mit  3  und  Bettingen 
mit  1  Mandat.  Benutzt  der  Wähler  die  freie  Liste,  so 
darf  er  auf  einen  Namen  nur  dreimal  cumuliren,  das 
heisst,  er  kann  seine  ganze  Wahlkraft  nicht  zu  Gunsten 
eines  einzigen  Kandidaten  verwenden.  Li  einem  Quartier 
mit  15  Mandaten  kann  er  beispielsweise  seinem  be- 
sonderen Liebling  nur  einen  Fünftel  seiner  Wahlkratt 
zuwenden.  Wenn  sich  aber  die  Anhänger  einer  be- 
stimmten Person  rechtzeitig  als  Partei  zusammenthun 
und  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  für  das 
gleiche  Quartier  einen  Wahlvorschlag  einreichen,  der 
nur  den  Namen  dieser  Person  trägt,  so  werden  in  diesem 
Falle  die  leeren  Zeilen  der  Partei  zugerechnet,  und  der 
Wähler  kann  thatsächlich  15mal  für  den  gleichen  Kan- 
didaten die  Stimme  gültig  abgeben.  Man  hat  in  frei- 
sinnigen Kreisen  ernstlich  die  Frage  erwogen,  ob  nicht 
wegen  dieser  Ungleichheit  ein  staatsrechtlicher  Rekurs 
an  das  Bundesgericht  gerichtet  werden  sollte,  hat  aber 
schliesslich  um  des  Friedens  willen  darauf  verzichtet.') 


*)  Am  27.  Juli  hat  der  Regierungsrath  des  Kantons 
Zürich  einen  Gesetzesentik\'urf  betreffend  die  Wahlen  und  Ab- 
stimmungen vorgelegt,  der  u.  a.  für  die  Bestellung  des 
Kantonsrathes  ebenfalls  die  Verhältnisswahl  vorsieht. 
Dieser  Entwurf  ist  im  Wesentlichen  eine  Nachbildung  des  in 
Basel  geltenden  Gesetzes,  weist  aber  folgende  bemerkens- 
werthe  Unterschiede  auf: 

1.  Das  Cumuliren  ist  nicht  gestattet. 

2.  Der  Zürcher  Entwurf  kennt  keine  freie  Liste.  Auf 
den  leeren  Wahlzettel  können  nur  Namen  geschrieben  werden, 
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Nach  heftiger  Agitation  wurde  am  26.  Februar  1905 
dieser  Entwurf  bei  starker  Betheiligung  mit  einem  ver- 
schwindend kleinen  Unterschied  der  Stimmen  ange- 
nommen. (Die  genauen  Zahlen  der  Abstimmung  sind 
oben  mitgetheilt)  Diese  Abstimmung  hat  in  zwei  Be- 
ziehungen einen  «Record»  geschaffen:  Erstens  erreichte 
die  Betheiligung  (bei  18,464  kantonalen  Stimmberechtigten) 
den  ungewohnten  Prozentsatz  von  58  und  zweitens  waren 
sich  noch  bei  keiner  früheren  Abstimmung  die  Zahlen 
der  Ja  und  Nein  so  nahe  gekommen.  Für  Manchen  be. 
deutete  das  Ergebniss  eine  eindringliche  Mahnung,  in 
Zukunft  die  Ausübung  des  Stimmrechtes  als  eine  ernste 
Pflicht  zu  betrachten. 

Damit  war  nun  bestimmt,  dass  schon  die  Wahlen 
vom  6./7.  Mai  1905  nach  Massgabe  des  neuen  Gesetzes 
stattfinden  sollen.  (In  Basel  kann  schon  am  Samstag 
Abend  gestimmt  werden). 

Wie  zu  erwarten,  brachte  der  Wahltag  eine  ge- 
waltige Aufregung.  Seit  dem  Jahre  1875  hatte  die  frei- 
sinnige Partei  im  Grossen  Rathe  über  die  Mehrheit  ver- 
fügt, mit  Ausnahme  der  Jahre  1878 — 1881,  während  deren 
die  konservative  Partei  sich  in  der  Majoritätsstellung 
befand.  Man  darf  also  diese  drei  Jahrzehnte  als  solche 
der  freisinnigen  Regierung  und  Verwaltung  bezeichnen. 
Wiederholt,  und  in  den  letzten  Jahren  immer  häufiger, 


die  auf  einer  Liste  stehen.  (Die  dem  Basler  Gesetz  anhaftende 
ungleiche  Behandlung  des  Parteiwählers  und  des  freien 
Wählers  ist  damit  vermieden.) 

3.  Für  das  Nachrücken  von  Kandidaten  während  der 
Amtsperiode  an  Stelle  solcher  Gewählter,  die  wegen  Todes 
■oder  Rücktrittes  zu  ersetzen  sind,  ist  im  Zürcher  Entwurf  ein 
Quorum  von  100  Stimmen  vorgesehen. 
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hatte  es  sich  gezeigt,  dass  die  freisinnige  Partei  bei 
Wahlen  und  Abstimmungen  nicht  mehr  über  eine  Mehr- 
heit der  Stimmberechtigten  verfügte,  und  man  war  dem- 
nach auf  einen  vollständigen  Systemwechsel  allseitig- 
gefasst. 

Als  eine  erfreuliche  Erscheinung  des  Wahlkampfes, 
die   unbestreitbar   mit   dem  Wesen  der  Verhältnisswahl 
zusammenhängt,  darf  bezeichnet  werden,  dass  eine  per- 
sönliche Befehdung   der  Kandidaten   in   der  Tages- 
presse und  in  den  öffentlichen  Versammlungen  ausblieb, 
was   einen   angenehmen    Gegensatz  zu   früheren   Zeiten 
bildete.    Anderseits  aber  wupde  auf  die  persönliche  Be- 
fähigung und   das  Ansehen   der   Kandidaten   gar   kein 
Wert   mehr  gelegt.     Wo  es  von  vomeherem  feststand, 
dass   ein   Kandidat   persönlich    auf  grossen    Widerstand 
stossen    würde,   da  wurden    ihm    durch  dreifache  Cumu- 
lation    von  den   Partei-Ausschüssen  sorgfältig  die  Wege 
in   den  Rathsaal   geebnet.    Daneben  wurden  Dank  dem 
Proporz  und  dem  Cumuliren  vollständig   bedeutungslose 
Personen  zur  Würde  eines  Grossrathsmandates  erhoben» 
Ja  es  ist  sogar  ein  von  sozialdemokratischer  Seite  vor- 
geschlagener  Kandidat    mit    dreifacher    Cumulation    ge- 
wählt worden,  der  bis  anhin  regelmässig  Unterstützung^ 
von  der  allgemeinen  Armenpflege   bezogen   hatte.    Die 
Persönlichkeiten  wurden  nicht  mehr  «gewogen»,  sondern 
lediglich   nach  Berechnung  der  Parteistärke  als  gewählt 
bezeichnet.    Es  ist  bei  der  ersten  allgemeinen  Verhält- 
nissvvahl    nicht   ein  einziger   Kandidat   gewählt  worden, 
der  nicht  auf  einem  offiziellen  Parteivorschlag  stand.  Und 
zweitens  hat  kein  einziger  Kandidat,  der  nur  einmal  vor- 
geschlagen war,  einen  Kandidaten  überholt,  dessen  Name 
zwei-  oder  dreimal  auf  der  Vorschlagsliste  aufgeführt  war. 
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Der  Yorsprung  der  «cumulirten»  Kandidaten  war  zu 
gross.  Schon  hieraus  ist  ersichtlich,  dass  das  neue  Wahl- 
verfahren den  Pa  r  t  ei  -Ausschüssen  einen  geradezu  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  das  Wahlergebniss  ein- 
räumt. Sie  bestimmen^  wer  die  meisten  Chancen  für 
eine  Wahl  erhalten  soll. 

Noch  eine  andere  Erscheinung  machte  sich  bemerk- 
bar: Personen,  die  zwischen  verschiedenen  Parteien  eine 
vermittelnde  Stellung  einnahmen,  wurden  in  ganz 
auffallender  Weise  in  den  Hintergrund  gedrängt.  Hatten 
sie  unter  dem  Mehrheitssystem  durch  Unterstützung 
aus  einem  andern  Lager  oft  die  grössten  Stimmenzahlen 
erlangt,  so  blieben  sie  nunmehr  stark  zurück  und  unter- 
lagen, wenn  sie  überhaupt  noch  auf  den  Wahlvorschlag 
irgend  einer  Partei  gelangt  waren.  So  erging  es  unter 
anderen  dem  Präsidenten  des  Verbandes  der  Schweiz. 
Konsumvereine,  Dr.  Kündig,  der  bei  allen  Parteien  mit 
Recht  geschätzt,  von  den  Konservativen  zur  Wiederwahl 
empfohlen  wurde,  aber  hinter  anderen  konservativen 
Kandidaten  zurückblieb. 

Die  Wahl   ergab  folgende  Vertheilung  der  Mandate: 


Freisinnige 

Sozialdemoki'aten 

Konservative 

Katholiken 

tWilde» 


Bisheriger 

Neuer 

Unterschied 

Besitzstand  Besitzstand 

63 

51 

12 

23 

38 

-{-  15 

37 

30 

7 

3 

11 

+    8 

4 

4 

130  130 

In  welcher  Weise  dieses  Ergebniss  den  Hoffnungen 
der  Parteiausschüsse  entsprach  und  wie  die  Wähler- 
schaft den  Ansprüchen  derselben  gerecht  wurde,  das  ist 


278  Die  Verhältnisswahl  im  Kanton  Basel-Stadt. 

aus  nachfolgender  Aufstellung  ersichtlich,  die  zeigt,  wie 
viele  Kandidaten  jede  Partei  aufgestellt  hatte  und  wie 
viele  davon  wirklich  gewählt  wurden: 

Kandidaten  Gewählte 

Freisinnige  94  51 

Sozialdemokraten  53  38 

• 

Konservative                         74                              30 
Katholiken  37^  11 

258  130 

Am  unbescheidensten  waren  demnach  in  ihren  For- 
derungen die  Katholiken,  dann  die  Konservativen;  aber 
auch  die  Freisinnigen  haben  erheblich  mehi*  verlangt,  als 
ihnen  die  Wähler  zugestanden,  und  nur  die  Sozialdemo- 
kraten hielten  sich  schon  das  erste  Mal  innerhalb  der 
Schranken,  welche  den  Parteien  aus  Klugheitsrücksichten 
bei  der  Aufstellung  von  Vorschlägen  gesetzt  sind.  Im 
Ganzen  sind  doppelt  so  viele  Kandidaten  aufgestellt 
worden,  als  Mandate  zu  vergeben  waren. 

Gerade  diejenige  Partei,  die  am  eifrigsten  für  die 
Verhältnisswahl  eingetreten  war,  die  konservative,  hatte 
den  verhältnissmässig  schwersten  Verlust  erlitten.  Nicht 
bloss  in  persönlicher  Beziehung!  Sie  war  auch  von  der 
Stellung  der  zweitstärksten  zur  dritten  gesunken  und 
von  der  Sozialdemokratie  überflügelt  worden.  Den 
grössten  Gewinn  erlangten  die  Sozialdemokraten  und  die 
Katholiken.  Die  Einbusse  der  freisinnigen  Partei  war 
weit  geringer,  als  Freund  und  Feind  erwartet  hatten. 
Jedenfalls  aber  hat  sie  ihre  Mehrheitsstellung  in 
der  gesetzgebenden  Behörde  eingebüsst,  während  sie 
dieselbe  in  der  Regierung,  deren  Neuwahl  am  gleichen 
Tage  stattfand,  beibehielt.  (Bei  den  Neuwahlen  1902 
hatten  die   Freisinnigen   im  Grossen  Rathe   eine   kleine 


Die  Verhältnisswahl  im  Kanton  Basel-Stadt.  279 

Mehrheit  erlangt,  die  dann  bei  den  Nachwahlen  1903 
und  1904  unter  das  absolute  Mehr  auf  63  zurückging). 
Die  Wahlen  von  1905  liefern  den  zahlenmässigen  Nach- 
weis, dass  die  Ursache  des  Verfalles  der  konsei-vativen 
Partei  nicht  im  Wahlsystem,  insbesondere  nicht  in  der 
«WOrgallianz»  von  1902  zu  suchen  ist,  sondern  tiefer 
liegen  muss. 

Der  Satz,  dass  die  Verhältnisswahl  eine  grössere 
Betheiligung  an  den  Wahlen,  eine  lebhaftere  Antheil- 
nabme  der  Bürger  an  den  öffentlichen  Geschäften  nach 
sich  ziehe,  ist  nicht  bestätigt  worden.  Von  18,608  Stimm- 
berechtigten haben  12,382  ihre  Bürgerpflicht  erfüllt.  Ab- 
solut ist  dies  bisher  die  höchste  Zahl  der  Betheiligten. 
Verhältnissmässig  aber  war  die  Betheiligung  zweimal 
stärker,  1881,  als  das  konservative  «risorgimento»  wieder 
dahinfiel,  und  1884,  als  die  freisinnige  Partei  noch  nicht 
dem  Gefühl  der  Sättigung  verfallen  war.  Die  Bethei- 
ligung betrug  1905  67  %,  1881  79  7o  und  1884  73 7o.  Nicht 
das  Wahlverfahren,  sondern  die  Kraft  der  Ideen,  um  die 
eben  gestritten  wird,  ist  von  massgebendem  Einfluss  auf 
das  Interesse  der  Bürgerschaft  und  auf  die  Betheiligung. 
So  haben  denn  auch  in  verschiedenen  kantonalen  und 
eidgenössischen  Sachfragen  die  Bürger  in  weit  stärkerem 
Masse  ihre  Pflicht  ausgeübt.  (Ich  verweise  in  dieser 
Beziehung  auf  die  Mittheilungen  des  statistischen  Amtes 
des  Kantons  Baselstadt,  Nummer  5,  Statistik  der  Gross- 
rathswahlen  von  Dr.  F.  Mangold,  Basel  1905.) 

Aus  der  sehr  bemerkenswerthen  Zusammenstellung 
des  Kantonsstatistikers  Mangold  sei  noch  entnommen, 
dass  83,9 ®/o  der  Wähler  ganz  und  gar  zu  Gunsten  ihrer 
Partei  gestimmt  haben,  und  zwar  haben  637«  die  Partei- 
liste  völlig    unverändert    in    die    Urne   gelegt.    21 V« 
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haben  auf  Kandidaten  der  eigenen  Partei  cumulirt,  also 
ihre  Wahlkraft  ebenfalls  der  eigenen  Partei  erhalten. 
Nur  7,5%  haben  auch  Kandidaten  anderer  Parteien  Stim- 
men zugewendet,  und  nur  8,6%  haben  die  freie  Liste 
benutzt,  sich  also  zu  keiner  Partei  bekannt. 

Noch  einer  Nebenerscheinung  muss  hier  gedacht 
werden,  welche  nicht  ohne  Einfluss  geblieben  war  und 
sicherlich  die  Ziffer  der  Betheiligung  in  die  Höhe  ge- 
trieben hatte.  Zum  ersten  Mal  ist  bei  diesem  Anlass 
die  konservative  Partei  in  allen  ihren  Schriftstücken 
und  Vorschlägen  unter  dem  Namen  liberal  aufgetreten. 
In  dieser  neuen  Bezeichnung  erblicke  ich  in  histo- 
rischem Sinne  eine  Fälschung.  Liberal,  freisinnig,  hiess 
bisher  die  Partei,  welche  vor  1847  die  Preise harenzöge 
ins  Werk  setzte,  an  deren  einem  sich  auch  Dr.  Karl 
Brenner  betheiligt  hatte,  der  Gründer  der  heutigen  frei- 
sinnigen Partei.  Die  Bezeichnung  «liberal»,  «freisinnig>, 
umfasste  den  Gegensatz  zu  der  konservativen  Partei,  die 
bis  1875  in  Basel  am  Ruder  stand.  Es  ist  also  eine 
ganz  unzulässige  Verschiebung,  wenn  die  Leute,  welche 
bisher  mit  Ehren  die  Tradition  der  konservativen  Partei 
in  betreff  von  Personen  und  Sachen  aufrecht  gehalten 
haben,  nunmehr  den  Namen  ihrer  bisherigen  politischen 
Gegner  annehmen  wollen. 

Freihch  hängt  im  vorliegenden  Falle  die  Namens- 
änderung mit  einem  Wechsel  zusammen,  der  1902  in  der 
Basler  Presse  eingetreten  ist,  indem  eine  bis  dahin 
radikale  Zeitung,  die  Basler  Nachrichten,  durch 
Kauf  in  konservative  Hände  gerieth  und  der  konser- 
vativen Politik  dienstbar  wurde.  Aber  in  der  Beurtheilung 
durch  die  Zeitgenossen  vermag  eine  solche  willkürliche 
Umtaufe  nichts  zu  ändern.  In  der  Benennung  einer  Partei 
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steckt  ein  Theil  ihres  Charakters  und  ihres  Programmes. 
Ich  muss  mich  also  für  berechtigt  halten,  bei  dem  alten 
Namen  zu  bleiben.  Jedenfalls  hat  diese  merkwürdige 
Mauserung,  die  sich  nur  auf  den  Namen  erstreckte,  in 
TJelen  Bürgern  Misstrauen  erweckt  und  sie  zur  Urne 
geführt. 

Eine  Hauptfrage,  die  darin  besteht,  ob  die  Verhältniss- 
wähl  zur  Zerkrümelung  der  grossen  Parteien  führt, 
kann  auf  Grund  der  einmaligen  Erfahi*ungen  nicht  beant- 
wortet werden.  In  Genf,  wo  die  «Libertins»  (Antifrei- 
maurer)  und  die  Gruppe  der  Lebensmittelhändler  selb- 
ständig als  Partei  in  die  Wahlen  eingriffen,  und  die 
Sozialisten  sich  spalteten,  ist  die  Probe  nicht  ermuthigend 
ausgefallen.  In  Basel  hatte  man  nur  eine  Freischärler- 
partei  zu  verzeichnen: 

Im Spalenquartier  hat  der  Männerverein  Spalen 
eine  besondere  Liste  aufgestellt  und  damit  einen  seiner 
Kandidaten  durchgebracht.  Dieser  Kandidat  war  aber 
ein  bisheriges  Mitglied  des  Grossen  Rathes,  der  zu  den 
Katholiken  gehörte  und  sich  aufs  neue  den  Katholiken 
anschloss.  Aber  gerade  die  Aufstellung  einer  besonderen 
Männervereinsliste  schädigte  dort  die  Liste  der  katho- 
lischen Partei  und  führte  dazu,  dass  ein  anderer  katho- 
lischer Kandidat  Dr.  Joos,  der  Zentralpräsideut  des 
Katholikenvereins,   nicht  wieder  gewählt  wurde. 

Immerhin  ist  schon  bei  der  ersten  Anwendung  in 
Basel  deutlich  zutage  getreten,  dass  innerhalb  der  grossen 
Parteien  starke  Unterströmungen  einen  ganz  überraschen- 
den Einfluss  auf  das  Wahlergebniss  gewinnen  können, 
und  ich  befürchte,  dass  diese  Unterströmungen  schon  bei 
der  nächsten  Wiederkehr  offen  als  besondere  Parteien 
zu  Tage  treten  werden. 
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Das  Verfahren  selbst  hat  sich  ohne  Anstand  in  allen 
Quartieren  rasch  abgewickelt,  ein  zweiter  Wahlgang 
kann  nicht  mehr  vorkommen  und  die  persönliche  Be- 
fehdung blieb,  wie  schon  gesagt,  aus.  Auch  ist  unstreitig 
eine  zahlenmässig  gerechte  Vertretung  aller  Parteien  er- 
zielt worden.  Aber  die  durch  das  neue  Verfahren  her- 
beigeführte Beseitigung  der  Mehrheit  hat,  wie  sich 
schon  in  den  ersten  Sitzungen  des  Grossen  Rathes  zeigte, 
auch  einen  Uebelstand  gebracht.  Früher  sind  die  grossen 
Streitfragen  in  einem  Wahlkampf,  wobei  die  Parteien 
ihre  Grundsätze  und  Programmpunkte  öffentlich  ver- 
taten, ein  für  allemal  entschieden  worden,  und  das  Volk 
hatte  Gelegenheit,  über  Abmachungen  zwischen  den 
Parteien  einUrtheil  abzugeben.  Jetzt  sind  aber  die  Kom- 
promisse und  Allianzen  auf  ein  anderes  Feld  verlegt 
worden;  ihre  Stätte  ist  nunmehr  der  Vorsaal  des  Grossen 
Rathes,  und  sie  wiederholen  sich  fast  vor  jeder  Sitzung. 
Dabei  tritt  erst  noch  die  Erscheinung  zu  Tage,  dass  die 
Fractionen  im  Grossen  Rathe  einander  nicht  einmal 
Wort  halten,  indem  selbstverständlich  dieMitgheder  der 
einzelnen  Gruppen  nicht  verpflichtet  werden  können, 
nach  den  Weisungen  der  Ausschüsse  und  Vorversamm- 
lungen zu  stimmen.  Das  Volk  endlich  kann  sich  zu 
dieser  seltsamen  Allianzpolitik  nicht  mehr  äussern,  und 
es  bleibt  ihm  nur  noch  das  Referendum,  das  ihm  auch 
unter  der  Herrschaft  des  Mehrheitswahlsystems  zustand. 

Basel,  August  1905. 

Dr.  Otto  Zoller. 
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Sitiiation.    Krieg  und  Frieden. 

Der  russisch-japanische  Krieg,  welcher  während  des: 
ganzen  Jahres  im  Vordergrunde  des  Interesses  stand,  nahm 
seit  der  Schlacht  von  Liau-Yang,  mit  welcher  wir  unsere 
letztjährige  Berichterstattung  abschlössen,  einen  Fortgang,, 
welcher  sowohl  erwartet  als  unerwartet  war. 

Wir  setzten  zwar  schon  damals  den  allmähligen  Rück- 
zug der  Russen  gegen  Karbin  und  Wladiwostok  und  die 
Einnahme  von  Port  Arthur  durch  die  Japaner  als  wahr- 
scheinlich voraus;  dass  beides  aber  mit  so  viel  Ehre 
durch  Japan  und  so  wenig,  relativ  gesprochen,  für  Russland 
geschehen,  beziehungsweise  dass  die  Niederlage  dieses 
bisher  mächtigsten  Weltreiches  durch  eine  ganz  neu  auf 
dem  Weltschauplatz  erscheinende  Macht  so  vollständig  sein 
wtlrde,  an  das  hatte  wohl  Niemand,  auch  Japan  nicht, 
gedacht.  Sogar  die  Einnahme  der  lange  belagerten 
Seefestung,  an  der  Russlands  Seeherrschaft  im  Osten 
hing,  vollzog  sich  schliesslich  doch  zu  rasch  und  unter 
Umständen,  die  den  Ruhm  des  Widerstandes  erheblich 
herabsetzten.  Es  kapitulirten  immerhin  noch  über  40,000 
Mann;  die  Lebensmittel  und  Munition  fehlten  noch  nicht 
gänzlich,  und  der  Bezwinger  der  Festung  war  nicht  der 
allgewaltige  Hunger  oder  der  Mangel  an  Menschen  und 
Munition,  wie  zuerst  angenommen  wurde,  sondern  das 
grosse  Geschütz  der  Japaner,  dem  die  Festungswerke 
nicht  zu  widerstehen  vermochten.  Auch  die  Art,  wie^ 
General  Stössel  und  seine  Offiziere  bei  dem  Champagner- 
glas die  Uebergabe  beschlossen  und  wie  er  später  seinem 
Besieger  Nogi  sein  Pferd  anbot  und  vorritt,  hatte  für 
unser  westeuropäisches  Gefühl   etwas  Stossendes,  wenn 
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nicht  gar  Unwürdiges.  So  war  es  auch  auf  dem  Kriegs- 
feld in  der  Mandschurei;  der  gemeine  Soldat  that  seine 
stumme  resignirte  Pflicht  trotz  allen  sich  folgenden, 
immer  grösser  werdenden  und  schliesslich  fast  selbst- 
verständlichen Niederlagen  und  Rückzügen,  die  jede 
andere  Armee  kampfunfähig  gemacht  haben  würden. 
Aber  über  die  Offiziere ,  die  Heeresausrüstung ,  die 
Aufklärung  durch  die  doch  sehr  zahlreiche,  den  Japa- 
nern weit  überlegene  Kavallerie,  und  die  Heeresleitung 
wird  die  russische  Geschichte  der  Zukunft  am  besten 
«chweigen.  Nicht  nur  der  Feldzug,  sondern  der  ganze 
Krieg  war  bereits  seit  der  Schlacht  von  Mukden  im 
Anfang  des  März  entschieden,  und  es  bestätigte  sich 
wieder  die  alte  Erfahrung,  dass  der  Sieger  im  ersten 
•Gefecht  eines  Feldzuges  gewöhnlich  Sieger  bleibt,  weil 
■er  fortan  das  «psychologische  Moment»  für  sich  hat. 

Japan  ist  nun  die  führende  Nation  in  Asien,  nicht 
in  Ostasien  allein,  geworden,  und  Russland  hat  keine 
andere  Wahl  mehr,  als  entweder  sich  derselben  stumm 
zu  beugen,  oder  durch  eine  Allianz  theilweise  wieder 
gut  zu  machen,  was  es  durch  mangelnde  Vorsicht  und 
nicht  am  wenigsten  durch  echt  moskovi tischen  Hoch- 
muth  einbüsste. 

Den  Japanern  wird  an  einem  guten  Einvernehmen 
mit  Russland  auch  gelegen  sein,  so  dass  sie  die  Allianz 
■der  gänzlichen  Demüthigung  dieses  Gegners,  die  doch 
nur  nach  wiederholten  Kriegen  gelingen  würde,  vorziehen. 
Eine  solche,  vorläufig  vielleicht  geheime,  Allianz  wird  also 
muthmasslich  das  Ende  der  ganzen  Sache  (wie  wir  es 
schon  im  letzten  Jahrbuche  sagten)  bilden.  Dann  aber 
kehrt  sich  die  Spitze  dieser  Allianz  allmählig  unfehlbar 
gegen  England,  das  aus  Asien  herausgeschlagen  werden 


Situation.    Krieg  und  Frieden.  287 

muss,  vielleicht  auch  gegen  das  kleine  Holland,  dessen 
ostasiatische  Kolonien  eine  werthvoUe  und  leichte  Beute 
sein  würden,  und  gegen  Frankreich,  sofern  es  sich  an  Eng- 
lands Schicksal  anhängt.  Das  sind  die  «Verschiebungen» 
der  Weltmacht,  die  jetzt  in  Aussicht  stehen,  und  sie  wären 
zu  vermeiden  gewesen,  wenn  die  grossen  Mächte  und 
ihre  Diplomaten  diesen  Krieg  verbindert  hätten,  wozu  sie 
anfanglich  wohl  im  Stande  waren.  Aber  die  heutige 
«Realpolitik»  dieser  Herren  denkt  nicht  leicht  weiter, 
als  «von  Fall  zu  Fall»,  und  glaubt  darin  so  lange  eine 
grosse  politische  Weisheit  zu  besitzen,  bis  sie  plötzlich 
vor  einer  ungeahnten  und  fortan  unabänderlichen  «neuen 
Situation»  steht,  die  dann  mit  Ministerkrisen  nicht  zu  be- 
seitigen ist.  Ein  wirklich  grosser,  weitblickender  Staats- 
mann fehlt  überall;  sonst  würde  weder  der  Boerenkrieg, 
noch  dieser  russisch-japanische  Krieg  zugelassen  worden 
sein  und  so  geandet  haben,  wie  es  jetzt  der  Fall  ist. 

Welche  unmittelbare  Folgenderselbe  haben  wird, 
ist  noch  kaum  zu  ermessen.  Wahrscheinlich  ist  eine 
russisch-japanische  Allianz,  an  die  sich  Deutschland  an- 
schhessen  wird,  und  ebenso,  in  etwas  passivem  Sinn,  mehr 
als  Objekt,  als  Subjekt,  aber  als  unerschöpfliche  Vorraths- 
kammer  an  Menschen  und  Material,  China.  Die  einstweilige 
erneuerte  englisch -japanische  Allianz  wird  daran  muth- 
masslich  nichts  ändern.  In  die  französisch-russische  Allianz, 
die  ohnehin  stets  eine  seitens  Russlands  nur  halb  auf- 
richtige und  seitens  Frankreich  eine  Täuschung  war,  ist 
ein  unheilbarer  Riss  gekommen.  Dieses  Land,  das  jetzt 
nicht  mehr  eine  Macht  ersten  Ranges  mit  ganz  selbstherr- 
licher Politik  ist,  sondern  Allianzen  haben  muss,  um  den 
Schein  der  GrossmachtsteUung  zu  erhalten,  ward  sich  all- 
mählig  an  England  anschliessen  müssen  und  demselben 


288  Jahresbericht  1905. 

in   kommenden  Kriegen   die   Soldaten  zu  liefern  haben, 
die  der  englische  Staat  stets   nur  durch  Werbung,   oder 
durch  solche  Bündnisse  aufzubringen  willens  ist,  da  ihm 
die   allgemeine   Dienstpflicht   mangelt    und    noch    lange 
mangeln  wird.   Der  Schein  einer  Allianz  Frankreichs  mit 
Russland    wird    zwar   wohl    noch    eine   Zeit    lang   bei- 
behalten werden,  reell  ist  dieselbe  aber  durch  die  völlige 
Niederlage  Russlands  im  gegenwärtigen  Kriege  aufgelöst. 
Mit  Oesterreich  und  Italien  wird  man  nur  als  mit  Hülfs- 
mächten,  oder  Neutralen  zu   rechnen   haben.    Immerhin 
wird   Russland  seine  Niederlage   im  Osten  durch  einen 
leichteren  Sieg  tiber  die  Türken  im  Westen  auszugleichen 
suchen,    sobald    es   von   der   japanischen    Sorge   befreit 
ist,    und   sich    aufs   Neue   auf   die  alten   Pläne    werfen, 
welche   früher   die    «orientalische  Frage»  bildeten,    pas 
Endschicksal  der  europäischen  Türkei  ist  jedenfalls  nun 
nahe  bevorstehend,  und  es  wird  sich  nur  fragen,  wer  Herr 
daselbst  wird,   ob  Russland  oder  Oesterreich,  oder  theil- 
weise  das  stets  eroberungslustige  Italien,  alles  zwar  wahr- 
scheinlich nur  in  der  Form  eines  Protektorates  über  die 
bereits  vorhandenen  und  sich  noch  vergrössemden  Balkan- 
staaten. 

Deutschland  kommt,  wenn  es  sich  an  Russland  und 
Japan  eng  anschliesst,  aber  auch  nur  dann,  in  keine  so- 
fortige Gefahr,  obwohl  die  plötzlich  auftauchende  Marokko- 
Frage  bereits  die  völlige  Unvereinbarkeit  der  deutschen 
Interessen  sowohl  mit  den  französischen,  als  den  eng- 
lischen gezeigt  hat.  Seine  Gefahr  liegt  in  der  relativen 
Schwäche  seiner  Flotte,  die  einen  U  eberfall  der  deutschen 
Küsten  durch  England  —  nach  japanischem  Muster  ohne 
Kriegserklärung  —  möglich  macht  und  beinahe  provozirt. 
Aber  es  bleibt  stark  genug,  um  Frankreich  vor  jedem  Angriff 
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m  Lande  abzuschrecken.  Es  müsste  jetzt,  wenn  es  sich  den 
Frieden  sichern  will,  seine  Flotte  um  jeden  Preis,  mit  echt 
<japanischen>  Anstrengungen,  der  englischen  ebenbürtig 
zu  machen  suchen,  wozu  aber  einigen  Parteien  der  Ent- 
schluss  und  der  opferfreudige  Patriotismus  fehlt. 

Die  Sphinx  in  dieser  konmienden  neuen  Weltge- 
staltung ist  Amerika.  Was  will  es,  und  was  wird  es  thun 
können?  Denn  zwischen  Wollen  und  Können  ist  offen- 
bar auch  hier  ein  gewaltiger  Unterschied,  da  das  Können 
eben  Flotten  und  Heere  erfordert.  Wir  sind  stets  der 
Ansicht  gewesen,  dass  die  imperialistische,  namentlich 
die  ostasiatische  Politik  Amerikas,  die  mit  der  Eroberung 
der  Philippinen  begann,  nur  eine  fingirte  sei,  um  Kom« 
pensationsobjekte  für  die  noch  in  fremder  Hand  befind- 
fichen  Besitzungen  des  amerikanischen  Kontinents  zu 
gewinnen.  Was  Amerika  braucht  und  haben  will,  ist 
ganz  Westindien  und  Kanada,  womit  ihm  selbstverständlich 
auch  Mexiko  und  Zentralamerika  und  das  Proktektorat 
über  Südamerika  anheimfällt.  Dafür  wird  es,  vor  oder 
nach  einem  Krieg  mit  England,  die  Philippinen  aus- 
tauschen. Vorher,  wenn  England  klug  genug  ist,  die 
amerikanische  Freundschaft,  wenn  auch  etwas  theuer, 
zu  erkaufen.  Billig  ist  sie  überhaupt  nicht  zu  haben, 
und  die  natürliche  Richtung  des  Panamerikanismus  (der 
doch  das  eigentliche  Ziel  hinter  der  Maske  des  Imperia- 
lismus ist),  geht  gegen  England,  von  dem  eben  etwas  er- 
langt werden  muss.  Die  deutsche  Freundschaft  ist  hingegen 
denAmerikanem  von  geringerem  Werth,  und  zur  Feindschaft 
ist  wenigstens  keine  Veranlassung  äusserer  Art  vorhanden. 
Wenn  sich  aber  einmal  der  deutsch- englische  Krieg,  sei 
es  als  Duell,  oder  in  Verbindung  mit  den  oben  erwähnten 
asiatischen  Beutezügen  der  Japaner  und  Russen,  dekla- 
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rirt,  was  unfehlbar  im  Lauf  der  nächsten  zwei  Jahrzehnte 
der  Fall  sein  wird,  dann  wird  für  Amerika  die  2ieit  ge- 
kommen sein,  seine  Allianz  oder  wenigstens  seine  Neu- 
tralität den  Engländern  um  einen  hohen  Preis  zu  ver- 
kaufen, wie  dies  auch  gegenüber  solchen  Kaufleuten,  die 
selbst  nicht  anders  handeln,  ganz  am  Platze  ist. 

Wir  «Kleinen»  haben  bei  dem  allem  die  Rolle  der 
Zuschauer,  ob  der  ganz  unbetheiligten  und  ungefähr- 
deten ist  bereits  sehr  die  Frage.  Sicher  ist  schon  jetzt 
die  Unterstellung  Hollands,  vielleicht  auch  Belgiens  und 
der  skandinavischen  Staaten  unter  das  mehr  oder  weniger 
verschleierte  Protektorat  Deutschlands.  Der  holländische 
Besitz  in  Asien  und  die  Existenz  Belgiens  und  seines  Congo- 
Annexes  kann  nur  auf  diese  Weise  noch  gerettet  werden. 
Wenn  aber  einmal  Holland  unter  dem  deutschen  Protek- 
torat steht,  so  kommt  das  Projekt  Wilhelm  v.  Humboldts 
stark  in  Erinnerung,  von  dem  wir  im  Jahrbuch  Band  XVI, 
pag.  20,  gesprochen  haben,  auch  die  Schweiz  in  einVer- 
hältniss  zum  deutschen  Reiche  zu  bringen,  das  wir  in  der 
Sprache  unseres  älteren  Bundesstaatsrechtes  «zugewandter 
Ort»  nennen  würden.  Das  kann  unsere  einstige  Zukunft 
werden;  dann  wären  wir  das,  was  einige  «alldeutsche« 
Schwärmer  wollen.  Ob  mit  viel  Glück  und  Behagen  für 
uns,  das  steht  dahin.  Wollen  wir  das  aber  ernstlich  nicht, 
so  müssen  wir  uns  jetzt  zusammennehmen.  Bloss  mit  Fest- 
spielen und  Parteipolitik  macht  sich  das  nicht ;  da  gehört 
eine  weitblickende  einheitliche  Politik  und  ein  zur  Selbstän- 
digkeit entschlossenes  und  fähiges  Volk  dazu. 

Wir  wissen  nicht,  ob  wir  das  zur  Zeit  sind,  hoffen 
es  zwar.  Unsere  wirkliche  Hoffnung  aber  hegt  in  einer 
fernem  Zukunft,  wo,  nach  Liquidation  der  jetzigen  grossen 
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Besitzfragen,  die  Macht-  und  Militärstaaten  wieder  in 
kleinere  friedlichere  Gemeinwesen  zerfallen,  in  denen 
allein  es  der  grossen  Mehrzahl  der  Menschen  wahrhaft 
wohl  zu  Muthe  sein  kann,  und  die  nicht  der  beständige 
Spielball  ehrgeiziger  Diplomaten  und  habsüchtiger  Kauf- 
leute sind,  sondern  etwas  Besseres  zu  thun  wissen,  als 
Kriege  zu  führen,  oder  sich  auf  kommende  vorzubereiten. 

Diese  Zeit  kommt  auch  einmal,  wenn  auch  kawn 
ein  Jetztlebender  sie  sehen  wird.  Dann  und  dadurch 
kommt  der  «^ewige  Friede»,  soweit  er  überhaupt  möglich 
ist ;  nur  müssen  mit  den  Panzerschiffen  und  weittragenden 
Kanonen  auch  die  Trusts,  die  MilUardäre,  die  Schutzzölle, 
die  Elassenorganisationen,  die  Streiks  verschwinden.  Denn 
was  hilft  ims  ein  ewiger  Friede  nach  Aussen,  wenn  im 
Innern  ein  beständiger  Krieg  der  Bürger  des  eigenen 
Staates  gegen  einander  besteht?  Einstweilen  hat  im  Gegen- 
theil  der  Krieg  einem  gewissen  Gefühl  für  Wahrheit  und 
Gerechtigkeit  in  der  Geschichte  und  im  Einzelleben  zu 
einer  augenbUcklichen  Expansion  verhelfen,  während  in 
einem  langen  Friedenszustand  unter  Menschen,  wie  sie 
heute  noch  sind,  dieselben  stets  die  Neigung  haben,  der 
Nietzsche-  oder  Gobineau-Philosophie  anheimzufallen,  die 
in  ihren  Folgen  ein  grösseres  Unglück,  als  selbst  der 
Krieg  ist. 

Ein  Artikel  des  «Journal  de  Gen^ve»,  der  von  der 
gewöhnlichen  Zeitungsphilosophie  sich  sehr  vortheilhaft 
unterscheidet,  sagte  darüber,  bei  Anlass  des  Friedensver- 
trags von  Portsmouth: 

«Herbert  Spencer,  qui  n'etait  pas  un  esprit  l^ger 
a  ecrit  plusieurs  pages  de  son  livre  sur  TEducation  pour 
demontrer  que  les  peuples  dont  la  nourriture  est  ani- 
male   sont  destines  ä  vaincre  et  ä  dominer  les  gens  in 
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cultes  qui  vivent  de  farineux  et  de  veg^taux.  Le  grand 
pbilosopbe  anglais  n'avait  pas  prevu  les  victoires  ^datantes 
des  Japonais,  mangeurs  de  riz,  sur  les  Busses,  consomma- 
teurs  de  viande.  II  croyait  encore  ä  la  Suprematie  definitive 
de  la  race  blanche,  maitresse  du  monde. 

La  guerre  d*Extreme-Orient  aura  detruit,  ou  tout 
au  moins  ^branle,  cette  opinion  si  repandue.  Contrairement 
aux  theories  mises  ä  la  mode  par  M.  Gobineau,  il  n'y  a 
pas  de  race  aristocratique,  destin^e  k  la  domination.  La 
superioritö  d'une  race  ne  depend  ni  de  la  couleur  de  sa 
peau,  ni  de  la  forme  ronde  ou  allongee  de  sa  boite 
cranienne,  ni  de  la  quaJite  de  ses  aliments.  Elle  est  un 
fait  creö  par  des  circonstances  diverses  et,  en  gen^ral,  par 
la  somme  d'^nergie,  de  patriotisme,  par  la  foi  dans  un 
ideal  religieux  ou  moral,  qui  animent  les  hommes 
d'une  m^me  famille. 

Si  ces  vertus  ne  se  perpetuent  pas  chez  eux  a 
travers  les  temps  avec  une  meme  intensite,  leur  rang 
s'abaisse  dans  Techelle  des  nations.  La  Suprematie  passe 
ä  une  autre  brauche  de  la  famille  bumaine.  Cette  trans- 
mission  des  pouvoirs  s'accomplit  lentement,  avec  des 
oscillations  que  Tbistoire  nous  d^crit.  Le  sceptre  de 
domination  a  dejä  passe  de  TAsie  en  Europe,  et  en  Europe, 
des  peuples  du  sud  aux  peuples  du  nord;  tel  peuple 
conserve  le  sceptre  pendant  des  siecles;  chez  d'autres 
son  passage  est  ephemere. 

Mais,  toujours,  cette  Suprematie  doit,  pour  durer, 
s'appuyer  sur  autre  chose  que  sur  la  force  brutale.  La 
loi  du  plus  fort,  c'est-ä-dire  du  plus  grand,  du 
plus  nombreux,  du  plus  arme,  du  plus  riche,  n'est 
point  la  loi  du  monde.  Les  plus  grands  empires, 
les  civilisations  les  plus  brillantes,  les  plus  raffinees, 
s'ecroulent,  s*evanouissent  sous  le  souffle  d'une  poignee 
d'hommes  jeunes,  dont  Täme  est  plus  virile,  plus  saine 
et  contient  autre  chose  que  des  calculs  d'interet  et  de 
jouissance.  Rien  de  plus  moral  que  Thistoire  dans  ses 
grandes  lignea.^ 


Situation.    Krieg  und  Frieden.  2d3 

Das  ist  die  Wahrheit  und  weil  es  die  Wahrheit  ist, 
wird  sie  zuletzt  wohl  immer  den  Sieg  davontragen.  Aber 
es  geschieht  das  nicht  immer  gerade  im  Laufe  eines  ge- 
wöhnlichen kurzen  Menschendaseins.  Jetzt  hingegen  ist 
wieder  ein  Augenblick  gekommen,  wo  es  auch  für  die 
Schwachsichtigen  und  den  Augenblickerfolgen  Huldigen- 
den wieder  etwas  sichtbarer  wird. 

Der^Krieg  selber,  welcher  vom  7.  Februar  19042bis 
zum  29.  August  1905  dauerte  und  mit  den  grössten  beid- 
seitigen Streitkräften  geführt  wurde,  die  seit  Attila  und 
Tamerlan  in  der  langen  Kriegsgeschichte  aller  Völker 
auftraten,  war  eine  ununterbrochene  Reihenfolge  von 
Niederlagen^u  Wasser  und  zu  Land  für  Russland.  Je- 
doch ohne  eine  so  entscheidende,  wie  sie  der  deutsch- 
französische Krieg  von  1870/71  aufweist.  Die  Russen 
haben  eben  ein  anderes  Temperament  im  Unglück  als 
die  Franzosen,  und  sie  würden  dasselbe  wohl  auch  bei 
noch  längerer  Kriegsdauer  bewahrt  haben.  Diese  Er- 
wägung wird  denn  auch,  neben  dem  Zureden  Amerikas  und 
anderer  Mächte  (vielleicht  ebensosehr  der  Geldmächte, 
als  der  Regierungen),  das  schliessliche  Nachgeben  des 
siegreichen  Japan  herbeigeführt  haben,  welches  für  das 
grosse  Publikum  unerwartet  eintrat,  in  Wirklichkeit  aber 
gar  nicht  so  auffallend  war,  als  es  auf  den  ersten  Blick 
erscheint.  Denn  ganz  ohne  Zweifel  wird  mit  oder  ohne 
geheime  Klausel  des  Friedensvertrags  eine  Kriegsent- 
schädigung Russlands,  nur  unter  einem  andern  Titel, 
doch  statthaben  und  ist  das  Wort  des  russischen^Unter- 
händlers  «keine  Kopeke»,  wie  die  meisten  auf  die  Pubhzität 
berechneten  Versicherungen  der  Diplomatie,  nicht  ganz 
wörtlich  zu  nehmen.  Vielmehr  spielt  auch  hier,  wie  bei 
der  Uebergabe  von  Port  Arthur,   ein  Element  mit,   von 
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dem  uns  einmal  ein  Russe  selber  sagt«:  «Bemerken  Sie 
wohl,  Sie  werden  sich  in  den  russischen  Dingen  immer 
täuschen,  wenn  Sie  dieselben  gänzlich  in  westeuropäischer 
Art  ansehen ;  es  ist  in  allem,  was  ein  (gebildeter)  Russe 
thut  und  sagt,  immer  ein  wenig  Theater».  In  Wirklich- 
keit erlangten  die  Japaner  alles,  was  den  Kriegsgrund 
bildete,  imd  dabei  eine  ungeheure  Vermehrung  ihres  An- 
sehens in  der  Welt.  Die  «victoire  diplomatique»,  die  sie  den 
Russen  zuletzt  noch  gönnten,  war  eine  ebenso  kluge  Berech- 
nung auf  die  zukünftige  Freundschaft,  wie  die  billigen  Be- 
dingungen Bismarcks,  die  er  den  Oesterreichern  trotz  dem 
Widerstände  seines  nicht  so  weit  denkenden  Herrn  im  Waf- 
fenstillstand von  Nikolsburg  und  Frieden  von  Prag  stellte. 
Russland  bleibt,  trotz  seiner  gewaltigen  Niederlagen 
und  trotz  des  grossen  Verlustes  an  Menschen  und  Kriegs- 
material, immer  noch  eine  Grossmacht  ersten  Ranges; 
nur  nicht  eine  so  grosse  und  allen  Andern  gewachsene, 
wie  es  der  hochmüthige  oder  sorglose  Alexeieflf  glaubte. 
Es  kann  seine  Pläne  in  Asien  fortan  nicht  mehr  ohne 
Allianzen  durchführen  und  wird  auch  in  seiner  Regierungs- 
weise einige  Verbesserungen  einführen  müssen,  welche 
die  Gemüther  seiner  Bevölkerung  für  den  Augenblick 
beschwichtigten.  Von  einem  wirklich  parlamentarischen 
Regime  kann  jedoch  bei  der  Natur  des  russischen  Staates 
kaum  ernstlich  die  Rede  sein;  dasselbe  würde  sofort  in 
Revolution  ausarten.  Das  Sicherste  wäre  noch  die  Wieder- 
herstellung der  alten,  unnöthig  beseitigten  Verfassungen 
einzelner  Landestheile,  wie  Finland,  Polen,  die  baltischen 
Provinzen,  und  der  Versuch  eine  Art  von  abgestufter 
Autonomie  auch  für  andere  einzuführen.  Was  in  Russ- 
land durch  diesen  Krieg  sich  in  seiner  ganzen  Schwäche 
und  Blosse   gezeigt   hat,   ist  die  unumsichtige  und  theil- 
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weise  korrumpirte  Bureaukratie,  und  wenn  man  den  Aus- 
gang desselben  als  eine  augenfällige  Strafe  des  Himmels 
ansehen  will,  so  erfolgte  sie  zumeist  für  den  jüngsten 
und  gröbsten  Bruch  von  Treue  und  Glauben  gegenüber 
dem  wackem  finnischen  Volke,  welchen  der  fromme 
Prokurator  des  heiligen  Synod  mit  dem  russischen  Christen- 
thum  für  vereinbar  hielt.  Im  Uebrigen  wird  sich  Russ» 
land  von  diesem  schweren  Schlage,  der  jedes  andere 
Reich  in  Europa  zertrümmert  haben  würde,  schneller  er- 
holen, als  man  es  jetzt  noch  allgemein  glaubt;  nur  wird 
dies  wahrscheinlich  in  Verbindung  mit  seinem  heutigen 
Gegner  und  mit  seinem  alten  Alliirten  Deutschland,  statt 
mit  Frankreich*)  (das  seinen  Dienst  nun  gethan  hat)  ge- 
schehen. Die  «revanche»,  von  der  jetzt  schon  einige  russi- 
sche Zeitungen  sprechen,  wird  sich  nicht  gegen  Japan, 
sondern  gegen  England  richten. 

Japan  selbst  würde  jetzt,  nach  einem  so  grossen 
Erfolge,  eine  Gefahr  erster  Grösse  für  ganz  Asien  und 
selbst  für  Europa  werden,  wenn  es  nicht,  wie  alle  krie- 
gerischen Gro.ssstaaten,  dem  Weltgesetz  unterläge,  welches 
an  grossen  Kriegsruhm  baldige  Korruption  knüpft.  Ohne 
Zweifel  wird  jetzt  zunächst  ein  grosses  Wettrennen  um 
die  Gunst  dieser  neuen  Grossmacht  zwischen  England 
und  Russland  stattfinden.  Die  Japanesen  werden  aber 
wohl  bald  herausfinden,  wenn  nicht  schon  herausgefunden 
haben,  dass  sie  in  ihrem  natürlichen  Machtbereich  von 
der  Allianz  mit  Russland  den  grösseren  Vortheil  ziehen 
können  und  sich  daher,  vielleicht  nach  einigem  Zögern, 
und  jedenfalls  (mit  der  in  der  Diplomatie  üblichen  Ver- 
schlagenheit, für  diese  entscheiden. 

*)  Die  Aeusserungen  von  Witte,  die  wir  unter  «Frankreich» 
bringen,  lassen  darüber  bereits  keinen  Zweifel  mehr  übrig. 
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Die  einzigen  sicheren  Anhaltspunkte  für  die 
Politik  der  Zukunft  sind  die,  dass  zwischen  Russland 
und  England  nie  eine  dauernde  Freundschaft  bestehen 
kann,  imd  dass  Deutschland  die  russische  Freundschaft 
der  englischen  stets  vorziehen  wird,  und  überdies  für  die 
Engländer  der  gefährlichste  Mitbewerber  um  die  Handels- 
herrschaft bleibt.  Das  sind  gegebene  Verhältnisse,  an 
denen  sich  nichts  ändert;  alles  andere  hingegen  unter- 
liegt augenblicklichen  Kombinationen  der  leitenden  Staats- 
männer, die  nun  mit  erneutem  Eifer  daran  gehen  werden, 
sich  für  die  künftigen  Kriege  zu  rüsten,  um  nicht,  wie 
die  Russen,  von  dem  plötzlichen  Ausbruch  eines  solchen 
unvorbereitet  getroffen  zu  werden. 

Einige  Aktenstücke  aus  dem  nunmehr  glücklich 
vergangenen  russisch -japanischen  Kriege,  welche  der 
Aufbewahrung  werth  sind,  sind  die  folgenden: 

Die  diplomatische  Korrespondenz  zwischen 
Russland  und  Japan  bis  zum  6.  Februar  1904  findet 
sich  in  der  Sammlung  der  Staatsverträge  von  Martens, 
fortgesetzt  von  Stoerck. 

Die   Kapitulation   von  Port  Arthur  lautet: 

«Artide  premier.  —  Tous  les  soldats,  marins  et  volon- 
taires  russes,  ainsi  que  les  fonctionnaires  du  gouvemement 
ä  Port  Arthm*,  gamison  et  forts,  sont  fait  prisonniers; 

Art.  2.  —  Tous  les  forts,  les  batteries,  les  navires 
de  guerre  et  autres  bätiments,  les  bateaux,  les  armes  et 
les  munitions,  les  chevaux,  le  materiel,  les  bätiments  de  TEtat 
et  tous  les  objets  appartenant  au  gouvemement  seront  trans- 
f^rös  ä  Tarm^e  japonaise,  dans  leurs  conditions  actuelles; 

Art.  3.  —  Les  deux  clauses  ci-dessus  etant  acceptöes; 
et  en  garantie  de  cette  acceptation,  les  gamisons  des  forts 
et  batteries  de  Itsouchan,  Chaoantsouchan,  Toantsouchan 
et  de  la  chaine  des  hauteurs  situ^es  au  sud-est  desdits  forts 
seront  retir^es  le  3  courant,  a  midi,  et  les  forts  et  batteries 
susmentionnes  seront  transferes  a  Tarmee  japonaise; 
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Art.  4.  —  Dans  le  cas  oü  11  serait  jug^  que  les 
troupes  de  Tarmöe  et  de  la  marine  russes  ont  dötruit 
les  objets  designes  ä  Tart.  2  ou  qu*elles  ont  altere  d'une 
fa^n  quelconque  l'etat  dans  lequel  ils  se  trouvaient  au 
moment  de  la  signature  du  präsent  contrat,  les  n^go- 
ciations  seraient  annulees  et  Tarm^e  japonaise  reprendrait 
sa  liberte  d'action ; 

Art.  5.  —  Les  autorites  militaires  et  navales  russes 
prepareront  et  remettront  ä  Tarmee  japonaise  un  tableau 
montrant  les  fortifications  de  Port  Arthur  et  leurs  posi- 
tions  respectives,  des  cartes  indiquant  remplacement  des 
mines  souterraines  et  sousmarines,  ainsi  que  de  tous  Irs 
autres  engins  dangereux;  un  tableau  indiquant  la  compo- 
sition  et  le  Systeme  des  Services  de  Tarmöe  et  de  la 
marine  ä  Port  Arthur;  une  liste  des  officiers  de  Tarmee 
et  de  la  marine,  avec  leurs  noms,  leurs  grades,  leurs 
emplois;  une  liste  des  vapeurs  de  Tarmee  et  des  vais- 
seaux  de  guerre  et  des  autres  navires,  avec  les  effectifs 
de  leurs  ^quiqages  et  une  liste  des  civils,  indiquant  le 
nombre  d'hommes  et  de  femmes,  leur  race  et  leurs  occu- 
pations; 

Art.  6.  —  Les  armes,  j  compris  les  armes  porta- 
tives, les  munitions,  le  materiel  de  guerre,  les  bätiments 
de  TEtat,  les  objets  appartenant  au  gouvernement,  les 
chevaux,  les  vaisseaux  ae  guerre  et  autres  navires  avec 
leur  contenu,  ä  Fexception  de  la  propriete  privee,  seront 
laisses  dans  leur  position  actuelle,  et  les  commissaires 
des  arm^es  russe  et  japonaise  decideront  sur  la  me- 
thode  ä  employer  pour  leur  transfert ; 

Art.  7.  —  Larmee  japonaise,  considerant  conmie 
bonorable  la  valeureuse  resistance  faite  par  Tarmee  rusfre, 
permettra  aux  officiers  de  Tarm^e  et  de  la  marine  russes, 
ainsi  qu'aux  fonctionnaires  y  appartenant,  d'emporter 
leurs  epees  et  les  objets  constituant  une  propriete  privöe, 
imm^diatement  necessaires  aux  besoins  de  la  vie; 

Les  officiers,  fonctionnaires  et  volontaires  ci-devant 
mentionnes,  qui  engageront  par  ecrit  leur  parole  de  ne 
pas  prendre  les  armes  et  de  ne  pas  agir,  de  quelque 
feMjon  que  ce  soit,  contrairement  aux  interöts  de  Tarme? 
js^naise,  jusqu'ä  la  fin  de  la  guerre,  recevront  le  consen- 
tement  de  Tarmee  japonaise  de  retourner  dans  leur  pays ; 
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II  sera  aflfect^  ä  chaque  officier  de  terre  et  de  marine 
un  homme  ordonnance  qui  sera  remis  immediatement 
en  libert^  sur  parole. 

Art.  8.  —  Les  sous-officiers  et  soldats  de  Tarmee  et 
de  la  marine,  ainsi  que  les  volontaires  revetus  de  leur 
uniforme  et  porteurs  de  leurs  tentes-abris  et  des  objets 
personnels  n^cessaires,  et  commandes  par  leurs  officiers 
respectifs,  s'assembleront  en  un  lieu  designe  par  Tarmee 
japonaise.  Les  commissaires  japonais  donneront  les  details 
necessaires  pour  que  cette  Operation  soit  effectu^e. 

Art.  9.  —  Le  corps  sanitaire  et  les  comptables  ap- 
partenant  k  Tarmee  et  a  la  marine  russes  seront  retenus 
par  les  Japonais,  leur  service  ^tant  juge  necessaire  pour 
les  soins  ä  donner  aux  prisonniers  de  guerre  malades 
et  blosses,  pendant  le  temps  necessaire.  Ces  corps  sont 
requis  de  faire  leur  service  sous  la  direction  du  corps 
de  sant^  et  des  comptables  de  Tarmee  japonaise. 

Art.  10.  —  Le  traitement  k  accorder  aux  habitants,  le 
transfert  des  livres  et  de  documents  relatifs  k  Tadministra- 
tion  municipale  et  financiere,  ainsi  que  les  Hasses  de  docu- 
ments detaUles,  necessaires  k  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
contrat,  seront  incorpores  dans  un  contrat  supplementaire. 

Art.  11.  —  üne  copie  du  present  contrat  sera  con- 
serv^e  par  les  armees  japonaise  et  russe. 

Le  contrat  entrera  en  vigueur  immediatement  apres 
sa  signature. 

Ueber  den  vorangehenden  Eriegsrath  enthielt 

der  Daily  Telegraph  folgenden  Bericht: 

«Im  Ganzen  nahmen  zwölf  Generale  an  dieser  Be- 
rathung,  die  in  General  Stössels  Haus  gehalten  wuide, 
theil.  Es  standen  ausserdem  am  grünen  Tisch  zwrei  leere 
Stühle.  Bei  den  einleitenden  BegrOssungen  lehnte  ein 
General,  der  den  rechten  Arm  verloren  hatte,  es  ab, 
General  Stössel  die  andere  Hand  zu  reichen,  weil  die 
linke  Unglück^bringe.  Als  man  fragte,  wozu  die  zwei 
unbesetzten  Stühle  dajseien,  stürzten  General^tössel  die 
Thränen  aus  den  Augen.  Er  erklärte,  das  seien  die  Stühle 
der  theuren  Hingeschiedenen.  Alle  Anwesenden  jwaren 
über  den  Zweck  der  schicksalsschweren  Versammlung  im 
Klaren.  Nachdem  General  Stössel  einige  einleitende 
Worte  gesprochen  und  den  tapferen  Verstorbenen,   ins- 
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besondere  Kondratenko,  das  höchste  wärmste  Lob  ge- 
spendet, brach  er  kurz  ab  mit  dem  Rufe:  «Meine  Herren, 
ich  nehme  an,  die  Stunde  der  Entscheidung  ist  jetzt  da; 
wollen  wir  weiter  kämpfen  bis  zum  Tode?»  Daran 
knöpfte  sich  dann  eine  Erörterung,  in  deren  Verlauf  sich 
herausstellte,  dass  nur  mehr  die  Wahl  zwischen  schneller 
Uebergabe  oder  schleuniger  Vernichtung  übrig  blieb. 
Dann  wurden  die  Gläser  mit  Champagner  gefüllt  und 
auf  das  Wohl  des  Zaren  geleert.  Mittlerweile  donnerten 
draussen  die  feindlichen  Geschütze,  und  da  verschiedene 
Geschosse  ganz  in  der  Nähe  einschlugen,  liess  General 
Stössel  das  Bild  des  2iaren,  das  den  einzigen  Schmuck 
des  kahlen  Zimmers  bildete,  entfernen  und  bemerkte: 
«Es  ziemt  sich  nicht,  dass  seine  Majestät  bei  solchen 
Vorgängen,  wie  der  heutige,  als  Zeuge  zugegen  sei.» 
Alle  Theilnehmer  am  Kriegsrathe  gestanden  zu,  dass  der 
Platz  unhaltbar  geworden  sei,  dass  weiterer  Kampf  die 
Einnahme  der  Stadt  nicht  verhindere,  wohl  aber  den 
Gegner  aufs  äusserste  erbittern  und  den  Verwundeten 
und  Kranken ,  den  Frauen  und  Kindern  verderblich 
werden  könne.  Nachdem  dann  der  Beschluss  zur  Ueber- 
gabe einstimmig  gefasst  worden,  unterzeichnete  jeder  der 
anwesenden  Generale  das  Schriftstück  darüber.  Manche 
von  ihnen  thaten  es  unter  lautem  Schluchzen.  General 
Stössel  stand  in  vorschriftsmässiger  Haltung  und  sprach 
still  ein  Gebet,  dann  zog  er  den  Säbel,  salutirte  und  rief: 
«Hoch  lebe  der  Kaiser!>  Die  anderen  Generale  stimmten, 
ebenfalls  mit  gezogenen  Säbeln,  in  den  Ruf  ein.  Darauf 
liess  man  einen  jungen  Kavallerieoffizier  eintreten,  und 
General  Stössel  sprach:  «Sie  werden  als  Parlamentär  in 
das  japanische  Hauptquartier  reiten.  Vergessen  Sie  die 
Vorsicht  nicht,  denn  Ihre  Verantwortlichkeit  ist  gross.» 
Damit  schloss  der  Kriegsrath  seine  Sitzung.  Frau  Stössel, 
die  draussen  den  Ausgang  der  Berathung  erwartete,  fragte 
den  ersten  General,  der  das  Zimmer  verliess:  «Was ist  das 
Ergebniss?>  Er  erwiderte :  «Es  ist  mit  Port  Arthur  zu  Ende.» 

Ein   Bericht    aus  Osaka    an   den  ^Temps»    vom 

15.  Januar  lautet: 

«Je  viens  de  les  voir  passer  sur  les  ^quais  de  Ja  gare, 
ces  pauvres  prisonniers  de  Port-Arthm*!  C'etait  une  pitie 
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de  voir  ces  heros  defiler  comme  un  troupeau  lamentable 
devant  la  foule  japonaise  qui  se  pressait  le  long  des 
barrieres.  Ils  s'en  allaient  tristement,  momes  et  las,  la 
tete  basse  et  le  dos  voüte,  portant  sur  leurs  epaules  leurs 
miserables  hardes.  Et  des  fantassins  japonais,  marchant 
de  leur  pas  d'automate  comme  ä  la  parade,  les  enca- 
draient  fierement.  Comme  ils  devaient  souflErir,  ces  ad- 
mirables  soldats,  qui,  pendant  onze  mois  avaient  su  tenir 
la  tete  si  haute  au  feul  Beaucoup,  certainement,  parmi 
eux,  devaient  regretter  le  sort  de  leurs  camarades  tomb6s 
sur  le  champ  de  bataille. 

Cependant,  autour  de  moi  la  foule  joyeuse  exultait.  Quell 
triomphe  et  quelle  revanche  pour  les  petits  Nippons  de 
voir  ainsi  humili^  ces  grands  et  beaux  hommes  qui  pour 
eux  ne  repr^sentaient  pas  seulement  des  Busses,  mais 
surtout  quelques-uns  de  ces  Europeens  qu'ils  detestent 
tant  par  instinct,  par  tradition  et  par  cette  haine  na- 
turelle qu'ont  les  meurt-de-faim  et  les  d^herit^  de  la 
nature  pour  les  riches  et  les  puissantsi 

Cette  sc^ne  tragique  dans  sa  simplicite,  cette  douleur 
passant  dans  cette  joie,  ces  blaues  vaincus  et  captifs  dö- 
filant  devant  ces  jaunes  triomphants  et  libres,  ce  n'etait 
pas  la  Russie  battue  par  le  Japon,  ce  n'etait  pas  la  d^- 
faite  d'un  peuple  par  un  autre.  C'^tait  quelque  chose 
de  nouveau,  d'enorme  et  de  prodigieux;  c'^tait  la  victoire 
d'un  monde  sur  un  autre;  c'etait  la  revanche  qui  efFa^ait 
les  humiliations  seculaires,  support^es  par  toute  TAsie; 
c'etait  Tespoir  des  peuples  d'Orient  qui  commen<^t  ä 
poindre;  c'etait  le  premier  soufflet  donne  ä  Tautre  race, 
ä  cette  race  maudite  d'Occident,  qui,  depuis  tant  d'annees 
triomphait  sans  meme  avoir  ä  lutter. 

Et  la  foule  japonaise  sentait  cela,  et  les  quelques 
autres  Asiatiques  qui  s'y  trouvaient  meles  partageaient 
son  triomphe.  L'humüiation  de  ces  blancs  etait  solennelle 
et  effrayantel> 

Nach  einem  offiziellen  Verzeichniss  erbeuteten  die 
Japaner  in  Port  Arthur  528  Geschütze  mit  206,743 
Granaten  und  36,589  Gewehre  mit  5,436,240  Patronen. 
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Unter  den  Kombattanten  befanden  sich  16,307  Kranke, 
während  die  Gesammtzahl  der  Gefangenen  41,641  betrug. 
An  Vorräthen  fielen  den  Siegern  in  die  Hände:  Mehl 
1,475,000  Pfund;  Gerste  123,000  Pfund;  Mais  23,333 
Pfund ;  Roggen  2250  Pfund ;  Brot  1,000,000  Pfund ;  Büchsen- 
fleisch 58,000  Pfund  ;  Salz  590,000  und  Zucker  33,300 
Pfund.  Gestorben  waren  während  der  Belagerung  23,000 
Mann. 

üeber  den  Frieden  vonPortsmouth  liegen 
bisher  folgende  Berichte  vor: 

Die  Mnladung  zu  Yerhandlimgen  vom  8.  Juni  seitens 

des  amerikanischen  Präsidenten  an  die  Regierungen  von 

Russland  und  Japan  lautete: 

«Ich  halte  die  Zeit  für  gekommen,  wo  ich  mich  im 
hiteresse  der  gesammten  Menschheit  bemühen  muss,  wenn 
m(^ich  diesen  schrecklichen  und  beklagenswerthen  Kampf 
zu  Ende  zu  bringen.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  so- 
wohl mit  Japan  wie  auch  mit  Russland  durch  Bande  der 
Freundschaft  und  des  gegenseitigen  Wohlwollens  ver- 
bunden und  daher  für  beide  interessirt.  Der  Fortschritt 
der  Welt  wird  durch  den  Krieg  zwischen  zwei  grossen 
Völkern  gehemmt.  Ich  bitte  die  russische  wie  die  ja- 
panische Regierung  dringend,  nicht  nur  um  ihrer  selbst 
willen,  sondern  im  Interesse  der  ganzen  zivilisirten  Welt, 
in  direkte  Friedensverhandlungen  miteinander  einzutreten. 
Idi  schlage  vor,  dass  diese  Friedensverhandlungen  direkt 
und  ausschliesslich  zwischen  den  kriegführenden  Ländern 
geführt  werden,  mit  andern  Worten,  dass  russische  und 
japanische  Bevollmächtigte  ohne  irgend  welche  Vermittler 
zusammentreten,  um  zu  sehen,  ob  es  nicht  möglich  ist, 
dass  die  beiden  Mächte  Friedensbedingungen  annehmen. 
Ich  bitte  die  russische  und  die  japanische  Regierung 
ernstlich,  jetzt  einer  solchen  Zusammenkunft  zuzustimmen. 
Ich  bin  bereit,  alles  zu  thun,  was  ich  kaim,  falls  die 
beiden  in  Frage  kommenden  Mächte  meine  Dienste  bei 
der  Vereinbarung  der  Präliminarien,  was  Ort  und  Zeit 
betrifft,  für  nützlich  halten,   aber  auch,  wenn  diese  Prä- 
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liminarien  zwischen  den  beiden  Mächten  direkt  oder  auf 
anderem  Wege  vereinbart  werden,  werde  ich  hocherfreut 
sein,  denn  mein  einziger  Zweck  ist,  diese  Zusammenkunft 
zu  Stande  zu  bringen,  die,  wie  die  ganze  zivilisirte  Welt 
von  Herzen  wünscht,   den  Frieden  herbeiführen  möge.» 

Die  anfänghchen  Friedensbedingungen  der  Japaner 
lauteten  auf:  1.  Eine  Kriegsentschädigung  von  mindestens 
dritthalb  Milliarden  Franken,  2.  Anerkennung  der  ja< 
panischen  Schutzherrschaft  über  Korea,  3.  Respektirung 
der  Integrität  Chinas,  4.  Rückgabe  der  Mandschurei  an 
China,  5.  Stellung  der  mandschurischen  Bahn  unter  eine 
internationale  Aufsicht  und  6.  Schleifung  von  Wladiwostok 
und  der  Abtretung  der  Insel  Sachalin. 

Ein  Bericht  über  den  Abschluss  der  entscheidenden 
Konferenz  vom  29.  August  lautet: 

La  nouvelle  provoqua  une  scene  subite  de  quasi  foUe. 
Des  cris  de  joie  eclaterent  autour  de  Tappareil.  Ces  cris 
furent  r^percutes  dans  tout  Thötel.  Les  hommes  jetaient 
leurs  chapeaux  en  Tair,  les  femmes  sanglotaient,  puis  ce 
fut  une  course  folle  au  tel^graphe.  Bientot  apres  on 
apprenait  que  les  d^legues  se  reuniraient  cet  apres- 
midi  pour  coinmencer  Telaboration  du  traite.  Puis  arriva 
la  nouvelle  que  la  Russie  remportait  virtuellement  la 
victoire.  Les  Japonais,  en  presence  de  sa  resistance 
in^branlable,  abandonnaient  leurs  pretentions  relatives 
au  remboursement  soit  direct  soit  indirect  des  frais  de 
guerre,  aux  vaisseaux  russes  internus,  ä  la  limitation  de 
la  puissance  navale  russe.  Us  consentaient  aussi  ä  par- 
tager  Sakhaline. 

La  surexcitation  en  presence  de  concessions  si  inat- 
tendues  fut  in^narrable.  C'ötait  du  vrai  delire  dans 
tout  rhötel. 

Une  grande  foule  se  massa  sous  la  porte  cochere 
de  rhötel  qui  sert  de  r^idence  aux  Russes  afin 
d'attendre  leur  retour.  Des  que  M.  Witte  et  le  baron 
de  Rosen  parurent,  ils  furent  Tobjet  d'une  ovation  as- 
sourdissante. 
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M.  Witte,  lorsqu'il  descendit  d'automobile,  semblait 
accable.  Le  baron  de  Rosen  etait  aussi  profondement 
emu.  Hs  re^urent  des  felicitations  sans  pouvoir  prononcer 
une  syUabe.  Jus  resterent  quelques  minutes  ^coutant 
las  cris  incoh^rents  de  fäicitations  des  voyageurs  de 
ITiötel  et  des  joumalistes. 

—  Vraiment.  demandait-on  de  tous  cötes,  payez-vous 
une  indemnit^?  —  Pas  un  kopek,  repondit  M.  Witte. 

S'^tant  fraye  un  passage  jusqu'ä  la  porte,  il  apergut 
les  membres  de  la  mission  russe  qui  se  precipitaient  pour 
lui  serrer  les  mains.  II  leur  confirma  brievement  la 
joyeuse  nouvelle. 

M.  Witte  se  trouvant  au  milieu  de  Tescalier,  assailli 
par  une  foule  de  joumalistes  qui  insistaient  pour  avoir 
des  informations,  leur  cria:  «Nous  ne  payons  pas  un 
kopek  d'indemnite.  Nous  obtenons  la  moiti^  de  Sakhaline. 
Tel  est  Faccord  en  deux  mots.» 

Un  correspondant  relan<ja  M.  Witte  jusque  dans  sa 
cbambre.  M.  Witte  se  declara  accable  par  les  occupations 
et  par  la  tension  nerveuse.  II  se  laissa  tomber  dans  son 
fauteuil;  puis  apres  quelques  minutes  de  repos,  parlant 
lentement  et  pos^ment  comme  un  homme  qui  reve, 
M.  Witt«  dit: 

cCela  paraft  incroyable,  je  ne  puis  pas  croire  que 
tout  autre  homme  ä  ma  place  eüt  pu  esp^rer  que  la 
paix  füt  possible  aux  conditions  que  nous  venons  d'obtenir. 
Depuis  le  president  Roosevelt  jusqu'ä  mes  propres  amis 
de  Bussie,  tout  le  monde  me  declarait  que  la  Russie 
devait  payer  quelque  chose.  Ce  matin  meme  j'ai  regu 
des  lettres  de  mes  amis  de  Russie  me  conjurant  de 
ceder  sur  ce  point.  Les  Japonais  voulaient  nos  vaisseaux. 
J'ai  refuse.  Les  Japonais  voulaient  limiter  notre  puissance 
navale  en  Extreme-Orient.  Je  ne  les  ai  pas  meme  ecoutes. 
Les  Japonais  voulaient  une  indemnite  ou  un  rembour- 
sement  indirect  des  frais  de  guerre ;  ils  exigeaient  meme 
cela.    Je  Tai  refuse.» 

cj'avais  quelque  espoir  qu'un  accord  interviendrait 
aujourd'hui.  Non  seulement  nous  ne  payons  pas  un 
kopek,  mais  nous  obtenons  la  moitie  de  Sakhaline,  moitie 
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qui  est  meme  occup^e  par  les  Japonais.  Les  Japonais 
voulaient  tout  Sakhaline;  j'ai  egalement  refuse.  Nean- 
moins,  au  demier  moment,  je  leur  ai  c^de  la  partie  me- 
ridionale,  et  cela  uniquement  parce  que  c'^tait  Tordre  de 
mon  souverain.  H  fallait  obeir.  Donc,  dans  la  seance 
de  mardi  matin,  j'ai  presente  une  proposition  ecrite  qui 
constituait  un  iiltimatum  de  la  part  de  la  Russie.  Les 
Japonais  Tont  accept^.  J'en  suis  absolument  abasourdi. 
Au  moment  de  penetrer  dans  la  salle  des  seances,  je  ne 
m'imaginais  pas  ce  qui  allait  arriver.  Je  ne  pouvais  pas 
prevoir  une  conclusion  si  grande  et  si  heureuse.  J'etais 
bien  d^cide  ä  ne  pas  supprimer  une  seule  lettre  de 
Tultimatum  que  j'avais  presente.  En  ce  qui  me  con- 
cemait,  tout  etait  termine,  mais  j'ignorais  encore  comment 
les  Japonais  prendraient  cet  Ultimatum». 

Wir  glauben,  dass  da  ein  gutes  Stück  Komödie 
dabei  ist.  Die  Berichte  von  Witte  und  Graf  Lamsdorf 
an  den  russischen  Kaiser  lauteten: 

—  M.  Witte  a  telegraphie  a  Tempereur  de   Russie : 

J'ai  rhonneur  de  communiquer  k  V.  M.  I.  que  le  Japon 
a  accepte  Vos  exigences  concemant  les  conditions  de  paix 
et  qu'ainsi  la  paix  sera  ^tablie.  Gräce  ä  vos  sages  et 
fermes  döcisions,  et  cela  en  ponctuelle  conformite  avec 
les  indications  de  V.  M.,  la  Russie  restera  en  Extreme- 
Orient  la  grande  puissance  qu'elle  a  ^te  jusqu'ä  present 
et  le  sera  pour  toujours.  Nous  avons  applique  ä  Fexe- 
cution  de  Vos  ordres  toute  notre  intelügence  et  notre 
Cv2ur  russe.  Nous  vous  prions  de  nous  pardonner  mi- 
söricordieusement  de  n'avoir  pu  faire  davantage. 

Le  correspondant  du  Temps  ä  Petersbourg  a  vu  la 
copie  du  telegramme  par  lequel  le  comte  Lamsdorf  a 
annonce  la  nouvelle  ä  Tempereur.  Ce  telegramme  se 
termine  par  ces  paroles: 

Les  Japonais  sont  prets  ä  se  soumettre  ä  la  volonte 
de  Votre  Majeste  Imperiale  (!). 

Die  feierliche  Unterzeichnung  des  Friedensvertrages 
nahm   einen  sehr  imposanten  Verlauf.    Bis   zur   letzten 
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Unterschrift  herrschte  Stillschweigen.  Dann  warf  Witte 
die  Feder  weg,  neigte  sich  zu  Komura  und  behielt  lange 
seine  Hand  in  der  seinen.  Die  andern  Bevollmächtigten 
folgten  dem  Beispiel.  Rosen  ergriff  zuerst  das  Wort  und 
sprach  die  Hoffnung  aus,  dass  die  freundschaftlichen  Be- 
ziehungen zwischen  beiden  Kaisserreichen  dauernden  Cha- 
rakter behalten  möchten.  Komura  antwortete  in  gleichem 
Sinne.  Witte  sprach  hierauf  den  Wunsch  nach  einer 
Besprechung  mit  Rosen  und  den  japanischen  Delegirten 
aus.  Alle  vier  zogen  sich  hierauf  während  10  Minuten 
zurück.  Der  Inhalt  der  Unterredung  ist  nicht  bekannt, 
da  der  Sekretär  jede  Auskunft  verweigerte.  Alsdann 
wurde  noch  das  Protokoll  der  letzten  Sitzung  über  die 
Unterzeichnung  des  Friedensvertrages  ausgefertigt  Der 
Sitzung  folgte  ein  Diner  mit  Trinksprüchen  auf  das  gegen- 
seitige Wohlergehen.» 

«Les  details  suivants  sont  communiques  sur  la  cere- 
monie  religieuse  celebree  le  5  ä  Portsmouth :  L'archipretre 
russe  fit  un  court  sermon  et  remercia  M.  Witte  de  ses 
Services  en  disant  que  le  temps  fera  bientöt  reconnaltre 
ä  tous  rincalculable  valeur  de  la  paix.  Lorsqu'il  se  leva 
pour  embrasser  la  croix,  suivant  la  coutume  orthodoxe, 
M.  Witte  pleurait  comme  un  enfant.  Hommes,  femmes 
et  enfants  se  pressaient  autour  de  lui  pour  lui  serrer  les 
raains  et  le  remercier.  Pendant  pres  de  40  minutes,  il  ne 
put  se  degager.  Des  fleurs  furent  jetees  dans  sa  voiture, 
des  dames  lui  offraient  meme  leurs  bijoux.  Une  demi- 
heure  s'ecoula  avant  que  Tautomobile  put  partir.  FinaJe- 
ment,  la  police  put  degager  la  voiture,  qui  s'ebranla  len- 
tement,  saluee  de  miUiers  d'acdamations.» 


«Der  Standpunkt  Japans.  Der  erste  Sekretär  der 
japanischen  Gesandtschaft  in  Paris,  Herr  T  a  t  s  u  k  e ,  hat 
sich  gegenüber  einem  Vertreter  der  «Neuen  Freien  Presse» 
über  die  Bedeutung  des  Krieges  für  Japan  in  folgender 
Weise  geäussert: 

20 
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«Wir  müssen  die  glückliche  Wendung,  welche  in  den 
Verhandlungen  von  Portsmouth  eingetreten  ist,  vor  allem 
der  Seelengrösse  Sr.  Majestät  des  Kaisers  von  Japan  zu- 
schreiben, der  es  nicht  geduldet  hat,  dass  um  einer  Geld- 
frage willen  Menschenleben  geopfert  werden.  Die  Opfer 
an  Gut  imd  Blut,  die  wir  bisher  gebracht  hatten,  haben 
der  Welt  genügend  gezeigt,  wessen  unsere  Soldaten  fähig 
sind.  Diese  Opfer  waren  auch  nothwendig  für  die  Grösse 
und  die  Sicherheit  unseres  Landes.  Sie  haben  ims  Korea, 
Südsachalin,  Liautung  und  Port  Arthur  verschafft  und 
damit  einen  festen  Wall  gegen  alle  Nachbarn  geschaffen. 
Gewiss  hätte  Japan  sich  unversöhnlich  zeigen,  auf  der 
Kriegsentschädigung,  die  wir  zu  fordern  berechtigt  waren, 
bestehen  und  den  Krieg  noch  ein  oder  zwei  Jahi-e  oder 
noch  länger  fortsetzen  können.  Dass  wir  nachgegeben 
haben,  ist  nicht  ein  Beweis  unserer  Schwäche,  sondern 
unserer  Stärke.  Man  hat  behauptet,  wir  können  keinen 
Frieden  schliessen  ohne  Geldentschädigung,  denn  wir 
wären  auf  dieses  Geld  angewiesen,  um  einen  Bankrott 
zu  vermeiden.  Wir  haben  der  Welt  gezeigt,  dass  wir 
dieses  Geldes  nicht  bedürfen,  dass  wir  reich  genug  sind, 
um  edelmüthig  sein  zu  können.  Unser  Kredit  kann  durch 
diese  Feststellung  nur  gestärkt  werden.  Hätten  wir  un- 
nachgiebig auf  unserer  Kriegskostenforderung  bestanden, 
so  hätte  die  Welt  uns  dies  als  ein  Anzeichen  finanzieller 
Schwäche  ausgelegt.    Jetzt  ist  davon  keine  Rede. 

Wir  haben  aber  auch  einen  grossen  moralischen  Vor- 
theil  errungen,  indem  wir  den  christlichen  Nationen  unsere 
moralische  Ebenbürtigkeit  bewiesen  haben.  Unsere  Vor- 
machtstellung in  Ostasien  kann  nicht  mehr  bestritten 
werden.  Wir  sind  keine  Welteroberer.  Wir  denken  nicht 
daran,  die  europäischen  Nationen,  welche  Kolonialbesitz 
in  Asien  haben,  zu  beunruhigen.  Wir  haben  nur  Raum 
und  Sicherheit  für  die  Entfaltung  unserer  Nation  ge- 
braucht. Wir  wollen  uns  jetzt  vor  allem  wirthschaftlich 
entwickeln.  Wir  werden  durch  die  «offene  Thür»  als 
friedliche  Elaufleute  in  die  Mandschurei  einziehen  und 
keine  Nation  verhindern,  neben  uns  Geschäfte  zu  machen. 
Wir  begegnen  ims  mit  dem  natürlichen  Vortheil,  den  uns 
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unsere  ge(^rapbiscbe  Lage^  unsere  Verwandtschaft  mit 
den  asiatischen  Völkern  verleiht.  Wir  werden  natürlich 
ein  gutes  Verhftltniss  zu  den  Chinesen,  unseren  alten 
Kulturlehrem,  halten.  Wir  hoffen,  ihnen  jetzt  nützlich 
sein  zu  können,  mdem  wir  ihr  Verkehrswesen  reformiren, 
indem  wir  die  ungeheuren  Hülfsquellen  verwerthen,  die 
dieses  kolossale  Gebiet  befruchten  müssen.  Unsere  Siege 
machen  uns  nicht  übermüthig.  Auch  wir  haben  in  diesem 
Kri^e  grosse  Erfahrungen  gesammelt  und  werden  sie  zu 
unserem  Nutzen  verwerthen.  Wir  wollen  vor  allen  Dingen 
praktisch  handeln.  Die  Welt  wird  sich  bald  überzeugen, 
dass  wir  keine  Störenfriede,  sondern  fleissige  Arbeiter 
sind,  die  mit  der  ganzen  Welt  in  guter  Freundschaft 
leben  wollen.» 

So  diplomatisch  diese  Aeusserung  auch  ist,  so  halten 
wir  sie  doch  für  richtiger,  als  die  Ansicht  einer  schweize- 
rischen Londoner  Korrespondenz,  welche  folgendermassen 
lautete: 

cDer  Nachricht,  dass  in  Portsmouth  Friede  geschlossen 
wurde,  ist  die  Nachricht,  dass  am  12.  August  ein  erwei- 
terter Allianzvertrag  zwischen  England  und  Japan  unter- 
zeichnet wurde,  auf  dem  Fusse  gefolgt.  Man  wird  nicht 
fehl  gehen,  wenn  man  zwischen  den  beiden  Ereignissen 
einen  causalen  Zusammenhang  annimmt.  Der  japanische 
Allianzvertrag  erklärt  die  japanische  «Grossmuth»,  die 
hier  alle  Kreise,  wie  wir  versichern  können,  das  «Foreign 
Office»  eingesdilossen,  ausserordentlich  überrascht  hat. 
Die  Japaner  gingen  nach  Portsmouth,  um  Frieden  zu 
schliessen,  weil  sie  alles  erreicht  hatten,  um  dessent- 
willen  sie  Krieg  führten.  Sie  wünschten  eine  grosse 
Kriegsentschädigung  hauptsächlich  als  ein  Mittel,  das  die 
Rüstungen  möglich  machen  sollte,  die  die  Behauptung 
des  Gewonnenen  erforderte.  In  Portsmouth  fanden  sie 
heraus,  dass  nur  ein  Verzicht  auf  jede  Indemnität  einen 
Frieden  heute  möglich  machen  konnte,  und  sie  konnten 
sich  zu  diesem  Verzicht  entschliessen,  weil  sie  einen  Ver- 
trag in  der  Tasche  hatten,  der  ihnen  anderweitig  die  Ga- 
rantie für  die  Zukunft  gewährte,  die  sie  ohne  diesen  Ver- 
trag nur  in  der  Indemnität  hätten  sehen  können. 
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Wir  bezweifeln  daher  keinen  Augenblick,  dass  der 
Anstoss  zu  der  Erweiterung  und  Veränderung  des  alten 
Allianzvertrages  von  Japan  ausgegangen  ist,  und  dass  die 
englische  Regierung  sich  faktisch  vor  der  Alternative  sah : 
kein  Vertrag  oder  ein  Vertrag,  wie  Japan   ihn  wünscht. 

Der  alte  Vertrag  hatte  den  Zweck,  Japan  gegen  die 
Intervention  einer  dritten  Macht  in  «inem  Krieg  mit 
Russland  zu  schützen,  den  es  als  unvermeidlich  ansah. 
Diesen  Zweck  hat  er  erfüllt.  Unter  den  veränderten  Be- 
dingungen musste  es  aber  etwas  anderes  erstreben.  Es 
brauchte  nun  eine  Sicherheit  gegen  eine  Erneuerung  des 
Krieges  und  gegen  die  Nothwendigkeit,  zur  Behauptung 
des  Gewonnenen  seine  nicht  zu  grosse  wirthschaftliche 
Kraft  in  enormen  Rüstungen,  vor  allem  Rüstungen  zur 
See,  vergeuden  zu  müssen.  Diese  Sicherheit  konnte  ihm 
nur  ein  unbedingtes  und  nicht  wie  bisher  ein  bedingtes 
SchutzbQndniss  mit  England  gewähren. 

Was  Japan  durch  den  neuen  Vertrag  gewinnt,  liegt 
auf  der  Hand.  Er  garantirt  ihm  einen  Friedensvertrag. 
Er  sichert  es  gegen  eine  russische  Revanche  und  eine 
antijapanische  Koalition  und  erlaubt  ihm,  in  Ruhe,  was 
es  im  Krieg  auf  dem  asiatischen  Festland  gewonnen,  zu 
consolidiren. 

Anderseits  erhöht  natürlich  der  Vertrag  Englands 
Risiko,  ohne  ihm,  wenn  er  auf  China  beschränkt  geblieben 
wäre,  grössere  Vortheile  zu  gewähren,  als  der  alte  Ver- 
trag. England  braucht  in  China  keinen  Angriff  durch 
eine  einzelne  Macht  zu  fürchten  und  gegen  eine  Koalition 
hätte  es  auch  der  Vertrag  in  seiner  alten  Form  geschützt. 
Die  geographische  Ausdehnung  der  Allianz  bis  zum  per- 
sischen Golf  ist  die  Entschädigung,  die  England  für  sein 
erhöhtes  Risiko  erhält.» 

Der  Friedensakt  lautet  nach  bisherigen  (telegra- 
phischen) Berichten  wie  folgt: 

<Le  traite  de  paix  debute  par  un  preambule  expo- 
sant  que  Sa  Majeste  l'Autocrate  de  toutes  les  Russies  et 
Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon,  desirant  mettre  fin  k  la 
guerre  qui  existe  actuellement  entre  eux  et  ayant  nomme 
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leurs  plenipotentiaires  respectifs,  auxquels  ils  ont  donne 
pleins  pouvoirs,  lesquels  ont  ete  reconnus  en  due  forme, 
en  sont  arrives  ä  un  accord  sur  un  traite  de  paix  et  ont 
pris  les  arrangements  suivants  : 

Article  premier,  —  Cet  article  stipule  le  retablisse- 
ment  de  la  paix  et  de  Tamite  entre  les  deux  empires, 
et  entre  les  sujets  de  la  Russie  et  du  Japon  respective- 
ment. 

Art.  2.  —  S.  M.  Vempereur  de  Russie  reconnait  au 
Japon  dans  Tempire  de  Coree  un  interet  preponderant  aux 
points  de  vue  politique,  militaire,  economique,  et  stipule 

3ue  la  Russie  ne  fera  pas  Opposition  aux  mesures  gue  le 
apon  jugera  n^cessaires  de  prendre  en  Coree,  conjointe- 
ment  avec  le  gouvernement  coreen  pour  le  gouvernement, 
la  protection  ou  le  controle  de  Tempire  de  Coree.  Mais 
les  sujets  et  les  entreprises  russes  jouiront  du  meme  Sta- 
tut que  les  sujets  et  les  entreprises  des  autres  pays. 

Art  3,  —  II  est  convenu  mutuellement  que  le  terri- 
toire  de  Mandchourie  sera  evacue  simultanement  par  les 
troupes  russes  et  japonaises,  les  deux  pays  etant  impli- 
ques  dans  cette  evacuation,  et  leur  Situation  etant  abso- 
lument  identique.  Tous  les  droits  acquis  par  des  personnes 
et  des  sociötes  privees  resteront  intacts. 

Art.  4,  —  Les  droits  possedes  par  la  Russie  en  con- 
formite  du  bail  fait  ä  la  Russie,  au  sujet  de  Port  Arthur 
et  de  Dalny,  ainsi  que  des  territoires  et  des  eaux  adja- 
centes,  seront  entierement  transmis  au  Japon,  mais  les 
biens  et  les  droits  des  sujets  russes  seront  sauvegardes 
et  respectes. 

Art,  5.  —  La  Russie  et  le  Japon  s'engagent  recipro- 
quement  ä  ne  mettre  aucun  obstacle  aux  mesures  g^ne- 
rales  et  egales  pour  toutes  les  nations  que  la  Chine  pour- 
rait  prendre  pour  le  developpement  du  commerce  et  de 
rindustrie  en  Mandchourie. 

Art.  6,  —  Le  chemin  de  fer  mandchouriene  est  par- 
tage  entre  la  Russie  et  le  Japon,  k  Kouang-TchengTse. 
Les  deux  tron^ons  ne  seront  utilis^s  que  dans  un  but 
eonunercial  et  industriel,  la  Russie  gardant,  en  ce  qui 
conceme  son  tron^on,  tous  les  droits  acquis  par  sa  con- 
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vention  avec  la  Chine  pour  la  construction  de  ce  chemin 
de  fer.  Le  Japon  acquiert  les  mines  que  dessert  le  tron- 
(jon  qiii  lui  echoit ;  toutefois,  les  droits  des  personnes  ou 
des  entreprises  privees  sont  sauvegardes.  Les  deux  par- 
ties  restent  absolument  libres  d'entreprendre  ce  que  bon 
leur  semblera  sur  le  terrain  exproprie. 

Arf.  7.  —  La  Russie  et  le  Japon  s'engagent  ä  faire 
a  Kouang-Tcheng-Tse  le  raccordement  des  deux  tron^ons 
du  chemin  de  fer  dont  ils  sont  en  possession. 

Art.  8.  —  Les  trongons  du  chemin  de  fer  en  Mand- 
chourie  devront  etre  exploit^s  dans  le  but  d'assurer  le 
trafic  commercial  entre  eux,  sans  apporter  d'entraves. 

Art.  9.  —  La  Russie  cede  au  Japon  la  partie  sud  de 
Sakhaline,  jusqu'au  50«  degre,  avec  les  lies  qui  en  de- 
pendent.  Le  droit  de  navigation  libre  est  assure  dans  les 
detroits  de  La  Perouse  et  Tartare. 

Art,  10,  —  Cet  article  precise  la  Situation  des  sujets 
russes  dans  la  partie  sud  de  Sakhaline;  les  colons  russes 
libres  ont  le  droit  de  rester,  sans  changement  de  natio- 
nalite  et  en  conservant  tous  leurs  droits;  par  contre,  le 
gouvernement  japonais  peut  obliger  les  deportes  nisses 
ä  quitter  le  territoire  qui  lui  est  cede. 

Art.  11,  —  La  Russie  s'engage  ä  passer  un  accord 
avec  le  Japon  concernant  les  droits  de  peche  des  sujets 
japonais  dans  les  eaux  territoriales  russes  des  mers  du 
Japon,  d'Okhotsk  et  de  Behring. 

Art,  12,  —  Les  deux  hautes  parties  contractantes 
s'engagent  ä  renouveler  le  traite  de  commerce  existant 
avant  la  guerre,  avec  une  legere  modification  dans  les 
details  et  avec   la  clause  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Art,  13,  —  La  Russie  et  le  Japon  s'engagent  ä  se 
restituer  reciproquement  leurs  prisonniers  de  guerre,  en 
payant  les  frais  reels  de  leur  entretien  avec  documents 
ä  Tappui. 

Art,  14,  —  Le  traite  sera  redige  en  deux  langues,  le 
fran^ais  et  Tanglais;  le  frangais  faisant  foi  pour  les 
Russes  et  Fanglais  pour  les  Japonais.  En  cas  de  difficulte 
d'interpretation,  le  texte  franc^is  fera  foi. 
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Art.  15.  —  La  ratification  du  traite  doit  etre  contre- 
signee  par  les  souverains  des  deux  Etats  dans  un  delai 
de  cinquante  jours  apres  la  signature.  Les  ambassades 
de  France  et  d'Angleterre  seront  les  intermediaires  entre 
les  gouvemements  japonais  et  russe  pour  annoncer  par 
le  telegraphe  la  ratification  accordee. 

Articles  additionneh, 

Art  tele  Premier,  —  L'evacuation  de  la  Mandcliourie 
par  les  deux  armees  devra  etre  achevee  dans  le  delai  de 
dix-huit  mois,  en  commengant  par  les  troupes  de  premiere 
ligne.  Ce  delai  ecoule,  les  deux  parties  ne  pourront  laisser 
comme  gardes  pour  le  chemin  de  fer  que  quinze  soldats 
par  kilom^tre. 

Les  details  de  l'evacuation  seront  regles  par  les  deux 
generalissimes. 

Art.  2.  —  La  frontiere  qui  delimitera  les  parties  pos- 
sedees  par  la  Russie  et  par  le  Japon  dans  l'ile  Sakhaline 
sera  definitivement  tracee  sur  place  par  une  commission 
speciale,  dite  commission  limitographe. 

Dem  Friedensschluss  folgte  ein  Waffenstillstand 

worüber  der  telegraphische  Bericht,  wie  folgt,  lautete: 

Godsiadun  (Mandschurei),  11.  Sept.  Samstag  Mittag, 
1  Uhr  traf  beim  russischen  Posten  an  der  Eisenbahn  ein 
japanischer  Parlamentär  mit  der  weissen  Fahne  ein,  be- 
gleitet von  fünf  Soldaten.  Der  Parlamentär  übergab  dem 
wachthabenden  russischen  Offizier  ein  Schreiben  Oyamas 
an  Linewitsch.  Darin  sendet  der  Marschall  dem  russi- 
schen Heerführer  Grüsse  und  Glückwünsche  anlässlich  des 
Friedensschlusses  und  der  Beendigung  des  Krieges.  Er 
ersucht  Linewitsch,  die  russischen  Bevollmächtigten  für 
die  Angelegenheiten  des  Waffenstillstandes  zu  ernennen. 
Er  selbst  bestimmte  zu  diesem  Zwecke  General  Fuku- 
schima  als  japanischen  Bevollmächtigten  und  schlägt  als 
Ort  der  Zusammenkunft  die  Station  Schakhedsa  vor. 

Ueber  die  Vorbereitung  der  Russen  zu  der  See- 
schlacht von  Tsushima  lautete  der  Bericht  einer 
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italienischen    Zeitung,     nach    angeblichen   Mittheilungen 

eines  russischen  Seeoffiziers,  wie  folgt: 

«Wir  befanden  uns  noch  in  den  Gewässern  von  An- 
nam,  die  Vereinigung  der  Nebogatowschen  Abtheilung 
mit  dem  Geschwader  Roshestwensky  hatte  aber  bereits 
stattgefunden.  Alle  Vorkehrungen  für  den  bevorstehenden 
Zusammenstoss  mit  dem  Feinde  wurden  mit  fieberhaftem 
Eifer  getroffen.  Da  berief  am  7.  Mai  Admiral  Roshest- 
wensky alle  Abtheilungs-  und  Schiffskommandanten  zu 
einem  Kriegsrath  an  Bord  des  Admiralsschiffes,  behufs 
Feststellung  des  weiteren  Aktionsplanes. 

Die  Berathung  dauerte  viele  Stunden ;  alle  Theilnehmer 
waren  hochgradig  erregt;  man  sprach  nur  von  der  Ueber- 
legenheit  der  russischen  Flotte  und  von  der  Gewissheit 
des  Sieges.  Da  erhob  sich  einer  der  Admirale  und  er- 
klärte: «Wir  sollten  den  Gegner  doch  nicht  unterschätzen. 
Meines  Erachtens  wäre  es  rathsam,  den  Weg  zunächst 
durch  den  stillen  Ozean  und  dann  durch  die  Strasse  La 
Pörouse  (zwischen  Jesso  und  Sachalin)  zu  nehmen. j» 

Staunen  und  kühles  Schweigen  folgten  dieser  Be- 
merkung. Nun  äusserte  ein  anderer  Admiral :  «Auch  ich 
empfehle  den  Weg  durch  den  Ozean;  aber  ich  schlage 
vor,  dann  durch  die  Strasse  von  Tsugaru  (zwischen 
Nippon  und  Jesso)  hindurchzugehen.» 

Nun  sprang  ein  Kapitän  auf  und  erwiderte  in  er- 
regtem Tone:  «Wir  sind  von  einer  anderen  Hemisphäre 
hierher  gekommen,  um  es  Nelson  an  Ruhm  gleich  zu  thun. 
Wir  dürfen  dem  Feinde  nicht  aus  dem  Wege  gehen  und 
zum  Stillen  Ozean  hinausweichen.  Bemächtigen  wir  ims 
sofort  der  Insel  Formosa  und  machen  wir  dieselbe  zu 
unserer  Operationsbasis!» 

Alle  jüngeren  Stabsoffiziere  sprangen  auf  und  klatschten 
in  die  Hände  und  stampften  zum  Zeichen  des  Einver- 
ständnisses mit  den  Füssen.  Der  Applaus  war  allgemein. 
Roshestwensky  zog  sich  für  eine  halbe  Stunde  mit  seinem 
Stabe  zurück  und  gab  dann  fest  und  bestimmt  folgende 
Erklärung  ab: 
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«Die  Flotte  wird  den  direkten  Weg  nach  Wladiwostok 
einschlagen  und  zwar  durch  die  Strasse  von  Tsushima!» 

«Alle  Anwesenden  sprangen  auf,  schwenkten  die 
Motzen  und  begrüssten  diese  Worte  mit  lautem  «Hurra»  I 
Es  wurde  Champagner  herbeigebracht  und  nachdem  die 
Gläser  gefüllt  waren,  brachte  Roshestwensky  in  warmen 
Worten  einen  Trinkspinich  auf  das  Vaterland  und  das 
Glück  des  Geschwaders  aus.  Die  Pokale  wurden  geleert 
nnd  wieder  gefüllt;  alle  küssten  und  umarmten  sich  und 
schüttelten  sich  kampfesfroh  die  Hände.  Die  herbeige- 
rufene Schiffismusik  intonirte  die  russische  Hymne ;  kurz, 
es  herrschte  unbeschreibliche  Begeisterung. 

Am  18.  Mai  lichtete  die  Flotte  die  Anker,  um  die 
Gewässer  von  Annam  zu  verlassen.  In  diesem  Augen- 
blick signalisirte  das  Admiralsschiff:  «In  einer  Woche 
etwa  wird  das  Schicksal  Russlands  sich  entscheiden ; 
opfert  euer  Leben  in  Hingebung  an  das  Vaterland!» 

Das  Geschwader  trat  seine  Todesfalu-t  an. 

Eine  russische  Pressstimme  nach  der  Schlacht  von 
Tsushima  (Russkoie  Slowo)  sagte : 

«Wir  glaubten  an  Kuropatkin  —  und  wurden  ge- 
schlagen, wir  glaubten  an  Port  Arthur  —  und  es  wurde 
dem  Feinde  übergeben,  wir  glaubten  an  das  Baltische 
Geschwader  —  und  es  existirt  nicht  mehr  ...  Ist  das 
der  Zorn  Gottes?  Ist  es  die  Busse  für  die  Sünden  der 
Vergangenheit,  für  den  verhängnissvollen  Fehler  des 
grossen  Reorganisators?  Das  Gefühl  der  christlichen 
Demuth  befiehlt  uns,  die  neue  Prüfung  geduldig  zu  tragen, 
aber  das  menschliche  und  nationale  Gefühl  ist  empört 
and  sucht  einen  Ausweg,  muss  ihn  finden  und  wird  es 
auch.  Es  ist  genug!  Wir  sind  geduldig  gewesen,  solange 
wir  an  die  rettende  Kraft  der  Geduld  glaubten  —  jetzt 
aber  ernten  wir  die  Früchte  dieser  Politik  der  Geduld 
und  erkennen  es  klar,  dass  eine  Rückkehr  zu  ihr  undenk- 
bar ist.  Das  Schicksal  zieht  das  Fazit  unserer  zwei- 
hundertjährigen Politik,  und  dieses  Fazit  lässt  das  Herz 
des  Kolosses  von  130  Millionen  krampfhaft  erzittern  .  .  . 
Es  ist  genug!  Man  hat  Russland  zu  Niederlagen  geführt. 
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Mit  Gesang  und  Musik  führte  man  uns  angeblich  zum 
Siege,  thatsächlich  aber  in  eine  Falle,  in  der  wir  selbst 
und  unsere  Ehre  untergehen.  Zweihundert  Jahre  lang 
sind  wir  mit  verbundenen  Augen  umhergeirrt  und  jetzt 
stehen  wir  am  Rande  des  Abgrundes  .  .  .  Möge  das 
russische  Volk  jetzt  selbst  sagen,  was  weiter  geschehen 
soll.  Bis  jetzt  hat  es  schweigend  geduldet,  nun  aber  ist 
die  Zeit  gekommen,  wo  es  reden  muss  .  .  .  Wenn  sich 
aber  die  Bureaukratie  auch  diesmal  zwischen  das  Volk 
und  den  Herrscher  stellt  und  in  alter  Weise  ihren  Kopf 
verstecken  will  —  so  möge  sie  vor  allem  der  Lehren 
der  russischen  Geschichte,  der  Geschichte  des  Semski 
Ssobor  von  1642  gedenken  ...  Es  ist  genug,  genug I» 

Die  Depesche  des  Zaren  an  den  Admiral  Roshest- 
wensky  lautete: 

<De  tout  coeur,  je  vous  remercie,  et  tous  les  officiers 
de  l'escadre.  Vous  avez  rempli  avec  honneur  votre  devoir 
dans  le  combat.  Je  vous  remercie  des  sacrifices  que  vous 
avez  faits  au  Service  de  la  Russie  et  au  mien.  Par  la 
volonte  du  ToutPuissant,  il  ne  vous  a  pas  ete  donne 
de  couronner  pas  un  succes  votre  action  herolque,  mais 
la  nation  est  toujours  fi^re  de  votre  courage  sans  bomes. 
Je  vous  souhaite  une  prompte  guerison.  Que  Dieu  donne 
ä  tous  le  reconforti» 

Der  Bericht  des  Admirals  an  den  Zaren  hatte  nach 
der  «Pariser  Liberte»  folgenden  Inhalt: 

«Vor  allem  wird  in  dem  Rapport,  wie  es  in  einem 
Telegramm  des  neuen  Wiener  Tagblattes  heisst,  auf  den 
schlechten  Zustand  der  Kriegsschiffe  hingewiesen,  welcher 
nicht  allein  durch  die  Eile,  mit  der  das  Geschwader  in 
Stand  gesetzt  werden  musste,  verschuldet  wurde,  sondern 
auch  durch  das  betrügerische  Vorgehen  einzelner  Werften 
sowohl  wie  durch  die  Korruption  unter  den  Mitgliedern 
des  technischen  Amtes,  welche  selbst  das  augenscheinlich 
Fehlerhafte  unbehindert  durchgehen  liessen.  Bei  ein- 
zelnen Kriegsschiffen  entsprach  die  Dicke  der  Panzer- 
platten keineswegs  den  vorgeschriebenen  Bedingungen, 
und  auch  die  Panzerplatten  an  und   fQr  sich  seien  vom 
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schlechtesten  Material  gewesen.  Ueberdies  waren  die  Ge- 
schütze nicht  vorschriftsmässig  für  die  Beschiessung  auf 
weite  Distanz  mit  Telometer  versehen.  In  empfindlichster 
Weise  versagten  die  Gaschosse.  Zwei  Drittel  krepirten 
nicht  einmal.  Die  Kriegsschiffe  konnten  nicht  das  nothwen- 
dige  Quantum  Kohle  erhalten  und  keines  von  ihnen  besass 
thatsftchlich  die  indizirte  Schnelligkeit.  Kessel  und  Ma- 
schinen waren  von  schlechtester  Beschaffenheit,  sodass 
sich  fortwährend  Reparaturen  als  nothwendig  erwiesen. 

Nun  kommt  der  Rapport  auf  die  Schiffsmannschaften  zu 
sprechen,  indem  er  ausführt,  dass  die  Bemannung  zu  zwei 
Drittel  aus  gänzlich  unerfahrenen  und  untauglichen  Leuten 
zusammengesetzt  war.  Der  Bedienungsmannschaft  der  Ge- 
schütze mangelte  es  an  den  elementarsten  Kenntnissen. 
Von  besonders  schlechter  Art  war  das  Matrosenmaterial, 
über  das  Nebogatow  verfügte.  Schon  während  des  Auf- 
enthaltes der  baltischen  Flotte  in  den  madagassischen  Ge- 
wässern war  eine  Meuterei  ausgebrochen,  und  Rodest- 
wensky  musste  neun  Matrosen  justifiziren  lassen,  um  die 
Ordnung  wieder  herzustellen.  Einmal  sah  er  sich  sogar 
gezwungen,  seine  Kanonen  gegen  zwei  Schiffe  Nebogatows 
zu  richten,  deren  Mannschaften  beschlossen  hatten,  sich 
den  Japanern  ohne  Kampf  zu  ergeben.  Unweit  der  Insel 
Formosa  brach  wieder  eine  Meuterei  in  der  Flotte  Nebo- 
gatows aus,  und  nur  dem  energischen  Vorgehen  des  Ober- 
kommandanten war  es  zu  verdanken,  dass  die  Rebellen 
sich  nicht  schon  damals  der  betreifenden  Schiffe  bemächtigt 
und  sich  vom  Gros  der  Flotte  losgesagt  hatten.  Von  allem 
Anfang  der  unglücklichen  Seeschlacht  in  der  Tsuschima- 
strasse  erkannte  Rodestwensky,  dass  sich  die  Schiffe  Ne- 
bogatows, ganz  besonders  der  Apraxiu  und  der  Ssenjawin, 
nicht  am  Kampfe  betheiligten  und  die  ihnen  gegebenen 
Befehle  ganz  einfach  nicht  ausführten.  Er  entsendete 
ein  Torpedoboot  und  liess  den  meuterischen  Schiffen 
sagen,  dass  er  sie  in  den  Grund  bohren  würde,  wenn  sie 
unthätig  blieben.  Erst  dann  entschlossen  sich  die  Schiffe, 
ihre  Geschütze  abzufeuern. 

Im  Augenblicke,  als  Rodestwensky  verwundet  war 
und  Nebogatow  das  Oberkommando  übernehmen  musste, 
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begann  das  eigentliche  Debakle.  Nebogatows  Befehle 
wurden  überhaupt  nicht  mehr  befolgt,  und  das  Geschwader 
gerieth  in  die  schrecklichste  Verwirrung.  Wohl  gelang  es 
Nebogatow  noch,  einzelne  Schiffe  zu  vereinigen,  aber  der 
Apraxin  und  der  Ssenjawin  weigerten  sich  ihm  zu  folgen. 
Der  Halbkreis  der  japanischen  Gefechtslinie  zog  sich  immer 
enger  zusammen  und  nun  war  die  Schlacht  endgültig  ver- 
loren. Von  rein  technischen  Momenten  schreibt  der  Rapport 
Rodestwensky  die  Niederlage  der  geringen  Schnelligkeit, 
sowie  der  fehlerhaften  Konstruktion  der  russischen  Kriegs- 
schiffe wie  auch  dem  Umstände  zu,  dass  die  Russen  während 
der  ganzen  Schlacht  gegen  die  Sonne  operiren  mussten.» 

Ueber  die  mehrtägige  Schlacht  von  Mukden, 
welche  zu  Ende  Februar  und  Anfang  März  die  letzte 
grössere  Aktion  zu  Land  war  und  die  Ueberlegenheit  der 
Japaner  auch  zu  Land  endgültig  konstatirte,  enthielten  die 
Berichte  eines  italienischen  Korrespondenten,  Barzini,  eine 
anschauliche  Beschreibung,  so  weit  überhaupt  eine  so 
komplizirte  Sache  anschaulich  beschrieben  werden  kann, 
woraus  wir  das  Folgende  entnehmen: 

«Von  grösstem  Interesse  ist  die  Beschreibung  der  japa- 
nischen Schlachtenleitung  und  Befehlsübermittelung.  Am 
Vormittag  des  26.  Februar  erhielt  General  Oku  telegra- 
phisch vom  grossen  Hauptquartiere  die  endgültigen  Be- 
fehle zum  Angriff.  Vom  Hauptqartier  des  Generals  Oku 
gingen  die  Befehle  telephonisch  an  die  Divisionen  und 
von  diesen  auf  demselben  Wege  weiter  an  die  Brigaden. 
Barzini  sagt,  dass,  wenn  ein  Maler  ein  Bild  malen  wollte, 
«Marschall  Oyama  die  Schlacht  von  Mukden  leitend^, 
dieses  folgendermassen  aussehen  müsste: 

Szene:  Das  Innere  eines  einfachen  chinesischen  Zim- 
mers. Vor  einem  grossen,  mit  weissem  Papier  bespannten 
Fenster  ein  mächtiger  Tisch  mit  einer  grossen  topogra- 
phischen Karte;  auf  dieser  eine  Menge  rechteckiger,  be- 
malter Elfenbeinstückchen,  die  jedes  mit  einer  Nummer 
versehen,  mit  kleinen  Stahlspitzen  auf  der  Karte  festge* 
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steckt  werden  können.  Personen:  Vor  der  Karte  sitzend, 
in  tiefe  Betrachtung  versunken,  ein  General  in  Pantof- 
feln, der  General  Kodama;  neben  ihm  ein  anderer  Gene- 
ral, der  die  Elfenbeinstückchen  tiberwacht  und  nach  Be- 
darf bewegt,  der  General  Fukoshima.  An  einer  Ecke  des 
Tisches  ein  Oberst  des  Generalstabes  zwischen  zwei  ge- 
wöhnlichen Telephonen.  An  der  Wand  hinter  dem  Oberst 
eine  grosse  Tafel  mit  elektrischen  Umschaltern,  an  der 
zwei  Hauptleute  des  Generalstabes  beschäftigt  sind,  Ver- 
bindungen  herzustellen  oder  auszuschalten,  lieber  den 
Umschaltern  zwei  Chronometer,  die  astronomische  und 
die  Zeit  von  Tokio  anzeigend. 

In  der  Mitte  Marschall  Oyama,  auf  einem  Lehnstuhl 
sitzend ;  sein  Gesicht  zeigt  Buhe  und  Sicherheit;  zeitweise 
verhüllt  ihn  eine  Rauchwolke,  denn  er  raucht  eine  Zigarre, 
und  auch  der  Thee  in  einem  kleinen  Tässchen  vor  ihm 
raucht.  Neben  ihm  sitzen  zwei  Generale,  die  sich  unter, 
halten. 

Neben  dem  General  Kodama  sitzen  an  einem  kleinen 
Feldtisch  zwei  Offiziere,  die  Befehle  stenographiren,  sie 
copiren  und,  mit  dem  genauen  Zeitvermerk  versehen,  dem 
Marschall  zur  Unterschrift  vorlegen. 

In  einem  Nebenraum  befinden  sich  sieben,  von  Spe- 
zialsoldaten  bediente  Telegraphenapparate,  deren  abge- 
wickelte Schriftzeichen  von  Offizieren  dechiffrirt  und  über- 
setzt werden. 

So  wurde  die  Schlacht  von  Mukden  12  Kilometer 
südlich  von  Samutou  in  einem  Hause  des  Dorfes  Su-li-ho 
geleitet-,  wohin  kaum  der  Donner  des  Artilleriefeuers 
drang»  (A.  Z.,  16.  Sept.). 

Das  ist  die  heutige  Art  der  Schlachtenlenkung. 

Tolstoi  äusserte  sich  zu  einem  Berichterstatter  des 

iMatin»   über  die  russischen   Verhältnisse   in 

folgender  charakteristischer  Weise: 

«Tolstoi  empfing  seinen  Gast  mit  einem  spöttischen 
Lächeln  auf  den  Lippen:  «Was!»  sagte  er,  «der  «Matin» 
schickt  Sie   so   weit,   um   die  Meinung   eines  alten  Em» 
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Siedlers  kennen  zu  lernen?  .  .  .  Nun!  ich  will  Ihnen 
diese  Meinung  sagen:  sie  hat  sich  nie  geändert.  Sehen 
Sie,  ich  bin  nie  Anhänger  einer  Partei  gewesen  und 
glaube,  dass  ich  es  während  der  wenigen  Tage,  die  mir 
noch  zu  leben  übrig  bleiben,  nie  sein  werde.  Ich  bin 
weder  mit  der  Autokratie  noch  mit  der  Revolution,  denn 
beide  sind  Parteien  der  Gewaltthätigkeit  und  widern 
mich  deshalb  beide  an.  Es  ist  ebenso  entsetzlich  und 
ebenso  abscheulich,  Soldaten  zu  sehen,  die  auf  wehrlose 
Leute  schiessen,  wie  einen  Mann,  der  eine  Bombe  unter 
einen  Wagen  wirft  .  .  . 

Ich  bin  ein  christlicher  Anarchist  und  hasse  gerade 
deshalb  in  gleicher  Weise  die  Autokratie  und  den  So- 
ziaUsmus,  denn  das  sind  zwei  Regierungen,  von  denen 
die  eine  genau  so  despotisch  ist,  wie  die  andere.  Die 
Republik  unterscheidet  sich  gar  nicht  vom  Kaiserreich, 
da  sie  gleichfalls  Armeen,  eine  Polizei,  Angeber  und 
Spione  besitzt.  Die  Republik  führt  Krieg  wie  das  Kaiser- 
reich. Sie  führt  ihn  in  Afrika,  in  Asien,  wie  das  Kaiser- 
reich ihn  in  der  Mandschurei  führt.  Und  sie  schlachtet 
gleichfalls  Völker  hin,  die  von  ihren  «Wohlthaten»  nichts 
wissen  wollen  .  .  . 

Man  hat  mich  als  eine  Stütze  der  russischen  Be- 
hörden hingestellt:  aber  ich  verabscheue  sie  nicht  nur, 
sondern  verwünsche  sie  von  ganzer  Seele.  Ks  gibt  aber 
viele  Republiken,  die  nur  verkleidete  Autokratien  sind.» 

Auf  die  Frage,  was  er  von  den  vom  rus.sischen  Volke 
geforderten  Reformen  halte,  erwiderte  Tolstoi,  indem  er 
wieder  maUtiös  lächelte:  «Ich  will  Ihnen  einmal  etwas 
erzählen:  mein  Bruder  Nikiaus  machte  mich  eines  Tages 
auf  etwas  aufmerksam,  was  mir  fest  im  Gedächtniss  ge- 
blieben ist:  es  ist  die  gewohnheitsmässige  Uebertreibung, 
die  den  Menschen  eigen  ist,  wenn  sie  von  Zahlen  sprechen. 
Jeden  Augenblick  können  Sie  hören,  wie  jemand  sagt, 
dass  er  hunderttausend  Gründe  habe,  etwas  zu  thun, 
während  er  doch  nur  zwei  Gründe  hat.  Ebenso  wird  er 
Ihnen  erklären,  dass  er  wohl  fünfzigmal  an  dem  und  dem 
Orte  gewesen   ist,    während   er  höchstens   viermal   dort 
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war  .  .  .  Nun  sehen  Sie,  hier  ist  das  ebenso:  die  drei- 
oder  viermal  zehntausend  Menschen,  die  Reformen  haben 
wollen,  sind  nicht  das  russische  Volk:  sie  sind  nur  ein 
kaum  merkliches  Theilchen  desselben.  Man  darf  nicht 
vergessen,  dass  das  russische  Volk  120  Millionen  Bauern 
umfasst,  die  sich  sehr  wenig  um  den  Zehnstunden-  oder 
Achtstundentag,  um  Pensionskassen  und  genossenschaft- 
hebe Forderungen  kümmern. 

Der  Bauer  hat  nur  eines  im  Auge:  dass  der  Boden 
nicht  ein  Schacher^  ein  Kaufs-  oder  Verkaufsgegenstand 
werde;  dass  er  nicht  dem  Staate  gehören,  sondern  un- 
bedingtes und  gemeinsames  Eigenthum  der  Männer  werden 
möge,  die  im  Schweisse  ihres  Angesichts  und  unter  Kraft- 
verbrauch arbeiten,  um  ihn  fruchtbar  zu  machen.  Das 
russische  Volk  denkt  gegenwärtig  gar  nicht  daran,  eine 
Revolution  zu  machen. 

Uebrigens  waren  Revolutionen  nur  am  £nde  des  18. 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  möglich. 
Die  Regierungen  verfügen  gegenwärtig  über  so  viel  Ab- 
wehrmittel, dass  es  gar  nicht  möglich  ist,  sie  auf  gewalt- 
same Weise  zu  stürzen.  Schauen  Sie,  man  hat  ja  auch 
in  den  grossen  Städten  die  Pflastersteine  durch  Asphalt 
ersetzt,  wie  wollen  Sie  also  Barrikaden  errichten?  .  .  . 
Das  einzige  Mittel,  Regierungen  zu  verjagen,  besteht 
darin,  dass  man  sich  weigert,  an  den  Verbrechen,  die  sie 
begehen,  theilzunehmen,  und  oft  bestehen  die  Regierungen 
nur  durch  ihre  Verbrechen  .  .  .  Möglich  ist  aUenfalls 
eine  Palastrevolution  .  .  . 

Ich  sehe  gegenwärtig  Papiere  durch,  die  auf  die 
russische  Verschwörung  von  1825  Bezug  haben,  und  das 
ist  für  mich  eine  eigenartige  Belehrung,  denn  ich  wusste 
das  alles  nicht.  Die  Verschworenen  hatten  beschlossen, 
aDe  Mitglieder  der  kaiserlichen  FamiUe  zu  verbannen, 
mit  Ausnahme  des  Grossfürsten  Thronfolgers,  den  sie 
behalten  wollten,  um  ihn  zu  wingen,  die  Regierungsform, 
die  sie  einführen  wollten,  anzunehmen.  Wenn  ich  es 
recht  bedenke,  glaube  ich,  dass  das  noch  die  einzige 
Revolution  ist,  die  auch  unseren  Tagen  gelingen  könnte. 
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Aber  Sie  können  sieher  sein,  dass  man  gerade  diese  Re- 
volution nicht  machen  will.» 

Tolstoi  erklärte  schliesslich,  dass  er  nach  den  Er- 
eignissen  der  letzten  Wochen  gewisse  Reformen  für  un- 
vermeidhch  halte,  und  dass  die  Regierung  noch  vor  Ab- 
lauf des  Jahres  genöthigt  sein  werde,  diese  Reformen 
einzuführen.  Es  wäre  vielleicht  noch  alles  gut  zu  machen^ 
wenn  der  Hass  zwischen  den  beiden  Parteien,  die  sich 
feindlich  gegenüberstehen,  nicht  einen  so  hohen  Grad 
erreicht  hätte.  Er  kenne  ein  Buch,  dessen  Lehren  das 
Glück  aller  machen  könnten,  und  dieses  Buch  sei  das 
Evangelium,   das  beste  von  allen  sozialistischen  Werken. 

Er  sprach  dann  in  längst  bekannter  Weise  von  seinem 
Ideal  eines  kommunistischen  Gemeinwesens  auf  christlicher 
Grundlage  und  erzählte  von  einer  solchen  Gemeinschaft^ 
die  vor  einigen  Monaten  im  Kaukasus,  im  Gouvernement 
Kutais,  gegründet  worden  sei;  in  diesem  Gemeinwesen 
habe  die  Lehre  von  der  Besitzgleichheit  und  von  der 
Gütergemeinschaft  schon  jetzt  die  günstigsten  Resultate 
ergeben.» 

Maxim  Gorki  sprach  sich,  wie  folgt,  aus: 

*lch  bin  für  bedingungslose  Fortführung  des  Krieges, 
denn  er  ist  für  das  Volk  eine  gute  Lehre  gewesen.  Den 
besten  Beweis  dafür  bieten  die  jüngsten  Ereignisse.» 
Ganz  entsetzt  fragte  ihn  der  Freund,  zu  dem  er  sprach: 
Warum  sollen  denn  die  unschuldigen  Soldaten  und  See- 
leute für  eine  hoffnungslose  Sache  in  den  Tod  geschickt 
werden  und  wie  soll  das  Land  die  Kosten  des  Krieges 
tragen?»  Gorkis  Antwort  bestand  in  der  Gegenfrage: 
«Waren  diese  Soldaten  und  Seeleute  vor  dem  Kriege 
etwa  glücklich  oder  war  das  Land  blühend  und  zufrieden?» 
Dann  fuhr  er  fort:  «Der  gegenwärtige  Krieg  hilft  uns, 
uns  frei  zu  machen  von  anderen  Feinden.  Es  ist  aller- 
dings ein  schwerer  Preis,  den  wir  für  die  Garantien 
zahlen,  die  dem  Volke  eine  Gelegenheit  zu  ungefesselter 
Entwicklung  und  dem  Laude  eine  Wiedergeburt  auf 
Grund  gesunder  politischer  Prinzipien  geben.» 
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Ein  kaiserliches  Reskript  vom  4.  März  bei 
Anlass  der  Geburt  des  Thronfolgers  lautete: 

«Fideles  ä  la  coutume  ancienne  de  la  nation  russe 
de  porter  au  tsar  Texpression  de  ses  saluts  et  joie  et  de 
son  estime  pour  la  patrie,  les  assemblees  de  la  noblesse, 
les  zemstvos,  les  associations  commerciales  et  communales, 
les  paysans  de  tous  les  points  du  pays  russe,  m'ont  ap- 
porte  leurs  felicitations  ä  Toccasion  de  la  naissance  de 
rheritier  du  tröne.  Ils  ont  exprime  en  meme  temps  le 
desir  de  sacrifier  leur  fortune  pour  achever  la  guerre  et 
consacrer  toutes  leurs  forces  pour  m'assister  dansle  per- 
fectionnement  de  Tordre  dans  l'Empire  russe. 

«Au  nom  de  Sa  Majeste  imperiale  et  en  mon  nom, 
je  vous  prie  de  remercier  ces  assemblees  et  ces  associa- 
tions qui  m'ont  adresse  Texpression  de  leur  fidelit^,  la- 
quelle,  dans  ces  temps  presents,  me  cause  une  joie 
d'autant  plus  grande  que  leur  empressement  a  ete  mani- 
feste sur  mon  appel  ä  venir  m'aider  k  röaliser  avec 
sacces  les  reformes  que  j'avais  annoncees  et  qui  sont 
pleinement  conformes  au  desir  de  mon  äme. 

«Ce  desir  consiste  ä  travailler  avec  toutes  les  forces 
de  mon  pays  ä  atteindre  la  realisation  de  nos  intentions. 

«Je  prevois  que  la  realisation  de  ces  reformes  sera 
loDgue  et  difficile,  eile  devra  se  faire  sous  la  condition 
expresse  du  maintien  des  lois  fondamentales  de  Tempire. 
J'ai  donc  decide  de  convoquer  sous  votre  presidence  une 
Conference  speciale  pour  discuter  les  moyens  de  realiser 
ma  volonte. 

<Que  Dieu  vous  aide  ä  accomplir  cette  tache  avec 
succes  pour  le  salut  de  la  nation  qu'il  m'a  conliöel» 

Die  Adresse  der  in  Moskau  versammelten  russi- 
schen Zemstwos  (Munizipalitäten)  vom  Juni  d.  J.  1  a u t e t e : 
«Majeste  Imperiale! 

Dans  le  moment  de  la  plus  grande  calamite  nationale 

et  du  plus  grand  danger  pour  la  Russie  et  meme  pour 

votre  tröne,  nous  decidons  de  nous  adresser  ä  vous,   ou- 

Uiant  toute  diversite  et   toute  Opposition  qui  nous  sepa- 

rent,  mais  seulement  mus  par  un  amour  ardent  pour  la 

patrie. 
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Sire,  par  une  negligence  criminelle  de  vos  conseillers 
et  par  leurs  abus,  la  Russie  a  ^t^  pr^cipitee  dans  une 
guerre  nefaste;  notre  armee  n'a  pas  pu  vaincre  Tennemi, 
notre  flotte  a  ete  aneantie,  et  —  ce  qui  est  plus  mena- 
9ant  que  le  danger  exterieur  —  une  inimitie  int^rieure 
se  developpe  et  menace. 

De  concert  avec  tout  votre  peuple,  ayant  compris 
vous-meme  les  vices  du  rögime  odieux  et  nefaste  du 
«pikase»  (ancien  regime  introduit  par  Pierre  le  Grand, 
et  representant  le  summum  de  Farbitraire,  des  abus  et  du 
secret),  vous  avez  decidö  de  le  cbanger  et  avez  projet4 
differentes  mesures  destinees  ä  le  transformer.  Mais  ces 
projets  ont  etö  defigurös  et  n'ont  nulle  part  re<ju  leur 
application  exacte.  L'oppression  de  Tindividu  et  des 
soci^tes,  Toppression  de  la  parole  et  toutes  sortes  d'abus 
se  multiplient  et  augmentent.  Au  lieu  de  la  suppression 
promise  de  la  «okhrana»  et  de  Tarbitraire  administratif, 
Tautorite  policiere  augmente  de  force  et  recjoit  des  pou- 
voirs  illimites,  et  Ton  barre  a  vos  sujets  la  route  que  vous 
leur  avez  ouverte  afin  que  la  voix  de  la  v^rite  arrive 
jusqu'ä  vous. 

Vous  avez  decide  de  convoquer  les  respresentants  du 
peuple  pour  travailler  ensemble  avec  vous  ä  la  formation 
du  regime,  et  votre  volonte  est  rest^e  sans  execution 
jusqu'ä  present,  malgre  la  grandeur  menai^nte  des  evene- 
ments  qui  se  passent  actuellement;  en  meme  temps  le 
peuple  est  trouble  par  le  bruit  des  projets  suivant  les- 
quels  la  representation  nationale  promise  par  voas,  et 
qui  devait  supprimer  le  rögime  des  «pikases»  est  rem- 
place  par  une  consultation  des  classes. 

Sire,  tant  qu'il  n'est  pas  encore  trop  tard  pour  sauver 
la  Russie  et  retablir  Tordre  et  la  paix  interieure,  ordonnez 
immediatement  de  convoquer  les  repr^entants  du  peuple, 
elus  dans  ce  but  par  tous  vos  sujets  sans  distinction. 
Qu'ils  decident,  d'accord  avec  vous,  la  question  vitale  du 
pays  —  la  question  de  la  paix  ou  de  la  guerre  —  qu'ils 
etablissent  les  conditions  de  la  paix,  ou  bien,  en  repous- 
sant  cette  derniere  qu'ils  transforment  cette  guerre  en 
une  guerre  nationale.  Qu'ils  montrent  ä  tous  les  peuples 
une  Russie  qui  n'est  plus  divisee,   qui  ne  s'epuise   plus 
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dans  iine  lutte  interieui'e,  mais  une  Bussie  guerie,  puls- 
sante  dans  sa  renaissance  et  groupöe  autour  d'un  Symbole 
national  unique.  Qu'ils  etablissent,  d'accord  avec  vous, 
im  regime  nouveau. 

Sire,  vous  tenez  en  vos  mains  rhonneur  et  la  puis- 
sance  de  la  Russie,  sa  paix  interieure,  de  laquelle  dopend 
sa  paix  exterieure.  Entre  vos  mains  se  trouvent  votre 
pays,  votre  tröne,  heritage  de  vos  ancetres. 

Ne  perdez  plus  un  moment,  Sire,  car,  ä  Theure  ter- 
rible  oü  le  peuple  est  eprouve,  immense  est  votre  res- 
pbnsabilit^  devant  Dieu  et  devant  la  Russie.» 

Eine  kurze  retrospektive  Uebersicht  der  Er- 
eignisse des  Krieges  ist  folgende  (vgl.  dazu  letztjähriger 
Bericht  pag.  465  imd  folg.):  Am  7.  Februar  1904  begannen 
die  Japaner  den  Krieg  durch  einen  Angriff  mittelst  Tor- 
pedobooten» auf  die  vor  Port  Arthur  sorglos  und  unbe- 
wacht liegenden  russischen  Kriegsschiffe,  welchem  ein 
weiterer  Angriff  auf  zwei  in  dem  koreanischen  Hafen 
Chemulpo  liegende  Schiffe  folgte.  Am  1.  Mai  begann 
der  Landkrieg  mit  dem  siegreichen  Uebergang  des  Gene- 
rals Kuroki  über  den  Jalu  -  Fluss ;  am  26.  Mai  eroberte 
Nogi  die  befestigten  Positionen  von  Kintschau,  womit 
die  Belagerung  von  Port  Arthur  begann.  Zwei  russische 
Vorstösse  durch  die  Generale  Rennenkampf  und  Stakel- 
berg misslangen,  ebenso  zwei  Versuche  der  in  Port 
Arthur  eingeschlossenen  russischen  Panzerschiffe,  das  offene 
Heer  zu  gewinnen,  wobei  zwei  russische  Admirale  das 
Leben  einbüssten.  Nur  wenige  kleinere  Schiffe  flüchteten 
in  neutrale  Häfen  und  wurden  dort  entwafEnet.  Von 
Mitte  Juli  ab  leitete  der  japanische  Marschall  Oyama 
alle  drei  auf  dem  Festland  befindlichen  japanischen  Ar- 
meen und  schlug  mit  ihnen  den  russischen  Obergeneral 
Kuropatkin  in  einer  grossen  Schlacht  bei  Liaujang,  die 
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vom  30,  August  bis  4.  September  dauerte.  Derselben 
folgte  eine  Art  von  Stillstand  der  Operationen  bis  zum 
7.— 10.  Oktbr.,  in  welchen  Tagen  Kuropatkin  am  Schaho- 
Fluss  eine  zweite  Niederlage  erlitt.  Von  da  an  konzen- 
trirte  sich  das  Hauptinteresse  vorläufig  auf  die  immer 
intensiver  werdende  Belagerung  von  Port  Arthur.  Die 
Hauptstürme,  auf  den  sog.  «203 Meter  Hügel»,  fanden  am 
28. — 30.  November  statt  und  endeten  mit  dessen  Ein- 
nahme. Am  14.  Dezember  fiel  der  eigentliche  Verthei- 
diger  der  Festung,  General  Kondratenko,  und  am  1.  Ja- 
nuar 1905  erklärte  sich  der  Kommandant  Stössel  (im 
Gegensatz  zu  seinen  früheren  Erklärungen,  in  Port  Arthur 
sterben  zu  wollen)  zur  Uebergabe  bereit  Am  13.  Januar 
marschierten  die  Japanesen  unter  Nogi  in  die  zum  zweiten 
Mate  von  ihnen  eroberte  Festung  ein. 

Damals  war  der  richtige  Moment  zum  Friedensschlüsse 
eigentlich  schon  gekommen;  Russland  setzte  aber  seine 
Hoffnung  immer  noch  auf  die  unablässig  verstärkte  mand- 
schurische Armee  und  fast  noch  mehr  auf  die  baltische 
Flotte,  welche  unter  den  Admiralen  Rodestwensky  und 
Nebogatow  nach  vielen  Vorbereitungen  und  Zöger ungen 
Libau  verlassen  hatte.  Zu  Land  wurden  jedoch  die  Russen 
nach  einigen,  stets  für  sie  unglücklichen,  Vorgefechten 
(am  Hunho,  bei  Fansiatun,  Simminting  und  Wanfulin) 
abermals  in  der  Schlacht  von  Mukden,  die  zu  den  blutig- 
sten der  ganzen  Weltgeschichte  gehört  und  eigentlich  eine 
ganze  Reihe  von  Einzelschlachten  vom  28.  Februar  bis 
10.  März  war,  geschlagen  und  zogen  sich  in  Folge  dessen, 
nach  Nachtragsgefechten  bei  Tieling,  noch  über  dasselbe 
hinaus,  gegen  Kirin  und  Charbin  zurück.  Der  s.  Z.  mit 
reichlichen  «Vorschusslorbeeren»  ausgestattete  russische 
Obergeneral  wurde  nun  seines  Amtes  entsetzt.    In  einer 
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ebenso  grossen  Seeschlacht  von  Tsushima  wurde  sodann 
am  28.  Mai  auch  die  baltische  Flotte  gründUch  vernichtet. 
Einer  der  russischen  Admirale  ergab  sich  mit  seinen 
Schiffen  ohne  Kampf.  Gegen  Ende  Juni  begannen  die 
Japanesen  den  Krieg  auf  eigentliches  nissisches  Gebiet, 
nämlich  die  Insel  Sachalin,  überzutragen,  von  v^o  sie  auf 
das  Festland  von  Kamtschaka  überzugehen  im  Begriffe 
standen,  als  die  Friedensverhandlungen  anfingen,  während 
denen  ein  stillschweigendes  Einverständniss,  keine  weitere 
grössere  Schlacht  zu  schlagen,  stattgehabt  zu  haben  scheint. 
Bei  einem  Abbruch  derselben  würde  dagegen  ohne  Zweifel 
eine  baldige  weitere  Entscheidungsschlacht  gegen  den 
nunmehrigen  russischen  Obergeneral  Linewitsch  und  die 
EinSchliessung  des  russischen  Hafens  Wladiwostok  statt- 
gefunden haben.  Der  Friedensschluss  fand  statt  am 
29.  August  und  der  Waffenstillstand  zwischen  den  Ober- 
generalen in  der  Mandschurei  am  16.  September. 

Die  Ursachen  des  ununterbrochenen  Kriegsglücks  der 
Japanesen  waren  nach  dem  Urtheil  Sachverständiger 
hauptsächlich  in  ihrer  weit  überlegenen  Oberleitung  zu 
suchen,  theilweise  auch  in  ihrer  bessern  Ausrüstung  na- 
mentlich mit  schwerer  Artillerie  und  in  dem  grossem  Elan 
ihrer  Truppen,  wogegen  die  Russen  die  längst  bekannten 
Vorzüge  und  Mängel  ihrer  Armeen :  auch  im  Unglück  aus- 
dauernde Soldaten  (wenigstens  des  Landheeres),  dagegen 
mangelhafte   Offiziere   neuerdings   zur  Genüge    zeigten. 

Ein  Volk  mit  Pflichtgefühl,  welches  das  Leben  nicht 
für  das  höchste  Gut  ansieht,  ein  gut  bewaffnetes,  ver- 
pflegtes und  vollkommen  disziplinirtes  Heer  und  ein 
ausgezeichneter,  alles  gut  und  rechtzeitig  vorbereitender 
Generalstab,    das  sind  die  Bedingungen,  von  denen  das 
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Kriegsglück  auch  künftig,  mehr  als  von  der  blossen  Zahl 
der  Gewehrtragenden,  abhängen  wird. 

Ein  Hauptgrund  des  Erfolges  der  Japanesen  war  auch 
ohne  allen  Zweifel  ihre  Beherrschung  der  Presse. 
Während   man  über  die  Absichten  und  Vorbereitungen 
der  Russen  stets  unterrichtet  war  und  fast  jede  Massnahme 
der  Belagerten  von  Port  Arthur,  oder  des  Generals  Euro- 
patkin  und  seiner  Untergenerale,   oder  jede  Vorwärtsbe- 
wegung  der  baltischen  Flotte   zum  Voraus   auf  das  Ge- 
naueste erfuhr,  wusste  man  fast  nichts  von  der  japanischen 
Armee,  oft  bis  zu  den  entscheidendsten  Schlachten,  nichts 
von  den  grossen  Geschützen  Nogis,  bis  sie  plötzlich  den 
unaufhaltsamen  Fall  der  belagerten  Festung  herbeiführten, 
nicht  das  Geringste  von  dem  Aufenthalt  oder  den  Plänen 
des  japanischen  Admirals,  bevor  der  Zeitpunkt  zum  Han- 
deln für  ihn  gekommen   war.    Selbst  die   Verluste   der 
Japaner  waren  nie  genau  feststellbar  und  erreichten  nie 
die  phantastischen  Ziffern  und  Beschreibungen  der  rus- 
sischen; von  gefallenen  Offizieren  hOrte  man  nur  ganz 
zufällig  etwas.    Der   Untergang  zweier  grosser   Kriegs- 
schiffe wurde  sorgfältigst  geheim  gehalten.    So  muss  der 
Krieg  geführt   werden,  übrigens  auch  die  aaswärtige  Po- 
litik im  Ganzen.     Die   eigentlichen    Künstler  in   diesen 
Fächern  machen  es  auch  nach  Möglichkeit  so   und  be- 
nützen die  Presse  bloss  als  ein  willkonunenes  Mittel,  lun 
bekannt  zu  geben,  was  sie  bekannt  haben  wollen.    Nur 
für  die  blossen  «faiseurs»  in  Krieg  und  Frieden  ist  eine  «gute 
Presse»  stets  ein  dringendes  Bedürfniss,   weil  sie   ihnen 
Eigenschaften  andichten,  und  bei  dem  grossen  urtheilslosen 
Publikum  glaubhaft  machen  muss,  die  sie  gar  nicht  besitzen. 
Die  Presse  ist  massgebend  für  die  Welt  des  Scheins; 
die  Wirklichkeit   schildert   sie   nicht  vollständig   genug; 
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dazu  gehören  noch  andere  Quellen.    Das  ist  eine  der  be- 
deutendsten Lehren  des  russisch-japanischen  Krieges. 

Eine  schöne  Seite  dieses  Krieges  war  die  unzweifel- 
hafte Absicht  beider  Gegner,  den  Verwundeten  und 
Kriegsgefangenen  alle  Vortheile  zu  theil  werden  zu  lassen, 
welche  das  moderne,  humanere  Kriegsrecht  an  die  Stelle  der 
froheren  Barbarei  gesetzt  hat,  und  in  dieser  Richtung 
scheinen  erhebliche  Verstösse  gegen  das  geltende  Völker* 
recht  nicht  vorgekommen  zq  sein. 

Auch  darf  mau  zu  Gunsten  der  gründlich  geschlagenen 
Russen  anführen,  dass  die  Heranbringung  und  beständige 
Ergänzung  einer  so  grossen  Armee  auf  einem  einzigen, 
fast  unglaublich  langen  Schienenstrange  und  die  be- 
ständige Sicherung  desselben  gegen  alle  Zerstörungsver- 
suche, sowie  die  stets  glücklich  angeführten  Rückzugs- 
bewegungen nach  so  entscheidenden  und  verlustreichen 
Schlachten  in  der  Kriegsgeschichte  nicht  ohne  Anerkennung 
bleiben  werden. 

Die  Spannung,  in  welcher  dieser  gewaltige  Waffen- 
gang während  Vh  Jahren  die  ganze  Welt  erhielt  und  die 
nur  der  weiten  Entfernung  wegen  und  weil  man  seine 
Leiden  und  Schrecken  nicht  so  deutlich  vor  Augen  hatte 
erträglich  war*),  wird  sich  durch  den  Friedensschluss  nicht 
gänzlich  lösen.  Denn  an  die  Stelle  des  Krieges  tritt  nun 
wieder  die  Vorbereitung  zum  Krieg  und  die  Beunruhigung 
durch  die  Schachzüge  der  Diplomaten,  denen  schliesslich 
doch  wieder,  früher  oder  später,  Krieg  folgt.  Vorläufig 
wird  wahrscheinlich  ein  Friedenskongress  noch  den 


1)  Ein  Bild  davon  gibt  nachträglich  das  Tagebuch  der 
barmherzigen  Schwester  Olga  von  Baumgarten,  unter  dem 
Titel  «Wie  Port  Arthur  fiel». 
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Versuch  machen,  einige  seit  dem  Kongresse  von  1899 
pendent  gebliebene  Fragen  zu  lösen,  zu  welchen  sich 
durch  den  neuesten  Krieg  eine  weitere  Anzahl  von  neuen 
gesellt  hat. 

Die  Wesentlichen  sind  von  uns  bereits  im  Jahrbuche 
von  1904  pag.  681  flf.  genannt  worden.  Wir  wollen  sie, 
wie  folgt,  resümiren: 

1.  Fragen  des  bisherigen  Kriegsrechtes: 
Beginn  des  Krieges  mit  oder  ohne  Kriegserklärung, 

oder  deutliches  Ultimatum;  Benutzung  neutralen  Ge- 
biets zur  Kriegführung  (Korea  und  Mandschurei),  Zu- 
lässigkeit  von  Seeminen,  namentlich  schwimmenden  imd 
von  Handbomben;  Zulässigkeit,  eventuell  Regelung  der 
drahtlosen  Telegraphie,  bes.  der  Aufteilung  ihrer  Apparate 
auf  neutralem  Boden.  Erneuerung  des  Haager- Vertrages 
über  aus  Luftballons  geworfene  Projektile.  Revision  der 
Art.  1  und  2  des  Haager-Landkriegsrechtes.  Revision  des 
Washingtoner- Vertrages  von  1871  über  den  Verkauf  oder 
die  Ausrüstung  von  Schiffen,  oder  Lieferung  von  Kohlen 
durch,  oder  unter  den  Augen  neutraler  Regierungen. 
Besserer  Schutz  für  Post-  und  Passagierdampfer  ohne 
Kriegscontrebande.  Sichernde  Certifikate  für  Kohlenschifife, 
oder  Lebensmittellieferungen,  die  nach  einwandfreien  Hfifen 
bestimmt  sind.  Behandlung  der  6  vorbehaltenen  Fragen 
des  Haager-Kongresses. 

2.  Andere  Fragen:  Ist  nicht  die  Vorschrift  des 
Congo- Vertrages  über  die  Nothwendigkeit  eines  Ver- 
mittlungsversuches vor  dem  Kriegsbeginn  auf 
alle  Kriege  auszudehnen,  die  unter  civilisirten  Staaten 
geführt  werden? 

Ist  nicht  über  den  Aufenthalt  von  Kriegsschiffen  auf 
neutralem  Gebiet  und  über  die  Zulässigkeit  von  Kohlen- 
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aufnähme  oder  V erproviantirung  daselbst  eine  allge- 
mein geltende  Regel  aufzustellen? 

Sind  nicht  allgemein  geltende  Regeln  über  die  I  n  t  e  r- 
nirung  und  Entwaffnung  von  auf  neutrales  Gebiet  ge- 
flüchteten Kriegsschiffen  aufzustellen  (Fall  Reschitelni)? 

Soll  es  fernerhin  gestattet  sein,  die  Auswechslung 
von  Kriegsgefangenen  abzulehnen  (Boerenkrieg)? 

Sollen  die  Eisenbahnen,  selbst  wenn  sie  Staatsbah- 
nen sind,  nicht  in  dem  Sinne  von  dem  Beuterecht  ausge- 
nommen werden,  dass  sie  zwar  in  diesem  Falle  von  dem 
Occupanten  zu  seinen  Kriegszwecken  beliebig  benutzt 
werden  dürfen,  das  Material  jedoch,  soweit  es  bei  dem 
Friedensschlüsse  noch  vorhanden  ist,  ohne  Entschädigung 
für  Verlust  und  Abnutzung,  zurückerstattet  werden  muss? 

Sollen  nicht  über  die  Staatsbanken,  soweit  sie 
nicht  reine  Staatsbanken  sind,  neue  Regeln  des  Beute- 
rechts aufgestellt  werden? 

Sind  nicht  über  das  Durchsuchungsrecht  zur  See, 
die  Kriegscontrebande,  namentlich  die  relative,  und  die 
Prisengerichtsbarkeit  übereinstimmendere  An- 
schauungen zu  vereinbaren? 

Die  sämmtlichen  Staaten^  ganz  besonders  aber  die 
kleinen,  welche  berufen  sein  werden,  an  einem  künftigen 
Kongresse  theilzunehmen,  werden  sehr  gut  thun,  sich  auf 
die  Behandlung  oder  Anregung  solcher  Fragen  recht- 
zeitig vorzubereiten^  resp.  mit  andern  Gleich- 
gesinnten darüber  in's  Vernehmen  zu  setzen. 

Aktenstücke. 

Der  Protest  der  Kommandanten  der  englischen, 
italienischen  und  französischen  Kreuzer,  der  wegen  des 
Angriffs  auf  die  russischen  Schiffe  «Varjag»  und  «Korejez» 
in  Chemulpo  an  den  japanischen  Admiral  Uriu  gerichtet 
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wurde,  hatte  folgenden  Wortlaut:  «In  Erwägung,  dass 
nach  den  bekannten  Bestimmungen  der  internationalen 
Gesetze  der  Haien  von  Chemulpo  ein  neutraler  Hafen 
war,  und  kein  Staat  das  Recht  hatte,  die  Fahrzeuge 
einer  andern  Macht  in  diesem  Hafen  anzugreifen,  und 
dass  diejenige  Macht,  welche  sich  gegen  diese  Vor- 
schriften verging,  in  vollem  Masse  verantwortlich  ist  für 
den  an  Leben  und  Eigenthum  der  im  Hafen  befindlichen 
Personen  verursachten  Schaden,  protestiren  wir  energisch 
gegen  eine  solche  Neutralitätsverletzung  imd  gewärtigen 
gerne  Ihre  Entschlüsse.» 

Der  Bericht  der  internationalen  Enquete-Kommission 
über  den  sogenannten  Doggerbank-Fall  im  gegen- 
wärtigen Kriege  hat  folgenden  Wortlaut : 

<§  1*'  Les  commissaires,  apr^  un  examen  minutieux 
et  prolonge  de  Tensemble  des  faits  parvenus  ä  leur 
connaissance  sur  l'incident  soumis  ä  leur  enquete  par  la 
declaration  de  Saint-P^tersbourg  du  12/25  novembre  1904, 
ont  proc^de  dans  ce  rapport  k  im  expose  analytique  de 
ces  faits,  suivant  leur  enchainement  rationnel. 

En  faisant  connaitre  les  appreciations  dominantes 
de  la  commission  en  chaque  point  important  ou  decisif 
de  cet  expose  sommaire,  ils  pensent  avoir  mis  suffisam- 
ment  en  lumiere  les  causes  et  les  consequences  de  Fin- 
cident  en  question,  en  meme  temps  que  les  responsabilit^ 
qui  s'en  degagent. 

§  2.  Les  commissaires  retracent  le  sejour  de  Fes- 
cadre  russe  de  Skagen,  les  informations  rcQues  par  les 
agents  russes,  les  precautions  prises. 

§  3.  Le  rapport  expose  Fordre  des  detachements  et 
la  vitesse  de  marche. 

§  4.  Rencontre  du  navire  anglais  Zero;  ses  obser- 
vations  concordent  avec  le  rapport  de  Famiral  Rojest- 
wensky. 

§  5.  Le  Kamtchatka  reste  en  arridre  de  Fescadre. 

Le  retard  accidentel  fut  peut-etre  la  cause  incidente 
des  ävenements  qui  suivirent 
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§  6.  Le  Kamtchatka  canonne  l'Aldebaran  et  d'autres 
bateaux  inconnus,  saos  doute  par  suite  des  preoccupations 
que  lui  causaient,  dans  les  circonstances  du  moment^  son 
isolement^  ses  avaries  de  machines  et  son  peu  de  valeur 
militaire;  il  informe  Tamiral  qu'il  est  attaque  de  tous 
oötes  par  des  torpilleurs. 

§  7.  L'amiral  Rojestwensky  pouvait  croire  que  ces  tor- 
pilleurs rattraperaient  Tescadre  pour  Tattaquer.  L'amiral 
Signale  ä  ses  vaisseaux  de  redoubler  de  vigilance  et  de 
s'attendre  ä  une  attaqne  de  torpilleurs. 

§  8.  Ordres  de  Tamiral:  les  officiers  supörieurs  sur 
la  passerelle  de  quart;  Tofficier  chef  de  quart  pouvant 
Commander  le  feu,  si  Tattaque  venait  de  Tavant;  dans  le 
cas  contraire,  beaucoup  moins  pressant,  il  devait  en 
r^ferer  ä  son  commandant. 

Au  Sujet  de  ces  ordres,  la  majorit^  des  conunissaires 
estime  qu'ils  n'avaient  rien  d'excessif  en  temps  de  guerre 
et  particulierement  dans  les  circonstances  que  l'amiral 
Rojestwensky  avait  tout  lieu  de  considerer  comme  tres 
alarmantes,  dans  Timpossibilitö  oü  il  se  trouvait  de  con- 
tröler  l'exactitude  des  avertissements  qu'il  avait  re(jus 
des  agents  de  son  gouvemement. 

§  9.  Le  rapport  d^crit  l'etat  de  Tatmosphere,  insiste 
sur  l'obscurite,  le  vent  et  le  roulis.  D  est  une  heure 
du  matin.  L'escadre  arrive  aux  endroits  de  peche  de  la 
flotille  des  chalutiers.  Le  rapport  reconnalt  qu'il  resulte 
des  depositions  concordantes  des  temoins  britanniques 
que  tous  ces  bateaux  portaient  leurs  feux  reglementaires 
et  cbalutaient  conformement  k  leurs  r^gles  usuelles,  sous 
la  conduite  de  leur  maitre  de  peche,  suivant  les  indi- 
cations  des  fus^es  conventionnelles. 

§  10.  Aucune  communication  inquiötante  n'arrive  ä 
l'amiral  de  la  part  des  divisions  qui  le  precedaient. 
L'amiral  Folkersbam  passe  en  eclairant  les  chalutiers  et 
les  reconnaissant  comme  tels. 

§  11.  L'^chelon,  commande  par  l'amiral  Rojestwensky 
en  personne,  arrive  sur  les  lieux  de  peche;  l'attention 
des  officiers  de  serviee  est  attiree  par  une  fusöe  verte 
qui  les  met  en  d^fiance. 
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En  fouillant  Thorizon  avec  des  jumelles  de  nuit, 
on  döcouvre  ä  tribord  avant,  ä  une  distance  de  18—20 
encablures,  un  bätiment  qui  parut  suspect  parce  qu'il 
paraissait  ne  pas  avoir  de  feux  et  se  diriger  vers  le 
Souvarof  ä  contre-bord.  A  Teclairage  des  projecteurs,  on 
croit  reconnaitre  un  torpilleur  qui  approche  ä  grande 
allure. 

C'est  d'apres  ces  apparences  que  ramiral  Rojest- 
wensky  fit  ouvrir  le  feu  sur  ce  navire  inconnu. 

La  majorite  des  commissaires  exprime  ä  ce  sujet 
Topinion  que  la  responsabilite  de  cet  acte  et  des  resul- 
tats  de  la  canonnade  essuyee  par  la  flotille  de  peche 
incombe  ä  Tamiral  Rojestwensky. 

§  12.  Le  Souvarof  apercjoit  un  petit  bateau  lui  bar- 
rant  la  route,  se  lance  sur  la  gauche  pour  Teviter,  re- 
connait  k  Taide  du  projecteur  un  chalutier.  Signaux 
donnes  par  Tamiral  pour  empecher  le  tir  sur  le  chalutier; 
ordre  de  ne  pas  tirer  sur  les  chalutiers  en  general. 

Le  Souvarof  aper<joit  k  bäbord  un  autre  bätiment  sus- 
pect et  ouvre  le  feu  sur  lui. 

§  13.  D'apres  les  ordres  permanents  de  Tescadre, 
l'amiral  indiquait  les  buts  sur  lesquels  devait  etre  dinge 
le  tir  des  vaisseaux,  en  fixant  sur  eux  ses  projecteurs. 
Mais  comme  chaque  vaisseau  balayait  Thorizon  en  tous 
sens  autour  de  lui,  avec  ses  propres  projecteiu^,  pour  se 
garer  d'une  surprise,  il  etait  difficile  qu'il  ne  se  produisit 
pas  de  confusion. 

Le  tir,  d'une  duree  de  10  k  12  minutes,  cause  de 
grands  dommages  aux  chalutiers;  le  Crane  sombre,  le 
Snipe,  le  Mino,  le  Mulmein,  le  Gull,  le  Majestic  sont 
endommagös. 

L' Aurora,  de  Fescadre  russe,  est  aussi  atteint. 

La  majorite  des  commissaires  constate  qu'elle  man- 
que  d'61ements  precis  pour  reconnaitre  sur  quel  but  ont 
tire  les  vaisseaux. 

Mais  les  commissaires  reconnaissent  imanimement 
que  les  bateaux  de  la  flotille  de  peche  n'ont  commis 
aucun  acte  hostile;  et  la  majorite  des  commissaires  etant 
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(i'opinion  qu'il  n'y  avait,  ni  parmi  les  chalutiers  ni  sur 
les  lieux,  aucun  torpilleur,  Touverture  du  feu  par  ramiral 
Rojestwensky  n'etait  pas  justifiable. 

Le  commissaire  russe,  ne  se  croyant  pas  fonde  a 
partager  cette  opinion,  enonce  la  conviction  que  c'etaient 
justement  les  bätiments  suspects  s'approchant  de  Tes- 
cadre  dans  un  but  hostile  qui  ont  provoque  le  feu. 

§  14.  Au  sujet  du  but  reel  de  ce  tir  noctume,  le 
fait  que  TAurora  requi  quelques  projectiles  de  47  et  75 
nun.  serait  de  nature  ä  faire  sapposer  que  ce  croiseur, 
et  peut-etre  meme  quelque  autre  bätiment  russeXattardö 
sur  la  roufe  du  Souvarof,  ä  Tinsu  de  ce  vaisseau,  a  pu 
provoquer  et  attirer  les  premiers  feux. 

Cette  erreur  pouvait  etre  motivee  par  ce  fait  que 
ce  navire  —  vu  de  Tarriere  —  ne  montrait  aucune  lu- 
miere  apparente,  et  par  une  illusion  d'optique  noctume 
dont  les  observations  du  vaisseau-amiral  pourraient  avoir 
ete  Tobjet. 

A  ce  propos,  les  eomniissaires  constatent  qu'il  leur 
manque  des  renseignements  importants  leur  permettant 
de  connaitre  les  raisons  qui  ont  provoqu^  la  continuation 
du  tir  ä  bäbord. 

Dans  cette  conjectiu*e,  certains  chalutiers  eloignes 
auraient  pu  etre  confondus  ensuite  avec  les  buts  primitifs 
et  ainsi  canonnes  directement. 

D'autres,  au  contraire,  ont  pu  etre  atteints  par  un 
tir  dirigö  sur  des  buts  plus  eloignes. 

Ces  considerations  ne  sont  pas  d'ailleurs  en  con- 
tradiction  avec  les  impressions  de  certains  chalutiers  qui, 
en  se  voyant  atteints  par  les  projectiles  et  restant  öclaires 
dans  le  pinceau  des  projecteurs,  pouvaient  se  croire  Tobjet 
d'un  tir  direct. 

(  15.  La  duree  du  tir  sur  tribord  —  meme  en  se 
pla^ant  au  point  de  vue  de  la  version  russe  —  a  semble 
ä  la  majorite  des  commissaires  avoir  ^te  plus  longue 
qu'elle  ne  paraissait  n^cessaire. 

Mais  cette  majorite  estime  qu'elle  n'est  pas  suffi- 
samment  renseignee,  ainsi  qu'il  vient  d'etre  dit,  au  sujet 
de  la  continuation  du  tir  par  bäbord. 
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En  tout  cas,  les  cominissaires  se  plaisent  ä  re- 
connaltre  ä  runanimite  qua  Tamiral  Rojestwensky  a  fait 
personnellement  tout  ce  qu'il  pouvait,  du  commencement 
ä  la  fin,  pour  empecher  que  les  chaJutiers  —  reconnus 
comme  tels  —  fussent  Tobjet  du  tir  de  l'escadre. 

§  16.  Quoi  qu'il  en  soit,  le  Dimitri-Donskol  ayant 
fini  par  signaler  son  numero,  Tamiral  se  decida  ä  faire 
le  Signal  gen^ral  de  cesser  le  feu.  La  file  de  ses  vais- 
seaux  continua  alors  sa  route  et  disparut  dans  le  sud- 
ouest  sans  avoir  stoppt. 

A  cet  egard,  les  commissaires  sont  unanimes  ä 
reconnaltre  qu'apres  les  circonstances  qui  ont  pr^cede 
l'incident  et  Celles  qui  Tont  produit,  il  y  avait  ä  la  fin  du 
tir  assez  d'incertitude  au  sujet  du  danger  que  courait 
Techelon  des  vaisseaux,  pour  decider  Tamiral  ä  continuer 
sa  route. 

Toutefois,  la  majorite  des  commissaires  regrette 
que  Tamiral  Rojestwensky  n'ait  pas  eu  la  preoceupation, 
en  franchissant  le  Pas-de-Calais,  d'informer  les  autorites 
des  puissances  maritimes  voisines  qu'ayant  et^  amene 
ä  ouvrir  le  feu  pres  d'un  groupe  de  chalutiers,  ces  ba- 
teauXy  de  nationalitö  inconnue,  avaient  besoin  de  secours. 

§  17.  Les  commissaires,  en  mettant  fin  ä  ce  rapport, 
d^clarent  que  les  appreciations  qui  s'y  trouvent  for- 
mulöes  ne  sont  pas,  dans  leur  esprit,  de  nature  ä  jeter 
aucune  deconsideration  sur  la  valeur  militaire,  ni  sur  les 
sentiments  d'humanit^  de  Tamiral  Rojestwensky  et  du 
personnel  de  son  escadre.» 

Sign^:  Spaun,  Fournier,  Doubassow,  Lewis,  Beau- 
mont,  Charles-Henry  Davis. 

Die  Entschädigungsforderung  selbst  wurde  hierauf 
zwischen  Russland  und  England  direkt  und  gtitlich  erledigt. 

Eine  Reihe  von  auf  den  gegenwärtigen  Krieg  Be- 
zug habenden  Akten  finden  sich  abgedruckt  in  den 
«Archives  diplomatiques»  von  19Q4  und  1905.  Femer 
eine  Anzahl  Vorschläge  für  einen  künftigen  Kongress  in 
der  Revue  de  droit  international  public  (gelbe  Revue) 
von  1905  Nr.  8. 
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Die  Proklamation  des  Eaiseis  Mutsuhito  gelegent- 
lidi  der  Ratifizirung  des  russisch-japanischen  Friedens- 
vertrags vom  16.  Oktober  lautet  wie  folgt: 

« Wir  haben  es  immer  für  den  ersten  Grundsatz  unserer 
internationalen  Politik  gehalten,  den  Frieden  im  Osten  auf- 
recht zu  erhalten  und  die  Sicherheit  unseres  Reiches  zu 
wahren.  Die  Förderung  dieser  hohen  Aufgaben  ist  daher 
unser  beständiges  Ziel  gewesen,  aber  in  den  letzten  Jahren 
sind  wir  aus  Gründen,  welche  die  Nothwendigkeit  der 
Selbsterhaltung  diktirte,  unglücklicherweise  in  Feindselig- 
keiten mit  Russland  hineingezogen  worden.  Unsere  Armee 
und  Marine  haben  gleichmässig  für  die  Vertheidigung  des 
Landes  und  für  die  militärischen  Vorbereitungen  inner- 
halb des  Reiches  Sorge  getragen  und  den  Beschwerden 
aUer  Art  im  Kriege  ausserhalb  des  Landes  widerstanden 
und  so  den  ruhmvollen  Erfolg  erzielt.  Unsere  Civilbehör- 
den  haben  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Parlament  eifrig 
ihre  Pflicht  gethan  und,  in  der  Förderung  unseres  Willens, 
alle  zur  Führung  des  Krieges,  sowie  der  inneren  und 
äusseren  Angelegenheiten  erforderlichen  Massnahmen  sorg. 
Altig  getroffen,  wie  es  die  Lage  erforderte.  Unser  Volk 
war  massvoll  und  klug,  hat  freudig  die  schwere  Last  der 
nationalen  Ausgaben  getragen,  sowie  edelmüthig  zu  dem 
Kriegsfonds  beigesteuert;  es  wareinmüthig  bestrebt,  das 
Ansehen  zu  heben  und  die  Würde  des  Reiches  zu  wahren. 
—  Der  Erfolg  gebührt  in  hohem  Maasse  den  gütigen 
Geistern  unserer  Vorfahren,  der  Ergebenheit  unserer  Be- 
amten imd  Offiziere  und  dem  selbstverläugnenden  Patrio- 
tismus unseres  ganzen  Volkes. 

Nach  20  Monaten  des  Krieges  ist  die  Stellung  des 
Reiches  gefestigt,  und  die  Interessen  des  Landes  sind  ge- 
fördert worden,  insofern  als  wir  in  unserem  Wunsche, 
den  Frieden  zu  erhalten,  niemals  schwankend  geworden 
sind,  und  es  unseren  Wünschen  zuwider  lief,  dass  die 
Feindseligkeiten  fortdauerten  und  unser  Volk  unnöthiger- 
weise  den  Schrecken  des  Krieges  ausgesetzt  würde.  Als 
der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten,  dessen  Freund- 
lichkeit und  Wohlwollen  wir  voll  anerkannten,  im  Interesse 
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des  Friedens  und  der  Menschlichkeit  vorsclilug,  dass  die 
Regierungen  von  Ja{)an  und  Russland  über  die  Friedens- 
bedingungen sich  einigen  sollten,  nahmen  wir  daher  den 
Vorscnlag  an  und  ernannten  Bevollmächtigte,  welche  mit 
denen  Russlands  berathen  sollten.  Nachdem  die  Bevoll- 
mächtigten der  beiden  Länder  häufig  zusammengekommen 
waren  und  miteinander  berathen  hatten,  erklärten  sich 
die  Bevollmächtigten  Russlands  mit  den  Vorschlägen  un- 
serer Bevollmächtigten  einverstanden,  welche  darauf 
hinausgingen,  den  Zweck  des  Kineges,  den  Frieden  im 
Osten  zu  erhalten,  zu  erreichen,  und  bewiesen  so  die 
Aufrichtigkeit  ihres  Wunsches,  den  Frieden  herbeizuführen. 
Wir  haben  die  Bedingungen  geprüft,  über  die  die  Unter- 
händler sich  geeinigt  hatten,  und  da  wir  dieselben  in 
vollkommener  Uebereinstimmung  mit  unseren  Absichten 
fanden,  haben  wir  sie  angenommen  und  ratifizirt. 

Nachdem  wir  so  den  Frieden  und  den  Ruhm  gesichert 
haben,  sind  wir  glücklich,  den  Segen  der  gütigen  Geister 
unserer  Vorfahren  anrufen  zu  können,  und  im  Stande,  die 
Früchte  dieser  grossen  Thaten  unseren  Nachkommen  zu 
hinterlassen.  Es  ist  unser  ernstlicher  Wille,  den  Ruhm 
mit  unserem  Volke  zu  theilen  und  uns  lange  der  Seg- 
nungen des  Friedens  mit  allen  Nationen  zu  erfreuen. 
Russland  ist  wieder  der  Freund  Japans,  und  wir  wünschen 
aufrichtig,  dass  die  wiederhergestellten  Beziehungen  guter 
Nachbarschaft  sich  zu  einem  nahen  und  herzlicnen  Ver- 
hältniss  gestalten  mögen.  In  diesem  Zeitalter,  wo  es 
kein  Stocken  im  Fortechritt  der  Welt  gibt,  soute  auch 
keine  Verzögerung  eintreten  in  dem  Bemühen  der  Ver- 
waltung, die  Staategeschäfte  unseres  Volkes  sowohl  im 
Innern  wie  nach  aussen  zu  vervollkommnen.  Während 
die  militärische  Tüchtigkeit  in  voller  Kraft  selbst  in 
Friedenszeiten  aufrechterhalten  werden  soll,  soll  unser 
ernstes  Bemühen  darauf  gerichtet  sein,  Erfolge  auf  fried- 
lichem Gebiete  zu  erzielen,  so  dass  in  gleichem  Maasse 
das  Glück  des  Landes  erhalten  werden  kann  und  auch 
sein  andauerndes  Vorwärteschreiten  gesichert  wird.  Wir 
warnen  unsere  Unterthanen  ernstlich  vor  Kundgebungen 
prahlerischen  Stolzes  und  befehlen  ihnen,  ihren  Geschäften 
nachzugehen  und  alles  zu  thun,  was  in  ihrer  Macht  liegt, 
um  das  Reich  zu  kräftigen.» 
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Hauptfragen  der  künftigen  Kri  egsrüs tun g  und 
Kriegführung  für  alle  Staaten  werden  in  der  Zukunft 
muthmasslich  folgende  sein: 

Die  Ersetzung  der  Kohle  durch  ein  zweckmässigeres, 
weniger  Raum  beanspruchendes  Brenn-  oder  überhaupt 
Krafterzeugungsmaterial  für  den  Seekrieg. 

Damit  in  Verbindung:  Die  Ersetzung  der  grossen 
PanzerschifTe  durch  kleinere  Torpedoschiffe  und  Unter- 
seeschiffe, sowie  eventuell  durch  Kaperschiffe,  sobald  die- 
selben von  der  Kohle  unabhängig  sein  werden.  Vorläufig 
aber  werden  noch  grössere  Panzerschiffe  gebaut  werden. 

Die  Ausrüstung  auch  der  Feldarmeen  mit  schweren 
Geschützen. 

Die  stärkere  Verwendung  der  Automobile  für  die 
Kriegführung  an  Stelle  der  Pferde,  ganz  besonders  für 
Artillerie  \md  Train. 

Die  stärkere  Verwendung  der  Landminen,  eventuell 
auch  der  Handgranaten  bei  den  Landarmeen,  beziehungs- 
weise der  Ausschluss  solcher  Kriegsmittel,  neben  denen 
sich  die  jetzt  geltende  Petersburger-Konvention  über  die 
kleinen  Sprenggeschosse  beinahe  lächerlich  ausnimmt. 

Die  bessere  Benutzimg  der  drahtlosen  Telegraphie 
für  den  Felddienst  und  eine  Regelung  dieser  ganz  neuen 
Verhältnisse. 

Wir  zweifeln  unsererseits  nicht  daran,  dass  diese 
und  andere  Fragen  der  Kriegsrüstung  noch  auf  längere 
Zeit  hinaus  die  Friedensbestrebungen  überwiegen  werden 
und  dass  wir  von  einem  «ewigen»  Frieden  unter  den 
Kulturstaaten  zur  Zeit  noch  weit  entfernt  sind,  sondern 
eher  auf  fortwährenden   Krieg  gefasst  sein  müssen. 

Die  Hauptbeförderer  des  Friedens  werden  in  der 
nächsten  Zukunft  nicht  die  Friedensvereine  sein,  die  sich 
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im  Gegentheil  sehr  wenig  wirksam  gezeigt  haben  und 
sich  auch  mehrentheils  nur  mit  ziemlich  unfruchtbaren 
Fragen  zu  beschäftigen  pflegen'),  sondern  die  fortwähren- 
den Erfindungen  neuer  massenmordender  Kriegsmittel, 
die  kleinere  Armeen  beinahe  unmöglich  machen,  und 
vor  allem  die  ins  Ungeheuerliche  steigenden  Kriegskosten, 
welche  ohne  gewaltige,  auf  dem  Weltmarkt  zu  beschaffende 
Anleihen  gar  nicht  aufzubringen  sind. 

Damit  bekommen  ganz  andere  Kreise,  als  die  der 
Herrscher  und  Diplomaten,  die  Entscheidung  über  Krieg 
und  Frieden  schliesslich  in  ihre  Hand  und  es  wird  dies 
auch  dermalen  schon  einer  der  Gründe  des  raschen 
Friedensschlusses  von  Portsmouth  gewesen  sein. 

Wenn  einmal  Niemand  mehr  Geld  für  Kriegsan- 
leihen zeichnen  will,  dann  hört  der  Krieg  von  selber  auf. 


^)  Der  Friedens-Kongress  von  Luzern  vom  September  d.  J. 
war  nicht  praktischer,  als  gewöhnlich.  Vgl.  unter  «Kongresse». 
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Das    Deutsche   Reich,    so    stark   es   äusserlich 

erscheint,     ist  doch  von  einigen   Seiten    her   in    seinem 

Wachsthum  und  Gedeihen  ziemhch  schwer  bedroht  und 

noch  keineswegs  am  Ende  seiner  «Prüfungen»  angelangt. 

Von  Aussen  her  droht  ihm  zuallernächst  Englands  stets 

wachsamer  und   gefahrdrohend   wachsender  Handelsneid 

und  der    ungeschwächt  fortbestehende   Groll  Frankreichs 

über  eine   nicht  verschmerzte   und   nicht  verschmerzbare 

Erniedrigimg.    Einen    ganz    zuverlässigen    Freund    und 

Alliirten  hat  und  findet  es  dagegen  nicht,  sondern  bleibt 

im  Wesentlichen    auf  sich  selbst  gestellt.    Das  ist   nach 

SchiUers  Meinung  zwar  ein  Vortheil  für  die  Starken,  die 

dadurch    unabhängig   werden,    aber   auch  nur  für  diese 

Diese  innere  Stärke  und  Gefestetheit  gegen  alle  Stürme, 

die   von  Aussen   her   an    die  Grundmauern    des  Reiches 

schlagen  mögen,  trifft  vielleicht  nicht  für  alle  Einwohner 

zu,   sondern  es  gibt   Parteiströmungen   unter   denselben 

die  reichsfeindlich  sind  und  einzelne  Bevölkerungen,  wie 

die  Polen,  die  geradezu  auf  Abfall  sinnen. 

Das  würde  aber  Alles  dennoch  wenig  ausmachen, 
ohne  die  Genusssucht  und  Abschwächung  aller  wahr- 
haft sittlichen  Grundsätze,  welche  bei  einer  sehr  grossen 
Zahl  durch  die  materialistische  Richtung  der  Zeit  und 
den  wachsenden  Wohlstand  eingetreten  ist,  und  der  die 
oberflächlich-liberale  Bildung  des  deutschen  Mittelstandes, 
vorläufig  wenigstens ,  keinen  genügenden  Widerstand 
leistet.  Mit  blossem  Goethe-Kultus,  oder  mit  Wagner- 
schwärmerei,   oder    gar     mit     den     Wahnvorstellungen 
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Nietzsche's  (welchen  Polenabkömmling  der  deutsche 
Bildungsphilister  jetzt  für  einen  «grossen  Denker  seiner 
Nation»  hält,  weil  ihm  dies  von  einer  kleinen  per- 
versen Clique  von  Schriftstellern  so  eingeredet  worden 
ist)  lässt  sich  kein  Staat  dauernd  erhalten.  Und  wenn 
man  die  jungen  Leute  und  Kinder  Deutschlands  sieht, 
die  jährlich  die  Schweiz  besuchen,  so  bekommt  man  in 
der  That  auch  nicht  die  Anschauung,  dass  eine  ganz 
gute  Generation  dort  heranwachse,  in  beiden  Geschlechtern 
gleichmässig.  Man  kann  daher  mit  aller  Sicherheit  vor- 
aussagen, dass  diesem  Lande,  an  dessen  Schicksal  wir 
aus  guten  Gründen  den  grössten  Antheil  nehmen,  in  der 
kommenden,  oder  höchstens  zweitkommenden  Generation 
Unglück  bevorsteht  Gleichzeitig  aber  doch  auch,  dass 
das  deutsche  Volk  in  demselben  nicht  versinken,  sondern 
sich  vielmehr  daraus  wieder  zu  seinem  angestammten 
und  ihm  allein  zukömmlichen  Idealismus  durchringen 
wird,  mit  Beseitigung  aller  falschen  Götter,  denen  es  jetzt 
zu  dienen  leider  auch  begonnen  hat. 

Aufgabe  seiner  leitenden  Staatsmänner  wäre  es  jetzt, 
neben  der  sinkenden  (deren  ferneres  Sinken  sie.  nicht 
hindern  können)  auch  eine  aufsteigende  Generation  heran- 
zuziehen, oder  wenigstens,  durch  Vorbereitungen  dazu, 
in  der  Zukunft  möglich  zu  machen. 

Daran  sind  wir  sehr  interessirt,  denn  alle  Wo- 
gen,  welche  das  deutsche  Land  durchstürmen,  werfen 
herkömmlich  ihre  letzten  Ausläufer  über  unsere  Gränz- 
marken  hinüber,  und  wir  können  uns  nur  schwer 
davon  gänzlich  freihalten.  Deutschland  hat  daher  an 
uns  stets  einen  ganz  sicheren  AUiirten  in  allen  guten 
Dingen,  der  ihm  auch  alles  Gute  wünscht ;  während 
wir    an    ihm     jetzt    ein    gefährliches    Vorbild     und 
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Nachbarland    für  Alles   haben,    was   der    Zeitgeist    dort 
Schlechtes  erzeugt. 

Ein  hervorragender  deutscher  Gelehrter,  Professor 
Friedrich  Paulsen,  machte,  gelegentlich  eines  kritischen 
Referates  in  der  «Deutschen  Litte raturzeitung»  folgende 
Bemerkungen : 

«Es  ist  ein  seltsames  Schauspiel,  das  Deutschland 
gegenwärtig  darbietet:  nebon  geschmackloser  Selbstüber- 
hebung und  wuthendem  Bramabarsiren  ebenso  wüthende, 
mit  bamletischer  Lust  und  hamletischem  Pathos,  wenn 
auch  nicht  immer  hamletischem  Witz  geübte  Selbstbe- 
schimpfung; die  Beschimpfung  des  deutschen  Heeres,  der 
deutschen  Schule,  der  deutschen  Bildung,  in  der  Lit- 
teratur,  in  den  Witzblättern  und  auf  der  Bühne  ist  beinahe 
zu  einem  Gewerbe  ausgebildet.  Und  das  deutsche  Pu- 
blikum klatscht  laut  Beifall.  Woher  diese  Erscheinung? 
Ist  es  Nietzsche,  der  uns  verwirrt  hat,  Nietzsche,  der  Um- 
werther, der  Ikonokla.<$t  ?» 

Er  glaubt  sodann  das  durch  eine  Zwischenstufe 
zwischen  dem  Gymnasium  und  der  Universität,  eine  Art 
von  «Obergymnasium»  mit  leichter  Zugänglichkeit,  ver- 
bessern zu  können. 

Der  < Reichsbote >  sagte  dazu: 

«Wenn  erst  die  Universität  noch  mehr  Kreisen  ohne 
genügende  Vorbildung  auf  höheren  Schulen  freigestellt 
wäre,  so  würden  die  Zustände,  welche  Herr  Dr.  Paulsen 
beklagt,  sich  nur  noch  verschlimmern.  Was  derselbe 
beklagt,  ist  ja  nichts  als  der  zersetzende,  sich  über  alles 
hinwegsetzende,  hochmüthige  Kritizismus,  der  sich  zu- 
erst an  der  Religion  übt,  dann  auf  andere  Gebiete  tiber- 
springt und  durch  ein  frühreifes,  blasirtes  Genussleben,  das 
bald  zu  übersättigtem  Pessimismus  führt,  unterstützt  wird. 

Räsonnirt  und  bramabarsirt  hat  die  Jugend  immer, 
aber  während  das  früher  aus  naivem,  jugendlichem  Sturm 
und  Drang  hervorging,  erbebtes  sich  jetzt  aus  einer  fertigen 
naturalistischen  Weltanschauung,  verbunden  mit  über- 
sättigtem, blasirtem  Genussleben  und  dem  bewussten  Ab- 
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fall  vom  Christenthum.  Wenn  der  Mensch  von  der  Reli- 
gion, d.  h.  von  Gott,  abfällt,  verliert  er  den  inneren  und 
äusseren  Halt,  den  Frieden;  innere  Unruhe,  Zweifel, 
Nörgeln,  Unzufriedenheit,  Verbitterung,  die  sich  mit  ver- 
ärgertem Spott  und  revolutionärem  Drang  verbinden, 
bemächtigen  sich  seiner  und  das  alles  reflektirtdann  in  der 
öffentlichen  Meinung,  in  Litteratur  und  Presse.  Dass  Herr 
Paulsen  das  nicht  erkennt,  rührt  offenbar  daher,  dass  er 
selbst  in  den  Abfall  vom  Christenthum  verflochten  ist. 
Findet  unsere  Zeit  nicht  mehr  den  Rückweg  zur  christ- 
lichen Weltanschauung,  dann  verfällt  sie  rettungslos 
dem  revolutionären  Prozess. 

Wie  einst  die  Todtengräber  des  römischen  und  by- 
zantinischen Kaiserthums  wilde  asiatische  Horden  waren, 
so  zeigt  sich  auch  jetzt  wieder  im  östlichen  Asien  eine 
aufwärts  steigende,  gegen  Westen  gerichtete  Völkerbe- 
wegung. Unser  Kaiser  hat  im  Hinblick  darauf  gesagt: 
«Völker  Europas,  schützt  eure  heiligsten  Güter.»  Der 
beste  Schutz  ist  aber  der,  dass  diese  Völker  aus  dem 
göttlichen  Jungbrunnen  des  Christenthums  sich  immer 
wieder  erneuern  und  sich  die  ruhige,  kraftvolle  Ent- 
wicklung sichern,  die  nach  oben  führt,  statt  in  die  Ab- 
gründe nationalistischer  und  revolutionärer  Zersetzung.» 

Nach  Aussen  stand  Deutschland  einem  Kriege  mit 
Frankreich  in  der  Marokkofrage  nahe,  worüber 
wir  unter  «Frankreich»  berichten,  und  mehrten  sich 
die  Anzeichen  eines  künftigen  Konfliktes  mit  England, 
namentlich  durch  eine  Rede  eines  Mitghedes  der  dortigen 
Admiralität,  worüber  unter  «England*  berichtet  wird. 
Es  waren  dies  die  Anfänge  von  Ereignissen,  die  sich  noch 
weiter  entwickeln  werden.  Unsere  Ansicht  darüber  ist  die, 
dass  ein  Separat-Krieg  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich bei  den  jetzigen  militärischen  Verhältnissen  Frank- 
reichs unmöglich,  dagegen  ein  Krieg  zwischen  England 
und  Deutschland,  möglicherweise  unter  Betheiligung  Frank- 
reichs, wahrscheinlich  ist.    Ein  angesehenes  militärisches 
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Fachblatt,  die  «France  militaire»,  enthielt  im  September  so- 
gar einen  Leitartikel,  worin  geradezu  ein  solcher  Eriegsplan 
erörtert  war.  Die  A.  Z.  berichtete  darüber  am  14.  Sep- 
tember mit  einer  Mischung  von  Spott  und  Bitterkeit  fol- 
gendes: 

«Zunächst,  meint  der  französische  Autor,  werde  so- 
fort nach  erfolgter  Kriegserklärung  naturgemäss  die  starke 
englische  Flotte  auf  dem  Plan  erscheinen,  und  ihre  lieber- 
legenheit  Ober  die  deutsche  Seemacht  sei  so  gewaltig, 
dass  diese  sich  in  der  Gesammtheit  gar  nicht  ins  ofifene 
Meer  hinaus  wagen  und  es  selbst  einzelnen  Schiffen  sehr 
schwer  fallen  werde,  die  enge  Blockade  der  britischen 
Geschwader  zu  durchbrechen.  Die  natürliche  und  un- 
mittelbare Folge  dieser  Verdrängung  der  deutschen  Kriegs- 
flotte aus  allen  Gewässern  werde  die  sein,  dass  Frank- 
reich die  Zufuhr  vom  Meere  aus  offen  stehe,  wasj^für 
seinen  Handel  sowohl,  wie  für  die  Versorgung  mit  Lebens- 
mitteln aller  Art  von  der  grössten  Wichtigkeit  sei,  wäh' 
rend  Deutschland,  zwischen  Frankreich  und  dem  verbün- 
deten Russland  eingekeilt  und  bei  der  unsicheren  Hal- 
tung des  grössten  Theils  der  habsburgischen  Monarchie, 
in  der  Hauptsache  für  den  Verlauf  des  Krieges  nur  auf 
die  eigenen  Landesprodukte  angewiesen  sei.  Doch  ausser 
auf  die  Flotte  der  befreundeten  Nation  könne  Frankreich 
auch  noch  auf  Theile  des  enghschen  Landheeres  rechnen. 
Denn  nachdem  England,  wie  angegeben,  die  Seeherrschaft 
gewonnen,  könne  es  ohne  grosse  Mühe  auf  zahlreichen 
eigenen  und  einigen  zur  Verfügung  gestellten  französi- 
schen Truppentransportschiffen  100,000  —  200,000  Mann 
anf  französischem  Boden  landen  und  dieselben  auf  kür- 
zestem Wege  den  Vormarsch  gegen  die  lothringische 
Gränze  antreten  lassen. 

Femer  sei  es  glücklicherweise  eine  Eigenthümlichkeit, 
insbesondere  der  Westküste  von  Schleswig-Holstein,  dass 
sich  hier  zahlreiche,  günstig  gelegene  Landungs-  und 
Ausschiffungsplätze  fänden.  Dagegen  seien  die  Eisen- 
bahnen längs  dieses  Küstenstrichs  nur  eingeleisig.  Und 
von  Dänemark  sei  anzunehmen,  dass  es  eine  abwartende 
Neutralität  beobachten  werde.    Die  Gesammtheit  dieser 
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günstigen  Umstände  müsse  England  wahrnehmen  und 
so  schnell  als  möglich  eine  Armee  an  geeigneter 
Stelle  in  der  Provinz  Schleswig- Holstein  ans 
Land  werfen.  Deutscherseits  sei  zu  diesem  Zeitpunkt 
auf  keinen  ernsten  Widerstand  zu  rechnen,  da  die,  voraus- 
sichtlich bei  Hamburg,  sich  versammelnden  Reserve-Divisio- 
nen auf  den  eingeleisigen  Bahnen  nicht  so  schnell  in  die  vom 
Feinde  bedrohten  Abschnitte  gelangen  könnten.  Das  zu  er- 
hoffende Resultat  dieser  glücklichen  und  unvermuthe- 
ten  (I)  Offensive  der  britischen  Land-  und  Seestreitkräfte 
werde  darin  bestehen,  dass  es  gelingen  dürfte,  die  in  Kiel 
eingeschlossenen  Kriegsschiffe  fortzunehmen,  was  um  so 
leichter  zu  erreichen  sein  müsse,  als  Kiel,  wenigstens  bis 
in  die  neueste  Zeit  hinein,  von  der  Landseite  aus  nicht 
befestigt  sei.  Allerdings  müsse  mit  der  Möglichkeit 
gerechnet  werden,  dass  die  nach  und  nach  in  starker 
Zahl  bei  Hamburg,  Kiel  und  Brunsbüttel  zusammenge- 
zogenen deutschen  Landtrupp^n  sich  der  englischen  In- 
vasionsarmee entgegenstellen  und  diese,  wenn  auch  wohl 
erst  nach  hartem  Kampf,  aus  ihren  festen  Stellungen,  die 
sie  sich  geschaffen  haben,  zurückwerfen  werden.  Dasei  es 
natürlich  Sache  der  britischen  Heeresleitung,  rechtzeitig 
Massnahmen  zu  treffen,  dass  das  Landungskorps  unge- 
fährdet die  Transportschiffe  wieder  erreiche  und  nicht 
etwa  dem  an  Zahl  voraussichtlich  überlegenen  Gegner  in 
die  Hände  falle. 

In  jedem  Falle  aber  werde,  so  schliesst  der  eigen- 
artige Artikel  der  France  militaire,  «das  herrliche 
Deutschland  durch  dies  gleichzeitige  konzentrische 
Vorgehen  der  Verbündeten  und  der  Freunde  Frankreichs 
vom  Westen,  vom  Osten  und  vom  Norden  her,  wie  ein 
gewöhnlicher  madagassischer  Stamm  erdrückt 
werden,  ein  Verfahren,  das  General  Liautey  in  seinem 
beachtenswerthen  Werke  über  Madagaskar  so  warm  an- 
empfohlen habe». 

Die  Engländer  werden  sich  für  die  Hauptrolle,  die 
ihnen  bei  diesem  künftigen  Allianzkriege  zugemuthet  wird, 
bedanken;  das  liegt  nicht  in  ihren  Traditionen  und  ihrem 
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Temperament.  Für  Frankreich  sind  aber  solche  Publikatio- 
nen gefährlich. 

Im  August  und  Anfang  September  fand  ein  sehr 
demonstrativer  Besuch  der  englischen  Flotte  in  der 
Ostsee  statt,  wie  um  zu  zeigen,  dass  dieselbe  allfällig 
den  W^  auch  dahin  zu  finden  wisse  und  dieses  Meer 
keinenfalls  als  ein  «geschlossenes»  betrachte,  was  einzelne 
deutsche  Blätter  zu  behaupten  gewagt  hatten.  Der  Em- 
pfang durch^die  deutsche  Flotte  in  Stettin,  Swinemünde 
und  Danzig,  und  die  dabei  gewechselten  Reden  glichen 
schon  ganz  den  übUchen  BegrQssungen  der  Gladiatoren 
vor  dem  Kampf.  Nach  diesen  Vorspielen  folgten  dann  im 
Herbst  d.  J.  plötzlich  die  Enthüllungen  des  t  Matin » 
über  einen  Kriegsplan,  welchen  der  französische  Mi- 
nister des  Auswärtigen,  Delcass^,  vermuthlich  direkt 
mit  dem  englischen  König  besprochen  haben  sollte,  was 
ein  ungeheures  Zeitungsgerede  mit  den  üblichen  offi- 
ziellen Abläugnungen  und  inoffiziellen  Wahrscheinlich- 
keitsbeweisen zur  Folge  hatte.  Was  daraus  als  dauernde 
Folge  übrig  blieb,  war  eine  dauernde  Verstimmung 
zwischen  Deutschland  und  England  und  die  Ueberzeugung, 
die  übrigens  schon  vorher  bestand,  dass  in  Frankreich  die 
Reklamation  von  Elsass  und  Lothringen  nicht  aufgegeben 
sei,    welcher  Deutschland    unmöglich   entsprechen   kann. 

Es  würde  auch  wenig  helfen.  Aus  einem  Artikel 
des  Prof.  Dicey  im  «Empire  Review»  vom  Oktober  d.  J. 
ergab  sich  vielmehr,  dass  der  französische  Staatsmann 
Clemenceau  in  einem  Gespräche  mit  ihm  auch  noch  das 
linke  Rheinufer  verlangte  und  Deutschland  auf  Entschädi- 
gungen in  Oesterreich  verwies.  Das  war  auch  der  Gedanke 
Napoleons  III.,  aus  welchem  der  Krieg  von  1870  ent- 
sprang. Solange  es  einen  ungesunden  französischen  Chau- 
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vinismus  neben  dem  gesunden  Patriotismus  gibt,  wird 
er  immer  die  Rheingränze,  Belgien  (solange  es  nicht  mit 
Holland  wieder  sich  vereinigt  hat),  Genf  und  Wallis  als 
«natürliche  Gränzen»  Frankreichs  beanspruchen  und  jede 
Cession  nur  als  eine  Abschlagszahhmg  ansehen.  Seit- 
dem dieserArtikel  geschrieben  wurde,  ist  auch  der  englisch- 
japanische Bund  bekannt  geworden,  von  welchem  wir 
unter  «England»  sprechen.  Entgegen  dem  augenblick- 
lichen Anschein  sind  wir  der  Meinung,  dass  dieser  eng- 
lisch-japanische Bund  von  nicht  sehr  langer  Dauer,  vor- 
läufig aber  von  keinen  guten  Folgen  für  Europa  sein  werde. 
Zunächst  hat  er  die  klare  Folge,  Deutschland  enger  mit 
Russland  zu  verbinden  und  vielleicht  auch  selbst  Frank- 
reich zeitweise  auf  diese  Seite  hinüber  zu  treiben,  was  für 
uns  zwar  sehr  wünschbar  wäre.  In  diesem  Falle  wäre  für 
England  durch  denselben  nur  die  ^splendid  isolation»  in 
Europa  wiederhergestellt,  in  der  es  sich  längere  Zeit  be- 
fand, und  auch  Amerika  wird  schwerlich  von  diesem 
neuen  und  fast  allzu  accentuirten  Schachzuge  der  eng- 
lischen Politik  sehr  erfreut  sein. 

Für  Deutschland  aber  ist  der  Gegensatz  und  die  Ge- 
fahr eines  Krieges  mit  England  dadurch  bedeutend  ge- 
wachsen ;  das  ist  vorläufig  das  Gewisseste.  Für  die  inneren 
Verhältnisse  Deutschlands  hat  es  vermehrte  Rüstungen, 
eine  grosse  und  rasche  Vermehrung  namentlich  der  Flotte 
und  daher  gewaltige  Ausgaben  zur  Folge,  denen  die  jetzigen 
Reichsfinanzverhältnisse  nicht  gewachsen  sind.') 

Einen  wirklichen  und  bisher  noch  unentschiedenen 
Krieg  führte  das  Reich  in  Westafrika  fort  gegen  die  auf- 

')  Vergleiche  hierüber  eine  Auseinandersetzung  derselben 
auf  pag.  305  und  bei  unsern  «Finauzen». 
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stfindischen  Hereros ').  Der  General  von  Trotha  scheint 
denselben  einigermassen  im  Styl  des  Nietzsche'schen 
Uehermensehenthums  zu  führen,  das  dort,  vorläufig 
gegen  schwarze  Menschen,  zur  praktischen  Anwendung 
kommt.  Das  Ende  dieser  Kriegführung  kann  nur  eine 
Ausrottung  der  Eingeborenen  sein.  Eine  Broschüre  eines 
Ingenieurs  Alexand(T  Kuhn  sagt  darüber  folgendes  Be- 
beherzigungswerthe : 

■  Der  einzige  gangbare  Weg,  um  aus  den  Einge- 
borenen gesittene  Menschen,  erwerbsfähige  Arbeiter  und 
wohlgesinnte  Staatsbürger  zu  machen,  die  sich  mit  Stolz 
als  Zugeliürige  zum  Deutschen  Reiche  fühlen  sollen,  ist 
der  von  den  Amerikanern  beschrittene :  bei  den  Kindern 
mit  der  Erziehung  zur  Arbeit  und  zu  räsonabler  Ge- 
sinnung anzufangen  und  durch  die  heranwachsende  Gene 
ration  auf  die  al)sterbende  zurückzuwirken,  soweit  es 
noch  möglich  ist.  Wir  können  nicht  daran  denken,  durch 
Zwang  und  Gewalt  ein  Volk  von  Heloten  aus  ihnen  zu 
machen,  denn  wir  sind  nicht  idlein  in  Afrika. 

Dass  aus  allen  unseren  Eingeborenen  im  Schutzge- 
biete nützliche  Menschen  gemacht  werden  können, 
mochte  ich  fest  behaupten.  Ich  hatte  im  Jahre  1901  bei 
den  Schürfarbeiten  in  Hatsamas  durch  etwa  ein  Viertel- 
jahr .stets  zwischen  40  und  5(3  eingeborene  Arbeiter,  von 
denen  ungefähr  die  Hälfte  häufig  wechselte.  Es  waren 
Bergdamara,  Hereros,  einige  Buschmänner  und  Hotten- 
totten. Sie  stellten  sich  ohne  Ausnahme  sehr  geschickt 
an  und  hatten  meist  eine  erstaunlich  rasche  Auffassung 
für  HandwxTkergriffe.  Alle  unsereFarbigen  stehen  an  Intel- 
ligenz entschieden  über  den  amerikanischen  Indianern. 

Ebenso  wichtig  als  die  Erziehung  der  männlichen 
Jugend  zu  selbständigem  Erwerb  und  gesittetem  Leben, 
ja  in  mancher  Hinsicht  fast  noch  wichtiger  ist  die  Er- 
ziehung der  weiblichen  Jugend  zu  sittlich  empfindenden 
Müttern  und  wirthschaftlichen  gesitteten  Hausfrauen.  Die 
künftigen  Mütter,  das  ist  die  Stelle,  wo  mit  der  Hebung 

'j  Vergl.  letztjährigen  Bericht  pag.  517. 
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■ 

so  verkommener  und  entarteter  Stämme,  wie  es  die 
Eingeborenen  Deutsch-Südwestafrikas  heute  sind,  zu  be- 
ginnen sein  wird.  Der  Kulturgrad  des  Weibes  bestimmt 
den  Kulturgrad  des  ganzen  Volkes.  In  welch'  hohem 
Masse  dies  der  Fall  ist,  ersieht  man  im  Schutzgebiete 
an  den  Fällen,  wo  Weisse  eingeborene  Frauen  genommen 
haben.  Nicht  der  Mann  zieht  dann  das  Weib  zu  seiner 
Lebenshaltung  empor,  sondern  das  Weib  zieht  den  Mann 
zu  der  ihrigen  herab.» 

Wenn  man  aber  so  etwas  beherzigen  will,  so  miiss  man 

nicht  sittlich  verdorbene  Leute  in  die  Kolonien  schicken, 

welche  die  dortigen  Frauen  noch  mehr  herunterbringen, 

wie  es  in  einzelnen  Fällen  geschehen  ist.') 

*)  Eine  pessimistische  Auffassung  der  deutschen 
Kolonial  Verhältnisse  ist  unter  dem  Titel  «Deutsche  Kolonial- 
reform» in  diesem  Jahre  erschienen.  Eine  günstigere 
Beurtheilung  erfuhr  das  deutsche  Kolonialwesen  in  dem 
Pariser-Temps,  wo  ein  Herr  Henri  Hauser  zu  dem  Schlüsse 
gelangte,  «dass  die  deutschen  Kolonien  eiaen  unbedeutenden 
Wei-th  haben  als  Auswanderungskolonieu,  einen  mittelmässigen 
als  Handelskolonien  und  als  Absatzquellen  für  die  Industrie, 
eine  ernste  Bedeutung  als  Plantagenkolonien.  Diese  Würdi- 
gung rechtfertigt  das  Interesse,  welches  Deutschland  seinem 
überseeischen  Besitz  entgegenbringt.»  Ein  Votum  des  General- 
lieutenants z.  D.  Liebert  in  München  enthielt  dagegen  eine 
ganz  Nietzsche's  würdige  Auffassung  der  Dinge  Eine  Notiz 
der  A.  Z.  darüber  lautet  wie  folgt:  «Es  wird  u.  A.  die  Ver- 
breitung der  deutschen  Sprache  in  den  Kolonien  empfohlen, 
Generallieutenant  z.  D.  Liebert  trat  dieser  Erklärung  entgegen. 
Man  müsse  den  Eingeborenen  in  unseren  Kolonien  zeigen, 
dass  wir  ein  Herrenvolk  seien  und  eine  Sprache  sprechen, 
deren  Erlernung  ihnen  unmöglich  sei.  (Unruhe.)  Es  liege  gar 
nicht  in  unserem  Interesse,  die  deutsche  Sprache  in  unseren 
Kolonien  zu  verbreiten.  (Widerspruch.)  Diesen  Ausfühnmgen 
wurde  von  mehreren  anderen  Rednern  mit  grosser  Entschie- 
denheit entgegengetreten.  Die  Verbreitung  der  deutschen 
Sprache  in  den  Kolonien  sei  das  erste  Erforderniss  und  im 
nationalen  Interesse  dringend  geboten.  Auf  die  Frage  des 
Herzogs  Johann  Albrecht  zu  Mecklenburg,  wer  gegen  die  Ver- 
breitung der  deutschen  Sprache  sei,  erhob  sich  keine  Hand. 
Die  Erklärung  zu  Gunsten  der  Ausbreitung  der  deutschen 
Sprache  in  den  Kolonien  war  also  einstimmig  angenommen.» 
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Wesentlicher  vorderhand,  als  diese  äusseren  Angele- 
genheiten, war  der  innere  Krieg  im  deutschen  Reiche 
gegen  einige  staatsfeindliche  Gewalten.  Vor  allem  die 
Polen  in  den  Gränzbezirken,  deren  Agitation  (muth- 
masslich  in  Folge  der  Aussichten,  welche  sich  in  Oester- 
reich  für  eine  Art  von  Wiederherstellung  Polens  zu  er- 
öffnen scheinen)  in  der  jüngsten  Zeit  überhaupt  sehr  be- 
deutend zugenommen  hat.  Auch  die  polnische  Geschichts- 
forschung hat  in  neuerer  Zeit  angefangen,  in  diesem 
Sinne  zu  arbeiten,  wobei  besonders  ein  Werk  des 
Lemberger  Historikers  v.  Ketrzynski  zu  erwähnen  ist,  das 
ein  eigenthcbes  Pamphlet  gegen  den  deutschen  Orden 
genannt  werden  kann.  Eine  populäre  Darstellung  dieser 
polnischen  Verhältnisse  enthält  der  Roman  «das  schla- 
fende Heer»  von  Klara  Viebig.  Zu  ändern  ist  an  dieser 
Sachlage  nichts;  das  Verbrechen  derTheilung  von  Polen, 
wozu  der  dissolute  Zustand  dieses  Reiches  allerdings 
grosse  Veranlassung  gab,  kann  nicht  ungeschehen  ge- 
macht werden.  Die  «Sühne»  würde  in  einer  vernünftigen 
Erziehung  des  polnischen  Volkes  zu  Kultur  und  Wohl- 
stand hegen,  ohne  ihm  sein  letztes,  die  Sprache,  zu 
rauben.  Dass  die  preussische  Regierung,  als  solche, 
hiezu  den  guten  Willen  besitzt,  scheint  uns  nicht  zweifel* 
haft;  ob  aber  alle  deutschen  Gutsbesitzer  in  den  Gränz- 
ländem  von  dem  gleichen  Geiste  beseelt  und  überhaupt 
die  richtigen  «Kulturträger»  sind,  das  ist  uns  —  aus 
eigener  Anschauung  —  ungewiss.  Die  Entschuldigung 
für  die  Unterdrückung  eines  Volksthums  liegt  einzig  in 
seiner  wahrhaften  Hebung  zu  einer  höheren  Kulturstufe. 

Mit  der  katholischen  Kirch  e  unterhält  die  deutsche 
Reiebsregienmg  ein  Verhältniss,  das  beständig,  schon  seit 
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dem  Beginn  des  deutschen  Reiches,  zwischen  den  Extremen 
einer  etwas  starken  Betonung  der  Staatsmacht,  und  wieder 
einer  übermässigen  Freundlichkeit,  hin  und  her  schwankt. 
Schon  der  erste  Kanzler  des  deutschen  Reichs  musste 
sein  stolzes  Wort  «nach  Canossa  gehen  wir  nicht»  modi- 
fiziren  und  einen  päpstlichen  Orden  annehmen ;  in  diesem 
Jahre  wurde  ein  solcher  sogar  dem  Kaiser  selbst  in 
Metz  mit  der  folgenden  Ansj)rache  des  Kardinals  Kopp 
übergeben,  wogegen  derselbe  dann  m  einer  in  Gnesen  ge- 
haltenen Rede  sich  über  die  grosse  Freundschaft,  die 
zwischen  ihm  und  dem  Papste  Leo  XIII.  bestanden  habe, 
in  einer  für  das  protestantische  Gefühl  etwas  zu  stark 
klingenden  Weise  aussprach.  Die  Ans])rache  des  Kardi- 
nals lautete: 

«Zum  zweiten  Male  geruhen  Euere  Majestät  mich  in 
der  alten  Reichsfeste  zu  em])fangeu.  Das  erste  Mal 
sandte  mich  der  verewigte  Papst  Leo  XIII.  als  Vertreter 
zu  der  hehren  Feier,  in  der  Euere  Majestät  das  pra<'lit- 
volle  Portal  der  Kathedrale  übergaben,  das  Ihre  aller- 
höchste, kunstsinnige  Munilizenz  geschaffen  hat.  Heute 
ist  es  die  Kirche  von  Jerusalem,  die  mich  zu  Euerer 
Majestät  schickt.  Seit  dem  Tage,  an  welchem  Euere 
Majestät  sie  an  den  heiligsten  Stätten  der  Christenheit 
grüssten,  hat  ein  zartes  Band  Euere  Majestät  und  jene 
Kirche  umschlungen.  Unvergesslich  bleiben  die  erhe- 
benden Aeusserungen  und  Kundgebungen  religiöser  Ge- 
sinnung, durch  die  Euere  Majestät  die  orientalische  Christen- 
heit erbauten  und  begeisterten.  Tief  in  das  Herz  des 
greisen  Oberhirten  der  Kriche  in  Jerusalem  gruben  sieh 
die  Huldbevveise  ein,  die  Euere  Majestät  ihm  und  seiner 
Kirche  widmeten.  Den  Höhepunkt  der  Freude  bildete  aber 
die  hochherzige  Schenkung  der  Dormitio  Sanctae  Mariae 
Virginis,  durch  die  Euere  Majestät  den  deutschen  Katho- 
liken eine  Heimstätte  an  den  heiligen   Orten  bereiteten. 

Voll  tiefer  Ehrfurcht  und  innigsten  Dankgefühls  suchte 
der  Patriarch  Piavi  ein  neues  Band,   ein  neues  Glied  an 
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der  Kette,  die  Euere  Majestät  mit  den  heiligen  Stätten 
verbinden.  Das  Höchste,  was  zur  Verfügung  stand,  war 
der  Orden  der  Ritterschaft  vom  heiligen  Grabe.  Und 
dahin  ging  sein  Sinnen  und  Trachten  beständig,  durch 
die  höchste  Würde  dieses  Ordens  jene  Tage  der  kaiser- 
lichen Pilgerfahrt  unvergesslich  zu  machen.  Unter  freu- 
diger Zustimmung  des  jetzigen  Papstes  Pius  X.  und  von 
diesem  ermuntert  traf  Patriarch  Piavi  alle  Vorbereitungen, 
um  den  Gedanken,  der  lautere  Pietät  und  Dankbarkeit 
erweckt,  zur  Ausführung  zu  bringen.  Dann  schrieb  er 
am  5.  Januar  1905  und  bat  mich  in  rührenden,  eindring- 
lichen Worten,  der  Dolmetsch  seiner  Gesinnungen  und  Ge- 
fühle ftir  Euere  Majestät  zu  sein  und  im  Beisein  zweier 
Delegirten  des  Ordens  dessen  Insignien  Euerer  Majestät 
zu  Oberreichen.  Es  war  das  letzte  Werk  des  treuherzigen 
Mannes,  denn  nach  zwanzig  Tagen  schloss  er  seine  Augen 
auf  immer.  Euere  Majestät  wissen  und  haben  nicht  nur 
einmal  erfahren,  mit  welcher  Anhänglichkeit  an  Ihre 
erhabene  Person  die  treue  Seele  erfüllt  war,  die  sich  am 
25.  Januar  1905  der  sterblichen  Hülle  entwand. 

So  stehe  ich  heute  vor  Euerer  Majestät,  um  das 
Testament  des  verewigten  Patriarchen  zu  vollziehen.  Zu 
ihrem  grössten  Bedauern  war  es  den  von  ihm  bestimmten 
Delegirten  unmöglich,  dieser  Ehrenfeier  beizuwohnen; 
sie  bitten  Euere  Majestät  um  Nachsicht  und  legen  ehr- 
furchtsvolle Huldigungen  Euerer  Majestät  zu  Füssen. 
Wollen  Euere  Majestät  Diplom  und  Insignien  des  Gross- 
kreuzes des  Ordens  vom  heiligen  Grabe,  die  der  Ordens- 
kurier Graf  Agliardi  überbracht  hat,  huldvollst  annehmen, 
aLs  neue  Erinnerung  an  jene  herrhche  Jerusalempilger- 
£ahrt,  als  Krönung  der  hohen  Idee,  die  Euere  Majestät 
in  der  hochherzigen  Schenkung  der  Dormitio  Sanctae 
Mariae  Virginis  niedergelegt  haben,  und  als  letzte  Hul- 
digung des  sterbenden  Patriarchen  Piavi,  für  den  ich 
Euere  Majestät  um  stilles  Gedenken  bitte.» 

Wir  verkennen  unsererseits  die  Schwierigkeiten 
nicht,  welche  der  deutschen  Regierung  in  ihrem  Lande  mit 
starker   katholischer   Bevölkerung  und    bei  der  jetzigen 


352  Jahresbericht  1905. 

Machtstellung  des  deutschen  Centrums  im  Reichstage 
entgegenstehen.  Sie  sind  in  Preussen  speziell  die  Erb- 
schaft zahlreicher  Fehler,  die  in  dem  Verhalten  gegen  die 
katholische  Kirche  schon  von  früheren  Regierungen  und 
ganz  besonders  von  der  letzten  «Kulturkampf-Kampagne» 
Bismarcks  (die  derselbe  zwar  nachträglich  ganz  dem  Mi- 
nister Falk  aufzubürden  suchte)  begangen  worden  sind.  Das 
lässt  sich  nicht  sofort  verbessern.  Aber  ein  ganz  Weniges 
mehr  von  RQckensteifigkeit  gegen  die  Kirche  könnte  mit 
einer  absoluten  Gerechtigkeit  gegen  dieselbe  wohl  ver- 
einbart werden  und  die  Gnesener-Rede  dieses  Jahres, 
sowie  die  theil  weise  Aufhebung  des  Jesuitengesetzes 
im  letzten  ging  unseres  Erachtens  ober  die  richtige 
Gränzlinie  hinaus. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Sozialismus, 
welcher  bei  seiner  starken  Organisation  in  Deutschland 
für  dessen  Regierung  nicht  geringere  Schwierigkeiten  dar- 
bietet. Auch  hier  ist  Festigkeit  in  den  Grundsätzen  und 
volle  Gerechtigkeit,  wo  es  sich  um  dieselbe  handelt,  die 
beste  und  allein  auf  die  Dauer  durchführbare  Politik. 
Veranlassung  zu  einer  solchen  Probe  bot  in  diesem  Jahre 
ein  gewaltiger  Streik  der  Bergarbeiter  des  Ruhrgfebiets, 
der  zeitweilig  zu  einer  eigentlichen  Staatsgefahr  auszu- 
arten schien,  gegen  die  der  bekannte  Abgeordnete  von 
Bodelschwingh  sogar  schon  die  Uebernahme  der  Berg- 
werke durch  den  Staat  zu  beantragen  beabsichtigte. 

Man  hatte  in  den  unbetheihgten  Ländern  das  Gefühl, 
dass  die  Forderungen  der  Bergleute  nicht  ganz  unberech- 
tigt seien.  Dieselben  bezogen  sich  im  Wesentlichen  auf  fol- 
gende Fragen,  welche  von  den  sozialistischen  Abgeordneten 
des  Reichstags  an  den  Reichskanzler  gerichtet  wurden: 

«Ist  dem  Herrn  Reichskanzler  bekannt,  dass  die 
Werkbesitzer  im  Ruhrkohlenbezirk 


Auswärtige  Verhältnisse.    Deutschland.  353 

1.  systematisch  die  zum  Schutze  der  Arbeiter  in  der 
Beichsgewerbeordnung  festgelegten  und  auch  ftir  die 
Bergarbeiter  gültigen  Bestimmungen  umgehen  und  sogar 
eine  förmliche  Organisation  zur  Verrufserklärung  unbe- 
quemer Arbeiter  geschlossen  haben; 

2.  die  reichsgesetzlichen  Vorschriften  über  den  Arbeits- 
vertrag thatsächlich  ausser  Wirkung  setzen,  die  Atrheits- 
ordnung  willkürlich  anwenden  und  dadurch  fortgesetzt 
Kontraktbruch  verüben; 

3.  durch  das  «Nullen»  der  Kohlenwagen  den  Arbeiter 
um  einen  Theil  seines  verdienten  Lohnes  betrügen; 

4.  durch  die  Verkaufsorganisation  des  Kohlensyndi- 
kats ohne  Berücksichtigung  der  Industrie  und  der  all- 
gemeinen VolksbedOrfnisse  die  Kohlenpreise  systematisch 
hinaufschrauben  und,  um  dieses  in  höherem  Masse  zu 
erreichen,  alles  gethan  haben,  was  den  Ausbruch  des 
Bergarbeiterstreiks  zur  Folge  haben  musste.  Welche 
Massnahmen  gedenkt  der  Herr  Reichskanzler  gegenüber 
diesen  Vorgängen  zum  Schutze  der  Arbeiter  sowie  des 
Kohlenverbrauches  zu  ergreifen?» 

Die  Organisation  der  Bergleute  hatte  folgenden,  recht 
massigen  Aufruf  an  ihre  Genossen  erlassen: 

cKameraden!  Wir  sind  nunmehr  in  einen  schweren 
wirthschaftlichen  Kampf  um  die  Rechte  der  gesammten 
Bergarbeiterschaft  eingetreten.  Mit  beispielloser  Einig- 
keit fordern  die  Kameraden  aller  Verbände  die  Aner- 
kennung der  Arbeiterrechte!  Nur  Gerechtigkeit  wollen 
wir,  wir  wollen  keine  Vorrechte,  wir  verlangen  nicht 
Unerfüllbares!  Kameraden,  nun  der  organisirte  Kampf 
von  den  Organisationen  geführt  wird,  heisst  es  strenge 
Disziplin  halten,  jede,  auch  die  geringste  Ausschreitung 
zu  verhindern.  Belästigt  keine  Arbeitswilligen,  haltet 
streng  die  öffentliche  Ordnung  aufrecht!  Keinerlei  An- 
sanunlong  vor  den  Zechen  und  auf  den  Strassen !  Meidet 
strenge  den  Alkohol,  denn  er  ist  unser  schlimmster  Feind. 
Bildet  selbst  Euere  Polizei,  sorgt  überall  für  Ordnungs- 
mannschaften zur  Unterstützung  der  Behörden.  Je  ruhiger 
wir  den  uns  aufgezwungenen  Kampf  führen,  desto  mehr 
sympathisirt  die  Oeifentlichkeit  mit  uns.  Die  Zechenpresse 
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ruft  Dach  Militär.  Zeigen  wir  durch  musterhafte  Ordnung, 
dass  die  Ruhrbergleute  gesittete  Staatsbürger  sind,  die 
aber  gewillt  sind,  einmüthig  und  geschlossen  den  Kampf 
für  ihre  Besserstellung  durchzuführen.  Unsere  Parole 
lautet  darum:  Unbedingte  Einigkeit  und  entschlossene 
Ruhe ! 

Unser  Kampf  ist  eine  rein  bergmännische  Ange- 
legenheit und  muss  von  rein  gewerkschaftlichem  Ge- 
sichtspunkte geführt  werden.  Wir  weisen  die  Einmi- 
schung irgend  welcher  Faktoren  zurück.  Nur  Einigkeit 
führt  uns  zum  Ziele,  wir  wollen  sein  ein  einig  Volk  von 
Brüdern,  in  keiner  Noth  uns  trennen  noch  Gefahr!» 

Der  damalige  preussische  Handelsminister  von  Möller 
anerkannte  in  einer  Rede  vom  März  d.  J.  ausdrücklich, 
und  nach  vorgenommener  Enquete,  die  Berechtigung  eines 
Theils  der  Reklamationen  und  versprach  Abhülfe  durch 
ein  neues  Berggesetz.  Hartnäckiger  verhielten  sich  die 
Bergwerksbesitzer,  die  sich  auch  eine  Organisation  kräf- 
tigster Art  geschaffen  hatten,  und  es  zeigt  sich  hier  ein- 
mal deutlich  für  alle  die,  welche  noch  sehen  wollen  und 
können,  wohin  die  «Arbeiterorganisation»  und  das  «Klassen- 
bewusstsein»  zuletzt  führt.  Nämlich  zu  der  Gegen  Orga- 
nisation, die,  wenigstens  in  unseren  Ländern,  stets  bei 
weitem  mächtiger  sein  wird,  und  dann  der  Humanität  auch 
der  einzelnen  Kapitalbesitzer  wirksam  Schranken  setzt. 
Wenn  man  das  Kapital  beständig  als  den  «Feind»  der  Ar- 
beit entgegenstellt,  so  betrachtet  es  sich  schliesslich  auch 
als  solchen  und  handelt  darnach,  und  wenn  es  sich  dann 
dabei  organisirt,  so  ist  es  kräftiger  als  alle  Arbeiteror- 
ganisationen es  in  unserem  jetzigen  Staate  sind.  Denselben 
bleibt  dann  nur  noch  übrig  —  die  Revolution  gegen  den 
Staat  selbst.  Das  ist  aber  ein  noch  aussichtsloseres 
Unternehmen  als  die  grossen  «Streiks»,  mit  deren  Aus- 
sichten die  Arbeiter  lange  Zeit  getäuscht   worden   sind, 
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bis  jetzt  endlich  ihren  Führern  dafür  die  Augen 
aufgehen,  dass  ein  Streik  nur  hilft,  wenn  er  auf  keine, 
oder  eine  zu  schwache  Gegenorganisation  trifft.  Die 
Arbeiter  im  Ruhrgebiet,  die  schliesslich  die  Arbeit  nach 
kaum  einem  Monat  wieder  aufzunehmen  durch  die  Noth 
gezwungen  waren,  ohne  etwas  anderes,  als  gut  ge- 
meinte Versprechungen  der  Regierung  erlangt  zu  haben, 
trotzdem  die  öffentliche  Meinung  ziemlich  allgemein  auf 
ihrer  Seite  stand,  werden  daraus  zu  lernen  haben,  dass 
sie  den  guten  Willen  und  die  brüderliche  Theilnahme 
der  andern  «Klassen»  doch  noch  brauchen  und  nicht  be- 
ständig nur  nach  dem  «Klassenkampf»  gegen  dieselben 
rufen  dürfen,  wenn  sie  ihn  nicht  schliesslich,  zu  ihrem 
eigenen  grössten  Schaden,  auch  haben  wollen. 

Bei  den  Bergwerksinhabern  zeigt«  sich  wieder  die 
Erfahrung,  dass  Aktiengesellschaften  kein  Herz,  sondern 
nur  einen  sehr  verdauungsfähigen  und  stets  nach  Mehr 
gierigen  Magen  haben  und  dass  (wie  bei  den  ehemaligen 
Sklavenhaltern  Amerika's)  die  aus  den  Kreisen  der  Ar- 
beiter selbst  emporgestiegenen  Aufseher,  die  durch  Tan- 
tiemen am  Ertrag  interessirt  sind,  die  grausamsten  Werk- 
zeuge der  Macht  sind. 

Ohne  gegenseitige  aufrichtige  Theilnahme  und  Mit- 
arbeit aller  Klassen  sind  die  « sozialen  Fragen »  der 
Gegenwart  nicht  zu  lösen.  Jedes  einseitige  Vorgehen 
führt  nur  zur  Verschärfung  derselben  und  noch  grösserer 

Noth. 

Eine  Deutschland  ganz  eigenthümliche  Schwierigkeit 
sind  die  kaiserlichen  Reden.  Nicht  etwa  die, 
wie  gewöhnlich ,  ziemlich  nichtssagenden  Thronreden, 
sondern  die  Ansprachen,  welche  das  Reichsoberhaupt 
ziemlich   häufig,   bei   irgend   einer  Gelegenheit   und   oft 
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ganz  unvermuthet,  über  die  verschiedensten  Dinge 
an  verschiedene  Kreise  richtet  und  die  nachher  natür- 
lich Gegenstand  weitester  Verbreitung  werden.  Es 
ist  selbstverständlich,  dass  es  auch  einem  konstitutio- 
nirten  Herrscher  zusteht,  sich  um  alle  Verhältnisse  seines 
Reiches  intensiv  zu  bekümmern  und  darüber  seine 
Meinungen  auch  hören  zu  lassen ;  man  würde  sich  sogar 
in  Deutschland  kaum  damit  begnügen,  wenn  man  von 
ihm  nichts  Anderes  hörte,  als  dass  er  diese  und  jene 
Reise  gemacht  habe,  oder  dass  die  Schneider  aller 
Kulturstaaten  von  seiner  Toilette  Notiz  genommen  hätten. 
Dagegen  ist  unseres  Erachtens  das  herkömmlich  ge- 
wordene Gerede  von  der  «impulsiven  Natur»  des  deutschen 
Monaichen  abzulehnen.  Eine  solche  darf  es  nicht  geben ; 
beziehungsweise  darf  man  annehmen,  dass  alle  seine 
auf  die  Oeffentlichkeit  berechneten  Aeusserungen  nicht 
Gegenstand  einer  momentanen  Stimmung,  sondern  Aus- 
druck einer  dauernden  Gesinnung  seien,  und  sie  darnach 
beurtheilen.  Zu  den  besten  dieser  gelegenheitlichen  An- 
sprachen gehörte  eine  solche  vom  März  dieses  Jahres 
bei  Anlass  der  Enthüllung  eines  Kaiser-Friedrich-Denk- 
mals in  Bremen.    Sie  lautete: 

«Mein  verehrter  Herr  Bürgermeister!  Wollen  Sie 
mir  gestatten,  dass  ich  tiefbewegten  Herzens  zunächst 
eine  Sohnesptiicht  erfülle,  indem  ich  meinen  von  Herzen 
kommenden  Dank  Ihnen  ausspreche,  dass  Sie  mir  den 
Wunsch  Ihrer  Landsleute  übermittelt  haben,  Theilnehmer 
zu  sein  an  dem  heutigen  festlichen  Tage  und  beizuwohnen 
der  Enthüllung  dieses  einzigartigen,  herrlichen  Standbildes, 
das  die  freie  Hansastadt  Bremen  meinem  seligen  Vater 
gesetzt  hat.  Ich  kann  wohl  sagen,  dass  es  mich  auf  das 
Tiefste  bewegt  hat,  wie  ich  heute  die  Menschenmassen 
mit  meinen  Augen  überflog,  daran  zu  denken,  dass  der 
frühere  preussische  Kronprinz,  der  nachmalige  erste  Krön- 
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prinz  des  Deutschen  Reiches  und  schliesslich  zweiter  Hohen- 
zoUemkaiser  so  in  einer  freien,  deutschen  Stadt  gefeiert 
werden  konnte,  gleichsam  als  ob  er  hier  zu  Hause  wäre, 
ein  Beweis  dafür,  wie  seine  Gestalt,  ebenso  wie  die  seines 
erlauchten  grossen  Vaters  ein  Gemeingut  unseres  ge- 
sammten  deutschen  Volkes  geworden  ist. 

Ich  danke  von  Herzen,  dass  die  Stadt  Bremen  meinen 
Vater  und  sein  Andenken  in  dieser  herrlichen  Weise  ge- 
ehrt hat.  Sie  haben  ein  Kunstwerk  geschaifen,  wie  wenige 
in  deutschen  Landen  stehen,  und  ich  bin  fest  überzeugt, 
dass  noch  in  späteren  Generationen  die  ganze  machtvolle 
Persönlichkeit,  dann  schon  vom  Glanz  der  Sage  umwoben, 
durch  dieses  Standbild  dem  Herzen  des  Volkes  näher  ge- 
bracht werden  wird,  und  dass  die  von  Vater  auf  Sohn 
sich  folgenden  Generationen  der  Bremenser  niemals  den 
zweiten  Kaiser  vergessen  werden,  dessen  erhabene  Sieg- 
friedsgestalt die  deutschen  Heere  zu  Siegen  führte,  denen 
wir  die  Einheit  verdanken. 

Und  so  stehen  nun  mein  Grossvater  und  mein  Vater 
in  herrlichen  Standbildern  in  dieser  treuen  deutschen 
Stadt  und  bilden  Marksteine  für  die  Geschichte  unseres 
Vaterlandes  sowohl  wie  der  Stadt  Bremen.  Wahrlich, 
der  geschichtUche  Rückblick,  den  Sie  die  Güte  hatten, 
uns  eben  zu  geben,  zeigt  uns  in  grossartiger  Weise  die 
Fügung  Gottes  und  die  Gnade,  die  die  Vorsehung  mit 
unserem  Volk  und  unserem  Land  gehabt  hat.  Der  Zeit- 
abschnitt, den  die  beiden  hohen  Herren  verkörpern,  die 
hier  in  Erz  gegossen  auf  ihren  Plätzen  stehen,  ist  nun 
geschichtlich  festgelegt,  und  es  ist  an  der  nachfolgenden 
25eit  und  deren  Generationen,  fortzubauen  auf  der  Grund- 
lage, die  die  hohen  Herren  gelegt  haben.  Sie  haben  die 
Güte  gehabt,  die  Gedanken  zu  erwähnen,  welche  Sie  be- 
wegten bei  früherer  Gelegenheit  in  diesem  selben  Räume. 
Sie  entsprechen  in  jeder  Beziehung  vollkommen  dem, 
was  ich  auch  damals  gedacht  habe. 

Ich  habe,  als  ich  als  Jüngling  vor  dem  Modell  des 
Brommyschiflfes  gestanden  habe,  mit  Ligrimm  die  Schmach 
empfunden,  die  unserer  Flotte  und  unserer  damaligen 
Flagge  angethan  worden  ist,  und  vielleicht,  da  doch  von 
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meiner  Mutter  Seite  ein  Stück  Seeblut  in  meinen  Adem 
geflossen  ist,  ist  das  der  Weg  gewesen,  der  für  mich 
die  Richtschnur  geben  sollte  für  die  Art  und  Weise,  wie 
ich  die  Aufgaben  aufzufassen  hatte,  die  nunmehr  dem 
Deutschen  Reiche  bevorstanden.  Ich  habe  mir  damals 
den  Fahneneid  geschworen,  als  ich  zur  Regierung  kam 
nach  der  gewaltigen  Zeit  meines  Grossvaters,  dass,  was- 
an  mir  liegt,  die  Bajonette  und  Kanonen  zu  ruhen  hätten, 
dass  aber  die  Bajonette  und  Kanonen  scharf  und  tüchtig 
erhalten  werden  müssten,  damit  Neid  und  Scheelsucht 
von  Aussen  ims  an  dem  Ausbau  unseres  Gartens  und 
unseres  schönen  Hauses  im  Innern  nicht  stören. 

Ich  habe  mir  gelobt,  auf  Grund  meiner  Erfahrungen 
aus  der  Geschichte,  niemals  nach  einer  öden  Welt- 
herrschaft zu  streben,  denn  was  ist  aus  den  sogen. 
Weltreichen  geworden?  Alexander  der  Grosse,  Napoleon  I. 
und  alle  die  grossen  Kriegshelden  —  im  Blute  haben 
sie  geschwommen  und  unterjochte  Völker  zurückgelassen, 
die  beim  ersten  Augenblick  aufgestanden  sind  und  die 
Reiche  zum  Zerfall  gebracht  haben.  Das  Weltreich,  das 
ich  mir  gjträumt  habe,  soll  darin  bestehen,  dass  vor  allem 
das  neuerschaffene  Deutsche  Reich  von  allen  Seiten  das 
absoluteste  Vertrauen  als  das  eines  ruhigen,  ehrUchen 
und  friedlichen  Nachbarn  gemessen  soll,  und  dass,  wenn 
man  dereinst  vielleicht  von  einem  deutschen  Weltreich 
oder  einer  Hohenzollern- Weltherrschaft  in  der  Geschichte 
reden  sollte,  sie  nicht  auf  Politik  begründet  sein  soll 
durch  das  Schwert,  sondern  durch  gegenseitiges  Ver- 
trauen der  nach  gleichen  Zielen  strebenden  Nationen, 
Kurz  ausgedrückt,  wie  ein  grosser  Dichter  sagt:  cAussen 
hin  begränzt,  das  Innere  unbegränzt.» 

Sie  haben  hingewiesen  auf  die  Schiffe,  die  hier  er- 
innerungsreich von  der  Decke  des  schönen  alten  Saales 
herabhängen.  Die  Zeit,  in  der  ich  gross  geworden  bin, 
war  trotz  des  grossen  Krieges  für  unsem  seefahrenden 
Theil  der  Nation  keine  grosse  und  glorreiche.  Auch  hier 
habe  ich  die  Konsequenzen  gezogen  dessen,  was  meine 
Vorfahren  gethan  haben.  Im  Innern  war  miUtärisch  so 
viel  geschehen,   wie  nothwendig    war.    Jetzt  musste  die 
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SeerOstung  dran  kommen.  Ich  danke  Gott,  dass  ich  hier 
in  diesem  Rathhause  keinen  Nothschrei  mehr  auszustossen 
habe,  wie  einst  in  Hamburg.  Die  Flotte  schwimmt,  und 
sie  wird  gebaut.  Das  Material  an  Menschen  ist  vorhanden. 
Der  Eifer  und  der  Geist  ist  derselbe  wie  der,  der  die 
Offiziere  der  preussischen  Armee  bei  Hohenfriedberg 
und  KOniggrätz  und  bei  Sedan  erfüllt  hat.  Und  mit 
jedem  deutschen  Kriegsschiff,  das  den  Stapel  verlässt, 
ist  eine  Gewähr  mehr  für  den  Frieden  auf  der  Erde 
g^eben ;  um  so  viel  weniger  werden  unsere  Gegner  mit 
uns  anzubinden  suchen  und  um  so  werthvoller  werden 
wir  als  Bundesgenossen  sein. 

Als  ich  an  dem  heutigen  Tage  Bremens  Bürgerschaft 
überflogen  habe,  sah  ich  die  Alten  und  Jungen  neben 
einanderstehen.  Die  Alten  mit  ihren  Medaillen  und 
Kreuzen,  Mitkämpfer  und  Mitthäter  unter  den  beiden 
grossen  Herren,  deren  Standbilder  in  dieser  Stadt  stehen. 
Vor  ihnen  die  Jugend,  die  hineinwachsen  soll  in  das  neue 
Reich  und  seine  Aufgaben. 

Was  werden  ihre  Aufgaben  sein :  Stetig  auszuharren, 
Streit,  Hass,  Zwietracht  und  Neid  zu  meiden,  sich  zu 
erfreuen  an  dem  deutschen  Vaterlande  wie  es  ist,  und 
nicht  nach  Unmöglichem  streben  und  sich  der  festen 
Ueberzeugung  hinzugeben,  dass  unser  Herrgott  sich  nie- 
mals so  gros.se  Mühe  mit  unserem  deutschen  Vaterlande 
und  seinem  Volke  gegeben  hätte,  wenn  er  uns  nicht  noch 
Grosses  vorbehalten  hätte. 

Wir  sind  das  Salz  der  Erde.  Aber  wir  müssen 
dessen  auch  würdig  sein.  Danun  muss  unsere  Jugend 
lernen,  zu  entsagen  und  sich  zu  versagen,  was  nicht  gut 
ist  für  sie,  fernzuhalten,  was  eingeschleppt  ist  von  fremden 
Völkern,  und  Sitten,  Zucht,  Ordnung,  Ehrfurcht  und 
Religiosität  zu  bewahren.  Dann  möge  über  das  deutsche 
Volk  einst  geschrieben  werden,  was  auf  den  Helmen 
meines  1.  Garde-Regiments  steht:  «Semper  talis»,  «Stets 
derselbe».  Dann  werden  wir  von  allen  Seiten  mit  Achtung 
und  tbeilweise  auch  mit  Liebe  als  sichere,  zuverlässige 
Leute  betrachtet  werden  und  können  stehen  die  Hand 
am  Schwertknopf,  den  Schild  vor  uns  auf  die  Erde  ge- 
stellt und  sagen:  «Tamen!  Komme,  was  wolle!» 
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Ich  bin  fest  überzeugt,  dass  meine  Worte  hier  in 
Bremen  auf  einen  guten  Boden  fallen  werden.  Von 
Herzen  wünsche  ich,  dass  der  goldene  Friede,  der  bisher 
mit  Grottes  Hülfe  erhalten  worden  ist,  uns  weiter  er- 
halten bleiben  wird  und  dass  Bremen  unter  dem  Frieden 
grünen,  blühen  und  gedeihen  möge !  Das  ist  mein  innigster 
Wimsch.    Es  lebe  Bremen  !3> 

Wenn  der  Kaiser  immer  nur  solche  Reden,  wie  diese, 
gehalten  hätte,  so  wäre  schon  längst  ein  einheitlicheres 
Urtheil  über  ihn  entstanden.  Er  hat  hier  in  der  That  die 
Aufgabe  Deutschlands  völlig  richtig  festgestellt. 
Aber  dazu  gehört  nun  noch  ein  Volk,  das  nicht  dem 
Lebensgenuss  zu  sehr  huldigt,  und  für  dieses  Land  auch 
noch  ein  Adel  von  gänzlich  anderer  Art,  als  der  ge- 
wöhnliche ostelbische  Gutsherr  es  dermalen  ist.  So  glatt 
wie  der  Kaiser  es  glaubt  (vielleicht  auch  im  Stillen  nicht 
glaubt),  geht  es  mit  Deutschlands  Zukunft  überhaupt  nicht; 
die  führt  noch  durch  Gefahren  und  muthmasslich  selbst 
durch  Unglück  hindurch.  Aber  dass  Deutschland  der 
geistige  Mittelpunkt  d  erWelt  und  das  Land  ist,  in  wel- 
chem die  grössten  geistigen  Kämpfe  ausgefochten  werden 
und  mit  einem  Sieg  des  Guten  enden,  das  wird  nirgends 
besser  als  bei  uns  eingesehen,  wenn  wir  auch  nie 
Bismarckfreunde  gewesen  sind,  noch  es  jemals  werden 
können.  Bismarck  und  Goethe  sind  die  ganz  begreiflichen 
Grössen  und  Leitsterne  einer  Zeit,  aber  nicht  einer  un- 
begränzten,  imd  die  Zukunft  Deutschlands  braucht  noch 
ganz  andere  Geister. 

Ungemein  interessant  für  die  jüngste  deutsche  Ver- 
gangenheit und  ihre  richtige  Auffassung,  entgegen  den 
gewöhnlichen  Darstellimgen  «patriotischer»  Geschichts- 
schreiber, sind  die  in  diesem  Jahre  erschienenen  Erinne- 
rungen (neue  Folge)  des  ehemaligen  Württembergischen 


Auswärtige  Verhältnisse.    Deutschland.  361 

Ministers  v.  Mittnacht.  Darin  findet  sich  u.  A.  über  die 
zwei  entscheidenden  Momente  der  neueren  deutschen  Ge- 
schichte folgende  Darstellung. 

Aus  einer  Besprechung  mit  Bismarck  in  Gastein 
vom  September  1879.    Bismarck  sagte: 

«Die  Erfahrung,  wie  schwer  mitunter  die  regierenden 
Herren  es  ihren  Ministern  machen,  ihrem  Lande  zu 
dienen,  könnte  den  Gedanken  nahe  legen,  RepubK- 
kaner  zu  werden;  er  habe  seinen  König,  der  im  Jahie 
1866  auch  von  Abdikation  gesprochen  habe,  auf  seinen 
Schultern  auf  den  Kaiserthron  getragen,  und  jetzt  wolle 
der  Kaiser  alles  besser  wissen  als  sein  Minister  und 
alles  selbst  machen.  Leider  wisse  er  keinen  deutschen 
Fürsten,  der  in  dieser  Angelegenheit  auf  den  Kaiser  ein- 
wirken könne.  (Es  war  die  Zeit  des  Kulturkampfes.) 
Der  —  später  übrigens  zurückgenommene  —  eigenhändige 
Brief  des  Kaisers  Alexander  an  den  Kaiser  Wilhelm  habe 
von  ihm,  Bismarck,  in  wahren  Invektiven  gesprochen. 

. . .  Ueberhaupt  pflegen  (so  sagte  Bismarck  weiter)  die 
regierenden  Herren  in  ihren  Privatkorrespondenzen  von 
den  gegenseitigen  Ministern  ganz  harmlos  wie  von  Guts- 
inspektoren zu  reden.  Auch  von  seinem  eigenen  Herrn 
habe  er  schon  recht  ungnädige  Zuschriften  erhalten.  So 
namentlich  am  Sylvesterabend  1877  ein  Schreiben  der  Art, 
das«  er  die  ganz  Nacht  gallenkrank  gewesen  sei.  «Tägliche 
unkontrollirbare  Einwirkungen  durch  Vorlesen  von  Zei- 
tungen, Briefen  u.  s.  w.  reizen  den  Kaiser  zu  Handschreiben 
und  Billeten,  die  ihn  (den  Kanzler)  zu  unnöthigen,  lang- 
wierigen und  aufregenden  Erwiderungen  zwingen.  So 
habe  der  Kaiser  auch  durch  eine  eigene  Kabinettsordre 
die  Aufnahme  von  gegen  Russland  gerichteten  Press- 
artikeln in  zu  weit  gehender  Weise  untersagt,  während 
die  Beamten  doch  nur  kontrasignirten  Befehlen  Folge 
m  leisten  haben.»  «Es  gebe  hohe  Herren,  die,  statt  in 
das  Theater  zu  gehen,  sich  den  Reichskanzler  kommen 
lassen  zu  gleich  dritthalbstündiger  Unterredung,  und 
dabei  müsse  man  noch  recht  vorsichtig  sein;  die  Herren 
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seien  leicht  verletzt  oder  sie  machen  Gebrauch;  ein  gutes 
Gedächtniss  haben  sie  ja  alle.»  Vor  den  Preussen  als 
Parti kularisten  warnte  Bismarck  am  5.  Dezember  1883. 
<^Zu  seinem  Nachfolger  würde  er  keinen  Preussen  em- 
pfehlen ;  seine  Landsleute  seien  meist  noch  solche  Parti- 
kularisten,  dass  er  sich  hie  und  da  unter  ihnen  wie  ein 
weisser  Rabe  vorkomme.» 

lieber  Unterredungen  nach  Bismarcks  Amts- 
entlassung berichtet  Mittnacht: 

«Der  Kaiser  habe  (nach  Bismarcks  Erzählung)  1866 
den  Krieg  mit  Oesterreich  fortsetzen  und  nach  Un- 
garn vordringen  wollen,  weil  es  sein  Wunsch  gewesen, 
ein  Stück  von  Böhmen,  den  grössten  Theil  von  Sachsen 
und  Bayreuth  zu  gewinnen.  Die  eindringlichen  und  ernsten 
Gegeneinwendungen  des  Kanzlers  haben  den  Kaiser  in 
die  äusserste  Erregung  bis  zu  Thränen  versetzt,  und  der 
Kanzler,  der  selbst  sehr  ergriffen  gewesen,  habe  sich  in 
einer  sehr  schwierigen  Lage  befunden,  bis  die  wirksame 
Intervention  des  Kronprinzen  eine  günstige  Lösung  her- 
beigeführt habe.  Seine  schliessliche  Zustimmung  habe 
der  Kaiser  aber  nur  mit  der  Erklärung  gegeben,  er  willige 
in  diesen  schmählichen  Frieden,  weil  sein  Ministerpräsident 
ihn  vor  dem  Feinde  im  Stich  gelassen  habe  und  sein 
Sohn  auf  die  Seite  des  Ministers  getreten  sei.  An  den 
Krieg  mit  Frankreich,  von  welchem  auch  die  Kaiserin 
abgerathen  habe,  habe  der  Kaiser  nicht  recht  herange- 
wollt. Der  Eindruck  der  telegraphischen  Depesche  aus 
Ems  vom  13.  Juli  1870  sei  ein  ganz  entmuthigender  ge- 
wesen, wie  vor  einem  zweiten  Olmütz.  Nachdem  der 
Kanzler  sie  zusammengestrichen  habe,  sei  die  Wirkung 
eine  ganz  andere  geworden,  wie  eine  Herausforderung 
mit  Trompetenstössen,  habe  Moltke  gesagt.  Die  so  ge- 
kürzte Depesche  sei  sofort  veröffentlicht  und  an  alle  Ge- 
sandtschaften hinausgegeben  worden,  und  der  Krieg  sei 
dagewesen.  Noch  auf  der  Rückfahrt  nach  Berlin  am 
15.  Juli  habe  der  Kaiser  nur  zur  Mobilisirung  von  zu- 
nächst drei  Armeekorps  sich  verstehen  wollen,  als  aber 
Bismarck,  der  ihm  entgegengefahren,  die  neuesten  Be- 
richte  über   die  Parlamentssitzung   in  Paris   vorgelesen. 
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habe  der  Kaiser  zur  Gesammtmobilisirung  der  Armee 
sich  entschlossen.  Der  Kronprinz  habe  sofort  zum  Wagen- 
fenster  hinausgerufen :  Mobil!  Krieg!  und  nun  sei  eine 
Bewegung,  ein  Rufen  und  Schreien  entstanden,  wie  der 
Kanzler  nie  etwas  Aehnliches  erlebt  habe.  Auf  allea 
Stationen  bis  Berlin  sei  es  so  gewesen  ,  .  .  .» 

Wenn  auch  der  grosse  Kanzler  ohne  Zweifel  nie  ge- 
neigt war,  sein  Licht  unter  den  Scheffel  zu  stellen  und 
nur  «ein  treuer  Diener  seines  königlichen  Herrn»  zu  sein,, 
so  hegt  doch  ohne  Zweifel  eine  Wahrheit  in  dem  Ge- 
fühl e  des  deutschen  Volks,  dass  ohne  ihn  das  Reicli 
schwerlich  zu  Stande  gekommen  wäre. 

In  Bezug  auf  die  beständig  vorhandene  «elsässisch- 
lothringische  Frage»  hat  einer  der  unbeschäftigten 
und  daher  meist  unglücklich  schreiblustigen  Generale 
a.  D.,  von  Lippe,  in  einem,  aus  seiner  Müsse  am  Langen- 
See,  an  den  «Figaro»  gerichteten  Briefe  das  Mittel  zu 
«einer  Vereinigung  Deutschlands  und  Frankreichs,  die 
dann  der  Welt  Gesetze  vorschreiben  würden»  (wofür,  in 
Paranthese  gesetzt,  wahrscheinlich  alle  andern  Länder 
wem'ger  Geschmack  hätten)  in  einer  «Gemeinschaft  wirth- 
schaftlicher  Interessen,  d.  h.  in  einer  Stellung  dieser 
beider  Länder  an  die  Spitze  eines  europäischen  Zollver- 
eins» mit  einem  «Zollparlament»  entdeckt.  Neu  ist  der 
Gedanke  des  quieszirten  Generals  keineswegs,  und  auch 
nicht  leicht  ausführbar.  Der  Figaro  bemerkte  dazu  nur 
bereits,  es  würden  in  diesem  Zollparlament  die  Staaten 
wohl  nach  Bevölkerungszahl  vertreten  sein  und  Frank- 
reich verurtheilt,  ungefähr  die  Rolle  von  Bayern  in 
Deutschland  zu  spielen.  Auch  findet  derselbe  die  Ab- 
tretung von  Lothringen,  die  der  General  grossherzig 
offerirt  hatte,  noch  nicht  genügend,  sondern  Elsas^ 
müsste  auch  noch  dazu  gegeben  werden. 

In  diesem  letzteren  beabsichtigen  einige   ernsthafter 
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zu  nehmende   Reichsabgeordnete   statt   dessen   folgende 
Revision  der  Deutschen  Reichsverfassung  zu   postuhren: 

«Article  1^*^.  L'Alsace-Lorraine,  jusqu'ici  Pays  d'empire, 
fait  partie  comme  nouvel  Etat  des  Etats  dont  se  com- 
pose  le  territoire  de  la  Confederation ,  conformement  ä 
Tarticle  !«»■  de  la  Constitution  de  Tempire  aUemand  du 
16  avril  1871. 

Art.  2.  L'empereur  allemand  est  souverain  en  Alsace- 
Lorraine.  L'empereur  peut  deleguer  ses  attributions  sou- 
verain es  en  tout  ou  en  partie  ä  un  Statthalter. 

Art.  3.  L*Alsace- Lorraine  est  representee  au  Conseil 
federal  par  des  plenipotentiaires  qui  sont  nommes  par 
le  souverain.  La  fixation  du  chiffre  de  voix  dont  TAlsace- 
Lorraine  dispose  au  Conseil  federal  est  reservee  ä  une 
loi  speciale. 

Art.  4.  Le  Conseil  federal  et  le  Reichstag  sont 
elimines  comme  organes  de  la  legislation  particuUere  en 
Alsace- Lorraine.  Dans  les  affaires  non  soumises  ä  la 
legislation  de  Tempire  dans  les  Etats  confederes,  des  lois 
pour  TAlsace-Lorraine  sont  promulguees  par  le  souverain 
apres  Tassentiment  de  la  Diete  alsacienne-lorraine  (jus- 
qu'ici  Landesausschuss  ou  Delegation).» 

Dadurch  würden  die  Ausnahmsverhältnisse  dieser 
Reichstheile  beseitigt  werden,  worüber  in  einer  Sitzung 
des  elsässischen  Landesausschusses  vom  28.  Februar 
noch  folgende  eigenthOmliche  Unzukömmlichkeiten  nam- 
haft gemacht  wurden : 

«Von  mehreren  Rednern  wurde  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  in  Elsass-Lothringen  öfters  Personen  eine 
doppelte  Staatsangehörigkeit  besitzen  und  dass  infolge- 
dessen nicht  selten  junge  Leute  sowohl  von  Deutschland 
als  auch  von  Frankreich  zur  Erfüllung  ihrer  Militärpflicht 
reklamirt  werden.  Ministerialdirektor  Mandel  bestätigt 
dies.  Die  doppelte  Staatsangehörigkeit  mancher  Per- 
sonen —  so  führte  er  dann  aus  —  beruhe  vor  allem  auf 
dem  verschiedenen  Standpunkt  der  deutschen  und  der 
französischen  Regierung  hinsichtlich  der  Optionserklärung. 
Nach   deutscher  Auffassung   sei    die  Option    nur    gültig. 
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wenn  der  Optant  seinen  Aufenthalt  wirklich  nach  dem 
Auslande  verlegt  habe.  Für  Frankreich  aber  genüge 
lediglich  die  erfolgte  Erklärung  der  Zugehörigkeit  zu 
seinem  Staatswesen,  um  sogar  Kinder  und  Kindeskinder 
für  sich  zu  reklamiren.  Da  ferner  die  Erwerbung  einer 
fremden  Staatsangehörigkeit  durchaus  nicht  den  Verlust 
der  bisherigen  nach  sich  ziehe,  habe  auch  dies  dazu  ge- 
führt, dass  manche  Personen  thatsächlich  zwei  Staats- 
angehörigkeiten besässen.  In  Fällen,  in  welchen  junge 
Leute  von  Elsass-Lothringen  von  beiden  Staaten  zum 
)IiUtärdienst  einberufen  würden,  sei  die  reichsländische 
Verwaltung  stets  bemüht  gewesen,  diese  «sujets  mixtes» 
aus  ihrer  schwierigen  Lage  zu  befreien,  und  dies  sei  durch 
Verhandlungen  mit  Frankreich  auf  Grund  des  Gegen- 
seitigkeitsprinzips recht  oft  gelungen.» 

In  seiner  Konstitution,  wie  sie  dermalen  vorhanden 
ist,  leidet  das  Reich  auch  noch  an  einer  für  die  jetzigen 
und  namentlich  für  die  unfehlbar  demnächst  heran- 
kommenden Verhältnisse  vöUig  ungenügenden  Finanz- 
organisation, worüber  eigentlich  kaum  Jemand  bei 
uns  recht  im  Klaren  sein  wird  und  die  auch  den 
meisten  Deutschen  wohl  erst  durch  eine  Rede  des  Reichs- 
schatzsekretärs V.  Stengel  vom  verflossenen  Dezember 
recht  zum  Bewusstsein  gebracht  worden  sein  mag. 

Die  AUg.  Zeitung  schreibt  darüber  in  ihrer  Nummer 

vom  6.  Dezember  1904: 

cMit  einer  solchen  Beweiskraft  und  einer  solchen 
Nachhaltigkeit,  wie  aus  dem  Munde  des  Reichsschatz- 
sekretärs Frhrn.  v.  Stengel  am  verflossenen  Samstag,  ist 
im  Reichstag  noch  niemals  zum  Ausdruck  gebracht  worden, 
dass  es  bei  der  Finanzordnung  oder  richtiger  gesagt  der 
g^enwärtigen  Finanzunordnung  im  Reiche  unmöglich 
weiter  sein  Bewenden  haben  kann.  Der  Finanzwirth- 
schaft  des  Reiches  fehlt  alles,  was  zu  einer  gesunden 
Ordnung  der  Finanzverhältnisse  selbst  im  kleinsten 
Fabrikbetriebe,  selbst  im  kleinsten  Haushalte  könnte 
man  sagen,  für  unentbehrlich  erachtet  wird;   eine   klare 
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Uebersicht    der   Etataufstellung    und    Rechnung  —  und 
auskömmliche  Mittel.    Keines  von  beiden  ist  vorhanden. 

Wollte  man  eine  Prämie  ausschreiben  und  zwar  da- 
rauf: Wie  wäre  die  Ordnimg  der  Reichsfinanzen,  die  Re- 
gelung der  finanzpolitischen  Beziehungen  vom  Reich  zu 
seinen  eigenen  Steuerquellen  und  zu  den  Bundesstaaten, 
von  diesen  zum  Reiche  derart  in  Verwirrung  zu  bringen, 
dass  der  Freund  einer  sorgsamen  Tageslektüre,  der  selbst 
in  der  Zeit  der  Generalanzeigerwirthschaft  noch  immer 
sich  Lust  und  Liebe  erhalten,  um  einmal  auch  dieser 
reizloseren  Seite  des  Staatslebens  sein  Augenmerk  zu- 
zuwenden, nach  den  ersten  zehn  Minuten  sich  das  Haar 
rauft  und  verzweifelt  abwendet,  man  brauchte  nur  die 
Finanz- «Ordnung»  abzuschreiben,  wie  sie  jetzt  im  Reiche 
besteht. 

Wäre  es  nicht  frivol,  wir  möchten  eine  Wette  darauf 
eingehen,  man  stelle  die  397  Reichstagsabgeordneten  un- 
vorbereitet vor  die  Frage,  rein  äusserlich,  rein  formell 
einmal  die  verschlungenen  Wege  der  Reichsfinanzwirth- 
schaft  klar  darzustellen,  nicht  zehn  würden  dazu  im 
Stande  sein,  den  Grund-  und  Aufriss  des  Babelthurms  zu 
geben,  dessen  Etagen  Matrikularumlagen,  Rückvergütung 
aus  den  Getreidezöllen ,  Klausula  Frankenstein ,  lex 
Lieber  heissen;  an  dem  Miquel  mit  Hülfe  der  Finanz- 
minister der  Einzelstaaten,  namentlich  Frhrn.  v.  Riedel 
und  Buchenberger  herumgehämmert;  und  den  im  vorigen 
Jahre  der  beste  Finanzmann,  den  jetzt  der  Bundesrath 
hat,  mit  seiner  lex  Stengel  umzubauen  vergebens  sich 
bemüht  hat. 

Darum  seien  aus  der  Rede  des  Reichsschatzsekretärs 
die  lapidaren  Sätze  nebeneinander  gestellt,  die  jedem 
denkenden  Deutschen  nachhallend  im  Ohre  tönen  sollen : 

Der  Etat  schliesst  mit  einem  Defizit  von  75  Mil- 
lionen ab. 

Dies  Defizit  ist  noch  grösser,  wenn  der  Etat  nach 
richtig  altem  Grundsatze  aufgestellt  wird,  dass  man  nicht 
Ausgaben  in  das  Extraordinarium  stellt,  die  richtig  in 
den  ordentlichen  Etat  gehören. 

Der  Gesammtanleihebedarf  beträgt  293  Millionen  Mark. 
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Die  Bundesstaaten  sind  an  die  äusserste  Gränze  ihrer 
Leistungsfähigkeit  mit   den  Matrikular-Uralagen  gelangt. 

Der  auf  fast  113  Millionen  angeschwollene  Zinsbetrag 
ist  eine  ernste  Mahnung,  mit  der  Eontrahirung  von 
Schulden  nicht  in  der  bisherigen  Weise  fortzufahren, 
sondern    eine   planmässige  Schuldentilgung  einzurichten. 

Der  Reichs-Invalidenfonds  hat  bereits  eine  Unter- 
Bilanz von  280  Millionen  Mark  und  wird  im  Jahre  1910 
TöUig  aufgezehrt.  Man  entrüstet  sich  über  die  wieder- 
holte ZuhOlfenahme  von  Zuschussanleihen  zur  Balan- 
cirung  des  £tats.  Aber  als  weit  bedenklicher  erscheint 
die  Thatsache,  dass  das  Reich  nun  schon  seit  Jahren 
nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  seinen  Haushalt  balanciren 
zu  können,  ohne  einen  Fonds,  den  eine  weitausschauende 
Gesetzgebung  früherer  Jahre  zur  Sicherstellung  der  Be- 
sorgung unserer  Invaliden  imd  deren  Hinterbliebener  aus 
dem  Jahre  1870/71  gestiftet  hatte,  für  andere  Reichs- 
zwecke anzutasten  und  vorzeitig  aujfzubrauchen. 

Der  Reichsschatzsekretar  schloss: 

Vorläufig  ist  für  uns  nur  das  sicher,  dass  zu  dem 
theils  latenten,  theils  offen  daliegenden  Defizit,  mit  dem 
wir  seit  längerer  Zeit  zu  kämpfen  haben,  im  nächsten 
Jahre  noch  beträchtliche  Neuforderungen  hinzutreten 
werden.  Ich  will  dabei  Fragen,  die  zur  parlamentarischen 
Erörterung  gegenwärtig  noch  nicht  reif  sind,  wie  bei- 
spielsweise die  Vermehrung  der  Auslandschiffe,  ganz 
ausser  Betracht  lassen.  Ich  will  auch  noch  nicht  sprechen 
von  der  baldigen  Verstärkung  der  Betriebsmittel  der 
Reichseisenbahnen  oder  von  der  endlichen  Inangriffnahme 
einer  organischen  Schuldentilgung. 

Elrinnem  möchte  ich  nur  schon  hier  an  die  bereits 
vorgeschlagene  Erhöhung  der  Militärpensionen,  die  doch 
auch  vom  Reichstage  dringend  gewünscht  ist,  die  aber 
in  dem  vorliegenden  Etatsentwurf  noch  gar  nicht  in  Er- 
scheinung getreten  ist.  Ich  will  weiter  erinnern  an  den 
Bedarf  aus  Anlass  der  ebenfalls  Ihnen  bereits  vorge- 
schlagenen Erhöhung  der  Friedenspräsenzstärke  und  der 
Durchführung  der  zweijährigen  Dienstzeit.  Ich  will  des 
weiteren  erinnern  an  die  wachsenden  Reichszuschüsse  zu 
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den  Invalidenrenten,  an  die  wachsenden  Veteranenbei- 
hülfen  und  die  sehr  beträchtliche  Steigerung  der  Zinsen- 
last, an  die  von  ihnen  selbst  dringend  geforderten  Er- 
höhungen der  Wohnungsgeldzuschüsse,  an  die  Noth- 
wendigkeit,  den  ausserordentlichen  Etat  sobald  als  mög- 
lich von  den  vereiteren  Raten  der  sogenannten  Waffen- 
forderungen  wieder  zu  entlasten,  an  das  nicht  minder 
dringende  Erforderniss  an  eine  weitere  Entlastung  des 
Reichsinvalidenfonds  heranzugehen. 

Es  sollte  mich  aufrichtig  freuen,  wenn  wir  bei  dem- 
nächstiger  Schätzung  des  der  Reichskasse  verbleibenden 
Mehrertrages  der  Zölle  zu  dem  Ergebniss  gelangen  sollten^ 
dass  damit  das  vorhandene  Defizit,  und  was  ausserdem 
noch  hinzutreten  wird,  auch  nur  annähernd  gedeckt 
werden  kann.  Vorerst  aber  fehlt  mir  dazu  der  Glaube^ 
und  ich  bin  eher  geneigt  anzunehmen,  dass  auch  dann 
noch  ein  gewaltiger  Fehlbetrag  verbleiben  wird,  von 
etwaigen  Ueberschüssen,  deren  wir  zur  gelegentlichen  Ver- 
minderung unserer  beträchtlichen  Reichsschuld  dringend 
bedürfen,  schon  gar  nicht  zu  reden.  Wenn  wir  aber,  wie 
ich  mit  Grund  besorge,  zu  diesem  Ergebniss  gelangen 
sollten,  dann  möchte  ich  glauben,  wäre  es  auch  unsere 
ernste,  der  Wohlfahrt  des  Reiches  geschuldete  Pflicht 
ohne  Zögern  diejenigen  Massnahmen  zu  treffen,  die  zur 
endlichen  Saninmg  unserer  Finanzen  unerlässlich   sind.» 

Der  «Reichsbote»  äussert  hiezu: 

«Bekannt  ist  ja  seit  langem,  dass  das  Reich  Jahr  für 
Jahr  seine  Schulden  durch  sehr  erhebliche  Beträge  ver- 
mehrt, weil  für  die  Ausgaben  im  ausserordentlichen 
Etat  keine  Deckung  vorhanden  ist  und  auch  keine  Mittel 
vorhanden  sind  zur  Schuldentilgung.  Die  Anforderungen^ 
welche  der  ausserordentUche  Etat  stellte,  beliefen  sich 
1903  auf  etwa  127'/*  MilUonen  Mark,  1904  auf  rund  164  Vt 
Millionen  Mark,  für  1905  sind  sie  auch  auf  rund  245V^ 
Millionen  Mark  veranschlagt.  Demgegenüber  sind  die 
ausserordentlichen  Einnahmen  des  Reiches,  welche  nicht 
aus  Anleihen  stammen,  verschwindend  gering,  so  dass 
in  Folge  der  fehlenden  Deckungsmittel  für  ausserordent- 
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liehe  Ausgaben  die  Schulden  des  Reiches  jährlich  um 
120—240  Millionen  Mark  steigen  müssen,  wird  nicht  für 
eine  Schuldentilgung  Sorge  getragen.  Mittel  zur  Schul- 
dentilgung fehlen  aber  ganz,  und  so  wird  die  Reichs- 
schuld, die  jetzt  schon  3203,5  Millionen  Mark  beträgt,  im 
nächsten  Jahre  sicher  auf  3400  Millionen  Mark  anwachsen, 
in  3 — 4  Jahren  werden  aber,  wenn  nichts  geschieht, 
4  Milharden  Mark  voll  sein.  Selbstverständlich  steigt 
damit  die  Zinsenlast  von  Jahr  zu  Jahr;  1904  betrug  sie 
104  Millionen,  1905  sollen  113  Millionen  Mark  für  Zinsen 
erforderlich  sein.  Jede  Million  Zinsen  mehr  belastet 
aber  den  ordentlichen  Etat,  und  dessen  Lage  ist,  wie 
Freiherr  von  Stengel  bekannt  gab,  seit  Jahren  traurig 
genug.  Seit  dem  Jahre  1901  kann  der  ordentliche  Etat 
nicht  mehr  ohne  Zuhülfenahme  von  Anleihemitteln  ba- 
lancirt  werden.  Wenn  wir  ohne  Deckungsmittel  für  un- 
vorhergesehene, ausserordentliche  Ausgaben  und  ohne 
Mittel  für  Schuldentilgung  wären,  so  ^äre  das  noch  zu 
ertragen,  obgleich  auch  ein  solcher  Zustand  eigentlich 
als  unerträglich  anzusehen  ist;  seit  1901  aber  fehlen  die 
Mittel  für  den  ordentlichen  Haushalt. 

Wir  haben  bisher  gefunden  ein  im  Durchschnitt 
150—175  Millionen  Mark  jährh'ch  betragendes  Extra- 
ordinarium,  das  durch  Anleihen  gedeckt  wird,  und  in  der 
letzten  Zeit  einen  Anleihebedarf  von  50  Millionen  Mark 
jährlich  fürs  Ordinarium;  danach  müssten  dem  Reiche 
.Mehreinnahmen  von  200—225  Millionen  Mark  jährlich 
geschaffen  werden,  soll  die  Reichsschuld  nicht  weiter 
wachsen,  zum  mindesten  aber  Mehreinnahmen  von  175 
bis  210  Millionen  Mark  jährUch.  Man  kann  der  Meinung 
sein,  dass  nach  Inkrafttreten  des  neu6n  Zolltarifs  diese 
Mehreinnahmen  sich  in  erheblichem  Masse  finden  werden, 
obgleich  Freiherr  v.  Stengel  vor  einer  Ueberschätzung 
nach  dieser  Richtung  dringend  gewarnt  hat,  obgleich, 
wie  bekannt  ist,  der  grösste  Theil  der  Mehrerträge  der 
Getreidezölle  für  die  Durchführung  der  Witwen-  und 
Waisenversicherung  festgelegt  ist.  Und  ob  die  übrigen 
Zölle  dauernd  einen  Mehrertrag  von  200  Millionen  Mark 
bringen  werden,  bezweifeln  wir  mit  dem  Freiherm  von 
Stengel  durchaus.  Aber  wenn  selbst  diese  Mehreinnahmen 
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sich  ergeben,  wenn  auch  der  Krieg  in  Südwestafrika 
vorüber  sein  wird,  der  uns  bis  jetzt  135  Millionen  ge- 
kostet hat,  so  ist  doch  nicht  zu  vergessen,  dass  zahlreiche 
Neuforderungen  der  Befriedigung  harren.  Herr  v.  Stengel 
hat  da  angeführt:  Die  vorgeschlagene  Erhöhung  der 
Militärpensionen,  die  vom  Reichstage  geforderte  Erhöhung 
der  Wohnungsgeldzuschüsse,  die  Militärvorlage,  die  Ein- 
führung der  zweijährigen  Dienstzeit,  die  wachsende  In- 
validen- und  Veteranen-Beihülfe,  die  Besserstellung  der 
Offiziere  und  Unteroffiziere,  um  ein  tüchtiges  Ausbildungs- 
personal für  die  Armee  zu  erhalten,  die  längst  noth- 
wendig  gewordene  Entlastung  des  Reichs-Invalidenfonds- 
Was  diesen  Fonds  betrifft,  so  wird  er  nach  den  ange- 
stellten Berechnungen  im  Jahre  1910  aufgebraucht  sein, 
wobei  die  neuen  MilitÄrpensionsgesetze  noch  gar  nicht 
in  Betracht  gezogen  sind. 

Alle  diese  nothwendig  werdenden  Ausgaben,  die 
durch  die  Erträge  der  Zollerhöhungen  und  neuen  Zölle 
durchaus  nicht  gedeckt  werden  können,  fordern  ge- 
bieterisch eine  Erhöhung  der  Reichseinnahmen  und  mit 
100—120  Millionen  dürften  wir  den  nothwendigen  Betrag 
nicht  zu  hoch  veranschlagt  haben.» 

Weniger  klar  als  diese  Darlegung  der  in  einem  ge- 
ordneten Staatshaushalt  nicht  tolerirbaren  Verhältnisse  ist 
—  wie  überall  —  die  Frage,  woher  die  Mehreinnahmen 
zu  beschaffen  sein  werden,  namentlich  wenn  es  sich  in 
der  Zukunft,  der  absolut  nothwendigen  raschen  Ver- 
mehrung der  Flotte  wegen,  um  noch  viel  grössere, 
als  die  angeführten  Geldmittel  handelt.  Nur  soviel  ist 
wohl  für  Jedermann  ersichtlich,  dass  es  sich  um  irgend- 
welche Besteuerungsmassregel  handeln  muss.  Wenn  der 
Reichstag  hiebei  den  Muth  besässe,  u.  A.  eine  sehr  starke 
Biersteuer  zu  beschliessen,  so  würde  er  damit  Niemand 
schaden,  als  dem  allerschlimmsten  Reichs-  und  Volks- 
feinde selber. 

Eine  schöne  Bewegung  im  deutschen  Volke  brachte 
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die  Schillerfeier  dieses  Jahres,  worüber  ein  Berliner- 
Korrespondent  des  cBund»  schreibt: 

«Der  Schillerfeier  hat  nicht  nur  ein  erhebender  ethischer 
und  nationaler  Zug,  sondern  auch  eine  politische  Bedeu- 
tung innegewohnt.  Vielleicht  überschätzt  man  sie  in  der 
idealen  Hochstimmung  dieser  Tage ;  aber  völlig  kann  sie 
nicht  mit  der  Tagesstimmung  schwinden,  denn  die  Ge- 
fühle sind  in  weitesten  Kreisen  doch  nicht  künstlich  her- 
aufgeschraubt, sondern  mehr  einem  tief  inneren  Wunsche, 
einem  Herzensbedürfniss  entwachsen.  W^enn  seit  Wochen 
Schillers  Name  auch  in  der  politischen  Tagespresse  alles 
andere  überwog,  trotz  dem  Kriegsgeschrei  aus  dem  fernen 
Osten  und  der  marokkanischen  Verwicklung,  trotz  allem 
unserem  inneren  Streit  im  deutschen  Reiche,  wenn  bei 
hoch  und  nieder,  bei  jung  und  alt,  in  allen  Ständen  sich 
überall  eine  Schiller-Begeisterung  kundthat,  so  zeigt  das 
eben  doch,  dass  aus  dem  herrschenden  modernen  Ma- 
terialismus und  Pessimismus  oder  aus  der  ertötenden 
Gleichgültigkeit  Sehnsuchtsflammen  emporschlagen  nach 
Höherem  und  Edlerem;  hin  zu  der  sittlichen  und  poli- 
tischen Freiheit  und  Lebensfreudigkeit,  die  uns  Schillers 
Genius  so  erhaben,  so  leider  unerreichbar  vorgezeichnet.» 

Jedenfalls  war  diese,  wenn  auch  vielleicht  nur  mo- 
mentane und  auch  nicht  allgemeine  Schillerbegeiste- 
rung doch  ein  Zeichen,  dass  man  sich  dort,  nach  einer 
langen  Befangenheit  in  einem  ausschliesslichen  Göthe- 
und  zuletzt  sogar  Nietzsche-Kultus,  doch  zuweilen  noch 
darauf  besinnt,  auf  welchen  Eigenschaften  des  Geistes 
und  Herzens  Deutschlands  Werthschätzung  in  der  ganzen 
Welt  beruht.  Wir  bezweifeln  (und  wünschen  auch  nicht), 
dass  im  Jahre  1932  der  Todestag  Goethe's  eine  so  weit- 
reichende und  doch  recht  tief  empfundene  Begeisterung 
hervorrufen  wird. 

Frankreich,  unser  i  weitwichtigster  Nachbarstaat, 
befindet  sich  nach  Aussen  dermalen   in   einer   unbefrie- 
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digenden  Lage.  Nachdem  es  seit  1871,  eigentlich  ge- 
nauer genommen  schon  seit  1866,  aufgehört  hatte  die 
erste  Violine  im  europäischen  Konzerte  zu  spielen,  die 
es  seit  dem  dreissigjährigen  Kriege  als  ihm  unveräusser- 
lich zuständig  zu  betrachten  gewöhnt  gewesen  war,  hat 
nun  das  Jahr  1904/5  auch  die  Aussicht  vernichtet,  durch 
die  Allianz  mit  Russland  diesen  Platz  mehr  oder  weniger 
wieder  zu  occupiren.  Der  «Grosse  AUiirte»,  der  schon 
zuvor  recht  unzuverlässig  war  und  mehr  nahm,  als  gab,, 
hat  sich  als  lange  nicht  so  kampffähig  gezeigt,  als  die 
Leiter  der  französischen  Politik  seit  dem  Abschluss  der 
Allianz  es  geglaubt  hatten;  der  Werth  der  russischea 
Allianz  ist  daher  in  den  Augen  der  meisten  Franzosen 
gesunken  und  hat  sich  auch  durch  den  ersten  «Sieg»  der 
Russen  in  diesem  Krieg  (seit  der  Seeschlacht  gegen  die 
Fischerboote  an  der  Doggerbank),  nämlich  den  Frieden 
von  Portsmouth,  der  für  bescheiden  gewordene  Ansprache 
auch  als  ein  Sieg,  gilt,  nicht  mehr  zu  heben  vermocht. ') 


')  Uebrigens  ist  man  auch  russischerseits  kühler  ge- 
worden.   Ein  Interview   des   Grafen  Witte   in  Paris   lautete: 

«Ich  glaube,  dass  durch  den  Frieden  in  der  allgemeinen 
politischen  Lage  Russlands  nichts  geändert  werden  wird.  Sie 
sagen,  dass  man  in  Frankreich  den  Eindruck  einer  russisch- 
deutschen Annäherung  hat.  Es  ist  nur  nattlrhch,  dass  die 
Annäherung  besteht.  Kaiser  Wilhelm  war  Russland  gegen- 
über während  des  ganzen  Krieges  mehr  als  korrekt ;  bei  jeder 
Gelegenheit  hat  er  sein  Bestreben  bewiesen  und  bekräftigt^ 
uns  keine  Verwicklungen  zu  bereiten  und  von  uns,  so,  wie  es 
von  ihm  abhängt,  alle  Verwicklungen  fernzuhalten.  Wenn 
man  in  einer  schwierigen  Lage  ist,  so  ist  man  für  ein  gutes 
Vorgehen  sehr  dankbar.  Das  war  bei  uns  der  Fall.  Dagegen 
hat  uns,  ich  muss  es  offen  gestehen,  die  Haltung  eines  Theiles 
der  französischen  öffentlichen  Meinung  seit  18  Monaten  un- 
angenehm berührt,  besonders  bei  den  französisch-russischen 
Kundgebungen,  die  man  in  dem  vorhergegangenen  Jahre  bei 
jeder  möglichen  und  unmöghchen  Gelegenheit  veranstaltet  hat. 
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Ein  anderer  Alliirter  ist  zwar  jenseits  des  Manche- 
Canals  stets  zu  einer  engeren  Verbindung,  gegen  Deutsch- 
land gerichtet,  bereit,  aber  auch  mehr  auf  Nehmen,  als  auf 
Geben  hin,  was  sich  bereits  in  der  marokkanischen 
Angelegenheit  gezeigt  hat,  welche  jetzt  die  erste 
grosse  «Präoccupation»  Frankreichs  bildet.  Es  war  ganz 
natürlich,  dass  Frankreich,  als  der  Besitzer  der  west- 
lichen Hälfte  von  Nordafrika,  diesen  w^erthvollen  und 
schwer  errungenen  Besitz  durch  das  ihm  noch  fehlende 
Gebiet  von  Marokko  zu  befestigen  und  auszurunden 
strebte,  und  es  wäre  an  und  für  sich  im  Interesse  der 
Civilisation  nur  zu.begrüssen  gewesen,  wenn  diese  ehe- 
malige Kornkammer  des  römischen  Reiches  durch  ein 
europäisches  Protektorat  unter  eine  etwas  bessere  Ver- 
waltung gelangte.  Das  sollte  denn  auch  mittelst  des 
modernen  Systems  der  sogenannten  «penetration»,  und 
auf  Grund  eines  Abkommens  mit  den  nächstbetheiligten 
Mächten,  England  und  Spanien,  vom  8.  April  1904  ge- 
schehen, bei  welchem  jedoch  die  ebenfalls  bereits  dort 
bestehenden  deutschen  Interessen  durch  den  damaligen 
Minister  des  Auswärtigen,  Delcass^,  man  weiss  nicht 
recht,  ob  mit  absichtlicher  hochmüthiger  Dreistigkeit,  oder 


Gleichwohl  ist,  ich  wiederhole  es,  im  Wesen  der  fran- 
zösisch-russischen Beziehungen  keine  Veränderung  eingetreten. 
Ich  sage  nicht  einmal,  dass  die  Sympathien  sich  vermindert 
haben,  ich  vermuthe  nur,  dass  bei  den  Russen  die  deutschen 
Sympathien  gewachsen  sind.  Wenn  von  zwei  Grössen  eine 
zunimmt,  die  andere  aber  unverändert  bleibt,  so  hat  man  eben 
<ien  Eindruck,  dass  letztere  kleiner  wird.  Doch  liegt  die  Sache 
nicht  so.  Dieses  Gleichniss  soll  nur  meine  Ansicht  über  den 
hervorgerufenen  Eindruck  erklären.  Die  französisch-russische 
Allianz  entspricht  dem  Interesse  beider  Völker.  An  dieser 
ist  nichts  geändert  und  darf  nichts  geändert  werden.  Das  ist 
meine  aufrichtige  Meinung.«     Diseite,  moniti! 
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mit  blosser  Vogel-Strauss  Politik,  ignorirt.  worden  waren. 
Diesem  etwas  ungeschickten  Spiele  machte  ein  ganz  un- 
erwarteter Besuch  des  deutschen  Kaisers  in  Tanger  im 
Anfang  April  ein  plötzliches  Ende,  Delcass^  musste  sein 
Ministerium  «sine  laude»  verlassen,  und  es  wird  sich  nun 
diese  indirekte  Annexion  des  Sultanates,  nach  den  be- 
reits vorhandenen  Mustern  von  Tunis  oder  Korea,  jeden- 
falls nicht  mehr  so  glatt,  als  man  hoffte,  vollziehen  lassen, 
sondern  nur  mittelst  eines  weiteren  Abkommens  mit  Deutsch- 
land. Die  Erbitterung,  welche  gegen  diese  «Einmischung» 
Deutschlands  in  Frankreich  entstand,  hätte  zum  Kriege 
führen  können,  wenn  nicht  die  Erinnerungen  an  1870 
vorhanden,  der  russische  Alliirte  kampfunfähig  und  Frank- 
reich überhaupt  einem  solchen  grossen  Kriege  nicht  mehr 
gewachsen  war. 

Die  nationalistische  «Patrie»  sagte  darüber  noch  im 
September,  als  die  erste  Hitze  der  diplomatischen  Vor- 
gefechte bereits  vorüber  war.  Folgendes: 

«Das  Verhältniss  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich ist  immer  noch  ein  ernstlich  gespanntes.  Die 
Kriegsvorbereitungen  Deutschlands  machen  sich  besonders 
auf  dem  Gebiete  des  Bahnwesens  fühlbar.  Güterwagen 
dürfen  nicht  mehr  wie  früher  auf  den  Nebengeleisen 
grosser  Stationen  unbenutzt  stehen.  Sobald  sie  ausge- 
laden sind,  werden  sie  an  den  Herkunftsort  zurück- 
gesandt. In  Metz  haben  viele  Offiziere  ihre  Soldaten 
über  den  kommenden  Krieg  instruirt.  Dies  wurde  uns 
von  einem  Soldaten  mitgetheilt,  der,  in  Metz  geboren, 
in  einem  dortigen  bayrischen  Regimente  dient.  Die 
Gränzwachen  sind  verdoppelt  worden,  und  die  Wege,  die 
unter  den  letzten  Regengüssen  stark  gelitten  hatten, 
wurden  sofort  wieder  reparirt.  In  Metz  und  Vionville 
wird  Kriegsmaterial  aufgehäuft.  Die  Berliner  Kriegs- 
akademieunternahm eine  Exkursion  nach  der  betreffenden 
Gegend.    Die  Fragen   der  Herren    sollen   sich  auch   auf 
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Luxemburg  erstreckt  haben.  In  allen  Ortschaften  in  der 
Nähe  der  Gränze  sind  Gruppen  von  Stabsoffizieren  ein- 
getroffen.» 

Mit  sorgenvoUer  Miene  bemerkte  dazu  der  Times- 
korrespondent von  Paris,  es  liege  leider  nur  zu  viel 
Wahrscheinlichkeit  für  die  Richtigkeit  dieser  Nachrichten 
vor.  Es  passt  den  Engländern  natürlich,  in  Frankreich 
die  Furcht  vor  einer  deutschen  Angriffslust  wach  zu 
erhalten. 

Den  Vortheil  hatte  einstweilen  überhaupt  wieder 
England,  das  sich  für  die  vorläufig  werthlose  Anweisung 
auf  Marokko  den  bestimmt  ausgedrückten  Verzicht  Frank- 
reichs auf  Aegypten  hatte  geben  lassen.  Unmöglich 
kann  die  Marokkofrage  jetzt  und  auf  alle  Zeit  eine 
ungelöste  bleiben,  oder  an  dem  Nordrand  Afrikas  ein 
förmliches  deutsches  Protektorat  entstehen.  Eine  Kon- 
ferenz soll  zunächst  über  die  augenblicklichen  Rechts- 
Verhältnisse  sich  zu  verständigen  suchen,  wobei  Deutsch- 
land mit  Recht  darauf  aufmerksam  machte,  dass  ihm  von 
einer  Schutzherrschaft  Frankreichs  über  Marokko  laut 
einem  Abkommen  mit  England  und  Spanien  offiziell 
nichts  bekannt  sei,  dass  dagegen  dem  Vernehmen  nach 
Frankreich  eine  Berechtigung  bekommen  solle,  den  Handel 
anderer  Völker  ausser  dem  englischen  zu  beschränken, 
was  ohne  Zweifel  nach  dem  vorhandenen  Beispiele  von 
Tunis  auch  geschehen  würde.  Das  könne  sich  der 
deutsche  Handel  nach  Marokko  nicht  gefallen  lassen  und 
daher  habe  auch  der  Kaiser  dem  Sultan  durch  seinen 
Besuch  in  Tanger  zeigen  wollen,  dass  er  ihn  als  einen 
unabhängigen  Herrscher  betrachte  und  ein  freies  Marokko, 
der  freien  Handelskonkurrenz  aller  Nationen  geöffnet,  zu 
haben  wünsche.   (Erklärung  des  Kaisers  vom  2.  April  an 
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den  zu   seiner  Begrüssung   abgesandten  Abd-el-Malek  in 
Tanger.) 

Der  Herzog  von  Grammont  und  der  leichtherzige 
Minister  Ollivier  hätten  unter  solchen  Umständen,  mit  be- 
deutend mehr  Ursache  als  1870,  in  die  Kriegstrompete 
gestossen.  Der  Nachfolger  des  letzteren,  Delcasse,  der 
auch  einige  seiner  Allüren  hatte,  wurde  dagegen  von 
seinen  Kollegen,  sogar  ohne  ein  Kammervotum,  kurzweg 
im  Stiche  gelassen  und  zur  Abdankung  gezwungen. 
Immerhin  aber  bleibt  die  «marokkanische  Frage»  des- 
halb eine  ernste  und.  gefa^irdrohende,  weil  einerseits 
Frankreich  in  der  Sache  nicht  gänzlich  nachgeben  und 
das  Abkommen  von  1904  nicht  fallen  lassen  kann,  und 
weil  zweitens  England  in  dieser  Sache  den  ersten  Ring 
zu  der  Kette  einer  englisch-französischen  Allianz  erblickt, 
welche  dann  einer  russisch- deutschen  gegenüberstünde  und 
in  der  That  den  Frieden  ernsthaft  bedrohen  würde.  Dass 
die  englische  Politik  dies  so  auffasst,  darüber  lässt  die 
Sprache  der  dortigen  mas.sgebenden  Zeitungen  unmittelbar 
nach  dem  Tanger- Besuche  Kaiser  Wilhelms  keinen  Zweifel 
übrig,  und  die  seitherigen  Flottenbesuche  in  Brest,  so- 
wie die  Rekognoszirung  der  englischen  Flotte  in  der 
Ostsee  sind  nur  die  weitere  Folge  davon.  Frankreich  wird 
sich  eine  Sache  jedoch  wohl  überlegen,  in  der  es  die 
Hauptkosten  und  Gefahren  zu  tragen  hätte,  und  das 
formell  noch  bestehende  französisch-russische  Bündniss 
ist  einstweilen  auch  noch  ein  Hinderniss  für  eine  englische 
gegen  Deutschland  gerichtete  Allianz.  So  dass  irgend  ein 
vorläufiges  Abkommen  auf  einer  Konferenz  den  Friedens- 
stand nothdürftig  erhalten  wird.*) 

*)  Der   englisch -japanische    Bund   hat   sogar  vorläufig 
Frankreich  wieder  mehr  gegen  Russland-Deutschland  hin  ge- 
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Aktenstücke.  Der  Text  des  Vertrages  zwischen 
Frankreich-Deutschland  vom  28.  Sept.  lautet  nach  dem 
«Temps»  wie  folgt: 

«Les  deux  gouvemements  se  sont  mis  d*accord  pour 
proposer  au  sultan  le  projet  de  programme  suivant  elabore 
en  conformite  avec  les  principes  adoptes  dans  I'^change 
de  lettres  du  8  juillet: 

/.  Police. 

V  Organisation  par  voie  d'accord  international  de  la 
police  hors  des  regions  frontieres. 

•2*  Reglement  pour  Torganisation  de  la  surveillance 
et  de  la  repression  de  la  contrebande  des  armes.  Dans 
les  regions  frontieres,  Fapplication  de  ce  reglement  restera 
Taffaire  exclusive  de  la  France  au  Maroc. 

//.  Reforme  financUre, 

Concours  financier  donne  au  makhzen  par  la  creation 
d'une  Banque  d'£tat,  avec  privilege  d'emission,  se  char- 
geant  des  Operations  de  tresorerie,  s'intermettant  pour  la 
frappe  de  la  monnaie,  dont  les  benelices  appartiendraient 
au  makhzen. 

La  Banque  d*Etat  procederait  ä  Tassainissement  de 
la  Situation  monetaire. 

Les  cr^its  ouverts  au  makhzen  seraient  employes 
ä  requipement  et  k  la  solde  des  troupes  de  police  et  ä 
certains  travaux  publics  urgents,  notamment  Tamelioration 
des  ports  et  de  leur  outillage. 

III.  Etüde  d'un  meilleur  rendement  et  de  la  creation 
de  noüveaux  revenus. 

IV.  Engagement  par  le  makhzen  de  n'aliener  aucun 
des  Services  publics  au  prolit  d'interets  particuliers. 

Principe  de  Tadjudication  sans  acception  de  nationa- 
Ute  pour  les  travaux  publics. 
Paris,  le  28  septembre  1905. 

ROUVIER. 
RADOLIN.» 


trieben.  Das  einstweilige  Marokko- Abkommen  zwischen  Frank- 
reich und  Deutschland,  das  eine  nähere  Verständigung  über 
die  dortigen  Interessen  einleiten    soll,  folgt  nachstehend. 
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Der  Vertrag  wurde  den  Unterzeichnern  der  Conven- 
tion von  Madrid  (Spanien  und  England)  mitgetheilt,  welche 
darüber  muthmasslich  sehr  wenig  entzückt  waren.  Es  ist 
jetzt  förmlich  an  der  Tagesordnung,  sich  gegenseitig  mit 
solchen  rasch  abgeschlossenen  Verträgen  unfreundlich  zu 
überraschen,  alles  im  Namen  des  «Friedens»,  der  aus 
lauter  Vorbereitungen  für  künftige  Kriege  besteht.  Muth- 
masslich wird  weder  dieser  Vertrag,  noch  der  anglo- 
japanesische  ein  hohes  Alter  erreichen. 

Auszüge  aus  englischen  Zeitungen  vom 
Anfang  April  d.  J.  (nach  der  Gazette  de  Lausanne) : 

Pall  Mall  Gazette:  <Si  Guillaume  a  vraiment  parle  du 
Maroc  comme  d'un  pays  libre  et  du  sultan  comme  s'il  etait  le 
souverain  effectif  du  Maroc,  s'il  a  declare  repousser  toute 
influence  preponderante  dans  ce  pays,  il  a  dit  une  betise 
et  cela  volontairement.  Chacune  de  ses  pensees  est 
fausse,  absoluraent  fausse. 

La  souverainete  du  sultan  ne  s'6tend  pas  au-delä  de 
Fez.  Quand  on  nous  a  dit,  d'autre  part,  que  le  Maroc 
est  un  pays  libre,  il  faut  entendre  que  chaque  citoyen  y 
est  libre  de  ne  pas  payer  Timpöt  et  de  couper  la  gorge 
k  son  voisin.  En  fait,  il  n'y  a  ni  souverainete,  ni  liberte 
au  Maroc,  mais  Tanarchie.  L*influence  preponderante 
doit  etre  fran^aise;  les  interets  commerciaux  allemands, 
si  faibles  soient-ils,  en  comparaison  des  interets  commer- 
ciaux anglais  et  fran^ais,  ont  besoin  de  la  preponderance 
de  la  France. 

La  reponse  k  la  visite  du  kaiser  k  Tanger  est  Tan- 
nonce  d'un  echange  de  visites  entre  les  flottes  fran<^ise 
et  anglaise.  Le  souverain  allemand  a  adopte  le  moyen 
le  plus  sür  de  consolider  Tentente  cordiale  entre  la  France 
et  TAngleterre.  Voilä  ce  que  c'est  que  de  vouloir  6tre 
trop  habile.» 

Times:  «Nous  avons  Tintention  tres  arretee  d'ad- 
herer  dans  Tesprit  et  dans  la  lettre  aux  stipulations  de  la 
declaration  relative  ä  TEgypte  et  au  Maroc  que  nous  avons 
signee  avec  la  France  au  mois  d'avril  de  Tannee  demiere 
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et   de   donner  ä  la  France  l'appui  que  nous  lui  avons 
promis  afin  d'assurer  Tex^cution  de  ces  Conventions.    Le 

Kuple  anglais  a  attribue  la  plus  baute  importance  ä 
_ntente  dont  cette  declaration  fait  partie  lorsqu*elle  a 
ete  conclue;  et  toutcequi  s'cst  passe  depuis  a  augment^ 
sa  satisfaction  et  sa  confiance  que  cet  arrangement  con- 
stitue  maintenant  une  des  principales  garanties  de  la 
paix  du  monde.  L'ecbange  de  visites  entre  les  deux 
flottes  qui  a  6t6  decide  pour  cet  et^  lui  donnera  une 
occasion  agreable  de  manifester  d'une  fa^on  k  laquelle 
on  ne  pourra  se  meprendre  sa  cordiale  approbation  de 
relations  de  ehaude  amitie  ^tablies  entre  lui  et  ses  voisins 
de  I'autre  c6te  de  la  Manche.» 

UOhserver  bläme  vigoureusement  Tacte  de  Guillaume 
n  «qui  a  introduit,  dit-U,  dans  le  statu  quo  europeen  un 
element  de  discorde  qui  pourrait  facilement  devenir 
Tetincelle  qui  met  le  feu  aux  poudres». 

L'Observer  ajoute: 

«D  est  impossible  de  ne  pas  attribuer  ä  son  acte  de 
mauvais  motifs;  il  ressemble  ä  Tenvoi  de  son  inepte 
message  aux  Boers,  ä  Tepoque  du  raid  Jameson.  La 
visite  k  Tanger  soul^vera  des  ressentiments  dans  toute  la 
France;  on  ne  peut  la  considerer  que  comme  un  acte 
antiamical  ä  Tegard  de  la  puissance  qui,  relativement 
au  Maroc,  doit  etre  maintenant  regardee  comme  notre 
alliee.  Kattitude  correcte  de  la  Prance  c'est  de  ne  pas  tenir 
compte  de  Tintention  de  i'empereur  de  se  rendre  desa- 
greable;  mais,  indubitablement,  il  y  a  un  danger  pour  la 
paix  europeenne  dans  le  nouveau  röle  adopte  par  le  kaiser.» 

Pariser -Korrespondenz  Gazette  de  Lausanne  30.  Sept. : 
«La  France  serat-elle  forcee  d'aller  oü  eile  ne  voulait 
pas?  L'Allemagne  et  la  Russie  marchent  ensemble.  Der- 
riere  elles,  leurs  sillages  se  confondent  et  forment  un  sil- 
läge  unique,  oü  la  France  pourrait  fort  bien  se  voir  en- 
trainee  malgre  eile. 

C*est  pourquoi,  tandis  que  la  majeure  partie  de  la 
presse  parisienne  embouche  tous  ses  clairons  pour  pro- 
damer  Taboutissement  des  pourparlers  entre  MM.  Revoil 
et  Rosen,  Timpression  de  ceux  qui,  ä  Paris,  regardent  au- 
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<Jel4  du  moment  present,  raste  triste.   Ils  ont  d'ores  et 
dejä  sur  les  levres  toute  la  saveur  de  rhumiliation. 

Tenez  pour  certain  que  la  Russie  ne  songe  pas 
a  lächer  la  France,  et  Ton  s'etonne  de  voir  tant  de  gens 
pleurer  de  joie  ici  en  enregistrant  et  en  se  faisant  rep^ter 
les  paroles  de  M.  Witte  qui  affirmait  ä  Paris  que  «  Talli- 
ance  fran^aise  demeurait  conforme  ä  l'interet  des  deux 
pays»  et  qu'il  n'y  avait  rien  de  change  ä  Tcalliance». 
Soyez  sürs  aussi  que  rAllemagne  non  plus  ne  cherche 
nullement  ä  separer  la  France  de  «l'amie  et  alliee»  des 
toasts  du  Pothuau.  Elle  s'en  garde,  car  eile  aspire  a  la 
toute-puissance.  Elle  veut  faire  6chec  ä  TAngleterre  qui, 
vis-ä-vis  d'elle,  s'est  montr^e  si  resolue,  et  pour  cela  eile 
a  besoin  de  nous.  Elle  aspire  ä  un  accord  continental 
des  trois  grandes  puissances,  qui  sont  du  cdte  de  TOcean 
«omme  la  cuirasse  formidable  de  TEurope.  La  France 
veut-elie  de  cet  accord?  La  question  est  plutöt  de  savoir 
s'il  lui  sera  possible  d'y  echapper  et  si,  dans  ce  sens,  les 
ev^nements  des  demiers  jours  equivalent  ä  un  pas  decisif. 
C'est  pourquoi  Ton  n'est  pas  plus  fier  qu'il  ne  faut  dans 
certains  milieux  de  Paris.  On  y  croit  volontiers  que  la 
France  n'aura  pas  k  souffrir  materiellement  de  la  Situation 
nouvelle  que  Ton  redoute.  Mais  il  ne  s'agit  pas  de  cela. 
Le  sentiment  d'une  politique  forde  prime  le  reste  et  Ton 
se  demande  comment,  par  quels  prodiges,  on  pourrait 
encore  echapper  ä  Thumiliänte  contrainte,  couper  la  corde, 
■empecher  la  remorque.» 

Das  scheint  uns  das  richtige  Gefühl  in  Frankreich« 
Es  ist  nicht  mehr  Herr  seiner  Entschlüsse,  sondern  dient 
fremden  Interessen,  was  der  Charakter  eines  Staates  zwei- 
ten Ranges  ist.  Das  ist  das,  was  die  Franzosen  begreif- 
licherweise schmerzt  und  wogegen  sie  sich,  vergeblich, 
«träuben.  Es  handelt  sich  für  sie  in  der  That  jetzt  darum, 
Deutschland  oder  England  dienstbar  zu  werden,  und  das 
«rstere  ist  vielleicht,  ja  sogar  ziemlich  offenbar,  das  vor- 
theilhaftere. ')    Auch  für  uns. 

')  Diese  Politik  des  aufrichtigen  Verzichts  auf  «revanche» 
vertritt  jetzt  der  Sozialist  Jaures. 
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Die  andere  «Präoccupation»  war  während  des  ganzen 
Jahres,  seit  dem  letzten  Berichte  (pag.  526),  den  wir 
nachzulesen  ersuchen,  der  fortgesetzte  Krieg  gegen  die 
Kirche,  oder  im  Grunde  gegen  die  Religion  überhaupt, 
welchen  ein  nun  ebenfalls  beseitigter  Minister,  Combes, 
der  nur  diese  Eine  Idee  besass,  bis  zu  seinem  Sturze 
eifrig  fortsetzte  und  noch  seither  in  heftigen  Gelegen- 
heitsansprachen  fortführt.  Ohne  Zweifel  wird  es  nun, 
wenn  nicht  äussere  Ereignisse  dazwischen  treten,  in 
Frankreich  zu  einer  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
kommen,  mit  der  nächstliegenden  Folge,  dass  die  schon 
Ungläubigen  noch  mehr  ins  Leere  fallen,  und  die  kirch- 
lich Gesinnten  noch  mehr  und  einseitiger  der  bloss 
geistlichen  Leitung  anheim  gegeben  sind.  Wir  bezweifeln 
unsererseits,  dass  das  heutige  Frankreich  für  dieses 
<amerikanische>  System  (das  übrigens  theilweise  auch 
bei  uns  schon  halbwegs  gilt  und  in  der  Zukunft  massgebend 
werden  wird*)  genügend  reif  sei.  Es  gehört  dazu  ein 
religiös  begabtes  und  gut  gebildetes  Volk;  die  andern 
fallen  dadurch  der  moralischen  Erniedrigung,  oder  einem 
geisttödtenden  Aberglauben,  der  unter  einer  dünnen 
Schicht  von  oberflächlicher  Bildung  stets  lauert  und  nur 
auf  den  Zeitpunkt  des  ungehinderten  Hervortretens  wartet, 
leichter  anheim,  als  bei  dem  System  der  Staatskirche. 
Aber  die  Abneigung  gegen  alles  Kirchliche  ist  in  den 
Kreisen  der  Freidenker  und  Freimaurer,  denen  der  «bloc» 
der  französischen  Kammer  angehört,  zu  gross  geworden, 
om  das  unbefangen  zu  beurtheilen.  «Ecrasez  Tinfäme», 
auf  alle  Gefahren   des  Landes  hin.    Nur  die  Grotte  von 


*)  In  Genf  wird  es  in  kurzer  Zeit  an  die  Tagesordnung 
kommen.  Der  Antrag  «Fontana»,  der  darauf  zielt,  liegt  bereit« 
vor  einer  Kommission  des  Grossen  Käthes. 
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Lourdes  lasst  noch  bestehen,  denn  sie  bringt  der  dortigen 
Oegend  viel  Geld  ein. 

Interessant  in  dieser  progressiven  Entwicklungsge- 
schichte, nach  den  Ideen  von  Chaumette  und  Hebert 
hin,  war  in  neuester  Zeit  besonders  ein  Freidenkerkon- 
gress  in  Paris  im  September  d.  J.,  aus  welchem  sich  für 
die  nicht  progressivistische  Welt  ergab,  dass  bereits  eine 
«Atheisten- Liga»  besteht,  und  die  Errichtung  einer  Statue 
für  den  wegen  Sacrileg  verurtheilten,  aber  ganz  ver- 
gessenen Chevalier  de  la  Barre  (bezeichnender  weise 
freilich  nur  in  «  simile  bronze  » ;  für  echtes  Metal  reicht« 
die  atheistische  Begeisterung  nicht)  geplant  wird.  Eine 
unserer  Zeitungen  knüpfte  daran  die  Betrachtung,  die 
auch  für  das  eben  so  unnöthige  Servet-Denkmal  in 
Genf  passt,  welches  jetzt  ein  Wallfahrtsort  zu  werden 
droht : 

«C'est  evidemment  une  triste  chose  que  le  supplice 
de  ce  malheureux,  en  faveur  duquel,  meme  coupable, 
son  extreme  jeunesse  eüt  du  plaider.  Mais  etait-il  bien 
necessaire  de  Texhumer  et  de  le  dresser,  comme  un  defi, 
devant  le  Sacre  Coeur  ?  Et  etait-ce  bien  ä  ceux  qui  se 
fönt  gloire  d'etre  les  heritiers  des  massacreurs  de  Sep- 
tembre  —  par  une  colncidence  ironique  l'anniversaire 
de  ce  massacre  tombait  hier  —  ^taitce  bien  ä  eux  d'e- 
lever  cette  protestation  ?  Et,  d'ailleurs,  le  mieux  est  d'en 
finir  avec  les  apotheoses  posthumes  de  victimes  de 
rintolerance  religieuse,  qui  ne  fönt  qu'attiser  des  passions 
detestables.» 

DieVorlage  über  die  grundsätzUche  Trennungder  Kirche 
vom  Staat  wurde  nach  beinahe  dreimonatlichen  Debatten 
von  der  Kammer  schliesslich  am  8.  Juli  mit  341  gegen  233 
Stimmen  angenommen.  Die  Hauptmasse  der  Annehmenden 
bildeten  die  Sozialisten  und  Radikalen;  femer  stimmten 
für  die  Trennung  alle  Minister  imd  alle  früheren  Minister 
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der  Cabinette  Combes  und  Waldeck-Rousseau.  Die  Mi- 
norität enthielt  wesentlich  die  Klerikalen  und  sonstige 
Mitglieder  des  rechten  Flügels  und  die  Nationalisten,  nebst 
einigen  gemässigten  Republikanern. 

«Der  wichtigste  Bestandtheil  des  ganzen  Gesetzes 
ist  (nach  einer  guten  Darstellung  der  Sachlage)  der  Art.  2. 
Auf  diesem  baut  sich  alles  auf.  Er  erklärt  ausdrücklich, 
dass  die  Republik  keinen  Kultus  kenne,  besolde  und 
unterstütze.  Daraus  ergibt  sich,  dass  alle  Posten  in  den 
Budgets  des  Staates,  der  Departements  und  Kommunen, 
welche  Zuwendungen  für  die  Kirche  enthielten,  von  dem 
Augenblicke  beseitigt  sind,  da  der  Entwurf  Gesetzes- 
kraft erlangt.  Von  grosser  Bedeutung  ist  auch  der  Art.  11, 
welcher  bestimmt,  dass  die  Gebäude,  die  zur  öffent- 
lichen Ausübung  des  Kultus  dienen,  vom  Staate  den  Ge- 
meinden unentgeltlich  geliehen  werden  sollen ;  indes  kann 
das  widerrufen  werden,  wenn  die  Gemeinde  sich  aut- 
löst, oder  wenn  sie  sich  weigert,  die  nöthigen  Aus- 
besserungen vorzunehmen,  oder  wenn  die  Gebäude 
während  der  Dauer  von  6  Monaten  nicht  benutzt  worden 
sind.  Damit  wird  dem  Staate  gestattet,  die  Kirchen 
unter  Umständen  einzuziehen  und  für  weltliche  Auf- 
gaben einzurichten.  Weiter  verordnet  das  neue  Gesetz, 
wie  der  Gottesdienst  überwacht  werden  soll.  Hier  seien 
die  Strafen  besonders  erwähnt,  welche  die  Geistlichen 
treffen  sollen,  die  in  der  Kirche  einen  im  öffentlichen 
Dienste  stehenden  Bürger  beleidigen.  Es  sind  für  solche 
Thaten  500—3000  Franken  beziehungsweise  Gefängniss 
von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahr  festgesetzt.  Auch 
soll  Niemand  zur  Theilnahme  an  einer  religiösen  Hand- 
lung gezwungen  werden,  ebenso  darf  Niemand  verhindert 
werden,  es  zu  thun.  Für  Derartiges  sind  in  beiden  Fallen 
Strafen  festgesetzt.  Endlich  seien  aus  dem  Inhalt  des 
Gesetzes  die  Pensionsverhältnisse  der  Geistlichen  her- 
vorgehoben. In  dieser  Hinsicht  ist  die  französische  Re- 
gierung im  Ganzen  nicht  inhuman  gewesen.  Geistliche, 
die  älter  als  69  Jahre  sind  und  30  Jahre  im  Dienste 
standen,    sollen    lebenslänglich   eine    Pension   erhalten. 
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welche  drei  Viertel  ihrer  bisherigen  Bezüge  ausmacht. 
Bis  zum  45.  Lebensjahre  erhalten  sie  femer  die  Hälfte 
ihres  Einkommens ;  was  aber  die  übrigen  jüngeren  Geist- 
lichen anbelangt,  so  sollen  sie  während  der  Dauer  von 
4  Jahren  einen  Theil  ihres  Einkommens  weiter  beziehen, 
dann  hört  die  Pflicht  des  Staates,  für  sie  zu  sorgen,  voll- 
ständig auf.  Auch  für  die  Witwen  und  Waisen  ver- 
storbener Geistlicher  wird  ein  Antheil  ausgezahlt,  doch 
ist  derselbe  sehr  gering. 

Die  eigentliche  Grundlage  des  neuen  Gesetzes  ist, 
wie  erwähnt,  die  Bestimmung  über  die  Entziehung  der 
Besoldung  und  Unterstützung  des  Kultus.  Damit  wird 
die  Trennung  von  Kirche  und  Staat  in  der  französischen 
Republik  zur  Thatsache  gemacht.  Aber  gleichzeitig  hört 
auch  die  bisherige  Abhängigkeit  der  Kirche  vom  Staate 
vollständig  auf.  Die  Bischöfe  sind  nicht  mehr  Staatsbe« 
amte,  werden  nicht  mehr  in  ihren  Aemtern  bestätigt  und 
haben  nichts  mehr  von  der  Regierung  zu  erwarten;  sie 
erkennen  in  Zukunft  allein  den  Papst  als  Oberherrn  an. 
Sie  wurden  in  ihrer  Agitation  bisher  durch  den  Umstand 
stark  behindert,  dass  sie  ihre  Bezüge  vom  Staate  er- 
hielten und  dieser  immerhin  eine  gewisse  Aufsicht  über 
sie  übte.  Das  hat  jetzt  ein  Ende.  Allerdings  werden 
sie  durch  das  Gesetz  ernstlich  bedroht,  falls  sie  Angriffe 
in  ihren  Predigten  oder  bei  anderen  Gelegenheiten  gegen 
den  Staat  richten,  aber  das  hat  kaum  je  einen  katho- 
lischen Geistlichen  von  einer  Handlung  zurückgehalten, 
die  er  im  Interesse  seiner  Kirche  für  nöthig  hielt.  Es  ist 
deshalb  doch  sehr  die  Frage,  ob  die  Neuerung  die  Agi- 
tation der  Priester  einschränken  wird  und  ob  nicht 
schliesslich  mehr  als  früher  und  mit  grösserem  Nach- 
druck gegen  den  StJaat  und  die  Republik  von  den  Priestern 
vorgegangen  werden  wird..  Man  schafft  damit  ev.  auch 
Märtyrer. 

Die  leitenden  Kreise  an  der  Seine  hoffen  anscheinend 
viel  von  der  Streichung  der  materiellen  Hülfe  für  die 
Geistlichen.  Von  nun  an  sollen  die  Gemeinden  allein 
die  Sorge  für  die  Kirche  tragen,  und  um  diesen  ihre 
Aufgabe  etwas  zu  erleichtern,  sind  ihnen  gewisse  werth- 
volle    Zugeständnisse    gemacht   worden.    Man    gestattet 
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ihnen  die  Uebemahme  des  kirchlichen  Besitzes,  soweit 
er  nicht  dem  Staate  gehört,  und  um  die  Ungleichheit  in 
der  Besteuerung  einigermassen  auszugleichen,  sollen  die 
Gemeinden  sich  zu  grösseren  Verbänden  zusammen- 
schliessen  können.  Daneben  aber  ist  der  Staat  entschlossen, 
eine  Kontrolle  ihrer  Ausgaben  für  kirchliche  Zwecke 
auszuüben. 

Das  Gesetz  ist  ganz  allgemein  gehalten,  kann  auf 
alle  religiösen  Bekenntnisse  angewandt  werden,  und  das 
gleiche  Schicksal  wie  die  Ordensniederlassungen  der 
katholischen  Kirche  könnte  am  Ende  auch  evangelische 
Gotteshäuser  treffen,  wenn  diese  vielleicht  aus  irgend 
einem  Grunde  der  französischen  Regienmg  unbequem 
werden. 

Kirche  und  Staat  werden  jetzt  wissen,  wie  sie  zu- 
einander stehen  und  was  sie  von  einander  zu  erwarten 
haben.  Das  ist  aber  besonders  für  den  katholischen 
Klerus  und  das  Papstthum  von  Werth.  Man  wird  sich 
dort  weit  besser  als  früher  auf  den  Kampf  mit  dem 
Staate  einrichten  können.  Denn  der  wirkliche  Kampf 
wird  erst  jetzt  beginnen.  Alles  Frühere  war  nur  die 
Einleitung  und  die  Vorbereitung,  mit  dem  neuen  Gesetze 
wird  das  entscheidende  Ringen  zwischen  den  beiden 
mächtigen  Faktoren  seinen  Anfang  nehmen.  Der  Sieg 
des  Einen  oder  Anderen  wird  freilich  noch  lange  auf  sich 
warten  lassen. 

Inzwischen  wird  es  das  traurige  Schicksal  des  fran- 
zösischen Volkes  sein,  zwischen  zwei  gleich  verhängniss 
vollen  Polen  hin-  und  hergeworfen  zu  werden,  zwischen 
radikal- atheistischer  und  klerikaler  Agitation.»  (Reichsb.) 

Nun   geht  die  Vorlage  an  den  Senat,  der  sie  noch 

vor   den  Wahlen  von  1906  erledigen  soll.    Muthmasslich 

wird   also  Frankreich,   einst  und  lange  Zeit  «die  älteste 

Tochter  der  Ejrche»,  der  erste  europäische  grosse  Staat 

werden,  der  sich  zu  diesem  der  Kirche  feindUchen  Prinzipe 

bekennt.  Bezeichnend  ist  es,  dass  der  Urheber  und  Haupt- 

vertheidiger  des  Projektes,  Herr  Combes,  aus  klerikalen 

Schulen  hervorging  und  selbst  (wie  Renan)  Priester  werden 

25 
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wollte.  Eine  ultramontane  Zeitung  zog  daraus  den  (von 
ihrer  Seite  eigenthümlich  klingenden)  Schluss,  den  man 
sich  merken  darf: 

«Wir  sehen  wieder  die  alte  Geschicklichkeit,  die 
Meister  Combes  noch  aus  der  Zeit  seiner  dialektischen 
Uebungen  im  Seminar  herübergerettet  haben  dürfte,  mit 
ein  paar  falschen  Voraussetzungen  und  Trugschlüssen  die 
Sachlage  umzukehren.  > 

Was  aus  der  ganzen  Sache  noch  hervorgehen  wird, 
vermag  zur  Zeit  Niemand  zu  sagen.')  Sicher  scheint  uns 
nur,  dass  es  für  Frankreich  im  AugenbUcke  nichts  Gutes 
sein  wird,  sondern  der  Anfang  eines  Kampfes  gegen  die 
Religion  selber,  der  zu  einer  starken  Reaktion  und  zum 
Sturze  der  Republik  führen  kann.  Die  Analogie  mit  den 
Vorgängen  der  ersten  Revohition  ist,  wie  aus  den  Beilagen 
ersichtlich  ist,  wenn  auch  in  abgeschwächtem  Maasstabe, 
derE^einheit  der  jetzigen  Zeit  und  Menschen  entsprechend, 
doch  einigermassen  vorhanden.  Wenn  man  heute  femer 
die  Berichte  über  das  Nationalkonzil  von  Poissy  (1561)  liest, 
so  sieht  man,  wie  wenig  damals  in  der  Zeit  der  Entschei- 
dung fehlte,  dass  Frankreich  zu  einer  vernünftigen,  wenn 
auch  nicht  geradezu  reformatorischen,  so  doch  wenigstens 
gegen  die  Hugenotten  sehr  toleranten  Glaubensansicht 
gekommen  wäre.  Dass  dies  nicht  geschah,  muss  heute 
gebüsst  werden.  Durch  nichts  ist  Frankreich  allmählig 
so  sehr  herabgekommen  als  durch  den  Mangel  an 
jeder  festen  Glaubensauffassung,  auch  bei  den  Prote- 
stanten, wie  sie  jetzt  sind.  Es  fehlt  denselben  in  ihren 
Führern  vielfach  ebensosehr  an  einem  gesunden  Prote- 
stantismus, wie  den  Katholiken  an  einer  nicht  bloss 
oberflächlich-ultramontanen  Kirchlichkeit.    Verbunden  mit 

')  Der  Vatikan  hat  sich  auch  noch  nicht  ausgesprochen, 
beabsichtigt  aber,  wie  behauptet  wird,  eine  Veröffentlichung 
der  Correspondenz. 
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der  materialistischen  Lebensauffassung  in  den  mass- 
gebenden Kreisen,  imd  mit  einer  ungeheuren  Genuss- 
sucbt,  die  alle  Schichten  der  Bevölkerung  (besonders  nach 
Einer  Richtung  hin)  durchdringt,  ist  dieser  Mangel  an 
wirklicher  Religion  wohl  der  Hauptgrund  des  allmähUgen 
Herabsinkens  von  Frankreich  von  seiner  fahrenden  Rolle 
in  Europa  gewesen. 

Der  allgemeine  Eindruck  von  Frankreich  ist  daher 
einstweilen  der  eines  sinkenden  Staates  ohne  eine  be- 
stimmt vorauszusehende  Möglichkeit  einer  stark  entgegen- 
gesetzten Bewegung.  UeberdieWünschbarkeit  dieser  That- 
sache  für  die  Welt,  und  speziell  für  Europa  und  für  uns, 
sich  weitere  Gedanken  zu  machen,  hätte  keinen  Zweck 
und  ebensowenig  gibt  es  einen  dermaligen  «Schuldigen», 
den  man  dafür  verantwortlich  machen  könnte.  Im  Ge- 
gen theil,  die  gegenwärtige  Regierung  Frankreichs  ist 
besser,  als  jede  ihrer  vorangehenden  es  war,  und  wenn 
man  eine  solche  verurtheilen  will,  so  mOsste  man  nicht 
bloss  auf  Napoleon  UI.,  oder  seinen  grössern  Onkel,  son- 
dern zum  mindesten  bis  auf  Ludwig  XIV.  und  seine 
zweite  Frau  zurückgehen.  Begnügen  wir  uns  daher  mit 
der  Konstatirung  der  Thatsache,  die  für  uns  manches 
Bedenkliche  in  sich  tr^. 

Aktenstücke.  Der  Gaulois  machte  Mittheilungen 
über  eine  Unterredung,  die  einer  seiner  Mitarbeiter  mit  dem 
früheren  Minister  Delcasse  gehabt  habe.  Danach  hätte  Herr 
Delcasse  sich  unter  Anderm  wie  folgt  vernehmen  lassen : 
«Ernsthafte  und  wirksame  Politik  macht  man  heutzutage 
nicht  auf  Grund  des  Gefühls,  der  Sympathie  oder  Anti- 
pathie, sondern  mit  Rücksicht  auf  die  Interessen.  Die 
Interessen  Frankreichs  liegen  auf  englischer  Seite.  Eng- 
land ist  unser  bester  Käufer.  Was  aber  kauft  Deutsch- 
land von  uns?  Nichts  oder  fast  nichts;  dagegen  verkauft 
es  an  uns  alles,  was  es  kann.  Frankreich  kann  England 
die  Herrschaft  zur  See  nicht  streitig   machen;  deshalb 
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ist  es  das  Klügste,  sich  vor  der  Vernunft  zu  beugen  und 
in  Rechnung  zu  ziehen,  welchen  Werth  der  englische 
Beistand  in  gewissen  Fällen  für  uns  haben  kann.  Dieser 
Beistand  nun  hätte  den  Werth  für  uns,  dass  Deutsch- 
land in  die  Unmöglichkeit  vei*setzt  werden  würde,  uns 
den  Krieg  zu  erklären.  Denn  was  vermöchte  im  Falle 
eines  Krieges,  in  dem  England  mit  uns  ginge,  die  deutsche 
Flotte?  Was  würde  aus  den  Häfen,  dem  Handel  und 
der  Handelsmarine  Deutschlands  werden?  Eine  voll- 
ständige Vernichtung  derselben  wäre  die  Folge.  Das  ist 
die  Bedeutung  des  wohl  vorbereiteten  und  wohl  be- 
rechtigten Besuches  des  englischen  Geschwaders  in  Brest. 
Der  Gegenbesuch  des  französischen  Geschwaders  in  Ply- 
mouth  wird  diese  Kundgebung  vervollständigen.  Das 
Einvernehmen  Frankreichs  und  Englands  und  die  Ver- 
einigung der  Flotten  dieser  beiden  Länder  schafifen  ein 
so  furchtbares  Kriegswerkzeug,  dass  weder  Deutschland, 
noch  sonst  eine  Macht  die  Vernichtung  zur  See  würde 
riskiren  wollen.  Die  Entente  mit  England  bedeutet 
ausserdem  die  Anbahnung  besserer  Beziehungen  zwischen 
Russland  und  England.  Das  war  eine  Ueberraschung, 
welche  das  gute  Einvernehmen  Englands  mit  Frankreich 
der  Welt  bereiten  konnte.»  Herr  Delcasse  schilderte  so- 
dann die  Ministerrathssitzung,  in  der  er  seine  Entlassung 
gab.  Danach  hätte  er  in  dieser  Sitzung  seine  auf  das 
Bündniss  mit  England  basirten  Pläne  auseinandergesetzt^ 
worauf  die  übrigen  Minister  erschreckt  erwiderten: 
cAber  dann  wird  uns  Deutschland  angreifen.»  Hierauf 
habe  er,  Delcasse,  erklärt :  «Nun  so  mag  es  uns  schliess- 
lich angreifen,  wir  sind  in  der  Lage,  zu  antworten!» 
Delcasse  bemerkte  schliesslich:  «Sich  zur  Konferenz  be- 
geben, ist  für  Frankreich  ein  Fehler  und  welch  ein 
Fehler!»  (Allg.  Z.  13.  Juli). 

Wichtiger  waren  noch  die  folgenden  Mittheilungen 
des  Matin.  Das  Wichtigste  ist  dabei  die  «Anmerkung» 
betreffend  das  Angebot  Englands  über  Deutschland  her- 
zufallen, das  man  sich  in  Deutschland  merken  wird. 
Seither  hat  sich  die  Marokko-Angelegenheit,  scheinbar 
wenigstens,  geglättet;  es  bleibt  aber  auf  die  Dauer  doch 
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Frankreich  nicht  viel  anderes  übrig,  als  Bund  mit  Russland 
und  Deutschland,  oder  mit  England  gegen  dieselben.  Der 
Verstand  spricht  für  die  erstere  Wahl;  es  bestehen  aber 
GemOthsregungen  dagegen,  die  in  Frankreich  von  un- 
berechenbarem Gewichte  sind. 

Auszug  aus  dem  Bericht  des  Matin,  «Aeusse- 
rungen  Delcasse's»  über  die  Ministersitzung  vom 
6.  Juni: 

«Je  savais  d'avance  ce  qui  allait  s'y  passer,  devait  le 
soir  meme  confier  M.  Delcasse  k  un  de  ses  intimes;  je 
savais  que  j'etais  condamne  avant  d'avoir  ete  entendu,  et 
que  c'etait  simplement  une  formalite  d'exöcution.  Je  savais 
tout  ce  que  Ton  avait  fait  pour  faciliter  Toperation  ä  la- 
quelle  on  allait  se  livrer.  Aussi,  si  je  me  suis  rendu  de- 
vant  le  conseil,  ce  n'^tait  pas  pour  defendre  ma  personne, 
car  ma  personne  est  peu  de  chose.  Elle  n'est  meme  rien  du 
tout.  Mais  j'ai  voulu  aller  defendre  ma  politique  et,  surtout, 
j'ai  cru  qu'D  y  avait  pour  moi  devoir  patriotique  ä  pousser 
un  cri  d'alarme  et  ä  aire  ä  ceüx  qui  detenaient  entre  leurs 
mains  le  gouvemement  de  la  France  quels  etaient  les 
dangers  auxquels  ils  s'exposaient. 

La  seance  fut  longue  et  mouvement^e.  II  n'y  eut 
guere  que  deux  hommes  qui  y  prirent  la  parole :  M.  Del- 
casse et  M.  Rouvier. 

Le  ministre  des  affaires  etrangeres  se  defendit  avec 
veh^mence  d'avoir  encouru  aucun  reproche  dans  le  passe : 
11  fit  justice  de  tous  les  griefs  qu'on  lui  imputait  au  sujet 
de  la  Convention  franco-anglaise.  Cette  Convention,  il  en 
avait  donn^  connaissance  ä  l'ambassadeur  d'Allemagne 
a  Paris,  comme  Telablissait  un  document  ecrit.  Et,  quand 
bien  meme  il  n'aurait  pas  trait^  TAllemagne  sur  le  meme 
pied  que  TAngleterre,  l'Espagne  et  Tltalie,  n'y  etait-il  pas 
autorise  par  les  d^arations  ant^rieures  de  FAUemagne 
elle-meme,  qui  avait,  k  maintes  reprises,  categoriquement 
signifie  qu'elle  se  desint^ressait  de  ce  qui  se  passait  dans 
le  bassin  de  la  Mediterranee?  Ignoraiton  que,  lors  des 
affaires  de  Crete,  sollicitee  a  y  intervenir  de  concert  avec 
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la  Russie,  la  France  et  Tltalie,  eile  s'y  etait  energiquement 
refusee,  alleguant  qu'elle  n'avait  point  d'interöts  dans  la 
Mediterranee? 

Piiis,  entrant  dans  le  vif  de  la  question,  M.  Delcass^ 
exposa  quel  etait  son  plan  d'action:  il  declara  que  la 
France  ne  pouvait  pas  aller  k  la  Conference  internationale 
Sans  se  diminuer  et  sans  risquer  de  soumettre  ä  une  dis- 
cussion  de  tierces  puissances  deux  accords  au  bas  des- 
quels  eile  avait  appose  sa  signature  et  qui  avaient  regu 
la  ratification  eclatante  de  son  Parlement.  II  expliqua 
donc  qu'il  convenait,  en  toute  courtoisie,  mais  en  toute 
nettete,  de  d^cliner  Foffre  d'aller  a  la  Conference  inter- 
nationale, et,  par  des  documents  ecrits,  il  montra  que 
TAngleterre,  TEspagne,  lltalie,  la  Russie  et  les  Etats-Unis 
etaient  prets  ä  refuser  ^galement  de  s'y  rendre;  c*est-ä- 
dire  que,  dans  son  refus,  ä  cöt^  d'elle,  derriere  eile,  la 
France  avait  toute  TEurope  et  TAmerique.  U  dit  ensuite 
qu'il  fallait  peu  se  preoccuper  de  Tattitude  du  sultan  et 
qu'il  convenait  simplement  de  lui  rappeler  que  la  France, 
par  sa  Situation  de  puissance  limitrophe,  avait  le  pouvoir 
de  se  montrer  ä  son  ^gard  l'amie  la  plus  sinc^re  et  la 
plus  desinteress^e,  comme  la  puissance  qui  pouvait  lui 
inspirer  le  plus  de  crainte  et  d'ennui.  II  indiqua  que  tout 
Teffort  de  la  France  devait  porter  k  amener  la  Russie  a 
faire  la  paix,  de  maniere  k  etre  libre  de  son  action  en 
Europe,  et  il  exposa  les  raisons  qu'il  avait  de  croire  que 
la  France  etait  ä  la  veille  d'avoir  le  tr^s  grand  honneur 
de  prösider  k  la  confection  de  cette  paix,  tant  desiree  du 
monde.  II  fit  enfin  part  au  conseil  de  l'appui  que,  dans 
les  circonstances  presentes,  une  nation  etait  prete  k  nous 
donner.  Cet  appui  n'^tait  pas  un  appui  agressif  ou  oflfen- 
sif ;  c' etait  un  appui  purement  defensif.  L'Angleterre  —  et 
nul  ne  peut  mettre  en  doute  son  engagement,  car  c'^tait 
un  engagement  qu'elle  prenait  librement  —  etait  prete, 
quoi  qu'il  arrive,  k  soutenir  jusqu'au  bout  la  France,  et, 
si  cette  derniere  etait  Tobjet  d'une  agression  imprevue  et 
mprobable,  ä  se  ranger  ä  ses  cötes  ...  0 

^)  Le  Matin  6crit  en  note:  «L'Angleterre  fit,  en  effet, 
savoir  verbalement  au  gouvernement  de  la  R^publique  que,  si 
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Peu  ä  peu,  en  parlant,  M.  Delcasse  s'etait  anime,  et, 
si  prevenus  qu'ils  fussent,  si  arretee  que  se  troiivät  leur 
resolution,  ses  collegues  ne  pouvaient  se  defendre  d'une 
certaine  emotion.  Des  Souvenirs  montaient  aux  l^vres  de 
Torat^ur.  Autour  de  cette  table,  oü  se  jouait  une  page  de 
rhistoire  de  la  France,  il  y  avait  des  hommes  qui  avaient 
connu  et  servi  Gambetta.  Et  c'est  ä  eux  que  s'adressait 
M.  Delcasse,  s'est  eux  qu'il  adjurait  de  se  Souvenir  du 
passe,  c'est  ä  eux  qu'il  disait: 

—  Ce  qu'il  s'agit  de  decider,  ä  cette  heure,  ce  n'est 
pas  le  sort  d'une  personnalite :  c'est  le  sort  d'une  politique. 
n  s'agit  de  savoir  si  la  France,  apres  trente  ans,  est  mal- 
tresse  de  faire  la  politique  qui  lui  convient,  ou  bien  si 
eile  est,  au  contraire,  reduite  ä  im  etat  de  dependance 
et  de  sujetion.  H  s'agit  de  savoir  si,  puissance  limitrophe 
du  Maroc,  ayant  pour  eile  l'assentiment  des  pays  voisins: 
Angleterre,  Espagne,  Italic,  eile  peut.exercer  son  influence 
pacifique  et  civilisatrice,  ou  bien  s'il  faut  qu'elle  s'incline 
devant  l'immixion  et  les  injonctions  de  l'AUemagne,  dont 
la  terre  la  plus  proche  est  ä  plusieurs  milliers  de  milles 
du  Maroc,  et  dont,  il  y  a  quinze  ans,  pas  un  sujet  n'avait 
franchi  la  frontiere  marocaine.  Si  vous  vous  inclinez  au- 
jourd'hui,  vous  serez  obliges  encore  de  vous  incliner  de- 
main ;  vous  serez  obliges  de  vous  incliner  toujours.  Et  vous 
ne  savez  pas  si  toujours,  comme  aujourd'hui,  vous  aurez 
pour  vous  la  presque  unanimite  du  monde. 

Alors  il  se  tut.  Et  la  r^plique  vint. 
Elle  debuta  par  un  exorde  etrange. 

—  Vous  avez  trop  bien  reussi  dans  la  politique  que 
vous  avez  poursuivie  contre  l'AUemagne  .  .  .  Vous  avez 
detache  l'Espagne,  vous  avez  accapar^  l'Angleterre  .  .  . 

Et  la  phrase  suivante  fut  textuellement  prononcee,  et 
ceiix  qui  l'entendirent  ne  Toublieront  jamais: 

—  Vous  avez  d^bauche  l'Italie!  .  .  . 


la  France  ^tait  attaquee,  eile  ^tait  prete  ä  mobiliser  sa  flotte, 
k  saisir  le  canal  de  Kiel  et  k  d^barquer  100,000  hommes  en 
Schleswig- Holstein.  Le  gouvernement  fran^ais  fut  m^me  avis6 
nlt^rieurement  que,  s'il  le  desirait,  cette  offre  lui  serait  faite 
par  6crit.» 
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M.  Delcasse  interrompit,  et  ce  fut  la  seule  Interruption 
de  ce  vehement  dialogue: 

—  Excusez-moi :  j'etais  Charge  des  affaires  exterieures 
de  la  France;  je  n'avais  pas  ä  veiller  aiix  relations  ex- 
terieures de  TAllemagne!  .  .  . 

Le  reste  du  requisitoire  fut  ^coute  dans  un  silence 
profond.  C'etait  le  theme  connu:  Faffaire  etait  arrangeable  ; 
la  France  pouvait  sans  dechoir  aller  ä  la  Conference:  il 
suffisait  seulement  d'obtenir  au  prealable  des  garanties: 
TAllemagne  avait  ete  inutilement  froissee  et  inquietee: 
il  convenait  de  causer  et  de  s'expliquer  avec  eile.  Rien 
n'etait  plus  aise  que  de  dissiper  ses  mefiances. 

L'opinion  du  conseil  etait  faite  et  il  n'y  avait  point 
besoin  de  le  longuement  convaincre.  Sa  decision  etait 
immuable. 

M.  Delcasse  se  leva  et  prit  conge  du  president  de  la 
Röpublique.  II  serra  la  main  de  la  plupart  de  ses  collegues. 
L'un  d'eux  lui  dit: 

—  L'avenir  vous  donnera  peutetre  raison  .  .  . 
Puis  il  partit. 

Le  soir,  il  avait  regagne  son  appartement  du  boule- 
vard  de  Clichy,  que  d'ailleurs,  pendant  ses  sept  ans  de 
pouvoir,  il  n'avait  jamais  quitte.  Sur  sa  table,  les  depeches 
s'amoncelaient,  venues  de  tous  les  points  de  la  France. 
Le  ministre  demissionnaire  en  ouvrit  iine  et  la  tendit  ä 
un  arai.  Elle  etait  signee  d'un  noni  connu  et  contenait  ces 
simples  lignes: 

«A  quand  le  gala  de  TOpera  en  Thonneur  du  kaiser?. . .» 

Man  könnte  darauf  antworten:    «Bientot  avec  de  tek 
ministres  comme  vous.» 

Ueber  diese  Notiz  entstand  ein  ungeheures  Zeitungs- 
gerede, aus  dem  als  Resultat  zwar  eine  vermehrte  Span- 
nung zwischen  Deutschland  und  England,  aber  doch  auch» 
eine  grössere  und  klügere,  dem  Friedensstand  günstigere, 
Zurückhaltung  Frankreichs  gegenüber  dem  letzteren  übrig 
blieb,  sowie  die  ziemlich  feststehende  Ueberzeugung,  dass 
diese  gefahrdrohende  englische  Politik,  wenn  überhaupt 
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jedenfalls  mit  Umgehung  der  konstitutionellen  Organe,  von 
«unverantwortlichen  Personen»  gemacht  worden  sei.  Die 
konstitutionelle  Monarchie  ist  mitunter  auch  eine  recht 
gefährliche  Staatsform,  indem  sie  ein  solches  Doppelspiel 
mit  offiziellen  Dementi's  gegenüber  inoffiziellen  Thatsachen 
gestattet  und  zweierlei  Vertreter  erlaubt,  verantwortliche 
und  unverantwortliche. 

Ueber  den  Abgang  des  Ministers  Delcasse  ent- 
hielt die  «Depeche»  (und  der  «Temps»  als  Nachdruck)  eine 
lange  Erzählung,  deren  allein  interessanter  Schluss  wie 
folgt  lautet: 

«M.  Rouvier  avait  ^coute  nerveusement  la  harangue 
de  M.  Delcasse.  D  prit  la  parole  ä  son  tour.  II  dit  que 
s'il  ne  s'elevait  pas  contre  les  alliances  contractees  par 
la  France  et  dont  il  se  feUcitait,  il  ^tait  cependant  im- 
possible  de  se  dissimuler  que  TAllemagne  pouvait,  avec 
quelque  raison,  s'imaginer  qu'elles  avaient  ete  congues  con- 
tre eile;  c'est  k  ce  moment  qu'il  dit  ä  M.  Delcasse  la 
fameuse  phrase:  «L'AUemagne  vous  reproche  d'avoir  de- 
bauche  TltaUe.»  L'accord  franco-anglais,  continua  M.  Rou- 
vier, ne  pourrait  etre  qu'une  provocation  ajoutee  ä  bien 
d'autres,  et  celle-ci  d'autant  plus  grave  que  les  suites  ne 
s'en  feraient  pas  attendre.  Quel  etait  d'ailleurs  le  debat  ? 
Savoir  si  nous  irions  ä  la  Conference  marocaine :  la  question 
etait  d'assez  minime  importance,  et  plus  de  forme  que 
de  fond.  On  pouvait  aller  k  la  Conference  en  prenant  toutes 
les  garanties  necessaires.  Quant  ä  signer  Taccord  franco- 
anglais,  on  verrait  plus  tard ;  ä  cette  heure,  ce  serait  de- 
chafner  la  guerre. 

M.  Delcasse  interrompit  M.  Rouvier  pour  donner  — 
DU  plutöt  redonner  —  lecture  de  Tavis  exprime  par  M. 
Tittoni,  k  savoir  qu'un  « accord  anglo-fran^is  etait  la 
meiUeure  garantie  de  paix  e^  Europe». 

Mais  M.  Rouvier  n'en  persista  que  plus  fort  dans  son 
id^:  Taccotd  franco-anglais  etait  la  guerre  et  probable- 
roent  la  defaite.  II  n'y  fallait  pas  songer.  Quant  ä  lui,  il 
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declara  que  «sa  main  s^cherait  plutöt  qua  de  signer  cet 
accord». 

M.  Delcasse  prit  la  parole  une  seconde  fois  pour  de- 
clarer  qu'entrer  dans  la  Conference,  c'etait  permettre 
Ting^rence  de  TAllemagne  dans  la  politique  etrangere 
fran<^se;  que  si  on  mettait  le  petit  doigt  dans  Tengre- 
nage,  le  l3ras  y  passerait  bientöt  tout  entier;  que  quant 
ä  lui,  sa  decision  etait  bien  prise :  il  ne  serait  pas  Thomme 
de  cette  politique-lä. 

Tels  furent  les  debats,  M.  Delcasse  n'adressa  aucun 
«appel»  aux  «gambettistes»  du  cabinet;  c'eüt  ete  d'ailleurs 
parfaitement  inutile.  On  passa  au  vote :  la  presque  unani- 
mite  du  conseil  partagea  Topinion  de  M.  Rouvier.  Deux 
grosses  larmes  coulerent,  nous  a  dit  un  temoin  de  la 
scene,  sur  les  joues  de  M.  Delcasse,  assistant  ainsi  ä  Tecrou- 
lement  de  son  reve.  Cependant,  avant  de  signer  sa  demis- 
sion  et  de  partir,  il  echangea  encore  quelques  paroles  avec 
ses  coUegues,  toujours  sur  le  meme  sujet.» 

Das   Weinen  scheint  jetzt   bei    den   Staatsmännern 

Mode  werden  zu  wollen. 

Ein  Theil  der  englischen  Presse  konnte  es 
nicht  verwinden,  dass  der  Plan  des  Herrn  Delcasse,  die 
«entente  cordiale»  zwischen  England  und  Frankreich  zu 
einem  direkt  gegen  Deutschland  gerichteten  Schutz-  und 
Trutzbündnisse  zu  gestalten,  durch  die  Wachsamkeit  der 
deutschen  Diplomatie  und  durch  das  rechtzeitige  Ein- 
greifen besonnener  französischer  Staatsmänner  vereitelt 
worden  ist,  und  dass  obenein  das  Pariser  Kabinett  es 
für  rathsam  gehalten  hat,  mit  dem  Deutschen  Reiche, 
das  brüskirt  und  isolirt  werden  sollte,  über  die  Behand- 
lung der  marokkanischen  Angelegenheit  sich  ins  Einver- 
nehmen zu  setzen.  So  findet  der  Daily  Graphic, 
dass  Delcass^  in  seiner  Unterredung  mit  dem  Vertreter 
des  Gaulois  durchaus  klare  und  zutreffende  politische 
Gesichtspunkte  entwickelt  habe;  hätte  er  bei  seinen 
Kollegen  und  bei  der  Kammer  die  erforderliche  Unter- 
stützung gefunden,  so  würde  Fürst  Bülow  vermuthlich 
zum  Rückzug  genöthigt  und  zu  der  Erkenntniss  gebracht 
worden  sein,  dass  Marokko  die  Knochen  eines  pom- 
merschen   Grenadiers   nicht   werth   sei.     Ebenso    richtig 
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sei  es,  wenn  Delcasse  von  der  Voraussetzung  aus- 
gegangen sei,  dass  Frankreich  von  Deutschland  nichts 
gewinnen  konnte,  dass  es  aber  ein  grosses  Interesse  da- 
ran habe,  mit  England  gut  zu  stehen.  Die  Erreichung 
eines  französisch-englisch-russiscben  Bündnisses  würde 
für  die  französische  Diplomatie  wirklich  zu  einem  Triumph 
sich  gestaltet  haben. 

Emile  Olliviar,  dessen  Namen  mit  den  für  Frank- 
reich so  verhängnissvollen  Ereignissen  von  1870/71  ver- 
knüpft ist  und  verknüpft  bleiben  wird,  sagt :  Eine  Allianz; 
Frankreichs  und  Deutschlands,  der  England  sich  an- 
schliessen  würde,  wäre  allerdings  die  schönste  diplomatische 
Kombination.  Aber  eine  solche  Allianz  zwischen  den  bei- 
den Nationen  wäre  nur  möglich,  wenn  die  eine  der  anderen 
do  ut  des  verschaffte,  wie  Bismarck  zu  sagen  pflegte. 
«Was  bietet  uns  Deutschland  für  eine  solche  Allianz?» 
«Gibt  es  uns  Metz?  Dann  könnten  wir  ein  Gespräch 
schon  anknüpfen.  Einstweilen  müssen  wir  einander  gegen- 
seitig Achtung  bezeigen.»  Von  «bieten»  ist  jetzt  infolge 
seiner  Politik  von  1870  keine  Rede  mehr. 

Jaur^s  kündigte  in  der  «Humanit^»  das  «Ende  einer 
Allianz»  an,  selbstverständlich  der  russisch-französischen. 
Die  Gründe,  welche  der  «Temps*  für  die  Nothwendig- 
keit  der  Beibehaltung  der  Allianz  anführte,  erklärt  er 
für  nichtig,  für  Schultheorien.  Es  stellt  sich,  schreibt 
Jaures,  immer  deutlicher  heraus,  dass  unser  Land  durch 
die  Allianz  mit  Russland  an  Sicherheit,  Kraft  und  Würde 
einbüsst.  Das  französische  Volk  kennt  weder  die  Be- 
dingungen des  Vertrags  mit  Russland,  noch  die  Garantien, 
die  uns  dadurch  geboten  werden,  noch  die  Lasten,  die 
er  uns  auferlegt.  Dennoch  wurde  die  Allianz  von  den 
Republikanern  trotz  der  Abneigung,  die  eine  allzu  enge 
Verbindung  mit  dem  russischen  Despotismus  ihnen  ein- 
Itet,  hingenommen,  weil  man  sie  ihnen  als  eine  Schutz- 
wehr gegen  einen  Angriff  von  selten  Deutschlands  oder 
Italiens  und  Deutschlands  vereint,  dargestellt  hatte.  In 
Wahriieit  schien  die  Gefahr  eines  Angriffs  von  deutscher 
Seite,  als  die  Unterhandlungen  wegen  der  Allianz  be- 
gonnen wurden,  kaum  zu  bestehen.  Wenn  aber  Deutsch- 
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land  wirklich  mit  Frankreich  Händel  suchte,  so  wäre 
Russland  nicht  in  der  Lage,  uns  Hülfe  zu  leisten.  Es 
hat  aufgehört,  in  Europa  zu  existiren,  und  wir  sind  an 
einen  Schatten  gebunden,  der  im  äussersten  Osten  um- 
herirrt und  nicht  im  Stande  wäre,  sich  nach  Westen  zu 
wenden  und  mit  einer  Gebärde  denen  zu  drohen,  die 
uns  herausfordern  würden.  Jaures  verwahrt  sich  dann 
gegen  die  seiner  Partei  heuchlerischerweise  zugeschriebene 
Absicht,  die  schlimme  Lage  auszubeuten,  in  der  Russ- 
land sich  heute  befindet  Er  wiederholt,  Russland  habe 
aufgehört,  eine  Macht  zu  sein,  die  beim  europäischen 
Gleichgewichte  mitzählt.  Als  es  nach  dem  äussersten 
Osten  zog,  gab  es  den  Frieden  in  Europa  der  Willkür 
Deutschlands  preis,  und  damit  büsste  die  französisch- 
russische  Allianz  jeden  Werth  ein,  den  sie  für  Frankreich 
gehabt  hatte.  Jetzt  aber  sei  die  Allianz  durch  die  innere 
Politik  Russlands  für  Frankreich  eine  Schmach  und  ein 
Verbrechen  geworden.»  (Bund.) 

Ein  Rückblick   der  «Gazette  de  Lausanne»    vom 

17.  Juni  auf  die  französischen  Eirchenverhältnisse 

enthielt  folgendes  sehr  Bemerkenswerthe : 

«Avant  1789,  TEglise,  en  France,  d^pendait  etroite- 
ment  de  la  royaute.  Le  roi  disposait  des  eveches  et  des 
abbayes  et  le  haut  clerge,  independant  de  Rome,  se  de- 
youait  aux  int^rets  du  tröne.  Cette  solidarite,  excellente, 
pour  tous  deux,  prit  fin  avec  Tancien  regime.  La  Revo- 
lution porta  un  coup  irr^m^diable  ä  Tinfluence  du  clergö 
catholique,  ainsi  qu'ä  sa  Situation  materielle.  Ruin^  par 
la  confiscation  de  ses  biens  meubles  et  immeubles,  de- 
cimö  bientöt  par  la  guillotine  ou  affaibli  par  la  pros- 
cription,  il  ne  tarda  pas  k  succomber  presque  devant  le 
triomphe  Ephemere  de  certains  cultes  philosophiques, 
qui,  dans  l'idee  de  leurs  fondateurs,  devaient  atteindre 
en  son  essence  le  christianisme  consid^r^  comme  ago- 
nisant. 

Les  öglises  ötaient  m^connaissables.  La  plupart 
avaient  6te  transformees  en  Etablissements  des  plus  uti- 
litaires.  Les  unes  en  magasins  de  farines,  les  autres  en 
magasins  de  subsistances,  en  d^pöt  de  sei.  Teile  ancienne 
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eglise  abrite  les  approvisionnements  de  la  marine,  teile 
autre  a  ete  louee  k  un  peintre  comme  atelier.  D'autres 
ont  ete  d^molies  et  les  materiaux  vendus.  Ici,  Ton  fabrique 
de  la  biere,  lä,  on  debite  du  vin.  Certaines  chapelles 
servent  d'ecurie;  l'une  d'elles  est  occupee  par  un  char- 
cutier  et  le  malpropre  entassement  des  viandes  salöes 
y  est  denonc^  comme  dangereux  pour  la  sante  publique. 
A  Paris,  la  Bourse  s'etablit  dans  l'eglise  des  Petits-Peres. 
Les  couvents,  est-il  besoin  de  le  dire,  ont  subi  les  memes 
metamorphoses.  Celui  des  Petits-Augustins  est  encombre 
par  les  tableaux  confisques  dans  les  paroisses  et  qui  for- 
meront  le  noyau  du  musee  du  Louvre.  Mais  les  oeuvres 
d'art  ne  prirent  pas  toutes  ce  bon  chemin.  La  suppres- 
sion  du  culte  faisait  affiner  dans  des  depöts  provisoires, 
ouverts  en  diflferents  quartiers,  nombre  d'objets  de  grande 
valeur,  et  cette  accumulation  necessita  bientot  des  me- 
sures  speciales.  Tandis  que  la  populace  livrait  ä  des 
autodafes  patriotiques  les  portraits  feodaux  ou  les  effigies 
des  princes  de  la  famille  royale,  on  vendait  d'autre  part 
ä  vil  prix,  des  tresors  amasses  par  les  generations  suc- 
cessives  de  Taristocratie  vaincue. 

On  sait  que  FEglise  catholique  a  toujours  consider^ 
rinstruction  et  T^ducation  religieuses  comme  une  tradition 
necessaire  ä  sa  puissance  autoritaire  et  un  moyen  de 
propagande  dont  les  jesuites  sont,  encore  aujourd'hui, 
les  Instruments  zel^s  et  implacables.  Or,  en  1794,  dans 
toutes  les  ecoles  on  professait  une  instruction  athee  et 
Ton  n'osait  y  prononcer  le  nom  de  Dieu.  Listituteurs  et 
institutrices  devaient  se  conformer,  pour  les  etudes  et 
les  conges,  au  calendrier  republicain  de  Rome  et  Fabre 
d'Eglantine :  reposobligatoiie  les  decadis  et  repos  interdit 
les  autres  jours. 

On  avait  «chasse  les  saints  du  calendrier  pour  y 
mettre  ä  leur  place  les  navets,  les  carottes,  le  romarin 
et  la  jonquille,  la  bSche  et  le  rateau>,  auxquels  vege- 
taux  on  adjoignait  k  chaque  quintidi,  c'est-ä-dire  les  5, 
15  et  25  du  mois,  le  nom  d'un  animal  domestique,  et 
chaque  d^cadi,  le  nom  d'un  instrument  agricole.  Comme 
U  n'est  pas  elegant  de  donner  k  des  individus  des  vo- 
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€ables  tir^s  du  jardin  potager  ou  de  Tecurie,  ]es  parents 
choisissaient  pour  leurs  enfants  les  noms  des  personnages 
celebres  dans  Tantiquite  —  Brutus,  Ca!us,  Ciceron,  Grac- 
chus, etc.,  —  ou  meme  dans  Thistoire  contemporaine  — 
Danton,  Saint-Just,  Robespierre  voire  Marat. 

Malgre  Tetat  de  d^crepitude  des  temples,  les  diffi- 
cultes  Sans  nombre  soulevees  par  le  Systeme  educatif  et 
encore  Tanimadvcrsion  d'un  bon  nombre  de  republicains 
fortement  teint^s  de  jacobinisme,  les  catholiques  se 
mirent  k  leur  besogne  de  restauration  religieuse.  On 
acheta  des  cloches,  on  les  inaugura,  on  les  sonna  ä  toutes 
volees.  Mais  ce  zele  un  peu  bruyant  et  peut-etre  trop 
audacieux  fut  vite  r^prim^  et  les  sonneurs  abandonnant 
les  cloches  sont  Obligos  de  parcourir  les  nies  avec  des 
crecelles  et  des  grelots  pour  annoncer  les  premiers  offices. 
Quelques  ouvriers  declarent  qu'ils  observeront  le  di- 
manche,  parce  que  travailler  neuf  jours  sur  dix,  c'est 
trop.  Les  dames  de  la  Halle  —  Corporation  puissante 
-  annoncent  qu'elles  iront  entendre  la  messe.  On  s'y 
rend  sans  Thabituelle  cocarde  tricolore.  Les  pretres 
arrivent  un  k  un,  les  offices  sont  bientöt  retablis  dans 
les  quinze  temples  que  concede  la  loi,  et  les  religieuses 
rouvrent  leurs  ecoles  couveuses  d'aristocrates. 

Cet  exces  de  zele,  cette  häte  ä  vouloir  reconquerir 
d'un  seul  coup  les  prörogatives  enlevees  par  la  Re- 
volution, cette  resurrection  subite  d'un  clerge  que  l'on 
croyait  disparu  pour  toujours,  inquieterent  le  gouveme- 
ment  qui  restreignit  par  plusieurs  arretes  la  liberte  ac- 
cordee  aux  fideles.  L'Etat  se  declara  en  termes  tres 
nets  absolument  separe  de  TEglise.  II  notifia,  une  fois 
encore,  sa  döcision  de  ne  subventionner  en  aucune  maniere 
les  cultes  existants.  II  obJigea  les  catholiques  k  ceder 
leurs  temples  restaur^s  en  temps  voulu  et  ä  des  dates 
fixes  pour  la  cel^bration  des  fetes  officielles.  Une  cir- 
culaire  administrative  invita  les  citoyens  ä  preferer  les 
pretres  constitutionnels  aux  autres.  Mais  Topposition  a 
eu  le  temps  de  se  ressaisir.  Elle  61ude  la  loi,  eile  ignore 
les  arretes,  eile  fait  fi  des  circulaires.  Dans  certains  quartiers, 
on  proc^de  au  choix  des  pretres  par  61ection  et  chose  curieuse 
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cette  election  se  fait  sans  distinction  de  sexe.  Les  femmes 
A/antdroitdevoteenaffaireseccl^siastiqueSyC'etÄitnouveau. 
Ce  Test  encore  aujourd'hui.  Enfin,  un  decret  du  3  ventöse, 
an  III  (1795),  confirme  par  un  autre  decret  du  7  vende- 
miaire,  an  IV,  ordonna  d'enlever  des  salles  de  justice 
les  emblemes  religieux  —  crucifix,  tableaux  —  qui  y 
etaient  demeur^s  ou  y  avaient  etö  röintegres.  On  sait 
que  ces  deux  döcrets,  jamais  abroges,  ont  et6  remis  en 
vigueur  sous  le  ministere  de  M.  Combes  et  que  lesdits 
emblemes  furent  excius  des  pretoires  il  y  a  quel- 
ques mois. 

Le  coup  d'Etat  du  18  fructidor  vint  de  nouveau  ap- 
porter  des  mesures  restrictives  plus  severes  qu'au  lende- 
main  du  9  thermidor.  La  formule  du  serment  defere  aux 
pretres  devint  plus  nette;  il  fallut  que  celui-ci  jurät  at- 
tacbement  k  la  Republique,  k  la  Constitution  de  Tan  III 
et  aussi,  et  surtout,  haine  ä  la  royaut^.  Jusqu'alors,  de- 
puis  la  loi  de  1794,  le  gouvemement  s'etait  contente 
d'un  serment  de  soumission  aux  lois.  II  ne  fut  plus 
pennis  d'assister  k  la  messe  que  par  groupes  de  dix 
personnes  a  la  fois.  Les  Theophilanthropes  —  que  Tal- 
leyrand  appelait  des  «filous  en  troupes»  —  les  citoyens 
de  diverses  confessions,  qui  en  faisaient  la  demande, 
pouvaient,  concurremment  avec  les  catholiques,  disposer 
des  eglises  paroissiales.  En  outre,  chaque  decadi,  les 
municipaux  y  venaient  publier  les  actes  et  celebrer  leurs 
fetes  philosophiques.  Ils  y  prechaient  une  morale  «con- 
forme  k  la  nature  humaine»  et  posaient  sur  Tautel  Tef- 
figie  de  la  Liberte,  entre  le  buste  de  Voltaire  et  celui  de 
Rousseau.  L'evangeliaire  etait  alors  remplace  par  des 
tableaux  oü  on  pouvait  lire  certains  fragments  des  oeuvres 
de  Jean-Jacques,  entre  autres  ce  paragraphe  bien  connu 
de  lä  Profession  de  foi  du  vicaire  savoyard:  «Je  consi- 
d^rais  cette  diversit^  de  sectes  qui  r^gnent  sur  la  terre 
et  qui  s'accusent  mutuellement  de  mensonge  et  d'erreur; 
je  demandais:  Quelle  est  labonne?  Chacun  me  repondait; 
Cest  la  mienne.» 

Les  noms  des  eglises,  que  les  fideles  avaient  retablis, 
furent  de  nouveau  supprimes.  A  Paris,  Saint-Roch  fut 
omsacr^  au  G^nie,  parce   que  reposent  dans  ce  temple 
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les  cendres  de  Corneille  et  de  Mme  Deshoulieres  —  le 
genie  de  celle«ci  nous  paraft  un  peu  problematique;  -r 
Saint-Eustache  fut  consacre  ä  rAgriculture  parce  que  eet 
edifice  etait  voisin  de  la  Halle  aux  grains;  Saint-Laurent 
aux  Vieillards  parce  qu'elle  se  trouvait  vis-ä  vis  d'ua 
hospice  pour  la  vieillesse;  Saint-Nicolas-des-Champs  a 
THymen,  parce  que  la  population  du  quartier  passait 
pour  excessivement  prolifique. 

Toute  procession  catholique  etait  interdite  et  les 
ruses  employees  par  les  pretres  pour  eluder  cette  inter- 
diction  furent  severement  reprimees.  Tout  pretre  cou- 
pable  d'avoir  donne  une  benediction  nuptiale  en  dehors 
des  heures  reglementaires  fut  incarcerö;  de  meme  s'il 
cel^brait,  merae  en  oratoire  prive,  l'anniversaire  de  la 
mort  de  Louis  XVI,  de  meme  s'il  procede  ä  un  bapteme 
devant  plus  de  dix  personnes. 

Le  calendrier  republicain,  tombe  quelque  peu  en  dis- 
credit,  fut  remis  en  pleine  vigueur  et  les  commer<,^ts 
fermant  boutique  le  dimanche  encoururent  de  fortes 
amendes.  En  revanche,  ils  furent  obliges  k  fermer  le 
decadi.  Ce  jour-lä,  les  policiers  faisaient  descendre  les 
ma^ons  des  echafaudages. 

De  nouveaux  reglements  furent  imposes  aux  ecoles 
tenues  par  des  pretres  ou  des  religieuses.  Le  plus  severe 
fut  celui  qui  n'accordait  le  droit  d'enseigner  qu'ä  des 
instituteurs  et  institutrices  maries  ou  au  moins  veufs. 
C'etait  la  mort  des  ecoles  congröganistes.  On  imposa  les 
livres  d'histoire,  de  grammaire,  de  litterature;  on  intro- 
duisit  dans  les  classes  le  cathechisme  republicain.  Tous 
les  modeles  d'ecriture  etaient  tires  de  la  Declaration  des 
droits  de  Thomme  ou  des  Devoirs  du  citoyen. 

Tout  employ^,  tout  fonctionnaire,  toute  peraonnelde- 
sirant  une  place  dans  Tadministration  devait  retirer  ses 
enfants  des  ecoles  religieuses,  pour  les  mettre  aux  ecoles 
publiques.  En  un  mot  la  r^ction  anticlencale  se  mani- 
festa  puissamment  et  imposa  une  barriere  ä  la  course 
victorieuse  du  culte  restaur^. 

Mais,  en  d^pit  des  persecutions,  un  courant  religieux 
s'etait  r^tabli  dans  la  bourgeoisie,  courant  que  Bonaparte 
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protegca  et  qui  aboutit  au  concordat  de  1801.  Des  cere- 
monies  pompeuses  accompagnerent  la  Promulgation  de  ce 
pactt;  aujourd'hui  menace.  II  couronnait  le  mouvement 
chretien  des  dernieres  annees;  les  intellectuels,  les  lit- 
terateurs,  savants  et  philosophes  Cabanis,  Maine  de  Biran, 
Monge  et  tant  d'autres,  apres  avoir  «mange  du  pretre», 
communiaient  devotement.  L'ere  anticlericale  avait  vecu. 
La  Separation  de  meme,  apres  sept  ans  d'existence  et  de 
lüttes  mesquines.» 

Das  Demissionsschreiben  Combes  lautete  im 
wesentlichen  Theile: 

Der  «Koalition  ungeduldigen  Ehrgeizes  und  des  Hasses 
der  Klerikalen  und  Nationalisten»  sei  es  gelungen,  den 
cBlock»  der  Gruppen  der  Linken  abzubröckeln.  «Im  In- 
teresse der  Politik  der  Regierung,  ziehe  ich  mich  am 
Tage  der  Abstimmung,  welche  nochmals  das  Programm 
der  Regierung  gebildet  hat,  zurück.  Die  reduzirte  Kammer- 
mehrheit vertritt  immer  noch  die  Politik  des  republi- 
kanischen Landes.  Ich  besitze  den  Glauben  in  die  Einig- 
keit der  Gruppen  der  Linken  für  die  Vertheidigung  und 
Fortsetzung  des  Werkes  der  intellektuellen  Befreiung  und 
den  Glauben  in  das  republikanische  Land,  dass  es  die 
Mehrheit  in  den  gegenwärtigen  kritischen  Umständen  ver- 
stärken und  unterstützen  werde.» 

Paris,  18.  Januar  1905. 

Der  Protest  der  französischen  Kardinäle 

schliesst  mit  folgenden  Worten: 

«Wir  fordern,  dass  das  Konkordat  als  ein  Regime 
der  Verständigung  zwischen  der  bürgerlichen  und  der 
religiösen  Gesellschaft  aufrecht  erhalten  werde  und  dass, 
wenn  Anlass  zu  einer  Aenderung  vorliegt,  diese  im  ge- 
meinsamen Einverständniss  zwischen  den  beiden  Autori- 
täten erfolge.  Wir  haben  unserer  doppelten  Pflicht  gegen 
die  Kirche  und  Frankreich  genügen  wollen,  indem  wir 
obige  Vorstellungen  dem  Staatsoberhaupte  mit  respekt- 
vollem Freimuth  und  ohne  jede  Feindseligkeit  unter- 
breiteten. Wir  lieben  mit  gleicher  Liebe  die  Kirche  und 

26 
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Frankreich.  Wir  hegen  die  Ueberzeugung,  dass  wir  durch 
dieses  Vorgehen  auch  den  Bedürfnissen  der  Situation  Rech- 
nung tragen.  Frankreich  will  keinen  politischen  Umsturz, 
aber  ebensowenig  eine  religiöse  Verfolgung.  Die  Separations- 
vorlage jedoch,  die  nicht  der  Ausdruck  des  Volkswillens 
ist,  führt  dazu.  Wir  französischen  Bischöfe  haben,  indem 
wir  jetzt  sprechen,  uns  von  der  Verantwortlichkeit  dem 
Lande  gegenüber  frei  gemacht.  Wir  wollen  hoffen,  dass 
das  Land  die  Richtigkeit  und  Lauterkeit  unserer  Rath- 
schlage  erkennt,  und  wenn  wir  die  schmerzlichsten 
Feindseligkeiten  von  den  unchristlichen  Sektirem  er- 
leiden mOssten,  wir  würden  doch  nicht  aufhören,  Frank- 
reich zu  lieben  und  für  es  zu  beten. > 

Eine  offiziöse  Aeusserung  in  deutschen  Blättern  über 

das  von  Frankreich  behauptete  Schu  tz  recht  über  die 

Katholiken  im  Orient  lautete  im  Wesentlichen,  wie 

folgt: 

«Bekanntlich  hatte  die  offiziöse  «Agence  Havas»  ein 
zur  Veröffentlichung  bestimmtes  Schreiben  des  Papstes 
an  den  Kardinal  Langenieux  mitgetheilt,  in  welchem  es 
u.  A.  hiess,  «Frankreich  habe  im  Orient  die  Mission, 
welche  die  Vorsehung  ihm  anvertraute  und  welche  be- 
stätigt sei  durch  die  internationalen  Verträge  und  aner- 
kannt von  der  Congregatio  de  Propaganda  fide  durch  die 
Erklärung  vom  22.  Mai  1888.  >  Demgemäss  bestätigte  Leo 
Xin.  feierlich,  dass  der  Schutz  Frankreichs,  wo  er  in 
Kraft  sei,  gewissenhaft  aufrechterhalten  werden  müsse 
und  die  Missionäre  ausdrücklich  angewiesen  werden 
sollten,  im  Falle  der  Noth  sich  an  die  französischen  Kon- 
suln und  Agenten  zu  wenden.  Hiemit  erkannte  der  Papst 
zum  ersten  Mal  persönlich  in  einem  öffentlichen  Akt  das 
ausschliessliche  Recht  Frankreichs  an,  Missionäre  und 
Niederlassungen  des  lateinischen  Katholizismus  im  Orient 
zu  schützen. 

Von  verschiedenen  deutschen  Blättern,  unter  ihnen 
auch  der  «6ermania9,  ist  die  Forderung  der  französischen 
betreffend  das  im  Orient  auch  über  nichtfranzösische 
Christen  imd  deren  Anstalten  auszuübende   Schutzrecht 


Aaswärtige  Verhältnisse.    Frankreich.  403 

mit  Nachdruck  zurückgewiesen  worden.  Nach  der  Lage 
der  Verträge  und  jeder  vernünftigen  Auslegung  des  Völker- 
rechts ist  ein  solcher  Anspruch  im  Ernst  gar  nicht  auf- 
recht zu  erhalten.  Da  man  aber  trotz  aller  deutscher- 
seits beigebrachten  vollgültigen  Beweise  noch  in  einem 
Theil  der  französischen  Presse  der  Behauptung  begegnet, 
dass  das  französische  Schutzrecht  doch  bestehe,  ist  es 
vielleicht  nicht  ganz  überflüssig,  noch  einmal  mit  ganzer 
Schärfe  hervorzuheben,  dass  Deutschland  ein  solches  Recht 
soweit  seine  Unterthanen  und  deren  Anstalten  in  Frage 
kommen,  nicht  anerkennt  und  gegen  alle  Versuche,  es 
auszuüben,  sich  widersetzen  werde.  Jeder  souveräne 
Staat  besitzt  kraft  seiner  Souveränität  das  Recht  und  die 
Verpflichtung,  seine  Angehörigen  und  Anstalten  in  fremden 
Ländern  zu  schützen.  Es  ist  dies  ein  Elementarsatz  des 
Völkerrechts,  der  nur  dann  in  Frage  gestellt  werden 
könnte,  wenn  eine  Macht  zu  Gunsten  einer  anderen  da- 
rauf verzichtet.  Sicher  ist,  dass  Deutschland  mit  Frank- 
reich niemals  einen  solchen  Vertrag  abgeschlossen  hat 
und  dass  der  französische  Anspruch  jeder  berechtigten 
Grundlage  entbehrt.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  im 
Berliner  Vertrage  den  diplomatischen  und  Konsularyer- 
tretungen  der  Mächte  in  der  Türkei  ein  offizielles  Schutz- 
recht für  ihre  Angehörigen  und  deren  Anstalten  zuge- 
wiesen ist.  Auch  hat  ein  französisches  Schutzrecht  über 
die  Deutschen  in  früherer  Zeit  niemals  bestanden  und 
ist  von  Deutschland  niemals  anerkannt  worden.  Die 
französischen  Rechte  begründen  sich  auf  einen  Vertrag, 
zwischen  Frankreich  und  der  Türkei  abgeschlossen,  der 
zur  Noth  für  diese  beiden  Staaten  Gültigkeit  hat,  soweit 
nicht  auch  er  durch  den  Berliner  Vertrag  aufgehoben  ist, 
aus  welchem  aber  niemals  französische  Rechte  über 
deutsche  Angehörige  abgeleitet  werden  können.  Weder 
Frankreich  noch  die  Türkei  haben  Rechte,  über  die  Ver- 
hältnisse deutscher  Unterthanen  Bestimmungen  zu  treffen 
ohne  deutsche  Genehmigung.  Niemand  kann  Anderen 
geben,  was  er  selbst  nicht  hat.  Die  Türkei  hat  daher 
kein  JRecht,  irgendwie  über  die  deutschen  Unterthanen 
und  deren  Anstalten  zu  verfügen.  Wenn  Frankreich  sich 
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in  die  Angelegenheiten  der  in  der  Türkei  lebenden 
Deutschen  einmischt,  so  ist  das  ein  Eingriff  in  die  deutsche 
Souveränität,  der  zweifelsohne  von  dem  deutschen  Reiche 
mit  aller  Entschiedenheit  zurückgewiesen  werden  wird.» 

(AUg.  Z.  21.  Sept) 

Einige  Presskomraentare  zu  einer  Rede   des  Hrn. 

Combes  in  Lyon  (September  1905)  lauteten: 

«Le  Temps:  «Le  prötendu  pacte  des  progressistes 
avec  la  reaction  clericale  est  la  calomnie  favorite  de  M. 
Combes.  II  aura  beau  la  ressasser  eperdument,  jusqu'a  ce 
que  sa  voix  tombe  et  que  son  ardeur  s'eteigne:  il  ne 
parviendra  pas  ä  tromper  Topinion,  qui  sait  que  ces  amis 
de  la  liberte  luttaient  dejä  pour  eile  en  des  temps  oü 
M.  Combes  s'employait  k  de  tout  autres  besognes.  C'est 
par  attachement  au  principe  liberal,  qui  doit  etre  egal 
pour  tous,  que  les  progressistes  ont  proteste  contre  le 
jacobinisme  de  M.  Combes,  comme  ils  avaient  proteste 
contre  la  fameuse  loi  de  dessaisissement.  C'est  dans 
rinteret  de  la  Republique  et  de  la  paix  interieure  qu'ils  ont 
manifeste  des  preferences  pour  le  maintien  du  regime  cx)n- 
cordataire.  Discorde  civile,  division  eutre  les  republicains, 
alliance  avec  les  revolutionnaires  antipatriotes,  delation, 
desorganisation  nationale:  tel  est  le  bilan  de  la  politique 
de  cet  homme  d'Etat  si  arrogant.  Ce  n'est  pas  un  banquet 
ni  une  palabre  de  plus  ou  de  moins  qui  changeront  le 
verdict  de  Topinion.  L'infatuation  agressive  de  M.  Combes 
apparait  aujourd'hui  comme  surtout  ridicule.  Le  combisme 
est  definitivement  juge.> 

Le  Figaro:  «L'agitation  inorale  qui  naitra  fatalement 
de  la  r^forme  religieuse!  Tiens,  tiens!  voilä  M.  Combes 
qui  reconnalt  que  la  Separation  de  TEglise  et  de  TEtat 
est  de  nature  k  troubler  profondement  le  pays.  Sur  ce 
point-lä,  du  moins,  sa  retraite  du  pouvoir  et  peut-etre 
aussi  Tapproche  des  ^lections  lui  ont  donne  une  certaine 
lucidit^.  Pour  finir,  Torateur  a  parle  de  «l'ideal  de  la 
d^mocratie»  qui  est  de  batailler  toujours  contre  le  cl^ri- 
calisme  pour  arriver  k  une  kre  «de  justice,  de  liberte  et 
de  fratemite».  On  ne  se  doutait  guere  que  toutes  ces 
batailles  ötaient  pour  nous  mener  k  la  fratemite !  Apres 
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«rideal  de  la  democratie»,  petit  couplet  sur  «Farmee  de 
la  democratie»  qui  est,  vous  Tavez  devine,  le  vieux  bloc, 
le  eher  bloc,  dont  M.  Combes  —  Souvenirs  et  regretsi  — 
ne  parle  qu'avec  attendrissement  et  auquel  il  promet  des 
elections  merveilleuses.» 

Für  die  andere  grosse  lateinische  Nation  Europas  ^ 
Italien,  ist  ohne  Zweifel  eine  etwas  bessere  Aera  an- 
gebrochen, seitdem  sich  das  Königreich  finanziell  befestigt 
hat  und  seitdem  unter  dem  jetzigen,  einfacheren  und 
patriotischeren  Papste,  welcher  dem  schlauen  und  intran- 
sigenten  Leo  XIII.  folgte,  ein  allmähUger  wirklicher  Frie- 
densstand mit  der  römischen  Kirchengewalt  in  den  Bereich 
wenigstens  der  Möglichkeit  getreten  ist.  Möglichster 
Friede  mit  derselben,  guter  Finanzhaushalt  und  Ver- 
besserung der  Lage  der  agrikolen  Bevölkerung,  das  sind 
die  drei  Hauptgesichtspunkte  einer  gesunden  italienischen 
Politik,  denen  die  Neigung  zur  Grossmachtspolitik  nach 
Aussen,  eine  oberflächliche,  bloss  materialistische  «Auf- 
klärung» bei  der  einigermassen  gebildeten  Klasse,  und 
ein  Rest  der  ehemaligen  «irredentistischen»  Politik,  die 
jetzt  kaum  einen  vernünftigen  Sinn  mehr  hat,  gegenüber 
steht. 

Der  König  selber  ergriflf  in  diesem  Jahre  in  sehr  be- 
merkenswerther  Weise  die  Initiative  zu  einem  «inter- 
nationalen landwirthschaftlichen  Institut» ,  das  von  allen 
Staaten,  welchen  die  Mittheilung  gemacht  wurde,  begrüsst 
worden  ist.  Das  Weitere  bleibt  abzuwarten.  Dem  ge- 
drückten italienischen  Bauer  wäre  mit  einem  Stück 
eigenen  schuldenfreien  Bodens  wahrscheinlich  noch  mehr 
gedient.  Ein  grosses  Erdbeben,  das  im  September  in 
Calabrien  statthatte,  zeigte  die  erbärmliche  ökonomische 
und  infolge  davon  auch  schlechte  moralische  Verfassung  der 
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bäuerlichen  Bevölkerung,  worüber  im  cCorriere  della  Sera» 
u.  a.  folgende  Schilderungen  enthalten  waren.  Derselbe 
erzählt,  wie  in  einem  Falle  Einheimische  nicht  einmal  die 
Hand  rührten,  um  einem  seit  86  Stunden  unter  Trümmern 
liegenden  Mitbürger  zu  helfen,  dessen  Wehrufe  an  ihr  Ohr 
drangen.  Was  war  ihre  Rechtfertigung,  als  ein  Offizier 
den  Betreffenden  deswegen  Vorwürfe  machte?  cWir 
sind  in  Trauer,  und  wer  in  Trauer  ist,  arbeitet  nicht.» 
In  einer  andern  Ortschaft  war  ein  Offizier  mit  seinen 
Soldaten  damit  beschäftigt,  eine  Mauer  zu  stützen.  Der 
Offizier,  der  selbst  auch  Hand  anlegte,  forderte  einige 
anwesende  Bauern  zur  Hilfeleistung  auf.  Diese  aber  gaben 
zurück,  das  gehe  sie  nichts  an,  es  seien  Arbeiten,  welche 
die  Regierung  machen  müsse.  In  vorgerückter  Nacht- 
stunde mit  einem  Wagen  Brod  und  Maccaroni  für  die 
Nothleidenden  angekommen,  hiess  ein  anderer  Offizier 
einige  Umstehende  das  Abladen  zu  besorgen.  «Wer  wird 
uns  dann  bezahlen?»  verlangten  diese  zuerst  zu  vmsen. 
Wollte  der  Major  Brod  und  Maccaroni  abgeladen  haben, 
so  musste  er  die  schon  längst  schlafenden  Soldaten  wecken 
lassen.  Es  kam  sogar  vor,  dass  Bauern  sich  weigerten, 
auch  nur  das  Wasser  herbeizutragen  zu  der  Suppe,  die 
doch  für  sie  selbst  gekocht  wurde. 

«In  Calabrien  bedrückt  von  oben  bis  zu  unterst  einer 
den  andern:  der  Reiche  den  Wohlhabenden,  dieser  den 
Handwerker  und  alle  miteinander  den  Bauern,  der  seiner- 
seits ganz  schmählich  sein  Eheweib  schindet.  Schuhe  an 
den  Füssen  reitet  der  Bauer  auf  dem  Esel,  während  seine 
meist  eine  schwere  Last  auf  dem  Kopf  tragende  Frau 
barfuss  hinterher  gehen  muss.  In  einigen  Gemeinden 
kommt  es  vor,  dass  der  vom  Felde  heimkehrende  Bauer 
sich  von  seiner  Frau  auf  den  Schultern  nach  Hause 
tragen  lässt.» 

Neben  diesen  landwirthschaftlichen  Projekten  ist  die 
bedeutendste  Frage  der  inneren  Politik  eine  Verstaatlichung 
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der  fSsenbahnen,  freilich  in  einem  andern  Sinn,  als  dem 
unsrigen.  Der  italienische  Staat  ist  bereits  der  Eigen- 
thümer  der  meisten  Bahnen ;  dagegen  ist  der  Betrieb  der 
meisten  derselben  im  Jahre  1885  auf  20  Jahre  an  zwei 
grosse  Eisenbahngesellschaften  verpachtet  worden.  Nun 
scheint  der  Staat  den  Vertrag  nicht  erneuern  und  nament- 
lich die  Mittelmeer-  imd  adriatischen  Bahnen,  sowie  die 
sizilischen  in  eigenen  Betrieb  übernehmen  zu  wollen. 

G^enüber  der  Kirche  schwanken  die  Beziehungen.  In 
diesem  Frühjahr  glaubte  man,  der  jetzige  Papst,  welcher 
patriotischen  Regungen  jedenfalls  zugängUcher  zu  sein 
scheint,  als  sein  Vorgänger,  würde  das  sogenannte  «non 
expedit»  d.  h.  das  Verbot  für  die  Katholiken  an  den  Wahlen 
des  Landes  theilzunehmeh,  definitiv  aufheben  und  eine  En- 
cyclica  schien  auch  diesen  Sinn  zu  haben,  ist  dann  aber 
später  wieder  im  Sinne  eines  möglichen  Dispenses  «inter- 
pretirt>  worden.  Sehr  optimistische  Politiker  wollten 
sogar  schon  wissen,  die  vatikanische  Politik  werde  das 
italienische  Garantiegesetz  anerkennen^)  und  die  Pension 
von  jährlich  3,225,000  Fr.  von  der  italienischen  Regierung 
annehmen;  einige  Blätter  behaupteten  auch,  der  ameri- 
kanische Spekulant  Morgan  befasse  sich  mit  der  Idee 
einer  €Sanirung>  der  päpstlichen  Finanzen.  Das  alles 
wird  mit  grosser  Vorsicht  aufzimehmen  sein.  Die  päpst- 
liche traditionelle  Politik  besteht  darin,  nicht  leicht  prin- 
zipielle Behauptungen  aufzugeben,  dagegen  mit  dem  be- 
quemen Hülfemittel  der  Dispense  überall  zu  helfen,  wo 
Prinzipien  hinderlich  im  Wege  stehen.  Einstweilen  hat 
in  diesem  Jahre  der  Herzog  von  Aosta  nebst  seiner  Ge- 
mahlin dem  Blutwunder  des  h.  Januarius  in  Neapel  seine 
Verehrung  bezeugt. 

^)  Dasselbe  ist  abgedruckt  im  Jahrbuch  VII,  pag.  864. 
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In  Bezug  auf  die  äussere  Politik  Italiens  sind  es 
zwei  Fragen,  welche  dieselbe  besonders  beschäftigen. 
Einerseits  die  Ausdehnung  nach  Afrika  und  nach  den 
türkischen  Provinzen  am  adriatischen  Meere,  imd  anderer- 
seits die  stets  zweifelhaften  Beziehungen  zu  Oesterreich, 
beziehungsweise  zum  sogenannten  Dreibund. 

In  Afrika  beansprucht  Italien,  nachdem  es  mit  grossem 
Schmerz  Tunis  aufgeben  musste,  eine  «privilegirte  Stel- 
lung» zu  der  türkischen  Provinz  Tripolis,  d.  h.  es  will, 
um  diesen  diplomatischen  Jargon  einigermassen  zu  ver- 
deutschen, nicht  gerade  sofort  dieses  Land  sich  aneignen, 
aber  Niemand  Anderem  erlauben,  dies  zu  thun,  oder  sich 
daselbst  wesentliche  Rechte  oder  Ansprüche  zu  erwerben. 
Eine  anonyme  Broschüre  von  diesem  Jahre  geht  weiter 
und  verlangt  eine  «orientalische  Confederation»,  bestehend 
aus  den  Staaten  Griechenland,  Bulgarien,  Serbien  und 
Rumänien  unter  dem  Protektorate  Italiens,  mit  einer  Tag- 
satzung, die  vorläufig  in  Salonichi,  später  in  Konstan- 
tinopel ihren  Sitz  hätte.  Die  Idee  ist  an  sich  ganz  richtig, 
und  die  Bildung  eines  solchen  Balkanbundes  liegt  in  der 
Natur  der  Dinge.  Nur  steht  einstweilen  die  türkische 
Herrschaft  und  jedenfalls  später  die  österreichische  Nach- 
barschaft, welche  auf  ein  solches  Protektorat  auch  An- 
spruch erheben  wird,  entgegen  und  hier  bereits  macht 
sich  dieser  alte  und  noch  keineswegs  ausgeglichene 
Gegensatz  Italiens  zu  einem  Staate  geltend,  auf  dessen 
Kosten  es  wesentlich  entstanden  ist.  Die  Beziehungen  Ita- 
liens zu  dem  österreichischen  Nachbarland  und  Ver- 
bündeten im  sog.  Dreibund  sind  trotz  dieser  letztem 
etwas  eigenthümlichen  und  in  ihrem  Wortlaut  stets  un- 
bekannten Allianz  immer  ziemlich  ge.spannte  und  drohen 
gelegentlich  geradezu  in  Gränzbefestigungen,   oder  Trup- 
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peDdemonstrationen  an  der  Gränze  überzugehen,  wie  eine 
solche  von  österreichischer  Seite  Anfangs  September  wirk- 
lich stattfand.  Die  unmittelbare  Veranlassung  dazu  war 
die  Taktlosigkeit  des  italienischen  Kammer-Präsidenten 
Marcora,  welcher  in  einer  geschriebenen  und  abgelesenen 
(also  vorbereiteten)  Gedächtnissrede  auf  einen  Verstor- 
benen von  «unserem»  Trentino  gesprochen  hatte,  worauf 
sich  noch  zum  Ueberfluss  ein  Comite  von  Triestinern  in 
Rom  beeilte,  ihn  zu  dieser  «Manifestation»  zu  beglück- 
wünschen. Oesterreich  bheb  nun  kaum  etwas  anderes 
übrig  als  zu  reklamiren  und  der  italienischen  Regierung 
ihrerseits  bUeb  die  Demüthigung  nicht  erspart,  zu  erkllU*en 
<que  le  ministre  des  affaires  etrangeres  tenant  compte 
du  penible  ressentiment  provoqu^  dans  toute  TAutriche- 
Hongrie  regrette  sinc^rement  cet  incident.» 

Der  Vorfall  erinnert  ganz  an  eine  solche  Rede  des 
Senatspräsidenten  Tecchio,  eines  ehemahgen  venetiani- 
sdien  Flüchtlings,  vom  Jahre  1884  und  an  eine  weitere 
des  Ministers  Seismit-Doda  von  1890.  Crispi,  welcher  in 
solchen  Dingen  keinen  Spass  verstand,  telegraphirte  da- 
mals seinem  fehlbaren  Kollegen,  er  betrachte  ihn  als 
denüssionirend,  was  das  Kürzeste  und  Beste  war. 

Die  Pohtik  der  meisten  italienischen  Ministerien  und 
des  Königshauses  selbst,  sich  mit  den  extremen  Ele- 
menten des  Landes  in  Beziehungen  zu  setzen,  um  sie 
dadurch  zu  versöhnen,  welche  Politik  unter  dem  dieser 
Taktik  überaus  zugethanen  Ministerium  Giolitti*)  auch 
diesem  unreifen  Präsidenten  Marcora  seinen  Platz  ver- 
schafft hatte,  dürfte  bei  öfteren  Vorkommnissen  solcher 
Art  doch  eine  etwelche  Erschütterung  erfahren.  Takt- 
gefühl ist  eben  ein  sehr  nothwendiger  Bestandtheil  der 
auswärtigen  Politik. 

')  Vgl.  Jahrbuch  XVIII,  556. 
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Zerfahrener  und  unbefriedigender,  als  die  italienischen, 
sind  gerade  gegenwärtig  die  Verhältnisse  in  unserem 
vierten  grossen  Nachbarlande  Oesterreich-Ungarn. 
Die  ungarische  Reichshälfte,  die  seit  dem  sogenannten 
«Ausgleich»  von  1867  stets  bestrebt  war,  ihre  Rechte  zu 
erweitem  und  ihre  Pflichten  zu  vermindern,  scheint  die 
letzten  Lebensjahre  des  vielgeprüften  gemeinsamen  Mo- 
narchen für  die  angemessenste  Zeit  zu  halten,  um  nach 
dem  Beispiele  der  Norweger  die  Real-Union  ganz  in  Frage 
zu  stellen,  ungeachtet  dies  hier  sehr  viel  weniger  leicht 
ausführbar  ist.  Wie  die  Sachen  jetzt  stehen,  erinnern  sie 
nahezu  an  die  Zeit  von  1848;  die  Ungaren  dürften  sich 
aber  irren,  wenn  sie  glauben,  für  ihr  Verhalten  die  näm- 
liche Sympathie  in  ganz  Europa  zu  finden,  wie  damals* 
Immerhin  ist  eine  Art  von  Auflösung  der  jetzigen  Doppel- 
Monarchie  in  einen  Bundesstaat  von  der  Art  Deutschlands 
(nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  den  einzelnen  Ländern 
kein  besonderer  Monarch  vorsteht)  längst  in  den  Bereich 
der  Möglichkeit  getreten,  und  es  würde  dies  an  und  für 
sich  auch  gerade  kein  Unglück  sein,  wenn  nämlich  dann 
nicht  Ungarn  die  Rolle  von  Preussen  ohne  die  nöthigen 
geistigen  Mittel  dazu  und  mit  einer  Verlegung  des 
Schwerpunktes  nach  Osten  spielen  wollte.  Sogar  das 
letztere  wäre  zwar  möglich  und  nach  dem  unbegreif- 
lichen Ausscheiden  Oesterreichs  aus  dem  historischen 
Verbände  mit  Deutschland  sogar  logisch,  falls  ein  ge- 
nügender Wille  und  eine  genügende  Kraft  in  der  Re- 
gierung vorhanden  wäre,  dann  auch  das  Protektorat  über 
die  ganze  Balkanhalbinsel  bis  zum  ägeischen  Meere  und 
Konstantinopel  zu  übernehmen,  was  jetzt,  bei  der  grossen 
Niederlage  Russlands  thunlicher  wäre,  als  es  je  seit  den 
Tagen  des  Prinzen  Eugenius  gewesen  ist.   Aber  man  darf 
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von  Oesterreich  dauernde  grosse  Entschlüsse  und  eine  kon- 
sequente Politik  nie  erwarten;  es  lebt  seit  Jahrhunderten 
vom  Tag  zum  Tage  und  hat  auch  nie  seither  einen  grösseren 
Staatsmann  als  den  oberflächlichen,  eitlen  Mettemich  auf 
der  deutschen  Seite,  und  etwaDeäk,  den  Vater  des  Kompro- 
misses von  1867,  auf  der  andern  gehabt.  Mit  solchen  lässt 
sich  ein  grosses  und  komplizirtes  Reich  kaum  erhalten,  ge- 
schweige denn  befestigen,  oder  neu  begründen.  Für  uns  ist 
Oesterreich  seit  dem  Aufhören  des  Mettemich'schen  Sy- 
stems und  unseres  darauf  gegründeten  Bundesvertrags  von 
1815  ein  guter  imd  friedlicher  Nachbar  gewesen,  dem  wir 
viel  zu  danken  haben,  speziell  u.  A.  den  guten  Ausgang  der 
Neuenburgerfrage,  der  nicht  das  Verdienst  Napoleons  m. 
war,  und  in  neuerer  Zeit  die  Rheinkorrektion,  welche 
ohneOesterreichs  beständige  und  wohlwoUendeMitwirkung, 
(oft  entgegen  irrigen  Meinungen  der  eigenen  Bevölkerung), 
nicht  möglich  geworden  wäre.  Wir  haben  also  allen 
Grund,  in  dieser  Sache  auf  Seite  der  kaiserhchen  Politik 
zu  stehen,  die  den  mühsam  errungenen  Ausgleich  von 
1867  unverändert  aufrecht  erhalten  will.  Um  was  es  sich 
im  Wesenthchen  handelt,  ist  die  gemeinsame  Armee,  das 
einheitliche  2^11gebiet  und  die  einheitliche  Leitung  der 
äusseren  Politik.  Untergeordnete  Fragen  sind  die  ein- 
heitliche Kommandosprache  und  dermalen  der  Abschluss 
eines  Handelsvertrages  mit  Deutschland.  Dabei  besteht 
über  das  Wesen  der  «Realunion»,  welche  die  beiden 
Reichshälften  verbindet,  keine  völlige  juristische  Klarheit; 
die  Ungarn  behaupten,  es  sei  eigentlich  nur  ein  Vertrag 
mit  der  Krone  vorhanden,  also  eine  Abart  von  Personal- 
Union,  und  was  die  ungarische  Verfassung  eigentlich  ist, 
das  hat,  seitdem  sie  besteht,  noch  Niemand  recht  er- 
gründen können ;  jetzt  ist  sie  eine  Art  von  unregelmässiger 
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Parlamentsregierung    mit    widerwillig    ertragener    Herr- 
schaft über  eine  Anzahl  von  Nebenländern. 

Ein  Artikel  der  A.  Z.  vom  20.  April  d.  J.  sagte  über 
die  Sachlage: 

«Fürst  Eggenberg,  ein  zur  Zeit  Wallensteins  lebender 
Staatsmann,  pflegte  zu  sagen :  «Oesterreich  ist  ein  einzig 
Reich,  aber  einThier  mit  vielen  Köpfen»,  die  magyarischen 
Führer  glauben,  die  Zeit  sei  jetzt  gekommen,  wo  Oester- 
reich einen  magyarischen  Kopf  erhält.  Ist  dieser  Plan 
durchführbar? 

Die  Umwälzung  einer  mehr  als  tausendjährigen  Ge- 
schichte wird  geplant.  Es  wäre  vielleicht  zu  viel  gesagt, 
wollte  man  behaupten,  die  alte  Ostmark  Europas  gegen 
Asien  werde  sich  dann  in  eine  Westmark  Asiens  gegen 
Europa  umgestalten.  Aber  dass  dann  Kultur  und  politische 
Macht  sich  nicht  ferner  mehr  decken  werden,  ist  unbe- 
streitbar. Im  Gegentheil  wird  die  Kultur  Oesterreichs 
imter  der  Herrschaft  des  Ostens  leiden. 

Die  guten  Eigenschaften  des  Magyaren  —  National- 
gefühl, moralischer  und  physischer  Muth,  feste  Haltung, 
auch  gegenüber  weltlicher  und  kirchlicher  Willkür  —  ver- 
dienen Anerkennung.  Aber  auch  die  Kehrseite  fehlt  nicht : 
Mangel  an  modernem  Geiste  der  Arbeit,  Neigung  zu 
Ueberhebung  und  Gewaltthat,  sehr  schwacher  Rechtssinn, 
sehr  viel  Advokatenthum  mit  unglaublich  flüssiger,  alles 
verändernder,  alles  verschlingender  Redegewandtheit. 
Bismarck,  der  für  Volksthum  ein  scharfer  Beobachter  war, 
nannte  (bei  Mittnacht)  den  Magyar  «halb  Advokat,  halb 
Husar»  ;  und,  bezeichnend  genug,  rechnete  er  sogar  seinen 
Freund  und  Verbündeten,  den  Grafen  Andrassy  zu  den 
«Advokaten».  Thatsache  ist,  dass  die  magyarische  Rasse 
neben  vielen  tapferen  Männern,  geschickten  Parteiführern 
und  glänzenden  Rednern  doch  im  Ganzen  sehr  wenige 
wirkliche  Staatsmänner  hervorgebracht  hat.  Dazu  fehlt 
die  Besonnenheit  und  vor  allem  die  Gerechtigkeit.  In 
Betracht  zu  ziehen  ist  auch  die  geringe  Volkszahl.  Ein 
Stamm,  dessen  Zahl  zwischen  5  und  8V«  Millionen  ge- 
schätzt wird,  will  in  einem  Reiche  von  47  Millionen   die 
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Herrschaft  führen  im  Gegensatz  zu  Geschichte,  Kultur 
und  wirthschaftlicher  Bedeutung  ?  I  Auf  Erfolge,  die  den 
Magyaren  eine,  im  früheren  genügend  angedeutete,  un- 
endlich günstige  Konjunktur  in  Oesterreich  in  den  Schooss 
geworfen  hat,  wollen  sie  ein  politisches  System  gründen? 
Auf  diesen  wetterwendischen,  über  das  Mass  seiner 
Leistungsfähigkeit  noch  ganz  unklaren  Stamm  soll  die 
Monarchie  aufgebaut  werden? 

Womöglich  noch  gefährlicher  als  die  inneren  sind  die 
auswärtigen  Ziele  der  magyarischen  Führer.  Wahrschein- 
lich durch  die  Thatsache  beunruhigt,  dass  fast  alle  Nach- 
barvölker (Deutsche,  Südslaven,  Rumänen,  Slovaken,  Ru- 
thenen)  nach  Ungarn  hineinragen,  träumen  sie  von  einem 
grossen  Magyarenreiche,  welches  die  ganze  Monarchie 
und  daneben  noch  die  Balkanländer  beherrschen  werde. 

Dass  aber  sofort,  nachdem  sie  zur  vollen  Herrschaft 
gelangt  wären,  ein  «Balkanbund»  in  ganz  anderem  Sinne, 
als  geträumt,  ihnen  entgegenträte,  in  dem  wahrscheinlich 
auch   Rumänien    nicht   fehlen   würde,    das  beachten  sie 

nicht. 

Bis  jetzt  sieht  man  nur  ein  doppeltes  Ziel:  entweder 
eine  Reform  der  Gesammtverfassung  mit  einem  Reichs- 
kanzler und  mit  vollberechtigten  Organen  für  die  schon 
thatsächlich  bestehendeRealunion  zwischen  beiden  Reichs- 
hälften oder  aber  eine  völlige  Trennung,  in  welch*  letz- 
terer jedoch  eine  endgültige  Lösung  der  Frage  nicht  er- 
bUckt  werden  kann.» 

Sinstweilen  besteht  ein  «ausserparlamentarisches» 
ungarisches  Ministerium,  welches  von  der  parlamentari- 
schen Majorität  als  verfassungswidrig  angesehen  wird. 

Im  österreichischen  Abgeordnetenhaus  wurde  in  Folge 
dieser  Verhältnisse  sogar  schon  offen  von  Aufhebung  der 
Gemeinschaft  mit  Ungarn  und  Angliederung  Deutsch- 
Oesterreichs  an  das  deutsche  Reich  gesprochen.  Dazu 
wird  es  zwar  schwerlich  kommen,  aber  die  Aufrecht- 
haltung Oesterreichs  als  kräftiges  Staatswesen  ist  ein 
Gebot   der   Selbsterhaltung  für  Deutschland.    Das  wird 
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sich  auf  jeden  Fall  geltend  machen,  und  dabei  sind  wir 
auch  betheiligt.*) 

Eine  untergeordnete  Frage,  die  aber  dennoch  grossen- 
Lärm  verursachte,  war  die  Gründung  einer  Rechtsfakultät 
für  die  italienischen  Landestheile.  Dieselbe  sollte  an- 
fangs nach  Innsbruck,  später  nach  Roveredo  oder  Trient 
kommen,  während  die  nationalistischen  Italiener  sie  nur 
in  Triest  haben  wollen.     «O  Trieste,  o  nulla.» 

Aktenstücke.  Die  Allg.  Z.  enthielt  folgendes  gute 
historische  Resume: 

Der  Ostmark,  an  deren  Spitze  das  Herrschergeschlecht 
der  Habsburger  getreten,  fiel  neben  dem  Grenzschutze  die 

*)  Eigentlich  ist  das  Ganze  eine  Art  von  ungarischer 
Adelsrevolution,  worüber  eine  Zeitung  folgendes  sagt: 

€  On  se  fait  souvent  en  Europe  une  id6e  fausse  du  sepa- 
ratisme  hongrois  en  le  reprösentant  comme  une  cause  popu 
laire.  C'est  un  mouvement  quasi-f6odal.  11  a  pour  chefs  les 
Champions  les  plus  haut  empanach^s  de  Tid^e  aristocratique 
et  cl6ricale.  Par  tradition,  les  magnats  de  Hongrie  aiment  ä 
donner  des  lecjons  au  roi  et  k  le  faire  capituler  devant  leurs 
injonctions  hautaines.  11s  y  ont  r^ussi  souvent.  11s  ont  cru 
Toccasion  bonne  pour  recommencer.  Leurs  revendications  ne 
sont  point  fondees  sm*  le  sentiment  des  masses,  mais  sur  leur 
orgueil  de  caste.  Les  electious  dont  est  issu  le  parlement  au 
nom  duquel  ils  parlent  sont  invariablement  frelatees.  Le 
suf&age  est  extr^mement  restreint  et  une  g^om^trie  dlectorale 
ingenieuse  jusqu*au  cynisme  pourvoit  k  ce  que  les  nationalit^s 
secondaires  qui,  ensemble,  forment  la  majorit^  dans  la  mo- 
narchie,  n*aient,  pour  ainsi  dire,  aucune  repr^sentation  ä  la 
Chambre  .... 

Le  g6n6ral  Fejervary  a  port^  k  la  coalition  le  coup  le 
plus  redoutable  en  proposant  le  suffrage  universel.  Celui- 
ci  aurait  de  tout  autres  aspirations  que  Celles  dont  on  fait  si 
grand  tapage.  11  noyerait  dans  ses  masses  tous  les  comtes 
et  tous  les  barons  coalis^s.  11  restituerait  aux  Saxons,  aux 
Slavons,  aux  Roumains,  une  influence  proportionnelle  ä  leur 
nombre.» 

Die  Sache  würde  gefährlich  sein,  wenn  nicht  Oesterreich 
eine  historische  Nothwendigkeit  in  Europa  wäre  und  Ungarn 
für  sich  allein  ebenfalls  eine  Unmöglichkeit 
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umfassende  Aufgabe  zu,  Vermittler  zwischen  dem  Abend- 
lande und  den  in  Pannoniens  Gauen  erwachsenden  neuen 
Entwicklungen  zu  sein.  Vorher  jedoch  war  noch  eine 
schwere  Mission  zu  erfüllen.  Noch  einmal  pochte  die 
asiatische  Gefahr  riesengross  an  das  alte  Völkerthor  bei 
Wien.  Nachdem  die  Türken  Kleinasien  erobert,  das  by. 
zantinische  Reich  zerstört,  die  Balkanhalbinsel  ver. 
schlangen,  warfen  sie  in  einer  einzigen  Schlacht  bei  Mo- 
hatsch  im  Jahre  1526  das  ungarische  Reich  über  den 
Haufen  und  machten  Ungarn,  nach  alter  Mongolenart, 
zur  Basis  für  den  Krieg  gegen  Europa.  Die  Türken  stan- 
den damals  auf  der  Höhe  ihrer  Erfolge.  Als  Oesterreich 
ihren  Ansturm  zu  ertragen  hatte,  waren  sie  keine  ab- 
nehmende, zurückgehende  Macht,  sondern  allen  Staaten 
damaliger  Zeit  durch  festes  einheitliches  Gefüge,  Kriegs- 
znclit  und  Geldkraft  überlegen.  Ihr  Sultan  Soliman  führte 
Grosses  im  Schilde.  Sein  Plan  ging  dahin,  sich  der  Wiener 
Pforte  zu  bemächtigen,  dann  Böhmen  zu  erobern  und 
dort  sein  HaupÜager  zu  errichten;  Prag  wollte  er  zur 
zweiten  Hauptstadt  seines  Reiches  machen.  In  solcher 
Noth  und  Gefahr  entschlossen  sich  Ungarn  wie  Böhmen, 
ihre  Kronen  dem  Habsburger  Ferdinand  anzutragen,  dem 
Bruder  Kaiser  Karls  V.,  der  durch  seinen  Sieg  bei  Pavia 
1525  eben  erst  seine  Macht  erprobt  hatte.  Es  ist  noch 
nirgends  hervorgehoben,  dass  dieser  Vertrag  von  1522 
zwischen  Karl  und  Ferdinand  eine  Art  Vorspiel  das  Prager 
Friedens  von  1866  war,  ergänzt  durch  das  Bündniss  von 
1879  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Oesterreich- 
Ungam.  Wie  im  Jahre  1522  zwischen  zwei  Linien  des 
Hauses  Habsburg,  so  erfolgte  in  den  Jahren  1866  und 
1878  eine  Auseinandersetzung  und  Vertheilung  der  Kriegs- 
gefahr zwischen  den  Häusern  Habsburg  und  HohenzoUem. 

Das  Haus  Habsburg  täuschte  sich  nicht  darüber,  dass 
es  mit  Annahme  der  Kronen  von  Ungarn  und  Böhmen 
für  sich  und  die  Deutsch-Oesterreicher  die  schwierigste 
Aufgabe  auf  seine  Schultern  lud,  die  es  damals  in  Europa 
übertiaupt  zu  lösen  gab.  Denn  ein  Ungarn  gab  es  über- 
haupt nicht  mehr.  Es  soUte  erst  wieder  geschaffen  werden. 
Aus  Ungarn  selbst  kam  fast  keine  Hilfe.    Es  ist  wohl 
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kein   Zufall,   dass  die   heldenmüthigen  Vertheidiger  von 
Munkacs  und  Göns,  Zriny  und  Jurassic,  Kroaten   waren. 
Der  magyarische  Adel    stand   tbeils  lauernd   zur   Seite, 
theils  trat  er  zu  Soliman  Ober,  und  nur  wenige  kämpften 
in  Ferdinands  Heere.    Was  erzählt  die   Geschichte    von 
Grossthaten,   die   von  Magyaren   oder  Tschechen   in  den 
Türkenkriegen  vollbracht  wurden?  Sie  schweigt.  Dagegen 
weiss  sie  zu  berichten,  wie  alsbald  nach  der  Befreiung  der 
magyarische    Adel    sich    gegen    den    Befreier    wendete! 
Oesterreich   war  also  im  Wesentlichen   auf  seine  eigene 
Kraft  und  die  Unterstützung  des  Deutschen  Reiches  an- 
gewiesen.    Aber  hätte  es  darum   die  Krone  Ungarns  ab- 
lehnen   sollen?    Das  Land   fiel   dann  völlig  der  Türken- 
herrschaft anheim.     Es  war  eine  europäische  Pflicht,  die 
Wahl    anzunehmen,    ein  Entschluss,    der   bis    heute    die 
Stellung  Oesterreichs  beherrscht  und  im  Ganzen  weit  mehr 
Leid  als  Freuden  im  Gefolge   hatte.    Dreihundert  Jahre 
währten  die  Kriege  der  Türken   gegen   die  Ostmark  und 
das  Deutsche  Reich,    wobei   sich  Türken    und  Franzosen 
in  die  Hände  arbeiteten  und  Glaubenswirren  die  deutsche 
Kraft  lähmten.  150  Jahre  lang  lag  Ungarn  zu  den  Füssen 
des  Sultans  —  wie    später   des  Zaren  — ,  war  Ofen    der 
Sitz  eines  türkischen  Paschas,  standen  grosse  Bruchtheile 
des  magyarischen  Adels  auf  Seite  der  Asiaten.    Zweimal 
bestürmten  die  weit  überlegenen  Türkenheere  das  schwach 
befestigte  Wien,    1529  und  1683,    bis   später,    nach    dem 
Siege  des    deutsch -polnischen  Heeres   im  Jahre  1683  der 
Herzog  von  Lothringen  Ofen   eroberte,    Prinz  Eugen    die 
Türken    aus    Ungarn    hinausschlug    und    wahrscheinlich 
schon  damals  die  christlichen  ßalkanvölker  befreit  hätte^ 
wenn  nicht  immer  wieder  die  Franzosen  am  Rheine  den 
Sultanen  Luft  gemacht  hätten. 

Nach  dieser  Kriegsarbeit  folgte  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert eine  kaum  weniger  grosse  Arbeit  des  Friedens. 
Jetzt  galt  es,  Ungarn  und  Siebenbürgen,  welche  in  vielen 
Theilen  einer  Wüste  ghchen,  wieder  aufzurichten  und  zu 
ordnen  und  dem  abendländischen  Wesen  näher  zu  bringen. 
Durch  die  Uebertragung  der  Kronen  Ungarns  und  Böhmens 
war  mit  der  Ostmark  eine  Ländermasse  vereinigt  worden, 
die  etwa  den  fünffachen  Umfang  der  Ostmark  selbst  um- 
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fasste.  In  Ungarn  und  Böhmen  wohnten  überdies  fremd- 
sprachige Stämme,  bei  deren  Führern  schon  bald  nach 
dem  Frieden  das  Glück  der  Befreiung  gegenüber  den 
Erinnerungen  an  frühere  volle  Selbständigkeit  zurücktrat  : 
für  Ehrgeizige  des  Inlandes  und  Feinde  im  Auslande  ein 
willkommener  Boden  I  Bedenkt  man  noch  das  Herein- 
schlagen der  Wogen  des  Glaubenszwistes,  sowie  den  Ver- 
lust des  Rückhaltes  an  dem  stets  mehr  zerbröckelnden 
Deutschen  Reiche,  so  erkennt  man  die  ungemeinen 
Schwierigkeiten,  mit  denen  das  Haus  Habsburg  schon 
damals  zu  kämpfen  hatte.  Mit  blosser  Gewalt  Hess  sich 
da  oft  wenig  ausrichten.  Vorsichtige  Staatskunst  war  meist 
wirksamer,  um  ein  befriedigendes  Zusammenleben  zustande 
zu  bringen.  Erbverbrüderungen,  Rezesse,  Sanktionen, 
offene  und  geheime  Abmachungen  spielen  eine  grosse 
Rolle.  Und  alle  diese  Verhältnisse  wirkten  selbstverständ- 
lich auf  die  Lage,  die  Haltung,  den  Charakter  und  die 
ganze  Richtung  der  DeutschOesterreicher  zurück.» 

Leider  sind  die  Deutschen  in  Oesterreich  (das  Herrscher- 
haus inbegriffen)  niemals  ihrer  Aufgabe  vollständig  be- 
wosst  und  gewachsen  gewesen  und  werden  sie  nun  neuer- 
dings erfassen  lernen  müssen. 

Die  magyarischen  Ansprüche  zeigt  am  besten  ein 
Leitartikel  des  «Egyetertes»,  überschrieben  «Das  Beispiel 
im  Norden».    Dort  heisst  es: 

cAUen  Herrschern,  die  noch  immer  «von  Gottes  Gnade» 
ihren  Völkern  die  heiligsten  Rechte  vorenthalten,  kann 
als  Lehre  dienen,  was  in  den  Bergen  Norwegens  geschehen 
ist,  und  allen  Völkern  kann  es  zur  Lehre  dienen,  dass  es 
keine  Herrscherwillkür,  keine  Gesötzesverletzung  giebt, 
gegen  die  sie  nicht  die  Vergeltung  in  der  Hand  hätten. 
Es  gehört  dazu  nur  Zusammenhalten  und  Patriotismus. 
Was  wir  in  vierhundertjährigem  Kampfe  nicht  erreichen 
konnten,  das  hat  Norwegen  nach  fünfzehnjährigem  ziel- 
bewusstem  und  patriotischem  parlamentarischem  Kampfe 
errungen.  Unsere  vierhundertjährige  Geschichte  bietet 
ein  trauriges  Zeugniss,  was  schwächere  Waffen  einer 
mächtigen  Dynastie  gegenüber  werth  sind.    Eine  Lehi*e 

27 
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von  fünfzehn  Jahren  genügte  Norwegen,  um  zu  erkennen, 
dass  die  Dynastie  das  Gesetzbuch  nur   so   lange   respek- 
tirt,    als  es  dem  Willen  der  Nation  Schranken   auferlegt 
und  ihre  Rechte  in  Fesseln  schlägt,   dass  sie  aber  sofort 
Formeln   zur  Ausspielung   sucht,    sobald    das  Gesetz  als 
Werkzeug   zur  Geltendmachung   des   nationalen  Willens 
dienen  könnte.  Unglück  und  die  Sünde  unserer  Vorfahren 
hat  uns  an  den  verfaulenden  Körper  Oesterreichs  gekettet 
und  eben  das  Herrscherhaus  ist  es,  das  es  uns  unmöglich 
machen  will,    uns   zu  befreien.    Norwegen  hat   sich  von 
Schweden  losgerissen,  weil  König  Oskar  nicht  in  den  Ge- 
brauch der  norwegischen  Fahne   und  in    eine    besondere 
kommerzielle  Vertretung  willigen  wollte,  und  ist  es  nicht 
genug,  dass  der  Hof  uns  seit  vierhundert  Jahren  unseres 
nationalen  Charakters  berauben  will.    Wir  können  Handel 
und  Industrie  nicht  entwickeln,  damit  Oesterreich  keinen 
Schaden  davon  habe,  wir  dürfen  die  Nationalitäten  nicht 
magyarisiren ,    weil    dann    Oesterreich    des    mächtigsten 
Helfers  beraubt   würde,    mit  dessen  Hülfe  es  uns    unter- 
jochen  will.     Wir   wollen    als    freier    und    unabhängiger 
Staat   leben,   mit   allen  Attributen  der  Freiheit  und  Un- 
abhängigkeit.  Und  weil  zusammen  mit  Oesterreich  unsere 
staatliche  Unabhängigkeit  undenkbar  ist,    wollen  wir  ge- 
trennt von  Oesterreich,  nur  durch  Personalunion  mit  ihm 
verbunden  leben.    Reiner  Konstitutionalismus  und  unver- 
fälschte Volksherrschaft  ist  nur  bei  voller  staatlicher  Un- 
abhängigkeit möglich.     Ueberzeugung,  Ernüchterung,  das 
Gefühl  der  Nothwendigkeit  wird  binnen  kurzem  alle  pa- 
triotisch denkenden  Bürger  des  Vaterlandes  in  das  Lager 
der  Unabhängigkeitspartei  treiben,  weil  wirkliche  Freiheit, 
vollkommene  Gleichheit,  wirkliche  Herrschaft  des  Rechtes 
nur  bei  staatlicher  Unabhängigkeit  denkbar  ist.  Das  Wehen 
grosser  reinigender  Erschütterungen   erreicht  uns  immer 
nur  verspätet,   aber  auf  seinem  Reinigungswege  kann  es 
unsere  Nation  nicht  umgehen.     Und  wir  erwarten  schon 
vorbereitet  das  Kommen  des  wohlthätigen  Sturmes.  Möge 
er  nur  toben,  nach  ihm  wird  schon  wieder  Sonnenschein 
sein,  der  mit  seiner  heilsamen  Wärme  dereinst  das  Leben 
einer  freien  Nation  vergoldet.    Hinter   den  Bergen  Nor- 
wegens ist  die  Sonne  schon  aufgegangen  und  hat  sich  in 
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ihrer  ganzen  Pracht  entfaltet.  Bei  uns  ist  die  Nacht 
länger  und  wir  können  uns  kaum  von  ihren  finstern  Rittern 
befreien.  Aber  trotzdem  dämmert  es  auch  schon  bei  uns. 
Das  Beispiel  aus  dem  Norden  strahlt  leuchtend  auf  uns. 
Wir,  die  Söhne  einer  unterdrückten  Nation,  (!)  begrüssen 
mit  Achtung  seinen  edlen  Glanz.» 

Amerika  hat  in  diesem  Jahre  durch  den  Frieden, 
welcher  in  Portsmouth  (in  New  -  Hampshire)  am  6.  Sep- 
tember unterzeichnet  worden  ist,  beziehungsweise  durch 
die  Initiative  seines  Präsidenten  hiezu,  ohne  welche  er 
vielleicht  nicht,  oder  wenigstens  nicht  ohne  weiteres  Blut- 
vergiessen  zu  Stande  gekommen  wäre,  sehr  an  Bedeutung 
für  die  «Weltpolitik»  gewonnen,  und  wir  freuen  uns,  dass 
damit  die  Republik  und  ihre  Magistratur  zu  einem  An- 
sehen gelangt  ist,  mit  welchem  sich  gegenwärtig  kein 
Monarch  der  Erde  messen  kann.  Man  könnte  also  die  Welt 
allfällig  auch  republikanisch  regieren  und  vielleicht  befände 
sie  sich  dabei  (einigermassen  vorgeschrittene  Völker  voraus- 
gesetzt) nicht  schlechter  und  höchst  wahrscheinlich  fried- 
licher, als  bei  der  Regierung  durch  eine  eng  verwandte 
Gruppe  von  Höfen,  die  eigentlich  nur  noch  eine  einzige 
Familie  mit  stark  vorwiegende  Familieninteressen  bilden,)^ 
denen  die  Völker  als  passive  Unterlage  dienen  müssen.  Bei 
diesem  System  werden  Heiraten  und  Kriege  aus  dynasti- 
schen Ursachen  stets  eine  Rolle  spielen,  während  in  der 
Republik  wenigstens  allgemeinere  Interessen  über  Krieg 
und  Frieden  entscheiden.  Hoffen  wir,  dass  nun  ein  noch 
gelungenerer  Kongress   als   der  von  1899  das  Werk  von 


')  Darüber  giebt  die  Aeusseruug  Bismareks  auf  pag.  361 
eine  gute  Illustration.  Die  verstorbene  englische  Königin  war 
die  Grossmutter  von  halb  Europa  und  ging  ganz  in  diesen 
Famüienbeziehungen  auf. 
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Portsmouth  vervollständige;  darauf,   dass  er  in  Amerika 
stattfinde,  darf  man  zwar  nun  schon  nicht  mehr  rechnen. 

Ueber  die  eigene  Zukunft  Amerikas  haben  wir  keine 
ganz  feste  Vorstellung;  es  sind  Keime  von  noch  wachsender 
Grösse  und  bereite  beginnenden  Verfalls  dicht  neben 
einander  vorhanden,  wie  dies  übrigens  bei  werdenden 
Weltmächten  stets  die  Regel  ist. 

Jung- Amerika,  das  wir  auch  jährlieh  in  ganzen 
«teams»  in  der  Schweiz  zu  sehen  bekommen,  flösst  uns  kein 
unbedingtes  Vertrauen  ein.  Die  glattrasirten,  oder  ohnehin 
schon  bartlosen,  scharf  geschnittenen  Gesichter  und  kalten, 
aber  unruhig  herumspähenden  Augen  bei  den  jungen  Män- 
nern und  das  sehr  selbstbewusste  Auftreten  der  Mädchen 
und  Frauen  ohne  entsprechend  grossen  weiblichen  Reiz 
können  nicht  das  Ideal  einer  Zukunftsmenschheit  sein,  und 
auch  die  Bildung  dieser  Jugend  steht,  im  Allgemeinen  ge- 
sprochen, unter  der  deutschen,  wenn  nicht  der  europäi- 
schen überhaupt.  Aber  —  «we  are  a  great  country». 
Dieses  Bewusstsein  ist  auch  eine  Kraft,  und  Europa  muss 
sich  jetzt  zusammennehmen,  um  nicht  ganz  in  den  «Alten- 
theil» hinüber  geschoben  zu  werden. 

Das  Schlimme  in  allen  republikanischen  Staaten  ist 
die  Neigung  zu  einer  gewissen  Mittelmässigkeit, 
namentlich  in  den  Regierungsorganen,  die  durch  Wahlen 
mit  kurzen  Wahlperioden  bestellt  werden ,  welche  Wahlen 
ihrerseits  wieder  theilweise  künstlich,  durch  Presse  und 
Vereine,  gemacht  werden,  jedenfalls  aber  weniger  auf  ge- 
nauester Kenntniss  der  betreflFenden  Personen  durch  alle 
Wähler,  als  auf  einem  gewissen  oberflächlich-landläufigen 
Kredite  derselben  beruhen.  Damit  kann  den  tüchtigsten 
Leuten  der  Weg  zur  Macht  versperrt  und  untüchtigen  er- 
leichtert werden,  so  dass  Mittelmässige  stets  die  Gross- 
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zahl  der   «arriv^»   ausmachen.    Selbst  die  über  diesem 
Masse  Stehenden    werden  abgehalten  wahrhaft  Grosses 
zu  thun,    um   sich  nicht  dem   damit   stets  verbundenen 
öffentlichen  Tadel  auszusetzen,  oder  persönlich  anzustossen 
und  sich  die  Feindschaft  einflussreicher  «Macher»  zuzu- 
ziehen.    Daher   waren   die    amerikanischen   Präsidenten 
grösserentheils  Mittelmässigkeiten ,   meistens   Werkzeuge 
des  Senats,  der  die  herkömmliche  Gruppe,   oder  sogar 
Clique  der  Machthaber  bildet.    Wer  da  anzustossen  wagt, 
findet  den  Hass  beständig  vor  seiner  Hausthüre  lauernd 
und  wird  bei  nächster  Gelegenheit  beseitigt.    Der  jetzige 
Präsident  ist  wieder  einmal  ein  Ausnahmemann  und  viel- 
leicht von   dem  Genius  Amerika's  berufen,   den  grossen 
Kampf  der  Zukunft   mit   den  heutigen   Sklavenbaronen, 
den  Trust-Männnern,   aufzunehmen.    Vielleicht  ist  seine 
beutige  Popularität  gross  genug  dazu;  in  der  Regel  aber 
kommt  in  Republiken    ein   wahrhaft  grosser  Mann,    der 
weit  über  dem  gewöhnlichen  Masse  steht,  nur  in  Zeiten 
des  Unglücks  und  der  Noth  zur  Geltung,  die  wir  Amerika 
nicht  wünschen  wollen  —  vielleicht  aber  doch  wünschen 
sollten.     Denn  nur  sie  verhindern,  von  Zeit  zu  Zeit  ein- 
tretend, wirksam  den  Niedergang  eines  Volkes. 

Der  jetzige  Präsident  Theodor  Rooseveldt  wurde 
mit  grosser  Mehrheit  auf  eine  neue  Amtsperiode  von  vier 
Jahren  (ab  4.  März  1905)  gewählt  und  erliess  folgende 
bemerkenswerthe  Antrittsansprache  an  das  ameri- 
kanische Volk: 

«Chers  concitoyens,  il  n'y  a  sur  la  terre  aucun  peuple 
qoi  ait  plus  que  le  notre  sujet  d'etre  reconnaissant  ä  la 
providence,  qui  nous  a  permis  de  jouir  d'un  bönheur  et 
et  d'un  bienetre  de  si  longue  duree.  Nousavonsjet^les 
bases  de  notre  vie  nationale  dans  un  nouveau  continent, 
et  quoiqu'ayant  böneficie  des  travaux  de  ceux  qui  nous  y 
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ont  precedes,  nous  n'avons  pas  souflFert  des  desavantages 
que  ceux-ci  ont  pu  rencontrer.  Nous  n'avons  pas  eu  de 
combat  ä  soutenir  contre  une  race  etrangere  pour  sauve- 
garder  notre  existence ;  et  malgre  cela,  nous  avons  acquis 
la  vigueur  et  la  perseverance  sans  lesquelles  les  meillenres 
qualites  n'ont  pas  de  valeur  et  disparaissent.  Si  nous 
avions  succombe  dans  de  pareilles  conditions,  c'eüt  ete 
notre  propre  faute.  Les  succes  que  nous  avons  remportes 
dans  le  pass^  et  ceux  que  Tavenir  nous  apportera,  nous 
en  sommes  sürs,  ne  doivent  pas  eveiller  en  nous  un  vain 
orgueil,  mais  plutöt  nous  faire  realiser  pleineraent  tout 
ce  que  la  vie  nous  a  oifert,  nous  faire  comprendre  com- 
bien  grande  est  notre  responsabilite  et  nous  determiner  ä 
montrer  ce  qu'un  peuple  puissant  sous  un  gouvernement 
libre  peut  faire  de  bien  au  double  point  de  vue  materiel 
et  moral. 

II  nous  a  ete  beaucoup  donne,  et  par  cons^quent,  il 
sera  exig6  beaucoup  de  nous.  Nous  avons  envers  les 
autres,  ainsi  qu'envers  nous-memes,  des  devoirs  que  nous 
ne  saurions  negliger.  Nous  sommes  devenus  un  grand 
peuple;  et  par  ce  fait  meme,  nous  avons  ^te  obliges  d'eo- 
trer  en  relations  avec  les  autres  nations  du  globe,  et  nous 
devons  nous  coraporter  comme  il  convient  ä  un  peuple 
a  qui  incombent  d*aussi  grandes  responsabilites.  Notre 
attitude  envers  toutes  les  nations,  grandes  ou  petites,  doit 
etre  teile  que  la  dicte  une  franche  et  cordiale  amitie. 
Nous  devons  montrer,  non  seulement  par  nos  paroles, 
mais  encore  par  nos  actes,  que  nous  sommes  desireux 
d'acqu^rir  Testime  et  Tamitie  des  autres  nations,  cela  en 
agissant  envers  elles  dans  un  esprit  de  justice  et  en  re- 
connaissant  leurs  droits. 

II  en  est  pour  les  nations  comme  pour  les  personnes. 
La  justice  et  la  generosite  sont  beaucoup  plus  appreciees 
quand  eile  sont  exercees  par  le  fort,  que  quand  elles  le 
sont  par  le  faible.  Cependant,  tout  en  evitant  soigneuse- 
ment  de  leser  autrui,  evitons  d*etre  leses  nous-memes. 

Nous  desirons  la  paix,  mais  la  paix  qui  provient  de 
la  generosite  et  de  la  justice.  Si  nous  la  desirons,  ce 
n'est  pas  que  nous  ayons  peur,  mais  c'est  parce  que  nous 
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estimons  que  cette  paix  est  juste.  Une  nation  faible, 
mais  qui  agira  avec  droitiire  et  justice,  n'aura  rien  ä  re- 
douter  de  notre  part;  et  d'un  autre  cöte,  il  ne  viendra 
pas  ä  Tidee  d'une  nation  puissante  de  nous  adresser  une 
insolente  provocation. 

Les  relations  que  nous  entretenons  avec  les  autres 
puissances  du  globe  sont  importantes.  E\\e  le  sont  toute- 
fois  moins  que  Celles  que  nous  cultivons  entre  nous.  Un 
developpement  de  population,  de  croissance  et  de  pouvoir 
comme  celui  que  nous  avons  acquis  durant  ce  demier 
siecle  ne  va  pas  sans  un  accroissement  des  problemes  qui 
se  dressent  devant  toute  nation  qui  se  developpe  et 
grandit. 

Puissance  signifie  toujours  responsabilit^  et  danger. 
Les  perils  qui  '  ont  assailli  nos  p^res  n'existent  plus 
pour  nous.  Nous  sommes  en  face  d'autres  difficultes  qui 
ne  sauraient  passer  inaper<jues.  La  vie  moderne  est  k  la 
fois  coniplexe  et  intense  et  les  cbangements  profonds  et 
continuels  qu'apporte  le  developpement  industriel  au- 
qael  nous  avons  assiste  durant  la  demiere  moitiö  du 
siecle  pass^  ont  leur  contrecoup  dans  notre  vie  politique 
et  sociale. 

Personne  jusqu'ä  nous  n'avait  tente  cette  formidable 
experience  d'administrer  un  continent  tout  entier  sous 
la  forme  d'une  röpublique  democratique.  Les  memes  con- 
ditions,  qui  ont  augmente  notre  energie  et  notre  initiative 
nous  ont  apporte  aussi  la  source  inseparable  d'un  grand 
developpement  de  la  vie  intellectuelle.  Du  succes  de 
notre  entreprise  depend  non  seulement  notre  bienetre, 
mais  aussi  celui  de  rhumanite.  Si  nous  echouons,  la 
cause  du  gouvemement  libre  sera  ebranlee  dans  le  monde 
entier.  Nous  avons  donc  une  grande  responsabilite  vis- 
a-vis  de  nous-mdmes,  du  monde  entier  et  des  generations 
qui  nous  succederont. 

Nous  n'avons  pas  de  raison  de  redouter  Tavenir,  mais 
nous  avons  des  sujets  de  Tenvisager  serieusement,  sans 
nous  dissimuler  combien  les  problemes  que  nous  avons 
encore  k  resoudre  sont  serieux,  et  sans  craindre  de  les 
aborder. 
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Si,  apres  tout,  ces  probldmes  sont  nouveaux  et  difife- 
rents  de  ceux  que  nos  peres  furent  appeles  ä  resoudre, 
Tesprit  dans  lequel  il  faut  les  resoudre  n'a  pas  change. 

Nous  n'ignorons  pas  quelles  sont  les  diiTicultös  d'un 
selfgovemment,  et  nous  savons  de  quelles  qualites  doit 
disposer  un  peuple  qui  veut  faire  des  affaires  lui-merae. 
Mais  nous  avons  bon  espoir  et  nous  ne  faillirons  pas  ä  la 
memoire  des  grands  citoyens  qui  nous  ont  precedes.  Ds 
ont  accompli  leur  oeuvre  et  nous  ont  laiss^  un  splendide 
heritage  dont  nous  jouissons  maintenant. 

Nous  aussi,  nous  avons  la  ferme  assurance  que  nous 
pourrons  transmettre  ä  nos  enfants  et  petitsenfants  cet 
heritage  intact,  voir  agrandi.  Pour  qu'il  en  soit  ainsi. 
nous  devons  faire  preuve,  non  seulement  dans  les  jours 
de  crise,  mais  aussi  dans  la  vie  ordinaire,*de  qualites  d'in- 
telligence,  de  sens  pratique  et  d'endurance.  Montrons- 
nous  capable  avant  tout  de  nous  vouer  au  grand  ideal 
qui  rendit  illustre  cette  republique  au  temps  de  Washing- 
ton et  ceux  qui  Tont  sauvegardee  au  temps  d' Abraham 
Lincoln.»     (Gazette  de  Lausanne.) 

Neben  diesen  Problemen  ist  in  den  amerikanischen 
Zeitungen  noch  der  Vorschlag  zu  sehen,  den  Senat,  statt  von 
den  Legislaturen  der  Einzelstaaten,  vom  Volk  wählen  zu 
lassen.  Das  wäre  dort  wahrscheinlich  eine  Verbesserung 
der  Verfassung.  Im  Repräsentantenhaus  wurde  ein  Re- 
solutionsentwurf eingebracht  betreffend  Annexion  der  Re- 
publik Panama.  Der  Präsident  der  Union  wird  einge- 
laden, dem  Kongress  die  Bedingungen  bekannt  zu  geben, 
unter  welchen  die  Aneignung  sich  vollziehen  könnte.  Ein 
fast  eben  so  grosses  Bauprojekt,  als  der  Panama-Kanal, 
welcher  auf  150  Millionen  Dollars  berechnet  ist  und  durch 
den  englisch-japanischen  Vertrag  nur  noch  an  Wichtigkeit 
gewonnen  hat,  ist  die  Umwandlung  des  Erie-Kanals  in 
eine  grosse,  völhg  schiffbare  Wasserstrasse  zwischen  den 
grossen  Seen  und  dem  Meer.  Die  Kosten  sind  auf  100 
Millionen  Dollars  und  die  Bauzeit  auf  5  Jahre  berechnet. 
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Gegen  die  Milliardäre  enthielt  das  Mac  Clure 
Magazine  einen  heftigen  Artikel,  speziell  gericlitet  «contre 
John  D.  Rockefeiler,  et  contre  ses  methodes  commerciales. 
Elle  le  montre  s'appliquant,  pendant  quarante  annees  k 
faire  attribuer  aux  gigantesques  entreprises  qu'il  dirige 
des  preferences  indues  de  la  part  des  compagnies  de 
transport  (Common  carriers),  violant  sciemment  les  lois 
sur  la  matiere  et,  toutes  les  fois  que  ces  lois,  occasion- 
nellement  et  par  intermittences,  appliquees,  Tobligeaient 
ä  changer  de  tactique,  mettant  un  malfaisant  genie  ä  les 
eluder  par  quelque  nouveau  detour.  Elle  le  montre  en- 
core  s'opposant  toujours,  dans  les  affaires,  ä  toute  pu- 
blicite  comme  a  tout  contröle  legitime,  introduisant  un 
Systeme  degradant  d'espionnage  entre  ses  innombrables 
employes,  faisant  du  commerce  tout  le  contraire  d'une 
loyale  concurrence,  un  Systeme  de  rapine  et  une  lutte 
Sans  merci,  ni  souci  des  moyens  employes ;  eile  Taccuse 
enfin  d'avoir  systematiquement  ruin^  la  moralite  de  la 
foule  de  ses  mercenaires  et  de  celle,  non  moins  nom- 
breuse,  de  ses  ^mules  et  de  ses  imitateurs.  Enfin  re- 
conuaissant  qu'il  a  toujours  fait  profession  de  christia- 
nisme,  qu'il  prete  son  concours  personnel  aux  ecoles  du 
dimanche,  qu'il  donne  largement  aux  institutions  de  bien- 
faisance  et  d'utilite  publique,  eile  dit  qu'en  presence  de 
pareille  contradiction  entre  ses  methodes  commerciales 
et  les  principes  de  la  religion  qu'il  affiche,  il  n'y  a  qu'un 
nom  qui  lui  convienne  et  que  la  voix  publique  lui  donne, 
celui  d'hypocrite.  —  Si  bien,  ajouta-t-elle,  que  möme  le 
pretendu  bien  qu'il  fait  est  une  source  de  mal :  eile  cite 
des  gens  qui  ont  raye  de  leur  testament  les  legs  decides 
par  eux  en  faveur  de  teile  institution,  des  que  M.  Rocke- 
feller  les  eut  favorises  de  quelque  don,  et  d'autres  qui, 
degoütes  par  tant  de  cynisme,  ont  deserte  Teglise  dont 
il  se  croit  Tornement.  Plus  lamentable  encore,  dit-elle, 
la  faiblesse  des  chretiens  et  des  philantropes  qui  refusent 
sciemment  d'ouvrir  les  yeux  sur  la  source  impure  des 
liberalites  dont  leurs  ceuvres  beneficient  de  sa  part.» 

(Gazette  de  Lausanne,  13.  Sept.) 
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Ueber  welche  Macht  die  grossen  Eisenbahn-  und 
Trustbarone  verfügen,  geht  aus  einem  Artikel  der  «Monthly 
Review  of  reviews»  vom  September  hervor,  wonach  bloss 
der  SteelTnist  des  Herrn  Carnegie  166,205  Angestellte 
(nicht  Arbeiter)  mit  Gehalten  von  800  bis  20000  Dollars 
zählt.  Die  Gesaramtsumme  der  Trust  Angestellten  beläuft 
sich  auf  gegen  800000  Personen,  deren  Interessen  mit 
denen  der  Inhaber  und  Aktionäre  dieser  mächtigen  Ka- 
pitalverbindungen identisch  sind. 

Der  Gouverneur  von  Kansas  kommt  in  einem  Artikel 
im  «Independent»  vom  März  d.  J.  zu  der  Ansicht,  dass 
einer  der  mächtigsten  dieser  Gesellschaften,  der  «Standard 
Oil  Company»,  eine  Staatskonkurrenz  geschaffen  werden 

müsse.  M 

«Eine  solche  Staats-Raffinerie  sei  nicht  etwa  Sozialis- 
mus, sondern  gerade  das  Gegentheil  davon.  Ihr  Grund- 
gedanke sei  vielmehr  der  freie  Wettbewerb.  Keiner  be- 
streite ja  das  Eigenthumsrecht  der  Standard  Oil  Company 
oder  nehme  ihr  das  Recht,  Geschäfte  zu  machen.  Der 
Staat  wolle  mit  seiner  Raffinerie  nur  die  Billigkeit  in  der 
Oelindustrie  wieder  herstellen.  Von  einem  Staats-Monopol 
sei  dabei  nicht  die  Rede,  vielmehr  wolle  der  Staat  das 
unbillige,  drückende  Monopol  des  Oel- Trusts  beseitigen 
und  private  Unternehmungen  auf  diesem  Gebiet  wieder 
ermuthigen,  die  der SozialismusderOilCompany  jetzt  nicht 
aufkommen  lasse.  Wenn  die  Verhältnisse  erst  wieder 
normal  seien,  wenn  die  individuelle  Konkurrenz  im  Stande 
sei,  sich  gegen  die  Trusts  zu  wehren,  dann  ziehe  der  Staat 
sich  gerne  aus  diesen  Unternehmungen  zurück,  um  die 
Hände  für  andere  Gebiete,  wo  ähnliche  Missstände  herrschen, 
frei  zu  bekommen.  Es  gebe  im  Augenblick  für  das  ameri- 
kanische Volk  keine  wichtigere  Aufgabe,  als  die  Kontrolle 
über  die  ungeheuren  Anhäufungen  des  Kapitals,  die  alle 
sozialistischen  Charakters  seien  und  mit  dem  wahren , 
nationalen  Fortschritt  eines  Volkes  im  Widerspruch  stehen.» 

*)  Vgl.  hierüber:  Miss  Tarbell  «the  history  of  the  Standard 
Oil  Company». 
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Der  Präsident  selbst  hat  sieb  s.  Z.  in  folgender 
drastischer  Weise  ausgesprochen : 

«Man  kann  nicht  streng  genug  über  die  Reichen  ur- 
theilen,  die  unter  Nichtachtung  aller  Pflichten  nur  darauf 
bedacht  sind,  Geld  zusammenzuscharren.  Und  diese  Men- 
schen machen  schliesslich  den  jämmerlichsten  Gebrauch 
von  ihrem  Geld.  Sie  spekuhren  in  Effekten  und  faulen 
Eisenbahnobligationen;  sie  sichern  ihren  Söhnen  die  Mög- 
lichkeit eines  unnützen  Faulenzerlebens  oder  kaufen  ihren 
Töchtern  als  Gatten  irgend  ein  hergelaufenes  Subjekt 
aus  einer  inländischen  oder  fremden  Familie  von  Ansehen. 
Solche  Menschen  sind  um  so  gefährlicher,  als  sie  sich 
meist  mit  blendenden  Thaten  spreizen ;  sie  errichten  eine 
Schule,  geben  grosse  Summen  für  kirchliche  Zwecke  und  rech- 
nen, oft  genug  nicht  ohne  Grund,  darauf,  dass  ihre  sonstige 
Lebensleistung  von  der  thörichten  Menge  nun  nicht  mehr 
beachtet  wird.  Diese  Sorte  bekümmert  sich  ebenso  wenig 
um  den  Arbeiter,  den  sie  unterdrückt,  wie  um  den  Staat, 
den  sie  gefährdet.  Ihre  Zahl  ist  nicht  gross;  wohl  aber 
ist's  die  Schaar  derer,  die  diesem  Typus  ähnelt.  Und  je 
mehr  sie  sich  ihm  nähert,  ein  um  so  ärgerer  Fluch  ist's 
für  das  Land. 

Nicht  ganz  so  gefährlich  sind  die  Menschen,  die  nur 
materielle  Werthe  kennen  und  schätzen.  Ihnen  ist  das 
Geld  alles.  Was  sich  nicht  in  Geldwerth  umsetzen  lässt, 
würdigen  sie  nicht.  Sie  begreifen  nicht,  dass  ein  Dichter 
seinem  Vaterland  oft  nützlicher  sein  kann  als  ein  Nägel- 
fabrikant.  Sie  sehen  nicht  ein,  dass  die  reichste  Handels- 
blflthe  nicht  über  den  Mangel  an  idealen  Gütern  hinweg- 
zutäuschen, nicht  zur  Lösung  der  mächtigen  sozialen 
Probleme  beizutragen  vermag,  mit  denen  sich  die  ganze 
gebildete  Welt  heute  beschäftigen  muss.  Der  naive  Ma- 
terialist ist  ungemein  kurzsichtig. 

Es  gibt  Menschen,  denen  Handel  und  Besitz  wichti- 
ger ist  als  Leben  und  Ehre,  unendlich  wichtiger  als 
ideales  Stre  ben,  das  allein  doch  die  Grösse  eines 
Volkes  verbürgt.  Mit  naiver  Zuversicht  glauben  sie,  der 
in  ein  Stück  unversteuerten  Baumwollstoffes  gewickelte 
Friedensengel  habe  die  Menschen  inständig  gebeten,  all 


428  Jahresbericht  1905. 

ihre  Kräfte  der  Bereitung  von  Margarine  zu  weihen  und 
sie  um  ein  Viertelcent  per  Fass  billiger  als  Konkurrent 
zu  liefern;  oder  der  Einfuhr  von  WoUwaaren,  die  sich  ein 
bischen  billiger  stellen  als  das  inländische  Fabrikat. 
Diese  Menschen  sind  edleren  Motiven  unzugänglich;  sie 
fühlen  nichts  von  dem  Pulsschlag,  dem  die  Welt  Staats- 
männer, Patrioten,  Heerführer  und  Dichter  zu  danken  hat 
und  durch  den  eine  Nation  noch  etwas  Anderes  wird  als 
blosse  Staffage  der  Erdkruste. 

Die  Menschen,  die  sich  rühmen,  ein  hohes,  kommer- 
zielles Ideal  zu  haben,  bedenken  nicht,  dass  solches  Ideal 
schliesslich  sehr  geringen  Werth  hat  und  dass  in  keinem 
jämmerlichen  Raubstaat  des  Mittelalters  das  Leben  arm- 
sehger  gewesen  sein  kann,  als  das  Dasein  von  Menschen, 
denen  Handel  und  Gewerbe  alles  ist,  und  für  die  Worte, 
wie  nationale  Ehre,  Ruhm,  Muth,  Tapferkeit,  Treue  und 
Selbstlosigkeit  jede  Bedeutung  verloren  haben.  Weniger 
als  je  kann  ein  Volk  heute  von  Brot  allein  leben.  Spar- 
samkeit und  Fleiss  sind  nothwendige  Dinge,  aber  sie  sind 
nicht  allmächtig.  Unser  Streben  für  das  Wohl  von  I-^nd 
und  Volk  muss  auf  Pfeilern  von  edlerem  Material  ruhen  ; 
das  Händlerinteresse  genügt  nicht  als  Stütze. 

Die  Männer,  denen  unser  Volkscharakter  den  besten 
Theil  seiner  Prägung  zu  danken  hat,  haben  immer  auch 
mit  rücksichtlosester  Offenheit  die  Auswüchse  ihrer  Zeit 
bekämpft.  Die  grossen  Dichter  und  Schriftsteller  haben 
viel  für  uns  gethan.  Fast  noch  mehr  die  grossen  Redner, 
deren  zur  Freiheit,  Einigkeit  und  Ehrlichkeit  mahnende 
Worte  lauten  Wiederhall  fanden.  Am  meisten  die  Män- 
ner, deren  Handeln  zu  uns  sprach  oder  deren  Worte  eine 
besondere  Weihe  und  Bedeutung  dadurch  erhielten,  dass 
sie  von  Männern  der  That  gesprochen  waren.  Gross  kann 
ein  Volk  nur  werden,  wenn  es  Thatkraft  hat  und  wenn 
die  Erinnerung  an  seine  Vergangenheit  aus  gesunden 
Wurzeln  genährt  wird.» 

Es  wird  aber  hier  auch  gehen,  wie  s.  Z.  in  der 
Sklaven  frage;*)  friedHch  erledigen  sich  so  grosse  Int  eressen- 

*)  üeber  die  Verhältnisse  in  denSttdstaaten  seit  der  Aufhebung 
der  Sklaverei,  und  das  sogenannte  Peonage- System,  das 
an  ihre  Stelle  getreten  ist,  sagt  ein  neuerer  Bericht  Folgendes: 
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fragen  nicht,  und  jede  Erledigung  bringt  noch  lange  Nach- 
wehen mit  sich.  Einstweilen  hat  das  Obergericht  dei* 
Vereinigten  Staaten  gegen  den  Fleischtrust  ein  Urtheil 
erlassen,  über  welches,  neben  einigen  andern  inneren 
Hauptfragen,  folgender  Bericht  vorliegt : 

«Le  jugement  rendu,  en  appel,  par  la  cour  supremo 
des  Etats-Unis,  en  ce  qui  concerne  les  rois  de  la  viande, 
les  fameux  packers  Armour  et  consorts,  qui  foumissent 
de  boBuf  la  plus  grande  partie  des  Etatünis  et  fabriquent, 
en  outre,  leurs  conserves  alimentaires  bien  connues  con- 
firme  la  condamnation  prononc^e  contre  eux,  en  violation 
les  lois  qui  defcndent  de  «restreindre  le  commerce»,  c'est- 
a-dire  la  concurrence.  Ils  sont  mis  en  demeure  de  re- 
noncer  ä  une  entente  entre  eux  k  Tefifet,  d'une  part,  de 
se  repartir  le  pays  et  d'acheter  le  bötail  ä  bas  prix,  et, 
d'autre  part,  de  maintenir  des  prix  eleves  pour  la  vento 

« Das  Oberste  Bundesgericht  hat  entschieden,  dass  das  System 
der  Peonage,  das  sich  in  den  letzten  15  oder  20  Jahren  in  den 
Sodstaaten  herausgebildet  hat,  gegen  die  Verfassung  und  die 
Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  verstösst.  An  dieser  Ent- 
scheidunghängt, wie  sich  der  Generalanwalt  Moody  ausdrückte, 
«die  Freiheit  von  Tausenden  meist  farbiger  Personen,  die  jetzt 
in  unfreiwilliger  Knechtschaft  gehalten  werden,  welche  in 
vielen  Fällen  schlimmer  als  die  Sklaverei  selber  ist».  Schon 
gleich  nach  dem  Bürgerkrieg  hatten  die  Südstaaten  begonnen, 
auf  Umwegen  eine  neue  Form  der  Sklaverei  zu  schaffen,  so 
durch  Einführung  sehr  langer  Lehrlingszeit  für  die  Neger, 
was  jedoch  die  Gerichte  als  verfassungswidrige  unfreiwillige 
Knechtschaft  erklärten.  Die  Unzuverlässigkeit  der  ländlichen 
und  andern  farbigen  Arbeiter  machte  aber  Ausnahmemass- 
regeln nothwcndig,  wie  z.  B.  Alabama  1901  den  Vertragsbruch 
ländlicher  Arbeiter  und  Pächter  mit  Gefängniss  bedrohte. 
Thatsächlich  springen  denn  auch  die  Pflanzer  und  Grossfarmer 
mit  den  Negern  sehr  frei  um  und  verstehen  es  auch,  diese 
fortwährend  in  Schulden  zu  erhalten.  Die  eigentliche  «Peo- 
nage» aber  —  sie  war  bis  1873  in  Mexiko  gesetzlich  und  hat 
deshalb  ihren  Namen  von  den  mexikanischen  Peons  erhalten 
—  gibt  dem  Farmer  vertragsmässig  Herrenrechte  über  den 
Hörigen,  und   sie  entstand  im  Süden  zunächst  aus  dem  dor- 
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de  leurs  produits.  C'est  lä  un  fait  considerable  dans  la 
lutte  contra  les  trusts,  et  si  rien  ne  resultait  de  ce  juge- 
ment,  ce  serait  encore  lä  preuve  qu'unenouvellelegislation 
est  devenue  necessaire  pour  sauvegarder  Tinteret  public 
contre  les  nouveaux  monopoles  industriels. 

Le  President  Roosevelt  a  ceci  de  tres  d^mocratique 

—  tout  «republicain»  qu'il  est  —  dans  son  caractere, 
qu'il  n'est  pas  cachottier  et  aime,  au  contraire,  ä  expliquer 
lui-meme  au  peuple  les  mobiles  de  sa  politique.  L'autre 
jour,  il  entretenait  les  raembres  d'un  club  de  ses  core- 
ligionnaires  politiques,  ä  Philadelphie,  des  raisons,  qui  mili- 
tent  en  faveur  d'un  contröle  strict  des  chemins  de  fer 
par  Fadministration  federale.  11  signalait,  en  particulier, 
comme  un  abus  inadmissible,  les  differences  de  prix  ac- 
cord^es  par  les  compagnies  ä  certaines  categories  de 
dients,  sous  le  mauteau,  et  qui  ont  ete,  soit  dit  en  pas- 
sant,  une  des  causes  de  la  naissance  et,  en  tout  cas,  du 
developpement  si  rapide  de  trusts  nombreux.    II    n'etait 

tigen  unendlich  tiefstehenden  Sträflingssystem.    Die  Sträflinge 

—  ebenfalls  meist  Neger,  denn  die  Weissen  werden  von  den 
Gerichten  theils  viel  milder  behandelt,  theils  begnadigt  — 
werden  an  die  Höchstbietenden  ausgemiethet,  wodurch  der 
Staat  die  Unterhaltungskosten  erspart.  In  den  Sträflings- 
lagern  der  Steinbrüche  und  des  Holzgewerbes  wird  die  Sklaven- 
peitsche wilder  geschwungen  als  zur  Zeit  der  Sklaverei  selber, 
und  sie  sind  daher  bei  den  Negern  ausserordentlich  gefürchtet. 
Wird  also  ein  Neger  zu  einer  Geldstrafe,  die  er  natürlich  nicht 
zahlen  kann,  oder  zu  Gefängniss  verurtheilt,  so  lässt  er  lieber 
einen  anwesenden  Pflanzer  die  Strafe  für  sich  zahlen  und 
unterschreibt  einen  Zwangs  -  Arbeitsvertrag,  worin  er  sehr 
häufig  dem  Herrn  das  Züchtigungsrecht,  das  Recht  des  Ein- 
Sperrens  u.  a.  zugesteht.  Nicht  selten  geräth  er  so  vom  Regen 
unter  die  Traufe.  Daraus  ist  nun  ein  weitverzweigtes  System 
geworden:  zahlreiche  Richter  stehen  im  Bunde  mit  den  Far- 
mern und  verhängen  absichtlich  für  geringfügige  Gesetzes- 
Uebertretungen  die  höchsten  Strafen;  falsche  Auflagen  gegen 
Neger  sind  an  der  Tagesordnung,  und  wenn  die  Vertragszeit 
des  Negers  um  ist,  findet  sich  häufig  eine  neue  Anklage  gegen 
ihn,  oder  er  wird  auch  einfach  ohne  jeden  Vertrag  mit  Ge- 
walt zurückgehalten.  —  Das  soll  nun  anders  und  besser 
werden.« 
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pas  Sans  hardiesse  de  la  part  du  chef  de  l'Etat  de'porter 
ce  debat  au  coeur  meme  du  monde  capitaliste  de  la  vieille 
Amerique.  C'etait,  comme  on  dit,  prendre  le  taureau  par 
les  comes. 

Le  President  s'est  fait  entendre  ensuite  ä  New- York, 
le  jour  de  la  fete  de  Lincoln,  et  encore  ici  devant  une 
societe  politique  «r^publicaine».  U  s'est  occupe  en  cette 
occasion  de  la  question  negre.  Et  quel  autre  sujet  cüt 
mieux  agree  ä  Lincoln,  le  heros  du  jour?  Le  chef  de 
TEtat  a  soutenu  que  le  principe  de  tous  les  amis  du  Sud 
devrait  etre  «d'elever  tous  les  hommes»  et  non  «d'en  a- 
baisser  quelquesuns»  en  les  retenant  dans  une  Situation 
qui  les  deprirae.  II  s'est  felicite  des  progres  recents  qui 
ont  ete  accomplis  dans  la  diminution  du  nombre  des 
lynchages.  II  en  a  reporte  Thonneur  sur  «les  pasteurs, 
les  juges  et  officiers  de  la  loi,  les  cours  des  mises  en 
accusation,  les  hommes  publics  et  les  grands  quotidiens 
du  Sud».  On  a  remarque  le  tact  de  Torateur  en  evitant 
de  toncher  aux  mesures  de  represailles  qui  ont  ete  pro- 
posees  contre  les  Etats  du  Sud  s'ils  persistaientäresteindre 
les  franchises  electorales  au  prejudice  des  noirs,  et  qui 
consisteraient  ä  reduire  leur  representation  au  sein  du  con- 
gres  de  Washington  dans  la  proportion  meme  oü  ils 
reduisent  leur  corps  electoral.  C'etait  lä  la  bonne 
maniere  de  travailler  ä  la  pacification  des  esprits,  et  de 
provoquer  les  reflexions  utiles  chez  tous  les  hommes  de 
bien.»     (Gazette  de  Lausanne.) 

Eine  Angelegeuheit ,  die  uns  auch  interessirt,  war 
die  Verwerfung  der  Schiedsgerichtsverträge  mit  ver. 
schiedenen  Staaten  durch  die  Senats-Kommission,  welche 
Frage  einen  besonderen,  nicht  allgemein  bekannten  Hinter- 
grund hat,  worüber  Folgendes  berichtet  wird: 

«Die  Südstaaten  Louisiana,  Virginien  und  Mississippi 
hatten  zur  Zeit  des  Sezessionskrieges  Anleihen  aufgenom- 
men, die  sie  nicht  zurückzahlten,  weil  die  einzelnen  Staaten 
nicht  ermächtigt  gewesen  seien,  solche  öffentliche  Titel 
auszugeben.  Diese  nothleidenden  Schulden  sind  im  Be- 
trag von  über  400  Millionen  Franken  im  Bericht  des  Council 
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of  Foreign  Bondholders  in  London  gebucht,  was  darauf 
schliessen  lässt,  dass  die  englischen  Inhaber  der  Obliga- 
tionen immer  noch  die  Absicht  haben,  sich  bei  guter 
Gelegenheit  bezahlt  zu  machen.  Die  Södstaaten  fürchten 
nun,  sie  könnten  auf  Grund  der  Schiedsverträge  die  Frage 
vor  den  Haager  Schiedsgerichtshof  bringen,  und  diese 
Möglichkeit  möchten  die  Senatoren  durch  eine  besondere 
Bestimmung  ausschliessen.» 

In  der  auswärtigen  Politik  vertritt  die  Regierung 
Roosevelts  den  sogen.  «Imperialismus»,  d.  h.  eigentlich 
die  Prätention  Amerika's  nunmehr  der  erste  Staat  der  Welt, 
mit  bestimmendem  Einfluss  auf  alle  Weltfragen  zu  sein, 
eine  Politik,  die  nattirlich  ihre  grossen  Gegner  besitzt 
und  sie  bei  jeder  kriegerischen  Aktion  und  vollends  gar 
nach  jeder  Niederlage  in  vermehrtem  Masstabe  haben 
würde.  Es  kommt  eben  darauf  an,  ob  die  Kraft  zur  Be- 
hauptung einer  solchen  Stellung  dem  Willen  entspricht 
Eine  neuere  Korrespondenz  aus  New-York,  welche  vor 
dem  Frieden  von  Portsmouth  geschrieben  wurde,  sagt 
über  die  Frage  Einiges,  was  sogar  ein  Licht  auf  diesen 
seither  unter  amerikanischem  Druck  geschlossenen  Frie- 
den zu  werfen  geeignet  erscheint: 

«Der  jüngste  gewaltige  Sieg  der  Japaner  über  die  rus- 
sische Flotte  hat  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  eine 
lebhafte  Erregung  hervorgerufen,  und  man  fängt  an,  sich 
mit  «gelben  Gefahr»  etwas  ernstlicher  als  seither  zu  be- 
schäftigen. Heutzutage  kann  von  einer  gelben  Gefahr 
nicht  mehr  in  dem  Sinne  die  Rede  sein,  dass  etwa  eine 
Wiederholung  der  hunnischen  und  tatarischen  Einfälle  in 
Europa  zu  befurchten  wäre,  auch  mag  es  sein,  dass  die 
westliche  Kultur  unmöglich  von  der  östlichen,  der  mongo- 
lischen verdrängt  werden  kann,  weil  die  Japaner,  die 
einzigen  Mongolen,  die  sich  mit  westlichen  Mächten 
messen  können,  sich  deren  Kultur  schon  zu  eigen  gemacht 
haben.  Vielleicht  ist  es  sogar  richtig,  dass  Japan  die 
Kenntnisse  und  Anschauungen  der  weissen  Rasse  in  dem 
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riesigen  chinesischen  Reiche  mit  seinen  vierhundert  Mil- 
honen  Einwohnern  heimisch   machen  wird,  dennoch  be- 
steht unzweifelhaft  eine  Gefahr,   die   nur  von   oberfläch- 
hchen  Beobachtern  unterschätzt   werden   kann.     Die  Ja- 
paner sind  durch  ihren  grossen  Seekrieg  über  die  Russen, 
der   in    der  Geschichte   fast   ohne    Beispiel  dasteht,  mit 
einem  Schlage  zu  einer  Seemacht  ersten  Ranges  geworden. 
Da   sie   ihrer  Flotte   die   in    der  Strasse    von   Korea  ge- 
kaperten   russischen   Schiffe   und    die   Mehrzahl  der   bei 
Port   Arthur    versenkten   Fahrzeuge    hinzufügen   können, 
wird   sie   den  stärksten   Kriegsflotten   beigezählt  werden 
müssen.     Da  nun  die  ganze  japanische  Flotte  im  Grossen 
Ozean  konzentrirt  sein  wird,   während  die  Seemacht  der 
westlichen  Nationen. über  alle  Meere  vertheilt  ist,  liegt  es 
auf  der  Hand,  dass  Japan  die  Vorherrschaft  über  den  Stillen 
Ozean  wird  beanspruchen  können.  Hat  es  auch  in  Korea  und 
in  der  Mandschurei  festen  Fuss  gefasst,  dann  mag  es  zu- 
nächst  für  das  Gebiet  um   das   Gelbe  Meer  herum  und 
weiterhin  für  gauz  Ostasien  eine  Art  Monroedoktrin  auf- 
stellen.    Man  mag  sagen,  dass  das    weither  geholte  Be- 
fürchtungen sind,  aber  warum  sollte  Japan,  das  die  west- 
liche Kultur  in  jeder  anderen  Beziehung  nachgeahmt  hat, 
nicht  auch  die  westliche   Politik  verfolgen?    Nach  ähn- 
lichen Leistungen  und  Errungenschaften  würde  jede  kau- 
kasische   Macht,    die    Vereinigten    Staaten    von   Amerika 
nicht  ausgenommen,   verlangen,   als  gebietende,   als  vor- 
herrschende Macht  anerkannt  zu  werden.   Sie  würde  den 
Grundsatz  verkünden,  dass  in  ihrer  Interessensphäre  ohne 
ihre  Genehmigung  kein  Schuss  abgefeuert  und  keine  Ge- 
bietsabtretung  vorgenommen    werden    darf.     Wenn   man 
sich  vorstellt,  was  alles  die  nordamerikanische  Republik 
nach  ihren  leichten  Siegen  über  Spanien  beansprucht  hat 
und  wie   schnell  sie   seither  ihre  Flotte   aufbietet,  wenn 
irgendwo  in  Südamerika    etwas    nicht    richtig   ist,    dann 
wird  man    nicht  erwarten,    dass  Japan    nach    seinen  un- 
gleich glänzenderen  Triumphen  weniger  kühn  und  heraus- 
fordernd auftreten  wird. 

Thatsächlich  verrathen  denn  auch  die  amerikanischen 
Chauvinisten  bereits  eine  hochgradige  Nervosität.  Sie 
beginnen  einzusehen,   dass  sich  mit  blossen  Worten  ihr 
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Anspruch  auf  die  amerikanische  Vorherrschaft  über  den 
Grossen  Ozean  nicht  aufrecht  erhalten  lassen,  sondern 
dass  er  von  der  neuen  mongohschen  Grossmacht  ganz 
entschieden  bestritten  werden  dürfte.  Sie  fordern  darum 
die  thunlichst  schleunige  Vollendung  des  Panamakanals 
und  die  möglichst  schnelle  Fertigstellung  aller  im  Bau 
begriflFenon  amerikanischen  Kriegsschiffe.  Ohne  es  gerade- 
zu auszusprechen,  lassen  sie  deutlich  durchblicken,  dass 
sie  nicht  allein  für  die  Philipinnen,  sondern  auch  für  die 
Sandwichinseln  zittern,  auf  denen  die  Japaner  ohnehin 
schon  eine  grosse  Rolle  spielen.  Sie  dringen  sogar  in 
die  Bundesregierung,  mit  den  europäischen  Mächten  zu- 
sammen dahin  zu  wirken,  dass  Russland  keine  Geldent- 
schädigung an  Japan  zahle.  Seitdem  sie  unter  die  Welt- 
mächte gegangen  sind,  haben  sie  sich  den  weltpolitischen 
Ansichten  der  europäischen  Staaten  merkwürdig  genähert. 
Nach  dem  Kriege  Japans  gegen  China  wurde  die  «unbe- 
rechtigte Einmischung  Russlands,  Frankreichs  und  Deutsch- 
lands» gerade  in  den  Vereinigten  Staaten  scharf  getadelt ; 
heute  aber  wird  verlangt,  dass  die  Vereinigten  Staaten 
selbst  sich  an  einem  Versuche  betheiligen,  den  Sieger  an 
der  vollständigen  Ausnützung  seiner  Triumphe  zu  ver- 
hindern.»    (Korr.  d.  N.  Z.  Z.  aus  New- York.) 

Einstweilen  hat  der  Präsident  die  Hand  auf  die  ver- 
worrene Republik  San  Domingo  gelegt,  mit  der  Erklärung, 
zwar  nicht  das  Protektorat  zu  übernehmen,  wohl  aber 
etwas  sehr  Aehnliches,  so  ungefähr  wie  es  gegenüber  Cuba 
besteht,  ein  Ding,  das  einstweilen  noch  keinem  völkerrecht- 
Uchen  Taufnamen  hat.    Zeitungsberichte  darüber  lauten: 

«Der  Präsident  von  San  Domingo  und  der  ameri- 
kanische Gesandte  haben  demzufolge  ein  Protokoll  unter- 
zeichnet, durch  welches  die  Vereinigten  Staaten  die  voll- 
ständige Integrität  des  dominikanischen  Gebietes  garan- 
tiren  und  sich  verpflichten,  die  Finanzen  der  Republik 
in  Ordnung  zu  bringen.  Die  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  wird  die  Zölle  zu  ihren  Händen  nehmen  und  der 
Regierung  von    San   Domingo   45   Prozent    der    Zollein- 
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nahmen    zur    Bestreitung    der    Budgetbedürfnisse    über- 
lassen.» 

«En  attendant^  des  fonctionnaires  americains  pren- 
dront  Charge  des  douanes  de  Puerto-PIata  et  peut-etre  de 
Sanchez,  de  Samana  et  de  Monteeristi,  suivant  les  termes 
de  decision  arbitrale  de  juillet  1904,  en  faveur  de  la  Santo- 
Domingo  Improvment  Co.  Quant  aux  douanes  de  Santo- 
Domingo  et  de  Macoris,  eile  restent  aftectees  aux  crean- 
ciers  europeens.» 

Auch  hier  macht  aber  noch  der  Senat  Schwierigkeiten, 

und  der  Pi-äsident  spricht  sich  daher  in   einer  Botschaft 

folgendermassen  und  zugleich  über  die  Monroe-Lehre 

aus,  die  jetzt  in  ihrer  Fortentwicklung  zum  Imperialismus 

begriffen  ist: 

«Die  Verhältnisse   in  Santo  Domingo  wurden  uner- 
trägliche. Die  auswärtigen  Nationen  empfanden,  dass  der 
einzige  Weg,  Zahlung  für  die  Ansprüche  ihrer  Angehöri- 
gen zu  erlangen,  der  wäre,  Gebiet  zu  erwerben  oder'die 
Zollverwaltung  zu  übernehmen.  Die  Monroe-Lehre  hat  dies 
verhindert,  und  die,  welche  aus  derselben  Nutzen  ziehen, 
müssen  zugleich  mit  den  aus  ihr  erwachsenden  Rechten 
gewisse  Verantwortlichkeiten  auf  sich  nehmen.  Es  wäre  mit 
internationaler  Bilhgkeit  unvereinbar  gewesen,  wenn  die 
Vereinigten   Staaten    es   abgelehnt    hätten,    die    anderen 
Mächte  das  einzige  Verfahren  einschlagen  zu  lassen,  das 
ihnen   zur  Befriedigung  ihrer  Ansprüche   zur  Verfügung 
stand,  und  sich  gleichzeitig  geweigert  hätten,  selbst  Schritte 
zu  thun.     Der  Präsident  hebt  sodann  hervor,  dass  keine 
Gebietserweiterung  beabsichtigt  sei  und  auch  keine  an- 
dere Kontrolle  als  jene,  die  zur  Ordnung  der  Finanzlage 
des  Landes  im   Zusammenhang   mit  der  Erhebung  der 
Einnahmen  nöthig  sei,  von  denen  ein  Theil  der  Regierung 
der  Republik  zur  Bestreitung  der  noth wendigen  Ausgaben 
übergeben  und  ein  Theil  unter  ihre  Gläubiger  nach  Ver- 
hältniss  ihrer  Forderungen  auf  der  Grundlage  absoluter 
Gerechtigkeit  vertheilt  werden  solle.  Die  Botschaft  fährt 
dann  fort:  Veranlasst  durch   die  auf   dem  Gebiete    des 
Handels  bestehenden  Nebenbuhlerschaften  ist  eine  wach- 
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sende  Neigung  auf  Seiten  der  anderen  Regierungen  vor- 
handen, der  Durchsetzung  von  Forderungen  ihrer  unter- 
thanen  diplomatische  Unterstützung  zu  leihen.  Die  Ver- 
einigten Staaten  müssen  entweder  an  der  üblichen  Hal- 
tung der  Nichteinmischung  festhalten  oder  aktiv  ein- 
schreiten, um  die  Vertragsrechte  ihrer  Bürger  zu  schü- 
tzen. Die  auswärtigen  Regierungen  treten  hartnäckig 
gegen  Santo  Domingo  wegen  unbefriedigter  Forderungen 
in  Höhe  von  22  Millionen  Dollars  auf.  Wir  müssen  ent- 
weder den  anderen  Regierungen  gestatten,  Massnahmen 
zur  Wahrung  ihrer  Interessen  zu  ergreifen,  oder  selbst 
ein  geeignetes  Vorgehen  einschlagen.  Wenn  der  Welt 
die  bona  fides  der  Vereinigten  Staaten  in  Erfüllung  ihrer 
Verpflichtungen  bewiesen  wird,  so  wird  sicher  die  allge- 
meine Zustimmung  zur  Monroe-Lehre  die  Folge  sein,  was 
eine  Erweiterung  des  Bereichs  friedlicher  Beilegung  inter- 
nationaler Schwierigkeiten  bedeutet.» 

Eine  deutsche  Zeitung  fügt  bei: 

«Nach  dieser  Logik  der  Botschaft  des  Präsidenten 
Roosevelt  würde  also  die  Monroe-Lehre  nunmehr  formell 
eine  Obervormundschaft  der  Vereinigten  Staaten 
über  die  beiden  amerikanischen  Kontinente 
involviren.  Denn  was  bei  San  Domingo  recht  ist,  würde  auch 
bei  Venezuela,  Argentinien  oder  Peru  billig  sein,  d.h.  die 
Vereinigten  Staaten  müssten  auch  im  Falle  von  Differenzen 
einer  dieser  Staaten  mit  einer  europäischen  Macht  «mit  den 
aus  der  Monroe-Lehre  erwachsenden  Rechten  gewisse  Ver- 
antwortlichkeiten auf  sich  nehmen»,  also  aktiv  eingreifen. 
Was  im  Venezuela- Streit  fall  praktisch  geübt  wurde,  wird 
also  jetzt  auch  theoretisch  als  Leitsatz  aufgestellt.  Das 
ist  die  Quintessenz  der  Botschaft.»     (A.  Z.) 

Ohne  Zweifel  werden  sich  die  europäischen  Mächte 
mit  dieser  erweiterten  Monroe-Doktrin  wenigstens  inso- 
weit zu  befreunden  haben,  dass  Amerika  auf  dem  ganzen 
amerikanischen  Kontinent  beider  Hemisphären  keine  Ein- 
mischung europäischer  Staaten  wesentlicher  Art  gestattet, 
vorläufig  noch  mit  Ausnahme  Englands.  Doch  ist  dies 
letztere  eben  eine  Hauptfrage  der  Zukunft  Für  Amerika 
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aber  entsteht  aus  dieser  erweiterten  Stellung  die  Folge, 
dass  es  seine  Flotte  und  sein  Heer  auf  einen  ganz  andern 
Fuss  als  den  bisherigen  wird  stellen  müssen  und  somit 
auch  in  den  Militarismus  hineinkommt,  der  von  der 
Macht  ganz  unzertrennlich  ist. 

In  der  That  sagt  der  Präsident  in  einer  Adresse  an 
die  Universität  von  Pensylvanien  zur  Feier  des  Geburts- 
tages Washingtons  darüber  bereits  Folgendes: 

cZwei  Grundsätze  Washingtons  müssten  die  Basis  für 
die  gesammte  auswärtige  Politik  der  V  ereinigten 
Staaten  bilden,  nämlich,  Aufrichtigkeit  und  Gerechtig- 
keit allen  Nationen  gegenüber  zu  beobachten  und  für  den 
Krieg  gerüstet  zu  sein  als  wirksamstes  Mittel  zur 
Förderung  des  Friedens;  die  Flotte  stetig 
auszubauen  und  klar  und  entschieden  für  die  inter- 
nationale Redlichkeit  einzutreten,  sei  der  beste  Weg, 
die  treue  Anhänglichkeit  an  die  Lehre  Washingtons  kund 
zu  thun.  Die  Besitznahme  der  Philippinen,  das  ameri- 
kanische Interesse  an  dem  Handel  im  Orient,  der  Bau 
des  Panamakanals,  die  Aufrechterhaltung  der  Monroe- 
Doktrin,  alles  dieses  erfordere  eine  Flotte  von  entspre- 
chender Grösse,  die  hinsichtlich  ihrer  Stärke  unübertroffen 
an  Leistungsfähigkeit  sei.  Wenn  sie  für  stark  genug 
gehalten  werden  würde,  so  würde  sie  die  Möglichkeit,  in 
einen  ausländischen  Krieg  verwickelt  zu  werden,  auf  das 
denkbar  geringste  Mass  beschränken.  Neben  den  rein 
politischen  Angelegenheiten  seien  solche  von  wichtigem 
.sozialem  und  wirthschaftlichem  Einfluss  aufgetaucht,  deren 
Lösung  die  grössten  Anstrengungen  der  besten  Männer 
erfordere.  Die  zur  Zeit  schwebenden  Probleme  seien 
sehr  verwickelt  und  von  denjenigen,  mit  welchen  sich 
die  Nation  zu  Washingtons  Zeiten  zu  beschäftigen  ge- 
habt habe,  ganz  verschieden.  Aber  sie  könnten  mit  Sicher- 
heit nur  dann  bewältigt  werden,  wenn  man  an  sie  in 
dem  Geiste  Washingtons  herantrete,  in  dem  Geiste,  wel- 
cher mit  dem  ernsten  Sinn  den  erhebendsten  Idealismus 
vereinigt.» 
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Bei  allem  dem  kommt  es  eben  ganz  auf  den  Geist, 
die  durchschnittliche  Bildung  und  den  Charakter  der 
herrschenden  Klasse  in  Amerika  an. 

«Men  of  character  are  the  conscience  of  the  society 
to  which  they  belong»  sagt  einer  der  besten  amerika- 
nischen Schriftsteller. 

Um  sich  darüber  eine  richtige  Vorstellung  zu  ma- 
chen, genügt  es  aber  nicht,  bloss  einzelne  bedeutende 
Glieder  dieses  aufstrebenden  Volkes  zu  kennen,  oder  gar 
nur  eine  Reise  nach  den  Vereinigten  Staaten  gemacht  zu 
haben,  man  müsste  den  Durchschnitt  kennen. 

An   recht   guter,    namentlich   aber   an    zuverlässiger 

Litteratur  darüber  fehlt  es  jedoch  einstweilen  noch.  Von 

de  Tocqueville*s  s.  Z.  berühmtem  Buche  «de  la  democratie 

en  Amerique»   kann  hiebei  längst  nicht  mehr  die  Rede 

sein,  auch  des  Freiherrn  v.  Hübner  «Spaziergang  um  die 

Welt»  ist  etwas  veraltet,  obwohl  einige  Stellen,  wie  die 

folgende,  ihren  Werth  behalten: ») 

«Ich  spreche  von  Euerem  Amerika,  von  den  Vereinigten 
Staaten,  so  wie  es  ist,  wie  es  sich  entwickelt  hat  im  Laufe 
der  Jahrhunderte,  und  nicht  wie  Ideologen  es  umformen 
möchten  nach  Euerem  Vorbilde  oder  nach  irgend  einem 
in  ihrem  Gehirn  entsprungenen  Ideal.  Die  ersten  An- 
kömmlinge, die  Vorläufer  Eurer  heutigen  Grösse,  die 
welche  die  Saat  ausstreuten,  waren  Missvergnügte.  Bürger- 
zwist und  religiöse  Zerwürfnisse  hatten  sie  ihrer  Heimat 
entrissen  und  nach  Euren  Ufern  verschlagen.  Sie  brachten 
mit  sich,  sie  pflanzten  in  den  Boden  des  neuen  Vater- 
landes die  Keime  des  Gedankens,  für  den  sie  geduldet 
und  gekämpft:  die  Autorität  des  Einzelnen.  Wer  sie  be- 

*)  Es  gibt  übrigens  überhaupt  sehr  wenige  Bücher,  die  in 
kurzen  prägnanten  Züge  n  ein  Land  und  Volk  genau 
so  beschreiben,  wie  es  ist.  Wenn  Sie  z.  B.  Jemand  ein 
solches  Buch  über  die  Schweiz  empfehlen  sollten,  welches 
würden^Sie  nennen  können? 
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sitzt,  gilt  für  frei  im  weitesten  Sinne  des  Wortes.  Und 
weil  Ihr,  in  dieser  Beziehung,  alle  frei  seid,  so  seid  Ihr 
auch  alle  untereinander  gleich.  Euer  Land  ist  also  der 
klassische  Boden  der  Freiheit  und  Gleichheit,  und  er 
ist  es  geworden  durch  das  Werk  von  Menschen,  welche 
Europa  von  sich  stiess. 

Vielleicht  seid  Ihr  nicht  ganz  so  frei,  vielleicht  auch 
nicht  unter  Euch  so  gleich,  als  man  in  Europa  glaubt, 
doch  lassen  wir  diesen  Punkt  unerörtert. 

Nur  eines  will  ich  bemerken.  Je  mehr  ich  vorrücke 
in  Jahren  und  je  mehr  ich  reise,  umsomehr  erkenne  ich, 
dass  der  Grund  der  menschlichen  Dinge  sich  allenthalben 
ähnelt  und  die  Gegensätze  meist  nur  auf  der  Oberfläche 
hegen.  Ueberall  gewahre  ich  dieselben  Leidenschaften, 
dieselben  Bestrebungen,  dieselben  Enttäuschungen  und 
Schwächen.  Die  Verechiedenheit  liegt  meist  nur  in  der 
Form.» 

Zwei  neuere  Bücher  sind  «die  Amerikaner»  von 
Prof.  Münsterberg  von  der  Harward  University  und  Prof. 
Goebel  von  der  (kalifornischen)  Stanford  University,  wo- 
rüber die  Au  Z.  Folgendes  sagt: 

«Münsterberg  will   uns   mit   dem  Geiste  des  Ameri- 
kaners versöhnen;   bei  ihm  ist  jeder  Geburtsamerikaner 
ein  Gentleman,  erfüllt  von  dem  Bestreben,  in  den  Geist 
der  Dinge  einzudringen.  Goebel  hingegen  findet  in  dem  ge- 
summten öffentlichen  Leben  der  Vereinigten  Staaten  einen 
«brutalen  Herrenton»,  namentlich  gegen  die  Deutschen.  Er 
fährt  dann  fort:  «Oben  in  den  Wipfeln,  da  rauscht  es  anders. 
Dort  empfindet  der  gebildete  Anglo- Amerikaner  die  Blosse, 
dort    fühlt    er  die   geistige   Uebermacht    der    deutschen 
Wissenschaft;  von  der  Höhe   wird  auch  die  Erkenn tniss 
kommen,   dass   Hass   und  Unterdrückung   keine  Kultur- 
elemente   sind,   dass   üppiges   Leben   und  wahnwitziges 
Protzen th  um  noch  bei  allen  Völkern  die  Ursachen  des 
Verfalles  bildeten.  Der  Dollar  rollt  wohl,  aber  er  schützt 
kein  Volk  vor  dem  Untergang.  Diese  Erkenntniss  dämmert 
jenen   Männern  in  Nordamerika,   welche  den  Raub  der 
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Grossen  und  den  Tanz  um  das  goldene  Kalb  mit  ansehen 
müssen,  ohne  beides  verhindern  zu  können;  darum  der 
unverkennbare  Gegendruck  der  idealen  Elemente  gegen 
den  Materialismus,  der  Schrei  nach  Bildung  durch  weite 
Kreise  des  amerikanischen  Volkes.  Jetzt  soll  der  deutsche 
Gelehrte  als  Prellbock  gegen  die  Wogen  stumpfsinniger 
Ueppigkeit,  raffinirten  Wohllebens  ohne  Genussfreudig- 
keit, gegen  die  Versumpfung  der  Geister  und  Gemüther 
in  allen  Kreisen  herangezogen  werden.»*) 


')  Interessant  sind  dermalen  natürlich  besonders  die 
Schriften  dos  Präsidenten,  deren  es  ziemlich  zahlreiche  gibt. 
U.  A.  eine  solche  über  das  «kommerzielle  Lebensideal»,  worin  er 
sagt:  «cdie  Leute,  die  sich  rühmen,  dass  sie  ledighch  ein  kom- 
merzielles Lebensideal  haben,  sind  sicli  augenscheinlich  nicht 
bewusst,  dass  ein  solches  Ideal  so  unbedingt  niedrig  und  schmu- 
tzig ist,  wie  nur  irgend  ein  Lebensziel  in  der  Welt  sein  kann, 
und  dass  keine  Banditengemeinde  im  Mittelalter  ein  reizloseres 
Leben  geführt  haben  kann,  als  das  Leben  von  Leuten  wäre, 
denen  Handel  und  Gewerbe  alles  wäre,  und  für  die  solche 
Worte  wie  nationale  Ehre  und  Ruhm,  Muth  und  Kühnheit, 
Treue  und  Selbstlosigkeit,  bedeutungslos  geworden  wären. 
Das  lediglich  materielle,  lediglich  kommerzielle  Ideal,  das  Ideal 
der  Leute,  «deren  Vaterland  die  Ladentischkasse  ist»,  ist 
seinem  ganzen  Wesen  nach  herabwürdigend  und  erniedrigend. 
Es  ist  heute  noch  ebenso  wahr,  wie  je  zuvor,  dass  kein  Volk 
nur  von  Brot  allein  lebt.  Sparsamkeit  und  Gewerbefleiss  sind 
unentbehrliche  Tugenden,  aber  sie  sind  nicht  allgenügend. 
Wir  müssen  unsorn  Forderungen  betreffs  bürgerlichen  und 
nationalen  Fortschritts  eine  edlere  Grundlage  geben,  als  nur 
die  der  geschäftlichen  Zweckmässigkeit.» 

Der  Monroe- Lehre  widmet  Roosevelt  auch  einen  be- 
sondern Essav.  Darin  heisst  es  u.  A.:  «Die  Monroe-Lehre  sollte 
nicht  vom  rein  akademischen  Gesichtspunkt,  sondern  als  ein 
weiter  allgemeiner  Grundsatz  lebendiger  Politik  angesehen 
werden.  Sie  ist  durchaus  keine  Frage  des  Rechts.  Sie  ist 
eine  Frage  der  Politik,  eine  Frage,  die  nicht  bloss  Staats- 
männer, sondern  alle  guten  Bürger  angeht.  Die  Monroe-Lehre 
mnj^  kurz  dahin  definirt  werden,  dass  sie  europäische  Ein- 
LTrilfe  auf  amerikanischem  Boden  verbietet.  Es  ist  nicht 
wünschenswerth,  sie  so  strikt  zu  definiren,  dass  dadurch 
verhindert  wird,  auf  die  verschiedenen  Grade  nationalen  In- 
teresses  in  verschiedenen  Fällen  Rücksicht  zu  nehmen.    Die 


Auswärtige  Verhältnisse.    Amerika.  441 

Dermalen  sind  in  Amerika  drei  Preise  ausgesetzt  för 
die  drei  besten  Arbeiten  über  das  Thema:  «Das  deutsche 
Element  in  den  Vereinigten  Staaten  unter  besonderer 
Berücksichtigung  seines  politischen,  ethischen,  sozialen 
und  erzieherischen  Einflusses».  Die  Preise  betragen  3000, 
2000  und  1000  Dollars.  Die  Arbeiten  sind  abzuliefern,  bis 
22.  März  1907  einschliesslich,  an  das  German  Department 
of  the  University  of  Chicago  und  können  in  englischer 
oder  in  deutscher  Sprache  verfasst  werden.  Das  Buch 
wird  unter  den  Auspizien  der  Universität  von  Chicago 
verlegt  werden.  Die  Hälfte  der  aus  dem  Vertrieb  des 
Buches  während  der  ei*sten  zehn  Jahre  nach  dem  Tage 
der  Herausgabe  erzielten  Reineinnahme  fliesst  dem  Autor 
zu  (neben  dem  errungenen  Preise);  die  andere  Hälfte  und 
nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  die  volle  Reineinnahme 
erhält  das  German  Department  of  the  University  of 
Chicago  zur  Förderung  deutscher  Forschung  und  Wissen- 
schaft in  den  Vereinigten  Staaten.  Das  Buch  soll  einen 
Umfang  von  etwa  800  Druckseiten  haben  im  Format 
etwa  wie  Treitschkes  Deutsche  Geschichte  Bd.  1.  Da  das 
Buch  in   erster  Linie   zum  Studium   für  junge  Leute  an 


Vereinigten  Staaten  haben  nicht  den  geringsten  Wunsch,  eine 
allgemeine  Schutzhen*schaft  über  andere  amerikanische 
Staaten  zu  errichten  oder  für  die  Missethaten  derselben  ver- 
antwortlich zu  werden.  Wenn  irgend  einer  derselben  in  einen 
gewöhnlichen  Streit  mit  einer  europäischen  Macht  verwickelt 
wird,  so  muss  dieser  Streit  zwischen  ihnen  durch  irgend  eine 
der  gebräuchlichen  Methoden  beigelegt  werden.  Aber  keinem 
europäischen  Staat  darf  gestattet  werden,  sich  auf  ameri- 
kanischem Boden  auf  Kosten  eines  amerikanischen  Staates 
zu  vergrössern.  Ferner  darf  keine  Uebertragung  einer  ame- 
rikanischen Kolonie  von  einer  europäischen  Macht  auf  eine 
andere  erlaubt  werden,  wenn  eine  solche  Uebertragung  nach 
dem  Urthcil  der  Vereinigten  Staaten  den  Interessen  derselben 
feindlich  ist.»  In  dem  gleichen  Essay  sagt  Roosevelt,  dass 
keine  englische  Kolonie  mit  dem  Mutterlande  auf  dem  Fusse 
^wirklicher  Gleichheit  steht,  und  dass  der  Engländer  und  zwar 
-  mit  Recht»  —  auf  den  Canadier  als  auf  jemand  herabsieht, 
der  seine  Minderwerthigkeit  zugibt,  während  der  Bürger  der 
V^ereinigten  Staaten  auf  den  Canadier  «mit  der  gutmüthigen 
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Colleges  und  Universitäten  bestimmt  ist  muss  es  in  an- 
ziehender Form  geschrieben  sein.  Es  soll  zahlreiche 
Illustrationen  enthalten;  diese  Einzelheiten  werden  vom 
German  Department  in  Chicago  bearbeitet  werden.  Herr 
Karl  Schurz  hat  das  Preisrichteramt  bereits  angenommen ; 
man  hofft,  dass  der  frohere  Botschafter  der  Vereinigten 
Staaten  in  Berlin,  Herr  Andrew  White,  gleichfalls  als 
Preisrichter  fungiren  wird.  Diese  beiden  Herren  sollen 
dann  einen  dritten  Preisrichter  ernennen. 

Sowohl  der  deutsche  Kaiser  als  der  amerikanische 
Präsident  sind  sehr  bestrebt,  eine  Annäherung  zwischen 
ihren  beidseitigen  Völkern  herbeizuführen,  wobei  wir  aber 
glauben,  dass  Amerika  kühler  ist ;  denn  die  englische 
Freundschaft  kommt  bei  ihm  auch  in  Rechnung  und 
kann  vielleicht  einstweilen  mehr  bieten.  Der  deutsche 
Kaiser  schenkte,  von  diesem  Bestreben  ausgebend, 
Amerika  eine  Statue  Friedrichs  des  Grossen,  worüber 
dann  bei  ihrer  Aufstellung  vor  der  Kriegsschule  in  West- 
point folgende  Depeschen  gewechselt  wurden: 

Herablassung  blickt,  die  ein  freier  Mann  für  den  unfreien 
Mann  empfindet».  Roosevelt  hofft  indess  offenbar,  dass  die 
Canadier  auch  einmal  «freie  Männer»  werden,  denn  er  be- 
merkt: «Jeder  wahre  Patriot  in  Amerika  muss  dem  Tag  ent- 
gegensehen, wo  keine  europäische  Macht  mehr  einen  Zoll 
amerikanischen  Bodens  besetzt  hält.» 

Nicht  minder  bezeichnend  für  seine  politische  Auffassung 
der  Satz:  «Wir  sind  nicht  gegen  England  eingenommen.  Im 
Gegentheil,  wir  sind  der  Meinung,  dass  es  den  Grossmächten 
des  europäischen  Festlandes  voraus  ist,  und  empfinden  da- 
für grössere  Sympathie.  Im  Allgemeinen  fördern  seine  Er- 
folge den  Fortschritt  der  Civilisation,  und  wir  wünschen  ihm 
alles  Gute.  Aber  wenn  seine  Interessen  es  veranlassen, 
gegen  den  Fortschritt  der  Civilisation  und  für  die  Unterdrückung 
anderer,  sich  emporringender  Nationalitäten  aufzutreten,  so 
gehen  unsere  Sympathien  sofort  verloren.»     (Bund.) 

Wenn  das  auch  meistens  Schriften  aus  früherer  Zeit  sind, 
so  werfen  sie  doch  ein  gewisses  Licht  auf  die  gegenwärtige 
Situation. 
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Der  Kaiser:  «L'amiti^  entre  rAllemagne  et  les  Etats- 
Unis  est  etablie  sur  une  base  solide.  J'ai  le  devoir  agrö- 
able  de  travailler  ä  la  rendrc  de  plus  en  plus  forte.  Puisse 
le  traite  d'arbitrage  qui  sera  bientöt  signö  entre  les  deux 
nations  fortifier  Testime  et  la  camaraderie  rautuelle  entre 
les  deux  grandes  et  jeunes  nations». 

Der  Präsident:  «Je  sais  apprecier  ä  toute  leur  valeur 
vos  nobles  souhaits.  Je  suis  heureux  que  cette  occasion 
s'oifre  de  nouveau  ä  moi  d'exprimer  ä  V.  M.  ma  profonde 
considöration  et  d'y  joindre  nies  chaleureux  souhaits  pour 
la  prosperite  de  la  nation  allemande». 

Ernsthafter  gemeint,  als  solche  Höflichkeiten,  ist  der 
Austausch  von  Professoren,  die  zeitweilig  an  den 
gegenseitigen  Universitäten  lesen  sollen,  was  bereits  diesen 
Winter  in  Berlin  begonnen  hat.  Doch  wird  auch  das  sehr 
«dekorativ»  bleiben,  denn  die  amerikanischen  Universi- 
täten sind  nicht  das  Gleiche  wie  die  deutschen.  Ein  sach- 
verständiger Aufsatz  (von  Prof.  Köchler  in  München)  in  der 
Allg.  Zeitung  (Beilage  vom  28.  Juli)   sagt   darüber  u.  A. : 

«Die  Bildungsanstalten  eines  Landes,  soweit  sie  nicht 
technische  Hochschulen  sind,  die  natürlich  die  rein 
praktischen  Wissenschaften  pflegen,  haben  die  Aufgabe 
der  unvermeidlichen  Veräusserlichung  des  Lebens,  die 
der  moderne  Fortschritt  mit  sich  bringt,  eine  schöne  Ver- 
ionerlichung,  eine  geistige  Kultur  entgegenzusetzen,  und 
diese  ideale  Aufgabe  erfüllen,  so  glaube  ich,  die  ameri- 
kanischen Universitäten  nicht.  Der  amerikanische  Student 
des  Durchschnitts  geht  zur  Universität,  um  möglichst 
schnell  eine  möglichst  gute  Stellung  zu  erlangen.  Die 
meisten^Universitäten  begnügen  sich  damit,  ihren  Zög- 
lingen ^zu  diesem  praktischen  Ziele  zu  verhelfen. 

Die  allermeisten  amerikanischen  Universitäten  sind 
nicht  Universitäten  in  unserem  Sinne.  Das  Studium  des 
amerikanischen  Studenten  hört  ungefähr  da  auf,  wo  das 
unserer  Studenten  anfängt;.  Ich  rede,  da  ich  mich  auf 
meine  persönlichen  Erfahrungen  beschränke,  hier  nur  von 
den  Studien,  die  in  den  philosophischen  Fakultäten  ge- 
trieben werden. 
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Der  Student  einer  amerikanischen  Universität,  welcher 
nach  vierjährigem  Kursus  graduiert,  hat  ungefähr  ebenso 
viel,  vielleicht  etwas  mehr  Kenntnisse  wie  ein  Abiturient 
eines  deutschen  Gymnasiums,  eines  Realgymnasiums  oder 
einer  Oberrealschule.  Das  heisst,  er  hat  sich  eine  all- 
gemeine, aber  noch  oberflächliche  Bildung  angeeignet. 
Während  für  den  deutschen  Abiturienten  jetzt  erst  die 
wissenschaftliche  Schulung  beginnt,  die  ihn  zu  persön- 
lichen Untersuchungen  und  Leistungen  führt,  schliesst  im 
Allgemeinen  der  amerikanische  Student  seine  Lehrjahre 
und  tritt  ins  Leben.  Nur  ein  bei  der  grossen  Anzahl  der 
Studirenden  sehr  geringer  Prozentsatz  setzt  seine  Studien 
fort,  häufig  im  Auslande,  und  wendet  sich  wissenschaft- 
lichen SpezialStudien  zu. 

Aus  dem  Gesagten  erhellt,  dass  also  die  amerikanische 
Universität  gar  nicht  mit  unserer  Hochschule  zu  ver 
gleichen  ist,  sondern  etwa  unseren  sogenannten  höheren 
Schulen  entspricht.  Ferner,  dass  nur  die  Kurse  für 
Graduates,  die  aber  in  dem  weiten  Reiche  sehr  selten 
und  praktisch  nur  an  wenigen  Universitäten  zu  finden 
sind,  unserem  Universitätsbetrieb  gleichzusetzen  sind. 

Dieser  im  Vergleich  zu  uns  geringere  Stand  der 
amerikanischen  Universitäten  ist  durch  die  verliältniss- 
mässig  junge  Entwicklung  des  amerikanischen  Bildungs- 
w^esens  begründet.  Dieser  Zustand  scheint  den  praktischen 
Anforderungen  des  Lebens  zu  genügen,  da  das  Leben 
seinen  Gang  geht  auch  ohne  tiefe,  selbständige,  wissen- 
schafthche  Durchbildung  einer  Elite-Klasse  und  da  die 
praktische  Art  des  wissenschaftlich-technischen  Betriebes 
an  den  amerikanischen  Universitäten  vollauf  ihren  Zweck 
erfüllt. 

Ich  fragte  einmal  einen  Studenten  im  dritten  Se- 
mester, der  ein  Jahr  lang  mit  sehr  gutem  Erfolge  Deutsch 
bei  mir  getrieben  hatte,  was  er  denn  im  folgenden  Se- 
mester besonders  von  deutscher  Sprache  und  Litteratur 
studiren  wolle.  Er  antwortete  mir:  «Deutsch  habe  ich 
nun  genug  gearbeitet,  zu  Deutsch  habe  ich  das  Fun- 
dament gelegt.  Nun  will  ich  mit  Spanisch  beginnen.» 
Er  wusste  nicht,  was  Studium  bedeutet,  dass  es  Aus- 
harren verlangt,  dass   dieses  Halbe,   dieses  Zersplittern, 
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dieses  Aufhören  im  Anfange  selbst  das  Gegentheil  jedes 
echten,  die  Fülle  des  persönlichen  Lebens  verlangenden 
Studiums  ist. 

Ebenso  oberflächlich  und  unpersönlich  ist  auch  das 
Studium  der  Litteratur. 

Ausser  den  in  der  Klasse  gelesenen  Werken  lesen 
nur  in  verschwindend  wenigen  Fällen  die  Studenten 
andere  Bücher  litterarischen  Charakters.  Dieser  Mangel 
an  persönlicher  Lektüre  ist  eines  der  schlimmsten  Uebel 
jedes  Studiums.  Er  wirkt  röckschlagend  auf  die  Charakter- 
bildung, er  verleitet  zur  Selbsttäuschung,  zur  chronischen 
OberflächUchkeit  in  jeder  Beziehung,  zur  naiven  Unehr- 
lichkeit. Ich  bin  bestürzt  gewesen  über  die  unverfrorene 
Sicherheit,  mit  der  manche  Studenten  über  Dinge  sprachen, 
die  sie  gar  nicht  kannten,  mit  welcher  Anmassung  sie 
Werth-  und  Geschmacksurtheile  fällen  über  Werke  und 
Persönlichkeiten,  die  sie  nicht  verstanden.  Ebenso  er- 
staunt war  ich  über  die  Zufriedenheit,  die  sie  häufig  mit 
sich  empfanden  und  über  die  Genügsamkeit  ihres  geistigen 
Hungers.  Die  tödliche  Macht  der  Phrase,  die  einschläfert, 
zeigte  sich  an  ihnen. 

Dafür  wird  viel  Werthloses  in  Amerika  gelesen. 
Kein  Land  der  Welt  ist  so  reich  mit  schlechter  Unter- 
haltungslektüre versehen,  wie  Amerika,  und  bis  in  die 
^wissenschaftliche  Arbeit  hinein  reichen  die  zersetzenden 
flinflösse  dieser  jedes  Gehaltes  entbehrenden  Druck- 
werke. Und  solange  die  breite  Masse  der  intelligenten 
amerikanischen  Bevölkerung  statt  eines  guten  Buches 
lieber  die  seichtesten  Romane  und  Monatsschriften  in  die 
Hand  nimmt,  so  lange  wird  die  geistige  Kultur  Amerikas 
nicht  steigen.  Die  Art  des  Unterrichts  in  der  Universität 
thut  wenig,  um  den  bestehenden  kläglichen  Zustand  zu 
bessern,  oder  hat  wenigstens  nur  geringen  Einfluss.  Das 
Urtheil  mag  wieder  hart  erscheinen,  aber  meine  prak- 
tische Erfahrung  hat  es  mich  finden  lassen.  Und  einer 
der  angesehendsten  amerikanischen  Universitätsprofes- 
soren, der  unablässig  seine  Stimme  erhebt  für  eine  per- 
sönliche, wirklich  innerliche  Bildung  an  Stelle  der  rein 
äusserlichen,   die    den  Schüler   zur  «Smailness»    erzieht, 
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bestätigt  es  in  vollem  Umfange,  wenn  er  schreibt:  «Spea- 
king  from  my  own  long  experience  I  do  not  think  that 
one  out  of  twenty  of  university  students,  even  of  those 
who  elect  courses  in  English  Literature,  has  read  and 
assimilated  the  work  of  any  one  good  author,  or  any 
Single  work.» 

Der  Grund,  warum  die  gymnastischen  Spiele  in 
Amerika  und  ganz  besonders  an  den  amerikanischen 
Universitäten  in  so  bedrohlichem  Umfange  zugenommen 
haben,  ist  darin  zu  suchen,  dass  sie  im  weitesten  Sinne 
Rücksicht  nehmen  auf  die  roheren  Instinkte  im  Menschen. 
Fussball  zu  spielen,  wie  der  amerikanische  Student  es 
heute  thut,  das  heisst  zu  versuchen,  mit  den  gewalt- 
thätigsten  Mitteln  die  gegnerische  Partei  zu  besiegen, 
ist  nicht  nur  eine  physische,  sondern  auch  eine  psychische 
Rohheit.  Und  ebenso  roh  ist  es,  diese  Kampfspiele  an- 
zuschauen mit  jenem  unbeschreiblichen  Enthusiasmus, 
den  männliche  und  weibliche  Zuschauer  zum  grenzen- 
losen Erstaunen  des  Europäers  entwickeln. 

Studenten,  die  mit  fieberhaftem  Interesse  diese  und 
andere  Aeusserhchkeiten  verfolgen  und  an  ihnen  theil- 
nehmen,  können  nicht  durch  das  Studium  ihren  Cha- 
rakter bilden,  sie  können  sich  nicht  geistig  vertiefen. 

Man  rühmt  z.  B.  der  amerikanischon  Nation  ein 
aussergewöhnliches  Bildungsinteresse  nach,  eine  starke 
geistige  Lebendigkeit,  ein  wilüges  Eingehen  auf  moderne 
Erziehungsprobleme.  Das  ist  zum  Theil  richtig.  Wo 
es  sich  darum  handelt,  den  Massen  Bildung  und  Ver- 
ständniss  zu  erschliessen,  da  ist  amerikanische  öffentliche 
und  private  Fürsorge  unermüdlich  und  mit  Erfolg  thätig. 
Das  Verdienst  grosszügig  angelegter  Bildungsvermittlung 
kann  dem  Volke  der  Vereinigten  Staaten  nicht  bestritten 
werden.  Musterhaft  ist  die  Verwaltung  der  grossen 
Museen  für  Kunst  und  Völkerkunde,  nachahmenswerth 
die  im  höchsten  Grade  praktische  Einrichtung  der  Bi- 
bliotheken, die  in  jeder  Weise  die  Benutzung  der  auf- 
gespeicherten Schätze  den  Interessenten  erleichtem,  weil 
sie  den  praktischen  Bibliotheksdienst  der  Bibliotheks- 
wissenschaft vorziehen. 
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Aber  diese  Bildungsfreudigkeit  der  Masse  und  die 
Unterstützung,  die  sie  findet,  erinnert  etwas  —  wenn 
man  von  dem  religiösen  oder  vielmehr  kirchlichen  Element 
in  ihr  absieht,  das  oft  eine  Rolle  dabei  spielt  —  an  die 
Aufklärungszeit  des  18.  Jahrhunderts,  sie  verfällt  der  Ge- 
fahr der  Verflachung,  des  Gesellschaftlich  Seichten,  der 
halbverstandenen  Phrase.  Das  ist  vielleicht  nicht  zu  ver- 
meiden, die  Verbreiterung  schadet  vielleicht  fatalistisch- 
notbwendig  der  Tiefe.  Das  ist  nicht  so  schlimm,  es  ge- 
nügt ja  auch,  wenn  man  seinen  Beruf,  sein  Handwerk, 
seine  Arbeit  gut  versteht,  und  dann  nur  zur  Erquickung 
als  Dilettant,  sich  nebenher  noch  geistige  Nahrung  holt. 
Aber  für  die  Universität,  für  die  Stätten,  auf  denen  die 
künftigen  geistigen  Führer  des  Volkes  ausgebildet  werden, 
die,  welche  die  anderen  zu  belehren  haben,  dort  sollte 
dieses  Prinzip  der  Bildungsverbreiterung  keinen  Eingang 
finden.  Für  die  Studirenden  ist  die  oberflächliche  Be- 
schäftigung mit  allerlei  wissenswerthen  Dingen  schädlich. 
Es  hat  mich  immer  gewundert,  zu  hören,  dass  diese  und 
diese  Amerikanerin  Griechisch,  Lateinisch,  Deutsch,  Fran- 
zösisch, Mathematik,  Geschichte,  Naturkunde,  Astronomie, 
Soziologie,  Biologie,  Philosophie,  Psychologie  und  Me- 
dizin studirt  habe,  dass  sie  male  und  singe  und  dabei 
in  GeseUschaften  gehe,  tanze,  turne,  Tennis  spiele  und 
rudere  —  nun  weiss  ich,  dass  sie  von  alledem  nicht  viel 
behalten  wird,  am  ehesten  noch  die  lustigen  Gespräche 
beim  Flirt. 

Die  Aufgaben  der  Universität  liegen  nicht  in  der 
Bildungsverbreiterung,  sondern  in  der  Bildungsver- 
tiefung.» 

Wir  glauben,  dass  das  zum  grössten  Theile  richtig 
sein  wird. 

Eine  eigenthümliche  Erscheinung  des  heutigen  ame- 
rikanischen Lebens  ist  die  fortwährende  Neigung,  die 
Einwanderung  zu  beschränken,  so  dass  dermalen  sogar 
bereits  von  einer  Kopfsteuer  von  25  Dollars  für  jeden  im 
Hafen  von  New- York  Ankommenden  die  Rede  ist.  Dagegen 
haben  die  Chinesen,  vielleicht   unter  dem  Eindruck  der 
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japanischen  Siege,  sich  dazu  aufgerafft,  gegen  das  unge- 
rechte Chinesenausschlussgesetz  Repressalien  zu  ergreifen. 
Ein  Bericht  der  N.  Z.  Ztg.  schreibt  darüber: 

«Die  Klagen  über  schikanöse  Behandlung  chinesischer 
Reisender  durch  amerikanische  Bundesbeamte,  gleich- 
gültig, ob  diese  Reisenden  zerlumpte  Kulis  oder  in  präch- 
tigen Gewändern  einherschreitende  Mandarinen  oder  gar 
Abgesandte  der  Regierung  waren,  hat  den  Aerger  der 
chinesischen  Geschäftsleute  zum  Siedepunkt  gebracht, 
und  sie  wollen  nun  den  Amerikanern  zeigen,  dass  sie 
auch  nicht  hülflos  sind  und  auch  den  Vereinigten  Staaten 
mit  einer  Ausschliessung  zu  antworten  vermögen:  mit 
der  Ausschliessung  amerikanischer  Waaren.  In  Shanghai 
haben  sich  die  chinesischen  Kaufleute,  die  der  soge- 
nannten, über  das  ganze  gewaltige  chinesische  Reich 
ausgedehnten  «Kaufmannsgilde  Chinas»  angehören,  ent- 
schlossen, einen  Boykott  amerikanischer  Waaren  herbeizu- 
führen, und  alle  Mitglieder  der  Gilde  haben  sich  bereit 
erklärt,  ihrem  Beispiel  zu  folgen.  Das  bedeutet  aber 
ganz  beträchtliche  Verluste  für  die  Amerikaner,  die  grosse 
Massen  von  Waaren,  besonders  von  BaumwoUwaaren,  nach 
dem  Reiche  der  Mitte  ausführen,  abgesehen  davon,  dass 
der  einmal  verlorene  Markt  nicht  leicht  zurückzuerobern 
ist,  wenn  sich  die  Engländer  oder  die  Deutschen  die 
Gelegenheit  zu  Nut^e  machen  und  ihre  Waaren  dort  an- 
bieten, wo  man  zuvor  nur  amerikanische  gekauft  hat. 

Die  Washingtoner  Regierung  erkennt  auch  bereits 
die  Gefahr,  die  in  dem  Vorgehen  der  Shanghaier  Kauf- 
leute liegt,  und  die  offiziöse  Regierungspresse  bringt  be- 
reits lange  Korrespondenzen   und  Leitartikel,  worin  das 

amerikanischeChinesenauschlussgesetz einerneuen  Prüfung 
unterworfen  und  die  Entdeckung  gemacht  wird,  dass 
dieses  Gesetz  thatsächlich  ein  eigenthümliches  Gewächs 
ist,  dass  es  seinesgleichen  nicht  in  der  Geschichte  hat, 
dass  es  dem  Völkerrechte  ins  Gesicht  schlägt  und  ein- 
seitig die  Chinesen  trifft,  andere  ebenso  unerwünschte 
Einwanderer  aber  verschont.» 

Dermalen  ist  davon  die  Rede,  einen  dritten  pana- 
merikanischen Kongress   nach  Washington   einzube- 
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rufen,  aus  welchem  sich,  wenn  er  zu  Stande  kommt,  über 
die  Stellung  der  V.  Staaten-Regierung  zu  dem  gesammten 
amerikanischen  Kontinent  und  über  die  amerikanische 
Weltpolitik  überhaupt  wichtige  Folgen   ergeben  würde. 

Das  Land,  welches  muthmasshch  gegenwärtig  in  der 
Welt  auf  der  Sonnenhöhe  seines  Einflusses  steht  und  sich 
daher  natuigemäss  zum  Niedergange  wendet,  ist  E  n  g  1  a  n  d. 
Und  während  man  noch  vor  einigen  Jahren,  wenigstens  von 
liberaler  Seite,  eine  solche  Betrachtung  mit  grossem  Be- 
dauern begleitet  hätte,  ist  den  Engländern  seit  dem  Boeren- 
krieg  auch  diese  Sympathie  stark  abhanden  gekommen. 
Sie  können  höchstens  noch  eine  gerechte  Beurtheilung, 
etwa  im  Sinne  des  Einäugigen  unter  den  Blinden,  soweit 
es  ihr  eigenes  Stammland  unter  den  Monarchien  Europa's 
betrifft,  beanspruchen;  in  Indien  und  Afrika  nicht  einmal 
so  viel  mehr.  Wie  viel  von  dieser  Ungunst  der  öffent- 
lichen Meinung  auf  die  Rechnung  der  konservativen 
Partei  zu  setzen  ist,  die  seit  1895  den  ungeheuren  Länder- 
komplex regiert,  welcher  die  britische  Herrschaft  in  allen 
Welttheilen  ausmacht,  können  wir  dahingestellt  lassen; 
vrir  sehen  bisher  auch  auf  der  Whig-Seite  keinen  Staats- 
mann von  weit  besseren  Tendenzen  und  Anschauungen, 
als  denen  der  «City»  von  London,  welchen  die  «Times» 
als  Organ  dient.  Wenn  irgendwo  heute  das  Geldinteresse 
anbedingt  massgebend  ist,  so  ist  es  in  diesem  Centrum  des 
modernen  Mammonsdienstes;  dem  würde  nur  ein  neuer 
Cromwell  ein  Ende  bereiten  können. 

Sobald  wird  dies  noch  nicht  geschehen.  Immerhin 
sind  die  allerersten  Anzeichen  hievon  vorhanden  in  der 
sogenannten  «Erweckung»  (revival)  von  Wales,  worüber 
tms  jedoch   noch    gänzlich   nüchterne   und  unparteiische 
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Zeugnisse  fehlen.  Man  ei-sieht  daraus  aber,  wie  die 
Besserung  der  Verhältnisse  in  England  möglich  ist 
und  kommen  wird.  Nicht  von  oben  herab,  durch  Re- 
gierungen irgend  einer  Parteifarbe,  oder  durch  für  alle 
idealeren  Gedanken  gleichgültige  Parlamente,  sondern  aus 
den  unteren  Volksschichten  herauf,  wie  damals,  als  die 
unsterblich  gewordene  Jenny  Geddes  dem  die  neue  bi- 
schöfliche Liturgie  anwendenden  Dekan  von  Edinburg 
ihren  Betschemel  an  den  Kopf  warf*)  und  damit  das  Signal 
zum  Beginn  der  grössten  und  besten  Revolution  gab, 
welche  die  Welt  jemals  gesehen  hat,  und  der  auch  Eng- 
land seine  heutige  Machtstellung  verdankt,  mehr  als  seine 
Geschichtsschreiber  es  dermalen  noch  anerkennen.  Sie 
wird  in  irgend  einer  Art  zum  zweiten  Male  kommen  müssen 
und  den  Faden  der  wahren  Geschichte  dieses  Landes  da 
wieder  aufnehmen,  wo  er  1658  mit  dem  Tode  des  ersten 
Lord-Protektors  allzu  plötzlich  abriss,  weil  kein  zweiter 
Mann  in  England  zu  finden  war,  stark  genug,  um  die  furcht- 
bare Last  einer  derartigen  Civitas  Dei  zu  tragen.  So  konnte 
denn  schon  1660  der  leichtlebige  Carl  Stuart  wieder  auf 
den  Thron  seines  hingerichteten  Vaters  zurückkehren 
und  die  Welt  von  dem  Druck  des  «Puritanismus»  befreien, 
den  sie  stets  mehr  fürchtet,  als  alle  Laster  und  fast 
jedes  andere  Unglück.  Nur  keine  zu  ernsthaften  Leute 
mit  Wahrheitsfanatismus  an  der  Spitze,  die  zu  viel  von 
Andern  verlangen;  kommt  aber  einmal  zufällig  Einer 
dahin,  wie  Friedrich  oder  Peter  der  Grosse,  oder  Crom- 
well  und  Lincoln,  so  geht  ein  Aufathmen  der  Erleichte- 

*)  Mit  den  Worten;  «Out,  thou  false  thiet  doest  thou 
say  tiie  mass  at  my  lug,  which  was  followed  white  great  a 
noise.»  —  Vgl.  Carlyle:  Letters  and  speeches  of  Oliver  Crom- 
well  I  137.  Die  merkwürdige  Scene  begab  sich  am  Sonntag 
den  23.  JuU  1637. 
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rung  durch  die  Welt,  wenn  er  wieder  verschwindet  und 
der  Maskenball  von  Neuem  beginnen  kann.  In  England 
wird  derselbe  noch  eine  geraume  Zeit  unter  der  Herrschaft 
des  neuen  Hauses  Coburg  dauern,  das  jetzt  mit  Eduard 
Vn.  auf  den  Thron  der  Stuarts  und  Plantagenets  ge- 
kommen ist.  «Good  reader,  search  not  for  the  secret  of 
heroic  ages.  The  Puritans  meant  what  they  say,  a 
practical  world,  based  on  belief  in  God,  such  as  never 
a  Century  since  was  privileged  to  see.  It  was  the  last 
glimpse  of  it  in  the  world,  this  EngUsh  Puritanism; 
tragical  enough  to  all  thinking  hearts,  that  look  on  it 
from  these  days  of  ours 

The  genius  of  England  uo  longer  soars  sunward 
worlddefiant  like  an  eagle,  much  liker  a  greedy  ostrich, 
intent  of  provender  and  a  whole  skin,  .  .  .  awaits  the 
issue.  He  will  be  awakened  one  day  in  a  terrible 
manner.    Awake  before  it  come  to  that.»     (Carlyle.) 

In  England  bereitet  man  sich  auf  den  kommenden 
Krieg  mit  ziemlicher  Offenheit  vor,  nimmt  es  aber  den 
Deutschen  sehr  übel,  wenn  sie  es  auch  thun.  Das  ist 
eben  die  Eigenschaft  des  Kaufmannsgeistes.  Ihm  ist  Alles 
erlaubt,  was  Gewinn  bringt  und  das  grösste  Raubthier, 
wie  Cecil  Rhodes,  wird  als  ein  Held  und  eine  Zierde  seines 
Vaterlandes  gepriesen,  solange  er  Erfolg  hat.  Aber  andere 
Nationen  sollen  es  sich  nicht  einfallen  lassen  die  gleichen 
Wege  zu  gehen,  das  muss  mit  der  ganzen  Staatsmacht 
verhindert  werden.*)    Das  ist  englische  Politik,   wie    es 


*)  Eine  charakteristische  Notiz  von  Heine  über  ein  Ge- 
spräch mit  einem  enghschen  Parlamentarier  aus  dem  Jahre  1846 
ist  folgende: 

«11  continue  k  payer  un  juste  tribut  d'^loges  ä  nos 
vertus   domestiques  et  ä  nos  quaht^s  morales.    Mais  il  me 
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karthagische,  genuesische,  venetianische  gewesen  ist;  das 
Ende  ist  aber  immer  der  Zusammenbruch.  Dermalen 
schon  kann  England,  bei  seiner  mangelhaften  Wehrver- 
fassung seinen  ausgedehnten  Besitz  nur  durch  Allianzen 
erhfdten  und  alle  Bemühungen  seiner  Politiker  werden  in 
der  nächsten  Zeit  dahin  gehen,  sich  solche  um  jeden  Preis 
zu  verschaffen. 

Zunächst  ist  die  Defensiv- Allianz  mit  Japan  er- 
neuert und  vde  es  heisst,  ausgedehnt  worden  auf  allen  Be- 
sitzstand bis  zum  persischen  Meerbusen,  und  auf  den  Kriegs- 
fall mit  mehr  als  bloss  Einer  Macht.  Die  Zukunft  wird  die 
Haltbarkeit  eines  solchen  Vertrags  gegenüber  den  vor- 
theilhafteren  Anerbietungen  Russlands  erweisen.  Derselbe 


semble  qu'il  nous  aime  avec  moins  d'enthousiasme  depuis 
que,  dans  nos  conversations,  je  lui  ai  dit  qu^  les  Allemands 
avaient  maintenant  grande  envie  de  poss^der  une  marine, 
que  nous  avions  d6jk  trouv^  les  noms  de  tous  les  faturs 
navires  de  notre  flotte,  que  les  patriotes  ne  voolaient  plus 
filer  que  de  la  teile  pour  faire  des  voiles  et  que  les  ebenes 
du  Tsutohurger  Wald,  qui  dormaient  depuis  la  d^faite  de 
Varus,  s'etaient  enfin  r^veilles  et  avaient  offert  leurs  Services 
volontaires  comme  mäts  de  navires. 

Cette  communication  a  vivement  d^plu  au  noble  Anglais. 
II  m'a  r^pondu  que  nous  ferions  mieux  de  concentrer  toutes 
nos  forces  pour  terminer  la  cath^drale  de  Cologne,  cette 
grande  oeuvre  de  la  foi  de  nos  p^res.  Chaque  fois  que  je 
parle  de  ma  patrie  avec  des  Anglais,  je  remarque  avec  une 
profonde  humiliation  que  la  haine  qu'ils  ressentent  contre 
les  Frangais  est  beaucoup  plus  honorable  pour  ce  peuple 
que  Faffection  impertinente  dont  ils  nous  gratifient,  neos 
autres  Allemands.  Nous  devons  certainement  cette  affection 
k  quelque  lacune  de  notre  puissance  materielle  ou  de  notre 
intelligence.  Ils  nous  aiment  k  cause  de  notre  impuissance 
maritime,  qui  fait  qu'ils  n'ont  aueune  concurrence  commer* 
ciale  k  craindre  de  notre  part.  Us  nous  aiment  k  cause  de 
notre  nalvet^  politique,  qu'ils  esp^ent  bien  exploiter  dans 
le  cas  d'une  gueiTe  avec  la  France.» 
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soll,  wie  folgt,  lauten,  wobei  wir  unsererseits  sowohl  seine 

Dauerhaftigkeit  gegenüber  besseren  Angeboten,  wie  die 

Zuverlässigkeit   des   publizirten    Wortlautes   bezweifeln. 

Die  Einleitung  besagt: 

cDie  Ziele  des  Abkommens  sind  die  Befestigung  und 
Aufrechterhaltung  des  allgemeinen  Friedens  in  Ostasien 
und  Indien,  die  Erhaltung  der  gemeinsamen  Interessen 
aller  Mächte  in  China  durch  Sicherung  der  Unabhängig- 
keit und  Integrität  Chinas,  sowie  des  Prinzips  der  Gleich- 
berechtigung des  Handels  aller  Nationen,  ferner  die  Auf- 
rechterhaltung der  territorialen  Rechte  Grossbritanniens 
und  Japans  in  Ostasien  und  Indien  und  die  Vertheidi- 
gung  ihrer  besonderen  Interessen  in  diesen  Gebieten. 

Die  einzelnen  Artikel  lauten  dann : 

«Artikel  1.  Die  beiden  Regierungen  werden,  wenn 
immer  ihre  oben  bezeichneten  Rechte  und  Interessen 
gefährdet  sind,  mit  einander  in  vollem  Umfange  und  offen 
in  Verkehr  treten  und  gemeinsam  die  Massnahmen  er- 
wägen, die  zur  Wahrung  derselben  zu  ergreifen  sind. 

Artikel  2.  Wenn  infolge  eines  nicht  herausgeforder- 
ten Angriffe  oder  eines  aggressiven  Vorgehens,  das  wo 
immer  seitens  irgend  welcher  Macht  oder  Mächte  er- 
folgen mag,  einer  der  beiden  vertragschliessenden  Theile 
in  derVertheidigung  seiner  Rechte  und  Interessen  in  einen 
Kri^  verwickelt  wird,  so  wird  der  andere  Theil  dem 
Verbündeten  sofort  zu  Hülfe  kommen,  mit  ihm  den  Krieg 
gemeinsam  führen,  sowie  im  wechselseitigen  Einver- 
nehmen Frieden  schliessen. 

Artikel  3.  Da  Japan  die  vorherrschenden  politischen, 
militärischen  und  wirthschaftlichen  Rechte  in  Korea  be- 
sitzt, erkennt  Grossbritannien  Japan  das  Recht  zu,  solche 
Massregeln  zur  Leitung  der  Kontrolle  und  des  Schutzes 
Koreas  zu  ergreifen,  als  es  für  geeignet  und  nothwendig 
erachten  mag,  um  diese  Interessen  zu  schützen  und  zu 
fördern. 

Artikel  4.  Japan  anerkennt  das  Recht  Grossbritan- 
niens, in  der  Nähe  der  indischen  Grenze  solche  Mass- 
regeln zu  ergreifen,  welche  nöthig  sein  mögen,  die  indi- 
schen Besitzungen  zu  schützen. 
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Artikel  5.  Beide  Theile  kommen  überein,  dass  keiner, 
ohne  den  andern  zu  befragen,  in  besondere  Abmachungen 
eintreten  wird,  welche  den  in  der  Einleitung  des  Ab-- 
kommens  bezeichneten  Zielen   nachtheilig  sein  könnten. 

Artikel  6.  Im  Falle  eines  russisch-japanischen  Krieges 
übernimmt  es  Grossbritannien,  strenge  Neutralität  zu  be- 
wahren, und  Japan,  falls  es  von  einer  anderen  Macht 
angegriffen  wii*d,  zu  Hülfe  zu  kommen. 

Artikel  7.  Die  Bedingungen,  unter  welchen  der  er- 
wähnte Beistand  geleistet  werden  soll,  werden  durch  die 
Militär-  und  Marinebehörden  der  vertragschliessenden 
Theile  vereinbart,  die  mit  einander  von  Zeit  zu  Zeit  ia 
vollem  Umfange  und  offen  in  Berathung  treten. 

Artikel  8  besagt- :  Das  gegenwärtige  Uebereinkommen 
gilt  für  eine  Frist  von  zehn  Jahren,  ist  aber  mit  ein- 
jähriger Kündigung  aufhebbar.» 

Das  Abkommen  wurde,  wie  das  Bureau  Reuter 
meldet,  schon  am  12.  August  unterzeichnet,  zu  einer 
Zeit  also,  da  die  Friedensdelegirten  in  Portsmouth  noch 
nicht  einmal  die  ersten  formalen  Geschäfte  erledigt  hatten. 

Wir  glauben  unsererseits,  dass  England  mit  diesem 
Vertrag  weit  über  das  Ziel  hinausgeschossen  hat.  Es  hat 
zunächst  Russland  und  Deutschland  unwiderruflich  verbun- 
den und  sogar  Frankreich,  das  auf  dem  besten  Wege  war 
«englisch»  zu  werden,  diesem  Bunde  genähert,  ebenso 
Amerika  sichtlich  befremdet.  England  selbst  ist  damit 
fortan  der  Client  Japan 's  in  Asien  geworden  und  hat  einer 
asiatischen  Macht  zu  einem  massgebenden  Einfluss  auf 
die  Weltgeschicke  verholfen.  Damit  hat  England  sich  von 
der  europäischen  Seite  eigentlich  getrennt  und  steht  fortan 
auf  der  Seite  der  Asiaten  gegen  uns.  Die  Japanesen 
freuen  sich  vorläufig  dieses  Erfolges  und  werden  später 
je  nach  Umständen  handeln.  Wenn  sie  einmal  Indien 
auf  englischen  Hülferuf  «geschützt»  hätten,  würden  sie  es 
schwerlich  so  bald  zurückerstatten  und  vollends  in  China 
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werden  sie  nicht  für  England,  sondern  für  sich  arbeiten 
und  damit  schliesslich  doch  eher  zu  Russland  neigen,  von 
dem  sie  mehr  Vortheile  erhalten  können.  Jedenfalls  werden 
sie  sich  diese  Gegenbewegimg  offen  zu  halten  wissen, 
dessen  kann  man  sicher  sein.  Selbst  die  englischen  Zei- 
tungen äussern  sich  etwas  ängstlich  über  diese  Allianz 
gefährlicher  Art: 

So  schreibt  Daily  Chronicle: 

«Dieeigenthümhche  englische  Verfassung  entzieht  einen 
.solch  vitalen  Vertrag  der  Ingerenz  des  Volkes  oder  seiner 
Vertreter,  und  so  müssen  wir  ihn  auf  alle  Fälle  loyal 
hinnehmen,  nachdem  er  auf  jeden  Fall  ein  wesentlicher 
Bestandtheil  unserer  Politik  geworden  ist.  Wir  müssen 
jedenfalls  hoffen,  dass  womöglich  niemals  ein  Casus  foe- 
dens  entsteht,  wo  japanische  Truppen  nach  Indien  kom- 
men müssten.  Zu  hoffen  ist,  dass  dieser  Vertrag  im 
Gegensatze  zu  früheren  den  Frieden  wirklich  fördert. 
Allerdings  kommt  er  nicht  am  Ende  einer  Periode  der 
Spannungen,  sondern  am  Anfang  einer  neuen  Friedens- 
ära und  kann  als  starker  Friedensfaktor  wirken.» 

Noch  deutlicher  äussern  sich  die  radikalen  Daily 
News: 

«Wir  sagen  kein  Wort  gegen  Japan,  aber  es  ist  ein 
neuer  Ankömmling  unter  den  Grossmächten.  Weder  dem 
Glauben,  noch  der  Farbe  nach  ist  Japan  eins  mit  West- 
europa, und  dies  hat  inan  nicht  nur  als  Engländer,  sondern 
als  Europäer  zu  erwägen,  wenn  man  dieses  erstaunliche 
Produkt  eines  Ministeriums  liest,  das  in  den  letzten  Zügen 
liegt.  Fortab  wird  die  Aktion  einer  einzigen  Macht  ge- 
nügen, England  und  Japan  unter  die  Waffen  zu  rufen. 
Nun  wären  die  europäischen  Mächte  einzuladen,  die 
Räubereien  in  China  zu  unterlassen,  andrerseits  sind  wir 
und  Japan  jetzt  aUen  anderen  Staaten  für  die  chinesische 
Misswirthschaft  verantwortlich,  ferner  muss  England 
Korea  imd  umgekehrt  ein  asiatisches  Volk  das  indische 
Reich  bewachen  helfen,  dessen  Nationen  viel  sympathi- 
scher  und   in   engerer   moralischer  Verwandtschaft  mit 
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Japan  stehen  als  mit  uns.  Der  Vertrag  wird  von  vielen 
Engländern  nicht  als  ein  Akt  der  Sicherung,  sondern  als 
ein  Akt  der  Kapitulation  angesehen  werden.  Nur  die 
Zeit  kann  beweisen,  ob  die  antirussischen  und  anti- 
deutschen Tendenzen  des  Vertrages  in  anderer  Richtung 
einen  entsprechenden  Ausgleich  finden.» 

Die  freikonservative  Post  sagt: 

«Gegen  die  vermeintliche  «bevorrechtigte  Stellung» 
Deutschlands  also  gehts.  Hat  man  doch  den  russisch- 
japanischen Krieg  «gemanaged»,  oder  wenigstens  ermög- 
licht, um  die  «bevorrechtigte  Stellung»  Russlands  zu 
brechen.  Man  muss  es  ja  der  engüschen  Politik  lassen, 
dass  sie  mit  ebenso  grosser  Geschicklichkeit  wie  Skrupel - 
losigkeit  operirt  hat,  um  England  seine  jetzige  Stellung- 
zu  verschaffen.  Die  «entente  cordiale»  .  .  der  russisich- 
japanische  Krieg  .  .  .  dann  der  Portsmouther  Friedens- 
schluss  und,  eng  verbunden  damit  der  neue  Vertrag,  alles 
Etappen  einer  neuen  englischen  Politik,  die  nach  der 
Periode  der  «splendid  isolation»  eingeschlagen  worden  ist.» 

Ein  weiterer  Schachzug  würde  die  Räumung  des 
chinesischen  Pachthafens  Wei-hai-wei  sein,  worüber  die 
Allg.  Z.  Folgendes  schreibt: 

«Das  Sensationsblatt  Daily  Mail  will  gehört  haben, 
dass  Grossbritannien  in  Folge  des  engen  Einverständ- 
nisses mit  Japan  und  der  Räumung  Port  Arthurs  durch 
die  Russen  in  Erwägung  zieht,  ob  es  rathsam  ist,  nun- 
mehr auch  Wei-hai-wei  zu  räumen.  Die  Ansichten  sollen 
in  der  Beziehung  noch  getheilt  sein,  aber  das  Blatt 
glaubt  an  die  bevorstehende  Räumung  Wei-hai-weis.  Die 
Daily  Mail  benutzt  die  Gelegenheit,  auch  die  Zukunft 
Kiau-tschous  zu  erörtern.  Das  Blatt  sagt:  «Nach  der 
Räumung  Wei-hai-weis  durch  Grossbritannien  und  Port 
Arthurs  durch  Russland  bleibt  nur  eine  westliche  Macht 
im  Besitz  einer  gewaltsam  erworbenen  Pachtung  in  Nord- 
China.  Dies  ist  Deutschland  in  Kiau-tschou.  In  diplo- 
matischen Kreisen  fragt  man  sich,  wie  lange  es  dort 
bleiben  wird.    Die   deutsche  Politik  in  Bezug  auf  China 
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ist  charakteristisch  durch  zahllose  Fehler.  .  .  •  Deutsch- 
land hat  bis  jetzt  einige  MiUionen  an  die  Entwicklung 
und  Befestigung  von  Kiau-tschou  gewendet,  wo  es  etwa 
3000  Mann  hat.  Es  beabsichtigt  auch  in  diesem  Herbst, 
weitere  750,000  Pfd.  St.  anzuwenden  und  nachträglich  die 
Bewilligung  des  Reichstages  einzuholen.  Was  werden 
Japan  und  das  aufwachende  China  zu  der  Absicht 
sagen,  eine  Drohung,  die  niemals  hätte  geschaffen  werden 
dürfen,  dauernd  zu  gestalten?» 

Wei-hai-wei  sagt  man  und  Eiau-tschau  meint  man. 
Der  Friedensvertrag  zwischen  Russland  und  Japan  ist 
noch  nicht  unterzeichnet  und  schon  möchten  die  «diplo- 
matischen Kreise»  der  Daily  Mail  eine  neue  ostasiatische 
Frage  aufs  Tapet  bringen.» 

Eine  frühere  Notiz  der  gleichen  Zeitimg,  die  eben- 
falls zu  den  Anfangsdokumenten  der  künftigen  Geschichte 
gehört,  lautet: 

«Der  CiviUord  der  Admirahtät  Lee  hielt  vor  kurzem 
in  Eastleigh  eine  Rede,  in  deren  Verlauf  er  sagte:  Die 
Regierung  habe  nicht  mehr  so  sehr  Frankreich  und  das 
Mittelmeer  zu  überwachen,  als  mit  Unruhe,  obschon  nicht 
mit  Furcht,  nach  der  Nordsee  hinzublicken.  Aus  diesem 
Grunde  seien  die  englischen  Flotten  so  umgestaltet 
worden,  dass  sie  der  Gefahr  von  dieser  Seite  trotzen 
könnten.  Wenn  es  unglückUcherweise  zu  einer  Kriegs- 
erklärung kommen  sollte,  so  würde  die  englische  Flotte 
den  ersten  Schlag  führen,  noch  ehe  man  auf  der  anderen 
Seite  Zeit  gehabt  hätte,  die  Kriegserklärung  in  den 
Blättern  zu  lesen. 

Die  letzte  vorgenommene  Reform  beziehe  sich  aus- 
schliesslich aufdie  Schiffsbauten.  Die  besten  und  schnellsten 
und  stärkstgepanzerten  Schiffe  werden  in  den  Seeschlachten 
der  Zukunft  eine  Rolle  spielen.  Es  sei  infolgedessen  be- 
schlossen worden,  keine  Ausgaben  mehr  für  die  Re- 
paratur alter  Schiffe  zu  machen;  man  werde  mit  dem 
Betrage  dieser  Ausgaben  Schiffe  vom  grössten  und 
schnellsten  Typ,  ausschliesslich  armirt  mit  der  schwersten 


458  Jahresbericht  1905. 

Artillerie,  ^urch  die  stärksten  Panzer  geschützt,  herstellen. 
Diese  Schiffe  werden  nicht  so  zahlreich  sein,  werden  aber 
eine  grössere  Zerstörungskraft  besitzen. 

Es  geht  aus  dieser  Auslassung  hervor,  dass  die  schon 
vielfach  kommentirten  anmassenden  und  drohenden  Ar- 
tikel der  Army  and  Navy  Gazette  offenbar  auch  in  den 
leitenden  Kreisen  der  englischen  Marine,  nicht  nur  bei 
einigen  Heisspornen  Rückhalt  finden.  Dankenswerth  ist 
die  Mittheilung,  dass  die  englische  Flotte  im  Ernstfalle 
den  ersten  Schlag  k  la  Port  Arthur  führen  will.  Man 
wird  sich  danach  einzurichten  wissen. > 

Der  französische  «Temps»  schrieb  dazu: 

«Ce  que  dit  ou  ce  que  ne  dit  pas  M.  Lee,  qui  parle 
beaucoup,  ne  saurait  en  aucun  cas  exercer  une  influence 
determinante  sur  les  relations  anglo  -  allemandes.  Au 
contraire,  les  faits,  ces  faits  que  le  lord  civil  de  F  Amiraut^ 
se  bome  ä  constater,  ont  une  capitale  importance. 

n  est  parfaitement  exact  qu'un  document  officiel 
intitule,  Distribution  and  mobilisation  of  the  fleet,  a  ex- 
pos^  tout  au  long  sous  une  forme  objective  les  idees  que 
M.  Lee  a  resum^es  avec  une  vivacite  peut-etre  excessive. 

Un  discours  peut-etre  imprudent,  une  expression  peut- 
etre  involontaire,  un  plan  naval  est  une  oeuvre  voulue 
et  reflechie.  Et  c'est  en  effet  parce  que  le  plan  naval 
anglais,  comme  aussi  le  plan  naval  allemand  sont  la  con- 
sequence  directe  d'un  conflit  politique  et  ^conomique, 
exaspere  par  le  temps,  que  la  nervosite  de  la  presse, 
tant  ä  Londres  qu'4  Berlin,  s'explique  et  se  justifie.  E31e 
serait,  de  part  et  d*autre,  excessive,  s'il  ne  s'agissait  que 
d'un  simple  incident  oratoire.  Mais  ce  n'est  pas  de  cela 
qu'il  s'agit.» 

Seither  sind  noch  die  Enthüllungen  des  «Matin»  (siehe 
bei  Frankreich)  dazu  gekommen,  und  zuletzt  eine  Rede 
von  Jaures  in  Limoges  im  Oktober,  worin  er  folgen- 
des sagte: 

«Ich  bin  in  der  Lage,  zu  bestätigen,  dass  die  Dar- 
stellung des  Matin  vom  Sturze  Delcasses  richtig  ist ;  denn 
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im  schärfsten  Augenblick  der  Krise  haben  mich  drei 
Minister  ins  Geheimniss  gezogen.  Die  Beziehungen  zwi- 
schen Frankreich  und  Deutschland  waren  in  der  That 
einen  Augenblick  so  gespannt,  dass  der  Krieg  in  kurzer 
Zeit  auszubrechen  drohte.  ...  So  kam  es,  dass,  als 
Marokkos  wegen  Schwierigkeiten  zwischen  Frankreich 
and  Deutschland  ausbrachen  und  Deutschland,  die  geheime 
Absicht  einer  englisch-französischen  Koalition  ahnend^ 
plötzlich  eingriff,  um  die  beiden  Völker  zu  Erklärungen 
zu  nöthigen,  England  —  ich  bin  gezwungen,  dies  zu  sagen 
—  viel  zu  sehr  geneigt  erschien,  zum  Konflikt  anzu- 
reizen. Es  ist  wahr,  dass  England  sich  an  Frankreich  in 
dem  Augenblick,  wo  diese  Ereignisse  sich  vollzogen,  mit 
einem  Defensiv-  und  Offensiv-BOndnissantrag  gewandt  hat, 
worin  es  uns  seine  volle  Hülfe  versprach,  worin  es  sich 
verpflichtete,  nicht  allein  die  deutsche  Flotte  zu  vernichten, 
sondern  auch  den  Nordostsee-Kanal  und  Kiel  zu  besetzen, 
sowie  100,000  Mann  englischer  Truppen  in  Schleswig- 
Holstein  zu  landen.  Wenn  dieser  Vertrag  unterzeichnet 
wurde  —  und  Delcassö  wollte,  dass  er  unterzeichnet 
werde  — ,  so  war  das  der  sofortige  Krieg,» 

Das  Ende  ist  natürlich,  trotz  aller  Dementi,  ein  sehr 
vermehrtes  Misstrauen  und  eine  förmliche  Jagd  nach  Alli- 
anzen nach  allen  Seiten  hin. 

Der  Machtnerv  des  heutigen  Englands  liegt  in  In- 
dien, wie  der  von  Karthago  in  Spanien  lag.  Wenn  es 
in  Indien  ernstlich  angegriffen  wird,  bricht  das  stolze 
Gebäude  seiner  Weltmacht  zusammen.  Auf  diesem  Ge- 
danken einer  Sicherung  Indiens  beruhen  auch,  neben 
dem  neuen  Vertrag  mit  Japan,  der  sich  als  unwirksam 
erweisen  dürfte,  die  weitem  Versuche,  Tibet  und  Af- 
gfaanistan  unter  englisches  Protektorat  zu  bringen,  welche 
bis  anhin  nicht  gelungen  sind,  die  Erwerbung  und  Be- 
festigung von  Singapore*)  und   der  kolossale  Plan  eines 

^)  Eine  sehr  wichtige  Ergänzung   der   Kriegsrflstungen 
En^aDds  besteht  in  der  stattgehabten   völligen  Erwerbung 
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verdeckten  englischen  Protektorats  über  den 
Gesammt-Islamismus.  Darüber  schreibt  der  «Reichs* 
böte»  vom  28.  Juni: 

«Ueber  die  Bewegung  unter  den  Arabern,  die  das 
jahrhundertelang  getragene  Joch  der  Türken  abwerfen 
und  damit  in  Asien  ganz  neue  politische  Perspektiven 
herstellen  wollen,  fliessen  der  politischen  Welt  beständig 
neue  Nachrichten  zu.  Dieselben  lassen  die  Bewegung 
keineswegs  als  etwas  Gemachtes  erscheinen;  sie  deuten 
vielmehr  darauf  hin,  dass  hier  von  thatkräftigen  Männern 
klar  ins  Auge  gefasste  und  erreichbare  Ziele  angestrebt 
werden,  deren  Grösse  sich  jedem  aufdrängt. 

Langsam,  ganz  allmählig  ist  diese  Bewegung  zum 
Wachsthum  gelangt;  doch  schon  im  Jahre  1894  konnte 
die  Welt  die  Anschauung  gewinnen,  dass  das  Araberthum 
über  kurz  oder  lang  das  Schwert  gegen  die  Herrschaft 
•der  Ottomanen  erheben  wird. 

Diese  Entwicklung  wird  dem  Anschein  nach  in  erster 
Linie  England  zu  Gute  kommen,  dem  bei  langdau- 
ernden Unruhen  die  Aufgabe  zufallen  wird,  für  Ruhe 
und  Ordnung   an  den   geweihten   Stätten   des  Islam    zu 

des  Hafens  von  Singapore,  der  nun  fortan  ein  wichtiges 
Glied  in  der  Festungslinie  Dover-  (unter  Umständen  Vigo), 
Gibraltar,  Malta,  Port  Said,  Aden,  Hongkong,  Shanghai,  Port 
Arthur  bilden  wird.  Es  fehlt  nur  noch  ein  befestigter  Hafen 
am  persischen  Meerbusen,  am  Endpunkte  der  künftigen 
Bagdadbahn,  welche  einstweilen  unter  deutschem  Einflüsse 
steht.  Dieses  wichtige  Ghed  in  der  Kette  der  engUschen 
Weltherrschaft  fehlt  und  noch  mehr  fehlt  der  Stützpunkt  am 
künftigen  Panama-Kanal,  seitdem  der  Clayton-Bulwer-Vertrag 
aufgegeben  wurde.  Deutschland  beabsichtigt  dagegen  einen 
starken  Seeplatz  aus  Danzig  zu  machen  und  wird  wohl  einer- 
seits die  Festsetzung  der  Engländer  am  persischen  Meerbusen 
zu  verhindern,  anderseits  mittelst  des  Protektorats  Ober 
Holland  wirksame  Gegenstützpunkte  zu  gewinnen  versuchen. 
Daiiim  dreht  sich  zunächst  dieses  vorbereitende  Schachspiel, 
neben  dem  beidseitigen  Bau  von  Kriegsschiffen  und  dem 
Wettbewerb  um  die  AlUanz  Frankreichs  und  Amerika*s,  für 
welche  England,  wenn  nöthig,  die  Antillen  und  Ganada  bieten 
wird. 


Auswärtige  Verhältnisse.    England.  46t 

sorgen,  wozu  schon  das  Interesse  an  seiner  indischen 
Bevölkerung  es  einladet.  Mr.  Gervais-Courtellemont,  der 
erwähnte  französische  Reisende,  hat  im  Jahre  1894  in 
Mekka  ermittelt,  dass  auf  100,000  Einwohner  Mekkas 
nicht  weniger  als  75,000  Indier  kommen.  Schützt  aber 
England  die  Stätten  des  Islam,  so  wird  sich  daraus  da& 
englische  Protektorat  ganz  von  selbst  entwickeln.  Erst 
in  der  jüngsten  Zeit  ist  der  Plan,  an  Stelle  der  Herr- 
schaft der  Türken  ein  ägyptisches  Protektorat,  das  na- 
türlich von  den  Engländern  ausgeübt  würde,  zu  setzen 
zwischen  Lord  Cromer  und  arabischen  Scherife  des  Hed- 
schaz  besprochen  werden.  Die  englische  Politik  hat  also 
ihr  Ziel  schon  klar  ins  Auge  gefasst.» 

Ueber  diesen  interessanten  Gegenstand  der  orien- 
talischen Politik,  der  in  letzter  Linie  eine  Verlegung  de& 
Ehalifats  und  eine  ungeheure  religiöse  Revolution  neben 
der  politischen  bedeutet,  erhielten  wir  für  das  Jahrbuch 
eine  anonyme  Zusendung  eines  Artikels  der  «Egyptian 
Gazette>  von  Alexandrien,  der  ernsthaftesten  englischen 
2ieitiuig  Egyptens,  welcher  zeigt,  dass  die  Islamiten  die 
Sache  auch  ins  Auge  lassen  und  zwar  von  einem  andern 
Standpunkte  aus.    Er  sagt: 

«D  a  paru  de  circonstance  ä  un  oriental  qui  s'est 
frotte  ä  la  civilisation  occidentale,  de  donner  son  humble 
i^preciation  sur  la  Situation  politique  actuelle,  ainsi  que 
sur  le  sort  (que  les  evenements  semblent  reserver  aux 
Musulmans. 

Tout  d'abord,  que  reste-t-il  aujourd'hui  de  cet  immense 
empire  constitu^  morceau  par  morceau  au  prix  de  tant 
de  sang,  de  sacrifices,  et  d'abnegation?  Rien  ou  pres- 
que  rien. 

En  effet,  le  sort  des  seules  contrees  musulmanea 
(Egypte,  Arabie  et  Maroc),  vestiges  de  ce  vaste  empire 
qui  s'^tendait  depuis  TAtlantique  jusqu'aux  confins  de  la 
Chine,  vient  d'etre  decid^  par  TEurope  chretienne,  qui 
poursuit  syst^matiquement  et  methodiquement  la  des- 
tructioD  de  Toeuvre  grandiose  du  Prophete,  oeuvre  qui  la 
gene  dans  sa  marche  soi-disant  civilisatrice. 
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Dans  las  flots  du  torrent  fougueux  qui  las  entra!ne, 
las  Musulmans,  au  lieu  d'etre  unis,  de  former  une  masse 
^jompacte  et  de  jeter  un  regard  vers  Tavenir,  arenir  qui 
ne  leur  reserve  qu'esclavage  et  avilissement  continuent 
a  s'entre-dechirer  et  glissent  ainsi,  doucement,  sur  la 
pente  du  gouflfre  qui  doit  les  engloutir  ä  jamais. 

«Les  deux  lames  d'un  ciseau  ne  se  reunissent  que 
pour  desunir»,  a  dit  le  regrette  Djamal  Eddin  El  Af- 
ghani, un  des  plus  grands  et  ardents  partisans  du  reveil 
islamique  que  TEurope  entiere  a  connu  et  admire.  Ces 
paroles  prononcees  dans  un  moment  de  colere  et  d'in- 
dignation  contre  Tinsouciance  et  Tanarchie  qui  regnent 
entre  ses  congeneres,  sont  devenues,  aujourd'hui,  la  de- 
vise  de  ceux  qui  dirigent  les  destinees  de  Tlslam. 

Ce  n'est  pas  aux  Occidentaux  que  les  Musulmans 
doivent  s'en  prendre  de  leur  servitude ;  c^est  a  eux-memes. 
Gräce  k  leur  desunion,  äleurmanque  d'energie  et  d'esprit 
de  suite  dans  les  idees,  de  patriotisme,  et  enfin  ä  leur 
fataUsme  pousse  ä  Fextreme,  ainsi  qu'ä  leur  insoucianee 
proverbiale,  ils  ont  inconsciemment  prepare  la  triste 
Situation   qui    leur  est  faite  et  que  Tavenir  leur  reserve. 

<Le  fanatisme  est  une  arme  puissante  au  point  de 
soulever  les  Musulmans  du  monde  entier.»  disent  les 
politiciens  europeens.  Heureusement  pour  TEurope  et 
maJheureusement  pour  les  adeptes  de  la  religion  du 
Propliete,  cette  appreciation  est  loin  d*etre  vraie.  En 
eflfet,  si  tous  les  soulevements  produits  jusqu'a  ce  jour 
dans  les  diverses  contrees  placees  sous  la  domination 
chretienne  ^taient  provoques  par  le  fanatisme,  les  Musul- 
mans ne  seraient  pas  aujourd*hui  ce  qu'ils  sont:  Un 
peuple  dorainö. 

Pour  achever  leur  oeuvre  d'annihilation,  les  puis- 
sances  europeennes  viennent  d'imaginer  un  projet  qui 
ne  manquera  pas  de  donner  le  resultat  espere,  si  les 
Musulmans  ne  sortent  pas  de  la  l^thargie  oü  ils  sont 
plonges.  Ce  projet  consiste  ä  faire  contester  par  le 
monde  islamique,  au  Sultan  de  Turquie,  le  titre  d'Emir 
des  Croyants.  Avant  d'aborder  le  sujet  en  lui-meme,  il 
convient  de  faire  remarquer  que  Ting^rence  chretienne 
dans  nos  affaires  religieuses,  est  une  chose  inadmissible. 
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L'abime  qui  existe  entre  les  Chretiens  et  les  Musulmans, 
abime  creuse  par  la  Chretiente  est  si  profond  qu'ä  Tex- 
ception  du  lien  de  la  scienee,  aucun  autre  ne  doit  exister 
entre  les  adeptes  des  deux  religions. 

Les  Musulmans  n'ont  jamais  songe  un  seul  instant, 
ni  ä  discuter  les  droits  au  Pontificat  des  Chefs  du  Chris- 
tianisme,  ni  ä  donner  des  conseils  aux  Chretiens  sur  le 
choix  du  vicaire  du  Christ.  Pourquoi  l'Europe  cherche-t- 
eile,  aujourd'hui,  ä  nous  suggerer  Tid^e  de  changer  le 
chef  actuel  de  notre  religion?  (Elle  designe  ä  notre  choix 
deux  souverains  musulmans  places  sous  la  protection 
Europeenne.)  J*ai  trop  le  respect  des  princes  musul- 
mans, surtout  lorsque  ces  Princes  ne  le  sont  plus  que 
de  nom,  pour  discuter  les  candidatures  qu'on  nous  pro- 
pose.  D'autre  part,  je  me  garderai  bien  de  dire  si  l'Emir 
actuel  e.st  digne  ou  non,  de  diriger  les  destinees  de 
de  rislam.  Ce  qu'il  importe  de  savoir,  ce  sont  les  rai- 
sons  qui  ont  dicte  ä  l'Europe  le  sage  et  profond  conseil 
qu'elle  nous  donne.  Est-ce  par  Sympathie  et  dans  notre 
interet  que  les  Occidentaux  nous  suggerent  Tidee  de 
pourvoir  ä  ce  remplacement,  remplacement  que  rien  ne  ne- 
cessite,  du  moins  quant  ä  present?  Je  ne  le  crois  pas. 
—  €n  faut  diviser  pour  regner»,  a  dit  Louis  XIV.  L'Europe 
trouve  que  les  Musulmans  ne  sont  pas  assez  divises  ä 
son  gre,  et  veut  pour  les  aneantir  completement,  derouter 
leurs  esprits. 

H  n*y  a  meme  pas  un  siecle,  les  Japonais  etaient 
presque  des  sauvages;  aujourd'hui,  gräce  k  l'admirable 
ardeur  qu'ils  ont  mise  ä  se  fortifier,  ils  ont  pu  lutter  vic^ 
torieusement  contre  une  puissance  consideree  jusqu'ä  ce 
jour  comme  invincible. 

C'est  une  honte  pour  notre  race  qui  la  premiere  a 
edaire  le  monde  par  sa  science,  qui  a  donne  les  Pre- 
miers Clements  de  civilisation  ä  l'Europe  et,  enfin,  qui  a 
domine  tout  l'Orient  et  presque  tx)ut  l'Occident,  d'etre 
tombee  k  un  tel  degre  de  decadence  et  de  degene- 
rescence. 

Loin  de  ma  pensee  de  conseiller  k  mes  coreligion- 
naires  la  guerre  sainte,  guerre  dont  l'issue  ne  peut  etre 
que  desastreuse  et  funeste:  les  revoltes  de  l'Algerie,  de 
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la   Tunisie,   de  l'Albanie   etc.  en  sont   la  preuve   indis- 
cutable. 

Une  fois  que  la  concentration  sera  faite,  que  Ta- 
aarchie  et  les  rivalites  qui  regnent  actuellement  auront 
disparu,  si,  malgre  notre  desir  de  vivre  en  bon  voisiDage, 
TEurope  continue  ä  vouloir  nous  asservir,  alors,  ä  ce 
moment-lä,  nous  lutterons  jusqu'ä  la  demi^re  goutte  de 
notre  sang  pour  defendre  notre  indöpendance.  Que  nous 
importera  la  victoire  ou  la  defaite?  Le  Musulman  sait 
mourir:  l'histoire  des  si^cles  est  lä  pour  en  temoigner.» 

Auch  hier  hat  also  der  japanische   Sieg  eine  starke 

Wirkung  gehabt  und  liegt  die  Lunte  dicht  am  Pulverfass.  *) 

Die  ehemaligen  Boerenstaaten  in  Südafrika  be- 
finden sich  immer  noch  in  betrübten  Zuständen.  Zwar 
wurde  ihnen  von  England  eine  Art  von  Verfassung 
gegeben,  mit  der  sie  aber  nicht  zufrieden  sind. 

Dieselbe  sieht  eine  gesetzgebende  Versanunlung  vor, 
welche  aus  dem  Grouverneur-Stellvertreter,  6  bis  9  von 
der  Regierung  ernannten  und  30  bis  85  gewählten  Mit- 
gliedern bestehen  soll.  Jedermann,  der  Burgher  der 
früheren  Republik  imd  für  den  ersten  Volksrath  virahl- 
berechtigt  war,  ebenso  die  weissen  englischen  Unter- 
thanen,  welche  Grundstücke  im  Werthe  von  10  Pfund 
Sterling  jährlicher  Rente  oder  ein  Kapital  im  Werthe 
.von  100  Pfd.  St.  besitzen,  sind  zur  Stimmabgabe  berechtigt. 
Das  Wahlrecht  ist  also  nur  den  Weissen  gesichert,  doch 
muss  der  Gouverneur  für  jeden  Gesetzentwurf,  welcher 
die   politischen  Rechte   der  Schwarzen   einschränkt,    die 

')  Die  Verlegung  des  Ehalifatssitzes  nach  Cairo  zurück, 
wo  er  bis  1519  unter  den  Om^iadischen  EHbalifen  bestand 
und  wo  noch  jetzt  die  grösste  islamitische  Universität  ist, 
hätte  an  sich  eine  sehr  gute  historische  Basis.  Der  Khalif  wäre 
dann  fortan  der  Client  Englands,  wie  es  nach  Auf^sung  der 
Carolinger  und  Hohenstaufen  der  Papst  war.  Aber  der 
Kampf  zwischen  den  «beiden  Schwertern»  würde  auch  da 
nicht  ausbleiben  und  schwerlich  zu  Gunsten  Englands  sich 
entscheiden. 
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Genehmigung  der  Reichsregierung  einholen.  Die  Ver- 
handlungen sollen  englisch  geführt  werden.  Der  Präsi- 
dent soll  jedoch  berechtigt  sein,  den  einzelnen  Mitgliedern 
den  Gebrauch  der  holländischen  Sprache  zu  gestatten. 

In  einem  Kongress,  welcher  von  der  ßoerenpartei 
am  5.  Juli  in  Pretoria  stattfand,  wurde  die  Verfassung 
von  allen  Rednern  als  gegen  die  Versprechungen  des 
Vertrages  von  «Vereeniging»  verstossend  verdammt. 
Besonders  der  Ausschluss  der  Oranjefluss-Kolonie  rief 
heftigen  Tadel  hervor,  ßotha  erklärte,  Transvaal  und 
die  Oranjefluss-Kolonie  seien  im  Kampfe  und  im 
Frieden  eins  gewesen,  und  sie  müssten  dies  auch  in 
konstitutioneller  Beziehung  sein.  Nicht  einmal  die 
Vorschläge,  die  Lord  Milner  dem  Komite  gemacht  habe, 
hätten  in  dem  Entwurf  Aufnahme  gefunden.  Was  die 
Ehrenschuld  Transvaals  gegen  England  anbetreffe,  so 
frage  er,  wessen  Ehre  auf  dem  Spiele  stehe?  Welches 
Recht  hätten  zehn  Kapitalisten,  dem  Lande  ohne 
Zustimmung  des  Volkes  eine  ungeheure  Last  aufzu- 
bürden? Es  habe  den  Anschein  gehabt,  als  wenn  Herr 
Chamberlain  durch  seine  Reise  nach  Transvaal  Beruhi- 
gung habe  hervorrufen  wollen.  In  Wirklichkeit  sei  er  ge- 
kommen, um  Geld  zu  sammeln.  Es  sei  himmelschreiend, 
dass  1* «  Millionen  Pfund  der  jetzigen  Schuld  dazu  ver- 
wendet worden  seien,  die  «Loyalisten»  im  Kaplande  und 
in  Natal  zu  entschädigen. 

In  seiner  Rede  verlas  General  Botha  ein  interessantes 
Telegramm,  das  während  der  Verhandlungen  über  die 
Knegskostenzahlung  Transvaals  von  Chamberlain  per- 
sönlich aus  Johannesburg  an  die  Herren  Wernher  und 
Beit  geschickt  worden  war.  Dieses  Telegramm  enthält 
die  Vorbedingungen,  unter  denen  die  Regierung  bereit 
sein  wurde,  als  Gegenleistung  für  die  Kriegsentschädigung 
eine  Anleihe  zu  garantiren.  Chamberlain  besteht  darauf^ 
dass  die  Minengesellschaften  «freiwillig»  die  Zahlung 
einer  Entschädigung  anbieten,  unter  dem  Hinweis  darauf, 
dass  sie  in  einem  solchen  Falle  bessere  Bedingungen 
erzielen  wQrden,  als  durch  ein  hinziehendes  Verhalten, 
das  die  Regierung  zu  willkürlichem  Handeln  zwingen 
würde. 

30 
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Es  ist  also  ziemlich  klar,  für  wen  eigentlich  England 
den  Boerenkrieg  geführt  hat.  Ueber  die  Einhaltung 
der  Friedensbedingungen  äusserten  sich  zwei  Ab- 
gesandte der  Boeren,  welche  in  diesem  Frühjahr 
Deutschland  und  die  Schweiz  bereisten,  um  Beiträge 
für  ihre  gefährdeten  Schulen  zu  sammeln,  im  Weiteren 
wie  folgt: 

«Das  einzige,  was  England  von  den  Friede nsbedin* 
gungen  gehalten  hat,  ist  die  Annektirung  der  beiden  Re- 
publiken». Die  Schuldbriefe,  die  den  Boeren  während  des 
Krieges  von  den  englischen  Offizieren  für  gelieferten 
Proviant,  für  Pferde  u.  s.  w.  ausgestellt  wurden,  und  von 
denen  gesagt  wurde,  sie  besässen  die  gleiche  Gültigkeit 
wie  die  Schuldscheine  der  Bank  von  England,  sind  zum 
grössten  Theil  heute  noch  nicht  eingelöst.  Den  Boeren  ist 
es  heute  nicht  einmal  möglich  gewesen,  ihre  VVohnstätten 
im  alten  Umfange  wieder  aufzubauen.  General  Kritzinger 
schilderte  dann  in  ergreifenden  Ausführungen  das  Leiden 
des  Volkes  in  allen  seinen  Gliedern:«  Ein  grosser  Theil 
des  Krieges  ist  nicht  geschrieben  worden,  und  kann  auch 
nicht  geschrieben  werden.  Aber  die  Todten  mahnen 
uns,  den  Kindern  das  Edelste,  was  wir  besitzen,  die 
Muttersprache,  zu  erhalten. v  Trotzdem  80  Prozent  des 
Volkes  holländisch  sprechen,  wird  in  den  Regierungs- 
schulen nur  in  3  von  25  Unterrichtsstunden  diese  Sprache 
gelehrt.  Die  Unzufriedenheit  mit  den  Zuständen  w^ird  von 
den  in  Südafrika  lebenden  Engländern  getheilt.  Von  ihnen 
haben  vor  einiger  Zeit  5000  in  einer  Johannesburger  Ver- 
sammlung gegen  das  Verhalten  der  Regierung  protestirt. 
Wären  das  freilich  Buren  gewesen,  sie  wären  ohne 
Zweifel  des  Landes  verwiesen  worden.  Johannesburg 
ist  von  Chinesen  überschwemmt.  Für  die  weissen  Arbeiter 
aber  ist  jede  Konkurrenz  mit  den  Chinesen,  die  von  1 
Shilling  pro  Tag  leben,  ausgeschlossen.  Die  Boeren 
werden  gerade  wie  ein  fremdes  Volk  behandelt. 

Eine  Zuschrift  des  Herrn  A.  Schowalter.^an  eine  Leip- 
zigerzeitung vom  Dezember  vorigen  Jahres,  dje  im  Ganzen 
äusserst  ruhig  gehalten  ist,  sagt  dennoch:    «Ich  will  nicht 
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sagen,   dass   die   Boeren  an  einen  neuen  Entscheidungs- 
kampf mit  den  Waffen  denken.    Aber  ob  er   nicht  doch 
einmal   kommen   muss,    und    wann    er   in    diesem  Falle 
kommen  wird,  sind  Fragen  für  sich.    Der  Mensch  macht 
nicht  Geschichte,  er  trägt  sie  nur,  duldend  und  kämpfend. 
Die  Boerenführer  betonen  allerdings  ohne  Unterlass,  dass 
sie    dem    Vertrage   von  Vereeniging   treu   sein    werden, 
und    berufen   sich   ständig   auf   ihn.      Aber   nach    ihrer 
Meinung  sind  in  diesem  Vertrage  sechzig  Millionen  Mark 
ausgeworfen  für  die  Familien   der  Kämpfenden,   ist  Für- 
sorge für  die  Witwen  und  Waisen,  Schonung  des  Volks- 
charakters, Gleichberechtigung  der  holländischen  Spräche 
mit    der   englischen    versprochen,    und    ergibt    sich   von 
selbst,  dass  die  rückständigen  Gehälter  der  Beamten  und 
ihre    Pensionen    bezahlt   werden    müssen.     England  hat 
bisher  keine  dieser  Bedingungen  erfüllt  und  auch  erklärt, 
dass  es  an  die  Erfüllung  nicht  denke.     Die  Berufung  der 
Boeren  auf  den  Vertrag  von  Vereeniging  bedeutet,   dass 
auch  sie  sich  rechtlich  und  moralisch  keinen  Tag  mehr 
daran  gebunden  erachten,  wenn  England  ihn  nicht  erfüllt. 
Soeben  hat  sich  wieder   ein  Komite  im  ehemaligen  Frei- 
staat gebildet,  das  allerorts  Versammlungen   beruft  zur 
Verhandlung  der  nationalen  Beschwerden  und  einen  neuen 
LandesProtest  vorbereitet.     An  der  Spitze  steht  J.  Vlot- 
man,  ein  Boer,   der   sehr   früh    die  Waffen   niedergelegt 
hat.     Er  hat  früher  die  Geduld  verloren  wie  Dewet  und 
bat  auf  das  Programm  aller    Protestversammlungen  die 
Resolution  gesetzt:     «Obwohl  bereit,  mit  S.  M.  Regierung 
zusammen  zu  arbeiten  zur  Hebung  des  Landes,  ist  uns 
jedes    Zusammenarbeiten   unmöglich,   so   lange    die   Re- 
gierung ihre  Versprechungen  nicht  erfüllt.»     So  reden  die 
«zahmen»   Boeren;  wie  werden  da  die  «wilden»   denken? 

Wir  können  darüber  nur  sagen,  das  war  Alles  von 
einem  Begierungssystem  im  Sinne  Chamberlain's  gar 
nicht  anders  zu  erwarten.  Ueberhaupt  nicht  von  einem 
Regierungssystem,  welches  den  Staatszweck  nur  in  der 
steten   Vermehrung  des  Verkehrs   und  des  Reichthums 
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sucht.     Wir  sagen  dagegen  mit  einem  der  besten  Eng- 
länder selbst  (Herbert  Spencer): 

«I  detest  that  conception  of  social  progress  which 
presents  as  its  aim,  increase  of  population,  growth  of 
wealth,  spread  of  commerce.  Instead  of  an  immense 
amount  of  life  of  low  type  I  would  far  sooner  see  half 
the  amount  of  Hfe  of  a  high  type.» 

«A  State  in  which  our  advance  is  measured  by 
spread  of  manufactures,  and  a  concomitant  produetion  of 
such  regions  as  the  «Black  Country»,  is  a  State  to  be 
emerged  from  as  quickly  as  may  be.  It  is  a  state  which 
in  sundry  respects  compares  ill  with  the  past,  and  is  far 
from  that  which  we  may  hope  will  be  attained  in  the 
future.» 

Diese  Staatsauifassung  geht  übrigens  ihren  natür- 
lichen Folgen  mit  raschen  Schritten  entgegen  imd  die 
Engländer  werden  vielleicht  die  Pursten  sein,  denen  der 
grosse  Sieg  ihrer  Verbündeten  über  Russland  fühlbar 
wird.  Denn  Asien  hat  jetzt  Muth  gefasst.  Der  Bericht 
eines  Missionars  in  Indien  äussert,  allgemein  in  diesem 
Lande  werde  jetzt  gesagt: 

«Nun  hat  sich  die  Rolle  der  Völker  geändert  Der 
Glücksstern  Asiens  ist  im  Steigen,  der  Euiopas  im 
Sinken  begriffen! 

Der  Sieg  Japans  zeigt  deutlich  die  Ueberlegenheit 
des  Heidenthnms  tiber  das  Christenthum.  Hat  doch  ein 
kleines  heidnisches  Volk  das  grösste  christliche  besiegt! 
Wenn  auch  nicht  der  Hinduismus^mit'seinem  schwächen- 
den Kastensystem,  so  hat  sich  doch  der  in  Japan  haupt- 
sächlich herrschende  Buddhismus  dem  Christenthum  über- 
legen erwiesen! 

Wir  Brahmanen  sind  leiblicheiBrüder  der  Japaner 
und  auch  der  Brahmanismus  hat  mit  dem  Buddhismus 
gar  Manches  gemein! 

Wären   wir  nicht   unterdrückt,    so   hätten    wir  uns 
auch  so  weit  wie  Japan  entwickelt. 
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Wir  sind  bereit,  den  Brahmanismus  gegen  den 
Buddhismus  umzutauschen.  Vielleicht  erreichen  wir 
dann  schneller  die  kulturelle  Höhe  der  Japaner. 

Solche  und  ähnliche  Aussprüche  hört  man  jetzt 
in  Indien  allerorten,  besonders  aus  dem  Munde  von 
Brabmanen.» 

Die  beiden  «Circus-Boeren»  Cronje  und  Viljoen  sind 

von  ihren  Vorstellungen  in  Amerika  ohne  Ruhm  und 
ohne  Geld  zurückgekehrt.  Namentlich  der  Erstere,  der 
einst  zu  den  Besten  der  Boerenrepubliken  gezählt  wurde, 
ist  ein  Beispiel  eines  Menschen,  welchem  das  Schicksal 
den  höchsten  Preis  des  Lebens,  einen  ruhmvollen  Tod 
und  ein  unsterbliches  Andenken  geboten  hatte  und  der 
beides  lun  des  Weiterlebens  willen  ausschlug.  Seine 
Kapitulation  von  Paardeberg  entschied  den  Niedergang 
der  Boerensache,  während  der  Tod  einer,  wenn  auch  nur 
kleinen,  Heldenschaar  unter  seiner  Anführung  ihr  viel- 
leicht einen  neuen  Impuls  gegeben  hätte. 

Jedenfalls  hätte  er  dann  die  Grabschrift  des  Leonidas 
und  seiner  Spartaner  erhalten: 

«Wanderer,  kommst  Du  nach  Sparta,  erzähle  dorten 

Du  habest 
Uns  hier  liegen  geseh'n,  wie  das  Gesetz  es  befahl.» 

Und  nun  statt  dessen?  Wahrlich  «das  Leben  ist  der 

Güter  höchstes  nicht,  derUebelgrösstes  aber  ist  die  Schuld.» 

In  den  inneren  Verhältnissen  Englands  werden  für 
das  nächste  Jahr  Neuwahlen  des  Parlamentes  erwartet, 
welche  vielleicht  eine  liberale  Majorität  an's  Ruder 
bringen.  Ohne  grossen  Erfolg  wahrscheinlich,  denn  die 
grossen  Fragen  für  England  liegen  jetzt  ganz  in  den 
Gebieten  seiner  äusseren  Politik,  die  unter  allen  Parla- 
mentsregierungen  die  gleiche  bleiben  wird,  und  auch  im 
Innern    wird    aus   dem   Parlamente    heraus    kein   w^irk- 
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lieber  Fortschritt  mehr  kommen.  Die  Geschichtsperiode, 
welche  mit  der  zweiten  Revolution  von  1688/89  begann 
und  die  jetzige  Oligarchie  verbunden  mit  einem  Schein- 
königthum  gründete,  hat  offenbar  ihr  Ende  erreicht.  Die 
einzige  Möglichkeit  zu  einer  Weiterentwicklung  läge  in 
der  Gründung  einer  gesunden  politischen  Arbeiter- 
partei, worüber  eine  Londoner- Korrespondenz  der  A.  Z. 
dermalen  in  der  That  Folgendes  berichtet: 

«Eine  politische  Arbeiterpartei  ist  im  Werden.  Jahr- 
zehnte lang  haben  die  Trades  ünions  eine  lediglich  wirth- 
schaftliche  Politik  verfolgt,  sich  darauf  beschränkt,  Lohn- 
erhöhungen, VerbOrgung  der  Arbeitszeit  und  Verbesserung- 
der  Arbeitsbedingungen  zu  erstreben.  Parteipolitik  war 
ausgeschlossen ;  die  einzelnen  Gewerkschaftler  mochten 
sich  der  konservativen  oder  liberalen  Partei  anschliessen, 
wie  es  einem  jeden  gefiel.  Seit  etwa  zehn  Jahren  aber 
begann  dagegen  eine  Reaktion;  ein  Theil  der  organi- 
sirten  Arbeiter  kam  zu  der  Ueberzeugung,  dass  keine  der 
beiden  Parteien  ihre  Interessen  gebührend  verträte,  und 
es  entstand  das  Programm,  unabhängige  Arbeitervertreter 
ins  Parlament  zu  wählen.  Dies  Ziel  setzte  sich  die  Un- 
abhängige Arbeiterpartei,  die  1893  gegründet  wurde,  eine 
politische  Gruppe  mit  ausgesprochen  soziaUstischen  Ten- 
denzen. Zwar  unterscheidet  sie  sich  von  dem  altem 
«Sozialdemokratisclien  Verbände» ;  sie  steht  nicht  auf 
dem  Boden  des  marxistischen  Dogmas  vom  Klassenkampf; 
vielmehr  thut  sie  sich  viel  darauf  zugute,  echt  englischen 
Ursprungs  zu  sein,  indem  sie  an  R.  Owen  und  die  Char- 
tisten anknüpft.  Indessen  ist  sie  eine  Klassenpartei,  und 
ihre  Endziele  sind  sozialistisch;  sie  erstreben  die  «Natio- 
nalisirung»  (Verstaatlichung)  aller  Produktions-  und  Ver- 
kehrsmittel ,  vornehmlich  der  Eisenbahnen ,  der  Berg- 
werke und  des  Grund  und  Bodens.  Die  Partei  ist  nur 
13,000  Mann  stark,  aber  ihre  Agitation  hat  die  sozialisti- 
schen Anschauungen  in  die  Trades  Unions,  denen  ihre 
Mitglieder  zum  grössten  Theile  angehören,  hineingetragen. 
Ihr  Ziel  war  nun,  die  Trades  Unions  unter  ihren  politi- 
schen  Einfluss   zu   bekommen.     Der   Wunsch   zu    einer 
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Vereinigung  musste  aber  natürlich  von  den  Trades  Unions 
ausgehen.  Das  konnte  leicht  geschehen,  da  ja  die  Un- 
abhängigen den  Unions  angehörten.  Im  Jahre  1899  be- 
schlass  der  Kongress  der  Trades  Unions,  eine  Vereinigung 
mit  den  sozialistischen  Gruppen,  zum  Zweck  einer  par- 
lamentarischen Arbeitervertretung,  anzubahnen.  Im  fol- 
genden Jahre  wurde  eine  Konferenz  abgehalten,  und  das 
Ergebniss  war  die  Gründung  einer  Organisation ,  der 
ein  grosser  Theil  der  Trades  Unions,  die  Unabhängige 
Arbeiterpartei  und  die  gemässigt  •  sozialistische  Fabier- 
Gesellschaft  angehören.  In  dieser  Organisation  hat  die 
kleine,  aber  entschlossene  Arbeiterpartei,  die  klare  po- 
litische Ziele  vor  Augen  hatte,  von  Anfang  an  die  Füh- 
rung gewonnen.  Das  «Labour  Representative  Committee» 
ist  das  Organ  der  Unabhängigen  Arbeiterpartei  geworden. 
Trotz  der  Opposition  der  alten  Schule  der  Gewerk- 
schaftler, die  ihren  Zusammenhang  mit  den  Liberalen 
und  Konservativen  nicht  aufgeben  wollten,  wurde  der 
Grundsatz  angenommen,  eine  selbständige  politische  Ar- 
beiterpartei zu  gründen.  Die  Kandidaten  zum  Parlament 
müssen  sich  auf  die  Satzungen  verpflichten ;  ihr  Sitz  ist 
grundsätzlich  auf  den  Bänken  der  Opposition,  und  sie 
dürfen  namentlich  bei  den  Wahlen  keine  der  alten  Par- 
teien unterstützen. 

Die  letzten  Wahlen  von  1900  folgten  zu  schnell  auf 
die  Gründung  des  Komites,  als  dass  es  selbst  mit  grossem 
Erfolg  hätte  daran  theilnehmen  können.  Dank  einiger 
Nachwahlen  zählt  die  Gruppe  gegenwärtig  im  Parlament 
fünf  Mitglieder.  Aber  für  die  nächsten  allgemeinen 
Wahlen  sind  jetzt  schon  46  Kandidaten  aufgestellt.  Die 
englischen  Trades  Unions  sind  reich  genug,  die  beträcht- 
lichen Wahlkosten  zu  tragen  und  ihren  Abgeordneten 
Diäten  —  8000  Mark  pro  Jahr  —  zu  zahlen.  Jede  Trade- 
Union  hat  pro  Mitglied  einen  Penny  jährlich  beizutragen. 
Bei  einer  grössern  Zahl  von  Abgeordneten  würde  sich 
die  Summe  vermehren ;  aber  bei  einem  jährlichen  Bei- 
trage von  2.50  M.  wäre  sie  imstande,  120  Abgeordnete  aus- 
zuhalten. Alle  Trades  Unions  zusammen  haben  ca.  IV2 
Millionen  Mitglieder,  und  das  Labour  Representative 
Conunittee  vertritt  jetzt  bereits  etwa  eine  Million  Wähler. 
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Ein  paar  grosse  Trades  Unions  haben  sich  noch  nicht 
angeschlossen,  aber  ihre  Wahlunterstötzung  ist  jtugesagt. 
Zwar  besteht  noch  immer  unter  der  alten  Generation 
der  Gewerkschaftler  eine  erhebliche  Opposition  gegtn 
diese  neue  Politik.  Sie  versuchte  auch  auf  der  diesjäh- 
rigen Generalversammlung  den  Bund  mit  den  Sozialisten 
aufzuheben,  d.  h.  diese  aus  dem  Komite  auszuschliessen, 
und  sich  gegenüber  den  alten  Parteien  freie  Hand  zu 
bewahren.  Aber  die  grosse  Mehrheit  der  Vertreter 
machte  jene  Versuche  zu  schänden  und  nahm  obendrein 
einige  entschieden  sozialistische  Resolutionen  an,  die 
man  auf  den  früheren  Tagungen  aus  taktischen  Gründen 
beiseite  gelassen  hatte.  Die  Liberalen  haben  lange 
versucht,  mit  Hülfe  der  Trades  Unionisten,  die  zur  Partei 
gehörten,  die  ganze  Bewegung  in  das  eigene  Fahrwasser 
zu  leiten..  Jetzt  geben  Daily  News  und  Daily  Chronicle 
zu,  dass  die  Aussichten  dazu  verzweifelt  gering  sind. 
Das  trifft  sie  umso  härter,  als  die  Sozialisten  beabsich- 
tigen, ihr  geschickt  geleitetes  Wochenblatt,  den  Labour 
Leader,  in  absehbarer  Zeit  in  eine  Tageszeitung  umzu- 
wandeln. Die  Arbeiteq)artei  steht  natürlich  den  Konser- 
vativen und  den  Liberalen  gleich  feindlich  gegenüber: 
aber  gerade  wegen  der  Berührungspunkte,  die  sie  mit 
dem  radikalen  Flügel  der  Liberalen  haben,  wendet  sich 
ihr  besonderer  Hass  gegen  diese.  Und  bisher  haben  die 
Trades  Unions  als  eine  der  Kerntruppen  des  Liberalismus 
gegolten.» 

Wir  sind  davon  noch  nicht  ganz  überzeugt.  Die 
Trades  Unions  bestehen  schon  lange,  und  die  Chartisten 
waren  s.  Z.  sogar  eine  scheinbar  noch  mächtigere  Fort- 
schrittspartei mit  allen  jetzigen  Programmpunkten,  wurden 
aber  dennoch  von  der  rein  plutokratischen  Strömmung, 
die  von  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ab  in  England 
und  überall  begann,  und  der  sich  sogar  ein  Philosoph 
wie  Spencer  nicht  völlig  entziehen  konnte,  aufgesogen. 
Auch    die    Vertreter   der   englischen    Arbeiterpartei,    die 


*. 
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wir  selbst  gesehen  haben,  machten  uns  niemals  im  Ge- 
ringsten den  Eindruck  von  Idealisten.  Und  nur  von 
solchen  (und  zwar  von  religiösen,  nicht  von  bloss  philo- 
sophischen Idealisten)  könnte  das  Heil  in  England  neuer- 
dings kommen. 

Einstweilen  geht  dieses  Land,  an  dessen  Geschicken 
wir  grossen  Antheil  nehmen,  unvermeidlichen  Kriegen 
entgegen  und  nur  eine  Niederlage  würde  (ähnlich  wie 
in  Russland)  eine  Erneuerung  des  politischen  Lebens 
bringen. 

Alle  Kleinstaaten  treten  jetzt  nach  dem  Abschluss 
des  russisch-japanischen  Krieges  und  bei  der  Bildung 
der  neuen  Allianz-Gruppen  in  eine  kritische  Periode  ihrer 
Existenz  ein,  in  welcher  es  ihnen  nicht  sehr  leicht  werden 
wird  ihren  politischen  Besitzstand  und  ihre  reelle  Selb- 
ständigkeit zu  erhalten.  Sie  müssen  in  der  Verfassung 
sein  ihre  höchsten  Güter  als  bedroht  anzusehen  und  ent- 
schlossen, sich  dem  Anschluss  an  irgend  welche  grössere 
Kombinationen  (auch  in  irgend  einer  täuschenden  Form) 
zu  widersetzen.  Vielleicht  sollten  sie  sich  unter  sich 
über  ihr  Verhalten  verständigen.  Sie  müssen  jetzt 
überall,  wo  es  thunlich  ist,  für  ein  gesichertes  Völker- 
recht und  eine  idealistischere  Politik  einstehen  und 
dürfen  sich  nicht  selbst  in  die  realistischen  Strömungen 
hineinbegeben,  die  nur  in  Verkehr,  Reicht  hu  m,  Macht  die 
Zwe«jke  des  Staatslebens  suchen.  Denn  von  diesem 
Standpunkte  aus  sind  Grossstaaten  und  Protektorate 
derselben  berechtigt  und  das  höchste  und  beste  Ideal 
wäre  eigentlich  ein  die  ganze  civilisirte  Welt  umfassendes 
Reich,  wie  das  römische  Kaiserreich  der  ersten  zwei  Jahr- 
hunderte. Das  ist  aber  nicht  unser  Ideal,  trotz  des 
relativ  grossen  Friedens  und  Wohlstandes,  der  damit  ver- 
bunden war. 
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In  Holland,  das  unseres  Erachtens  der  bedroliteste 
der  Kleinstaaten  ist,  in  welchem  überdies  noch  da» 
vergossene  Blut  Oldenbameveldt's  und  der  Geist  der  zer- 
störten Republik  das  oranische  Fürstenhaus  bis  zu  seinem 
Aussterben  zu  verfolgen  scheint,  ist  ein  interessan- 
tes politisches  Experiment  zu  Ende  gegangen,  das  in  der 
Aufrichtung  einer  Art  von  calvinistischer  Civitas  Dei  in 
einem  modernen  Handelsstaat  bestand.  Ob  der  Leiter 
dieser  Bewegung,  Dr.  Kujper,  welcher  im  Jahre  1901  zu 
der  Ministerpräsidentschaft  gelangte,  hiezu  ganz  der  rich- 
tige Mann  war,  oder  ob  überhaupt  das  Reich  Christi  nicht 
von  dieser  Welt  ist  und  es  auch  nicht  versuchen  soll,. 
es  zu  sein,  mag  der  Leser  für  sich  entscheiden.  Wir 
wollen  ihn  nicht  beeinflussen.  Kujper,  der  früher  Theo- 
loge und  später  Journalist  gewesen  war,  passte  jedenfalls 
besser  für  die  Opposition,  zu  der  er  sich  nunmehr  wieder 
stellen  wird  Immerhin  bleibt  seine  vierjährige  Regie- 
rung denkwürdig  durch  den  Muth,  mit  dem  sie  dem 
Präsidenten  Krüger  ein  Kriegsschiff  schickte,  um  ihm 
mitten  durch  die  alle  Meere  beherrschende  enghsche Flotte 
hindurch  ein  ehrenvolles  Asyl  in  seinem  Stammland  zu 
sichern.  Diese  That  hatte  eine  Grösse,  die  nur  aus  einem 
festen  Glauben  stammt.  Zu  seiner  Kenntniss  und  gleich- 
zeitig zur  Charakterisirung  des  calvinischen  Systems  in 
seiner  neuesten  Ausgestaltung  dienen  am  besten  seine 
«sechs  Vorlesungen  über  den  Calvinismus»  (deutsch  von 
Jäger  1904),  die  von  einem  imponirenden  Geiste  erfüllt 
sind.  Der  nächste  Anlass  zu  seinem  Sturze,  der  durch 
das  oppositionelle  Resultat  von  Kammerwahlen  nach  kon- 
stitutionell-monarchischem System  herbeigeführt  wurde, 
war  der  Versuch,  eine  «freie»  Universität  mit  allen 
Rechten,    auch   dem   Rechte  die   Doktorwürde    zu    ver- 
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leihen,  aber  mit  streng  religiöser  Färbung,  zu  errichten. 
Beigetragen  hatte  auch  eine  Schrift,  worin  er  die  Mög- 
lichkeit, den  Militärdienst  aus  Gewissensgründen  zu  ver- 
weigern, aufrechthielt.  Im  Ganzen  waren  das  aber  alles 
doch  nur  Vorwände.  Er  verfolgte  selbst  mit  Erbitterung 
alle  diejenigen,  welche  er  für  «Heiden»  ansah,  und  die- 
selben, deren  heutzutage  auch  in  Holland  in  Folge  der 
Erinnerung  an  die  Dortrechter  Synode  und  Aehnliches 
(wie  bei  uns  in  Genf  in  Folge  der  Erinnerung  an  die 
Regierung  der  «venerable  compagnie»)  Legion  ist,  ver- 
galten ihm  den  Hass.  Leute  dieser  Art  müssen  eben 
nicht  Minister  werden  wollen. 

Die  äusseren  Verhältnisse  des  kleinen  Landes  mit 
allzu  grossen  Kolonien  sind  nicht  ohne  Anlass  zu  Besorg- 
nissen. Eine  Korrespondenz  unserer  N.  Z.  Ztg.  sagt  da- 
rüber Folgendes: 

«Die  «Neue  Zürcher  Zeitung»  hat  schon  des  öftern 
aaf  die  Stimmung  hingewiesen,  die  sowohl  in  den  leiten- 
den Kreisen,  sowie  in  der  ganzen  Bevölkerung  Hollands 
wegen  der  wachsenden  gelben  Gefahr  besteht.  In  dem 
Masse,  als  der  unerwartete  endgültige  Sieg  der  Japaner 
im  gegenwärtigen  russisch  -  japanischen  Kriege  zur  Ge- 
wissheit wird,  steigern  sich  naturgemäss  die  Besorgnisse 
der  Niederlande  um  die  Sicherheit  ihres  wertlivollen  Ko- 
lonialreiches. Man  ist  hier  davon  überzeugt,  dass  Japan 
die  Europäer  sammt  und  sonders  aus  Ostasien  verdrängen 
will,  und  da  es  zunächst  nicht  mit  den  starken  Gross- 
mächten, wie  England,  Deutschland,  Frankreich  und  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  anbinden  möchte, 
so  wäre  das  schwache  Holland  zunächst  der  japanischen 
Ausdehnungslust  preisgegeben.  Die  Frage,  wie  das  grosse 
niederländisch-indische  Kolonialreich  vor  den  japanischen 
Plänen  geschützt  werden  kann,  wird  natürlich  nicht  öffent- 
lich besprochen,  und  die  Zeitungen  gehen,  obwohl  sie  sich 
der  drohenden  Gefahr  nicht  verschliessen,  der  Erörterung 
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der  Angelegenheit  zunächst  aus  dem  Wege.  Aber  umso 
eifriger  wird  die  Angelegenheit  im  Volke  selbst  erörtert, 
und  man  darf  wohl  behaupten,  dass  man  das  Heil  des 
niederländisch-indischen  Kolonialreiches  nur  in  der  An- 
lehnung Hollands  an  eine  der  Grossmächte  erblickt.  Dass 
die  Verstärkung  der  Kriegsflotte,  die  Einrichtung  einer 
kolonialen  Miliz,  die  Vornahme  von  grossen  Befestigungs- 
arbeiten in  Niederläiidisch-Indien  die  Vorbedingungen  zur 
Erhaltung  des  holländischen  Kolonialbesitzes  bilden,  ist 
selbstverständlich.  Aber  einer  aufstrebenden  und  vom 
Siegesbewusstsein  getragenen  Maclit  wie  Japan  gegen- 
über vermöchten  die  Niederlande  allein  nicht  standzu- 
halten, und  so  erweist  sich  der  Anschluss  an  eine  in 
Ostasien  interessierte  Grossmacht  in  naher  Zukunft  als 
geradezu  unabweisbar.  Diese  Grossmacht  kann  nur 
Deutschland  sein ,  als  stammverwandter  europäischer 
Nachbar  Hollands.  Als  Entgelt  für  die  Sicherung  des 
niederländischen  Kolonialgebietes  durch  Deutschland 
müssten  dem  letztern  naturgemäss  Gegenleistungen  auf 
dem  Wege  handelspolitischer  Vortheile  in  Niederländisch- 
indien, Gewährung  von  Kohlenstationen  u.  s.  w.  geboten 
werden,  worüber  sich  eine  Einigung  unschwer  erzielen 
liesse.  Dieser  Gedanke  wird  hier  schon  seit  geraumer 
Zeit  angeregt.  Er  bestand  schon  vor  dem  russisch-japanischen 
Kriege  und  ist  seither  erst  recht  zeitgemäss  geworden.» 

Eine  andere  Ansicht  vertritt  ein  deutscher  General- 
lieulenant  z.  D.  Geest  im  Märzheft  der  «Deutschen  Rund- 
schau».   Er  sagt: 

«Für  absehbare  Zeit  hat  Deutschland,  so  führt  der 
General  aus,  von  einer  Angliederung  Hollands  sehr  wenig 
an  Machtzuwachs  zu  erwarten.  Schon  ein  blosses  Zoll- 
bündniss  zwischen  beiden  Staaten  bring?  Deutschland 
keinen Vortheil.  Die  fünf  Millionen  freihändlerischen  Nieder- 
länder müssten  sich  von  den  sechzig  Millionen  Deutschen 
zum  Schutzzolle  bekehren  la.ssen;  hierdurch  aber  würde 
das  aufblühende  Emden  ebenso  wie  Bremen  und  Ham- 
burg zu  Gunsten  der  holländischen  Häfen  grossen  Abbruch 
erfahren,  da  die  Zollgemeinschaft  auch  eine  Tarifgemein- 
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Schaft  der  Eisenbahnen  im  Gefolge  hätte,  und  zweifellos 
würde  Rotterdam  statt  Hamburg  der  erste  Hafen  des  eu- 
ropäischen Festlandes  werden.    Gestaltete  sich  aber  die 
vnrthschaftliche   «Aufsaugung»    Hollands  auch    zur  mili- 
tärischen,  so  würde  Holland    zu  den   deutschen  48  In- 
fanterie-Divisionen erster  Linie  nach  dem  Bevölkerungs- 
verhältnis 4,  zu  den38HochseepanzerschifFen  des  deutschen 
Flottenplanes  nach  dem  Verhältniss  der  Registertonnen  6 
hinzufügen.    Selbst  angenommen,   dass    die   Streitkräfte 
allmählig   der  Ausbildung    nach    den   deutschen   gleich- 
werthig  würden,  dürfte  doch  der  Eintritt  der  Niederländer 
in  unsere  Reihen  die  Erfolgsaussichten  in  künftigen  grossen 
Kriegen    vermindern.     Denn  zur  Verhütung  der  Blocki- 
rang  holländischer  Häfen,  die  für  Holland  eine  schwere 
Kalamität  bedeutete,    müssten   behufs  Abwehr   von  Lan- 
dungsversuchen grossen  Styles  wahrscheinlich  Unterstütz- 
ungen aus  dem  Deutschen  Reiche  herangezogen  w^erden. 
Und  bei  einem  grossen  Geschwaderangriffe  des  Feindes 
müsste  ebenfalls  die  deutsche  Schlachtflotte  herbeidampfen. 
Kdnnte    man    aber   selbst    holländische    Streitkräfte    auf 
anderen  Kriegsschauplätzen   verwenden,   so  würden  jene 
im  Vergleiche  mit   den  deutschen  gar  nicht  ins  Gewicht 
fallen.     Wesentlich  grössere  Vortheile  dagegen  bietet  für 
ans  ein  neutrales  Holland.     Wenn  nämlich  der  Verkehr 
über  unsere  Häfen  unterbunden  werden  sollte  und  damit 
eine  schwere  Stockung  unseres  Absatzes  an  Industrieer- 
zeugnissen einträte,  deren  soziale  Wirkungen  eingreifend 
genug    werden    können,    dann   vermöchte    uns    niemand 
besser  zu  helfen  als  der  neutrale  holländische  Handel,  zu- 
mal wenn  ihm  Tarif-   oder   Zollermässigungen  bewilligt 
werden.     Auch   bei   Operationen   in   der   Nähe   der  hol- 
landischen  Küste   würden    holländische    Schiffe   —  man 
denke  an  die  Unterstützung,  die  jetzt  im  ostasiatischen 
Kriege  englische  Schiffe  den  Russen  trotz   des  englisch- 
japanischen Bündnisses  leisten  —  uns  Kohlen  oder  Muni- 
tion u.  s.  w.   herbeischaffen.     Gesetzt  endlich  den    Fall^ 
dass  das  niederländische  Panzergeschwader  aus  Hochsee- 
Schlachtschiffen  wie  die  deutschen  bestünde,   so  erhielte 
damit  zwar  die  deutsche  Flotte  einen  gewisseh  Zuwachs. 
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Doch  als  Gegengewicht  fiele  in  die  Waagschale  die  Noth- 
wendigkeit,  die  holländischen  Kolonien,  namentlich  in 
Ostindien,  zu  schützen.  Dazu  aber  reichten  die  holländi- 
schen Streitkräfte  nicht  aus.  Auch  hier  also  zeigt  sich, 
dass  ein  militärisches  BQndniss  zwischen  Deutschland  und 
Holland  uns  mehr  Lasten  als  Gewinne  in  Aussicht  stellt.  > 

Kujper  galt  als  ein  Anhänger  einer  deutschen  AUianz.t) 

Der  Schwesterstaat  Hollands,  Belgien,  der  sich 
von  ihm  im  Jahre  1830,  nicht  zum  Vortheil  Europa's«) 
nach  unserer  Ansicht,  ablöste,  feierte  in  diesem  Jahre 
sein  75jähriges  Bestehen  mit  einer  sogenannten  «Welt- 
ausstellung» in  Luttich.  Ob  man  befürchtete,  das  hundert- 
jährige könnte  den  Staat  nicht  mehr  antreffen,  lassen 
wir  dahingestellt. 

Unmöglich  ist  es  nicht  und  ein  englisches,  deutsches 
oder  französisches  Protektorat  ist  auch  hier,  wie  bei  Hol- 
land, nicht  ganz  ausserhalb  aller  Frage.  Komplizirt 
werden  die  Verhältnisse  noch  durch  die  afrikanische 
Politik,  in  welche  Belgien  durch  die  schwer  definirbare 
Zugehörigkeit  des  Congostaates  verwickelt  ist,  der  seiner- 
seits stets  ein  Objekt  der  Begehrlichkeit  sowohl  Englands, 
als  Frankreichs  bilden  wird. 

In  dem  belgischen  Königshause  spielte  ein  Erb- 
schaftsprozess  des  Monarchen  mit  seinen  beiden  älteren 
Töchtern  eine  dem  monarchischen  Ansehen  unzukömm- 
liehe,  juristisch  dagegen  nicht  ganz  uninteressante 
Rolle.  Die  Töchter  wurden  schliesslich  von  dem  Appell- 
gericht in   Brüssel  abgewiesen.     In   dieser  Entscheidung 

h  Vgl.  darüber  Jahrbuch  XVI,  67L 

*)  Weil  dadurch  statt  eines  widerstandskräftigen  Mitt-el- 
staates  zwei  nur  auf  den  materiellen  Fortschritt  gerichtete 
Kleinstaaten  entstanden.  Jetzt  ist  wieder  von  einer  Allianz 
die  Rede,  die  aber  ihre  Schwierigkeiten  wegen  der  ewigen 
Neutralität  des  Einen  Alliirten  hätte. 
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liegt  indessen,   wie  die  A.  Z.  mit  Recht  sagt,  nicht  das 
Hauptinteresse  an  dem  richterlichen  Spruch,  sondern  in 
der  Art  der  Begründung  des  Urtheils.     Dieselbe  gipfelt 
darin,  dass  der  König  der  Belgier  die  von  der  belgischen 
Verfassung  und  Gesetzgebung  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten beim  Abschluss  seiner  Familienverträge  nicht  zu 
beachten  braucht.    Das  koburgische  Hausgesetz  und  das 
allgemeine  Fürstenrecht  können  für  ihn,  sofern  sein  In- 
teresse es  rathsam  erscheinen  lässt,  allein  massgebend  sein. 
Nach  dieser  Theorie  kann  also  der  König  Hei  rat  s  vertrage, 
vermögensrechtliche  und  letztwillige  Verfügungen  in  an- 
derer Form  rechtsgültig  abschliessen  oder  treffen,  als  die 
belgischen  Staatsbürger.     Nun  steht  aber  hiervon  in  der 
belgischen  Verfassung  nicht  das  Geringste.     Die  Konsti- 
tution  gewährt  dem  Monarchen   lediglich   das   Vorrecht 
der  UnVerantwortlichkeit  und  Unverletzlichkeit,  stellt  ihn 
aber  sonst,    insbesondere  was  seine   Privatakte  und  die 
Ordnung    seiner    Familienverhältnisse    betrifft,    auf   die 
gleiche  Stufe  mit  den  anderen  Staatsbürgern.   Ein  könig- 
liches Hausgesetz  oder  ein  spezielles  Fürstenrecht  kennt 
und  anerkennt  die  belgische  Verfassung  nicht.  Nun  wird 
durch  ein  gerichtliches  Urtheil  nicht  bloss  der  rechtliche 
Bestand  des  Fürstenrechtes  konstatirt,  sondern  dasselbe 
wird  sogar  über  die  belgische  Verfassung  gestellt.  Es  ist 
daher  leicht  begreiflich,   dass   die  Angelegenheit  grosses 
Aufsehen   erregt,    zumal  die   für  die   absolute  Gleichheit 
der  Staatsbürger  schwärmenden  Belgier  auf  eine  solche 
Begründung  des  Urtheils  absolut  nicht  gefasst  waren.  Der 
Oberste   Gerichts-   und  Kassationshof  wird   sich  mit  der 
Angelegenheit  noch  zu   befassen  haben  und  ein  endgül- 
tiges Urtheil  fällen.    Sollte  es  die  Entscheidung  des  Brüs- 
seler Appellgerichtshofes  bestätigen,  dann  dürfte  die  par- 
lamentarische Initiative  dazu  benutzt  werden,  um  in  Bel- 
gien für  die    Zukunft  die   Anwendung  eines  dort  völlig 
unbekannten  Fürstenrechtes  unmöghch  zu  machen. 

Die  beiden  Schwesterländer  würden  vielleicht  am 
b^en  thun,  bei  dem  nicht  unwahrscheinlichen  Aus- 
sterben des  Hauses  Uranien  ihre  Geschicke  von  Neuem, 
in  republikanischer   oder   monarchischer  Staatsform,   als 
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Bundestaat  oder  Staatenbund,  zu  vereinigen  und  überdies 
noch  Luxemburg  in  die  Verbindung  aufzunehmen. 

Auch  in  dem  kleinen  «Staate  Dänemark»,  dem  ein 
fatales  Wort  Hamlets  nachgeht,  scheinen  über  den  jetzi- 
gen Weltverhältnissen  und  bei  Anlass  des  unmotivirten 
Einlaufens  der  englischen  Flotte  in  die  Ostsee  wenigstens 
einige  Kreise  den  Kompass  ziemlich  eingebüsst  zu  haben, 
indem  ein  ernsthaftes  Blatt  «Politiken»  im  September 
d.  J.  folgenden  auffallenden  Passus  zu  Ehren  dieses  Er- 
eignisses enthielt : 

«Georg  Brandes  hat  sicherlich  nicht  wenige  ihm  zu- 
stimmende Gesinnungsgenossen,  als  er  vor  einiger  Zeit 
dem  Gedanken  Ausdruck  gab,  dass  Dänemarks  Aufgehen 
im  britischen  Reich,  unter  Beibehaltung  aller  Rechte 
einer  freien  Kolonie,  als  ferne  Zukunftsperspektive  für 
ihn  durchaus  nichts  Abschreckendes  habe.» 

Da  nehmen  wir  nun  allerdings  an,  Deutschland  würde,, 
zumal  nach  dem  Rückerwerb  Helgolands,  einer  solchen 
englischen  Kolonie  an  seiner  Nordgränze  noch  entschiede- 
neren Widerstand  entgegenstellen,  als  der  ehemals  dä- 
nischen Herrschaft  in  Schleswig-Holstein,  oder  einem  von 
Deutschland  unabhängigen  Fürstenthum.  Wenn  die 
Dänen  das  «ruere  in  servitium»,  das  jetzt  offenbar  bei 
einigen  nervöseren  Leuten  der  Kleinstaaten  seinen  Anfang 
nimmt,  wirklich  für  ein  ihrer  Geschichte  würdiges  Ende 
erachten  sollten,  so  würden  sie  mit  Naturnothwendigkeit 
Deutsche  w^erden  müssen,  nicht  Engländer. 

Weshalb  aber  dies  alles?  Gibt  es  denn  nicht  noch 
einen  besseren  Rath?  Die  fünf  konstitutionell-monarchi- 
schen Kleinstaaten  Europas,  Holland,  Belgien,  Dänemark^ 
Schweden,  Norwegen,  denen  sich  allfällig  noch  die  zwei 
weitern,  Luxemburg  und  Portugal,  anschliessen  könnten^ 
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falls  sie  nicht  bereits  unter  dem  Protektorat  Deutsch- 
lands und  Englands  stehen,  sollten  mit  der  Schweiz  zu- 
sammen eine  freie  Vereinigung  ohne  jede  äussere  staats- 
rechtliche Form  eingehen,  in  der  Absicht,  sich  gegen- 
seitig nach  Möglichkeit  zu  unterstützen  und  in  allen 
grösseren  europäischen  Fragen,  besonders  aber  auf  Kon- 
gressen in  der  Art  des  Haager  -  Kongresses,  eine  Gruppe 
mit  gemeinschaftlichem  Programm  zu  bilden.  Wir  hätten 
dann  in  Europa  künftig  folgende  Staatengruppirung 

1.  Die  sechs  Grossstaaten  :  Deutschland,  Frankreich, 
England,  Russland,  Oesterreich,  Italien,  mit  ihren  jewei- 
ligen Allianzverhältnissen  und  beständigen  Kriegsrüstungen. 

2.  Eine  friedliche  Kleinstaatengruppe  von  sechs  bis 
acht  Staaten. 

3.  Die  4  Protektoratsstaaten :  Andorra,  San  Marino, 
Liechtenstein,  Monaco  (falls  der  letztgenannte  Spielstaat 
noch  weiter  tolerii*t  werden  soll). 

4.  Den  werdenden  Bundesstaat  der  5  Balkanstaaten : 
Rumänien,  Serbien,  Bulgarien,  Griechenland,  Montenegro 
nebst  seinen  künftigen  Erweiterungen  auf  türkischem 
Gebiet,  falls  derselbe  selbständig  bleibt  und  nicht  mit 
den  beutigen  Österreich  -  ungarischen  Ländern  in  eine 
staatsrechtliche  Verbindung  tritt. 

5.  Vorläufig  noch  Spanien,  das  kein  Grossstaat  mehr 
ist  und  doch  in  die  Verbindung  der  Kleinstaaten  nicht 
recht  passt,  und  die  europäische  Türkei,  hinter  deren 
Staatsnamen  man  «in  liquid.»  setzen  darf. 

Von  den  Kleinstaaten  gehört  der  republikanischen 
Staatsform  an  vorläufig  nur  die  Schweiz,  künftig  vielleicht 
aber  auch  noch  Norwegen  und  Holland ;  vQn  den  Gross- 
staaten einstweilen  Frankreich.  Bundesstaaten  sind  einst- 
weilen  die   Schweiz   und  Deutschland,    kommende   sehr 
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wahrscheinlich  :  Oesterreich,  Enghmd,  Holland  -.  Belgien- 
Luxemburg,  Skandinavien  und  die  Balkanländer,  vielleicht 
in  weiterer  Ferne  sogar  Russland. 

Von  den  übrigen  Welttheilen  gehören  Amerika  und 
Australien  bereits  wesentlich  der  Bundesstaatsform  und 
künftig  wohl  ausschliesslich  der  Republik  an,  während 
in  Asien  noch  auf  lange  Zeit  der  monarchische  Staat  in 
mehr  oder  weniger  absoluter  Form  vorherrschend  bleiben 
wird. 

In  der  Weltpolitik  gibt  es  fortan  8  stets  zum  Krieg 
gerüstete  Grossstaaten,  die  6  europäischen  nebst  Japan 
und  Amerika  nebst  ihren  Dependenzen,  wozu  für  Japan 
China  und  vielleicht  künftig  holländisch  und  französisch 
Indien,  für  Amerika  jedenfalls  Südamerika,  Westindien 
und  Canada  gehören. 

Das  ist  aber  alles  doch  nicht  die  Hauptsache  und 
auch  nicht  das  Hauptinteresse  der  jetzigen  und  künftigen 
Generation  der  Weltbewohner.  Die  Frage  ist  vielmehr 
die,  ob  nicht  ein  «Reich  Gottes  auf  Erden»,  gleichviel 
unter  welchen  äussern  Formen  (die  doch  meist  nur  das 
Resultat  von  unabänderlichen  geschichtlichen  Ereignissen 
sind)  erstellt  werden  könne,  in  welchem  jedem  lebenden 
Wesen,  auch  dem  ärmsten  und  bisher  vernachlässigtsten 
ein  menschenwürdiges  Dasein  ermöglicht  sei  und  die 
Staatseinrichtung  ein  Mittel,  um  dies  in  möglichst  rascher 
und  zweckmässiger  Weise  herbeizuführen,  nicht  eine  Do- 
mäne einzelner  Familien,  oder  Khissen. 

Soweit  sollten  wir  jetzt,  wenigstens  in  Europa,  Ame- 
rika und  Australien,  gelangen  können,  dass  alles,  was 
dem  noch  z.  Z.  entgegensteht,  von  verständigen  Leuten  als 
auf  dem  Aussterbe-Etat  befindlich  angesehen  wird,  wenn 
sie  auch  die  Entwicklung  in  dieser  Richtung  nicht  ge- 
waltsam zu  beschleunigen  gewillt  sind. 
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Dann  werden  auch  die  Kriege  auf  Erden  allmälig 
ein  Ende  nehmen,  vorher  schwerlich. 

Es  wäre  dies  vielleicht  vorläufig  nicht  einmal  zu 
wünschen,  wie  der  soeben  beendete  Krieg  es  gezeigt  hat. 

Ein  sehr  sonderbarer  Vorgang  spielte  sich  in  diesem  Jahre 
in  den  bisher  «real  unirten»  Königreichen  Schwedenund 
Norwegen  ab,  eine  Art  von  unblutiger,  sogar  in  der 
Form  recht  höflicher  Revolution,  verbunden  mit  einer 
Volksabstimmung,  die  zum  ersten  Male  das  schweizerische 
Institut  des  Referendums  über  grosse  Staatsfragen  auf 
einen  andern,  sogar  einen  monarchischen  Staat  und  gegen 
den  theoretischen  «Souverän»  desselben  anwendete,  ein 
Ereigniss,  das  von  grosser  Tragweite  für  die  Theorie  und 
Praxis  der  monarchischen  Staatsform  ist.  Immerhin  würde 
man  sich  irren,  wenn  man  diesen  eigenthümlichen  Vor- 
gang als  das  Resultat  einer  plötzlichen,  oder  bloss  durch 
die  augenblicklich  vorliegenden  Differenzen  motivirten 
EntSchliessung  ansehen  würde. 

Die  Verbindung  zwischen  diesen  beiden  Staaten,  in 
der  Form,  die  man  theoretisch  eine  «Realunion»  nennt*) 
war  keine  althergebrachte,  gewissermassen  in  Fleisch  und 
Blut  vieler  Generationen  von  Menschen  übergegangene, 
und  auch  das  gemeinsame  Herrscherhaus  war  nicht  ein 
historisches,  mit  dessen  Namen  ruhmreiche  Erinnerungen 

*)  Dieselbe  beruht  auf  einem  Vertrag,  oder  einer  überein- 
stimmenden Verfassungsbestimmung  beider  Länder,  während 
die  Personalunion  bloss  durch  die  zufällige  Thatsache  herbei- 
geführt wird,  dass  der  Monarch  des  einen  Landes  auch  der 
des  andern  Landes,  meistens  in  Folge  monarchischen  Erbrechts 
ist.  Solche  Unionen  gibt  es  seit  dem  Aufhören  von  Holland 
und  Luxemburg  zur  Zeit  keine  mehr,  wenn  man  nicht  etwa 
Belgien-Congo.  oder  Coburg -Gotha  dazu  rechnen  will.  Eine 
Real-Union  ist  dagegen  zur  Zeit  noch  in  Oesterreich-Ungarn 
vorhanden,  wer  weiss,  auf  wie  lange? 
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verknüpft  waren,  an  denen  die  Menschen  mit  ihren  Herzen 
hängen.  Ohne  diese  beiden  thatsächlichen  Momente,  wo- 
zu vielleicht  ein  nicht  ganz  kluges  Verhalten  der  schwe- 
dischen Regierung  der  letzten  Zeit  und  eine  längst  vor- 
handene bestimmte  Tendenz  einer  Gruppe  von  «Intellec- 
tuels»  auf  der  anderen  Seite  kam,  wären  die  Vorgänge 
nicht  erklärlich;  namentlich  nicht  bei  verständigen,  ruhig 
gearteten  Völkern,  die  nicht  nach  plötzlichen  Impulsen 
handeln,  und  in  einer  Zeit,  die  mehr  den  Zusammenschluss 
der  Kleinstaaten  in  Europa  zu  verlangen  scheint,  als  die 
Trennung  von  Verbindungen. 

Norwegen  war  seit  dem  Jahre  1319,  nacli  dem  Aus- 
sterben seiner  einheimischen  Könige,  zueret  mit  Schweden, 
dann  aber  seit  1376  mit  Dänemark  personal  vereinigt, 
von^Dänemark  aber  stets  als  eine  blosse  Provinz  behan- 
delt  worden,  so  dass  ein  Plan,  dasselbe  (als  Ersatz  für 
Finnland  und  als  Preis  für  den  Beitritt  zu  der  europä- 
ischen Allianz  gegen  Frankreich)  mit  Schweden  zu  ver- 
einigen, in  den  Jahren  1812—1814  in  Norwegen  keine 
Schwierigkeit  fand.  Dennoch  hatte  noch  zuletzt  der  dä- 
nische Statthalter,  Prinz  Christian,  sich  auf  Grund  einer 
sehr  freien  Verfassung,  die  von  Delegirten  des  norwe- 
gischen Volkes  am  17.  Mai  1814  auf  dem  Eisenhammer 
Eidsvöld  angenommen  wurde,  zum  Könige  wählen  lassen, 
und  diese  Verfassung  blieb  dann  auch,  auf  Grund  der 
sog.  Konvention  von  Moss  mit  dem  Kronprinzen  Carl 
Johann  von  Schweden  (Bernadotte)  vom  14.  Aug.  1814 
(welchem  Russland  durch  den  Vertrag  von  Petersburg 
vom  24.  März  1812  den  Besitz  Norwegens  zugesichert 
hatte)  im  Wesentlichen  bis  auf  den  heutigen  Tag  das 
norwegische,  sehr  demokratisclie  Grundgesetz. 

König   von    Schweden    und    gleichzeitig    Norwegen 
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wurde  aber  am  5.  Februar  1818  der  französische  Mar- 
schall Johann  Baptist  Bernadotte,  der  auf  Vorschlag  des 
kinderlosen,  von  den  schwedischen  Ständen  gewählten 
Königs  Carl  XIII.,  ebenfalls  von  den  Ständen  zum  Kron- 
prinzen gewählt  und  von  dem  Könige  am  5.  Nov.  1810 
adoptirt  worden  war,  und  sich  durch  seine  diplomatische 
G^chicklichkeit  nach  Ablauf  der  napoleonischen  Aera 
und  gegen  den  legitimen  Thronerben  Gustav  Wasa 
(Sohn  des  am  10.  Mai  1809  von  den  schwedischen  Standen 
abgesetzten  Gustav  IV.)  auf  dem  Thron  zu  erhalten  ver- 
stand, obwohl  er  niemals  der  Landessprachen  seiner  zwei 
Reiche  mächtig  wurde,  lieber  die  Umstände,  unter  denen 
diese  eigenthümlich  unhistorische  Dynastie,  das  letzte  sicht- 
bare üeberbleibsel  der  napoleonischen  Zeit,  das  heute  noch 
existirt,  auf  den  Thron  gelangte,  enthielt^  der  deutsche 
«Reichsbotej^  vom  I.Juli  folgende  sonderbare  Erzählung : 

<Schweden  sah  sich  im  Jahre  1810  genöthigt,  einen 
Thronfolger  zu  suchen.  Der  damalige  Kronprinz  Karl 
August  war  plötzlich  gestorben,  und  König  Karl  XIII. 
und  seine  Regierung  entschieden  sich  nun  für  den  Prinzen 
Friedrich  Christian  von  Augustenburg,  den  Bruder  des 
verstorbenen  Thronfolgers.  Um  Napoleon  hiervon  zu  be- 
nachrichtigen, wurde  Frhr.  C.  O.  Mörner,  ein  junger  Lieute- 
nant, als  Kurier  nach  Paris  gesandt.  Aber  was  geschieht? 
Lieutenant  Mörner  dachte  nicht  daran,  seinen  Auftrag  aus- 
zufahren, sondern  nahm  auf  eigene  Faust  eine  Thronfolger- 
wahl vor,  indem  er  zum  Marschall  Bernadotte  ging  und 
ihm  vorschlug,  Kronprinz  von  Schweden  zu  werden. 
Gleich  vielen  seiner  Landsleute  erblickte  auch  Mörner 
einen  Vortheil  darin,  wenn  ein  französischer  Heerftihrer 
zum  Thronfolger  gewählt  würde,  weil  nämlich  Schweden 
durch  ein  BQndniss  mit  Frankreich  Aussicht  erhielt,  das 
ihm  entrissene  Finnland  wieder  zu  erobern.  Bernadotte 
.stellte  sich  auch  keineswegs  ablehnend  und  erklärte, 
nachdem  er  mit  Napoleon  Rücksprache  genommen,  dass 
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der  Kaiser  gegen  seine,  Bernadottes,  Wahl  zum  schwe- 
dischen Kronprinzen  nichts  einzuwenden  habe.  Mit  diesem 
Bescheid  kehrte  Mörner  nach  Stockholm  zurück.     Aber 
die  Regierung  war  mit  dem  kühnen  Streich  des  jungen 
Lieutenants  nichts  weniger  als  einverstanden  und  hielt  an 
dem  Prinzen  von  Augustenburg  fest.     Indessen  auf  dem 
Reichstag   zu   Oerebro,    der  im  Juli   1810  zusammentrat 
und    die    Thronfolgerfrage    erledigen   sollte,    schlug    die 
Stimmung    plötzlich    um,    worauf    auch    schliesslich    der 
König  und    auch  die  Regierung  ihre  Ansicht  änderten, 
laicht   wenig   hatte    dazu   beigetragen,    dass   Bernadotte 
emen  Agenten,  namens  Fournier,  nach  Schweden  sandte, 
der  kräftig  zu  Gunsten  des  Marschalls  wirkte.   Genug,  ein- 
stimmig und  unter  allgemeinem  Jubel  wählte  der  Reichstag 
am  21.  August  den  Marschall  Bernadotte,  Fürsten   von 
Pontecorvo,  zum   Kronprinzen  von  Schweden.    Noch  am 
selben  Tage  reiste  eine  Abordnung  nach  Paris,  um  Berna- 
dotte und  den  Kaiser  von  dem  Geschehenen  zu  unter- 
richten.   Aber  Napoleon  war  bedenklich  geworden  und 
forderte  von  seinem  Marschall  die  Zusage,   niemals   die 
Waffen  gegen  Frankreich  zu  führen.    t)ies  lehnte  Berna- 
dotte ab.   Lange  standen  sich  beide  schweigend  gegenüber, 
die  Blicke  fest  und  durchdringend  auf  einander  gerichtet. 
Dann  brach  Napoleon  in  die  ahnungsvollen  Worte  aus: 
«Nun  gut,  reisen   Sie,  und  mögen  sich  unsere  Geschicke 
erfüllen!» 

Am  2.  November  1810  hielt  Marschall  Bernadotte 
seinen  feierhchen  Einzug  in  Stockholm,  w^o  die  Stände 
einige  Tage  darauf  dem  neuen  Kronprinzen,  der  den  Namen 
Karl  Johann  angenommen  hatte  und  zur  lutherischen 
Kirche  übergetreten  war,  den  Eid  der  Treue  leisteten. 
Kaum  hatte  aber  der  Kronprinz  die  Regierungsgeschäfte 
übernommen  —  der  König  war  alt  und  kränklich  —  als 
sich  die  Schweden  in  ihren  Berechnungen  getäuscht  sahen. 
Karl  Johann  machte  die  Vereinigung  Norw^egens  mit 
Schweden  zum  Kernpunkt  seiner  Pplitik.  Dies  hielt  er 
für  nützlicher,  als  die  Wiedereroberung  Finnlands,  und 
dementsprechend  liess  er  es  zum  Bruch  mit  seinem  ehe- 
maligen Herrn  kommen  und  schloss  sich  der  Koalition  gegen 
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Napoleon  an,  wofür  ihm  die  Verbündeten  den  Besitz  Nor- 
wegens zusicherten.  Die  Gründung  der  schwedisch-nor- 
wegischen Union  war  somit  sein  hervorragendstes  Werk, 
das  trotz  aller  Mängel  und  Reibungen,  die  schon  unter 
Karl  Johanns  Regierungszeit  hervortraten,  die  Einleitung 
zu  einer  langen  Friedenszeit  für  die  skandinavische  Halb- 
insel wurde.  Merkwürdig  ist,  wie  wenig  Freude  Karl 
Johanns  Gemahlin  Desiree  Clary  (eine  Kaufmannstochter 
aus  Marseille)  an  ihrer  Erhebung  hatte.  Sie  war  geradezu 
verzweifelt,  als  sie  Frankreich  verlassen  sollte.  Ende 
1810  landete  sie  in  Schweden,  kehrte  aber  bereits  im 
nächsten  Sommer  nach  Paris  zurück,  und  erst  im  Jahre 
1823  liess  sie  sich  endgültig  in  Stockholm  nieder.  Ihrer 
Ehe  mit  Karl  Johann  war  ein  Sohn  entsprossen,  der, 
im  Jahre  1799  in  Paris  geboren,  am  8.  März  1844  unter 
dem  Namen  Oskar  I.  den  Thron  bestieg.  Bemerkens werth 
in  seiner  Regierungszeit  ist  das  Auftreten  des  Skandina- 
vismus,  dessen  Streben  dahin  ging,  Schweden,  Norwegen 
und  Dänemark  zu  einem  Staatenbund  zu  vereinigen  und 
der  seinen  Ausdruck  in  zahlreichen  skandinavischen  Stu- 
dentenzusammenkünften fand.  Einen  nicht  minder  warmen 
Anhänger  fand  diese  Bewegung  in  seinem  Nachfolger, 
König  Karl  XV.,  der  1857  die  Regierung  übernahm  und 
in  den  sechziger  Jahren  im  Begriff  stand,  mit  Dänemark 
einVertheidigungsbündniss  abzuschliessen,  als  der  plötzliche 
Tod  des  dänischen  Königs  Friedrich  VII.  die  Pläne  kreuzte. 
Mit  Schmer/  musste  Karl  XV.  unthätig  den  Ereignissen 
von  1864  zusehen,  auch  unionelle  Reibungen  trübten  seine 
Regierungszeit.  Er  starb  am  18.  September  1872,  worauf 
König  Oskar  II.  den  Thron  bestieg.» 

Mit  diesem  gegenwärtigen  Könige  begannen  die  Rei- 
bungen zwischen  den  beiden  Staaten.  Schliesslich  bezogen 
sie  sich  wesentlich  auf  die  Aufhebung  des  gemeinsamen 
Konsulatswesens  und  der  Vertretung  Norwegens  nach 
Aussen  durch  das  schwedische  Ministerum  des  Aeuasern; 
doch  hatten  in  Wirklichkeit  weder  das  unhistorische  Kö- 
nigshaus, noch  die  Verbindung  mit  Schweden  tiefe  Wurzeln 
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im  norwegischen  Volke  gefasst  und  wer  jemals  das  schon 
längst  erschienene  Drama  «Der  König»  von  Bjömson  ge- 
lesen hatte,  der  musste  sich  klar  darüber  sein,  was  das 
Ende  sein  werde,  nämlich  Trennung  von  Schweden  und 
nicht  bloss  das,  sondern  schliesslich  die  Republik,  die 
virtuell  eigentlich  gegenüber  dem  machtlosen  Königthiim 
schon  längst  bestanden  hat.  Diese  letzte  Phase  ist  noch 
zu  erwarten  und  wird  mit  Sicherheit  früher  oder  später 
eintreten. 

Die  Aktenstücke,  mittelst  deren  sich  nun  diese 
«höfliche  Revolution >  vollzog,  sind  folgende : 

Abschiedsgesuch  der  norwegischen  Regierung. 

«Falls  Eure  Majestät  nicht  geneigt  sein  sollte,  dem 
Ansuchen  der  norwegischen  Regierung  um  Genehmigung 
des  vom  Storthing  angenommenen  Gesetzes  betreffend 
das  norwegische  Konsulatswesen  zuzustimmen,  erlauben 
wir  uns  unterthänigst,  zu  beantragen,  dass  wir  sofort  von 
unsern  Aemtern  als  Mitglieder  des  Rathes  Eurer  Majestät 
entbunden  werden,  da  keiner  von  uns  den  Beschluss 
gegenzeichnen  will,  welchen  wir  als  offenkundig  schädlich 
für  das  Reich  ansehen.  Die  Zurückweisung  des  von  der 
Regierung  einstimmig  beschlossenen  Ansuchens  betref- 
fend das  vom  norwegischen  Storthing ,  einstimmig  ange- 
nommene Gesetz,  dessen  Durchführung  das  ganze  nor- 
wegische Volk  fordert,  kann  nach  unserer  Ansicht  nicht 
mit  den  Interessen  Norwegens  begründet  werden.  Sie 
würde  vielmehr  eine  Bedrohung  der  Souveränität  des 
Reiches  in  sich  schliessen  und  der  Ausdruck  einer  per- 
sönlichen Königsgewalt  sein,  die  dem  Grundgesetz  und 
der  konstitutionellen  Praxis  widerstreitet.» 

Christiania,  7.  Juni.    (Telegramm.) 

Nachdem  die  norwegische  Regierung  heute  Vormittag 
in  der  Sitzung  des  Storthing  die  Erklärung  abgegeben 
hatte,  dass  sie  von  diesem  Tage  an  von  ihren  Aemtern 
zurückgetreten  sei,  fasste  das  Storthing  einstimmig  und 
ohne  Debatte  folgenden  Beschluss : 
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*Da  die  sämmtlichen  Mitglieder  des  Staatsraths  ihre 
Aeniter  niedergelegt  Iiaben,  da  der  König  sich  ausser 
Staude  erklärt  hat,  dem  Lande  eine  neue  Regierung  zu 
verschaifen  und  da  die  konstitutionelle  Königsmaeht  so- 
mit ausser  Wirksamkeit  getreten  ist,  werden  die  Mitglieder 
des  heute  abgetretenen  Staatsrathes  vom  Storthing  er- 
mächtigt, bis  auf  weiteres  als  norwegische  Regierung  die 
dem  König  zustehende  Macht  auszuüben  in  Ueberein- 
Stimmung  mit  der  Verfassung  Norwegens  und  den  gel- 
tenden Gesetzen  mit  den  Aenderungen,  welche  dadurch 
nothwendig  werden,  dass  die  Vereinigung  mit  Schweden 
unter  einem  König  als  Folge  davon  aufgelöst  ist  und  dass 
der  König  aufgehört  hat,  als  norwegischer  König  zu  fun- 
giren. 

Staatsminister  Michelsen  hat  Namens  der  Regierung 
die  ehrenvolle  aber  schwierige  Aufgabe,  die  das  Storthing 
ihm  übertragen,  angenommen.  Weiter  wurde  gegen  5 
Stimmen  der  Sozialisten  eine  Adresse  an  den  König  an- 
genommen. Es  wird  erwartet,  dass  das  Storthing  im 
Laufe  des  Tages  auch  eine  Proklamation  an  das  nor- 
wegische Volk  annimmt.» 

Die  vom  Storthing  angenommene  Adresse  an  den 
König  hatte  folgenden  Wortlaut: 

«Majestät!  Da  sämmtliche  Mitglieder  des  Staats- 
raths heute  im  Storthing  ihre  Aemter  niedergelegt  und 
da  Ew.  Majestät  im  Protokoll  vom  27.  Mai  offiziell  erklärt 
haben,  da.ss  Ew.  Majestät  sich  nicht  im  Stande  sehen,  dem 
Lande  eine  neue  Regierung  zu  verschaffen,  ist  die  kon- 
stitutionelle Königsmacht  in  Norwegen  somit  ausser  Wirk- 
samkeit getreten.  Es  ist  daher  Pflicht  für  das  Storthing 
als  Vertreter  des  norwegischen  Volkes  gewesen,  unver- 
zügUch  die  Mitgheder  des  abgetretenen  Staatsraths  zu 
ermächtigen,  als  norwegische  Regierung  bis  auf  weiteres 
die  dem  Könige  zustehende  Macht  auszuüben  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Verfassung  des  Königreichs  Nor- 
wegen und  den  geltenden  Gesetzen  mit  den  Aenderungen, 
welche  dadurch  nothwendig  werden,  dass  die  Vereinigung 
mit  Schweden,  welche  einen  gemeinsamen  König  voraus- 
setzt, als  Folge  davon  aufgelöst  ist  und  dass  der  König 
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aufgehört  hat,  als  norwegischer  König  zu  fungiren.  Der 
Gang  der  Entwicklung,  der  mächtiger  gewesen  ist  als 
der  Wunsch  und  Wille  des  Einzelnen,  hat  zu  diesem  Re- 
sultat geführt.  Die  1814  eingegangene  Union  ist  bereits 
von  der  ersten  Stunde  an  ihrem  Wesen  und  Inhalt  nach 
von  den  beiden  Völkern  verschieden  aufgefasst  worden. 
Von  schwedischer  Seite  sind  Bestrebungen  ausgegangen, 
die  Gemeinschaft  auszudehnen,  von  norwegischer  Seite 
Bestrebungen,  sie  auf  die  in  der  Reichsakte  vorgeschrie- 
bene Gemeinschaft  zu  beschränken  und  im  Uebrigen  die 
Alleingewalt  der  beiden  Reiche  in  allen  Angelegenheiten 
geltend  zu  machen,  welche  nicht  in  der  Reichsakte  als 
unionelle  bezeichnet  sind.  Der  prinzipielle  Gegensatz  in 
der  Auffassung  über  den  Charakter  der  Union  hat  viel 
Missverständniss  zwischen  den  Völkern  hervorgerufen 
und  manche  Reibungen  veranlasst. 

In  der  Auffassung,  welche  während  der  letzten  Ver- 
handlungen zwischen  den  boiden  Reichen  von  der  schwe- 
dischen Regierung  gegenüber  Norwegen  geltend  gemacht 
wurde^  hat  das  norwegische  Volk  eine  Kränkung  seines 
verfassungsmässigen  Rechts,  seiner  Selbständigkeit  und 
nationalen  Ehre  sehen  müssen.  Die  Union  hatte  ihre 
Berechtigung,  solange  sie  dazu  beitragen  konnte,  Wohl- 
fahrt und  Glück  beider  Völker  zu  fördern  unter  Wah- 
rung ihrer  Selbständigkeit  als  souveräne  Staaten.  Aber 
über  der  Union  steht  für  uns  Norweger  unser  norwegi- 
sches, für  die  Schweden  das  schwedische  Vaterland,  und 
werthvoller  als  die  politische  Verbindung  sind  das  Soli- 
daritätsgefühl und  freiwilliges  Zusammenhalten  der  beiden 
Völker.  Für  dieses  Solidaritätsgefühl  zwischen  dem  nor- 
wegischen und  dem  schwedischen  Volke,  welches  das 
Glück  der  beiden  Völker  sichern  und  ihre  Stärke  nach 
aussen  sein  sollte,  ist  die  Union   eine  Gefahr  geworden. 

Wenn  die  Vereinigung  jetzt  gelöst  wird,  hat  das  nor- 
wegische Volk  keinen  anderen  Wunsch,  als  in  einem 
guten  Verständniss  mit  allen  und  nicht  zum  Wenigsten 
mit  dem  Volke  Schwedens  und  der  Dynastie  zu  leben, 
unter  deren  Leitung  unser  Land  trotz  vieler  und  bitterer 
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Unionsstreitigkeiten   ein    so   bedeutendes    geistiges    und 
materielles  Waehsthum  erfahren  hat. 

Als  Zeugniss  dafür,  dass  die  Arbeit  und  der  Kampf 
des  norwegischen  Volkes  für  die  volle  Selbständigkeit 
des  Vaterlandes  nicht  in  irgendwelcher  Missstimmung 
gegen  das  königliche  Haus  oder  das  schwedische  Volk 
begründet  gewesen  ist  und  keine  Bitterkeit  gegen  einen 
von  ihnen  hinterlassen  hat,  ersucht  das  Storthing  ehrer- 
bietigst Seine  Majestät  um  die  Mitwirkung,  dass  einem 
Prinzen  aus  seiner  Majestät  Haus  gestattet  wird,  unter 
Aufgabe  seines  Erbrechtes  an  den  Thron  Schwedens  die 
Wahl  zum  König  von  Norwegen  anzunehmen.  Der  Tag, 
an  dem  djis  norwegische  Volk  seinen  eigenen  König  er- 
hält, um  den  alten  Thron  Norwegens  zu  besteigen,  wird 
die  Aera  ruhigerer  Arbeitsbedingungen  für  Norwegen, 
eines  guten,  herzlichen  Verhältnisses  zum  schwedischen 
Volk  und  des  Friedens,  der  Eintracht  und  des  treuen 
Zusammenhaltens  im  Norden  zum  Schutze  der  Kultur 
der  Völker,  ihrer  Freiheit  und  ihrer  Selbständigkeit  ein- 
leiten. Hiervon  überzeugt,  wagt  es  das  Storthing,  die 
sichere  Hoffnung  auszusprechen,  dass  das,  was  jetzt  ge- 
schehen ist,  sich  zum  Guten  für  alle  wenden  wird,  auch 
für  Ew.  Majestät,  für  dessen  Person  das  norwegische 
Volk  Hochachtung  und  Ergebenheit  bewahren  wird.» 

Nachdem  das  Storthing  den  vorerwähnten  Beschluss 
gefasst  hatte,  hielt  der  Präsident  Berner  eine  kurze  Rede, 
in  der  er  die  ernste  Bedeutung  des  gethanen  Schrittes 
hervorhob.  Er  schloss  mit  dem  Wunsche:  «Gottbewahre 
das  Vaterland!»  in  den  die  ganze  Versammlung  ein- 
stimmte. 

«Stockholm,  7.  Juni    (Telegramm). 

Der  König  sandte  heute  folgendes  Telegramm  an 
Staatsminister  Michelsen  in  Christiania:  «Ich  habe  die 
Mittheilung  des  Staatsrathes  empfangen.  Ich  lege  den 
bestimmtesten  Protest  gegen  die  Handlungsweise  der 
Regierung  ein.»  An  den  Präsidenten  des  Storthings, 
Berner,  sandte  er  ein  Telegramm,  in  dem  er  demselben 
mittheilt,  dass  er  dem  Staatsrath  Michelsen  den  bestimm- 
testen Protest  gegen  die  Handlungsweise  des  Staatsrathes 
übermittelt  habe.» 
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In  Schweden  war  die  Stimmung  gegenüber  dieser 
«Aufköndung»  an  den  König  eine  anfänglich  sehr  gereizte; 
doch  war  an  eine  Aufrechthaltung  der  Union  mit  Waffen- 
gewalt kaum  ernstlich  zu  denken  und  beschränkte  man 
sich  schliesslich  bald  darauf,  vorerst  einige  Garantien  für 
ein  künftiges  friedliches  Zusammenleben  der  beiden  ge- 
trennten Reiche  zu  verlangen,  worunter  eine  Art  von 
neutraler  Gränzzone,  Schleifung  der  Gränzfestungen, 
Rennthierweiderechte  an  der  Gränze  und  ein  günstiger 
Handelsvertrag,  worüber  Verhandlungen  in  Carlsstad  ge- 
pflogen wurden,  die  bald  zu  einer  Einigung  führten.  Die 
weiteren  Aktenstücke  darüber  sind  folgende: 

«Stockholm,  25.  Sept.  (Telegramm.) 

Die  schwedischen  und  norwegischen  Delegirten  einig- 
ten sich  in  Carlsstad  über  folgenden  Entwurf  zu  einem 
Uebereinkommen  zwischen  den  beiden  Reichen: 

'iA)  Betreffend  die  Verweisung  von  Streitigkeiten  an 
das  Schiedsgericht. 

Die  Reiche  verpflichten  sich,  an  den  Schiedsgerichts- 
hof im  Haag  diejenigen  Streitigkeiten  zu  verweisen,  die 
nicht  die  Unabhängigkeit,  Integrität  und  vitale  Interessen 
beider  Länder  berühren.  Sollten  die  beiden  Reiche  nicht 
darüber  einig  werden  können,  ob  ein  entstehender  Streit 
vitale  Interessen  eines  Landes  berührt,  so  wird  diese 
Frage  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  unterworfen. 
Zur  Entscheidung  durch  das  Haager  Schiedsgericht  werden 
jedoch  nicht  Streitigkeiten  über  die  Auslegung  oder  Durch- 
führung des  Uebereinkommens  verwiesen,  das  im  Zusam- 
menhang mit  der  Auflösung  der  Union  abgeschlossen 
wird.  Das  Uebereinkommen  soll  10  Jahre  vom  Tage  der 
Unterzeichnung  an  gelten  und  für  den  gleichen  Zeitraum 
verlängert  werden,  wenn  es  nicht  von  einer  Seite  min- 
destens 2  Jahre  vor  dem  Ausgang  der  zehnjährigen  Periode 
gekündigt  wird. 

B)  Betreffend  die  neutrale  Zone,  Niederlegung  der 
Festungen  u.  s.  w. 
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Auf  den  beiden  Tlieilen  des  südlichen  Theiles  der 
Gränze,  zwischen  den  beiden  Reichen,  wird  eine  neutrale 
Zone  von  15  Kilometer  Breite  auf  jeder  Seite  errichtet. 
In  die  neutrale  Zone  sind  die  Inseln  Schären  eingeschlos- 
sen, aber  nicht  die  Theile  des  Meeres  selbst  mit  seinen 
Buchten,  die  innerhalb  die  Gränzlinie  der  Zone  fallen. 

Die  für  das  Heer  bestimmten  Vorrtithsniederlagen 
dürfen  nicht  beibehalten  oder  solche  neu  innerhalb  der 
neutralen  Zone  angelegt  werden.  Diese  Bestimmungen 
gelten  jedoch  nicht  für  den  Fall,  dass  sich  die  Reiche 
gegen  einen  gemeinsamen  Feind  beistehen.  Auch  sind 
sie,  wenn  eines  der  Reiche  mit  einer  dritten  Macht  Krieg 
fQhrt,  nicht  bindend  für  dieses  Reich  hinsichtlich  seines 
2iOnengebietes  oder  für  das  andere  Reich,  soweit  die  Be- 
hauptung seiner  Neutralität  in  Frage  kommt.  Auf  Grund 
dieser  Bestimmungen  sollen  die  Befestigungen,  welche 
innerhalb  der  Zone  sich  befinden,  niedergelegt  werden, 
nämlich  die  norwegischen  Befestigungsgruppen :  Frederik- 
sten  mit  dem  Fort  Gyldenlowe,  Cverbjergetveden,  Hjelm- 
koUen,  Oerje  mit  Kroksund,  sowie  Urskog  (Vingsrud).  Die 
genannten  Befestigungen  sollen  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  acht  Monaten  als  solche  unbrauchbar  gemacht  werden. 
Die  alten  Befestigungswerke  bei  Frederiksten,  Gylden- 
lowe und  Overbjerget  sollen  jedoch  beibehalten  werden, 
dürfen  aber  nicht  fortifikatorisch  erhalten  werden. 

Nähere  Bestimmungen  wegen  der  zu  treffenden  Mass- 
regeln werden  einem  besonderen  Uebereinkommen  vor- 
behalten. Die  Kontrolle  über  die  Durchführung  der  Mass- 
regeln soll  durch  eine  aus  drei  ausländischen  weder 
schwedischen  noch  norwegischen  Offizieren  bestehende 
Kommission  ausgeübt  werden.  Schweden  und  Norwegen 
wählen  je  einen  dieser  drei  Offiziere.  Die  beiden  so  Ge- 
wählten wählen  den  dritten  Offizier.  Wenn  sich  die 
beiden  Offiziere  nicht  einigen  können,  wird  der  dritte 
Offizier  vom  Präsidenten  des  schweizerischen  Bundes- 
rathes  gewählt.  Die  Kongsvinger  Befestigungsgruppe  darf 
nicht  erweitert  werden  weder  hinsichtlich  der  Armirung, 
noch  hinsichtlich  der  Besatzung.  Neue  Befestigungen 
dürfen  als  Folge  hiervon  nicht  innerhalb  eines  Abstandes 
von  10  Kilometer  von  der  alten  Kongsvinger  Festung  an- 
gelegt werden. 
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Das  Uebereinkommen  tritt  sobald  als  möglich  in  Kraft 
und  kann  nicht  einseitig  aufgehoben  werden. 

Die  Punkte  C,  D  und  E  geben  nähere  Bestimmungen 
über  die  Weidegerechtsame  der  Lappen,  den  Transitver- 
kehr zwischen  den  beiden  Ländern  und  die  Benützung 
der  gemeinschaftlichen  Wasserwerke. 

Betreffend  die  Art  und  Weise,  wie  die  Union  auf- 
gelöst werden  soll,  sind  die  Delegirten  über  folgenden 
Vorschlag  einig  geworden:  Dem  Reichstag  eines  jeden 
der  beiden  Reiche  wird  ein  Antrag  auf  Billigung  des  oben 
berichteten  Entwurfs  zu  dem  Uebereinkommen  unter 
Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  vorgelegt,  so  dass  das 
Uebereinkommen  gelten  soll,  nachdem  Schweden  Nor- 
wegen als  einen  von  der  Union  mit  Schweden  losgelösten 
Staat  anerkannt  hat.  Wenn  dieser  Entwurf  von  den 
Reichstagen  beider  Länder  gebilligt  ist,  wird  unter  der 
Bedingung,  dass  das  Uebereinkommen  in  gebührender 
Form  unterzeichnet  ist,  der  schwedische  Reichstag  er- 
sucht, von  Seiten  Schwedens  die  Reichsakte  aufzuheben 
und  den  König  zu  ermächtigen,  Norwegen  anzuerkennen. 
Nachdem  die  Anerkennung  erfolgt  ist,  werden  die  Ver- 
träge in  Uebereinstimmung  mit  dem  Beschluss  der  Reichs- 
tage unterzeichnet.  Eine  Ratifikation  ist  nicht  nothwendig. 
Nach  Unterzeichnung  der  Verträge  notifizirt  Schweden 
sobald  wie  möglich  die  fremden  Mächte  über  seine  An- 
erkennung Norwegens  als  eines  von  der  Union  mit  Schwe- 
den losgelösten  Staates.  Jedes  Reich  richtet  hierauf  an 
die  fremden  Mächte,  mit  denen  es  geltende,  gegenseitig 
bindende  Verträge  abgeschlossen  hat,  das  Ersuchen,  an- 
zuerkennen, dass  die  Gemeinschaft  zwischen  Schweden 
und  Norwegen  hinsichtlich  der  Rechte  und  Pflichten  ge- 
mäss jener  Verträge  aufgehört  hat,  so  dass  das  eine  Reich 
nicht  länger  die  Verantwortung  für  die  Erfüllung  von  Ver. 
pflichtungen  hat,  welche  auf  dem  anderen  Reiche  ruhen.» 

Stockholm,  17.  Okt. 

Die  Thronrede,  mit  welcher  der  König  heute  die 
ausserordentliche  Session  des  Reichstags,  in  der  die  Lösung 
der  Union  mit  Norwegen  zugestanden  wurde,  geschlossen 
hat,  lautet  wie  folgt: 
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<Es  ist  ein  bedeutungsvoller  Augenblick,  in  dem  Ich 
jetzt  in  diesem  Saale  Meine  Stimme  erhebe.  Die  1814 
gegründete  Vereinigung  zwischen  den  in  den  vorausge- 
gangenen Jahrhunderten  zersplitterten  Völkern  der  skandi- 
navisclien  Halbinsel  ist  gebrochen  worden.  Der  schwedi- 
sche Reichstag  hat  durch  seinen  am  16.  Oktober  gefassten 
Bescbluss  Meinen  Vorschlag  bezüglich  dieser  Auflösung 
gutgeheissen,  und  wahrhaftig  nicht  ohne  tiefen  Schmerz 
sehe  Ich  die  ehemalige  Trennung  der  beiden  nahver- 
wandten Völker  wieder  eintreten.  Die  Schwierigkeiten 
und  Gefahren,  welche  in  dem  fast  ein  Jahrhundert  alten 
BOndniss  für  immer  beseitigt  schienen,  sind  möglicher- 
weise neuerlich  zum  Leben  erweckt ;  doch  will  Ich  nicht 
die  Hoffnung  unterdrücken,  dass,  obwohl  die  politische 
Vereinigung  leider  nicht  länger  besteht,  ein  dauerhafter 
Friede  zwischen  den  Völkern  Schwedens  und  Norwegens 
zukünftig  bewahrt  wird  zur  Sicherheit  und  zum  Glück 
beider  Nationen.  Ich  bin  gewiss,  dass  eine  gute  Grund- 
lage hierfür  durch  das  Abkommen  mit  Norwegen  gelegt 
ist,  das  beide  Nationen  auf  Meinen  Antrag  angenommen 
haben.  In  dieser  Stunde  muss  Ich  —  nicht  ohne  tiefe 
Bewegung  —  laut  Meinen  warmen  und  innigen  Dank  für 
alle  treue  Ergebenheit  aussprechen,  welche  das  edle  Volk 
Schwedens  Mir  in  der  für  Mich  so  schmerzlichen  Zeit  der 
Prüfung  erwiesen,  die  seit  dem  7.  Juni  1905  gewährt  hat. 
Die  Elrinnerung  daran  will  Ich  nicht  allein  in  Meinem 
Herzen  bis  zur  letzten  Stunde  Meines  Lebens  bewahren, 
sie  soll  Mich  auch  ständig  mahnen,  die  Kräfte,  welche 
Mir  in  Meinem  hohen  Alter  noch  übrig  geblieben  sind, 
zum  Besten  des  Landes  und  des  Volkes  anzuwenden,  das 
Mir  so  treue  Liebe  bewiesen  hat.  Ich  erkläre  hiermit  den 
ausserordentlichen  Reichstag  für  geschlossen  und  verbleibe 
Ihnen,  Meinen  werthen Herren  und  schwedischen  Männern, 
mit  aller  königlichen  Gnade  und  Huld  stets  wohlgewogen.» 

Die  feierliche  Schliessung  der  Session  war  Mittags 
durch  einen  Gottesdienst  in  der  Schlosskapelle  eingeleitet 
worden,  dem  auch  der  Kronprinz  und  die  übrigen  Prinzen 
des  königlichen  Hauses  beiwohnten.  Von  der  Schloss- 
kapeUe   begaben   sich    die    Reichstagsmitglieder    in   den 
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grossen  Reichstagssaal.  Nachdem  die  königlichen  Herr- 
schaften und  die  übrigen  Anwesenden  die  Plätze  ein- 
genommen hatten,  traten  die  beiden  Präsidenten  vor  den 
Thron  und  brachten  dem  König  die  Huldigungen  der 
Kammern  dar.  Beide  Redner  nahmen  Bezug  darauf,  dass 
die  Union  nun  gebrochen  sei,  doch  betonten  sie  zugleich, 
dess  Schweden  ohne  Misstrauen  in  die  Zukunft  sehe.  Der 
Präsident  der  Zweiten  Kammer  hob  namentlich  hervor, 
dass  die  Zeitgenossen  König  Oskar  die  Ehre  für  die  fried- 
liche Lösung  des  Konfliktes  zuerkannt  hätten.  Der  Mi- 
nisterpräsident Lundeberg  trat  hierauf  vor  den  Thron  und 
verlas  den  auf  die  Lösung  der  Union  bezüglichen  Be- 
schluss  des  Reichstages,  worauf  der  König  mit  kräftiger 
Stimme,  aber  bewegt,  die  vorstehend  mitgetheilte  Thron- 
rede hielt. 

«Stockholm,  27.  Okt. 

König  Oskar  hat  an  den  Präsidenten  des  norwegischen 
Storthings  ein  Schreiben  gerichtet,  in  welchem  es  heisst: 

«Nachdem  ich  Norwegen  als  einen  von  Schweden 
vollständig  getrennten  Staat  anerkannt  habe,  benach- 
richtige ich  Sie,  dass  ich  beschlossen  habe,  auf  die  Krone 
Norwegens  zu  verzichten,  die  mir  trotz  meines  guten 
Willens  im  Laufe  der  Jahre  so  viel  bittere  Sorgen  be- 
reitet hat.  Ich  wünsche  aber  dem  Lande  und  dem  Volke 
nur  Gutes.  In  Anbetracht  der  Wendung,  welche  die  Be- 
ziehungen in  den  beiden  Ländern  zu  einander  genommen 
haben,  kann  ich  nicht  glauben,  dass  es  für  das  Glück 
Schwedens  oder  Norwegens  wäre,  wenn  ein  Prinz  meines 
Hauses  die  Wahl  zum  König  von  Norwegen  annehme. 
In  beiden  Ländern  würde  es  sicher  nicht  ausbleiben,  dass 
Misstrauen  sich  erheben  würde,  das  sich  ebenso  gegen 
ihn  wie  gegen  mich  wenden  würde.  Dieses  Misstrauen 
könnte  nur  ein  Hinderniss  werden  für  die  Besserung  der 
gegenseitigen  Beziehungen  der  zukünftig  leider  getrennten 
beiden  Völker.  Ich  kann  also  das  Anerbieten  des  Storthings 
nicht  annehmen.» 

Der  König  dankt  schliesslich  allen,  die  während  seiner 
Regierung  ihm  in  Norwegen  treu  gedient  haben  und  ihm 
ihre  Zuneigung  noch  bewahren  sollten. 
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«Christiania,  1®""  novembre. 

Dans  sa  seance  de  mardi  soir,  le  Storthing  a  repousse, 
par  86  voix  contre  30,  une  proposition  tendant  k  ce  qu'un 
plebiscite  eüt  lieu  sur  la  forme  du  futur  Etat.  U  a 
adopte^  par  87  voix  contre  29,  une  proposition  du 
gouvemement  suivant  laquelle  ce  dernier  est  autorise  ä 
n^gocier  avec  le  prince  Charles  de  Danemark  et  ä  lui 
demander  s'il  accepterait  une  election,  sous  reserve  de 
ratification  par  un  plebiscite.» 

Das  norwegische  Parlament  hatte  seine  erfolgreiche 
Politik  auf  die  radikalste  Massregel,  die  denkbar  war, 
gestützt,  nämlich  den  Beschluss,  die  Trennung  von  Schwe- 
den durch  eine  allgemeine  Volksabstimmung  be- 
stätigen zu  lassen.  Dieselbe  fand  am  13.  Aug.  statt  und 
ergab  368,200  Stimmen  für  und  bloss  184  gegen  die  Tren- 
nung. Die  norwegischen  Frauen ,  obwohl  thatsächlich 
bisher  nicht  stimmfähig,  veranstalteten  auch  eine  freiwillige 
Abstimmung  mit  dem  gleichen  Mehrheitserfolg.  Sie 
zeigen  damit  den  unsrigen  den  Weg,  wie  sie  das 
Stimmrecht  erlangen  können.  Wenn  dieselben  sich 
organisiren  und  bei  jeder  ganz  grossen  Staatsfrage, 
namentlich  aber  solchen,  welche  die  öffentliche  Moral 
(local  Option  gegen  den  Alkohol,  Initiative  gegen  Spiel- 
häoser)  betreffen,  auch  abstimmen  würden,  so  würde  dieser 
Einfluss  ein  durchaus  nicht  geringer  sein. 

Ueberhaupt  wird  dieses  norwegische  Referendum 
die  Zukunft  in  den  wahrhaft  konstitutionellen  Monarchien 
für  sich  haben,  und  es  ist  die  ganze  Frage  damit  stark 
in  den  Vordergrund  gerückt  worden.  In  Oesterreich-Ungarn 
ist  bereits  davon  die  Rede,  dem  Volke  dieses  Recht  zu 
verleihen  und  in  England,  Holland,  Belgien  kann  es 
gar  nicht  ausbleiben.  Offenbar  ist  dies  aber  ein  erster 
Schritt  in   der  Richtung  nach   der  Republik,   denn   die 

32 


498  Jahresbericht  1905. 

Souveränität  steht  dann  bei  dem  Volke,  das  dann  auch 
die  monarchische  Verfassung  beseitigen  kann  und  in  man- 
chen Fällen  wird,  wo  nämlich  das  Königthum  nicht  starke 
historische  Wurzeln  hat. 

lieber  diese  Krise  sind  mehrere  Schriften  herausge. 
kommen,  besonders  Prof.  Eden  in  Upsala  «la  Suede  veut 
la  paix»,  Dr.  Nordland  «die  schwedisch-norwegische  Krise» 
und  Fridjof  Nansen  «Norwegen  und  die  Union  mit 
Schweden». 

Seither  ist  nun  wirkUch  der  Prinz  Carl  von  Dänemark, 
auch  durch  eine  Volksabstimmung,  mit  259,563  gegen 
62,264  Stinmien,  zum  König  gewählt  worden  und  nahm 
die  ihm  angebotene  Krone,  und  den  Namen  Hakon  VII. 
an,  was  wir  für  eine  «Absonderlichkeit»,  zum  mindesten 
gesagt,  ansehen.  Er  wird  dadurch  so  wenig  der  legitime 
Nachfolger  der  norwegischen  Könige  des  14.  Jahrhunderts, 
als  Bernadotte  der  Nachfolger  Gustav  Adolfs  wurde.  Von 
«Legitimität»  im  spezifisch  monarchischen  Sinne  ist  nun 
überhaupt  in  Norwegen  nicht  mehr  die  Rede.  Dass  die 
Frage  über  die  Staatsform  nicht  an  das  Volk  gerichtet 
wurde,  hielten  wir  für  klug  und  den  Umständen  angemessen. 

Die  öflFentliche  Meinung  in  der  Schweiz  war  natür- 
lich von  vornherein  den  Norwegern  günstig,  deren 
Volkstypus  dem  schweizerischen  näher  steht,  als  der 
schwedische.  Einen  Gegenstand  des  Misstrauens  bildete 
indessen  für  Viele  die  «moderne»  norwegische  Litteratur, 
die  ihnen  auch  kein  politisches  Vertrauen  einflösst. 

Eine  Rechtsfrage  war  für  uns  nicht  vorhanden. 
Wir  können  nicht  anerkennen,  dass  eine  Staatsform  gegen 
den  oflFenbaren  Willen  eines  ganzen  Volkes,  wie  er  sich 
hier  aussprach,  gewaltsam  auf  recht  gehalten  werden  dürfe. 
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Der  deutsche  Kaiser  hingegen  unterliess  ostentativ  die 
sonst  übliche  Sommerreise  nach  Norwegen  und  stattete 
statt  dessen  den  Königen  von  Schweden  und  Dänemark 
einen  Besuch  ab.  Stark  verbreitet  i^t  überhaupt  die  An- 
sicht, dass  England  nun  Norwegen  in  irgend  einer  Weise 
unter  sein  Protektorat  nehmen  werde,  sei  es  durch 
seinen  neuen  König  (Carl  von  Dänemark),  den  Schwieger- 
sohn Eduards  VII.,  oder  auch  direkt,  und  dass  das 
Skager-Rack  imd  das  Kattegat  englische  Flottenstütz- 
punkte zu  werden  bestimmt  seien.  Mit  Deutschland 
werden  die  Verhältnisse  jedenfalls  durch  die  Trennung 
nicht  verbessert  werden.  Es  ist  den  Trägern  der  Kronen 
überhaupt  nicht  zu  verübeln,  dass  sie  solche  völlig  ruhig 
verlaufende  Revolutionen  nicht  gerne  sehen ;  das  König- 
thum  ist  eben  eine  mittelalterliche  Idee,  die  sich 
schwer  in  dieser  Weise  «zeitgemäss  reformiren»  lässtJ) 

Auch  in  Russland  scheint  die  Staatsform  der  «abso- 
luten» Monarchie  aufgegeben  werden  zu  wollen,  womit 
dieselbe  dann  in  Europa  (ausser  in  der  Türkei,  die  nicht 
lange  mehr  in  Frage  kommt)  beseitigt  ist.  Ein  kaiserliches 
Dekret  vom  19.  Aug.  (6.  August  russischen  Styls)  berief 
zunächst  eine  Reichsversammlung  (Duma)  aus  Delegirten 
von  50  Gouvernements,  sowie  des  Grossfürstenthums  Finn- 

1)  Das  kann  einem  civilisirten  Volke  heute  kaum 
mehr  begreiflich  gemacht  werden,  dass  es  einen  Menschen 
im  Staat  geben  soll,  der  ausserhalb  allen  gewöhnlichen  Rechts- 
verhältnissen steht  und  völlig  «unverantworthch»,  eigentlich 
ein  «Uebermensch»  ist.  Am  wenigsten  passt  das  natürlich  auf 
Fälle,  wo  solche  «Souveräne»  erst  in  neuerer  Zeit  entstanden 
sind  und  ihnen  daher  die  historische  «patina»  fehlt.  Die  Zu- 
kunft gehört  daher  wahrscheinlich  der  Republik,  wenn  auch 
zunächst  in  etwas  aristokratischer  Form,  als  wie  sie  jetzt 
besteht. 
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land  und  des  Don'schen  Militärbezirks  auf  spätestens  Mitte 
Januar  1906  ein.  Diese  Versammlung  sollte  aber  bloss 
eine  t  konsultative»  sein  und  vom  Kaiser  jederzeit  aufge* 
löst  werden  können.  Sie  sollte  sich  vorzugsweise  mit 
Gesetzgebungs-,  Budget-  und  Kontrollfragen,  Eisenbahn- 
fragen, Expropriationsfragen  zu  beschäftigen  haben.  Ihre 
Beschlüsse  gehen  an  den  Staatsrath  und  werden  nebst 
dessen  Anträgen  der  definitiven  Entscheidung  des  Kaisers 
unterstellt.  Die  Wahlen  zu  dieser  Reichsversammlung 
sollten  in  26  genannten  Städten  und  ausser  denselben  in 
den  Landbezirken  von  Wahlmännern  getroffen  werden, 
die  ihrerseits  von  Urwählern  gewählt  werden.  Ausge- 
schlossen von  dem  aktiven  Wahlrecht  waren  Frauen, 
Minderjälirige  unter  25  Jahren,  im  Dienst  stehende 
Soldaten  und  Matrosen,  Beamte  und  Personen,  die  nicht 
russisch  verstehen.  Für  Finnland  und  Polen  waren 
«besondere  Massregeln»  vorbehalten. 

Seit  dieser  Zeit  ist  nun  aber  unter  dem  Druck  revo- 
lutionärer Bewegungen  im  ganzen  Reiche  ein  viel  weiter 
gehendes  Manifest  des  Kaisers  vom  17./30.  Okt.  1905  er- 
schienen, das  eine  eigentliche  konstitutionelle  Mo- 
narchie einführt,  an  die  aber  Viele  nicht  recht 
glauben  wollen  und  die  jedenfalls  mit  weit  weniger  Dank- 
barkeit aufgenommen  worden  ist,  als  dies  vor  einem 
halben  Jahre  noch  der  Fall  gewesen  wäre.  Dazu  kam 
dann  eine  kaiserliche  Kundmachung,  welche  die  Los- 
kaufszahlungen  für   die    Bauern^   aller  Klassen 


*)  Bei  der  Aufliebung  der  Leibeigenschaft  musste  für  die 
freige wordenen  Bauern  Grundbesitz  geschafft  werden.  Da  sie 
mittellos  waren,  trat  der  Staat  für  sie  ein,  bezahlte  die  bis- 
herigen Eigenthümer  und  legte  den  Bauemgemeinden  die  Ver- 
pflichtung jährUcher  Abschlagszahlungen  auf. 
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Tom  14.  Januar  1906  ab  auf  die  Hälfte  herabsetzt  und 
vom  14.  Januar  1907  an  ganz  aufhebt.  Aber  auch  das 
wurde  passiv  aufgenommen.  Man  denkt  an  Finnland, 
das  auch  Zusicherungen  dieser  Art  genug  besass,  die  eines 
schonen  Tages  kurzweg  aufgehoben  wurden  und  jetzt  erst 
wieder  aufleben  sollen. 

Es  ist  offenbar,  dass  Russland  jetzt  an  dem  Punkte 
angelangt  ist,  an  welchem  sich,  soweit  solche  Verglei- 
chuDgen  zulässig  sind,  Frankreich  im  Jahre  1789  befand; ') 
nur  wird  die  Auflösung  der  «Reichsstände»,  wenn  sie  sich 
nicht  gefQgig  erweisen  sollten,  hier  nicht  durch  den  Cere- 
monienmeister  des  Monarchen ,  sondern  durch  Militär  er- 
folgen, wie  es  eine  amerikanische  Karrikatur  bereits  zum 
Voraus  abbildet.  Prognostiziren  lässt  sich  darüber  gar 
nichts.  Nicht  einmal  inwieweit  es  der  russischen  Regierung 
eigentlich  mit  ihrer  Konstitution  Ernst  ist  und  wer  jetzt 
diese  Regierung  ist.  Noch  weniger,  ob  das  gegenwärtige 
russische  Volk  für  einen  Versuch  des  Konstitutionalismus 
sich  eignet.  Sicher  ist  nur  eine  längere  Entwick- 
lungskrisis. 

Solche  Grossstaaten,  wie  Russland,  wachsen  eben  über 
menschliches  Verständniss  und  menschliche  Kräfte  hinaus 
und  fallen  stets  mehr  oder  weniger  dem  Cäsarenwahnsinn, 
der  Stumpfheit  imd  Gleichgültigkeit  in  den  breiten  Volks- 
schichten, und  einer  büreaukratischen  Misswirthschaft  in 
der  reellen  Handhabung  der  Staatsgewalt  anheim. 

Wirklich  «regiert»  können  nur  Mittel-  und  Kleinstaaten 
werden  und  ihnen  gehört  daher  schon  deshalb  die  Zu- 
kunft 


*)  Vergl.  darüber  unsere  «Studien»,  zweite  «vor  himdert 
Jahren»,  oder  Jahrbuch  III  pag.  I  imd  folgende. 
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VerhftltniBse  der  Schweiz  zum  Ausland. 

Die  Beziehungen  der  Eidgenossenschaft  zum*  Aus- 
lande sind,  soweit  bekannt,  nirgends  in  Gefahr  getrübt 
zu  werden,  sofern  man  im  gegenwärtigen  Zeitpunkte 
überhaupt  so  reden  kann.  Was  für  Folgen  ein  ernstlicher 
Konflikt,  ja  sogar  vielleicht  ein  neuer  Versuch  eines  Ab- 
falls der  Ungarn  von  Oesterreich,  oder  eine  positive, 
mit  ihrer  Spitze  gegen  Deutschland  gerichtete  Allianz 
Frankreichs  mit  England  haben  könnten,  lässt  sich  leichter 
im  Stillen  denken,  als  öffentlich  aussprechen.  Das  Letz- 
tere ist  der  dunkelste  Punkt  an  unserem  Hori- 
zont, und  wenn  sich  dieses  Gewitter,  überhaupt  bilden 
und  entladen  soll,  so  wird  es  vielleicht  schneller  heran- 
kommen, als  man  es  im  Allgemeinen  glaubt.  Denn  eine 
sehr  lange  Spannung  dieser  Art  verträgt  kein  europäischer 
Staat,  die  Kriegsrüstungen  können  nicht  in's  Ungemes- 
sene fortgesetzt  werden,  und  die  ganze  Chance  eines 
solchen  Krieges  besteht  für  England  und  Frankreich  auf 
einer  ungeheuren  Ueberlegenheit  der  englischen  Flotte, 
welche  sich  sozusagen  mit  jedem  Tag,  der  verstreicht, 
vermindern  wird. 

Wie  weit  wir  in  diesem  Stadium  des  «zum  Angriff 
Blasens»  schon  sind,  zeigte  ein  Artikel  -des  angesehen- 
sten militärischen  Fachblattes  von  Frankreich,  der  «France 
militaire>  vom  September,  der  einen  förmlichen  detail- 
lirten  Kriegsplan  der  Allianz  gegen  Deutschland  enthielt 
(Vgl.  A.  Z.  vom  14.  Septbr.).  Auf  diese  Weise  mit  dem 
Feuer  zu  spielen,  ist  gewagt;  es  kann,  wie  es  bei 
dem    eben    vorübergegangenen   Ki'iege    der    Fall   war, 
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ausbrechen  bevor  man  es  wünsclit.  In  jedem  Falle  muss 
man  sich  in  der  Schweiz  wieder  auf  die  politische  Kon- 
stellation gefasst  machen,  die  eine  Zeitlang  durch  die 
russisch-französische  Allianz  unwahrscheinlich  gemacht 
war  und  fOr  uns  die  gefahrdrohendste  ist,  einen  nicht  nur 
latenten  Antagonismus  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich, bei  welchem  immer  auch  die  Neutralität  Italiens, 
wenn  nicht  eine  ganz  zweifelhafte,  so  doch  eine  «bewaff- 
nete» sein  wird,  die  uns  zu  Vorsichtsmassregeln  nach  allen 
drei  Seiten  hin  nöthigt.*) 

Andere  dunkle  Punkte   am  Horizont  scheinen  nicht 
vorhanden  zu  sein. 


')  Diese  Verhältnisse  ha£en  sich  seither  noch  eher  ver- 
schlimmert. Sehr  bezeichnend  für  die  gespannte  Situation  war 
es,  dass  ziemhch  gleichzeitig  in  England  die  Erinnerung  an 
die  Schlacht  von  Trafalgar  (19.  Okt.  1805),  welche  die  letzten 
rivalisirenden  Flotten  Europa's  vernichtete  und  den  Grund  zu 
Englands  unbedingter  Meeresherrschaft  legte,  mit  grossem 
Nachdruck  gefeiert  wurde,  während  in  Deutschland  der  Kaiser 
bei  der  Enthüllung  eines  Moltke-Denkmals  in  Berlin  am 
26.  Oktober  in  einem  Toaste  folgende  Worte  äusserte: 

«Das  zweite  Glas,  das  gilt  der  Zukunft  und  der  Gegen- 
wart! Wie  es  in  der  Welt  steht  mit  uns,  haben  die 
Herren  gesehen.  Darum  das  Pulver  trocken,  das  Schwert 
geschliffen,  das  Ziel  erkannt,  die  Kräfte  gespannt  und  die 
Schwarzseher  verbannt.  Mein  Glas  gilt  unserem  Volk  in 
Waffen!  Das  deutsche  Heer  und  sein  Generalstab  Hurra! 
Hurra!  Hurra!»  * 

Ein  Buch  « Seestem  1906 »  betitelt  schildert  bereits  die 
künftige  Seeschlacht  bei  Helgoland. 

Vorläufig  ist  die  ganze  antideutsche  Diplomatie  und  Presse 
fiberall  in  der  Welt  geschäftig,  um  Deutschland  zuisoliren, 
und  wenn  dann  noch  in  Frankreich  unkluge  Staatsmänner  sich 
finden  sollten,  die  die  Gefahr  des  Landkrieges  wagen  wollen, 
dann  würden  die  engUschen  Kriegsschiffe  wohl  plötzlich 
vor  den  deutschen  Häfen  erscheinen,  um  die  Japaner  zu  ko- 
piren.  Hoffen  wir  einstweilen,  da-ss  Frankreich  diesen  Wa- 
gemuth  für  Andere  nicht  so  leicht  besitze,  oder  dass  dann, 
wie  1815,  das  Gewitter  sich  in  Belgien  entlade. 
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Die  russische  Regierung  scheint  sich  entweder  zu 
keinen  offiziellen  Erklärungen  betreffend  die  Rücksendung 
der  Mission  Audeoud  (Vgl.  Jahrbuch  XVIII,  593)  herbei- 
gelassen zu  haben,  oder  die  angegebenen  Gründe  waren 
hinreichend;  die  Angelegenheit  ist  jedenfalls  als  eine  er- 
ledigte anzusehen.  Ebenso  das  Attentat  Ilnicky,  dessen 
Urheber  als  unzurechnungsfähig  erklärt  worden  ist.  Auch 
die  Reklamation  gegen  die  demonstrative  Sammlung  von 
Beiträgen  für  die  russische  Revolutionspartei  in  der  Bundes- 
Stadt  (wozu  sogar  Stimmumen  der  Gemeinde  Bern  benützt 
worden  sein  sollen)  scheint  keine  weitem  Folgen  nach  sich 
gezogen  zu  haben.  Eine  offiziöse  Zeitungsnotiz  darüber 
war  die  folgende: 

«La  note  n'avait  pas  pour  objet  Fattitude  d'une  par- 
tie  de  la  presse  suisse  dans  la  discussion  des  affaires  de 
Russie.  Elle  se  bomait  k  protester  contre  le  caractere 
de  demonstration  publique  donne  k  une  collecte  dont  la 
signification  hostile  au  gouvemement  russe  etait  claire- 
ment  proclam^e  par  les  organisateurs  de  cette  manifes- 
tation.  L'emploi  pour  la  collecte  des  umes  electorales 
de  la  commune  de  ßeme  accentuait  l'atteinte  port^e  dans 
le  cas  particulier  a  1 'Observation  des  regles  de  la  cour- 
toisie  internationale.  M.  Steiger,  prösident  de  la  Ville 
de  Beme,  a  ete  mande  au  Palais,  et  il  a  d^lar^  que  les 
lois  bernoises  ne  l'autorisaient  pas  k  interdire  k  qui  que 
ce  soit  de  soUiciter  sur  la  rue  la  contribution  des  pas- 
sants  a  une  oßuvre  philanthropique.  Le  lib^ralisme  de  la 
legislation  bemoise  est  merveilleux.  D  y  a  quelques  an- 
nees,  il  liait  de]k  les  mains  de  la  police  en  face  d'^cri- 
teaux  outrageant  l'empereur  de  Russie.  Dans  tous  les 
cas,  on  n'accusera  pas  les  autorites  bernoises  d'exag^rer 
les  obligations  du  siege  föderal  envers  les  gouveme- 
ments  etrangers  et  leurs  repr^sentants.» 

Es  wird  das  wohl  die  Meinung  der  Mehrheit  des 
Schweizer  Volks  sein. 
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Auch  die  öffentlichen  «Sympathieversammlungen»  für 
die  russische  Revolution,  welche  durch  die  «Arbeiterunion» 
in  Zürich  abgehalten  wurden,  gehören  in  dieses  Gebiet  des 
«zu  vielen».    Im  Gemeinderath  von  Zürich  fand  darüber 
folgende  Verhandlung  statt: 

«Au  conseil  municipal  M.  Pflueger,  socialiste,  a  pro- 
pose  aux  membres  du  conseil  de  se  lever  pour  exprimer 
leur  Sympathie  k  ceux  qui  luttent  pour  la  liberte  et  leurs 
sentiments  de  respect  pour  ceux  qui  sont  tombes  en  Rus- 
sie.  Le  Dr.  Bissegger,  liberal,  s'oppose  ä  cette  proposition, 
declarant  que,  malgre  toute  la  Sympathie  que  Ton  peut 
avoir  pour  les  souffrances  de  la  Russie,  une  immixtion  de 
ce  genie  dans  les  affaires  etrangeres  de  la  part  d'une  au- 
torite  purement  administrative  serait  inopportune.  M. 
Heusser,  socialiste,  et  M.  Muller-Cramer,  democrate,  par- 
lent  en  faveur  de  la  proposition  Pflueger,  laquelle  est 
combattue  par  M.  Frey-Naegeli,  liberal.  Au  milieu  de 
Tagitation  generale,  une  minorite  du  conseil  se  leve 
pour  la  manifestation  de  Sympathie ;  sur  quoi,  le  president, 
M.  Greulich,  socialiste,  d^clare  qu'il  considere  la  mani- 
festation comme  abandonnee,  non  pas  que  le  conseil  alt 
voulu  refuser  sa  Sympathie,  mais  parce  qu*il  n'a  pas  voulu 
se  livrer  k  un  acte  officiel.» 

Etwas  bleibt  jedoch  von  solchen  Vorgängen  stets  in 
der  Erinnerung  zurück,  und  auf  eine  so  wohlwollende 
Haltung  Russlands  gegen  die  Schweiz,  wie  in  den  Jahren 
1813—15,  würde  man  bei  einer  ähnlichen  Situation 
jedenfalls  nicht  mehr  rechnen  können.  Auch  wenn  man 
gleichzeitig  von  unserer  Seite  die  Errichtung  einer  schwei- 
zerischen Gesandtschaft  in  St.  Petersburg  anstrebt,  die  , 
den  schweizerischen  Industrieartikeln  bessere  Chancen 
im  russischen  Reiche  verschaffen  soll,  so  wird  man  nicht 
umhin  können,  darin  einen  gewissen  Widerspruch  zu 
erbUcken.  Beides  lässt  sich  nicht  gleichzeitig  verbinden, 
Sympathiekundgebung   mit  der   Revolution   gegen   eine 
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bestehende  Regierung,  und  Anknüpfung  engerer  freund- 
schaftlicher Beziehungen  zu  derselben.  Auf  das  Eine 
muss  man  einstweilen  verzichten. 

Ueber  die  Aeüsserungen  eines  Genfer-Sozialisten  in 
Paris  über  ähnliche  Verhältnisse  enthielt  das  Genfer- 
Journal  vom  5.  Februar  folgende  Mittheilung: 

«D'apres  une  depeche  Havas:  M.  Sigg,  apres  avoir 
montre  que  le  socialisme  suisse  est  entre  en  lutte  ces 
demieres  annees  avec  « la  bourgeoisie  et  la  classe  capita- 
liate»,  a  rappele  les  greves  du  Valais  et  «les  restrictions 
apportees  par  le  gouvemement  federal  ä  la  liberte  de 
la  presse  et  au  droit  d'asile».  «Ce  dernier  droit,  dont 
la  Suisse  ^tait  jadis  si  fiere,  n'existe  plus»,  aurait  dit  M.  Sigg. 
D'apres  notre  correspondant  de  Paris,  M.  Sigg  aurait 
ete  plus  loin.  II  aurait  montre  «la  bourgeoisie  suisse 
opposee  ä  tout  developpement  socialiste  et  violant  tous 
les  droits  du  peuple».  II  aurait  ajoute  que  la  milice 
suisse  se  montrerait  de  plus  en  plus  refractaire  ä  sa 
täche  de  gardienne  de  Tordre.  «Un  jour  viendra  oü  eile 
marchera  tout  entiere  avec  les  ouvriers  contre  la 
bourgeoisie.    Ainsi  s'etablira  le  triomphe  du  «socialisme». 

Auch  dieser  Prophet  wird  sich  über  die  Stimmung  der 

Mehrheit  des  Volkes    bei  eintretender  Gefahr   täuschen. 

Das  grösste  Ereigniss  des  Jahres  in  unseren  Bezie- 
hungen zum  Ausland  war  der  Durchbruch  des  Sim- 
plons,  der  am  24.  Februar  erfolgte. 

Der  Bundespräsident  richtete  Namens  des  Bundes- 
rathes  an  den  König  Viktor  Emanuel  von  Italien  folgen- 
-des  Telegramm:  «Wir  erhalten  die  Nachricht,  dass  die 
beiden  Stollen  des  Simplontunnels  heute  morgen,  den 
27.  Februar,  um  7  Uhr  20  zusammengetroffen  sind.  Wir 
sind  sicher,  dass  Ihre  Majestät  das  Gefühl  der  leb- 
haftesten Genugthuung,  das  uns  bei  diesem  glücklichen 
Ereigniss  beseelt,  theilt,  und  senden  wir  Ihrer  Majestät 
unsere   Glückwünsche   und   dem    wackeren  italienischen 
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Volke  unseren  herzlichen  Gruss.  Möge  dieses  grosse 
Werk,  zu  dem  Italien  seine  werthvolle  Unterstützung  ge- 
liehen hat,  dazu  dienen,  die  Bande  der  Freundschaft,  die 
unsere  Länder  verbinden,  enger  zu  schliessen,  und  ihre 
gemeinsame  Wohlfahrt  fördern.» 

Der  König  antwortete  am  gleichen  Tage,  wie  folgt: 

«Rome,  24  fevrier. 
«Monsieur  le  President 
«de  la  Confedöration  suisse,  Berne. 

«J'ai  regu  avec  une  veritable  satisfaction  la  depeche 
par  laquelle  vous  avez  bien  voulu  m'annoncer  que  le 
tunnel  du  Simplen  avait  ete  entierement  perce  ce  matin. 

«Touche  de  votre  empressement  ä  me  notifier  cet 
evenement,  auquel  je  ne  pouvais  manquer  de  prendre  le 
plus  vif  inter^t  puisqu'il  doit  contribuer  ä  la  prosperite 
des  deux  Etats,  je  vous  pr^ente  ä  mon  tour,  mes  meil- 
leurs  voßux.  qui  sont  ceux  de  tous  les  Italiens,  pour  le 
prompt  acheveroent  de  cette  oeuvre  gigantesque,  qui 
consolidera  de  plus  en  plus  les  liens  de  bonne  intelli- 
gence  et  d'amitie  heureusement  etablis  entre  les  deux 
f^uples.» 

« Victor-EmanueU . 

Im  Uebrigen  war  die  Stimmung  in  Italien  um  einen 
Grad  kühler,  als  bei  uns.  Das  Genfer  Journal  sagte  da- 
rüber: 

«II  n'y  avait  pas  eu  depuis  longtemps  de  nouvelle 
plus  grande  et  plus  belle.  Apres  tant  d'eflforts,  tant  de 
lüttes  et  aussi  tant  de  victimes  —  dont  la  derniere  fut 
le  pauvre  Grassi,  mort  au  moment  de  la  trouee  —  la 
montagne  est  vaincue.  Ds  n'oublieront  pas  cette  heure 
unique  et  splendide,  ceux  qui  ont  assiste  au  demier 
coup  de  mine,  cette  öquipe  d'ouvriers  d'Iselle  qui,  ayant 
fini  leur  täche,  demandent  k  travailler  encore  dans  la 
vapeur  empestee  et  suflfocante  pour  voir  le  roc  s'ouvrir. 

Et  tout  de  Suite,  par  ce  trou  de  19  kilometres  perce 
dans  la  montagne,  il  nous  est  venue  comme  un  souffle 
tiede  et  embaume  du  midi;  partout  les  cloches  et  le 
canon ;  Tidee  d'etre  tout  d'un  coup  plus  pres  de  Tltalie 
nous  ravit   et  chacun   aurait  signe  avec   plaisir  le  tele- 
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gramme  de  M.  Buchet:  il  est  si  rare  qu'iin  message 
officiel  exprime  reellement  les  sentiments  d'un  peuple. 
Les  Italiens  ont  accueilli  la  nouvelle  avec  beaucoup 
plus  de  reserve.  En  dehors  des  voeux  aimables  mani- 
festes ä  la  Chambre,  on  ne  constate  en  Italic  aucun 
signe  quelconque  d'emption  et  d'enthousiasme.  Les 
journaux  consacrent  ä  revenement  des  articles  de  second 
ordre.  Dans  ces  cflFusions  de  la  premiere  heure,  c'est 
nous  qui  sommes  les  meridionaux.  Le  Corriere  della  Sera 
n'hesite  menie  pas,  le  jour  du  percement,  et  comme  en 
reponsc  ä  nos  articles  chaleureux,  k  appeler  la  Suisse:  le 
pays  de  Tartarin.  Ce  Journal  ignore  que  cet  homme  du 
sud  n'est  pas  de  chez  nous.» 

Aus  der  Baugeschichte: 

Zum  Durchstich  des  19,731  Meter  langen  Tunnels 
sind  rund  6V2  Jahre  verwendet  worden,  gegenüber  8 
Jahren,  die  es  für  den  14,984  Meter  langen  Gotthard- 
tunnel  bedurfte.  Der  Simplontunnel  ist  der  am  niedrigsten 
gelegene  Alpentunnel;  705  Meter  über  Meer,  liegt  er 
450  Meter  tiefer  als  der  Gotthard  und  600  Meter  tiefer 
als  der  Mont  Cenis.  Die  höchste  Ueberlagerung  über 
dem  Tunnel  beträgt  2135  Meter.  Der  Durchschnitt  der 
Bohrung  pro  Tag  war  57*  Meter  im  Nordstollen.  Das 
Resultat  der  Bohrung  im  Süden  ist  erst  in  letzter  Zeit 
ein  ebenso  günstiges  geworden.  Das  Maximum  des 
Arbeiterbestandes  zeigte  die  Ziffer  4000.  Um  die  voll- 
ständige Ueberschwemmung  des  Stollens  zu  verhindern, 
hatte  man  240  Meter  hinter  der  Angriflfsfront  solide  eiserne 
Thore  errichtet,  die  als  Dämme  dienten.  Der  ganze  Raum 
zwischen  diesen  Thoren  und  der  Angriflfstront  war  be- 
ständig mit  Wasser  gefüllt.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  diese  bedeutende  Wassermasse  beim  Durchstich 
der  letzten  Wand  grosse  Vorsichtsmassregeln  erforderte. 
Wenn  das  Wasserreservoir  geleert  ist,  wird  es  sich  darum 
handeln,  die  warmen  Quellen  zu  fassen  und  unschädlich 
zu  machen,  indem  man  ihnen  einen  regelmässigen  Abfluss 
schafft. 

Die  Länge  der  grossen  Alpentunnels  ist  folgende: 
Simplon  19,731  Meter 

Gotthard  14,984      » 
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Mont  Cenis  12,849  Meter 

Arlberg  10,250      » 

Albula  5,866      > 
Ihre  Höhe  über  Meer 

Simplon          705  (höchster  Punkt) 

Gotthard  1154 

Mont  Cenis  1294 

Arlberg  1311 

Albula  1818 

Der  Simploatunnel  ist  also  nicht  nur  der  längste, 
sondern  auch  der  am  tiefsten  gelegene  Alpentunnel,  was 
in  einigem  Zusammenhang  steht,  da  die  Berge  eben 
unten  dicker  sind  als  oben  und  der  Simplon  zu  aller- 
Unterst,   glatt  auf  der  Thalsohle,  durchbohrt  worden  ist. 

Darin  liegt  auch  die  grosse  Bedeutung  der  Bahn,  die 
der  bei  weitem  bequemste  und  unmerklichste  Alpenüber- 
gang sein  wird. 

Man  hatte  anfänglich  die  Eröffnung  der  Bahnstrecke 
auf  den  Sommer  oder  Herbst  dieses  Jahres  planirt, 
nunmehr  aber  wird  dieselbe  jedenfalls  erst  im  Jahre 
1906  statthaben,  und  die  Festlichkeit,  die  sich  damit 
verbindet,  wahrscheinlich  erst  gegen  die  Mitte  des  Jahres 
hin.  Einstweilen  ist  die  internationale  Kommission 
nach  dem  Vertrag  von  1903  in  Wirksamkeit  getreten  und 
hat  bereits  eine  Sitzung  im  September  d.  J.  abgehalten. 
Das  Reglement  derselben,  welches  als  das  erste  dieser 
Art  von  grösserer  Bedeutung  ist,  hat  folgenden  Wortlaut 
(E.  G.  S.  XXI,  357) : 

«Reglement 
der 
internationalen  Delegation  für  die  Angelegen- 
heiten der  Simplon-Bahn. 

Genehmigt  von  der  italienischen  Regierung  am  26.  Mai  1905. 
Genehmigt  vom  schweizerischen  Bundesrath  am  19.  Juni  1905. 

Für    die  intematonale   Delegation,   welche  gemäss 
Art.  11 — 14  der  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und 
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Italien^  betreffend  die  Uebertragung  der  italienischen  Sini- 
plonkonzession  auf  den  Bund,  vom  16.  Mai  190B,  einge- 
setzt ist,  gelten  folgende  Bestimmungen: 

Art.  1. 

Die  Delegation  besteht  aus  vierzehn  Mitgliedern,  wo- 
von sieben  von  der  schweizerischen  und  sieben  von  der 
italienischen  Regierung  ernannt  werden.  Der  Präsident 
der  Generaldirektion  der  schweizerischen  Bundesbahnen, 
welcher  der  von  der  schweizerischen  Regierung  ernannten 
Vertretung  angehört,  führt  von  Amteswegen  den  Vorsitz 
in  der  Delegation. 

Der  Vizepräsident,  welcher  den  Präsidenten  im  FbMb 
der  Abwesenheit  zu  vertreten  hat,  wird  von  der  Dele- 
gation selbst  aus  den  italienischen  Mitgliedern  gewählt. 
Die  Wahl  erfolgt  in  geheimer  Abstimmung  und  mit  ab- 
solutem Mehr,  wobei  jedes  Mitglied  der  Delegation  zu 
einer  Stimme  berechtigt  ist.  Im  Falle  der  Stimmengleich- 
heit entscheidet  das  Loos. 

Art.  2. 

Die  Delegation  wird  durch  den  Präsidenten  jährlich 
zu  zwei  ordentlichen  Sitzungen  einberufen,  die  im  Laufe 
der  Monate  April  und  September  in  Bern  stattfinden. 

Ausserdem  wird  die  Delegation  durch  den  Präsiden- 
ten zu  ausserordentlichen  Sitzungen  einberufen,  wenn 
derselbe  dies  wegen  dringender  Geschäfte  für  nothwendig 
erachtet  oder  wenn  wenigstens  fünf  Mitglieder  der  Dele- 
gation unter  Angabe  des  Verhandlungsgegenstandes  die 
Einberufung  verlangen. 

Die  Delegation  ist  nur  beschlussfähig,  wenn  wenig- 
stens acht  Mitglieder  anwesend  sind. 

Art.  3. 

Gleichzeitig  mit  der  Einladung  zur  Sitzung,  die  wenig- 
stens vier  Wochen  zum  Voraus  erfolgen  soll,  wird  den 
MitgUedern  der  Delegation  das  Verzeichniss  der  Verhand- 
lungsgegenstände zugestellt. 

Will  ein  Mitglied  der  Delegation  einen  neuen  Gegen- 
stand auf  die  Tagesordnung  setzen,  so  hat  es  hiervon 
wenigstens  zwanzig  Tage  vor  der  Sitzung  dem  Präsiden- 
ten Kenntniss  zu  geben.    Die  auf  diese  Weise  erfolgte 
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Ergänzung   der  Tagesordnung  soll  den   Mitgliedern   der 
Delegation  unverzüglich  mitgetheilt  werden. 

Art.  4. 

Damit  die  Delegation  die  ihr  durch  Artikel  12  der 
Uebereinkunft  vom  16.  Mai  1903  zugewiesene  Aufgabe 
erfüllen  kann,  übermittelt  die  Verwaltung  der  schweizer- 
ischen  Bundesbahnen  jedem  Mitgliede  der  Delegation: 

1.  die  Quartalberichte  über  das  Vorrücken  der  Bau- 
arbeiten im  Simplontunnel ; 

2.  die  Jahresrechnung  über  den  Bau  des  Simplon- 
tunnels ; 

3.  von  der  Betriebseröffnung  des  Simplontunnels  an 
die  Jahresrechnung  über  die  Betriebsausgaben  und  die 
Betriebseinnahmen  der  Simplonlinie  von  Brig  nach  Iselle, 
sowie  die  Jahresbilanz  dieser  Linie; 

4.  die  Fahrpläne  der  Linie-Iselle-Domodossola; 

5.  die  für  die  Linie  Brig-Iselle  erstellten  Tarife  und 
diejenigen,  die  auf  den  Simplon-Transitverkehr  Bezughaben, 
sowie  die  Verträge,  welche  allenfalls  zur  Ordnung  der 
Konkurrenzverhältnisse  im  Verkehr  über  diese  Linie  ge- 
mäss Artikel  16  des  Vertrages  vom  25.  November  1^5 
abgeschlossen  worden  sind ; 

6.  überhaupt  alles,  was  direkt  oder  indirekt  auf  die 
Grundlagen  des  Simplonverkehrs  sich  bezieht. 

Art.  5. 

Die  Verwaltung  der  italienischen  Bahnen  übermittelt 
jedem  Mitgliede  der  Delegation  die  für  die  Linie  Iselle- 
Domodossola  aufgestellten  Tarife,  sowie  die  Verträge, 
welche  allenfalls  zur  Ordnung  der  Konkurrenzverhältnisse 
im  Verkehr  über  diese  Linie  gemäss  Artikel  16  des  Ver- 
trages vom  25.  November  1895  abgeschlossen  worden  sind, 
überhaupt  alles,  was  direkt  oder  indirekt  auf  die  Grund- 
lagen des  Simplonverkehrs  sich  bezieht. 

Art.  6. 

Die  Mitglieder  der  Delegation  reichen  dem  Präsi- 
denten die  Anträge,  die  auf  Gegenstände  der  Tagesordnung 
Bezug  haben,  schriftlich  ein.  Die  Delegation  entscheidet 
mit  Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Mitglieder,  ob  sie 
sogleich  auf  diese  Anträge  eintreten  oder  die  Behandlung 
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auf  eine  nächste  Sitzung  verschieben  will.   Bei  Stimmen- 
gleichheit zählt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  doppelt. 

Art.  7. 

Die  Anträge,  welche  auf  die  Ausführung  des  Art.  12 
der  Uebereinkunft  vom  16.  Mai  1903  Bezug  haben,  werden, 
nachdem  sie  im  Plenum  der  Delegation  besprochen  worden 
sind,  in  der  italienischen  und  in  der  schweizerischen  Ver- 
tretung getrennt  zur  Abstimmung  gebracht. 

Ist  das  Abstimmungsergebniss  in  beiden  Vertretungen 
das  gleiche,  so  macht  der  Präsident  der  Delegation  dem 
schweizerischen  Bundesrathe  und  durch  dessen  Vermitt- 
lung der  italienischen  Regierung  die  entsprechenden  Mit- 
theilungen. 

Ist  dagegen  das  Abstimmungsergebniss  in  den  beiden 
Vertretungen  verschieden,  so  wird  am  Protokoll  der  Dele- 
gation von  der  Divergenz  Vormerk  genommen,  und  es 
bleibt  jeder  Vertretung  anheimgestellt,  diese  Divergenz 
ihrer  Regierung  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

Art.  8. 

Die  Verhandlungen  der  Delegation  finden  in  fran- 
zösischer Sprache  statt.  Ein  vom  Präsidenten  der  Dele- 
gation bezeichneter  Sekretär  führt  über  diese  Verhand- 
lungen ein  Protokoll,  welches  der  Delegation  vor  dem 
Schluss  der  Sitzung  zur  Genehmigung  unterbreitet  wird. 

Der  italienischen  Vertretung  steht  es  frei,  für  sich 
einen  Sekretär  zu  bezeichnen,  welcher  den  Sitzungen  der 
Delegation  beiwohnen  kann. 

Art.  9. 

Die  Mitgheder  der  Delegation  und  ihr  Sekretär  be- 
ziehen folgende  Entschädigungen: 

1.  eine  tägliche  Entschädigung  von  30  Franken  für 
jeden  Sitzungs-  und  jeden  nothwendigen  Reisetag; 

2.  die  Vergütung  der  Transportkosten  für  die  Reise 
nach  dem  Sitzungsort  und  für  die  Rückreise.  Indessen 
dürfen  für  diejenigen  Strecken,  auf  welchen  die  Mitglieder 
der  Delegation  freie  Fahrt  geniessen,  keine  Transport- 
kosten verrechnet  werden.» 
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Gleichzeitig  mit  dieser  modernen  Verkehrsstrasse 
wurde  eine  der  ältesten  und  grössten  über  die  Alpen- 
kette, der  alte  Mons  Jovis,  jetzige  St.  Bernhardberg, 
zwischen  Martigny  und  Aosta  nach  2000jähriger  Vernach- 
lässigung wieder  als  fahrbare  Strasse  eröffnet.  Die  Eid- 
genossenschaft hatte  s.  Z.  eine  Subvention  an  diesen 
Strassenbau,  als  den  militärischen  Interessen  der  Schweiz 
nicht  entsprechend,  abgelehnt. 

Eine  Gränzbereinigung  mit  Italien  fand  im  Au- 
gust und  September  dieses  Jahres  seitens  einer  gemischten 
Kommission  zwischen  dem  Gebiet  der  bündnerischen 
Gemeinde  Zemetz  im  Unterengadin  und  dem  italienischen 
Livignothal  in  einer  Ausdehnung  von  11  Kilometern  statt. 
Livigno,  das  früher  zur  Grafschaft  Bormio  und  mit  der- 
selben als  Unterthanenland  zu  Graubünden  gehörte,  dann 
aber  gleichzeitig  mit  Bormio  und  dem  Veltlin  verloren 
ging,  ist  eine  Halbenclave  und  daher  aus  der  italienischen 
ZoUinie  ausgeschlossen. 

Der  italienische  Auswanderungskommissär,  wel- 
cher der  italienischen  Gesandtschaft  in  der  Schweiz  attachirt 
ist,  erliass  in  diesem  Jahre  ein  Schreiben  an  die  italie- 
nischen Präfekten  und  Gemeinden,  in  welchem  er  auf 
die  UeberfüUung  der  Schweiz  mit  italienischen  Arbeitern 
bei  mangelnder  Arbeitsgelegenheit  für  so  viele  aufmerk- 
sam machte,  eine  Vorsichtsmassregel,  die  sehr  zu  be- 
grüssen  ist. 

Mit  Deutschland  fand  ein  Vertrag  vom  16.  August 

d.  J.  Ober   Zollabfertigungsstellen    in   Basel   statt, 

worüber  die  Botschaft  des  Bundesrathes  an  die  eidg.  Räthe 

Folgendes  sagt: 

<Im  nunmehrigen  schweizerischen  Bundesbahnhof  in 
Basel  befand  sich  seit  1873  eine  deutsche  Zollabfertigimgs- 

33 
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stelle,  welche  auf  Grund  einer  am  23.  August  1878 
zwischen  dem  Bundesrath  und  der  deutschen  Regierung 
abgeschlossenen  und  von  den  eidg.  Räthen  am  24.  Sept. 
1873  genehmigten  Uebereinkunft  errichtet  worden  war. 
Die  deutsche  Gesandtschaft  hatte  mit  Note  vom  25. 
Juli  1902  dem  Bundesrathe  eine  neue  Abmachung  vorge- 
schlagen und  den  Entwurf  zu  einer  solchen  vorgelegt, 
welcher  auch  einzelne  Bestimmungen  betreffend  die  Er- 
richtung schweizerischer  Zollstellen  in  den  badischen 
Ortschaften  Lotstetten,  Jestetten  und  Altenburg  (früher 
vom  5.  Dez.  1896)  enthält.» 

Der  Bundesrath  nahm  den  Vorschlag  mit  einigen 
Modifikationen,  welche  die  deutsche  Regierung  acceptirte, 
an,  und  derselbe  wird  ohne  Zweifel  noch  in  diesem  Jahre 
von  den  eidg.  Räthen  genehmigt  werden. 

Das  badische  Justizministerium  hat  hinsichtlich  der 
Vollstreckung  deutscher  Ürtheile  in  der  Schweiz 
und  schweizerischer  Ürtheile  in  Deutschland  folgende 
Anordnungen  getroffen: 

«Da  zwischen  dem  deutschen  Reich  und  der  Schweiz 
und  —  abgesehen  von  dem  noch  in  Geltung  befindlichen 
Uebereinkommen  zwischen  Baden  und  dem  Kanton  Aar- 
gau —  auch  zwischen  dem  Grossherzogthum  Baden  und 
der  Schweiz  Vereinbarungen  über  die  gegenseitige  Voll- 
streckung von  Urtheilen  nicht  bestehen,  kommt  für  die 
Frage,  ob  in  der  Schweiz  aus  deutschen  Urtheilen  eine 
Zwangsvollstreckung  stattfindet,  das  in  den  einzelnen 
schweizerischen  Kantonen  geltende  Recht  in  Betracht. 
Bei  der  Vielgestaltigkeit  des  schweizerischen  Kantonal- 
rechts und  dem  Mangel  einer  einheitlichen  Gerichtspraxis 
ist  die  Frage,  inwieweit  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  sei, 
nicht  nur  häufig  Gegenstand  des  Zweifels  bei  den  in- 
ländischen Gerichten,  welche  dieselben  nach  §  328  Ziffer 
5  der  Zivilprozessordnung  zu  prüfen  haben,  sondern  es 
ergeben  sich  auch  für  inländische  Parteien,  welche  deut- 
sche Ürtheile  in  der  Schweiz  vollstrecken  lassen  wollen 
und  zu  diesem  Zwecke  gegenüber,  den  schwei.-^fH^^ihen 
Behörden   einer   Bescheinigung   der    verbürgten    Gegen- 
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seitigkeit  bedürfen,  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten,  weil 
dieser  Nachweis  mangels  einer  authentischen  Zusammen- 
stellung der  einschlägigen  deutschen  Rechtsprechung 
kaum  zu  beschaffen  ist.  Der  rege  wirthschafthche  Ver- 
kehr zwischen  Deutschland,  insbesondere  den  süddeut- 
schen Staaten,  und  der  Eidgenossenschaft  lässt  es  aber 
dringend  wünschenswerth  erscheinen,  dass  die  rechtlichen 
Hindernisse,  welche  einer  wechselseitigen  Anerkennung 
und  Vollstreckung  deutscher  und  schweizerischer  Zivil- 
urtheile  entgegenstehen,  wenigstens  durch  Herausbildung 
einer  allgemeinen  Uebung  thunlichst  eingeschränkt  wer- 
den. Zur  Erleichterung  des  Nachweises,  inwieweit  hin- 
sichtlich der  Anerkennung  und  Vollstreckung  schweize- 
rischer Urtheile  in  Deutschland  die  Gegenseitigkeit  von 
den  deutschen  Gerichten  als  verbürgt  angesehen  wird, 
ist  nunmehr  die  Einrichtung  getroffen  worden,  dass  die 
Urtheile  deutscher  Gerichte,  in  welchen  die  Zulässigkeit 
der  Vollstreckung  der  Urtheile  schweizerischer  Gerichte 
in  Deutschland  erörtert  wird,  bei  dem  Reichsjustizamt 
gesammelt  werden,  welches  sich  bereit  erklärt  hat,  auf 
Anfragen  über  die  ihm  mitgetheilten  Entscheidungen  den 
Parteien  und  ihren  Vertretern  späterhin  auch  unmittel- 
bar Auskunft  zu  ertheilen.  Die  Gerichte  haben  daher 
von  jedem  Urtheil  des  bezeichneten  Inhalts  in  Zukunft 
je  eine  beglaubigte  Abschrift  unmittelbar  an  das  Reichs- 
justizamt einzusenden.» 

Es  wäre  nun  sehr  wünschenswerth,  dass  auch  eine 
ähnliche  Sammlung  schweizerischer  Urtheile  bei  uns 
erfolgte  und  zwar  natürlich  bei  dem  eidgen.  Justiz- 
departement, das  diesen  Wunsch  den  Kantonen  mittelst 
Circular  zu  eröffnen  hätte.  Daraus  würde  sich  dann 
vielleicht  allmählig  beidseitig  der  Wunsch  nach  einer 
Verständigung,  wenn  auch  selbst  nicht  einer  so  weit 
gehenden,  wie  sie  gegenüber  Frankreich  seit  älterer,  und 
mit  Spanien  seit  neuester  Zeit  besteht,  ergeben.  Die 
Schwierigkeiten  eines  gegenseitigen  Vollzugs  rechts- 
kräftiger   Civilurtheile  beruhen   nicht    auf  einem   gegen- 
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seitigen  Misstrauen   gegen   die  juristische  Kapazität  der 

Gerichte  (welche  gegenüber  Spanien  und  sogar  innerhalb 

der   Schweiz    gegenüber   der  Justizeinrichtung   einzelner 

Kantone  sogar  grösser  sein  dürfte,  als  gegen  das  deutsche 

Justizwesen  im  Grossen  und  Ganzen  genommen),  sondern 

man  befürchtet   überhaupt  eine  verschiedene  Auffassung 

in  einzelnen  Fragen.  Gerade  das  aber  würde  sich  nur  durch 

eine    beidseitige   Sammlung    der  Urtheile  als  begründet^ 

oder  —  wie  wir  hoffen  —  nicht  begründet  herausstellen. 

Ein  etwas  wunderbares  Verfahren  deutscher  Gerichte= 

in  Strafsachen  war  nach  der  Frankfurter   Zeitung    vom 

14.  Februar  und  Allg.  Z.  vom  4.  März  das  Nachfolgender 

«In  Hannover  hatte  sich  ein  Maurer  Karl  Giese  au» 
Hannover  einer  öffentlichen  Schutzmannsbeleidigung 
schuldig  gemacht.  Da  die  Ladung  an  ihn  nicht  bestellt 
werden  konnte,  weil  er  nicht  aufzufinden  war,  wurde  er 
steckbrieflich  verfolgt.  Auf  diesen  Steckbrief  hin  ver- 
haftete in  Zürich  die  Polizei  einen  Monteur  einer  Heil- 
bronner  Firma,  den  Schlosser  Karl  Giese.  Er  wurde 
trotz  seines  Protestes,  dass  er  nicht  Maurer,  sondern 
Schlosser  sei  und  zur  Zeit  der  That  gar  nicht  in  Hannover 
habe  sein  können,  nach  Hannover  transportirt,  wo  ihm 
die  Ladung  zur  Verhandlung  vor  dem  Schöffengericht 
zugestellt  werden  sollte.  Da  diese  aber  lautete  «An  dea 
Maurer  Karl  Giese»,  verweigerte  er  die  Annahme.  Das 
Gericht  strich  darauf  einfach  das  Wort  «Maurer»  durch 
und  schrieb  darunter  das  Geburtsdatum  des  Schlossers. 
In  der  Verhandlung  vor  dem  Schöffengericht  erklärten 
die  Schutzleute  sofort,  dass  der  Verhaftete  gar  nicht  der 
gesuchte  Verbrecher  sei.  Obwohl  er  nun  also  gar  nicht 
angeklagt  war,  erkannte  das  Schöffengericht  trotzdem 
auf  seine  Freisprechung.  Der  mehr  als  sechs  Wochen 
widerrechtlich  Verhaftete  erhielt  nicht  einmal  die  84 
Pfennig,  die  man  ihm  bei  seiner  Verhaftung  abgenommen. 
Sie  waren  für  Porto  ausgegeben,  obwohl  ihn  das  Porto 
gar  nichts  anging,  sondern  für  eine  ganz  andere  Person 
ausgegeben  war.     Der  Schlosser  Giese   erhielt  lediglich 
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«ine  gerade  noch  für  den  Nachmittag  des  14.  Februar, 
an  dem  er  also  entlassen  wurde;  göltige  Fahrkarte  4. 
Klasse  nach  Frankfurt  und  eine  nur  für  den  15.  Februar 
gQltige  Karte  3.  Klasse  von  Frankfurt  nach  Heidelberg: 
dort  gibt  es  Fahrkarten  4.  Klasse  nicht.  An  Zehrgeld 
wurden  ihm  für  drei  Tage  eine  Mark  gegeben  mit  dem 
Bemerken,  sich  in  Heidelberg  als  mittellos  auf  der  Polizei 
zu  melden,  dann  käme  er  nach  Zürich.» 

Die  Bewilligung  der  Wasserkraftanlage  an  den 
Laufenburger  Stromschnellen  ist  durch  die  deutschen 
Behörden  erfolgt,  unter  Vorbehalt  der  Entschädigungs- 
ansprüche für  die  Fischereiberechtigten,  Wasserwerks- 
nnd  Grundbesitzer.  Für  die  landschaftliche  Schönheit 
hingegen,  die  verloren  geht,  wird  man  von  Niemand  ent- 
schädigt werden.  Die  Konzession  an  die  Unternehmer 
der  Wasserwerke  dauert  80  Jahre,  und  die  Anlage  muss 
in  7  Jahren  ausgeführt  sein.  Nach  Ablauf  der  Konzes- 
sionsdauer fallen  die  Anlagen  unentgeltlich  den  beidsei- 
tigen Staaten,  zu. 

Unser  kleinstes  Nachbarland,  Liechtenstein,  be- 
absichtigt, sich  mit  den  rhätischen  Bahnen  über  einen 
Anschluss  an  dieselben  in's  Einvernehmen  zu  setzen. 

Die  Linie  würde  den  Fläscherberg  gegenüber  Ragaz 
in  einem  Tunnel  unterfahren  und  am  Fusse  der  Luzien- 
steig  in  Balzers  Liechtensteinischen  Boden  betreten. 
Ueber  Vaduz  würde  die  Linie  nach  Schaan  führen,  wo 
sie  Anschluss  an  die  Arlbergbahn  erhielte. 

Da  muthmassUch  diese  Zweiglinie  der  Verwaltung 
der  rhätischen  Bahnen  durch  Staatsvertrag  unterstellt 
werden  würde,  so  wäre  dann  Lichtenstein  sowohl  eisen- 
bahnlich, als  kirchlich  (wie  es  schon  der  Fall  ist)  mit  Grau- 
bünden verbunden.  Einstweilen  scheinen  sich  aber  noch 
die  Bundesbahnen  einer  Konzession  dieser  Art  ungeneigt 
zu  zeigen. 
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Die  «Prättigauer  Ztg.  >  theilt  darüber  Folgendes  mit : 
«Wenn  es  sich  lediglich  um  eine  Fortsetzung  der  Rh&- 
tischen  Bahn  von  Landquart  Ober  Maienfeld  bis  Ragaz 
zur  Bedienung  des  lokalen  Verkehrs  handeln  würde,  so 
könnten  die  Bundesbahnen  darauf  verzichten,  gegen  das- 
selbe Stellung  zu  nehmen,  trotz  dem  Ausfall,  der  ihnen 
durch  die  parallel  laufende  Konkurrenzlinie  im  Personen- 
und  Güterverkehr  verursacht  würde.  Anders  gestaltet 
sich  aber  die  Frage,  da  der  Anschluss  an  die  österreichi- 
sche Staatsbahn  gesucht  und  sogar  in  den  Vordergrund 
gestellt  und  die  internationale  Bedeutung  der  neuen  Linie 
betont  wird.  Es  handelt  sich  dabei  für  die  Bundesbah- 
nen nicht  bloss  darum,  dass  ihnen  für  den  Verkehr  von 
und  nach  der  Arlbergbahn  gegenüber  der  Route  via  Buchs 
eine  Konkurrenz  geschaffen  wird.  Viel  gefährlicher  ist 
die  Erstellung  einer  direkten  Verbindung  mit  dem  Boden- 
see und  weiter  mit  Süddeutschland  unter  Umgehung  der 
Bundesbahnen.  Unsere  Stellung  gegenüber  den  aus- 
ländischen Bahnen  wird  aber  wesenÜich  erschwert,  wenn 
eine  Konkurrenzlinie  erstellt  wird,  welche  den  Fremden- 
verkehr mit  Graubünden  unter  vollständiger  Beiseitelas- 
sung der  Bundesbahnen  vermitteln  kann.  Nach  unserer 
Ansicht  liegen  somit  die  Interessen  des  untern  St.  Galler 
Rheinthals  und  der  Bundesbahnen  vor,  gegen  welche  die 
anderweitigen  Literessen  zurücktreten  sollten.» 

Bei  Anlass  der  dermaligen  Unterhandlungen  über 
einen  Handelsvertrag  mit  Spanien,  von  dem  unter 
«Handelsverträge»  die  Rede  sein  wird,  behauptete  eine 
spänische  Zeitung,  El  Pals,  dass  die  alte  Forderung  der 
Soldrückstände  ehemaliger  Schweizerregimenter,  welche 
im  Jahre  1900  auf  900,000  Fr.  festgestellt  wurden,  ge- 
wissermassen  als  Prämie,  oder  Beigabe  zum  Handelsver- 
trag ausgeglichen  worden  sei.  Dies  ist  nicht  der  Fall, 
die  ganze  Forderung  besteht  vielmehr  noch  fort. 

Die  wichtigsten  Verhandlungen  stehen  der  Eidge- 
nossenschaft gegenüber  Frankreich  in  drei  Richtungen 
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bevor.  Einmal  in  Bezug  auf  die  Verwandlung  des  ipangel- 
haften  «provisorischen  Handelsübereinkommens»,  welches 
durch  den  berühmten  Droz'schen  «Frieden  von  Macon» 
entstand^  in  einen  regelmässigen  neuen  Handelsvertrag, 
wovon  wir  unter  «Handelsverträge»  sprechen.  Sodann  über 
die  französische  Zufahrtslinie  zum  Simplon, 
Qber  die  in  neuester  Zeit  eine  EntSchliessung  in  Frank- 
reich getroffen  worden  zu  sein  schien.  Endlich  über 
eine  in  die  ganze  politische  Stellung  der  Schweiz  an 
ihrer  Südwestgränze  auf  das  Tiefste  eingreifende  Frage, 
nämlich  die  Erhaltung,  oder  Beseitigung  der  Zollzonen 
von  Genf.  Ueber  die  letztere  grosse  Frage  befindet 
sich  ein  ausführlicher  Aufsatz  in  imserem  Jahrbuch 
Bd.  IX,  unter  dem  Titel  «die  Genfer-Zonen».  Auch  der 
Aufisatz  in  Band  XVH  über  die  schweizerischen  Gränz- 
Verhältnisse  gehört  hieher  und,  wenn  man  die  französi- 
schen Gränzverhältnisse  noch  weiter  prüfen  will,  ein 
Gutachten  über  die  Verhältnisse  des  Genfersees,  das  bloss 
als  Manuskript  gedruckt  ist. 

Ueber  die  Zufahrtslinie  Frankreichs  zum  Simplon  be- 
steht, wie  wir  im  letzten  Jahrbuch,  in  dem  Aufsatz  über 
die  Eisenbahnpolitik  pag.  94  es  erwähnt  haben,  eine  Kon- 
kurrenz zweier  Linien,  Frasne-Vallorbe  mit  percement 
du  Mont  d'or  und  Faucille-Bahn,  wobei  die  erstere  den 
Interessen  des  Kantons  Waadt  und  des  grösseren  Theils 
der  Eidgenossenschaft  etwas  mehr  zu  entsprechen  schien, 
und  demgemäss  auch  bereits  eine  Konzessionsertheilung 
an  die  P.  L.  M.-Bahn  für  die  auf  schweizerischem  Ge- 
biete befindUche  Bahnstrecke  stattgehabt  hat.    In  neu- 
ester Zeit  scheint  sich  jedoch  der  französische  Bauten- 
minister  Gauthier  für  die  von  Genf  befürwortete  Linie 
mit  Durchstich  der  Faucille  entschlossen  zu  haben,  wozu 
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der  Kanton  Genf  30  Millionen  beizusteuern  sich  be- 
reit erklärt  habe  und  wozu  er  eine  eidgenössische  Sub- 
vention von  20  Millionen  erwartet.  Die  Gesammtkosten 
betragen  115  MilHonen.  Die  Bauzeit  für  eine  Faucille- 
Bahn  wird  auf  8  Jahre  berechnet;  die  herbeizuführende 
Abkürzung  auf  120 — 150  Kilometer.  Eine  Konzession  dieser] 
Art  müsste  jedoch  von  der  Eidgenossenschaft  erst  nocl 
erlangt  werden  und  ebenso  ein  Subventiönsbeschluss.  Di 
Waadtländerblatt  «Revue>  ging,  nachdem  es  sich  von  dei 
ersten  Schrecken  über  die  Nachricht  etwas  erholt  hati 
in  einem  sehr  scharfen  Artikel  vornehmlich  den  Genf( 
zu  Leibe,  welche  hinter  dem  Rücken  der  eidg.  Regien 
mit  dem  Ausland  verhandelt  hätten,  das  seinerseits, 
man  zu  verstehen  gibt,  den  Verkehr  auf  die  Südseite 
Genfersees,  und  von  dort  durch  den  Montblanc  von 
Schweiz  ganz  abzuleiten  beabsichtige;  die  Eidgenon 
Schaft  dürfe  eine  solche  Konzession  nicht  gewähren,  j( 
falls  nicht,  bevor  die  bereits  konzessionirte  Linie  Fi 
Vallorbe  ausgeführt  sei.  Dieselbe  ist  übrigens  von 
französischen  Regierung  auch  noch  nicht  genehi 
worden.  Der  Bundesrath  scheint  in  einer  Verbalnote 
dieselbe  vom  April  d.  J.  die  Konzession  Frasne-Vallorl 
festgehalten  zu  haben,  doch  ging  die§e  Note  den  Eni 
Schliessungen  des  französischen  Bautenministers  voran 
und  wird  es  sich  zunächst  darum  handeln,  ob  derselbe 
die  ganze  französische  Regierung  und  die  Bahngesellschaft 
P.  L.  M.  hinter  sich  hat. 

Das  Interesse  der  Eidgenossenschaft,  Genf  zu  sichern 
und  festzuhalten,  tritt  noch  sehr  viel  stärker  zu  Tage 
in  der  Frage  der  Genfer  Zonen,  welche  durch  Ver- 
handlungen über  einen  Handelsvertrag  mit  Frankreich, 
welche   im   September  begannen,    nun   neuerdings   eine 
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«Frage»  geworden  sind.  Um  die  Sache  hier  kurz  in 
ihren  Hauptpunkten  zu  resümiren,  welche  in  den  bereits 
dtirten  Artikeln  des  Jahrbuchs  ausführlich  behandelt  und 
«och  in  der  historischen  Arbeit  von  Prof.  Oechsli  über 
die  Vorgeschichte  des  Lausanner- Vertrages  (Jahrbuch 
Xniy  ld9)  beleuchtet  ist,  so  ist  daran  zu  erinnern,  dass 
diese  beiden  Zollzonen,  ursprünglich  eine  französische 
nördlich  und  eine  sardinische  südlich  von  Genf,  durch 
einen  Ministerkonferenzbeschluss  vom  3.  November  ent- 
standen sind,  welcher  sagt:  «Le  gouvemement  fran<^is 
ayant  consenti  ä  reculer  ses  lignes  de  douanes  des  fron* 
tiefes  de  la  Suisse  du  cöte  du  Jura,  les  cabinets  des 
eours  reunies  emploieront  leur  bons  ofSces  pour  engager 
S.  M.  Sarde  ä  les  faire  reculer  egalement  du  cöte  de  la 
Savoie,  au  moins  au-delä  d'une  lieue  de  la  frontiere 
suisse  et  au  dehors  des  Voirons,  du  Saleve  et  des  monts 
de  Sion  et  de  Vuache» ').  Es  war  dies  eines  der  da- 
maligen Auskunftsmittel,  um  Genf  und  die  Eidgenossen- 
schaft über  militärisch  und  ökonomisch  ungenügende 
Gränzen  zu  beruhigen,  und  es  waren  derartige  Besonder- 
heiten in  der  Zollbehandlung  schon  aus  der  altern  Periode 
her  nicht  ohne  Beispiel,  sowohl  gegenüber  Frankreich 
als  gegenüber  Savoyen.  Nachdem  durch  die  Gebiets- 
abtretung von  1860  Hochsavoyen  an  Frankreich  ge- 
kommen und  dieses  der  Besitzer  beider  Zonen  ge- 
worden war,  entstand  zunächst  eine  Erweiterung  der 
Södzone  durch  ein  kaiserliches  Dekret  vom  12.  Juni  1860, 
welche  man  die  «zone  d'annexion»  zu  nennen  pflegt, 
weil  diese  Ausdehnung  eines  der  Mittel  war,  um  die 
damalige    Volksabstimmung  über   die  Annexion  günstig 


')  Ausgeführt  wurde  dieser  «Rath»  durch  Art.  3  des  Turiner 
Vertrages  von  1816. 
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zu  gestalten.  Diese  Erweiterung  der  Südzone  ist  einseitig 
von  Frankreich  stipulirt  worden,  wir  können  kein  Recht 
darauf  geltend  machen.  Sie  könnte  daher  auch  ohne 
unsere  Zustimmung  und  ohne  die  der  Wienerkongress- 
mächte einseitig  zurückgezogen  oder  abgeändert  werden^ 
die  ursprüngliche  sardinische,  1860  von  Frankreich  laut 
Annexionsvertrag  «mit  den  gleichen  Rechten  und  Pflich- 
ten» übernommene  sardinische  Zone  hingegen  nicht. 

Infolge  der  seitherigen  französischen  Handelsverträge 
bis  auf  das  gegenwärtig  noch  bestehende  sogenannte 
«Handelsübereinkommen»  von  1895  sind  folgende  Modi- 
fikationen eingetreten: 

1.  Die  ursprünglich  französische  Nordzone,  die  das 
sogen,  pays  de  Gex  umfasst,  ist  jeweilen  in  einer  Beilage 
zu  den  Handelsverträgen  erwähnt  und  damit  gewisser- 
massen  an  den  Bestand  derselben  angeschlossen  worden^ 
ein  grosser  diplomatischer  Fehler  imserer  jeweiligen 
Unterhändler,  wenn  es  mit  Bewusstsein  geschah;  denn 
diese  Zone  beruht,  wie  die  andere,  auf  einer  inter- 
nationalen Stipulation  der  Wiener- Verträge  und  ist 
nicht  bloss  ein  jeweilen  mit  den  Handelsverträgen 
ablaufender  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz. 

2.  Ueber  die  ehemals  sardinische  Südzone  besteht 
ein  auf  30  Jahre  (ab  1883)  abgeschlossener  Vertrag  mit 
Frankreich,  der  an  dem  gleichen  Fehler  leidet. 

In  beiden  Fällen  sollte  der  internationale  und  zu- 
sammenhängende (untrennbare)  Charakter  dieser  beiden 
Zonen  wiederhergestellt  werden. 

Femer  ist  zu  beachten: 

Die  ursprüngliche  Stipulation  ist  eine  einseitig  zu 
Gunsten  der  Schweiz  bestehende.  Sie  verpflichtet  uns 
nicht,    den  Zonenbewohnern  für   ihre  Produkte,    die   sie 
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nach  der  Schweiz  ausführen,  ZoUvortheile  zu  gewähren. 
Es  liegt  dies  aber  in  der  Natur  der  Sache  und  im 
Vortheil  der  Schweiz,  dass  dieselben  auch  ein  Interesse 
an  dem  Bestand  dieser  Zollsingularität  haben,  und  es 
sind  ihnen  daher  bei  Anlass  des  Handelsübereinkommens 
von  1895  solche  Zollbegünstigungen  eingeräumt  worden. 

Die  Neutralität  von  Savoyen  umfasst  einen  ganz 
anderen  Gebietsabschnitt  als  die  Südzollzonen  (auch  einen 
von  der  zone  d'annexion  verschiedenen)  und  ist  eine  Sache,^ 
die  damit  nicht  verwechselt  werden  darf.  Sie  ist  durch 
die  diplomatische  Korrespondenz  mit  dem  Cabinet  Ferry 
von  1883  neuerdings  in  ihrer  Anerkennung  bestätigt 
worden.  Sie  umfasst  auch  nicht  die  Nordzollzone;  das 
pays  de  Gex  ist  zollfrei,  aber  nicht  neutral. 

Wir  besitzen  noch  zufolge  den  Wiener-  und  Pa- 
riserverträgen  von  1815  eine  Militärstrasse  durch  Chablais, 
die  wir  zwar  schwerlich  stark  benutzen  werden,  die  aber 
doch  nicht  ganz  in  Vergessenheit  kommen  darf.  (Erklärung 
des  Wiener  Kongresses  vom  20.  März  1815,  Art.  5 ;  Pro- 
tokoll des  Wiener-Kongresses  vom  29.  März  1815,  den 
Kanton  Genf  betreflFend,  Art.  2 ;  Konferenzprotokoll  vom 
3.  November  1815,  Art.  4.) 

Das  Alles  wird  bei  den  jetzt  stattfindenden  Verband- 
lungen  Ober  einen  Handelsvertrag  mit  Frankreich  mög* 
licherweise  zur  Sprache  kommen,  und  es  ist  zu  wünschen,, 
dass  die  früheren  Fehler  sich  nicht  wiederholen. 

In  dieser  Zonenfrage  bestehen  in  der  Bevölkerung 
dieser  Zonen  verschiedene  Strömungen,  wobei  es  der 
Schweiz  jeweilen  obliegt,  die  der  Aufrechthaltung  der 
Zonen  günstige,  welche  bisher  die  vorherrschende  ist,  so- 
weit möglich  zu  kräftigen,  üeber  Diskussionen,  die  darüber 
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in  neuester  Zeit,  sowohl  in  der  Zone  selbst,  wie  ausserhalb 
derselben  stattgehabt  haben,  liegen  folgende  Berichte  vor. 
Ein  Bericht  der  N.  Z.  Z.  vom  März  sagt: 

«Man  darf  sich   nicht  verhehlen,    dass  der  Hint^jrge- 
danke  derer,  welche  diese  Zonen  aufheben  wollen,   poli- 
tischer Art  ist.    Die  das  wollen,  glauben,    es   sei   leicht, 
nachdem  die  Zolllinie   nach  der   wirklichen  Gränze   ver- 
schoben wäre,  auch  die  Neutralität  dieses  Gebietes  auf- 
zuheben,  indem   zuerst  die  Garnisonen   verstärkt,    dann 
Feldbefestigungen    errichtet  werden,    welche   bald   stän- 
digen Festungswerken  weichen  sollten.    Ein    leiser  Ver- 
such ist  bereits  am  Mont  Vuache  gemacht  worden;  an- 
gesichts  der   dadurch   hervorgerufenen  Erregung    ist    er 
sofort  wieder  unterdrückt  worden.   Die  seit  bald  zwanzig 
Jahren  immer  erneuerten  Versuche,  diese  Zollzonen  auf- 
zuheben^   entspringen   verschiedenen  Gründen.     Annecy, 
welches  der  einzige  Kreis  im  obern  Theil  von  Savoyen  ist, 
der   sich   ausserhalb    der  Zollzone    befindet,    hofft   durch 
die  Aufhebung  dieser  Bevorzugung  der  drei  andern  Kreise 
die  gegenwärtig  Genf  sich  zuwendende  Handelsbewegung 
an  sich  zu  ziehen.    Einige  Häuserbesitzer  hoffen  dadurch 
den  Werth  ihrer  Häuser  und  die  Miethpreise  zu  steigern. 
Eine  andere  Klasse   der  Zonengegner    setzt  sich  aus  Fa- 
brikanten zusammen,  welche  sich  innerhalb  der  französi- 
schen  Zolllinie   sehen   möchten,    obwohl   sie   bereits    so 
viele  Vergünstigungen   besitzen,   dass   die   gegenwärtige 
Einrichtung  sie  kaum  berührt.    Diese  Gegner  sind   zwar 
nicht  zahlreich,  aber  sie  besitzen  einen  gewissen  Einfluss. 
Nicht  zu  verwechseln  mit  ihnen  sind  die  Uhrenfabrikanten 
im  Cluses-Thal ;  der  grösste  Theil  der  Uhrräder  geht  zoll- 
frei nach  der  Schweiz.    Die  Aufhebung  der  Zone  würde 
also    diesen   Fabrikanten   schwere    Schädigung   bringen. 
Ein  gewichtiger  Feind  der  Zonen  ist  schliesslich  die  Ge- 
neraldirektion   der    französischen   Zölle.    Das  besondere 
Zollsystem  Obersavoyens  und  Gex'  schafft  Schwierigkeiten 
für  die   Ueberwachung;    seine  Aufhebung    brächte    hier 
nicht  zu  verachtende  Mehreinnahmen.    Schliesslich  würde 
der  Geist  der  Einförmigkeit  und  der  ZentraUsation,  welcher 
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despotisch  Ober  alle  Verwaltungen  in  Frankreich  herrscht 
und  sie  wie  in  einer  Zwangsjacke  festhält,  eine  Genug- 
thuung  erhalten.  Die  Anführer  dieses  neuen  Ansturmes 
waren  die  Abgeordneten  Debussy,  Noel  und  Berthet. 
Der  Erstere  ist  ein  bedeutender  Mehl-  und  Getreidehändler, 
Abgeordneter  der  Cöte  d'Or  und  Mitglied  des  ZoUver- 
waltungsaussehusses.  Er  war  stets  ein  erbitterter  Gegner 
der  freien  Zonen.  Vor  zwei  Jahren  benutzte  er  einen 
Gesetzeszusatz,  welcher  das  korsische  und  tunesische  Ge- 
treide und  Mehl  betraf  und  ihre  Ein-  und  Ausfuhr  er- 
schwerte, um  auch  die  freien  Zonen  damit  in  Verbindung 
zu  bringen.  Der  Zweite,  der  Abgeordnete  von  Oise  und  ehe- 
malige Fabrikant  Noel  ist  der  Vizepräsident  des  Zollaus- 
schusses. Man  kann  ihn  sogar  als  dessen  Vorsitzenden 
betrachten,  da  der  wirkliche  Präsident  Jonnart,  als  Gene- 
ralgouverneur von  Algier,  sich  doi1i  aufhält  und  folglich 
mit  den  Zollangelegenheiten  sich  nicht  beschäftigen  kann. 
Noel  scheint  kein  Freund  der  Schweiz  zu  sein ;  ihm  liaben 
wir  die  25  Prozent  Zollerhöhung  auf  den  Milchprodukten 
zu  verdanken.  Was  nun  den  Advokaten  Berthet  anbe- 
trifft, seist  er  ebenfalls  Mitglied  des  Zollausschusses  und  Ab- 
geordneter von  Annecy.  Das  erklärt  seine  Haltung  genügend. 
Seine  hartnäckige  Erbitterung  besonders  gegen  Fermont- 
David,  welcher  tapfer  und  beredt  die  Interessen  der 
Zonenbevölkerung  vertheidigte,  war  ungeheuer.  Auch  er 
ist  Mitglied  des  Ausschusses,  sowie  der  Abgeordnete  von 
Bonneville,  Chautemps,  und  der  Abgeordnete  von  Gex, 
Brizot.  Diese  drei  bildeten  eine  sich  wacker  wehrende 
kleine  Schaar,  aber  sie  sind  fast  allein  gegen  etwa  30 
feindUch  gesinnte  Mitglieder.  Debussy  hatte  dem  Aus- 
schusse Anfang  Februar  einen  Entwurf  vorgelegt,  der 
die  Zollbestimmungen  der  freien  Zonen  abändern  sollte. 
Der  Entwurf  war  im  Prinzip  angenommen  und  Debussy 
als  Berichterstatter  erwählt  worden,  um  ihn  noch  voll- 
ständiger auszuarbeiten.  Die  Sache  war,  was  die  Tarife 
anbetraf,  ziemlich  schwierig;  Debussy  begab  sich  zum 
Generaldirektor  der  Zölle,  Brunet,  um  sich  mit  diesem 
zu  besprechen.  Selbstverständlich  ward  er  und  sein  Ent- 
wurf mit  Freuden  aufgenommen,  kam  er  doch  den 
Wünschen  aller  Zollbeamten  entgegen.    Brunet  bemäch- 
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tigte  sich  sofort  des  Projektes,  um  es  umzuarbeiten  und 
mit  dem  übrigen  Zollsystem  in  Einklang  zu  bringen. 
Diese  Abfassung  legte  nun  Debussy  vor  etwa  acht  Tagen 
dem  Zollausschusse  vor,  mit  eindringlichen  Worten  dessen 
wunderbare  Vortheile  hervorhebend.  Der  Hauptvorwand  des 
Projektes  ist,  dass  die  Schweiz  vor  ungefähr  fünfzig  Jahren 
ihre  Zolllinie  nach  derGränze  verlegte ;  Frankreich  befände 
sich  demnach  aller  Verbindlichkeit  enthoben  und  habe 
das  Recht,  das  Gleiche  zu  thun. 

Das  ist  nun  falsch,  denn  es  ist  im  Vertrag  nicht  die 
Rede  von  einer  besondern  Zolllinie  schweizerischerseits, 
dagegen  heisst  es  ausdrücklich,   die    französische   müsse 
sich   östlich   vom   Jura   befinden.    Die  Vergünstigungen, 
welche    die  Schweiz    Savoyen    und   Gex    gewährt,   ent- 
springen lediglich  ihrem  guten  Willen.    Sie  wurden  ein- 
geführt,  um  die  guten  Gränzbeziehungen    zwischen    Be- 
völkerungen,   welche   seit  Jahrhunderten    nebeneinander 
und   fast   miteinander   leben,   aufrecht   zu   erhalten,    sie 
können  leicht  aufgehoben  werden.    Etwas  Anderes  ist  es 
um  die  Freiheit  der  französischen  Zollzonen.   Es  bestehen 
über  diesen  Punkt  feste,  von  den  europäischen  Mächten 
garantirte  Verträge   und   zwischen  der  sardinischen    und 
französischen  Regierung  getroffene  Abmachungen,  welche 
diese  bei  der  Einverleibung  von  1860  zwang,  den  Willen 
der  Bevölkerung  zu  achten,    deren  Abstimmung   auf  «Ja 
und  Zone»  gelautet  hatte.    Es  handelt  sich  also  hier  um 
internationale  Abmachungen,  bei  denen  Frankreich  nicht 
allein   interessirt   ist.      Die  Abgeordneten,    welche    sieb 
einbilden,  so  ohne  Weiteres  Verträge  zerreissen  zu  können, 
befinden   sich   in   einem   sonderbaren  Wahne.    Delcasse 
hat  wohl  begriffen,  dass  es  nicht  im  Interesse  Frankreichs 
liegt,  die  öffentliche  Meinung   gegen   sich   aufzubringen 
in  einem  Augenblicke,  wo  es  eine  Reihe  wichtiger  Han- 
delsverträge  eingeht.    Ein  Zwischenfall  wie   dieser  wäre 
im  Stande,  dem  Abschluss  eines  neuen,  für  beide  Theile 
wünschbaren   Handelsvertrages    hemmend   in   den    Weg 
zu  treten.     Schon  im  November  hatte   der  Minister    des 
Aeussern   an    die   Anhänger   Debussys   einen    Brief    ge- 
richtet, in  dem  er  sich  unumwunden  gegen  jede  Aende- 
rung  in  den  Zollbestimmungen  der   drei  2k)nen   erklärte. 
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Zur  rechten  Zeit  war  er  vor  einigen  Tagen  benachrich- 
tigt worden,  was  sich  im  Ausschuss  der  Zollverwaltung 
vorbereitete.  Dienstag  sollte  über  den  Entwurf  Debussys 
berathen  werden,  aber  schon  Montag  Nachmittag  unter- 
richtete Delcasse  den  Ministerrath  über  diese  Angelegen- 
heit und  setzte  die  ernsten  Folgen  auseinander,  welche 
eine  Kammerdebatte  über  die  Grenzzonen  nach  sich 
riehen  könnte.  Rouvier  und  der  Handelsminister  Dubief 
bestätigten  und  vervollständigten  die  von  Delcasse  vor- 
gebrachten Gründe.  Der  Ministerrath  entschied  also  aus 
internationalen  Rücksichten,  sich  der  Debatte  dieser  An- 
gelegenheit vor  der  Kammer  zu  widersetzen.  Sie  kann 
also  vorläufig  als  begraben  gelten,  denn  es  ist  nicht  denk- 
bar, dass  die  Kammer,  selbst  wenn  die  Kommission  da- 
rauf beharren  sollte,  die  Vorlage  Debussys  diskutirt.» 

Das  Projekt  Debussy  lautete: 

«Art.  !•'.  —  La  ligne  des  douanes  sera  etablie  ä  la 
frontiere  geographique  du  pays  de  Gex  et  de  la  partie  du 
departement  de  la  Haute-Savoie  dite  zone  franche  (zone 
sarde  et  zone  de  1860).  Est  maintenue  la  ligne  douaniere 
creee  par  la  loi  du  12  juin  1860  modifiee  par  la  loi  du 
20  mars  1899. 

Art.  2.  —  Seront  admis  en  franchise  des  droits  de 
douane  ä  Fimportation  dans  l'interieur,  premierement  les 
produits  naturels  ou  fabriques  (autres  que  le  chocolat  et 
des  derives  du  sucre)  originaires  du  pays  de  Gex  et  de 
la  zone  franche  de  la  Haute-Savoie  qui  beneficient  actu- 
ellement  de  Timmunite  de  vente  du  reglement  annexe  ä 
Tarrete  ministeriel  du  31  mai  1863  et  de  decisions  poste- 
rieures,  la  houille  ci*ue  et  carbonisee  et  les  cendres  de 
houille  provenant  des  dits  territoires.  Tous  les  autres  pro- 
duits d'origine  gessienne  ou  zonienne  qui  seront  designes 
par  decrets  rendus  apres  avis  du  comite  consultatif  des 
arts  et  manufactures. 

Art  3.  —  Les  produits  d'origine  etrangere  similaires 
a  ceux  enumeres  ä  l'article  precedent,  ainsi  que  leurs 
matieres  premieres  dont  la  liste  sera  etablie  par  decret 
rendu  apres  avis  du  comite  consultatif  des  arts  et  manu- 
factures, seront  soumis,  ä  Tentree  dans  le  pays  de  Gex 
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et  la  Zone  franche  de  la  Haute-Savoie,  aux  memes  droits 
que  s*ils  etaient  Importes  dans  Tinterieur.  Les  produits 
vises  par  le  paragraphe  pr^cedent  qui  auront  ete  natio- 
nalises  dans  les  zones  par  le  paiement  des  droits  seront 
admis  en  francbise  sur  le  territoire  assujetti,  sous  reserve 
des  justifications  qui  seront  fixees  par  Tadministration  des 
douanes.  Les  pxohibitions  edictees  par  le  tarif  des  doua- 
nes  seront  appliquees  aux  importations  de  Tetranger  dans 
les  zones. 

Art.  4.  —  En  cas  de  rupture  douaniere  avec  les  pays 
etrangers  limitrophes  des  departements  de  l'Ain  et  de  la 
Haute-Savoie,  les  droits  differenciels  applicables  aux  pro- 
venances  de  ces  pays  ä  Tentree  en  France  seront  excep- 
tionnellement  perQus  ä  Timportation  dans  Tinterieur  sur 
les  produits  gessiens  et  zoniens,  non  vis^s  ä  Fart.  2. 

Art.  5.  —  Les  marchandises  enumerees  a  Fart.  13  de 
la  loi  du  11  Jan  vier  1892  et  dans  les  lois  subsequentes 
pourront  beneficier  du  regime  de  Tadmission  temporaire 
k  leur  entree  dans  le  pays  de  Gex  et  la  zone  franche  de 
la  Haute-Savoie  sous  les  conditions  qui  seront  determi- 
nees  par  decrets. 

Art.  6.  —  Les  produits  gessiens  ou  zoniens  qui  n'au- 
ront  pas  acquitte  les  taxes  exigibles  dans  le  reste  de  la 
France,  seront  soumis  au  paiement  de  ces  taxes  ä  leur 
entree  sur  le  territoire  assujetti. 

Art.  7.  —  Le  droit  de  statistique  etabli  par  Tart.  3 
de  la  loi  du  22  janvier  1872  sera  per^u  sur  les  produits 
importes  de  Tetranger,  le  pays  de  Gex  et  la  zone  franche 
de  la  Haute-Savoie,  ou  exportes  de  ces  territoires  a  des- 
tination  de  Tetranger.  Les  Operations  effectuöes  avec  l'in- 
terieur  seront  exemptes  de  cette  taxe. 

Art.  8.  —  La  presente  loi  entre  en  vigueur  un  an 
apres  sa  Promulgation. 

Dispositions  transitoires.  —  Pendant  une  periode  de 
trois  annees  apres  Tentree  en  vigueur  de  la  presente  loi, 
les  produits  gessiens  et  zoniens  vises  ä  Talinea  I  de  Tart. 
2  ne  pourront  etre  introduits  en  franchise  k  Tinterieur 
que  dans  la  limite  des  credits  qui  seront  fixes  annuelle- 
ment  par  les  lois  ou  arretes  du  ministre  des  finances, 
apres  avis  des  ministres  du  commerce  et  de  Tagriculture. 


Verhältnisse  der  Schweiz  zum  Ausland.  529 

Der  «Temps»  sprach  sich  über  die  Frage,  etwas  ober- 
fl&chlich,  wie  folgt  aus: 

«Pendant  qüarante  ans,  les  «zones  franches»  furent 
beureuses  ou  ä  peu  pres;  elles  n'eurent  donc  pas  d'his- 
toire.  Depuis,  plusieurs  facteurs  vinrent  troubler  cette 
paix. 

La  Suisse,  piquee  ä  son  tour  de  la  tarentule  proteo- 
tionniste,  entendait  bien  entrer  dans  notre  pays  frauo 
comme  dans  une  auberge;  mais  par  contre,  ses  tarifs 
codiinencerent  ä  atteindre  les  produits  de  ces  memes  pays 
francs  dont  eile  pouvait  se  passer.    Ce  fut  une  faute. 

Dans  la  Haute  Savoie  affranchie,  de  peu  scrupuleux 
industriels  exagererent  les  facilites  de  la  Situation,  et  la 
contrebande  fleurit  sous  toutes  ses  formes. 

Au  cours  de  ces  dix  demieres  ann^es  surtout,  un 
element  de  fraude  survint,  et  Tattention  de  Tadminis- 
tration  des  douanes  fut  mise  serieusement  en  eveil.  II 
s'agit  des  bons  d'exportation  pour  les  bles  et  les  farines 
dont  beneficiaient  les  producteurs  et  les  minotiers  des 
«zones  franches»- 

Les  pays  de  zones  produisent  moyennement  par  an 
390,000  quintaux  de  ble ;  leur  consommation  annuelle  est 
d'environ  400,000  quintaux.  La  production  est  donc  defici- 
taire  de  70,000  quintaux  au  plus.  Malgrö  cela,  dans  la 
seule  annee  1901,  Texportation  en  franchise  pour  Tinte- 
rieur  fut  de  130,000  quintaux  de  farine  et  de  6i8,000  quin- 
taux de  bl6,  produits  revetus  des  declarations  d'origiue 
prevues  par  la  loi  pour  b^neficier  des  franchis6s. 

La  plaisanterie  ^tait  un  peu  forte  —  ce  fut  du  moins 
l'avis  de  Tadministration  des  douanes  —  et  les  autorisa- 
tions  furent  retirees. 

Comme  demier  facteur  de  trouble  dans  le  libre  jeu 
des  zones,  il  faut  encore  noter  la  Jalousie  tr^  justifiee 
des  autres  regions  du  departement  de  la  HauteSavoie  et 
du  departement  de  TAin,  qui  voient  ces  debouches  leur 
echapper  au  profit  des  maisons  suisses  dont  les  voyageurs 
drculent  librement. 

Yoil4  donc  la  question  nettement  posee,  et  depuis 

quelques  annes,  la  France  compte  des  zoniens  et  des  an- 

tizoniens. 

34 
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Les  antizoniens  declarent  qu'avec  las  nouvelles  routes, 
las  recantas  parc^es  das  Alpas,  las  voies  de  transports 
rapides  la  <zona  franche»  constitue  ud  non-sens  econo- 
mique.  Au  point  de  vua  moral,  ils  reprochent  ä  leurs 
compatriotes  de  developper  chez  eux  la  contrebande  et 
l'alcoolisme.  Ils  assurent  qua  la  Suisse  n'a  aucuna  velleite 
d'augmenter  ses  tarifs  pour  des  objets  dont  eile  a  un 
urgent  besoin,  et  qu'a  tout  prendre,  il  est  scandaleux 
que  des  Fran<;ais  vraiment  dignes  de  ce  nom  partidpent 
k  tous  les  bienfaits  de  leur  nationalite  sans  en  connaitre 
lesl^charges.  Enfin  ils  fönt  ressortir  que  la  Haute-Savoie 
franche,"qui  possede  d'admirables  chutes  d'eau,  ne  pourra 
jamais  les^tUiser  avec  les  entraves  commerciales  actuelles. 

A  ces  arguments,  les  zoniens  repondent :  «Vous  nous 
la^^^baillez  belle  avec  vos  transports  rapides,  vos  nouvelles 
percees  des  Alpes!  Nos  vallees  de  montagnes,  les  plus 
riches,  sont  eloignees  de  la  voie  ferree,  et  nos  routes  sont 
fermees  par  la  neige  et  la  boue  aux  lourds  charrois,  pen- 
danfsept  mois  sur  douze.  Quant  aux  contrebandiers,  s'ils 
pullulent  chez  nous,  n'oubliez  pas  que  vous  etes  les  rece- 
leurs  efles  beneficiaires  de  la  fraude.  Gardez- vous  mieux! 
N'oubliez  pas  que  la  Suisse,  d'autre  part,  tient  en  reserve, 
un  tarif  tout  prepare  et  qu'elle  aura  vite  fait  d'organiser 
pour  Geneve  des  Services  d'alimentation  rapide  provenant 
d'autres  cantons  suisses.  Vous  aurez  donc  aggrave  nos 
charges  fiscales  en  nous  enlevant  la  possibilite  de  vivre. 
Quant  au  reproche  que  vous  nous  faites  de  ne  pas  par- 
ticiper  comme  vous  ä  toutes  les  charges  de  la  nation,  il 
ne  peut  nous  atteindre,  car  pauvrete  n'est  pas  vice :  qui 
peut  serieusement  nous  imputer  ä  crime  d'etre  enfermes, 
loin  de  tout  centre  fran<^is,  dans  nos  cirques  de  mon- 
tagnes?  Votre  critique  relative  ä  Tutilisation  de  la  houille 
blanche  que  nous  laissons  perdre  et  dont  nous  devrions 
tirer  des  ressources  certaines,  suivant  vous,  semblerait 
plus  fondee ;  seulement,  vous  negligez  absolument  de  nous 
dire  quels  sont  les  objets  qu'on  pourrait  manufacturer  avec 
ces  forces  motrices,  ä  des  altitudes  moyennes  de  lOOO 
metres,  sans  matieres  premieres,  sans   chemins   d'acces 
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facile,  dans  des  regions  oü  le  sejour  est  dejä  une  souf- 
france  pour  las  originaires  eux-m§mes  par  suite  de  la 
rudesse  du  dimat.» 

Et  c'est  tout.  II  y  a  bien  encore  de  part  et  d'autre 
des  questions  d'inter^ts  particuliers,  de  clochers;  mais 
tout  cela  gagne  ä  etre  passe  sous  silence  et  ne  saurait  en 
aucune  fa<^n  int^resser  le  grand  public.» 
Das  Genfer  Journal  fügt  mit  Recht  bei : 
<Au  nombre  des  argumenta  des  zoniens,  le  Temps 
pouvait  mentionner  les  traites  internationaux  au  bas  des- 
quels  la  France  a  mis  sa  signature.  Ce  detail  ne  gagne 
pas  ä  etre  passe  sous  silence  et  mörite  d'interesser  le 
grand  public.» 

Ueber  eine  Volksversammlung,  die  in  St.  Julien 

statthatte,  liegt  folgender  Bericht  vor: 

«Une  nombreuse  assemblee  a  eu  lieu  dimanche  ä 
ITIötel  de  Ville  de  Saint-Julien,  sous  la  presidence  de 
M.  David,  d^pute. 

On  a  tout  d'abord  entendu  une  Conference  de  M. 
Boiret,  professeur  departemental  d'agriculture  ä  Annecy, 
sur  les  syndicats  et  les  credits  agricoles;  puis  M.  David 
a  expose  la  question  des  zones  franches,  etablies  par  les 
traites  de  1815,  1816  et  1860. 

Les  zoniens,  a  dit  Torateur,  qui  fönt  environ  vingt 
millions  d'affaires  avec  Geneve,  ont  tout  interet  k  ce  que 
l'etat  de  choses  persiste,  et  il  en  est  de  meme  pour  notre 
canton,  qui  subirait  un  önorme  prejudice  si  le  projet 
Debussy  etait  adopte.  Tous  les  objets  de  premiere 
necessite  seraient  frappes  ä  leur  entree  sur  le  territoire 
de  la  Zone. 

Apres  avoir  declare  qu'il  luttera  au  Parlement  et 
dans  le  pays  pour  le  maintien  des  zones,  M.  David  a 
propose  Tordre  du  jour  suivant: 

«Les  ^lecteurs  du  canton  de  Saint- Julien,  assembles 
enr^union  publique  le  5  mars  1905,  apres  avoir  entendu 
Texpose  faü  par  M.  Fernand  David,  depute,  des  difficultes 
soulevees  contre  les  zones  franches  ; 

«Protestent  avec  la  demiere  energie  contre  la  pro- 
poaition  de  M.  Debussy  tendant  ä  etablir  un  double  cordon 
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de  douane  et  qui  aboutit  dans  la  realite  k  la  suppression 
des  franchises  zoniennes; 

«Rappellent  au  president  du  conseil  Tengagement 
solennellement  pris  en  1860  par  la  France  d'assurer  aux 
populations  annexees  ä  la  Savoie  du  Nord  les  libertes 
commerciales  necessaires  a  leur  existence  materielle.» 

Dazu  gehört  noch  folgender  Bericht: 

«Annemasse,  8  mal.  —  Les  electeurs  s^natoriaux 
de  la  Haute-Savoie  ont  eu  hier  une  assemblee  ä  la  mairie 
d'Annemasse,  pour  designer  le  canditat  ä  l'^lection 
senatoriale  devenue  necessaire  par  la  mort  de  M.  FoUiet. 
M.  Chautemps,  depute  de  Bonneville,  ancien  ministre,  a 
pose  sa  candidature.  Au  cours  de  son  expose,  il  a  denonce 
des  tripotages  auxquels  les  projets  de  modifications  des 
zOnes  franches  donneraient  lieu.  Les  adversaires  des 
zönes  auraient  corrompu  certains  joumaux  et  achete 
divers  concours.  Le  principal  agent  de  cette  malhonnete 
entreprise  serait  M.  Guichard,  ancien  secretaire  de  M. 
Berthet,  depute  d'Annecy,  tres  hostile  aux  zönes.  M. 
Guichard  est  actuellement  fonctionnaire  des  douanes  ä 
Paris.  L'assemblee  a  vot^  un  ordre  du  jour  de  fletrissure 
contre  les  scandals  d^oonces.» 

Ln  Juni  d.  J.  gelangte  die  Sache  infolge  Literpellation 

vor  die  französische  Kammer.  Der  summarische  Bericht 

der  N.  Z.  Z.  darüber  lautet: 

«Die  Frage  der  Aufhebung  der  freien  Zonen  Ober- 
savoyens  ist  nun  wohl  für  einige  Zeit  begraben.  Zwei 
Kammersitzungen  wurden  einer  Interpellation  über  per- 
sönliche Differenzen  zwischen  Debussy  imd  den  Abge- 
ordneten  dieser  Zonen  gewidmet.  Die  Debatte  spitzte 
sich  dann  auf  die  grundsätzliche  Frage  der  Aufhebung 
dieser  Freizonen  zu.  Rouvier  schien  der  Angelegenheit 
eine  gewisse  Wichtigkeit  beizumessen,  denn  er  wohnte 
der  zweiten  Sitzung  von  Anfang  bis  zu  Ende  bei,  was 
schon  seit  einigen  Tagen  nicht  mehr  vorgekommen  war, 
da  er  von  so  vielen  anderen  wichtigeren  Geschäften  in 
Anspruch  genommen  ist.  Er  antwortete  Herrn  Debussy, 
der    Berichterstatter    des    Zollausschusses   ist,    es    seien 
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wichtige  internationale  Gründe  vorhanden^  derentwillen 
es  gerathener  sei,  die  Frage  so  lange  ruhen  zu  lassen,  bis 
die  Berichterstattung  des  Zollausschusses  zur  Diskussion 
gelange.  Es  versteht  sich  von  selbst,  *dass  auch  dieser 
Bericht  noch  lange  ruhen  kann.  Die  Kammer  stimmte 
Rouvier  zu,  indem  sie  mit  grosser  Stimmenmehrheit  die 
einfache  Tagesordnung  annahm. 

Der  Bericht   über   die  zweite   Sitzung   der  Kammer 

lautet : 

<Les  Zones  Franches  ä  la  Chambre  frani^se  (Par 
depeche  d'un  correspondant  special). 

Paris,  16  Juin. 

Dans  sa  seance  de  vendredi  apres-midi,  la  Chambre 
a  repris  la  suite  de  la  discussion  des  interpellations  Berthet 
et  Fernand  David  sur  les  zones  franches. 

Discours  de  M.  Debussy 

M.  Debussy,  rapporteur  du  projet  relatif  aux  zones 
franches,  se  defend  d'avoir  subi  dans  son  rapport  aucune 
influence  et  fait  remarquer  qu'il  n'a  jamais  demande  la 
suppression  de  la  zone  franche,  qu'il  considere  comme 
une  question  gouvernementale.  II  veut  simplement 
reprimer  les  fraudes.  M.  Debussy  explique  que  la  zone 
franche  de  Savoie  n'est  pas  ä  proprement  parier  une 
zone  franche,  car  eile  est  ouverte  du  cöte  etranger  et  du 
cöte  de  la  France.  C*est  plutöt  une  Zone  privilegiee  qui 
a  le  droit  d'importer  en  franchise,  non  seulement  les 
produits  etrangers,  mais  aussi  les  naturels  ou  manufactures 
de  France,  au  grand  d^triment  du  Tresor.  Tous  les  pays  des 
zones  franches  ne  devraient  pouvoir  exporter  en  France  en 
franchise  que  leur  surproduction.  Or,  ils  nous  envoient  plus 
de  ble  qu'ils  n'en  produisent.  U  en  est  de  meme  pour  les 
vins  et  les  fourrages.  La  commission  des  douanes,  pour 
empecher  cette  fraude,  propose  d'etablir  un  double  cordon 
destin^  ä  ne  permettre  Tintroduction  en  France  que  des 
produits  zoniers  ou  naturels  apres  paiement  des  droits 
metropoUtains. 

M.  Debussy  rappelle  les  declarations  de  M.  Delcasse 
au  sujet  des  zones  franches  au  point  de  vue  diplomatique. 
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II  en  r^sulte  qua  la  zone  d'annexion  peut  etre  supprimee 
au  gre  de  la  France.  Quant  ä  la  zone  sarde  et  a  celle 
du  pays  de  Gex,  l'orateur  dit  qu'elle  comporte  la  reci- 
procite  des  echanges  avec  la  Republique  de  Geneve,  teile 
qu'elle  existait  avant  1789.  Cette  reciprocite,  le  canton 
de  Geneve  Ta  violee  en  1845  et  en  1893.  (Interruptions.) 

M.  Chautemps:  La  Convention  de  1881  lie  la  France 
ä  Geneve. 

M.  Debussy  dit  que  M.  Delcasse  a  declare  que  la 
France  n'avait  pas  la  main  liee.  II  ne  demande  pas,  du 
reste,  qu'on  d^nonce  la  Convention  de  1881  sans  engager 
d'abord  une  conversation  avec  Geneve. 

M.  Debussy  rappelle  que  le  decret  de  1863  accorde 
ä  la  zone  franche  de  nouveaux  avantages  temporaires 
qui  se  sont  perpetues  jusqu'ä  nos  jours,  augmentes  encore 
par  la  tol^rance  du  gouvernement.  C'est  ainsi  que  la 
zone  franche  a  pu  importer  en  franchise  diflferents  produits 
agricoles  ou  manufactures,  et  les  reexporter  en  fraude  dans 
rinterieur  du  pays.  Un  inspecteur  des  finances  disait 
dans  un  rapport  que  la  zone  franche  etait  devenue  un 
vaste  depöt  de  fraudes. 

M.  Rouvier:  Les  rapports  des  inspecteui-s  des 
finances  sont  faits  pour  eclairer  le  ministre  et  non  pour 
etre  lus  a  la  tribune. 

M.  Debussy:  J'ai  pris  cet  extrait  dans  un  rapport 
que  m'a  transmis  M.  Clementel.  L'orateur  conclut  en 
demandant  au  ministre  de  rapporter  des  mesures  qui 
devaient  avoir  un  caractere  temporaire  et  qui  permettent 
de  continuer  la  fraude.  U  le  lui  demande  au  nom  de 
Tegalite  des  citoyens  devant  Timpöt. 

Discours  de  M.  Mercier 

M.  Mercier  dit  que  le  regime  de  la  zone  n'a  pas 
^te  institue  dans  Tinteret  des  zoniers,  comme  on  semble 
le  croire.  Ce  regime  repond  ä  une  necessite  et  a  un 
sentiment  de  justice.  L'orateur  veut  detruire  la  legende 
qui  represente  les  zoniers  comme  introduisant  en  France 
dos  quantites  de  ble,  de  farine  et  de  vins  suisses,  italiens 
et  hongrois.  S*il  y  a  beaucoup  de  farines  dans  la  zone, 
c'est  gräce   aux  minotiers  de  Tinterieur.    Quant  au  sys- 
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teme  preconise  par  M.  Debussy,  il  est  inapplicable  eu 
fait,  inadmissible  en  droit,  parce  que  la  France  est  liee 
par  les  promesses  faites  a  la  Suisse  en  1860  par  Napo- 
leon III.  La  suppression  de  la  zone  serait  la  ruine  pour 
la  Savoie;  ce  serait  la  guerre  et  Tanarchie  dans  ce  mal- 
beureux  departement. 

M.  Mercier  demande  ä  la  commission  des  douanes 
si  eile  a  envisage  les  consequences  de  la  rupture  de  la 
Convention.  II  y  a  ä  Geneve  30,000  Savoyards  qui  sont 
bons  Fran<;;ais  et  qu'on  mettrait  dans  une  Situation 
fächeuse.  L'orateur  demande  k  M.  Rouvier  de  faire 
respecter  les  contrats. 

Declarations  du  president  du  Conseil 

M.  Rouvier  constate  avec  satisfaction  que  rien  ne 
reste  de  ce  qu'il  y  avait  de  personnel  ä  Torigine  du  döbat 
entre  les  divers  membres  de  la  Chambre.  M.  Debussy  a 
demande  la  mise  prochaine  a  l'ordre  du  jöur  de  son  rapport 
sur  les  zones  franches.  M.  Rouvier  demande  k  la  Cham- 
bre de  clore  le  d^bat  par  l'ordre  du  jour  pur  et  simple, 
et  de  permettre  d'ajourner  ses  explications  sur  une  ques- 
tion  d'ordre  international.  H  declare  seulement  aujourd'hui 
qu'il  ne  peut  y  avoir  deux  qualit^s  de  Fran^ais,  mais 
qu'il  y  a  aussi  des  raisons  (f  ordre  moral  pour  ne  paa 
toucher  ä  la  legere  k  une  Convention  datant  de  quarante 
ans.  La  question  des  farines  sera  trait^e  lorsque  la 
Chambre  discutera  le  rapport  de  M.  Debussy. 

M.  Rouvier  insiste  pour  l'apaisement  et  la  conciliation, 
et  il  demande  k  nouveau  k  la  Chambre  de  voter  Tordre 
du  jour  pur  et  simple. 

M.  Debussy  persiste  ä  demander  k  M.  Rouvier  s'il 
veut  rapporter  les  mesures  douanieres  illegales  prises 
par  son  predecesseur.  II  repousse  Fordre  du  jour  pur 
et  simple. 

M.  Rouvier  r^pond  que  son  predecesseur  n*a  fait 
qu'user  de  son  droit  en  prenant  Tarret^  de  1893.  II  ne 
veut  pas  d'un  trait  de  plume  supprimer  les  franchises 
dont  jouissent  des  populations  frangaises  et  jeter  le  trouble 
dans  un  pays  qui  a  vecu  jusqu'ici  sur  la  foi  d'une  Con- 
vention,   n  ne  croit  pas  que  les  franchises  puissent  durer 
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perpetuellement,  maisil  ne  voit  pas  dinieret  k  les  rapporter 
immediatement. 

Intervention  de  M.  Bizot. 

M.  Bizot  Proteste  contre  Taccusation  portee  par  M. 
Debussy  contre  les  zoniers.  La  fraude  sur  les  bles  se 
fait  surtout  gräce  ä  Tadmission  temporaire.  L*orateur  fait 
le  proces  de  Tadmission  temporaire.  Examinant  les  rapports 
avec  la  Suisse,  M.  Bizot  d^clare  que  celle-ci  n'a  jamais 
viol6  la  reciprocite.  II  demande  qu'on  laLsse  le  marche  de 
Genevc  ouvert  aux  zoniers.  Le  Systeme  Debussy  est 
impraticable.  Le  seul  resultat  serait  de  nous  aJiener 
la  nation  qui  nous  acbete  pour  280  millions  de  mar- 
cbandises;  car  il  y  aurait  repercnssion  generale  sur  tous 
les  produits  fran^ais.  Les  produits  italiens  viendraient 
par  le  Simplon  les  remplacer  sur  le  marche  suisse.  On 
parle  de  negocier  avec  la  Suisse.  Soit,  mais  qu'on  ne 
fasse  pas  un  regime  d'oppression  et  de  vexation.  Qu'on 
nous  donne  un  regime  definitif,  acceptable  sur  lequel  nous 
n'ayons  pas  k  revenir. 

L'ordre  du  jour  pur  et  simple 

La  clöture  de  la  discussion  est  prononcee.  M.  Doumer 
annonce  qu'il  a  re<ju  de  M.  Debussy  un  ordre  du  jour 
motive  invitant  le  gouvernement  ä  retirer  ä  la  zone 
franche  les  avantages  douaniers  conc6des  temporairement. 

M.  Rouvier:  Je  rappeUe  qu'il  y  a  des  considerations 
d*ordre  international  pour  repousser  cet  ordre  du  jour. 
II  y  a  aussi  la  consideration  de  la  paix  interieure  et  de 
la  bonne  harmonie.  J'insiste  donc  pour  demander  ä  la 
Chambre  d'ajourner  sa  decision,  et  j'ajoute  que  ce  n*est 
pas  le  moment  de  diviser  la  Chambre  sur  une  question 
de  cette  nature  quand  le  gouvernement  demande  de  vot^r 
Tordre  du  jour  pur  et  simple. 

M.  Debussy  ne  renonce  pas  k  son  ordre  du  jour 
et  persiste  k  demander  le  retrait  des  mesures  prises  en 
violation  de  la  loi. 

M.  Rouvier:  II  n'y  a  pas  de  violation  de  la  loi.  La 
question  de  la  zone  franche  a  ete  reglee  par  un  arret^ 
minist^riel  datant  de  1863.  Mon  prödecesseur  a  use  de 
la  meme  proc^dure  en  1893. 
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M.  Doumer  met  aux  voix  Tordre  du  jour  pur  et 
simple,  qui  est  adopte  par  400  voix  contre  128. 

Ein  neuester  Zeitungsbericht  ist  folgender: 

Les  r^coltes  de  la  zone.  —  «Un  de  nos  cor- 
respondants  nous  ecrit: 

Des  petitions  circulent  dans  les  communes  de  Clo- 
longes,  Archaraps,  Bossey  et  en  majorite  dans  Celles  de 
Tarrondissement  de  S.-Julienen-Genevois,  afin  de  protester 
cootre  les  mesures  arbitraires  prises  par  Tadministration 
des  douanes  fran^aises. 

Les  cultivateurs  de  la  zone  franche  de  la  Haute- 
Savoie  sont  obliges  de  faire  k  la  mairie  de  leur  commune 
uoedeclaration  d'emblavage  (independante  de  la  declaration 
fondamentale  concemant  les  vignobles)  par  laquelle  ils 
fönt  connaltre  (1)  leur  etendue  de  terrain  ensemencee  en 
ble  (2)  la  recolte  presumee.  Cette  annee,  laree^ltemoyenne 
est  de  2400  ä  2500  kilogr.  par  hectare,  certains  proprie- 
taires  ont  meme  atteint  le  cbiflFre  de  3000  kilogr. 

On  sait  que,  pour  pouvoir  importer  son  produit  en 
France,  le  proprietaire  doit  avoir  recours  au  permis  qui 
lai  est  delivr^  periodiquement  par  Tadministration  des 
douanes  fran<;;aises  au  gr6  de  sa  declaration  precedemment 
faite  ä  la  mairie.  C'est  lä  que  se  place  un  mesure  arbi- 
traire.  Le  cultivateur  qui  aura  fait  une  declaration 
annon^ant  par  exemple  cinq  hectares  ensemences  enble 
et  recoltera  par  consequent  (en  nous  basant  sur  les 
chiffres  ci-dessus)  une  recolte  moyenne  de  12,000  kilogr. 
de  ble,  devrait,  logiquement,  pouvoir  au  moyen  du  permis 
rentrer  en  France  sön  blö.    II  n'en  est  rien ! 

Par  une  recente  circulaire  des  douanes  fran^aises, 
nous  apprenons  qu'il  a  ete  decide  cette  annee  de  n'ac- 
corder  la  franchise  pour  le  ble  qu'ä  raison  de  1000  kilogr. 
par  hectare,  cons^quemment  le  meme  proprietaire  ne 
pourra  ^couler  que  les  cinq  douziemes  de  sa  recolte, 
tandis  que  tout  le  surplus  du  fruit  de  son  labeur  lui 
restera  sur  les  bras. 

Tels  sont  les  faits  que  nous  tenions  k  signaler.  L'an 
demier,  ils  s'etaient  d^jä  produits,  mais  cette  annee  ils 
se  renouvellent  plus  draconiens  encore.» 

(Journal  de  Geneve.) 
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Im  Bulletin  der  französischen  Handelskammer  iii 
Genf  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  seit  der 
neuen  Regelung  des  Verkehrs  mit  den  freien  Zonen  im 
Jahre  1896,  also  in  neun  Jahren,  Waren  im  Gesamtwerte 
von  180  Millionen  Franken  aus  Gex  und  Savoyen  in  die 
Schweiz  eingeführt  worden  sind.  Im  Jahre  1903  betrug 
die  Einfuhr  aus  Gex  2,921,000  Fr.,  aus  Savoyen  18,464,000 
Franken. 

So  steht  die  Sache  vor  der  Hand.  Die  Schweiz  hat 
sich  offiziell  noch  nicht  zu  äussern  Veranlassung  gehabt, 
besonders  nachdem  das  Kammervotum  vom  16.  Juni  für 
sie  günstig  ausfiel.  Sie  wird  aber  bei  jedem  Anlass  die 
internationale   Bedeutung  der  2k)nen vertrage  festhalten. 

In  Neuchätel    scheint   neuerdings  das  Projekt 

Ritter  über  die  Ableitung  des  Neuchätcller-Sees  nach  Paris 

in  Frage  zu  kommen.    Der  Grosse  Rath  gab  den  Auftrag, 

es  zu   «Studiren».    Die  Lausanner- Zeitung  sagt  darüber: 

«Le  projet  Ritter  est  fort  complique,  du  fait  de  son 
caractere  intercantonal  et  international  d'abord,  du  fait 
aussi  des  innombrables  travaux  accessoires  qu'il  n^cessite: 
construction  d'ecluses  pour  maintenir  le  lac  de  Neuchätel 
ä  un  niveau  constant,  adduction  des  eaux  de  la  Sarine 
dans  le  lac  de  Morat,  etc.,  etc.  Mais  il  parait  tres  serieu- 
sement  etudie,  et  lorsqu'on  a  surmonte  le  vertige  que 
procure  tout  d'abord  la  jonglerie  avec  tant  de  millions, 
on  est  seduit  par  les  incalculables  possibilites  latentes 
dans  cette  conception  geniale.  Et  Ton  en  vient  ä  sou- 
pirer:  «Quel  dommage  de  penser  qu'une  si  belle  cbose 
ne  se  fera  probablement  jamais!» 

Wir  sind  nicht  dieser  Ansicht,  sondern  glauben,  dass 
nicht  bloss  der  Wortlaut  unseres  Neutralitätsvertrages, 
der  uns  jede  «Abhängigkeit  von  fremden  Einfluss»  unter 
sagt,  sondern  auch  der  Art.  23,  letzter  Satz,  der  Bundes- 
verfassung es  den  eidg.  Behörden  nahe  legen  würde,  e  i  n 
solches  Werk  zu  untersagen. 
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• 
üeber  einen  Rückkauf  des  Genfer-Bahn- 

bofs,  welcher  Eigenthum  der  französischen  Bahngesell- 
schaft P.  L.  M.  ist,  wurde  folgende  Motion  in  dem  Eisen- 
bahnrath  des  I.  Bezirks  gestellt: 

«A  la  demi^re  s^ance  du  conseil  du  I"  arrondissement 
des  C.  F.  F.,  ä  Lausanne,  M.  le  conseiller  d'Etat  Python, 
de  Fribourg,  a  souleve  la  question  du  rachat  de  la  gare  de  Ge- 
neve,  en  rappelant  la  Convention  conclue,  il  y  a  bien  des  an- 
nees,  entre  le  JuraSimplon  et  le  P.-L.-M.  On  se  souvient  que 
cette  Convention  a  obtenu  la  ratification  de  TAssemblee 
federale,  mais  qu'elle  attend  encore  celle  du  gouverne- 
ment  frangais.  M.  Python  estime  que  maintenant  que  les 
principales  lignes  suisses  appartiennent  ä  la  Confederation, 
il  importerait,  plus  que  jamais,  que  la  gare  de  Geneve  fit 
partie  des  reseaux  C.  F.  F. 

Le  conseil  d'arrondissement  s'est  ränge  ä  Tunanimite 
a  Topinion  de  M.  Python,  et  la  motion  a  ete  renvoyöe 
pour  examen  äla  direction  d'arrondisseraent,  qui,  ä  son  tour, 
en  a  saisi  la  direction  generale. 

On  nous  informe  de  Berne  que  la  direction  generale 
s'occupe  activement  de  la  question,  et  qu*elle  formulera 
prochainement  ses  propositions.  On  pense  qu'elle  con- 
dura  ä  la  reprise  des  negociations  avec  le  gouvernement 
fran^ais. 

Rappeions  que  les  Conventions  passees  entre  le  can- 
ton  de  Geneve  et  la  Compagnie  P.-L.-M.  ont  ete  ratifiees 
par  arrete  federal  du  22  decembre  1893.» 

(Revue  von  Lausanne.) 

Ueber   einen   zeremoniellen   Zwischenfall  liegt 

folgender  Bericht  vor: 

Le  31  decembre,  la  Chancellerie  föderale  ecrivait 
ä  M.  Raindre,  ambassadeur  de  France,  que,  le  lende- 
main,  le  pr^sident  de  la  Confederation  ne  rendrait  plus 
leur  visite  du  l*^*"  janvier  aux  chefs  de  mission  accredites 
aupres  du  Conseil  federal.  Cette  abrogation  d'un  usage 
aussi  ancien  que  Tinstitution   meme   du  Conseil  federal 
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• 

avait  ete  decretee  d'urgence,  la  veille  du  jour  oü  eile  de- 
vaJt  entrer  en  vigueur,  et  sans  que  Taffaire  eüt  meme  ete 
discut^e.  Tout  s'etait,  en  eflfet,  borne  a  la  circulation 
d'une  proposition  ecrite  du  president  sortant,  M.  Com- 
tesse,  et  k  Tadhesion,  egalement  ecrite,  des  conseiUers 
federaux  ä  Tinnovation  proposee.  Dans  la  bäte  mise  ä 
modifier  le  ceremonial  traditionnel,  on  avait  oublie  de 
s'expliquer  sur  Techange  de  cartes  qui  se  fait  aussi,  le 
jour  de  Tan,  entre  les  diplomates  et  les  conseiUers  fede- 
raux. Cet  usage  semblait  logiquement  devoir  tomber  avec 
Tautre,  attendu  que  les  cartes  des  conseiUers  federaux 
sont  deposees  en  meme  temps  que  celle  du  president  de 
la  Confederation  et  ä  Toccasion  de  la  toumee  de  visites 
faites par  celuici.  Cependant,  teile  n'etait  pas  Tintention 
du  Conseil  federal,  qui  entendait  seulement  supprimer  la 
corv^e  incombant  au  president  de  porter  lui-meme  sa  carte 
chez  les  chefs  de  mission. 

Ce  point  n*etant  toutefois  pas  encore  eclairci  lors  de 
la  reception  du  1«*"  janvier  au  Palais,  Tambassadeur  de 
France  d^clara  qu'il  ne  d^poserait  pas,  k  Padresse  des 
conseiUers  federaux,  des  cartes  que  ceux-ci  laisseraient 
sans  reponse.  Cet  exemple  fut  imite  par  le  ministre  d'Au- 
triche.  En  revanche,  les  autres  chefs  de  mission  se  con- 
formerent  a  Tancien  usage,  dont  la  modification  ne  leur 
avait,  du  reste,  pas  ete  notifiee.  Des  explications  ulte- 
rieures  ont  dissipe  le  malentendu,  mais  il  reste  ä  savoir 
si  la  visite  du  president  aux  chefs  de  mission  ne  sera 
pas  remplacee  par  une  visite  unique  faite  au  doyen  du 
corps  diplomatique,  c*est-ä-dirc  k  Tambassadeur  de  France. 
L*idee  en  a  ete  soulevee  et  sera  peut-etre  adoptee.  Dans 
tous  les  cas,  il  eut  mieux  valu  discuter  avant  le  1"^^  jan- 
vier la  question  de  savoir  si  les  visites  du  president 
seraient  abolies  ou  simplement  reduites  ä  une.» 

Nach  unserer  Ansicht  ist  in  solchen  Fällen,  die 
keinerlei  Bedeutung  haben,  das  beste  «quieta  non  movere»^ 
d.  h.  bei  dem  Herkommen  zu  bleiben. 
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Staatsverträge  und  Konkordate. 
Unter  den  Internationalen  Staatsverträgen, 
welche  eine  Reihe  von  Staaten  zu  umfassen  bestimmt 
sind,  gelangten  zunächst  zur  Annahme  die  Verträge  über 
R^felungen  zivilrechtlicher  Natur,  welche  zum 
ersten  Male  im  Jahre  1896  (14.  Nov.),  sodann  aber  am 
12.  Juli  1892  in  Haag  abgeschlossen  wurden,  wobei  die 
letzteren  nunmehr  von  der  Schweiz  ratifizirt  worden  sind. 
Die  Botschaft  datirt  schon  vom  18.  Nov.  1894.  Beigetreten 
sind  bereits  ausser  uns :  Deutschland,  Frankreich,  Italien, 
Belgien,  Holland,  Luxemburg,  Rumänien,  Schweden. 
Spanien  ist  nur  einem  Vertrag  beigetreten  (nicht  allen, 
wie  die  Botschaft  sagt),  Oesterreich-Ungam  und  Portugal 
stehen  in  Aussicht.  Eine  Revision  des  früheren  Vertrages 
und  eine  Fortsetzung  der  Verhandlungen  auf  die  Vormund- 
schaft über  Mehrjährige  und  Konkursrecht  ist  in  Aussicht 
genommen.*)  Ueber  den  Charakter  dieser  Verträge  ist  zu 
bemerken: 

Alle  Vereinbarungen  dieser  Art  sind  Regelungen  des 

internationalen    Privatrechts,    nicht   gemeinsames 

Civilrecht.    Sie  greifen  auch  nicht  in  das  Innere   eines 

Landes  hinein,  sondern  behandeln  bloss  die  Rechte  der 

Sdiweizer  im  Ausland,  oder  der  Ausländer  in  der  Schweiz. 

Auch  regeln  sie  nichts  gegenüber  Nichtvertragsstaaten. 

Der  Grundsatz,  nach  welchem  die  Konflikte  zu  lösen 

sind,  ist,  wie  bei  den  früheren  Konkordaten,  bevor  die 

Bundesverfassung  Art.  46  und  das  Bundesgesetz  über  die 

zivilrechtlichen   Verhältnisse    der    Niedergelassenen    und 

Aufenthalter   das  gegentheihge  Prinzip  aufstellten,    das 

Heimathsprinzip,  das  nun  unter  den  Vertragsstaaten 

international  gilt. 

')  Vgl.  hierüber  den  Vortrag  von  Prof.  Meili  in  St.  Louis, 
der  bei  «Litteratur»  angezeigt  ist. 
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AUerdings  ist  dann  der  einheimische  Richter  genöthigi, 
ausländisches  Recht  für  einen  Theil  seiner  Bevölkerung 
anzuwenden  und  zwar  bei  uns  für  einen  recht  erheb- 
lichen Theil  der  Bevölkerung,  der  ausländisch  ist.  Und 
zwar  muss  er  es  von  Amtswegen  thun,  auch  ohne  Antrag 
der  Parteien. 

Das  Heimathrecht  ist  zweckmässiger,  weil  es  un- 
wandelbarer ist  als  das  Wohnsitzrecht.  Ein  Nachtheil 
sind  aber  dabei  die  Doppelbürgerrechte,  die  bestehen 
können,  während  man  doppelten  Wohnsitz  ausschliessen 
kann.  Eine  Bestimmung  des  konmienden  Civilgesetzbuches 
versucht  es  zwar,  nach  einer  gewissen  Zeit  die  Ausländer 
gesetzgeberisch  zu  naturalisiren,  d.h.  unter  das  territoriale 
Civikecht  zu  stellen.  Aber  das  drang  bei  den  internatio- 
nalen Konferenzen  nicht  durch. 

Auch  der  Vertrag  mit  Frankreich  enthält  das  Heimath- 
prinzip,  ebenso  ein  Vertrag  mit  Italien  das  heimathliche 
Erbrecht.  Man  verlässt  allerdings  mit  diesen  Haager  Ver- 
trägen das  Prinzip  des  Art.  46  der  Bundesverfassung,  der 
sich  zunächst  aber  nur  auf  die  Verhältnisse  der  Schweizer 
in  der  Schweiz  bezieht.  Bloss  die  Gleichberechtigungsver- 
träge können  ihn  für  die  Ausländer  auch  geltend  machen. 

Der  erste  Vertrag  betrifft  die  Ehe,  Ehefähigkeit, 
Form  der  Eheabschliessung,  Voraussetzungen  der  Schei- 
dung. Das  heimathliche  Recht  tritt  hier  zurück  vor  dem 
Recht  des  Orts  der  Eheschliessung.  Derselbe  braucht 
nicht  zuzulassen,  dass  Ehen  auf  seinem  Territorium  ge- 
schlossen werden,  die  hier  verboten  sind,  nur  kann  man 
über  religiöse  Hindernisse  der  Heimath  sich  hinwegsetzen. 
Auch  die  territoriale  Form  des  Eheabschlusses  gilt  im 
Allgemeinen.  Ein  Eheabschluss  kann  auch  vor  Konsuln 
stattfinden,  wenn  sie  von  ihren  Staaten  dazu  ermächtigt 
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sind.  Es  kann  aber  ein  Staat  auch  die  Eheschliessung 
Fremder  nur  für  den  Fall  erlauben,  dass  eine  Anwendung 
dieses  Eherechts  zugestanden  ist. 

Der  zweite  Vertrag  behandelt  die  Scheidung  und  den 
Gerichtsstand.  Das  Heimathrecht  entscheidet,  obeineSchei- 
düng  oder  Trennung  zulässig  ist,  nicht  das  Wohnsitz- 
recht. 

Ebenso  sind  die  ScheidungsgrQnde  behandelt,  doch 
mOssen  ScheidungsgrOnde,  wenn  auch  verschiedene,  nach 
dem  Recht  beider  Staaten,  der  Heimath  und  des  Wohn- 
sitzes, vorhanden  sein.  ^ 

Bei  Neubürgem  gilt  das  alte  Heimathrecht,  wenn 
der  Scheidungsgrund  hinter  die  Einbürgerung  zurück* 
greift.  Der  Gerichtsstand  richtet  sich  nach  dem  Heimath- 
recht der  Ehegatten,  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes 
kann  angenommen  werden.  Die  Urtheile  müssen  anerkannt 
werden,  wenn  die  nöthigen  Formen  beobachtet  worden  sind. 

Das  dritte  Gesetz  betriflft  die  Vormundschaft  über  die 
Minderjährigen  und  bezieht  sich  nur  darauf,  nicht  auf  die 
Handlungsfähigkeit,  oder  das  Elternrecht,  oder  die  elter- 
liche Gewalt.    Das  Gesetz  des  Heimathlandes  entscheidet 

* 

für  Beginn,  Beendigung  und  Gründe  der  Vormundschaft. 
Der  Wohnortsstaat  kann  im  Nothfall  eine  solche  provi- 
sorisch verfügen,  mit  Bericht  an  die  Heimath. 

Bei  der  Frage,  welches  Prinzip  das  bessere  sei,  Hei- 
mathprinzip oder  Territorialprinzip,  würde  zweifellos  das 
Heimathprinzip  vorzuziehen  sein,  sobald  man  die  grosse 
Masse  der  Niedergelassenen  an  ihrem  Niederlassungsort 
einbürgert.  Niemand  hält  mehr  stark  am  Territorialprinzip 
fest,  ausser  England,  Amerika  und  Dänemark,  alle  andern 
Staaten  werden  jetzt  wieder  nationaler. 
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Auch  wir  sind  bereits  stark  von  Art.  46  der  Bundes- 
verfassung abgegangen.  Gegenüber  Italien  haben  wir 
z.  B.  Heimathrecht  in  Bezug  auf  Vormundschaft  und 
Erbrecht  angenomnien.  Im  Eherecht  gilt  auch  das 
Heimathrecht.  Keine  Ehe  darf  hier  abgeschlossen,  oder 
geschieden,  oder  nichtig  erklärt  werden,  wenn  nicht  fest- 
steht, dass  diese  Akte  im  Auslande  anerkannt  werden. 
Auch  die  Schweizer  können  im  Auslande  nicht  geschieden 
werden.  Nur  ist  in  den  Konventionen  die  Vorschrift  aufge- 
nommen, dass  ein  Ausländer  nach  Anhängigmachung  der 
Ehescheidungsklage  im  Ausland  von  dem  Wohnsitzrichter 
provisorische  Massnahmen  verlangen  kann. 

Auch  bei  den  künftigen  Konventionen,  über  eheliches 
Güterrecht,  Konkursrecht,  Erbrecht,  wird  das  Heimath- 
recht in  Anwendung  kommen. 

Diese  Konventionen  haben  übrigens  noch  Zeit,  und 
man  wird  sich  dieselben  überlegen  müssen,  oder  sie  nur 
mit  einzelnen  Staaten,  nicht  allgemein  abschliessen. 

Die  jetzige  Konvention  ist  am  15.  September  in  Kraft 
getreten.  Der  Bundesrath  hat  dazu  ein  erläuterndes  Kreis- 
ausschreiben an  die  Kantone  erlassen,  welches  Folgendes 
besagt  (Bbl.  1905  Nr.  38): 

Recht  zur  Ehe. 

Art.  1  der  Konvention  besagt:  Das  Recht  zur  Ein- 
gehung der  Ehe  bestimmt  sich  in  Ansehung  eines  jeden 
der  Verlobten  nach  dem  Gesetze  des  Staates,  dem  er  an- 
gehört (Gesetz  des  Heimathstaates},  soweit  nicht  eine 
Vorschrift  dieses  Gesetzes  ausdrücklich  auf  ein  anderes 
Gesetz  verweist.  Diese  Vorschrift  hat  zur  Folge,  dass 
nun  für  die  Ehe  von  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  in 
der  Schweiz  und  zwar  sowohl  für  den  Bräutigam  als  für 
die  Braut,  das  Vorhandensein  ihrer  Ehefähigkeit  nach  den 
Bestimmungen  ihres  Heimathlandes  nachgewiesen  sein 
muss.    Wenn  sich  also  zum  Beispiel  ein  Deutscher  mit 
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einer  Französin,  ein  Belgier  mit  einer  Niederländerin  in 
der  Schweiz  verheirathen  will,  so  müssen  beide  Theile 
nach  ihrem  Heimathrecht  ehefähig  sein.  Wenn  nur  ein 
Theil  ein  einem  Konventionsstaate  angehöriger  Ausländer 
ist,  und  auch  dann,  wenn  ein  Schweizer  eine  einem 
andern  Konventionsstaate  angehörende  Ausländerin  hei- 
rathet,  so  muss  für  die  Angehörigen  der  Konventions- 
staaten feststehen,  dass  sie  nach  ihrem  Heimathsrechte 
ebefäbig  sind. 

Es  gibt  von  diesem  Nachweis  der  Ehefähigkeit  nach 
Heimathrecht  keinerlei  Dispens,  und  die  Kantonsregier- 
ungen  können  in  dieser  Hinsicht  (mit  Ausnahme  des 
Falles  religiöser  Hindernisse  im  Heimathrechte)  keine 
Dispense  mehr  ertheilen. 

Für  den  Abschluss  der  Ehe  von  Schweizern  im  Aus- 
lande ist  zu  Gunsten  unseres  Rechtes  ein  Vorbehalt  ge- 
macht insofern,  als  die  absolute  Herrschaft  des  Heimath- 
rechtes dann  nicht  Geltung  haben  soll,  wenn  das  heimath- 
liehe  Recht  selbst  ein  anderes  Recht  als  massgebend  an- 
erkennt. Dieses  ist  der  Fall  in  Art.  54  der  Bundesverfas- 
sung (Art.  25  des  Bundesgesetzes  über  Zivilstand  und 
Ehe),  welcher  bestimmt,  dass  die  im  Auslande  nach  der  dort 
geltenden  Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  im  Gebiete 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  als  Ehe  anerkannt 
werden  soll. 

Ehehindernisse. 

Nach  Art.  2  der  Konvention   kommen  die  im  terri- 
torialen Rechte  (Gesetz  des  Eheabschlussortes)  geltenden 
Ehehindemisse  zur  Anwendung  nur,  soweit  sie  die  Grade 
der  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  betreffen,  oder 
auf  einer  vormaligen  Ehe  beruhen. 

Das  Ehefähigkeitsalter  richtet  sich  also  nach  der  Ge- 
setzgebung des  Heimathstaates,  welche  auch  darüber  zu 
bestimmen  hat,  ob  ein  Dispens  zulässig  ist,  wieweit  eine 
EinwiUigung  der  Inhaber  der  elterlichen  oder  vormund- 
schaftUchen  Gewalt  zur  Eingehung  der  Ehe  erforder- 
lich ist. 

Da  die  auf  Verwandtschaft  beruhenden  Ehehindernisse 
des  schweizerischen  Rechtes  nach  Art.  2  der  Konvention 

35 


546  Jahresbericht  1905. 

auch  für  Angehörige  der  Konventionsstaaten  zur  An- 
wendung gelangen,  so  kann  z.  B.  ein  Deutscher  seine 
Nichte  in  der  Schweiz  nicht  heirathen,  obschon  sein 
Heimathrecht  ihm  den  Eheabschluss  gestatten  würde. 
Wieweit  Geisteskrankheit  oder  Blödsinn  ein  Ehehinder- 
niss  bilden,  bestimmt  sich  dagegen  nach  dem  Heimath- 
rechte des  Ausländers. 

Religiöse  Gründe. 

Art.  3  der  Konvention  sieht  die  Möglichkeit  des  Ab- 
schlusses von  Ausländerehen  ausnahmsweise  auch  dann 
vor,  wenn  diese  Ehe  nach  Art.  1,  beziehungsweise  nach 
Heimathrecht  des  Ausländers,  nicht  möglich  ist,  das  Ehe- 
hindemiss  jedoch  ausschliesslich  auf  Gründen  religiöser 
Natur  beruht  und  im  Rechte  des  Ortes,  wo  die  Ehe  ab- 
geschlossen  werden   soll,    nicht   enthalten   ist.    Da   das 
schweizerische  Recht  Eheverbote  aus  religiösen  Gründen 
nicht  kennt,  so  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  dass  in  der 
Schweiz  Ehen  abgeschlossen  werden  können,  welche  nach 
dem  Heimathrechte  ungültig   wären.    In  dieser  Hinsicht 
besteht  das  Dispensationsrecht  der  Kantonsregierung  aus 
dem  letzten  Absatz  der  Art.  31  und  37  fort,  d.  h.   eine 
Dispensation  wäre  nur  erforderlich  und  zulässig,  soweit 
der  Bräutigam  ein  Ausländer  ist.    Art.  4,  Absatz  1,  der 
Konvention   bestimmt  nämlich:    «Das  Gesetz  des   Ortes 
der  Eheschliessung  kann  ungeachtet  der  Verbote   des  in 
Art.  l  bezeichneten  Gesetzes  (Heimathrecht)  die  Ehe  von 
Ausländern  gestatten,  wenn  diese  Verbote  ausschliesslich 
auf  Gründen   religiöser  Natur    beruhen».     Damit   ist  in 
dieser  Hinsicht  das  Gesetz  des  Eheschliessungsortes  vor- 
behalten,  und  Art.  31  und  37,  vierter,   beziehungsweise 
fünfter  Absatz  des  Zivilstandsgesetzes  bleibt  anwendbar. 
Da  dieser  aber  nur  bei  Ehen  eines  ausländischen  Bräu- 
tigams der  Kantonsregierung  ein  Dispensationsrecht  ge- 
währt, so  kann  dieses  Recht  auch  nur  in  diesem  Falle 
zur  Anwendung  gelangen.    Hindemisse  religiöser  Natur, 
welche  sich  in  dem  Falle  ergeben,  wenn  nur  die  Braut 
Ausländerin  ist,  sind  dagegen  überhaupt  nicht  zu  berück- 
sichtigen, denn  die  Braut  wird  durch  den  Abschluss  der 
Ehe  Schweizerbürgerin,  und  es  besteht  keine  Gefahr,  dass 
die  Kinder  aus  der  Ehe  heimathlos  werden. 


Staatsverträge  und  Konkordate.  547 

Ist  dagegen  der  Bräutigam  ein  Ausländer,  so  ist  den 
Eantonsregierungen  möglichste  Vorsicht  in  der  Zulassung 
solcher  Ehen  anzuempfehlen,  denn  nach  dem  oben  an- 
geführten Artikel  der  Konvention  kann  die  Ehe  nicht  nur 
in  seinem  Heimathstaate,  sondern  auch  in  den  andern 
Konventionsstaaten  als  ungültig  angesehen  werden.  Die 
Gefahr,  dass  Fälle  von  Heimathlosigkeit  entstehen  können, 
liegt  also  immer  vor,  besonders  dann,  wenn  zu  besorgen 
ist,  dass  der  Heimathstaat  des  Bräutigams  die  abzuschlies- 
sende  Ehe  nicht  anerkennen  wird. 

• 
Besondere  Berücksichtigung  verdient  Hoch  Art.  8  der 
Konvention.  Dort  ist  vorgesehen,  dass  dieselbe  nur  An- 
wendung findet,  wenn  mindestens  ein  Theil  der  Ehe- 
schliessenden  einem  Konventionsstaate  angehört,  wobei 
aber  kein  Staat  verpflichtet  ist,  ein  Gesetz  eines  Nicht- 
konventionsstaates  anzuwenden.  Zwei  Fälle  sind  dabei 
zu  unterscheiden: 

a.  Der  Bräutigam  allein  ist  Angehöriger  eines  Kon- 
ventionsstaates.  Dann  findet  auf  ihn  sein  Heimathrecht 
Anwendung  und,  wenn  nach  diesem  die  Ehe  gültig  ab- 
geschlossen werden  kann,  so  ist  sie  in  der  Schweiz  ab- 
Schliessbar  auch  ohne  Dispens  der  Kantonsregierung. 

b.  Die  Braut  allein  ist  Angehörige  eines  Konven- 
tionsstaates. Dann  ist  der  Nachweis  der  Gültigkeit  der 
Ehe  nach  den  oben  gemachten  Ausführungen  nach 
ihrem  Heimathrechte  zu  verlangen.  Ist  zudem  der  Bräu- 
tigam noch  Ausländer,  aber  nicht  Angehöriger  eines  Kon- 
ventionsstaates, so  gelten  für  ihn  die  Bestimmungen  des 
Zivilstandsgesetzes  unverändert. 

Es  ist,  wie  schon  gesagt,  zu  begrüssen,  dass  wir  mit 
diesen  Konventionen  wieder  auf  den  Boden  des  Heimath- 
rechts  gelangen.  Eine  nothwendige  Folgerung  daraus  aber 
ist  eine  totale  Revision  unseres  Niederlassungsrechtes  im 
Sinne  einer  weitgehenden  Einbürgerung. 

Eine  ebenso  wichtige  Verhandlung  war  die  inter- 
nationale Arbeiterschutzkonferenz,   welche  im  Mai 
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in  Bern  zwischen  der  Schweiz,  Deutschland,  Oesterreich- 
Ungarn,  Belgien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg  und 
Holland  statthatte.  Dieselbe  betraf  wesentHch  die  Ver- 
wendung des  Phosphors,  die  Nachtarbeit  der  Frauen  und 
die  sog.  Heimarbeit,  in  Bezug  auf  welche,  wie  allgemein, 
anerkannt  wurde,  grössere  Misstände  bestehen,  als  im 
Fabrikbetrieb.  Es  wird  sich  nun  bald  zeigen,  was  för 
ein  Anfang  eines  Arbeiterschutzvertrages  aus  dieser  ersten 
Konferenz  sich  ergibt. 

Der  Bundesrath  befürwortet  bei  den  eidgen.  Rätben 
den  Beitritt  zu  dem  internationalen  Institut  für  Land- 
wirth Schaft,  welches  in  einer  internationalen  Land«> 
wirthschaftskonferenz  vom  28.  Mai  d.  J.  in  Rom  gegründet 
wurde.  Die  Schweiz  würde  in  Gruppe  IV  mit  2  Stimmen 
eintreten  und  einen  jährlichen  Beitrag  an  die  Kosten 
leisten. 

Am  12.  April  d.  J.  hat  die  englische  Gesandtschaft 
dem  Bundesrathe  zwei  Noten  zugestellt,  aus  denen  hervor* 
geht:  1.  dass  die  Kolonie  Neuseeland,  die  der  Union  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigenthums  seit  dem 
Jahre  1891  angehört,  dem  Zusatzabkommen  von  Brüssel 
vom  14.  Dezember  1900  beigetreten  ist;  2.  dass  die  Kolonie 
Ceylon  der  Konvention  vom  20.  März  1883  zum  Schutz  des 
gewerblichen  Eigenthums,  sowie  sie  durch  das  Zusatz» 
abkommen  vom  14.  Dezember  1900  abgeändert  worden  ist^ 
ebenfalls  beigetreten  ist. 

Der  Union  gehören  zur  Zeit  ausser  der  Schweiz 
folgende  Staaten  an:  Deutschland,  Belgien,  Brasilien^ 
Cuba,  Dänemark,  die  Dominikanische  Republik,  Spanien,, 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  Gross- 
britannien, Italien,  Japan,  Mexiko,  Norwegen,  die  Nieder- 
lande, Portugal,  Serbien,  Schweden  und  Tunis. 

Der  bisher  klägUche  litterarische  Urheberschutz 
in  den  Vereinigten  Staaten  ist  ein  wenig  gebessert  worden. 
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Nach  dem  neuen  Urheberschutzgesetz,  das  die  Unterschrift 
des  Präsidenten  bereits  erhalten  hat,  kann  sich  jeder  euro- 
päische Urheber  oder  Verleger  innerhalb  eines  Monats 
nach  Erscheinen  seines  Buches  u.  s.  w.  am  Verlagsorte 
einen  provisorischen  Urheberschutz  für  die  Dauer  eines 
Jahres  sichern,  wenn  er  beim  Urheberschutzamt  der 
Vereinigten  Staaten,  dessen  offizieller  Name  uud  Adresse 
«Copyright  Bureau  of  the  Congressional  Library,  Washing- 
ton, D.  C.»  lauten,  unter  Hinterlegung  der  Geböhren 
und  Einreichung  von  Belegexemplaren  darum  nachsucht. 
Das  neue  Gesetz  bezieht  sich  auf  alle  Länder,  die  mit 
den  Vereinigten  Staaten  in  einem  internationalen  Urheber- 
schutzvertragsverhältniss  stehen,  aber  nicht  auf  die  in 
englischer  Sprache  erscheinenden  Bücher.  Für  deutsche 
Bücher  u.  s.  w.  besorgt  die  Schutzeintragungen  die  Leip- 
ziger Buchhandlung  von  Breitkopf  und  Härtel. 

Der  endgültige  Schutz  für  28  Jahre  bleibt  nach  wie 
vor  davon  abhängig,  dass  ein  Buch  in  Amerika  gesetzt 
und  gedruckt  wird.  Eine  Revision  der  gesammten  Bemer- 
Convention  über  das  Urheberrecht  ist  für  das  Jahr  1906 
beabsichtigt. 

Anlässlich  des  Schlusses  eines  in  Bern  vom  2.  bis  6. 
August  abgehaltenen  internationalen  Kongresses  für 
Zeichenunterricht  beschloss  der  Kongress  die  Er- 
richtung eines  internationalen  Verbandes,  der  zum  Ziele 
hat,  unter  Mithülfe  der  öffentUchon  Behörden,  der  beruf- 
lichen Vereine  und  der  Kongresstheilnehmer  selbst,  die 
am  Pariser  Kongress  1900,  am  Berner  Kongress  1904  und 
an  weiteren  Kongressen  geltend  gemachten  Wünsche  zu 
verwirklichen,  alle  den  Zeichenunterricht  und  das  ge- 
werbliche Zeichnen  betreffenden  Dokumente  und  Mit- 
theilungen zu  sammein  und  seinen  Mitgliedern  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  die  Organisation  künftiger  Kongresse 
zu  erleichtem  und  unter  diesen  ein  Band  herzustellen. 

Der  Betrieb  dieses  Verbandes  wurde  einem  perma- 
nenten internationalen  Komite  von  je  drei  Delegirten 
jedes  Landes  und  einem  aus  drei  schweizerischen  Mit- 
gliedern bestehenden  Bureau   anvertraut.     Der   Verband 
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ist  nunmehr  konstituirt.  Beigetreten  sind:  Deutschland, 
Belgien,  England,  Oesterreich,  Bulgarien,  Spanien,  Ver- 
einigte Staaten,  Frankreich,  Ungarn.  Der  Beitritt  von 
Schweden,  Norwegen  und  Holland  ist  demnächst  zu  ge- 
wärtigen. 

Ein  Zusatzantrag  zur  Genfer  Konvention  bestimmt» 
dass  SpitalschiflFe  während  des  Krieges  in  Zukunft  in  die 
Häfen  der  verschiedenen  Staaten  sollen  einlaufen  können,, 
ohne  die  Abgaben  zu  entrichten,  denen  die  Schiffe  sonst 
unterstellt  sind.  Es  wird  also  freier  Verkehr  für  diese 
Spitalschiffe  eingeführt.  Die  Mächte  haben  ihre  Gesandten 
im  Haag  mit  der  Unterzeichnung  dieses  Zusatzes  beauf- 
tragt; die  Schweiz  hat  keinen  Vertreter  hingesandt,  aber 
erklärt,  dass  sie  dem  Abkommen  hernach  beitreten 
werde.  (Bbl.  No.  35  von  1905.) 

Mit  Note  vom  24.  Juni  abhin  erklärt  das  mexikanische 
Sekretariat  der  auswärtigen  Angelegenheiten  durch  Ver- 
mittlung des  mexikanischen  Generalkonsulats  in  Genf 
den  Beitritt  der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  zur 
Genfer  Uebereinkunft,  vom  22.  August  1864,  betref- 
fend Erleichterung  des  Looses  der  im  Dienste  verwundeten 
Militärs.  Hievon  wird  den  Vertragsstaaten  Kenntniss 
gegeben.  Es  sind  jetzt  ausser  der  Schweiz  die  folgenden  : 
Deutschland,  xVrgentinien,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien, 
Bolivien,  Bulgarien,  Chile,  China,  Kongo,  Korea,  Däne* 
mark,  Spanien,  Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Frank- 
reich, Grossbritannien,  Griechenland,  Guatemala,  Hondu- 
ras, Italien,  Japan,  Luxemburg,  Mexiko,  Montenegro, 
Nicaragua,  Niederlande,  Peru,  Persien,  Portugal,  Rumänien, 
Russland,  Salvador,  Serbien,  Siam,  Schweden  und  Nor- 
wegen, Türkei,  Uruguay  und  Venezuela. 

Ein  Weltpolizeiverein  nach  dem  Muster  des 
Weltpostvereins  wird  von  den  Polizeibehörden  verschie- 
dener  Städte  beabsichtigt.  Der  Verein  soll  eine  gegen- 
seitige Verständigung  der  verschiedenen  Staaten  in  Polizei- 
sachen bezwecken. 
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Am  18.  Juli  trat,  ohne  Vorlage  bei  uns  vor  die  Räthe, 
ein  Abkommen  in  Kraft,  das  zwischen  Deutschland,  Bel- 
gien, Dänemark,  Spanien,  Franki*eich,  Grossbritannien, 
Italien,  Holland,  Portugal,  Russland,  Schweden,  Norwegen 
und  der  Schweiz  über  Verwaltungsmassregeln  zur  Gewäh- 
rung wirksamen  Schutzes  gegen  den  Mädchenhandel 
abgeschlossen  worden  ist. 

In  diesem  Abkommen  verpflichtet  sich  jede  der  ver- 
tragschliessenden  Regierungen,  eine  Behörde  zn  errichten 
oder  zu  bestellen,  der  es  obliegt,  alle  Nachrichten  über 
Anwerbung  von  Frauen  und  Mädchen  zu  Zwecken  der 
Unzucht  im  Auslande  an  einer  Stelle  zu  sammeln.  Diese 
Behörde  soll  das  Recht  haben,  mit  der  in  jedem  der  an- 
deren vertragschliessenden  Staaten  errichteten  gleich- 
artigen Verwaltung  unmittelbar  zu  verkehren.  Die  Re- 
gierungen haben  ausserdem  im  Wesentlichen  folgende 
Verpflichtungen  übernommen : 

Ueberwachung  ausüben  zu  lassen,  um  die  Begleiter 
von  Frauen  und  Mädchen,  welche  der  Unzucht  zugeführt 
werden  sollen,  ausfindig  zu  machen  ; 

Die  Opfer  eines  verbrecherischen  Geschäftstreibens, 
wenn  sie  von  Mitteln  entblösst  sind,  öifentlichen  oder 
privaten  Unterstützungsanstalten  im  Hinblick  auf  etwaige 
Heimschaffung  anzuvertrauen ; 

Diejenigen  unter  diesen  Frauen  und  Mädchen  nach 
ihrem  Heimathland  zurückzusenden,  die  ihre  Heimschaffung 
nachsuchen  oder  die  von  Personen,  unter  deren  Gewalt 
sie  stehen,  beansprucht  werden  sollten ; 

Eine  Ueberwachung  der  Bureaus  und  Agenturen  aus- 
zuüben, die  sich  damit  befassen,  Frauen  und  Mädchen 
Stellen  im  Auslande  zu  vermitteln. 

Die  drei  letzten  Punkte  enthalten  die  Klausel  «inner- 
halb der  gesetzlichen  Gränzen  nach  Möglichkeit». 

In  dem  Abkommen  haben  sich  die  vertragschliessen- 
den Regierungen  das  Recht  vorbehalten,  ihm  jederzeit 
für  ihre  Kolonien  oder  auswärtigen  Besitzungen  beizu- 
treten. Von  diesem  Rechte  haben  bis  jetzt  Gebrauch 
gemacht :  Frankreich,  Italien,  die  Niederlande  und  Russ- 
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land  für  alle  ihre  Kolonien,  Dänemark  für  Island  und  die 
dänischen  Antillen. 

Die  deutsche  Regierung  hat  bei  der  Unterzeichnung 
folgende  Erklärung  abgegeben  : 

«Nach  Auffassung  der  Deutschen  Regierung  finden 
auf  Personen,  die  in  Gemässheit  des  gegenwärtigen  Ab- 
kommens auf  dem  Wege  Ober  Deutschland  heimgeschafft 
werden  sollen,  die  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
dem  Heimathstaate  wegen  wechselseitiger  Unterstützung 
von  Hülfsbedürftigen  etwa  bestehenden  Abmachungen 
keine  Anwendung.» 

Die  Ratifikation  des  Abkommens  ist  von  allen  ver- 
tragschliessenden  Regierungen  vollzogen,  mit  Ausnahme 
von  Holland  und  Portugal.  Für  diese  beiden  Staaten 
gilt  es  demnach  vorläufig  noch  nicht.  Oesterreich-Ungam 
und  Brasilien,  die  das  Abkommen  nicht  unterzeichnet 
hatten,  sind  ihm  nachträglich  noch  beigetreten. 

Wir  haben  uns  darüber  in  dem  besonderen  Aufsatz 
«traite  blanche  II»  bereits  ausgesprochen.  Ein  Anfang 
ist  nun  doch  endUch  gemacht  worden,  nachdem  die  Sache 
lange  genug  auf  dem  blossen  Yereinsweg  ohne  Resultat 
herumgeschleppt  wurde.  Es  handelt  sich  nun  aber  noch 
darum,  auch  die  staatlich  organisirten  Bordelle  zu  be- 
seitigen, welche  die  Ursache  des  Mädchenhandels  sind, 
und  auch  die  grossjährigen  Frauenspersonen  gegen  die 
Händler  in  Schutz  zu  nehmen.  Das  wird  noch  seine 
Schwierigkeiten  haben. 

II.  Unter  den  Einzelverträgen  bilden  eine  besondere 
Gruppe  die  Schiedsgerichtsverträge,  welche  der- 
malen von  einer  Reihe  von  Staaten  nach  einem  mehr  oder 
weniger  gleichlautenden  Schema  abgeschlossen  werden 
und  sich  besonders  dadurch  auszeichnen,  dass  sie  durch- 
wegs die  schiedsgerichtliche  Erledigung  völkerrechtlicher 
Streitigkeiten  unter  souveränen  Staaten  nicht  mehr  obliga- 
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torisch  machen,  oder  wenigstens  Gegenstände  von  vitaler 
Bedeutung  auszuschliessen  gestatten.  Es  war  dies  der 
Punkt,  welchen  die  Schweiz  an  dem  interparlamentari- 
schen Kongress  von  1892  in  Bern  vorschlug,  der  aber 
damals  an  der  Opposition,  namentlich  der  französischen 
Theilnehmer  des  Kongresses  (besonders  des  seither  ver- 
storbenen Trarieux)  scheiterte,  die  alles  obligatorisch  haben 
wollten. 

Eine  allzu  grosse  Wichtigkeit  darf  man  diesen  jetzt 
«Mode»  gewordenen  Verträgen  nicht  beilegen;  sie  be- 
treffen solche  Fragen  eben  von  vornherein  nicht,  die 
Anlass  zu  Kriegen  geben,  und  die  Urtheile  solcher 
Schiedsgerichte  haben  auch  keine  Execution,  man  kann 
sie  immer  noch  ablehnen.  Mehr  Werth  als  Schiedsver- 
träge hat  das,  was  der  Präsident  Roosevelt  seinem 
grossen  Volke  zu  sagen  gewagt  hat  und  was  wir  uns 
auch,  jetzt  mehr  als  jemals,  merken  können. 

«Der  sicherste  Weg  für  ein  Volk,  ein  Unglück  herauf- 
zubeschwören, sei,  wenn  es  in  Ueberfluss  lebe  und  aggres- 
siv aber  nicht  gewaffnet  sei.  Aggressiv  in  Worten  und 
ungewaffnet  sein  führe  ein  Volk  nicht  nur  zum  Unglück, 
sondern  gebe  es  auch  der  Verachtung  der  Menschen 
preis.» 

Weit  wirksamer  als  alle  solche  Schiedsverträge 
wäre  auch  eine  Ausdehnung  des  Art.  Xu  der  Congoakte 
auf  alle  Staaten,  statt  bloss  auf  diejenigen,  welche  in 
dem  internationalen  Congogebiet  Besitz  haben  und  für 
diese  Verhältnisse.  Dieser  Artikel  hat  folgenden  Wort- 
laut: 

«Art.  Xn. 

Falls  sich  zwischen  den  Mächten,  welche  die  gegen- 
wärtige Akte  unterzeichnen  oder  diejenigen,  welche  etwa 
in  der  Folge  derselben  beitreten,  ernste  Meinungsver- 
schiedenheiten mit  Bezug  auf  die  Gränzen  oder  innerhalb 
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der  Gränzen  der  im  Art.  I  erwähnten  und  dem  Freihandel- 
system unterstellten  Gebiete  ergeben,  so  verpflichten  sich 
jene  Mächte,  bevor  sie  zur  Waffengewalt  schreiten,  die 
Vennittelung  einer  oder  mehrerer  der  befreundeten  Mächte 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Für  den  gleichen  Fall  behalten 
sich  die  gleichen  Mächte  vor,  nach  ihrem  Ermessen  auf 
ein  schiedsrichterliches  Verfahren  zurückzugreifen.» 

Mit  ihm  wäre  der  russisch  japanische  Krieg  vielleicht 

vermieden  worden. 

Wir  haben  gegenwärtig  Schiedsgerichtsverträge  mit 
6  Staaten:  Belgien,  England,  Italien,  Oesterreich,  Frank- 
reich, Schweden  Norwegen  (noch  als  Ein  Staatswesen). 
Botschaft  des  Bundesrathes  Bbl.  No.  53  von  1905.  E.  G.  S. 
XXI,  612.  Seither  auch  noch  mit  Portugal  (18.  Aug.  1905). 
Der  amerikanische  Vertrag  wurde  nachträglich  von  der 
Ratifikation  ausgeschlossen,  weil  er  in  Amerika  noch 
nicht  ratifizirt  worden  ist.  Der  Senat,  welcher  von  Zeit  zu 
Zeit  darauf  Gewicht  legt,  sich  als  diplomatische  Beratber 
(oder  Bevormunder)  des  jeweiligen  Präsidenten  zu  geriren, 
wozu  die  Verfassung  und  noch  mehr  die  Praxis  einen 
gewissen  Anlass  bietet,  machte  dieses  Recht  auch  in  dieser 
Frage  gegen  den  jetzigen  Präsidenten,  der  seine  Gunst 
nicht  unbedingt  besitzt,  geltend,  indem  er  den  Art  2 
folgendermassen  stylisirt  zu  sehen  wünschte: 

«Les  hautes  cours  contractantes,  avant  d*en  appeler 
ä  la  cour  permanente  d*arbitrage,  concluront  un  traite 
special  definissant  clairement  les  questions  en  litige, 
Tetendue  de  pouvoirs  des  arbitres,  les  d^lais  ä  fixer  pour 
la  formation  d'un  tribunal  arbitral  et  les  differentes  phases 
de  la  procedure.» 

Für  uns  hat  das  keine  Bedeutung.  Wir  werden  den 
Vertrag  mit  Amerika  abschliessen,  so,  wie  er  uns  von 
dort  her  proponirt  wird,  obwohl  daraus  einige  Schwierig- 
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keiten,  namentlich  mit  Bezug  auf  die  Doppelbürgerrechte 
von  Schweizern,  die  in  Amerika  wohnen,  entstehen 
können. 

Ein  wichtiger  Staatsvertrag  wird  möglicherweise 
in  nächster  Zeit  ein  Vertrag  mit  Frankreich  Ober 
die  Faucille-Bahn  werden,  wenn  dieselbe  nach  den 
jetzigen  Absichten  des  Bautenministers  zu  Stande  kommt. 
Es  würde  sich  dabei  auch  um  eine  finanzielle  Betheiligung 
der  Eidgenossenschaft,  oder  der  drei  Kantone  Bern, 
Waadt  und  Genf  handeln,  von  denen  jedoch  vorläufig 
bloss  Genf  zu  einer  Leistung  bereit  ist.  Die  Bausumme 
ist  auf  115,  nach  andern  Berechnungen  auf  150  Millionen 
veranschlagt,  wovon  Frankreich  65  zu  übernehmen  ge- 
neigt ist. 

In  einer  Motion  (Daucourt  und  Cons.)  wurde  der 
Bundesrath  eingeladen,  mit  Frankreich  ein  Zusatzabkom- 
men zu  der  Uebereinkirnft  vom  27.  September  1882  abzu- 
schliessen,  zum  Zwecke  der  öffentlichen  und  unentgelt- 
lichen Verpflegung  von  armen  Angehörigen  des  einen 
Staates,  die  infolge  von  körperlicher  oder  Geisteskrank- 
heit der  Hülfe  und  ärzthchen  Pflege  bedürfen,  auf  dem 
Gebiete  des  anderen. 

Der  Bundesrath  bestätigte,  dass  gegenwärtig  in  dieser 
Richtung  Uebelstände  bestehen.  Von  Seite  Frankreichs 
finden  zahlreiche  Abschiebungen  solcher  Hülfsloser  nach 
der  Schweiz  statt,  die  oft  sogar  in  brutaler  Weise  aus- 
geführt werden.  Es  sei  daher  angezeigt,  die  Sache  ver- 
traglich zu  regeln.  Die  Schweiz  übernimmt  die  ihr  von 
Frankreich  zugeschobenen  Landesangehörigen,  während 
Frankreich  sie  allerdings  auch  übernehmen  muss,  aber 
dieselben  hülflos  an  der  Grenze  lässt,  indem  sich  Niemand 
um  sie  kümmert.  Es  ist  daher  zu  begrüssen,  dass  nun 
in  Frankreich  ein  Gesetz  erlassen  worden  ist,  wonach 
der  Staat  in  solchen  Fällen  unterstützungspflichtig  wird ; 
dasselbe  tritt  auf  1.  Januar  1907  in  Kraft.      Dadurch  ist 
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nun  auch  für  Frankreich  eine  gesetzliche  Grundlage  ge- 
schaffen für  den  Abschluss  eines  bezüglichen  Vertrages, 
Ober  welchen  der  Bundesrath  sofort  mit  Frankreich  in 
Unterhandlungen  treten  wird.  Der  Bundesrath  schlug 
folgende  allgemeinere  Fassung  der  Motion  vor:  cDer 
Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  nicht  die 
zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  betreffend  unent- 
geltliche Verpflegung  von  Geisteskranken  und  verlassenen 
Kindern  bestehende  Uebereinkunft  vom  27.  September 
1882  ergänzt,  oder  durch  eine  neue  Konvention  ersetzt 
werden  könnte,  in  dem  Sinne,  dass  die  Schweiz  und 
Frankreich  ihre  mittellosen  Angehörigen,  die  der  Hülfe 
und  ärztlichen  Pflege  bedürfen,  zum  Zwecke  der  öffent- 
lichen und  unentgeltlichen  Verpflegung  übernehmen  und 
die  auf  ihrem  Territorium  befindlichen  Angehörigen  des 
andern  Staates,  bis  deren  Heimschaffung  ohne  Gefahr 
für  deren  Gesundheit  erfolgen  kann,  wie  die  eigenen 
Angehörigen  unterstützt  und  verpflegt  werden.»  In  dieser 
Fassung  wurde  die  Motion  im  Nationalrath  vom  7.  Oktober 
d.  J.  einstimmig  erheblich  erklärt. 

In  der  eidgen.  Gesetzsammlung  XXI,  2  ist  abgedruckt 
-der  Staatsvertrag  mit  Frankreich  über  die  Fische- 
rei vom  9.  März  1904.  Hierüber  brachten  Zeitungen 
folgende  Notiz: 

«Le  syndicat  professionnel  des  pecheurs  fran<^is  du 
lac  Löman,  s'est  reuni  pour  protester  contre  la  Situation 
qui  leur  est  faite  parr  la  nouvelle  Convention  signee  a 
Paris  entre  la  France  et  la  Suisse,  reglementant  la  peche 
sur  les  eaux  du  lac  L^man  et  portant  suppression  de  la 
tolerance  de  la  maille  de  27  millimetres  et  la  fixant  de- 
finitivement  ä  30  millimetres  ainsi  que  defense  stricte  de 
pecher  toutes  especes  de  poissons  avec  toutes  especes 
de  filets,  du  30  fevrier  au  4  mars.> 

Der  Art.  18  des  Auslieferungsvertrages  mit 
England  vom  26.  November  1880  soll,  wie  folgt,  ab- 
geändert werden: 
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Dem  ersten  Absatz  von  Artikel  XVIII  des  erwähnten 
Auslieferungsvertrages  wird  folgende  Bestimmung  bei- 
gefügt: 

«Indessen  soll  im  Verkehr  zwischen  der  Schweiz 
und  diesen  Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen  die  in 
Artikel  III,  Absatz  8,  für  die  Stellung  des  diplomatischen 
Auslieferungsbegehrens  vorgesehene  Frist  sechs  Wochen 
und  diejenige  in  Artikel  VIII  betreffend  die  Vorlage  des 
zur  Bewilligung  der  Auslieferung  genügenden  Beweises 
drei  Kalendermonate  betragen.» 

Der  Schifffahrtsvertrag   mit  Italien   auf  dem  Lan 

gensee  vom  25.  April  1860  ist  aufgekündet  worden  (E. 

G.  S.  XX,  1). 

Konkordate.   Der  am  meisten  bekannte  und  be- 
sprochene dieser  Verträge  unter  den  Kantonen,  auch  der 
einzige,  der  regelmässig  abgeschlossen  und  verfassungs- 
mässig in  der  eidg.  Gesetzessammlung  publizirt  ist  (E.  G. 
S.  XX  73;  XXI,  7),  ist  das  Motor-  und  Fahrrad- 
Konkordat   vom   13.  Juni  1904,   das   eine   Zeit  lang 
Qber  die  ganze  Schweiz  sich  ausdehnen  zu  wollen  schien 
and  dem   eine   Automobilausstellung   in    Genf,   bei   der 
das  Departement   des   Innern   sich    vertreten    liess,  ge- 
wissennassen  das   Zeugniss   des  Wohlverhaltens   gegen- 
über wenigen  renitenten  Kantonen,  namentlich  Uri  und 
Graubünden,  ausstellte.    Seit  dem  Frühjahr,  in  welchem 
dies  geschah,   hat  sich  jedoch    die  Stimmung  im  Volke 
stark  geändert,  und  es  wird  sich  jetzt  eher  darum  handeln, 
diese  neue  Erfindung  innert  gewissen  Schranken  vor  einem 
allgemeinen  Ausbruche  des  Volksunwillens  zu  schützen, 
der  ihr,  veranlasst  durch  eine  ganze  Reihe  von  Verletzungen 
und  selbst  Tödtungen  seitens  vornehmer  Automobilisten, 
die,  rücksichtslos  gegen  alles  ausser  ihrem  Vergnügen,  das 
Land  nach   allen  Richtungen  durchrasen,   entgegentritt. 
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Bereits  haben  einige  Kantone  einzelne  Strassen  wieder 
geschlossen,  und  es  handelt  sich  jetzt  darum,  entweder 
diesem    Sport-Unwesen    durch    eine    Verbesserung    des 
Konkordats,    oder    durch    eidgenössische    Gesetzgebung 
Schranken  zu  setzen,  oder  dann  jedem  Einzelnen  die  Ab- 
treibung solcher  Gewalt  durch  Gewalt  zu  erlauben,  was 
wir  nicht  befürworten  möchten.    Dann  aber,  wenn   dies 
vermieden  werden  soll,  müssen  Uebertreter  der  bestehen- 
<len,   oder  noch   zu   erlassenden  Vorschriften  sichernder 
Art  nicht  bloss  angehalten  und   gegen  Kautionsstellung 
wieder  entlassen  werden,  wobei  es  ihnen  dann  freisteht 
mittelst  Drangabe  der  Kaution  der  schweizerischen  Justiz 
eine  Nase  zu  drehen,  sondern  (abgesehen  von  der  Civil- 
verantwortlichkeit)    verhaftet    und    durch   die    Gerichte 
streng,    niemals   bloss    mit  Geldbusse,   bestraft   werden. 
Es  wird  sich  dann  bei  diesem  Anlasse  auch  endUch  zeigen, 
wer   HeiT   im   Lande   ist,  ob  die   schweizerische   Bevöl- 
kerung,   oder    der    «Fremdenverkehr»    mit   seinen    aller- 
dings zahlreichen  und   unverfrorenen  Interessenten,  der 
schon  lange  unsere  schweizerische  Eidgenossenschaft  nur 
noch  als  einen  «Kurgarten  Europa's»  zum  Vergnügen  vor- 
nehmer  und   reicher   Müssiggänger   ansieht.     Da   hängt 
dann   noch  Mehreres   damit   zusammen,    was   auch  noch 
gleichzeitig  «liquidirt»  werden  muss,  namentlich  in  erster 
Linie  das  Spiel,  die  Wettrennen  mit  TotaUsator,  und  noch 
anderes  mehr.    Zunächst  werden  alle  Gebirgskantone  mit 
schmalen   und  gefährlichen  Strassen  Stellung  gegen  die 
unsinnige    Automobilfahrerei    nehmen    müssen,     sodann 
die   Kurorte,   wie  namentlich   Montreux,    wo  diese    Ma- 
schinen mit  ihrem  StÄub  und  Geruch  geradezu  lebens- 
gefährhch  für  die  ganze  leidende  Bevölkenmg   wirken; 
inzwischen  wird  dann,  so  hoffen  wir,  die  Zeit  konunen, 
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wo  das  Automobil  nicht  mehr  vornehm  und  elegant  ist, 
sondern,  wie  das  Veloziped,  von  der  Mode  aus  ihrem  Re- 
gister gestrichen  wird.  Dann  wird  es  für  Post-  und  Last- 
wagen jeder  Art  in  gemässigtem  Tempo  sehr  nützliche 
Verwendung  finden  mid  die  armen,  längst  der  Ablösung 
bedürftigen  Zugthiere  von  der  gröbsten  Arbeit  befreien. 
Ein  Vorgehen  in  irgend  einer  Art  ist  schon  in  der  nächsten 
Zeit  zu  gewärtigen. 

Einige  andere  Konkordate  sind  in  neuerer  Zeit  ge- 
schlossen oder  erneuert  worden,  ohne  dass  die  verfas- 
sungsmässige Form  beobachtet  wurde  und  daher  auch 
ohne  Aufnahme  in  die  eidg.  Gesetzessammlung,  so  dass 
sie  gar  nicht  allgemein  bekannt  werden.  So  ein  Fischerei- 
Konkordat  für  den  Zugersee  zwischen  Zug,  Schwyz,  Lu- 
zem,  ein  solches  über  den  Hallwylersee  zwischen  Luzern 
und  Aargau,  ein  weiteres  über  das  Juraseebecken  zwischen 
Freiburg,  Waadt,  Neuenburg  (weshalb  nicht  auch  Bern?), 
und  eines  über  den  Wallensee  zwischen  Zürich,  Schwyz, 
Glarus  und  St.  Gallen. 

Bei  einzelnen  älteren  Konkordaten  weiss  man  kaum 
mehr,  ob  und  wie  weit  sie  gelten,  und  stimmt  jeden- 
falls die  Praxis  mit  der  Theorie  nicht  überein.  Um 
von  dem  ältesten  über  das  Kollektiren,  das  kaum  noch 
von  Jemand  als  gültig  beobachtet  wird,  obwohl  es  nie 
aufgehoben  wurde,  zu  schweigen,  so  ist  namentlich  das 
sehr  wirksame  Konkordat  über  die  Viehhauptmängel  von 
1852,  das  zeitweise  14  Kantone  umfasste,  jetzt  nur  noch 
fQr  drei  und  zwei  Halbkantone  als  geltend  anzusehen,  wo- 
bei es  aber  doch  vorkommen  soll,  dass  im  Viehhandel  in 
Kantonen,  die  dem  Konkordat  nicht  angehören,  «Währ- 
schaft laut  Konkordat»  zwischen  den  Parteien  ausgemacht 
wird.')    Es  wäre,  wie  wir  schon  wiederholt  monirt  haben 

>)  Bemisches  Obergericbt  in  S.  Will  1905. 
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(sogar  im  Nationalrath  selbst,  aber  ohne  allen  Erfolg),  io 
diese  Konkordatsmaterie,  welche,  wie  das  Motor-Konkor- 
dat zeigt,  doch  nicht  als  ganz  veraltet  betrachtet  werden 
kann,  eine  gesetzliche  Ordnung  zu  bringen;  zunächst 
durch  Publikation  der  noch  geltenden  sämmtlichen 
Konkordate,  und  sodann  durch  successive  Aufnahme  aller, 
wenn  sie  vorgelegt  und  genehmigt  sind  (wofür  auch  ernst- 
lich nach  Verfassung  Art.  7  imd  9  zu  sorgen  wäre),  in  die 
eidg.  Gesetzessammlung. 

Die  Kantone  Bern  und  Thurgau  sind  dem  Konkordat 
über  Befreiung  von  Sicherheitsleistung  für  Prozess- 
kosten beigetreten,  dem  jetzt  14  und  2  halbe  Kantone 
angehören. 

Die  Kongresse,  vorzugsweise  die  internationalen, 
fangen  an,  eine  immer  lästigere  und  überflüssigere  Zu- 
gabe zu  den  ohnehin  stets  zunehmenden  Beschäftigungen 
des  täglichen  Lebens  zu  werden,  gut  für  Leute,  die  wenig 
Arbeit  haben  und  in  dem  Besuche  derselben  eine  ephe- 
mere Bedeutung  in  den  Augen  des  Auslandes  zu  er- 
langen wünschen,  die  sie  zu  Hause  gar  nicht  immer  be- 
sitzen. Das  Bedürfniss  einer  Einschränkung  scheint  sich 
daher  allmählig  geltend  zu  machen.  Eine  französische 
Zeitung  sagte  darüber  in  diesem  Jahre  bereits,  nachdem 
sie  über  30  Kongresse  aufgezählt  hatte,  die  meistens  in 
Paris  in  diesem  Sommer  statthatten,  dieselben  seien 
hauptsächlich  dazu  bestimmt  gewesen,  um  den  Mitglie- 
dern ihren  Gattinnen  gegenüber  einen  Vorwand  zu  billigen 
Vergnügungsreisen  zu  gewähren,  vorausgesetzt  —  fügen 
wir  bei  —  dass  die  Gattinnen  nicht  Mitnehmen  verlangen, 
was  sogar  auch  mehr  und  mehr  Uebung  wird. 

In  unserem  eigenen  Lande  fanden  folgende  bemer- 
kenswerthere  Kongresse  statt.  Vor  allem  der  Arbeiter- 
schutzkongress  im  Ständerathssaal  in  Bern,  wozu  der 
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Bundesrath   mit   folgendem   Cirkular  vom  30.  Dez.  1904 
eingeladen  hatte  : 

«Monsieur  le  ministre, 

A  la  demande  de  la  commission  instituee  par  les 
delegues  reunis  ä  Cologne  de  T Association  internationale 
pour  la  protection  legale  des  travailleurs,  le  bureau  de 
cette  association  nous  a  prie,  en  date  du  16  septembre . 
1903,  de  vouloir  bien  convoquer  une  Conference  inter- 
nationale aux  fins  de  resoudre  les  questions  suivantes  tou- 
chant  la  protection  ouvriere. 

lo  Interdiction  de  Temploi  du  phosphore  blanc  dans 
rindustrie  des  allumettes ; 

2o  Interdiction  pour  les  femmes  du  travail  industriel 
de  nuit. 

En  ce  qui  concerne  ce  second  point,  il  resulte  des 
declarations  du  bureau  et  des  resolutions  de  la  commis- 
sion precitee  (deliberations  des  10  et  11  septembre  1903, 
ä  Bäle),  que  la  question  embrasse  les  postulats  ci-apres: 

a)  Sous  le  terme  de  femme,  on  doit  entendre  toutes 
les  ouvrieres  sans  distinction  d*äge; 

h)  L*interdiction  du  travail  de  nuit  des  femmes  doit 
contribuer  a  assurer  ä  toutes  les  ouvrieres  employees 
dans  un  etablissement  industriel,  donc  en  dehors  de  leur 
famille,  un  repos  de  douze  heures  consecutives  du  soir 
au  matin; 

c)  Des  dispenses  pourront  etre  prevues  pour  le  cas 
d'accident  imminents  ou  dojä  survenus ; 

d)  Les  ouvrieres,  dont  le  travail  s'applique  ä  des  pro- 
duits  susceptibles  d'alteration  tres  rapide,  par  exemple, 
ceux  de  la  peche  et  de  certaines  industries  fruitieres, 
peuvent  etre  autorisees  ä  travailler  la  nuit,  chaque  fois 
que  cela  est  necessaire  pour  sauver  des  produits  d'une 
perte  inevitable ; 

e)  Les  industries  saisonnieres  etcellesdontlesbesoins 
sont  analogues  trouveront  dans  une  disposition  transitoire 
qui  fixe  ä  dix  heures  la  duree  du  grand  repos  de  nuit, 
les  heures  supplementaires  dont  eile  peuvent  avoir  besoin 
dans  Tetat  actuel  de  leur  Organisation ; 

36 
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f)  Les  delais  ä  determiner  pourront  etre  accordes 
pour  la  realisation  des  reformes. 

On  trouvera  egalement  des  renseignemenls  sur  la 
question  dans  les  deux  ouvrages  suivants:  Memoire  ex- 
plicite  sur  rinterdiction  de  Temploi  du  phosphore  blanc 
dans  rindustrie  des  allumettes  et  Memoire  explicatif  sur 
les  bases  d'une  interdietion  internationale  du  travail  de 
nuit  des  femmes. 

Ces  ouvrages  ont  ete  communiques  aux  divers  gou- 
vernements  en  1904  par  le  bureau  de  TAssociation  inter- 
nationale, au  nom  de  son  comite. 

Nous  avons  fait  pressentir  confidentiellement  les  gou- 
vemements  d'un  certain  nombre  d'Etats,  ä  Teffet  de 
savoir  s'ils  reserveraient  bon  accueil  ä  une  proposition 
suisse  visant  la  convocation  d'une  Conference  internatio- 
nale. 

La  presque  unanimite  des  Etats  en  cause  ont  offi- 
cieusement  fait  connallre  leur  adhesion  provisoire. 

Le  Conseil  federal  suisse,  en  cela  fidele  ä  ses  tra- 
ditions,  croit  donc  devoir  donner  suite  k  la  demande  qui 
lui  a  ete  adressee.  Nous  verrions,  nous  aussi,  avec 
satisfaction  se  realiser  enfin ,  ne  füt-ce  d'abord 
que  dans  un  cadre  restreint,  Tidee  d'une  entente  inter- 
nationale touchant  certaines  questions  de  protection  ou- 
vriere.  Nous  avons  le  ferme  espoir  que  la  Conference 
ne  se  contentera  pas  de  manifestations  th^oriques,  mais 
qu'elle  s'efForcera  de  preparer  une  entente  effective  entre 
les  Etats.  Nous  estimons  ä  cette  fin  qu'il  y  aura  lieu 
pour  la  Conference  d*etablir  les  principes  de  Convention 
internationale.  Ce  travail,  cela  va  de  soi,  ne  prejugerait 
en  rien  les  intentions  des  gouvernements  representes  ä 
la  Conference,  et  la  conclusion  meme  des  Conventions  de- 
meurerait  entierement  reservee  k  d'ulterieures  negocia- 
tions  diploraatiques.  Nous  proposons  de  faire  figurer  au 
Programme  de  la  Conference  les  questions  mentionnees 
sous  chifTre  1  et  2  cidessus  et  definies  sous  lettres   a-f. 

L'idee  d'etendre  Tinterdiction  du  travail  de  nuit  aux 
jeunes  gens  du  sexe  masculin,  jugee  inopportune  de  difife- 
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rents  cötes,  a  6t6  abandonnee.  U  est  desirable  que  par 
le  fait  meme  de  Fetroite  limitation  de  son  programme, 
la  Conference  aboutisse  plus  facilement  k  une  entente 
f^conde  en  heureux  resultats. 

La  Conference  internationale  s'ouvrira  le  lundi  8  mai 
1905,  ä  8  h.  de  Tapres-midi,  dans  la  salle  du  Conseil  des 
Etats,  au  Palais  f^d^ral,  ä  Berne. 

En  y  conviant  le  haut  gouvemement  de  Votre  Excel- 
lence,  nous  le  prions  de  vouloir  bien  nous  faire  connaitre 
les  noms  de  ses  d^l^gu^. 

La  presente  note  circulaire  a  et^  adressee  aux  gou- 
vemements  des  Etats  suivants :  Allemagne,  Antriebe- 
Hongrie,  Belgique,  Danemark,  Espagne,  France,  Grande- 
Bretagne,  Italic,  Luxembourg,  Pays-Bas,  Portugal,  Ron- 
manie,  Serbie,  et  Suede  et  Norv6ge. 

Veuillez  agr^er,  monsieur  le  ministre,  Tassurance  de 
notre  haute  consideration.» 

Der  Papst  wurde,  trotz  einer  Verwendung  katholischer 
Mitglieder  der  Bundesversammlung  hiefür,  nicht  eingeladen. 
Die  Verhandlungen  waren  nicht  öffentlich,  die  Presse  er- 
hielt bloss  Bulletins.  Die  Beschlüsse  der  Konferenz  lauten 
wie  folgt: 

«L  Grundzüge  eines  internationalen 

Uebereinkommens  betreffend  das  Verbot 

der  industri  eilen  Nachtarbeit 

der  Frauen. 

Artikel  1. 

Die  industrielle  Nachtarbeit  der  Frauen  soll  ohne 
Unterschied  des  Alters,  unter  Vorbehalt  der  folgenden 
Ausnahmen,  verboten  sein. 

Das  Uebereinkommen  erstreckt  sich  auf  alle  indu- 
striellen Unternehmungen,  in  denen  mehr  als  zehn  Ar- 
beiter und  Arbeiterinnen  beschäftigt  sind.  Es  findet  keine 
Anwendung  auf  Anlagen,  in  denen  nur  FamiUenangehörige 
thätig  sind. 

Jeder  der  vertragschliessenden  Theile  hat  den  Begriff 
der   industriellen   Unternehmungen   festzustellen.     Unter 
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allen  Umständen  sind  aber  hierzu  zu  rechnen  die  Berg- 
werke und  Steinbrüche,  sowie  die  Bearbeitung  und  die 
Verarbeitung  von  Gegenständen ;  dabei  sind  die  Gränzen 
zwischen  Industrie  einerseits,  Handel  und  Landwirth- 
schaft  anderseits  durch  die  Gesetzgebung  jedes  Staates 
zu  bestimmen. 

Artikel  2. 

Die  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehene  Nacht- 
ruhe hat  eine  Dauer  von  mindestens  elf  aufeinanderfol- 
genden Stunden.  In  diesen  elf  Stunden  soll  in  allen 
Staaten  der  Zeitraum  von  10  Uhr  Abends  bis  fünf  Uhr 
Morgens  inbegriffen  sein. 

In  denjenigen  Staaten  jedoch,  in  denen  die  Nachtar- 
beit der  erwachsenen  industriellen  Arbeiterinnen  gegen- 
wärtig nicht  geregelt  ist,  darf  die  Dauer  der  unter- 
brochenen Nachtruhe  während  einer  Uebergangsfrist  von 
höchstens  drei  Jahren  auf  zehn  Stunden  beschränkt 
werden. 

Artikel  3. 

Das  Verbot  der  Nachtarbeit  kann  ausser  Kraft 
treten : 

1.  Im  Falle  einer  nicht  vorherzusehenden,  sich  nicht 
periodisch  wiederholenden  Betriebsunterbrechung,  die  auf 
höhere  Gewalt  zurückzuführen  ist. 

2.  Für  die  Verarbeitung  leicht  verderbhcher  Gegen- 
stände zur  Verhütung  eines  sonst  unvermeidlichen  Ver- 
lustes an  Rohmaterial. 

Artikel  4. 

In  den  dem  Einflüsse  der  Jahreszeit  unterworfenen 
Industrien  (Saisonindustrien),  sowie  imter  aussergewöhn- 
lichen  Verhältnissen  in  allen  Betrieben,  kann  die  Dauer 
der  ununterbrochenen  Nachtruhe  an  60  Tagen  im  Jahre 
bis  auf  10  Stunden  beschränkt  werden. 

Artikel  5. 

Die  Urkunden  über  die  Ratifikation  des  Ueberein- 
kommens  sollen  spätestens  am  31.  Dezember  1907  hinter- 
legt werden. 

Für  das  Inkrafttreten  des  Uebereinkommens  wird 
eihe    Frist    von    drei    Jahren    bestimmt,    die    von    der 
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Hinterlegung   der    Ratifikations  •  Urkunden   an   zu   rech- 
nen ist. 

Di^se  Frist  soll  zehn  Jahre  betragen: 

1.  für  die  Fabriken,  die  Rohzucker  aus  Rüben  her- 
stellen, 

2.  für  die  Schafwollkämmerei  und  Spinnerei, 

3.  für  die  Arbeiten  über  Tag  in  Bergwerken,  sofern 
diese  Arbeiten  für  die  Dauer  von  mindestens  vier  Monaten 
im  Jahre  infolge  von  klimatischen  Verhältnissen  einge- 
stellt werden  müssen. 

n.  Grundzüge  eines  internationalen  Ueberein- 

kommens  betreffend  das  Verbot  der  Ver- 
wendung von  weissem  (gelbem)  Phosphor  in  der 

Zündhölzchenindustrie. 

Art.  1.  Vom  1.  Januar  1911  an  ist  die  Erstellung, 
die  Einfuhr  und  der  Verkauf  von  Zündhölzchen,  die  weissen 
(gelben)  Phosphor  enthalten,  verboten.  Art.  2.  Die  Ur- 
kunden über  die  Ratifikation  sollen  spätestens  am  31. 
Dezember  1907  hinterlegt  werden.  Art.  3.  Die  Regierung 
von  Japan  wird  eingeladen  werden,  bis  zum  31.  Dezbr. 
1907  den  Beitritt  zu  diesem  Uebereinkommen  zu  erklären . 
Art.  4.  Das  Uebereinkommen  tritt  in  Kraft,  wenn  die 
auf  der  Konferenz  vertretenen  Staaten  und  Japan  beige- 
treten sind.» 

Eine  internationale  Konferenz  behufs  Revision  des 
Uebereinkommens  über  den  Frachtverkehr  fand  eben- 
falls in  Bern  statt. 

«Es  wurden  dabei,  abgesehen  von  den  Anträgen  für 
die  Revision  des  internationalen  Uebereinkommens,  Vor- 
schläge gemacht:  von  der  Schweiz  betreffend  ein  inter- 
nationales Uebereinkommen  über  den  Personen-  und  Ge- 
päckverkehr, und  von  Russland  betreffend  die  Einrichtung 
einer  internationalen  Eisenbahnstatistik  Die  Konferenz 
hat  jedoch  beide  Gegenstände  nicht  in  materielle  Be- 
handlung genommen,  weil  sie  sich  dazu^nicht  ^als  kom- 
petent erachtete.  Die  Delegirten  haben  dafür  gehalten, 
es  sei  zu  gewärtigen,  dass  der  schweizerische  Bundesrath 
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jene  Gegenstände  näher  vorbereite  imd  aUfällig  die 
Staaten  einlade,  zur  Berathung  der  bezüglichen  Projekte 
neue  Konferenzen  zu  beschicken.» 

Ebenso  beschäftigte  sich  eine  internationale  Kon- 
ferenz in  Bern  mit  Vereinheitlichung  der  Vorschriften  über 
das  gewerbliche  Eigenthum,  deren  Beschlüsse  aber 
blosse  Wünsche  sind  und  einstweilen  nicht  veröflfentlicht 
werden.  Der  Zweck  ist  Erleichterung  der  Bedingungen 
des  Schutzes.  Die  Konferenz  war  von  19  Staaten  be- 
schickt. 

Ein  internationaler  Kongress  für  den  Zeichnungs- 
unterricht, ebenfalls  in  Bern,  schloss  mit  folgender  Re- 
solution: 

cD  est  fonde  tme  Fed^ration  internationale  de  Ten- 
seignement  du  dessin.  Cette  F^d^ration  comprend  les 
personnes,  les  institutions ,  associations  et  autorit^  qui 
s'interessent  k  Tenseignement  du  dessin  et  qui  paient 
une  cotisation  annuelle.  Le  montant  de  la  cotisation  an- 
nuelle  est  de  cinq  francs.  Le  mode  de  contribution  des 
institutions  et  associations  sera  fix4  plus  tard  par  le  bu- 
reau  de  la  Föderation. 

«Le  bureau  de  la  Federation,  qui  constitue  le  comite 
permanent  de  Tenseignement  du  dessin,  est  elu  par  la 
Fedöration,  les  membres  de  chaque  pays  designant  trois 
delegu^s. 

«Le  bureau  et  Charge  de  reunir  tous  les  renseigne- 
ments,  de  publier  un  bulletin  special,  d'arreter  le  budget 
et  les  comptes  et  de  preparer  les  travaux  des  prochains 
congr^s.  U  se  reunit  au  moins  une  fois  tous  les  deux 
ans  dans  la  ville  qu'il  designera  lui-meme. 

«Le  siege  officiel  du  bureau  est  ä  Berne.» 

Ein  Weltfriedenskongress  in  Luzern,  wozu  sich 
über  500  Theilnehmer,  besonders  viele  Amerikaner,  an- 
meldeten, sollte  sich  mit  folgenden  Gegenständen  beschäf- 
tigen : 
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«Französisch -deutsche  Annäherung,  wirthschaftliche 
Ursachen  des  Krieges,  Sanktionirung  der  internationalen 
Schiedsgerichtsansprüche ,  zu  neutralisirende  Gewässer 
und  Territorien,  Aufgaben  einer  zweiten  Friedenskonferenz 
im  Haag.»*) 

Ein  vollkotnoieuer  Misserfolg  war  der  siebente  Zio- 
nistenkongress  in  Basel,  bei  welchem  die  «Palästi- 
nenser» folgende  Resolution  vorschlugen,  die  von  anderer 
Seite  bekämpft  wurde;  der  Schluss  war  Konfusion. 

«Die  zionistische  Organisation  hält  an  dem  Grund- 
prinzip des  Baseler  Programms,  das  die  Schaffung  einer 
öffentlichen  rechtlichen  gesicherten  Heimstätte  für  das 
jüdische  Volk  in  Palästina  erstrebt,  unerschütterlich  fest 
und  lehnt  jede  kolonisatorische  Thätigkeit  Palästinas  und 
seiner  nächsten  Nachbarländer  ab.» 

Dieser  Zionismus  hat  wenig  Zukunft.    Die  Zeit  ist 

noch  nicht  gekonmien,  in  welcher  der  Ruf  zur  Rückkehr 

in  ihr  Vaterland  an  die  Juden  ergehen  wird. 

Einen  ebenso  geringen  Werth  legen  wir  dem  Kon- 
gress  für  liberales  Christen thum  bei,  welcher  (als 
eine  Art  von  Fortsetzung  des  Religionskongresses  von 
Chicago)  in  (Jenf  abgehalten  wurde.  Der  Begriff  «liberal» 
ist  ein  in  dieser  Zusammensetzung  sehr  bestrittener;  liberal, 
im  Sinne  einzelner  Theilnehmer  des  Kongresses,  ist  das 
Christenthum  überhaupt  gar  nicht.  Eine  sehr  gute  An- 
sprache hielt  ein  Bostoner- Professor  Edwin  Mead  über 
Calvin,  worin  er  u.  A.  sagte: 

«La  religion  liberale  a  besoin  aujourd'hui  de  la  doc- 
trine  calvinienne  de  la  souverainete  de  Dieu.  Elle  a  be- 
soin de  son  serieux  moral.  Elle  a  besoin  de  sa  profonde 
intellectualite.  Le  puritanisme  revendiquait  l'instruction 
et  r^mancipation  de  la  pensee :  c'est  de  lui  que  sont  sor- 
tis les  grands  predicateurs  modernes. 

*j  Hierüber  folgt  noch  ein  Nachtrag. 
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Calvin  a  preconise  sp^cialement  ce  dont  le  monde  a 
aujourd*hui  un  besoin  si  imperieux,  une  ^troite  harmonisa- 
tion  entre  la  religion  et  la  politique.  II  a,  en  realite,  fait 
de  Geneve  une  Jerusalem.  11  croyait  que  la  pierre  de 
Tangle  de  la  cite  de  Dieu,  dont  il  se  sentait  responsable, 
etait  faite  de  la  loi  de  Dieu.  Vous  alleguerez  qu'il  s'est 
fait  de  la  loi  de  Dieu  une  idee  dure  et  etroite;  mais  le 
point  important  ici,  c*est  qu'il  a  cherche  de  tout  son  coeur 
ä  röaliser  la  loi  de  Dieu  aussi  bien  ou  aussi  mal  qu'il 
parvenait  ä  la  saisir.  Est-ce  que  les  nations  qui  se  trou- 
vent  representees  ici  le  fönt  d'une  maniere  plus  ration- 
nelle  ou  avec  plus  de  serieux? 

Ce  n'est  pas  seulement  Texemple  de  la  petite  Repu- 
blique  genevoise,  ce  fut  plus  encore  la  force  cachee  de  la 
doctrine  de  Calvin  qui  fit  de  Geneve  un  foyer  de  demo- 
cratie.  Le  calvinisme  plai^a  tous  les  horames  sur  un  pied 
d'^galit^  en  la  redoutable  presence  de  Dieu,  avec  une 
simplicitö  et  une  severite  inconnues  avant  lui;  en  cette 
presence,  la  distance  entre  le  roi  et  le  berger,  toutes  les 
miserables  distinctions  qui  regnent  dans  la  societe  liu- 
maine  semblaient,  en  effet,  bien  faibles,  et  partout  ce  fut 
un  puissant  elan  vers  l'egalite.  Calvin  lui-meme  etait  un 
aristocrate  pieux,  et  son  Systeme  applique  h  Geneve  etait 
foncierement  aristocratique ;  mais  partout  oü  le  calvinisme 
penetra,  en  Hollande  avec  Guillaume  le  Taciturne  pour 
combattre  TEspagne;  en  Ecosse  avec  John  Knox;  ä  Cam- 
bridge, en  Angleterre  avec  Carteright,  ou  dans  la  Nou- 
velle-Angleterre  avec  Cotton  et  Hooker  et  Roger  Williams, 
il  repandit  sa  semence  de  democratie.  L'Americain  Ban- 
croft,  l'Anglais  Green  et  le  Suisse  Borgeaud  Tont  tout 
discerne  et  fort  bien  dit.  En  religion  aussi,  le  moment 
venu,  Emerson,  et  Carlyle,  et  Martineau  devaient  paraitre. 

II  est  des  hommes  si  grands  que  pour  eux  des  cou- 
ronnes  seraient  absolument  superflues.  Tels  TAllemand 
Kant,  qui  savait  si  bien  que  la  paix  et  la  justice  doivent 
marcher  de  conserve,  TAmericain  Emerson  qui  n'a  eu 
d'autre  ambition,  comnic  historien,  que  de  pcindre  Tin- 
fluence  de  Calvin  dans  la  nouvelle  Angleterre,  et  le  grand 
Genevois  envers  lequel  aucun  de  nous  ne  voudrait  oublier 
ses  obligations.  .  . » 
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Allgemein  ist  diese  Anschauung  von  Calvin  leider 
auch  bei  uns  nicht. 

Das  vorzugsweise  praktische  Christenthum  hielt  sei- 
nen 4.  internationalen  Kongress  in  der  1877  gegründe- 
ten < Union  internationale  des  amies  de  la  jeune 
fille»  in  Neuchätel  ab,  bei  der  8  Länder,  Deutschland, 
Dänemark,  Aegypten,  Frankreich,  England,  Italien,  Nor- 
wegen, Holland  und  die  Schweiz  vertreten  waren.  Der 
Verein  zählt  jetzt  11,000  Mitglieder  in  49  Ländern  mit 
3500  Lokalitäten,  die  folgenden  Zwecken  dienen  und  jähr- 
lich von  mehr  als  25,000  jungen  Mädchen  benutzt  werden  : 

«L'ceuvre  premiere,  qui  est  la  protection  de  la  jeune 
fiUe,  en  a  fait  surgir  d'autres,  semblables  aux  rejetons 
d'un  tronc  vigoureux ;  en  voici  un  apergu : 

lo  Agences  ou  bureaux  de  placement  gratuits  ä  Tin- 
terieur  et  k  Tetranger,  en  faveur  d'institutrices,  de  gou- 
vernantes,  bonnes  et  domestiques.     Agences  d'emigration. 

2«  Homes  internationaux  et  Homes  suisses.  Homes 
de  la  gare,  Homes  divers,  Heimaten,  Secours,  etc. 

3*  Maison  de  repos  et  de  convalescence  pour  dames 
et  demoiselles.  Auberges  pour  ouvrieres.  Foyers  de 
Touvriere  et  restaurants  pour  dames  et  jeunes  fiUes. 
Pensions  pour  jeunes  ouvrieres. 

4»  Ecoles  professionnelles  de  domestiques,  avec 
cours  de  cuisine,  de  couture  et  de  blanchissage.  Ecoles 
menageres.  Ecole  professionelle  gratuite  pour  couturieres. 
Ecoles  de  raccommodage  et  de  tricotage  pour  jeunes  filles 
pauvres.  Cours  de  coupe,  de  confections,  de^raccommo- 
dage.  Atelier  cooperatif  de  lingerie  avec  apprentissage 
gratuit.  Societe  de  secours  pour  apprentissages.  Comites 
de  patronage. 

5®  (Euvre  des  arrivantes  aux  gares  et  aux^debarca- 
deres. 

6«  Salles  de  lecture,  de  recreation,  de  correspon- 
dance  pour  femmes  et  jeunes  filles.  Salles  du  dimanche. 
Lec^ns  gratuites  de  langues. 
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7o  Occasionnellement,  protection  des  sommelieres 
pendant  les  expositions,  les  tirs  et  fetes  diverses. 

80  Protection  de  Tenfance.  Ecoles  de  taches.  Ecoles 
gardiennes. 

90  (Euvres  de  relevement.  Asiles  pour  jeunes  fiUes 
abandonnees  et  vicieuses.  Asiles  de  nuit  pour  femmes 
et  jeunes  filles.  Asiles  Temporaires.  Asiles  de  matemite. 
Refuges.     (Euvres  de  secours  pour  detenues  liberees. 

10*  Publications  d'avis  periodiques  dans  les  jour- 
naux,  les  almanachs,  etc.  Publications  «d'affiches»  dans 
les  gares,  les  vagons,  les  bateaux,  les  magasins,  les  salles 
d'ecole,  les  salles  de  catechumenes,  les  bureaux  de  police, 
les  consulats,  etc,  enfin  Publications  periodiques  destinees 
aux  membres  de  TUnion  en  langues  fran^aise,  allemande, 
italienne.  Publications  periodiques  destinees  aux  jeunes 
filles.» 

Die  Fürstin  Erbach,  Präsidentin  des  deutschen  Zweig- 
vereins, theilte  mit,  dass  die  deutsche  Kaiserin  geruht 
habe,  das  Protektorat  dieses  Werkes  zu  übernehmen. 

Im  Hotel  Kursaal  in  Maloja  versammelte  sich  am 
6.  September  die  dritte  internationale  Gletscher- 
konferenz. Vertreten  waren  die  Staaten  Dänemark, 
Deutschland,  England,  Italien,  Schweden,  Schweiz  und 
die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Endlich  hielt  auch  der  internationale  Verband  der 
«K_ö  c  h  e»  in  Zürich  eine  Delegirtenversammlung  seines 
1895  gestifteten  Vereins  ab,  worüber  die  N.  Z.  Z.  Folgen- 
des zu  berichten  weiss: 

«Der  Verband  zählt  4500  Mitglieder,  der  Direktions- 
sitz befindet  sich  in  Frankfurt  a.  M. ;  dann  sind  Zweig- 
bureaus in  Berlin,  Köln  und  Zürich.  Der  Verband  besitzt 
eine  eigene  Alters-  und  Invalidenunterstützungskasse,  eine 
Sterbekasse,  einen  Fonds  zur  Unterstützung  von  Wittwen 
und  Waisen  verstorbener  Mitglieder.  Im  weitem  besteht 
ein  eigenes  Stellenvermittlungsbureau,   das  für  die   Mit- 
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glieder  unentgeltlich  zur  Verfügung  ist.  Im  abgelaufenen 
Jahre  wurden  3041  Stellen  vermittelt,  von  denen  auf  das 
Bureau  in  Zürich  630  entfallen;  ferner  ist  ein  eigener 
2Jeitschriften  und  BOcherverlag  errichtet  worden.  Die 
Jahresrechnung  pro  1904  verzeigt  an  Einnahmen  90,666  Mk.; 
an  Ausgaben  69,459  Mk. ;  es  ergibt  sich  also  ein  Aktiv- 
saldo von  21,206  Mk.  Das  Gesammtvermögen  des  Ver- 
bandes ist  auf  73,523  Mk.  angewachsen.» 

In  naher  Aussicht  stehen,  neben  dem  grossen 
neuen  Friedenskongresse,  für  den  nun  nach  neueren  Be- 
richten wieder  Russland  die  Initiative  ergreifen  wird,  der 
schon  zwei  Mal  verschobene  Weltpostkongress  in  Rom, 
der  auf  Frühjahr  1906  erwartet  wird,  und  die  Konferenz 
für  Revision  der  Genfer-Konvention. 

Ausserhalb  der  Schweiz  fanden  folgende,  von  ihr  be- 
schickte, wesentliche  Kongresse  statt:  Der  landwirth- 
schaftliche  Kongress  in  Rom  {Intei-nationale  verte), 
wozu  der  König  von  Itahen  mit  dem  folgenden  Schreiben 
an  seinen  damaligen  Ministerpräsidenten  Giolitti  die  Ini- 
tiative ergriffen  hatte: 

«Mon  eher  pr^sident, 

Un  citoyen  des  Etats-Unis  d'Amerique,  M.  David  Lu- 
bin,  m'exposait  derni^rement,  avec  cet  enthousiasme  qui 
resulte  d'une  conviction  sincere,  une  idee  qui  m*a  paru 
bonne  et  prevoyante;  c'est  pourquoi  je  la  recommande  k 
l'attention  de  mon  gouvernement. 

Les  classes  agricoles,  generalement  les  plus  nombreu- 
ses,  ont  partout  une  grande  influence  sur  le  sort  des  na- 
tions;  mais  vivant  sans  aucun  lien,  elles  ne  peuvent  con- 
courir  efficacement  ni  ä  Tamelioration  ni  ä  la  distribution 
des  diverses  cultures  selon  les  exigences  de  la  consom- 
mation,  ni  ä  la  protection  de  leurs  interets  sur  les  mar- 
ches  qui,  pour  les  produits  les  plus  importants  du  sol,  de- 
viennent  de  plus  en  plus  universels. 

Un  institut  international  pourrait  donc  etre  d'une  grande 
utihte  si,  degage  de   tout  but  politique,   il  se  proposait 
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d'etudier  les  conditions  de  Tagriculture  dans  les  differents 
pays  du  monde,  signalant  periodiquement  la  quantite  et 
la  qualit^  des  recoltes,  de  facjon  que  la  production  püt  en 
etre  facilitee,  le  commerce  moins  coüteux,  plus  expöditif, 
et  la  fixation  des  prix  plus  convenable.  Cet  Institut,  mar- 
chant  d'accord  avec  les  divers  bureaux  nationaux  dejä 
crees  ä  ceteflf  et,  foumirait  aussi  des  donnees  precises  sur 
les  conditions  de  la  main  d'cEUvre  agricole  en  tous  Jieux, 
de  maniere  ä  etre  pour  les  emigrants  un  guide  utile  et 
sür;  11  prendrait  des  accords  pour  la  defense  commune 
contre  ces  maladies  des  plantes  et  du  betail  que  la  de- 
fense partielle  ne  reussitpas  ä  etoufTer;  il  exercerait  eniän 
une  action  bienfaisante  sur  le  developpement  de  la  Coope- 
ration rurale,  des  assurances  et  du  credit  agraire. 

Les  bfenfaisants  effets  d'un  tel  institut,  organe  de 
solidarite  entre  tous  les  agriculteurs,  et,  pour  cette  raison, 
puissant  el^ment  de  paix,  ne  tarderaient  pas  ä  se  multi- 
plier.  Rome  devrait  etre  le  digne  siege  de  reunion  des 
representants  des  Etats  adherents  et  des  principales  as- 
sociations  interessees,  pour  faire  marcher  d'accord  Tau- 
torite  des  gouvernements  et  la  puissante  activite  des  cul- 
tivateurs  de  la  terre. 

J'ai  confiance  que  la  noblesse  du  but  saura  faire  sur- 
monter  les  difficultes  de  Tentreprise. 

Dans  cet  espoir,  j'ai  le  plaisir  de  me  dire, 

Rome,  le  24  janvier  1905. 

Votre  Cousin  tres  affectionne, 

VICTOR   EMANUEL.» 

Auch  hier  wurde  die  Presse  von  den  Verhandlungen, 

welche   im   Mai  d.  J.   stattfanden,    ausgeschlossen.     Die 

französischen  Delegirten    proponirten,    dem    Vernehmen 

nach,  ein  sehr  erweitertes  Programm,  nämlich 

«1*^  Informations  statistiques  sur  la  nature  des  produc- 
tions  et  la  valeur  des  produits. 

2'  Statistique  fiscale  et  douaniere. 
3^  Informations  sur  les  recoltes. 
4^  Statistique  des  salaires. 
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5®  Statistique  sur  la  propriete  et  les  exploitations 
agricoles  classees  par  categories  de  culture,  moyens  de 
culture,  valeur  venale  du  sol  et  prix  moyen  normal  des 
fermages. 

6*^  Etüde  des  institutions  de  mutualitö  agricole. 

7®  Etude  des  usages  commerciaux,  du  change,  des 
poids  et  mesures,  tarifs  de  transport  et  douanes,  condi- 
tions  du  travail,  emigration  des  paysans  vers  les  centres 
urbains,   main  d'oeuvre  etrangere  et  legislation  agraire.» 

Der  König  von  Italien  hat  dem  Verein  zwei  Besitz- 
ungen, Tombola  und  Coltano  in  Toscana,  geschenkt  die 
einen  jährlichen  Ertrag  von  300000  Franken  abwerfen 
sollen. 

Ein  internationaler  Eisenbahn-Kongress  fand 
in  Washington  und  ein  internationaler  Kongress  von 
Handelskammern  in  Lüttich  statt.  Die  inter- 
parlamentarische Konferenz  in  Brüssel  be- 
schäftigte sich  mit  dem  Projekt  einer  uniformen  Fas- 
sung der  Schiedsgerichtsverträge  und  sogar,  nach  einem 
amerikanischen  Vorschlag,  mit  einem  «Weltparlament», 
worüber  ein  Bericht  in  der  Gazette  de  Lausanne  Folgen- 
des sagt: 

«D  s'agit  de  creer  un  Parlement  international  —  Cham- 
bre  des  deputes  et  Senat  —  compose  de  representants 
de  toutes  les  nations,  et  deliberant  sur  les  questions  re- 
gardant  directement  les  relations  entre  nations.  Les 
decisions  de  ce  Parlement  seraient  reconnues  comme  lois 
par  les  nations,  ä  Texception  de  Celles  auxquelles  un 
nombre  d^termine  de  parlements  nationaux  auraient  re- 
fuse  son  approbation. 

Chaque  nation  aurait  deux  representants  au  Senat 
international  et,  ä  la  Chambre,  une  representation  pro- 
portionnelle  ä  son  commerce  international.  Les  delib^ra- 
tions  du  Congres  auraient  pour  objet  exclusif  les  ques- 
tions relatives  aux  rapports  internationaux.  L'accord  de 
la  majorite,  dans  les  deux  Chambres,  serait  n^cessaire 
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pour  aboutir.    Chaque  nation  aurait  le  droit  de  se  retirer 
du  Congres  quand  il  lui  plairait. 

Le  comte  Apponyi,  rhomme  d'Etat  hongrois  bien  con- 
nu,  tout  en  approuvant  le  principe  du  projet  americain, 
a  emis  Tavis  qu'il  faudrait  le  concilier  avec  le  principe 
de  la  souverainete  et  de  Tindependance  nationales,  qui 
prevaudra  toujours  en  Europe.  Sur  quoi  M.  Dissescu, 
ancien  ministre  roumain,  a  soutenu  la  these  que  Tinde- 
pendance  des  nations  devrait,  dans  l'avenir,  etre  subor- 
donnee  k  des  lois  internationales,  k  la  federation  des 
Etats.» 

Zu  den  cutopistischen»   Kongressen,   bei 

welchen  wir  hiemit  angelangt  sind,  gehörten   dann  noch 

das  «rotheConcil»  in  Jena,  wie  es  ein  Schweizer 

Blatt  nennt,  indem  es  beifügte:  «Die  deutschen  Sozial- 
demokraten haben  am  letzten  Sonntag  in  Jena  ihre  Jahres- 
versammlung eröffnet.  Sie  steht  wieder  im  Zeichen  einer 
theils  persönlichen,  theils  doktrinären  Streiterei,  die  für 
den  Aussenstehenden  wenig  Interesse  hat. 

Dieser  Streit  bietet  noch  immer  keinen  Anhaltspunkt 
für  Beantwortung  der  Frage,  ob  von  einer  Mauserung, 
von  einer  Verwässerung  der  Sozialdemokratie  ernsthaft 
gesprochen  werden  kann,  üeberwiegend  haben  wir  den 
Eindruck  von  Literaten-Gezänk,  und  zwar  Gezänk  sehr 
eitler  Literaten,  die  um  den  Beifall  der  Massen  konkur- 
riren.  Die  Eitelkeit  erscheint  überdies  nicht  im  Gewände 
von  Geistreichthum.  Wir  fühlen  uns  bei  dem  Gezänk 
daher  auch  nicht  als  tertius  gaudens,  sondern  als  gelang- 
weilte Zuschauer.» 

Interessant  war  eine  Art  von  «Thronrede»  von  Bebel 
Ober  die  allgemeine  Politik,  in  welcher  er,  nach  der  A.  Z., 
sagte : 

«Im  nächsten  Jahre  werden  es  100  Jahre  sein,  seit 
das  alte  Preussen  bei  Jena  in  Trümmer  geschlagen 
worden.  Die  Ursache  dieser  Niederlage  war  die  furcht- 
bare Feigheit  des  preussischen  Junkerthums.  Die  Nieder- 
lagen von  Jena  und  Auerstett  hatten  den  schmachvollen 
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Frieden  von  Tilsit  zur  Folge.  Selbst  Friedrich  Wilhelm 
IIL  sah  ein,  dass  auf  diese  Junkersippe,  die  schon  das 
Hasenpanier  ergriff,  wenn  sie  Napoleon  von  der  Ferjie 
sah,  kein  Verlass  sei.  Deshalb  berief  der  König  die 
Hardenberg,  Stein,  Gneisenau  u.  s.  w.,  durch  deren  Hülfe 
es  möglich  war,  den  Krieg  von  1813  bis  1815  zu  führen 
und  Napoleon  mit  seinem  Heer  aus  dem  Lande  zu  jagen. 
Man  hätte  meinen  sollen,  die  preussische  Monarchie  hätte 
sich  der  schweren  Zeit  erinnern  und  sich  weiter  auf  das 
Volk  stützen  soUen.  Aber  was  wäre  eine  Monarchie 
ohne  Adel  ?  Das  preussische  Volk  erhielt  wohl  schliess- 
lich eine  Verfassung,  aber  an  die  Spitze  wurde  das 
preussische  Herrenhaus  gestellt.  Noch  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  herrscht  in  Preussen  und  Deutschland  das 
Junkerthum.  Zur  Zeit  des  vorjährigen  Parteitages  tobte 
auch  der  Krieg  zwischen  dem  grossen  Russland  und  dem 
kleinen  Japan.  Die  Sympathieen  der  Parteigenossen 
waren  und  sind  noch  heute  auf  Seiten  Japans.  Zur  all- 
gemeinen Freude  erhielt  das  mächtige  Knutenregiment 
Schlag  auf  Schlag.  Durch  diesen  Krieg  haben  sich  die 
Machtverhältnisse  in  Europa  ganz  wesentlich  verschoben. 
Der  Zweibund  zwischen  Frankreich  und  Russland  ist  in 
Trümmer  gegangen.  Durch  die  Ungeschicklichkeit  unserer 
Staatsmänner  ist  ein  neuer  Zweibund  zwischen  England 
und  Frankreich  gegründet  worden.  Im  Auslande,  selbst 
unter  Sozialdemokraten,  ist  die  feste  Ansicht  verbreitet 
gewesen,  Deutschland  habe  die  Absicht,  Frankreich  zu 
überfallen.  Bebel  hatte  Gelegenheit,  mit  ausländischen 
Genossen  und  auch  anderen  Leuten  darüber  zu  sprechen. 
Er  habe  den  Leuten  gesagt :  ihre  Befürchtungen  seien 
vollständig  unbegründet.  Allein  der  Gedanke  wucherte 
trotz  alledem  weiter,  und  Deutschland  sei  dadurch  in  eine 
gänzHch  isolirte  Lage  gerathen.  Denn  Russland,  vor  dem 
Deutschland  noch  heute  auf  dem  Bauche  rutsche,  lasse 
sich  alle  Liebeuswtlrdigkeiten  gefallen  und  verlange  nach 
der  Herrschaft  am  Bosporus,  sowie  nach  dem  Besitz  der 
Weichsel  und  der  Memel.  Er  (Redner)  werde  Gelegen- 
heit nehmen,  sich  über  diese  Zustände  mit  dem  Fürsten 
Bülow  im  Reichstage  noch  weiter  zu  unterhalten.  (Leb- 
hafter BeifaU.)    Aber  auch   im  Innern   erheben    die  Re- 
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akiionäre  immer  unverschämter  ihr  Haupt.  Die  Junker 
herrschen  nach  wie  vor,  und  das  Unternehmerthum  werde 
immer  rücksichtsloser.  Er  habe  schon  mehrfach  gesagt : 
Man  stehe  vor  dem  Berge  und  gegen  das  Uebersch reiten 
des  Berges  thOrmen  sich  die  grössten  Hindernisse.  Des- 
halb müsse  die  Partei  alle  ihre  Kräfte  aufbieten,  um  auch 
den  letzten  Proletarier  zu  gewinnen,  um  mit  einer  ein- 
heitlichen Phalanx  den  Kampf  gegen  die  zahlreichen 
Feinde  des  Volkes  mit  Erfolg  führen  zu  können.  Wer 
da  hoffe:  der  Parteitag  werde  für  die  Partei  ein  Jena 
w^erden,  sei  ein  Narr.  Gewiss  seien  in  der  Partei  Gegen- 
sätze vorhanden.  Der  Parteitag  werde  aber  den  Gegnern 
nicht  den  Gefallen  thun,  es  durch  diese  Gegensätze  zu 
einem  Misstone,  geschweige  zu  einer  Spaltung  kommen  zu 
lassen,  sondern,  eingedenk  des  grossen  gemeinsamen  Zieles, 
die  Gegensätze  in  ruhiger,  sachlicher  Weise  auszugleichen 
suchen.  In  diesem  Sinne  erkläre  er  Namens  des  Partei- 
vorstandes den  Parteitag  für  eröffnet.» 

Die  A.  Z.  sagt  dazu: 

<iDie  Antwort  auf  Jena  muss  sein,  dass  weiter  unver- 
drossen an  der  Hebung  der  arbeitenden  Klasse  gearbeitet 
wird;  dass  man  die  Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung 
in  Richtung  der  Fürsorge  für  die  Wittwen  und  Waisen 
weiter  entwickelt,  aber  rechtzeitig  daran  denkt,  dass  in 
der  selbstverständlichen  Selbstverwaltung  sich  die  Sozial- 
demokratie nicht  Sperrforts  schafft,  um  aus  der  staatlichen 
Fürsorge  für  die  Arbeiter  sich  eine  Verstärkung  ihrer 
Schlachtstellung  gegen  den  Staat  zu  schaffen.  Vor  allem 
aber  muss  auf  die  Revolutionirung  der  Köpfe  und  die  Ver- 
wirrung der  Einsichtslosigkeit  damit  geantwortet  werden, 
dass  endlich  alle,  die  es  angeht,  gemeinsam  für  eine  klare 
Erkenntniss  der  Grundlagen  und  Voraussetzungen  des  mo- 
dernen monarchischen  Staates  sorgen  und  auf  dieser  Grund- 
lage in  gleichzeitiger  fürsorglicher  Fühlung  mit  dem  Ar- 
beiter zur  Geltung  bringen,  dass  er  nicht  deklassirt  ist, 
wie  ihm  täglich  die  Sozialdemokratie  ins  Ohr  schreit, 
sondern  dass  er  als  Mitglied  einer  auf  der  Selbstachtung 
aller  ihrer  Angehörigen  beruhenden  grossen  Gemeinschaft 
mit  den  übrigen  Volksgenossen  Schulter  an  Schulter  im 
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Dienste  einer  gemeinsamen  Kultur  schafft,  gleich  geachtet 
und  gleich  werth  wie  jeder  andere  Bürger.» 

Eine  andere  Antwort  gahen  die  Jenenser  Studenten 
mit  einem  Umzug  am  Schlüsse  dieses  grossen  Parteitages, 
worüber  die  ^Deutsche Tageszeitung»  Folgendes  berichtete; 

«Eine  grosse  Anzahl  Kommilitonen  umzogen,  mit 
Ballonmützen  bekleidet  und  mit  grossen  rothen  Schnupf- 
tüchern um  den  Hals,  in  einer  langen  Reihe  das  Volks- 
haus. Sie  führten  einen  grossen  Möbelwagen  mit  sich, 
auf  dessen  einer  Seite  stand:  «Automobil  zum  Zukunfts- 
staat», auf  der  anderen:  «Reise  nach  Wolkenkuckucks- 
heim». Auf  der  Rückseite  war  zu  lesen:  «Proletarier 
aller  Länder,  beruhigt  Euch!»  Der  Zug  wurde  mehrfach 
photographirt  und  erregte  in  der  Stadt  viel  Heiterkeit 
imd  Aufsehen.» 

Die  akademische  Jugend  scheint  der  Zukunftsstaat 

noch  nicht  zu  haben. 

In  Berlin  fand  unter  dem  Präsidium  von  Dr.  Anita. 
Augspurg  eine  Versammlung  des  «Deutschen  Verbandes 
für  Frauenstimmrecht»  statt,  welcher  vorzugsweise 
das  kirchliche  Stimmrecht  der  Frau,  als  das  am  leichtesten 
zu  erlangende,  betonte. 

In  Paris  wurde  ein  Freidenker-Kongress  imter 

dem  Vorsitze  des  Senators  Berthelot  abgehalten,  welcher 

Prof.  Haeckel  in  Jena  zum  Ehrenpräsidenten  ernannte  imd 

worüber  im  Weiteren  Folgendes  berichtet  wird: 

«Semenow,  Delegirter  Russlands,  feierte  die  Völker- 
freiheit und  veranlasste  die  Entsendung  einer  Adresse 
an  Gorki,  dem  der  internationale  Freidenkerkongress  die 
Versicherung  seiner  Sympathie  und  die  besten  Wünsche 
für  sein  grosses  neu  erstandenes  Vaterland  ausdrückte. 
Im  Namen  der  Liga  des  Atheismus  brachte  Extraabge- 
ordneter Allemane  eine  Tagesordnung  zu  Gunsten  des 
Anarchisten  Malato,  welcher  der  Betheiligung  an  dem 
Attentate  auf  den  König  von  Spanien   angeklagt  ist,  in 

37 
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Vorschlag.    Sie  wurde  einmüthig  genehmigt  und  soll  dem 
Justizminister  Chaumie  übermittelt  werden. 

Ein  etwas  peinlicher  Zwischenfall  ereignete  sich  in 
der  Nachmittagssitzung  nach  der  Prüfung  der  Vollmachten. 
Eine  Gruppe  Anarchisten  hatte  sich  auf  der  Estrade 
niedergelassen  und  wollte  der  Weisung,  im  Saale  Platz 
zu  nehmen,  nicht  Folge  leisten.  Es  kam  zu  einem  hef- 
tigen Streite,  der  damit  endete,  dass  AUemane  die  Sitzung 
Knall  und  Fall  für  geschlossen  erklärte.» 

In  Frankfurt  fand  eine  Versammlung  der  deutschen 
Zeitungsverleger  statt,  bei  welcher  Direktor  Th.  Curti 
von  der  Frankfurter  Zeitimg  einen  fesselnden  Vortrag 
über  «Aufgaben  und  Ziele  der  ernsten  Presse>  hielt, 
worin  er  u.  A.  sagt : 

«Man  feiert  die  Presse,  und  sie  thut  es  selbst  nicht 
am  wenigsten,  als  eine  der  grössten  Errungenschaften 
des  19.  Jahrhunderts,  als  den  mächtigsten  Hebel  der 
öffentlichen  Meinung  und  wichtigsten  Bildungsfaktor  der 
Neuzeit.  Wenn  aber  auch  später  die  historische  Kritik 
diese  Werthe  unserer  Selbsteinschätzung  in  der  Währung 
herabsetzen  sollte:  des  Ansehens  und  des  Verdienstes 
der  Presse  wird  immer  noch  genug  übrig  bleiben,  und 
deshalb  ist  es  vielleicht  gewagt,  wenn  ich  heute,  um  Zu 
zeigen,  was  eine  Presse  sein  soU,  die  ernst  genommen 
sein  wiU,  fast  ausschliessüch  nur  von  Mängeln  des  gegen- 
wärtigen Presswesens  reden  werde.  Doch  scheint  mir 
gerade  das  der  stolzen  Stellung,  die  heute  die  Zeitungs- 
presse einnimmt,  allein  würdig  zu  sein.  Der  Schwache 
muss  sich  erst  regen  und  bewegen  können,  er  bedarf  der 
Freiheit;  der  Starke  muss  seine  Triebe  zu  meistern  be- 
ginnen und  sich  Schranken  geben.  Es  ist  gut  und  be- 
reits ein  Gewinn,  dass  man  nicht  mehr  allein  von  der 
Macht  der  Presse,  ihren  gesteigerten  Leistungen,  ihrem 
stetigen  Wachsthum  und  stetig  wachsenden  Einfluss  spricht, 
sondern  auch  von  Gebrechen,  die  ihr  anhaften,  von  Ge- 
fahren, denen  sie  sich  aussetzt,  und  von  der  Nothwendig- 
keit  zweckmässiger  Reformen. 


Kongresse.  579 

Die  Fehler  des  Zeitungswesens  hängen  mit  seinem 
Aufschwung  selbst  zusammen,  und  ein  Geschichtsphilo- 
soph könnte  imtersuchen,  wieviel  von  dieser  Schuld  auf 
Rechnung  der  Gewerbefreiheit,  des  Kapitalismus,  des 
zentralisirten  Staats,  der  Demokratie  zu  setzen  sei.  Der 
Gewerbefreiheit  und  des  KapitaUsmus,  weil  sie  die  Zeit- 
ungen mehr,  als  diese  es  früher  waren,  zu  Objekten  des 
Erwerbsgeistes  gemacht  und  auch  auf  diesem  Felde  eine 
formidable  Konkurrenz  entfesselt  haben,  —  des  zentrali- 
«irten  Staats  und  der  Demokratie,  weil  durch  die  Be- 
tonung des  Staatsbewusstseins  und  der  staatsbürgerUchen 
Pflichten  wie  durch  die  Erweiterung  der  Rechte  ganzer 
Klassen  die  Zeitungslektüre  viel  begehrter  und  allgemeiner 
werden  musste,  —  und  weil  nunmehr  neben  den  guten 
Folgen  dieser  Entwicklung  auch  schlimme  sichtbar  werden. 
Neue  Institutionen  zeitigen  zuerst  nur  ein  Gesicht;  man 
gewahrt  viel  später,  dass  sie  ein  Janusgesicht  tragen. 
Und  so  ist  es  hier :  nachdem  der  grosse  Kulturprozess  nur 
edle  Früchte  zu  zeitigen  schien,  wollen  manche  Beob- 
achter jetzt  wahrnehmen,  dass  wir  in  unserm  Obstgarten 
schon  einem  Zustand  der  Ueberreife  nahe  gekommen 
seien.» 

Ein  Kongress  für  Ausbreitung  der  französischen 

Sprache  tagte  in  Lüttich,   der   wohl   manchen  Leuten 

ziemlich  unnöthig  erschienen  sein  wird.  Herr  Prof.  Seippel 

suchte  denselben  bei  uns  in  einem  sehr  gut  geschriebenen 

Artikel  folgendermassen  zu  rechtfertigen: 

«A  coup  sür,  il  ne  viendra  ä  la  pensee  d'aucun  des 
Soisses  romands  qui  pourront  se  rendre  ä  cette  r^union 
d'une  grande  famille  ethnographique,  d'aller  declarer,  meme 
il  rheure  des  toasts,  que  leur  pays  est  une  «province 
intellectuelle»  de  la  France.  Liege  ne  copiera  pas  Nürem- 
berg.  Les  Fran^ais  eux-memes  ne  le  souhaitent  nulle- 
ment. 

Gar  le  genie  de  la  France  est,  dans  le  domaine  de 
Tesprit,  genereux  et  desinteresse ;  il  rayonne,  il  n'acca- 
pare  pas.  On  parle  du  pangermanisme,  du  panslavisme, 
de  rirredentisme.     Le  pangallisme  n*existe  pas.    Et  le 
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moment  n'est  pas  venu  de  Tinventer!  La  France  en- 
richit  de  tout  le  tresor  de  sa  pensee  les  petits  peuples 
qui,  k  ses  frontieres  ou  au-delä  des  mers,  parlent  la  douce 
langue  qu'elle  a  creee.  Si  par  la  force  des  choses  eile 
exerce  sur  eux  une  beg^monie  spirituelle,  eile  n'a 
jamais  reve  de  leur  imposer  aucun  vasselage.> 

Zwischen  «hegömonie  spirituelle»  und  «province  in- 
tellectuelle»  scheint  uns  kein  sehr  grosser  Unterschied 
zu  sein.  Jeder  Nationalismus  im  geistigen  Sinne  ist  eben 
ein  natürlicher  Gegner  des  politischen  Patriotismus  und 
von  dem  letzteren  leben  wir.  Jetzt  ist  es  nicht  an  der 
Zeit,  anders  zu  denken,  oder  es  auch  nur  zu  scheinen» 

Noch  überflüssiger  war  ein  «Congres  d'expansion 
mondiaU,  eine  Art  von  geographischem  Kongress  in  Mons. 

Den  Schluss  der  Kongresse  machten:  Ein  Tuberku» 
lose-Kongress  in  Paris,  bei  welchem  Prof.  v.  Behring^ 
aus  Marburg  durch  das  Versprechen  eines  künftigen 
unfehlbaren  Heilmittels  sich  bereits  einige  «Yorschuss* 
loorbeeren»  holen  und  die  «Priorität  der  Erfindung»  sichern 
wollte.  Wir  nehmen  an,  damit  sei  es  nicht  gemacht.  Ein 
ähnlicher  schweizerischer  Kongress  fand  später  unter  Lei- 
tung des  eidg.  Sanitätsamtes  in  Ölten  statt. 

In  Wien  tagte  ein   internationaler  Arbeiterver- 

sicherungskongress.     lieber  unsere  schweizerische 

Vertretung  wird   von  einer  deutschen  Zeitung,  wie  folgte 

berichtet : 

«Der  schweizerische  Regierungs-  und  Nationalratb 
E.  von  Steiger  (Bern)  hatte  gleichfalls  die  undankbare 
Aufgabe,  die  Rückständigkeit  der  Schweiz  auf  dem  Ge- 
biete der  Arbeiterversicherung  zu  erklären  und,  soweit 
möglich,  zu  entschuldigen.  Er  plädirte  für  mildernde  Um- 
stände vor  allem  mit  der  Thatsache,  dass  die  schweizeri- 
sche Haftpflicht  am  weitesten  gehe,  vielleicht  sogar  zu 
weit,  weil  sie  manchen  kleinen  Unternehmer  schwer  be- 


Kongresse.  581 

laste.  Das  durch  die  Volksabstimmung  vom  20.  Mai  1900 
gescheiterte  Gesetz  habe  einen  zu  hohen  Adlerflug  ge- 
nonunen ;  habe  doch  der  Staat  sich  selbst  an  den  Prämien 
för  Kranken-  und  Unfallversicherung  betheiligen  wollen. 
Freilich  sei  auch  die  Stimmung  hartgesottener  Egoisten 
und  die  Agitation  der  privaten  Versicherungsgesellschaften 
dabei  wirksam  gewesen.  Man  werde  jetzt  bescheidener 
vorgehen  mOssen.  üeber  obligatorische  Unfallversiche- 
rung sei  alles  einig,  bei  der  Krankenversicherung  werde 
man  wohl  vom  Obligatorium  absehen.  Ceresole  (Bern) 
führt  dann  den  der  französischen  Auffassung  zuneigenden 
Gedanken  der  Ermuthigung  der  Krankenversicherung 
durch  Hülfskassen  weiter  aus.> 

Der  schweizerische  Juristen  verein  beschäftigte 
sich  in  seiner  Jahressitzung  zu  Altorf  mit  der  Neuordnung 
des  Wasser-  und  Elektrizitätsrechtes;  die  schweizerische 
Gemeinnützige  Gesellschaft  in  Chur  mit  Mass- 
nahmen gegen  das  Hazardspiel  und  zur  (Erhaltung  der 
einheimischen  Landwirthschaft. 

Spät  im  Jahre  fand  noch  ein  internationaler  Kongress 
zur  Bekämpfung  der  unsittlichen  Litteratur  in  Bern, 
bei  sehr  geringer  Betheiligung,  statt,  die  theils  der  aus- 
schliesslichen Besetzung  des  leitenden  Ausschusses  mit 
französischen  Schweizern  und  den  Verhandlungen  in  fran- 
zösischer Sprache  zu  danken  war,  theils  aber  auch  sach- 
liche Gründe  hat.  Es  ist  schwer,  dieses  Gebiet  abzugränzen 
und  die  richtigen  Massnahmen  zu  treffen.  Dennoch  wird 
etwas  geschehen  müssen,  um  namentlich  die  Jugend  vor 
solchen  schädlichen  Buchhändler-Spekulationen  in  Schutz 
zu  nehmen.  Muthmasslich  wird  man  allmählig  nach  dem 
Muster  des  Abkommens  über  die  «traite  blanche»  ver- 
fahren. 

Schliesslich  tagte  auch  in  Luzem  der  vierzehnte 
< Weltfriedenskongresse,  worüber  wir  zwei  Aeusse- 
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rungen  der  Presse  citiren,  die  sich  ungefähr  mit  dem  von 
uns  Eingangs  Gesagten  decken: 

Neue  Zürcher  Zeitung  29.  Sept.  «Das  ist  ja 
der  springende  Punkt,  es  ist  zugleich  die  wunde  Stelle 
dieser  Friedenskongresse:  die  Delegirten  der  Friedens- 
vereine  erscheinen  beinahe  wie  offizielle  Regierungsver- 
treter ihrer  Länder  und  der  Uneingeweihte  könnte  de» 
Glaubens  leben,  als  hätten  die  hier  gefassten  Beschlüsse 
praktische  Gültigkeit.  In  Wahrheit  bandelt  es  sich  aber 
nur  um  private  Meinungsäusserungen,  für  deren  feierliche 
parlamentarische  Formen  und  nach  langer  Debatte  in 
wichtigem  Tone  gefassten  Resolutionen  die  Herrschenden 
aller  Länder  einstweilen  nur  ein  Lächeln  haben.  Es  wäre 
gut,  wenn  der  Kongress  sich  seiner  Schwäche  etwas  mehr 
bewusst  zeigte.  Die  Zusammenkunft  Gleichgesinnter  und 
ihr  Gedankenaustausch  erzeugt  in  den  Anwesenden  das 
Gefühl  einer  Macht,  die  sie  keineswegs  besitzen.  Muth 
und  Optimismus,  freudiges  Vertrauen  und  unerschütter- 
liche Hoffnungen  sind  schöne  Dinge,  die  man  an  den 
Pazifisten  nur  bewundem  kann,  aber  sie  sollten  sich  darum 
noch  nicht  als  eine  Grossmacht  gebärden,  die  mit  Glück* 
Wunschtelegrammen  die  Nachbamationen  begönnert  imd 
mit  Kondolenzdepeschen  ihre  Blitze  gegen  gekrönte  Raup* 
ter  schleudert.  Eine  Verständigung,  ein  fruchtbarer  und 
weitgehender  Gedankenaustausch,  sollte  das  erste  und 
einzige  Ziel  des  Kongresses  sein ;  die  offiziell  parlamenta- 
rischen Allüren  aber  stehen  einer  privaten  Versammlung 
von  Vertretern  verschwindend  kleiner  Minoritäten  nicht 
wohl  an.  Zum  Handeln  zu  schreiten  ist  immer  noch  Zeit, 
wenn  im  kleinen  Kreise  die  Uebereinstimmung  erzielt 
ist.  Dazu  fehlt  aber  noch  viel  bei  den  Friedenskongressen. 
Es  ist  bedauerlich  zu  sehen,  wie  wenig  Selbstlosigkeit 
und  Gemeingefühl  selbst  bei  den  Gebildeten  der  verschie- 
denen Nationen  vorhanden  ist  Da  will  jeder  reden  und 
seinen  eigenen,  von  dem  des  Referenten  in  einer  Kleinig- 
keit  abweichenden  Standpunkt  ausführlich  begründen,  aJs 
hinge  von  seiner  Privatmeinung  das  Heil  der  Welt  ab. 
Nur  ganz  Wenige  können  kurz  sein  und  sich  auf  das  Un- 
entbehrliche beschränken.    Es  ist  schmerzlich,  zu  sehen. 
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wie  die  kostbare  Zeit  mit  Nichtigkeiten  vertrödelt  wurde. 
Gerade  bei  unwesentlichen  Punkten,  so  bei  der  Abfassung 
eines  Glückwunschtelegramms  an  Roosevelt  und  bei  der 
Gründung  einer  Propagandakassa  war  die  Diskussion  end- 
los und  überaus  langweilig.  Anderer  wichtigerer  Fragen, 
über  die  man  zu  keiner  Einigung  gelangen  konnte,  ent- 
ledigte man  sich  auf  die  Art,  dass  man  sie  an  das  per- 
manente Bemer  Bureau  weiterleitete.  So  erzeugte  man 
die  Illusion  einer  erledigten  Tagesordnung,  während  im 
Grunde  nichts  geschafft  war.» 

Allgemeine  Zeitung  27.  Sept.  und  8.  Okt. 
«Alljährlich  in  zwei  Perioden,  um  Pfingsten  und  um 
Michaelis  herum,  tauchen  am  Himmel  des  öffentlichen 
Lebens  die  Meteorschwärme  der  Kongresse  und  Gene- 
ralversammlungen auf,  mit  Grauen  erwartet  und  mit 
Seufzen  begrüsst  ebenso  von  den  in  den  Zeitungsredak- 
tionen sitzenden  Observatoren  öffentlicher  Vorgänge  wie 
von  den  in  den  Raths-  und  Magistratsstuben  der  Tagungs- 
orte haasenden  Stadtvätern  und  behördlichen  Vertretern. 
Denn  vne  auch  bei  den  Meteorerscheinungen  am  wirk- 
lichen Himmel  geht  es  beim  Massenauftreten  dieser  Ver- 
sammlungen nicht  ohne  viel  äusserlichen  Lärm  und  grosses 
öffentliches  Getöse  ab.  Die  Schaaren  von  wortgeübten 
Männern  und  Frauen,  die  in  den  erwähnten  Perioden 
zu  gleicher  Zeit  sich  an  den  verschiedensten  Pimkten 
Europas  mit  den  verschiedenartigsten  Tagungsprogrammen 
zusammenfinden,  wollen  nicht  nur  zu  einander  reden, 
sondern  sie  wollen  auch  aus  ihren  Konventikeln  heraus 
zu  der  ganzen  Welt  reden ;  sie  haben  nicht  nur  die  Ab- 
sicht, sich  gemüthlicb  unter  einander  kennen  zu  lernen 
und  gegenseitig  zu  geniessen,  sondern  sie  machen  auch 
Anspruch  darauf,  als  Vertreter  bestimmter  Berufsklassen, 
als  Meister  in  ihren  Fächern,  als  Koryphäen  der  Wissen- 
schaft und  wer  weiss  als  was  sonst  noch  gewürdigt  und 
gefeiert  zu  werden.  Ein  Sturm  von  öffentlicher  Red- 
seligkeit braust  in  diesen  Kongresszeiten  über  das  Land 
dahin  imd  wühlt,  wie  der  Herbstwind  im  Walde  die  Laub- 
schichten, die  Unsummen  der  grossen  und  kleinen  Fragen 
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und  Probleme  auf,  die  dus  öffentliche   und   das  wissen- 
schaftliche Leben  ausmachen. 

Ob  dieser  Sturm  auch  wirklich  die  luftreinigende 
Wirkung  anderer  Stürme  hat,  ist  freilich  eine  andere 
Frage.  Das  Kongresswesen  unserer  Zeit,  das  aUmälhig 
in  ein  Kongressunwesen  auszuarten  droht,  zeigt  schon 
deutlich  die  Symptome  jener  Degeneration,  der  überhaupt 
jedes  in  weitestgehendem  Masse  differenzirte  geistige 
Leben,  das  wissenschaftliche  wie  das  rein  litterarische, 
immer  mehr  und  mehr  verfällt  und  die  ihren  letzten 
Grund  in  der  Ueberproduktion  hat.  Auch  auf  dem  Ge- 
biete des  öffentlichen  Versammlungswesens  herrscht  ent- 
schieden jetzt  eine  Ueberproduktion.  Der  Zug  nach  dem 
Massenhaften  hat  hier  ebenso  seine  Wirkung  ausgeübt 
wie  auf  anderen  Gebieten  unserer  modernen  Kultur.  Man 
kann  sich  nicht  genug  thun  in  dem,  was  in  früheren  Ent- 
wicklungsphasen dieser  Kultur  sich  als  eine  Nothwendig- 
keit  erwies  und  grosse  Förderung  aller  Lebensbedingungen 
brachte ;  man  übertreibt  nun  und  lässt  das,  was  nur  inner- 
halb gewisser  Gränzen  gedeihlich  war  und  fruchtbar 
wirkte,  ins  Masslose  wachsen,  bis  aller  Nutzen  und  jede 
eigentliche  Wirkung  illusorisch  werden. 

Zu  derselben  Zeit,  als  in  Jena  die  rothe  Fahne  ge- 
schwungen wurde,  tagte  in  Luzern  der  vierzehnte  Welt- 
friedenskongress,  —  ausgerechnet  der  vierzehnte!  Die 
Welt  würde  nicht  um  ein  Titelchen  anders  aussehen,  wenn 
es  der  zwanzigste,  dreissigste  oder  fünfzigste  gewesen 
wäre.  Und  als  der  erste  Kongress  dieser  Art  abgehalten 
wurde,  war  man  genau  so  weit  wie  heute.  Was  erfährt 
man  nun  auf  diesem  Kongress?  Zunächst,  dass  es  sehr 
viel  schöner  ist,  wenn  die  Völker  unter  einander  Frieden 
halten,  statt  dass  sie  sich  gegenseitig  mit  gezogenen  Ge- 
schützen und  Gewehren  zu  Leibe  gehen.  Die  Frage  liegt 
nahe,  ob  man  erst  nach  Luzern  reisen  muss,  um  diese 
Wahrheit  zu  ergründen.  Es  gibt  doch  jetzt  thatsächlich 
keine  Regierung  in  der  zivilisirten  Welt,  die  nicht  prin- 
zipiell den  Frieden  aufrecht  zu  erhalten  sucht,  so  lange 
es  geht.    Handelt  es  sich  aber  darum,  den  Punkt  zu  be- 
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stimmen,  von  wo  ab  es  eben  in  einem  bestimmten  Falle 
nicht  mehr  geht,  so  wird  man  sicher  nicht  nach  den  Ge- 
sichtspunkten verfahren,  die  dieser  Weltfriedenskongress 
festgestellt  hat.  Die  Staaten,  die  durch  dringende  Lebens- 
interessen gezwungen  sind,  zum  Schwerte  zu  greifen,  weil 
es  sich  um  Fragen  handelt,  in  denen  nur  die  reale  Macht 
die  Entscheidung  herbeiführen  kann,  werden  sich  gewiss 
nicht  durch  solche  Harmlosigkeiten  wie  Kongresse  von 
Privatleuten  davon  abhalten  lassen. 

Bei  der  vollkommenen  Ueberflüssigkeit  dieser  Unter- 
nehmungen könnte  man  ihren  Veranstaltern  gern  das 
Vergnügen  lassen,  sich  in  einer  ganz  und  gar  eingebildeten 
Bedeutung  zu  sonnen.  Es  sind  Personen  darunter,  deren 
ehrlichem  Idealismus  man  diese  unschuldige  Bethätigung 
gönnen  kann,  daneben  freilich  auch  andere,  die  dabei 
nur  ihrer  Eitelkeit  opfern.  Gewisse  Rücksichten  wären 
freilich  alle  diese  Leute  ihren  Volksgenossen  schuldig. 
Wenn  ein  Deutscher  heute  noch  einem  Franzosen  gegen- 
über die  Möglichkeit  zugibt,  dass  in  den  Reichslanden 
eine  Volksal^timmung  über  die  Zugehörigkeit  zu  Deutsch- 
land oder  Frankreich  veranstaltet  werden  könnte,  so  ist 
das  ein  Skandal. 

Ausserdem  zeigt  sich  gerade  darin  die  Unfähigkeit 
dieser  Art  von  Friedensaposteln,  wirklich  die  Zeichen  der 
Zeit  zu  verstehen.  Dieselbe  Geschichte  spielt  sich  fast 
in  stereotyper  Weise  auf  allen  Friedenskongressen  ab. 
Man  müsste  doch  nachgerade  sehen,  dass  das  beständige 
Eingehen  auf  den  französischen  Gedankengang,  als  ob 
€S  überhaupt  für  uns  eine  elsass-lothringische  Frage  gäbe, 
nur  dazu  beitragen  kann,  dass  von  französischer  Seite 
-eine  unerfüllbare  Vorbedingung  für  eine  französisch- 
deutsche Annäherung  aufrecht  erhalten  wird.  Soweit 
diese  Annäherung  ein  auf  wirklicher  Interessengemein- 
schaft und  gegenseitigem  Verstehen  beruhendes  Bedürf- 
niss  ist,  wird  und  muss  sie  sich  allmählig  gerade  dann 
vollziehen,  wenn  wir  erkennen  lassen,  dass  wir  in  unserer 
Auffassung  über  ein  wohlerworbenes  Recht,  das  für  uns 
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überdies  durch  das  Blut  vieler  Söhne  unseres  Volkes  zur 
Ehrensache  geworden  ist,  durchaus  fest  und  geschlossen 
dastehen.  Die  überflüssigen  Erörterungen  dieser  Friedens- 
kongresse reissen  immer  wieder  eine  Wunde  auf,  die  sich 
bald  schliessen  würde,  wenn  man  nicht  ohne  Noth  davon 
spräche  und  vernünftigen  Franzosen,  sowie  berufenen 
Politikern  Zeit  Hesse,  die  heranwachsende  Generation  an 
das  Unabänderliche  zu  gewöhnen  und  dafür  den  Forde- 
rungen einer  neuen  Zeit  Rechnung  zu  tragen.» 

Ueberdiess  beklagen  sich  die  Deutschen  mit  Recht, 
dass  an  diesen  Friedenskongressen  stets  von  einer  «elsass- 
lothringischen Frage»  gesprochen  werde,  die  keine  «Frage» 
sei  und  dass  überhaupt  diese  Kongresse  stets  eher  unter 
französischem  Einflüsse  stehen. 

Der  Friedenskongress  beschloss  schliesslich,  den  18.  Mai 
als  jährlich  wiederkehrenden  Friedensfesttag  für  die  Jugend 
zu  proklamiren  *)  und  sodann  die  Gründung  internationaler 
Klubs  an  allen  Mittelpunkten  der  Friedensbewegung  zu 
veranlassen.  Als  nächster  Kongressort  wurde  Mailand  in 
Aussicht  genommen. 

Unserer  Auffassung  entspricht  überhaupt  die  War- 
nung, welche  der  Vertreter  des  Bundesrathes,  Herr  CJom- 
tesse,  an  die  Versammlung  mit  folgenden  Worten  richtete: 

«D  est  des  pacifistes  d'une  nouvelle  ecole,  qui 
voient  la  paix  dans  Tabolition  des  patries,  dans  le  renie- 
ment  de  Tidee  de  patrie  et  du  devoir  militaire.  Nous  ne 
voulons  avoir  en  Suisse  rien  de  commun  avec  eux  et  nous 
reprouvons  leurs  th^ories  fausses  et  malsaines  qui  ne 
trouveront  d'ailleurs  pas  d'echo  dans  notre  peuple.  Nous 
proclamons,  au  contraire,  que  l'amour  de  la  patrie  est  un 
sentiment  aussi  n^essaire  et  aussi  naturel  que  l'amour  de 


*)  Diese  wird  dankbar  für  den  neuen  Ferientag  sein,  ohne 
sich  hoffentlich  allzu  friedfertig  zu  entwickeln;  das  könnten 
wir  zur  Zeit  nicht  brauchen. 
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la  famille.  Nous  d^irons  qüe  chaque  patrie  devienne  de 
plus  en  plus  prospere.  Et  comment  remplir  ce  but  si  la 
patrie  n'est  pas  ardemment  aim^e  par  tous  ses  enfants^ 
si  le  patriotisme  s'y  reläche,  s'y  affaiblit,  si  les  citoyens- 
perdent  le  sentiment  de  leur  devoir  envers  eile.» 

Zoll-  und  Handelsverträge. 

Von  dieser  besonders  wichtigen  Gattung  waren  & 
Verträge  dermalen  im  Werke,  mit  Deutschland,  Italien,. 
Oesterreich  -  Ungarn  (inclusive  Lichtenstein),  Frankreich^ 
Spanien,  Rumänien.  In  weiterer  Aussicht  mit  Norwegen» 
Hievon  sind  di^  Verträge,  mit  Deutschland  und  Italien 
bereits  geschlossen.  Den  österreichischen  und  spanischen 
Vertrag  hat  die  Schweiz  gekündet  und  beide  würden  aus- 
gelaufen sein,  so  dass  einstweilen  eine  Art  von  «modu» 
vivendi»  besteht. 

Der  neue  Vertrag  mit  Deutschland  vom  12.  Nov. 

1904  (Bbl.  1905  Nr.  5,  10)  ist  bloss  ein  Zusatzvertrag  zu 

den  bisherigen  vom  10.  Dezember  1891.    Die  Botschaft 

des  Bundesrathes  vom  24.  Februar  1905  sagt  darüber: 

«Es  ist  zu  konstatiren,  dass  uns  durch  den  vorliegen- 
den  Vertrag  mit  Bezug  auf  die  Ausfuhr  zum  grossen  Theil 
der  Status  quo  zugestanden  wird.  Für  eine  Anzahl  unserer 
wichtigsten  landwirthschaftUchen  und  Industrieerzeugnisse 
(namentlich  frisches  Obst,  sterilisirte  Milch,  Zuchtvieh,. 
Rohseide,  Floretseide,  Kammgarn,  Theerfarben,  Calcium- 
Carbid,  Taschenuhren),  deren  Ausfuhr  nach  Deutschlend 
zusammen  gegen  100  MiUionen  Franken  beträgt,  wird 
theils  wieder  die  Zollfreiheit,  theils  ein  massiger  Zollan* 
satz  gesichert.  Für  einige  weitere  Hauptpositionen  (Käse 
und  Stickereien)  sind  die  erneuten  Zollansätze  zwar  hoch,, 
doch  hat  die  Ausfuhr  von  Stickereien  und  zeitweise  auch 
diejenige  von  Käse  gleichwohl  erheblich  zugenommen. 

Was  die  Einfuhr  betrifft,  so  gewährt  der  neue 
Vertrag  fast  durchweg  einen  vermehrten  Schutz  unserer 
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landwirthscbaftlichen  sowohl  als  auch  unserer  gewerb- 
lichen und  industriellen  Produktion,  in  Verbindung  mit 
zahlreichen  Zollherabsetzungen  zum  Zwecke  des  erleich- 
terten Bezuges  von  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten,  deren 
Bedarf  im  Inlande  nicht  gedeckt  werden  kann.  Die  er- 
höhten Zölle  für  Vieh  und  Fleisch,  Konfektionswaaren  etc. 
belasten  zwar  den  allgemeinen  Konsum,  jedoch  nicht  in 
dem  Masse,  dass  dadurch  eine  wesentliche  Vertheuerung 
der  allgemeinen  Lebenshaltung  zu  befürchten  wäre.  Alle 
Wünsche  kann  der  Vertrag  selbstverständlich  auch  hin- 
sichtlich der  Einfuhrzölle  nicht  erfüllen,  da  die  Interes- 
sen bei  sehr  vielen  Positionen  gänzUch  auseinander- 
gehen. Unsere  Unterhändler  haben  sich  ohne  Voreinge- 
nommenheit für  den  einen  oder  den  andern  Produktions- 
zweig bemüht,  in  jeder  Hinsicht  zu  erlangen,  was  irgend  wie 
möglich  war.  Bei  den  Gewerben  heisst  es:  «Das  Gewerbe 
wird  fast  durchwegs  durch  Zollerhöhungen  für  seine  fer- 
tigen Erzeugnisse  und  durch  Zollermässigung  für  Roh- 
stoffe und  HQlfsfabrikate  begünstigt.» 

Der  Vertrag  hatte  drei  Stadien,  im  Oktober  1903 
wurden  die  Verhandlungen  quasi  abgebrochen,  dann  aber 
im  Dezember  wieder  aufgenommen.  Aber  auch  das 
führte  zu  nichts  und  die  Schweiz  brach  von  Neuem  ab. 
Erst  im  August  1904  wurde  die  Sache  wieder  aufgenom- 
men und  zu  Ende  geführt.  Die  Basis  waren  natürUch  die 
beidseitigen  Generaltarife.    Einige  Hauptpunkte  sind: 

Eine  Erleichterung  des  Veredlungsverkehrs. 

Gestattung  für  die  Handelsreisenden  Waaren  mitzu- 
führen, wenn  es  den  Inländern  erlaubt  ist. 

Die  Schiedsgerichtsklausel  10a,  die  Deutschland  zu- 
erst grundsätzlich  nicht  wollte. 

In  den  Gebrauchs-Tarifen  sind  nun  über  1000  Zollan- 
sätze, Deutschland  212,  Schweiz  789.  Der  Generaltarif 
<ler  Schweiz  hat  1500  Zollansätze.  Aus  den  sämmtUchen  Be- 
richterstattungen über  diesen  wichtigsten  unserer  Handels- 
verträge ergibt  sich  kurz  Folgendes: 
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«Die  Zone  für  die  zollfreie  Bewirthschaftung  von  beider- 
seits an  der  Gränze  liegenden  Gütern  wird  von  10  auf 
15  Kilometer  ausgedehnt.  Im  klein.en  Gränzverkehr  sind 
nach  dem  neuen  Vertrage  frisches  Fleisch  und  Speck  bis 
zum  Gewicht  von  zwei  Kilogramm,  Mahlprodukte  und 
gewöhnUches  Backwerk  bis  zum  Gewicht  von  3  Kilo 
zollfrei.  Bisher  waren  frisches  Obst  und  Kartoffeln  bei 
der  Einfuhr  in  Deutschland  das  ganze  Jahr  zollfrei ;  im 
neuen  Vertrage  ist  die  Zollfreiheit  beschränkt:  für  Obst 
auf  die  Zeit  vom  1.  September  bis  zum  30.  November, 
für  Kartoffeln  auf  die  Zeit  vom  1.  August  bis  zum  14. 
Februar.  In  diesen  Zeiträumen  wickelte  sich  bisher  fast 
unsere  ganze  Ausfuhr  ab,  sodass  die  Beschränkung  ohne 
fOhlbaren  Einfluss  auf  sie  sein  dürfte. 

Die  Zollfreiheit  wird  ausgedehnt  auf  die  handelsüb- 
lichen Verpackungen  aller  Art,  auch  wenn  diese  nach- 
träglich wieder  ins  Ursprungsland  zurückgeführt  werden. 

Die  Meistbegünstigung  betrifft  künftig  den  Verkehr 
Oberhaupt.  Die  Fälle,  wo  Einfuhr-  und  Ausfuhrverbote 
erlassen  werden  können,  sind  im  neuen  Vertrage  genau 
umschrieben. 

Von  den  Mustern,  die  von  Handelsreisenden  in  beiden 
Gebieten  zollfrei  mitgeführt  werden  dürfen,  sind  die 
Muster  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln  ausgenommen. 
Materialien  zum  Bau  von  Brücken  über  Gränzgewässer 
können  nach  gegenseitiger  Verständigung  zollfrei  einge- 
fiUirt  werden.  Diese  Bestimmung  dürfte  zum  ersten  Mal 
ftir  die  Brücke  Zurzach-Rheinheim  zur  Anwendung  ge- 
langen. Bisher  wurden  Bruchtheile  eines  Kilogramms 
immer  als  ganzes  Kilogramm  behandelt,  künftig  soll  von 
500  zu  500  Gramm  aufgerundet  werden.  Eine  erhebUche 
Erleichterung  tritt  auch  insofern  ein,  als  Maschinen  zum 
gleichen  Zolle  innert  einer  bestimmten  Frist  in  Theil- 
sendungen  abgefertigt  werden  können,  was  unsere  Ma- 
sdiinenCabrikiuiten  längst  gewünscht  haben. 

Die  Handelsreisenden,  die  sich  durch  eine  Legiti- 
mationskarte darüber  ausweisen,  dass  sie  an  ihrem  Wohn- 
orte die  gesetzlichen  Steuern  und  Abgaben  entrichten, 
dürfen    im   Gebiete    des    andern   Vertragsschliessenden 
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Theiles    ihrem  Gewerbe    nachgehen,    ohne    hiefür    eine 
weitere  Abgabe  entrichten  zu  müssen. 

Streitigkeiten  über  die  Auslegung  und  Anwendung 
•des  neuen  Vertrages  können  auf  Verlangen  des  einen 
Kontrahenten  vor  ein  Schiedsgericht  gebracht  werden, 
das  aus  je  einem  Angehörigen  der  beiden  Staaten  und 
«inem  Obmann  aus  einem  dritten,  befreundeten  Staate 
zusammengesetzt  sein  soll,  ähnlich  wie  dies  im  Vertrage 
mit  Italien  auch  vereinbart  worden  ist. 

Der  neue  Vertrag  soll  am  1.  Januar  1906  in  Kraft 
treten ;  doch  hat  sich  Deutschland  das  Recht  vorbehalten, 
-die  Anwendung  der  neuen  Vertragszölle  für  die  Einfuhr 
in  sein  Zollgebiet  hinauszuschieben  bis  zum  1.  Juli  1906 ; 
dann  soll  der  Vertrag  in  Kraft  bleiben  bis  zum  31.  Dez. 
1917  imd  von  da  an  so  lange  stillschweigend  weiter,  bis 
ein  Jahr  nach  erfolgter  Kündigung  durch  einen  der  beiden 
Kontrahenten.» 

In  der  Industrie  ist  unser  grösster  Exportartikel 
Uhren,  da  bleibt  sich  Alles  im  Wesentlichen  gleich,  ebenso 
in  Musikdosen  und  Stickereien.  Seide  wurde  herabgesetzt, 
nach  Ansicht  der  Schweiz.  Sachverständigen  nicht  stark 
genug,  um  die  Auswanderung  dieser  Industrie  zu  ver- 
hüten. Spinnerei  und  Weberei  ist  erü'äglich  davonge- 
kommen. Ebenso  z.  B.  Strohhüte,  Calcium-Carbid,  Cho- 
colade  und  Milchprodukte.  Die  Zuckerwaaren  wiu-den 
ermässigt.  Hier  ist  der  Beitritt  zur  Brüsseler  Zucker- 
Konvention  in  Frage,  worüber  Unterhandlung  stattfindet. 

Die  Landwirthschaflt  erreichte,  was  vernünftiger- 
weise zu  erwarten  war.  Obst  ist  gesichert  im  Absatz, 
der  Käse  hat  den  bisherigen  Zoll  wieder,  Zuchtvieh  wird 
nicht  empfindlich  getrofifen,  Schlachtvieh  ist  weniger 
günstig  gestellt. 

Auf  dem  Wege  der  Meistbegünstigung  aus  den  6 
anderen  von  Deutschland  abgeschlossenen  Verträgen   ist 
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wenig  zu  erwarten,    besonders  aus  dem  österreichisch- 
ungarischen Vertrag,  am  ehesten  noch  aus  Russland  her. 

Der  allgemeine  Eindruck  ist  im  Uebrigen  der,  dass  die 
sog.  «Agi*arier»  in  Deutschland  dermalen  viel  zu  viel  zu 
bedeuten  haben  und  Alles  beeinflussen,  was  in  diesen 
Handels-  und  Zollverträgen  dort  geschieht. 

Ihnen  wird  es  eben  zuletzt  gehen,  wie  den  Sklaven- 
baronen in  Amerika.  Wer  zu  viel  will,  verliert  zuletzt  Alles. 

Ein  grosses  englisches  Blatt,  die  «Westminster  Ga- 
zette» sagt  darüber,  dass  die  deutschen  Handelsverträge 
«eine  eindrucksvolle  Warnung  für  alle  Engländer,  die  an 
ein  Schutzzollsystem  oder  an  Balfours  Politik  der  Retor- 
sion glauben,  enthalten,  und  dass  die  Freihändler  der 
deutschen  Regierung  nicht  dankbar  genug  sein  können 
für  diese  Demonstration  der  Nichtigkeit  ihrer  eigenen 
wirthschaftlichen  Methoden. 

Die  Handelsverträge  beweisen  von  neuem  die  Ten- 
denz aller  Schutzzölle,  bei  jeder  Revision  der  Skala  zu 
steigen.  Sie  zeigen,  wie  ganz  unvereinbar  der  Schutz 
des  einheimischen  Marktes  mit  den  Bedürfnissen  einer 
Industrie  ist,  die  ihren  Platz  im  Weltmarkt  zu  behaupten 
sucht.  Sie  demonstriren,  dass  es  unmöglich  ist,  die  An- 
sprüche konkinrirender  Industrien  unter  sich  und  mit 
denen  der  Landwirthschft  zu  versöhnen.» 

Das  englische  Blatt  fasst  sein  Urtheil  dahin  zusam- 
men :  «Die  Verträge  schädigen  die  Industrie  zu  Gunsten 
der  Landwirthschaft  imd  sind  in  Industrie  wie  Landwirth- 
Schaft  ungünstig  für  den  kleinen  Produzenten  im  Ver- 
hältniss  zum  grossen.  Der  grosse  Fabrikant  kann  Hülfs- 
fabriken  in  Russland  und  Oesterreich  errichten,  der  kleine 
kann  es  nicht.» 

Der  am  meisten  Geschädigte  ist  freilich  der  Kon- 
sument, der  nichts  selbst  produzirt  und  ausführt,  dessen 
Lebenshaltung  aber  wesentlich  vertheuert  wird.  Das  ist 
auch  die  Eigenschaft  aller  Schutzzölle,  die  ein  «pis-aller» 
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sind;  das  wenn  und  soweit  möglich  immer  wieder  be- 
seitigt werden  muss.  Eine  solche  allgemeine  Vertheuenmg 
aller  Lebensbedürfnisse  wird  in  der  Schweiz  mit  dem 
nächsten  Jahre  eintreten  und .  eine  starke  Unzufriedenheit 
hervorrufen. 

Der  Handelsvertrag  mit  Italien  ist  im  Ganzen 
günstig  ausgefallen,  eine  Rückkehr  zu  besserer  Zollpolitik 
enthaltend.  Die  Zollerhöhungen  gegen  uns  sind  unbe- 
deutend, Herabsetzung  findet  statt  für  seidene  und  Baum- 
wollgewebe, Stickereien,  Strohflechterei,  Maschinen,  Musik- 
dosen, Nahrungsmittel,  besonders  Chocolat,  Cacao,  Kinder- 
mehl und  Kälber.  Die  städtischen  Octrois  sind  beschränkt 
worden.  Eine  grosse  Zahl  von  Positionen  sind  gleich  ge- 
blieben. Dabei  besteht  aber  allerdings  die  Meistbegün'sti* 
gungsklausel  für  andere  Länder. 

Die  italienische  Einfuhr  in  die  Schweiz 
erhält:  Zollfreiheit  für  Südfrüchte,  Gemüse,  Kartoffeln, 
Erhöhung  der  Vieh-  und  Fleischzölle,  Ermässigung  des 
Eierzolles,  bescheidener  Zoll  für  frische  Butter,  Erhöhung 
für  italienische  Weichkäse.    Weinzoll  von  8  Franken. 

Die  Ausfuhrprämien  sind  an  beiderseitige  Zu- 
stimmung gebunden. 

Die  Hauptfrage  sind  bei  diesem  Vertrag  die  Meist- 
begünstigungsklauseln, die  noch  allerlei  ändern 
könnten,  wenn  wir  bei  andern  Staaten  geringere  Ansätze 
zugeben  würden. 

In  der  italienischen  Kammer  wurde  über  den  Vertrag 
geklagt  und  namentlich  auch  wieder  des  mangelnden 
Schmuggel-Cartells,  das  Italien  stets  haben  möchte,  er- 
wähnt, dennoch  aber  schliesslich  den  Vertrag  mit  204  gegen 
bloss  30  Stimmen  angenommen.  Eine  schweizerische  Zei- 
tung sagte  noch  nicht  ohne  Grund  Folgendes: 
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«Die  Schweiz  und  Frankreich  haben  mit  Italien  be- 
ständig Handelsverträge  abzuschliessen.  Bevor  sie  in 
Unterhandlungen  eintreten,  sollten  die  nördlich  vom  Gott- 
hard  gelegenen  Staaten  erklären: 

Werthe  Herren  ItaUenerl  Wir  wollen  mit  einer 
internationalen  Konvention  zum  Schutz  der  Vögel  be- 
ginnen. Wir  werden  niemals  unsere  Zustimmung  zu 
einem  Handelsvertrag  geben,  bis  wir  bezüglich  diesem 
Punkt  Ihre  vollständige  Zustimmung  erhalten  haben. 
Lasst  zuerst  die  Beschützer  unserer  Landwirthschaft  leben, 
dann  werden  wir  auch  euren  Weinen  gestatten,  die 
Gränze  zu  passiren.» 

Der  Vertrag  mit  Oesterreich-Ungarn  findet  bisher 
Schwierigkeiten,  auch  u.  A.  an  der  Zollgemeinsamkeit  der 
westlichen  Reichshälfte  mit  den  Ungarn,  mit  denen  der- 
malen nahezu  ein  Kriegszustand  besteht.*)  Einstweilen  ist 
daher  der  bisherige  Handelsvertrag  von  1891  bis  Ende  des 
Jahres  verlängert  worden  (BBlatt  1905,  Nr.  38). 

Ein  Vertrag  mit  Portugal  scheint  dagegen  unschwer 
zu  Stande  kommen  zu  wollen,  um  so  mehr  als  Portugal 
bloss  für  80,000  Fr.  im  Jahre  1904  einführte,  wir  dagegen 
daselbst  für  2,800,000  Fr.,  besonders  Uhren  und  Textil- 
artikel. 

Mit  Rumänien  ist  ein  neues  Handelsübereinkommen 

vom  29.  Juni  1905  geschlossen  worden.  (Bbl.  1905  Nr.  32 

und  E.  G.  S.  XXI,  389).    Ein  Bericht  sagt  darüber: 

«Les  relations  commerciales  entre  la  Suisse  et  la 
Roumanie  n'ont  jamais  ^te  reglees  par  un  traite  de  com- 
merce et  de  douane  au  sens  propre  du  mot,  c'est-ä-dire 
que  les  produits  de  ces  deux  pays  n'ont,  dans  la  regle, 
pas  et^  soumis  ä  des  tarifs  d'importation  et  d'exportation 

*)  Im  Jahre  1904  bezogen  wir  aus  Oesterreich  für  82,130,586 
Fr.,  und  führten  dahin  aus  bloss  für  52,363,134  Fr. 

38 
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speciaux.  Döjä  la  premi^re  Convention  passee  entre  les 
deux  gouvernements  —  la  declaration  du  28  avril  1876 
—  assurait  purement  et  simplement  aux  marcfaandises, 
produits  du  sol  et  de  Tindustrie  de  chacun  des  Etats 
contractants,  dans  le  territoire  de  l*autre,  les  privileges 
et  avantages  accordes  ä  la  nation  la  plus  favorisee.  II  en 
fut  de  m^me  des  arrangements  conclus  dans  la  suite, 
soit  des  Conventions  du  30  mars  1878,  du  7  juin  1886 
et  du  8  mars  1893;  la  premiere  seule  mettait  quelques 
produits  suisses  —  la  paille  dress^e  et  les  montres  — 
au  ben^fice  de  droits  d'entr^e  speciaux. 

L'arrangement  additionnel  soumis  actuellement  aux 
Ofaambres  federales  ne  touche  en  rien  au  fond  mdme  de 
la  Convention  de  1893 :  la  clause  de  la  nation  la  plus 
favorisee  s'appliquera,  comme  par  le  passe,  a  l'importation 
de  marchandises  suisses  en  Roumanie  et  de  marcban- 
dises  roumaines  en  Suisse,  aux  marchandises  en  transit 
et  aux  marques  de  fabrique  et  de  commerce.  Ce  nouvel 
accord  a  uniquement  trait  ä  la  duree  des  effets  de  la 
dite  Convention.  Cette  demiere  pouvait,  jusqu'ici,  etre 
denoncee  ä  toute  epoque  moyennant  avertissement  douze 
mois  ä  Tavance ;  or,  Tarticle  premier  de  Tarrangement 
additionnel  en  proroge  la  duree  jusqu'au  81  decembre 
1917,  soit  pour  une  periode  fixe  de  douze  ans. 

n  n*y  a  donc  pas  Convention  nouvelle.  Mais  par  le 
fait  que  le  gouvernement  roumain  a  adopte  en  mal  1904 
un  nouveau  tarif  douanier  et  qu'il  a  passe  en  octobre 
de  la  meme  annöe  une  Convention  additionnelle  au  traite 
de  commerce  conclu  en  1898  avec  Tempire  allemand  — 
traite  dont  les  tarifs  sont  applicables  ä  la  plupart  de  nos 
produits  —  les  droits  d*entree  dont  sont  frappes  les 
marchandises  suisses  ont  subi  diverses  modifications. 

Quant  aux  droits  per<;us  sur  les  produits  roumains  ä 
leur  entree  en  Suisse  —  soit  en  premiere  ligne  siu*  le 
ble,  le  mals,  Tavoine,  le  seigle,  Torge  —  il  est  clair  qu'ils 
subiront  le  contre-coup  de  Tentree  en  vigueur  du  nouveau 
tarif  general  suisse  et  des  nouveaux  arrangements  com- 
merciaux  conclus  par  le  gouvernement  f^eral  avec 
TAllemagne  et  Tltalie.» 
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Es  ist  also,  mit  einem  Worte  gesagt,  ein  jährlich 
kündbares  MeistbegQnstigungsverhältniss,  das  auf 
längere  Zeit  hinaus  sicher  gestellt  sein  wird. 

Mit  Spanien  ist  der  bisherige  Vertrag  von  1892  am 
31.  August  dieses  Jahres  ausgelaufen,  und  die  Eidge- 
nossenschaft, die  ihn  kündete,  verweigerte  auch  eine 
provisorische  Verlängerung,  wesentlich  der,  gegenüber 
Italien,  zu  sehr  begünstigten  spanischen  Weine  wegen, 
schloss  aber  ein  provisorisches  Handelsüberein- 
kommen folgenden  Inhalts  ab  (Bbl.  1905,  No.  36),  dessen 
Nicht-Ratifikation  von  dem  schweizerischen  Bauernverband 
befürwortet  wurde.    Es  lautet  wie  folgt: 

I. 

«Die  Schweiz  verpflichtet  sich,  den  Erzeugnissen 
Spaniens  während  der  Dauer  dieses  provisorischen  Ab- 
kommens die  Behandlung  auf  dem  Fusse  der  meistbe- 
günsti^en  Nation  zu  gewähren. 

Diese  Erzeugnisse  werden  daher  bis  am  31.  Dezem- 
ber dieses  Jahres  zu  den  Ansätzen  des  gegenwärtig  noch 
geltenden  Gebrauchstarif  es,  und  vom  1.  Januar  1906  an 
zu  den  Ansätzen  des  neuen  Gebrauchstarif  es,  der  an  diesem 
Tage  in  Kraft  tritt,  zugelassen.  Die  spanischen  Weine  Ma- 
laga und  Xeres  werden  gleich  behandelt  wie  die  italieni- 
schen Weinspezialitäten  Marsala,  Malvasia,  Moscato  und 
Vemaccia.  (Di  ese  Weine  unterliegen  also  der  Monopolgebühr 
und  dem  Zollzuschlage  nur  dann,  wenn  sie  mehr  als  18 
Volumgrade  Alkohol  enthalten.) 

II. 
1.  Spanien  verpflichtet  sich  seinerseits,  auf  schwei- 
zerische Erzeugnisse  die  niedrigsten  Zölle  anzuwenden, 
die  den  Produkten  der  meistbegünstigten  Nation  gewährt 
werden,  unter  Aufrechthaltung  der  Vortheile,  die  im 
Tarif  der  Handelsübereinkunft  vom  13.  Juli  1892  und  in 
den  Schlussprotokollbestimmungen  dieser  Konvention  zum 
genannten  Tarif  B  vorgesehen  sind. 
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2.  Es  ist  vereinbart,  dass  die  Zölle  entsprechend  der 
gegenwärtigen  Praxis  in  der  gesetzlichen  spanischen 
Landeswährung  entrichtet  werden  können,  und  zwar  für 
alle  Waaren,  die  in  dem  Gesetz  vom  22.  Februar  1902- 
nicht  enthalten  sind. 

(Nach  diesem  Gesetz  sind  in  Gold  zu  entrichten: 

a)  Alle  Ausfuhrzölle  (Kork,  Lumpen,  Bleiglanz,  silber- 
haltiges Blei  und  Bleiglätte). 

b)  Die  Einfuhrzölle  für  Kohlen,  Mineralöle,  Stock- 
fisclie,  Getreide,  Mehl,  Kakao,  Kafifee,  Gewürze,  Thee, 
Uhrwerke  und  Wasserfahrzeuge,  Wein. 

Die  Zahlung  dieser  Zölle  muss  effektiv  in  Gold  er- 
folgen, wobei  aber  die  tarifmässigen  Ansätze  um  den 
Betrag   der  Wechselkursdifferenz   herabgesetzt   werden.) 

3.  Es  ist  ferner  vereinbart: 

a)  Dass  der  in  der  Nr.  58  bis  des  Tarifes  zur  Ueberein- 
kunft  von  1892  festgesetzte  Vertragszoll  von  20  Pesetas 
per  100  kg  auf  alle  Haushaltungsgegenstände  aus  email- 
lirtem  Schmiedeisen  und  Stahl  Anwendung  finden  soll, 
mit  Ausnahme  der  Artikel  gleicher  Fabrikation,  wie 
Bureaumaterial  und  Instrumente  für  Wissenschaften  und 
Künste,  die  in  andere  Positionen  des  Tarifes  fallen. 

b)  Dass  der  unter  Nr.  271  des  Tarifes  B  vorgesehene 
Vertragszoll  von  Pesetas  18.50  per  100  kg  auf  alle  Kabel 
für  öffentliche  elektrische  Leitungen,  ohne  Rücksicht  auf 
deren  Durchmesser  anzuwenden  ist.  La  Zweifelsfällen 
kann  der  Nachweis  verlangt  werden,  dass  die  Kabel 
wirklich  für  öffentliche  Leitungen  bestimmt  sind. 

c)  Dass  der  in  Nr.  334  des  Tarifes  B  vorgesehene, 
vertragsmässige  Ansatz  von  20  Pesetas  per  100  kg  für 
Kindermehl  mit  Zuckerzusatz  Geltimg  haben  soll. 

d)  Dass  die  vertragsmässigen  Zölle  für  Stickereien 
auch  auf  die  sogenannten  Luftstickereien  (broderies 
aeriennes),  je  nach  ihrer  Art,  Anwendung  finden  sollen 

m. 

Dieses  Abkommen  tritt  am  1.  September  1905  in 
Ki*aft  und  dauert  bis  1.  März  1906.  Es  kann  in  gemein- 
samem Einverständniss  über  diesen  Zeitpunkt  hinaus  ver- 
längert werden.  ßem,  den  28.  August  1905. 
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Es  entstund  daraus  die  Rechtsfrage,  ob  der  Bundes- 
rath  solche  provisorische  Massregeln  ohne  Ratifikations- 
vorbehalt vereinbaren  könne,  eine  Befugniss,  die  derselbe 
als  nothwendig  und  gebräuchlich  betonte.  (Vgl.  den  Be- 
richt, Bundesblatt  No.  48  des  Jahres.) 

Mit  Frankreich*)  haben  Unterhandlungen  über  einen 
neuen  Handelsvertrag  zum  Ersatz  des  sogen.  «Handels- 
übereinkommens» von  1895,  begonnen,  das  bloss  aus  zwei 
gegenseitigen  Erklärungen  auf  Gnmd  des  berühmten 
«Friedens  von  Macon»«)  besteht^  und  v«^omit  die  Schweiz 
im  Ganzen  eher  schlecht  gefahren  ist.  Die  Besorgniss 
einen  eigentlichen  Vertrag  mit  uns  wegen  des  Art.  11  des 
Frankfurter  Friedens  nicht  schliessen  zu  können,  scheint 
in  Frankreich  dermalen  nicht  mehr  vorzuwalten,  dagegen 
dürfte  der  Schutz  der  Lyoner-Seidenindustrie  gegen  die 
schweizerische  (ihr  überlegene)  eine  Hauptfrage  bilden, 
hl  der  französischen  Kammer  wurde  bereits  eine  starke 
Erhöhung  des  Seidenzolles  beantragt,  die  aber  einstweilen 
von  dem  Abgeordneten  Delpuech  von  Nimes  mit  folgenden 
Gründen  bekämpft  wurde: 


»)  Vgl.  hiezu  Jahrbuch  IX,  325.  VIIL,  458. 

*)  Es  war  dies  eine  Versammlung  westschweizerischer 
Politiker  unter  der  Führung  von  Bundesrath  Droz,  die 
bei  viel  gutem  Wein  diesen  cZollfrieden»  mit  Frankreich 
einleitete.  «Donnez  leur  k  boire»  soll  s.  Z.  eine  Instruk- 
tion Talleyrands  an  seine  Unterhändler  bei  einem  älteren 
Vertrag  mit  uns  gelautet  haben.  GlückUcherweise  ist  das 
jetzt  nicht  mehr  so;  der  Friede  von  Macon  war  noch  ein 
letzter  Ausläufer  dieser  alkohoUschen  Vergangenheit.  Eine 
sehr  gute  Abhandlung  von  Strickler  über  die  alten  französischen 
Verträge  findet  sich  im  Jahrbuch  VII.  Vgl.  dazu  auch  noch 
die  «Genfer  Zonen»  Jahrbuch  IX  und  das  bei  den  «auswärtigen 
Beziehimgen*  bereits  Gesagte. 
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«Die  bedrängte  Lage  der  grossen  Seidenindustrien> 
sagte  er,  «komme  daher,  dass  diese  Industrien  es  unter- 
lassen, ihr  Betriebsmaterial  zu  verbessern.  Wegen  de» 
Preissturzes  in  einer  dieser  Branchen  der  Industrie  der 
Reinseidengewebe  dürfe  man  nicht  das  Zollregime  stören 
und  Verwirrung  ins  Land  werfen.  Die  Seidenindustrie 
in  ihrer  Gesamtheit  blüht.  Wenn  einer  ihrer  Theile 
leidet,  so  ist  die  Mode  daran  schuld,  die  Zölle  haben 
damit  nichts  zu  thun.  Nicht  allein  Paris  protestirt  gegen 
die  Vorlage,  sondern  noch  viele  andere  Städte.  Ist  die 
Handelskammer  von  Lyon  nicht  gegen  die  Erhöhung  der 
Zölle?  Wir  hatten  den  Zollkrieg  mit  der  Schweiz  und 
in  diesem  ging  unsere  Ausfuhr  von  229  auf  129  Millionen 
zurück.  Dieser  Zollkrieg  war  für  unsere  Landwirthschaft 
und  unsere  Arbeiter  ein  Unglück,  und  man  musste  ihm 
ein  Ende  machen.  Heute  schlägt  man  uns  vor,  ihn  tvieder 
zu  beginnen.  Wir  leben  unter  dem  Regime  des  fran- 
zösischschweizerischen  Abkommens  vom  Jahre  1895.  Die 
Schweiz  scheint  dasselbe  nicht  kündigen  zu  wollen  und 
wir  thäten  unrecht,  wenn  wir  es  ex  abrupto  kündigen 
wollten,  durch  Aenderung  der  Seidenzölle.  Wir  würden 
uns  der  Gefahr  aussetzen,  unsere  Ausfuhr  auf  die  Hälfte 
zurückgehen  zu  sehen.» 

Der  norwegische  Handels- und  Niederlassungsver- 
trag vom  22.  Mai  1894  ist  (noch  von  Schweden-Norwegen) 
auf  den  27.  Mai  1906  gekündet  worden.  Man  ist  aber  zu 
neuen  Verhandlungen  geneigt,  die  nun  separat  werden 
erfolgen  müssen. 

Eine  ausländische  Zeitungsstimme  (Wiener- Tagblatt) 
spricht  sich  über  unsere  Handelsvertragsverhand- 
lungen im  Allgemeinen  genommen  wie  folgt  aus: 

«Seit  jeher  galten  die  Schweizer  als  ungemein  zähe 
Unterhändler,  deren  Muth  auch  vor  Zollkriegen  mit  wirth- 
schaftlich  und  politisch  weit  mächtigeren  Staaten  nicht 
zurückschreckte.')    Dies  ist  auf  zwei  Umstände   zurOck- 

*)  Etwas  zu  viel  Ehre,  wenn  man  die  Geschichte  kennt. 
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zuführen.  Die  durch  ihre  ewige  Neutralität  vollkommen 
gesicherte  Schweiz  hat  es  bei  solchen  Verhandlungen 
nicht  nöthig,  sich  von  anderen  als  rein  wirthschaftlichen 
Motiven  leiten  zu  lassen,  während  die  Grossstaaten  ge- 
nöthigt  sind,  auch  stets  die  politischen  Rückwirkungen 
eines  eventuellen  Zollkrieges  in  Betracht  zu  ziehen. 
Femer  deckt  die  Schweiz  einen  bedeutenden  Theil  ihres 
Einfuhrbedarfes  nicht  durch  Ausfuhrgüter,  sondern  durch 
das  Erträgniss  des  Fremdenverkehrs  und  zum  Theile  auch 
iurch  den  Ertrag  ihrer  in  ausländischen  Werthen  inve- 
stirten  Kapitalien.  Daher  ist  die  Ausfuhr  der  Schweiz 
nach  den  meisten  und  wichtigsten  Handelsstaaten  be- 
trächtlich kleiner  als  die  von  der  Schweiz  aus  den  be- 
treffenden Ländern  bezogenen  Waarenmengen,  wovon  nur 
die  schweizerisch-nordamerikanischen  Handelsbeziehungen 
eine  bedeutsame  Ausnahme  bilden. 

Dieser  Einfuhrüberschuss  der  Schweiz  im  Handels- 
verkehr mit  den  meisten  Ländern  verleiht  der  handeis- 
poUtischen  Position  der  Republik  eine  beträchtliche  Stärke.» 

Ob  dieser  Vortheil  einer  höheren  Einfuhr  als  Ausfuhr 

den  evidenten  Nachtheil  derselben  aufwiegt,   ist  für  uns 

eine  Frage. 

Nach  einer  definitiven  Zusammenstellung  des  Handels 
der  Schweiz  im  letzten  Jahre  erreichte  die  Einfuhr  einen 
Werth  von  Fr.  1,240,071,144  und  die  Ausfuhr  einen  solchen 
7on  Fr.  891,479,298.  Die  letztere  Ziffer  weicht  von  der- 
jenigen der  provisorischen  Zusammenstellung  nur  ganz 
unbedeutend  ab;  die  Ausfuhrwerthe  beruhen 
eben  auf  Deklaration.*)  Dagegen  hat  die  provi- 
sorische Zusammenstellung  einen  Einfuhrwerth  von  Fr. 
1,243,390,197  aufgewiesen,  d.  h.  rund  Fr.  3,300,000  mehr 
als  nun  die  definitive  Zusammenstellung  zeigt. 

*)  Darin  liegt  unseres  Erachtens  für  den  richtigen  Be- 
obachter eine  der  triftigsten  Erklärungen,  weshalb  diese  fort- 
dauernd ungünstige  Handelsbilanz  der  Schweiz  nichts  schadet. 
Es  kommt  nämlich  noch  dazu,  dass  in  einzelnen  Staaten  Werth- 
Zölle  bestehen. 
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Nach  der  definitiven  Zusammenstellung  ist  die  Ein- 
fuhr an  Nahrungs-  und  Genussmitteln  um  rund  9  Millio- 
nen höher  als  nach  der  provisorischen,  diejenige  an  Wolle 
um  rund  4,7  Millionen  höher.  Niedriger  stellt  sich  die 
definitive  Einfuhr  gegenüber  der  provisorischen  bei: 
Maschinen  und  Fahrzeuge  1,2  Millionen  Franken,  Bier, 
Wein,  Branntwein,  Sprit  in  Fässern  Fr.  1,8  Mill.;  Oelen 
und  Fetten  Fr.  1  Mill. ;  Baumwolle  Fr.  1  Mill. ;  Seide 
Fr.  11  Mill.  etc. 

Das  Haager  Schiedsgericht  erliess  Schieds- 
sprüche in  Streitsachen  zwischen  England  und  Frankreich 
über  die  sog.  «dhows»  von  Mascate  (Berechtigung  ge- 
wisser Schiffe,  die  Flagge  fremder  Staaten  zu  führen) 
und  über  die  japanischen  Gebäudesteuern  in  den  ehe- 
maligen Fremdenniederlassungen  der  europäischen  Mächte 
(Deutschland,  Frankreich,  England  contra  Japan).  Japan 
unterlag  dabei  mit  seinen  Ansprüchen  gänzlich. 

Der  Vertreter  der  japanischen  Regierung,  Botschafter 
Montono  in  Paris,  erklärte  vor  der  Unterzeichnung  des 
Urtheils,  seine  Meinung  stehe  mit  der  Mehrheit  des 
Schiedsgerichtshofes  ganz  und  gar  im  Widerspruch,  sowohl 
was  die  Begründung  des  Schiedsspruches,  als  auch  was 
das  Erkenntniss  selbst  betreffe. 

Das  Schiedsgericht  beabsichtigt,  einen  eigenen  Palast 

in  Haag  auf  Grund    einer   Schenkung  des  Amerikaners 

Carnegie  zu  erbauen. 
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Kirchliche  Welthewegongen. 

Lhotzky  sagt  in  einer  wie  immer  interessanten,  aber 
als  Ganzes  genommen  etwas  schwer  verständlichen  Ab- 
handlung (im  Septemberheft  von  «Leben») ,  er  habe  früher 
gedacht,  imsere  Zeit  treibe  der  Religionslosigkeit  ent- 
gegen; nun  aber  sei  eine  jüngste  Religion  erfunden 
worden  und  zwar  mit  «massiver  Gefolgschaft».  Ob  er 
das  ein  wenig  ironisch  meint,  ist  uns  im  Verlauf  des 
Artikels  nicht  ganz  klar  geworden.  Wahr  ist  es  aber, 
dass  ein  Bedürfniss  nach  Religion  in  fast  allen 
Lebenskreisen,  mit  Ausnahme  etwa  des  Sozialismus, 
dem  das  zur  Zeit  noch  «Privatsache»  ist,  sogar  mit 
einer  gewissen  Plötzlichkeit  entstanden  ist.  Was  das 
aber  für  eine  Religion  der  Zukunft  sein  soll,  darüber 
sind  die  Gelehrten  noch  nicht  im  Reinen.  Der  «Monis- 
mus», den  der  obgenannte  Artikel  zuerst  im  Auge  zu 
haben  scheint,  obwohl  er  ihn  am  Ende  verwirft,  ist  es 
schwerlich;  der  ist  mit  Häckel  an  einem  «impasse»  an- 
gelangt, über  den  kein  Weg  mehr  weiter  führt,  und 
er  selber  lässt  die  Menschen  in  einer  Unbefriedigung 
und  Unruhe  über  die  wichtigsten  Fragen  des  Lebens 
zurück,  in  der  sie  nicht  verbleiben  können.  Der  christ- 
hche  Sozialismus  Friedrich  Naumanns  hat  das  Ende  von 
David  Friedrich  Strauss  genommen;  statt  des  veralteten 
«gaUläischen»  Evangeliums  soll  die  deutsche  Kaiseridee, 
also  mit  andern  Worten  der  Staat,  die  Menschen  allein 
b^lücken  imd  vollständig  ausfüllen  können.  Arme 
Menschheit,  wenn  sie  bloss  darauf  angewiesen  ist.  Har- 
nack  ist  ein  Gelehrter  und  will  so  aufgefasst  und  ver- 
standen sein,  nicht  als  Reformator,  und  Blumhardt  hat 
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einstweilen  den  rechten  Weg  mit  seinem  Beitritt  zum 
Sozialismus  überhaupt  verfehlt.  Ein  neuer  Luther  ist 
also  noch  nicht  erstanden,  und  die  Zeit  ist  augenblick- 
lich noch  nicht  reif  dazu;  aber  die  Massen  sind  in 
Bewegung  nach  dieser  Richtung  einer  Erneuerung  der 
Kirchen  gekommen,  und  dieselbe  wird  nicht  eher  ein- 
halten, als  bis  sie  den  Weg  aus  dem  gegenwärtigen 
philosophischen  und  religiösen  Chaos  heraus  gefunden 
hat.  Wer  das,  wie  die  Führer  der  Sozialisten,  über- 
haupt bloss  als  Nebensächliches  betrachtet,  auf  das  nicht 
viel  für  den  Einzelnen  und  die  Gesammtheit  ankomme^ 
der  täuscht  sich  über  die  Zeit,  in  der  er  lebt;  dieser 
«Agnostizismus»,  der  noch  vor  20  und  10  Jahren  die 
Rehgion  der  «Gebildeten»  war,  hat  sich  mit  Spencer  auch 
überlebt  und  als  völlig  unfruchtbar,  eine  blosse  provi- 
sorische Art,  diese  Fragen  anzusehen,  solange  man  nichts 
Besseres  findet,  und  geeignet  nur  für  wohlsituirte  und 
ruhige  Leute,  erwiesen.  Sie  werden  sich  trotzdem,  und 
mehr  als  ihnen  lieb,  mit  Religion  und  Philosophie  be- 
schäftigen müssen,  die  ihnen  über  der  Welt  der  materi- 
ellen Errungenschaften  etwas  fremd  geworden  sind.  Denn 
das  geht  alle  an;  der  materielle  Fortschritt  hat  sich 
hingegen  als  etwas  gezeigt,  das  lange  nicht  die  Hälfte  der 
Menschen,  vielleicht  nicht  einmal  ein  Zehntheil  derselben 
zufrieden  mit  ihrem  Schicksale  macht.  Und  nahezu  ebenso 
verhält  es  sich  mit  der  staatlichen  Einrichtung.  Es  braucht 
noch  etwas  Anderes,  um  die  menschlichen  Herzen  gänz- 
lich auszufüllen. 

In  der  katholischen  Kirche  bestehen  jetzt  offen- 
bar zwei  Strömungen  hoffnungsvoller  Art.  Die  Eine  nach 
einer  Versöhnung  mit  dem  italienischen  Staat,  Aufhebung^ 
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oder  wenigstens  Milderung  der  unfruchtbaren  Protest- 
stellung, in  welcher  sich  die  Regierung  der  Kirche  seit 
1870  ohne  sichtbaren  Erfolg  befindet;  die  Andere,  noch 
bessere,  ist  eine  Art  Rückkehr  zu  den  ursprünglichen  Ideen 
des  Christenthums,  an  Stelle  des  kirchlichen  Formalismus. 
Beide  haben  in  der  Person  des  jetzigen  Oberhauptes  der 
Kirche  einen  Vertreter,  welcher  sich  darin  sehr  vortheil- 
haft  von  seinem  Vorgänger  unterscheidet.  Einige  Urtheile 
von  sachverständigen  Seiten  darüber  sind  folgende.  Aus 
einem  römischen  Brief: 

cLeon  XIII  fut  un  humaniste,  un  lettre  et  un  diplo- 
maet.  A  cette  papaute  intellectuelle  et  politique,  Pie  X 
reve  de  substituer  une  papaute  exclusivement  sacerdotale 
et  religieuse.  Sous  ses  apparences  liberales,  Leon  XIII 
avait  une  conception  medievale  de  la  papaute:  il  revait 
de  rendre  au  Saint  Siege  son  grand  röle  d'autrefois 
dans  la  direction  des  affaires  humaines,  tout  au  raoins 
d'elargir  son  action  sur  le  terrain  politique,  intellectuel 
et  social.  Pie  X  semble  avoir  des  ambitions  plus  mo- 
destes.  Tout  un  cöte  du  röle  historique  de  la  papaute 
lui  echappe,  ou  du  raoins  il  ne  veut  pas  le  voir.  L'Eglise 
n*est  pour  lui  qu*une  paroisse  un  peu  plus  grande  ä 
administrer.  C'est  une  conception  qui  a  aussi  sa  beaute 
et  sa  grandeur.>  (Gazette  de  Lausanne.) 

Aus  einem  andern: 

«Eindrücke  einer  Audienz  bei  Pius  X.  PiusX. 
ist  kein  Gelehrter,  aber  dessen  bedarf  es  auch  für  den 
Nachfolger  Petri  nicht,  denn  als  solcher  soll  er  über  den 
Glauben,  nicht  über  die  Wissenschaft  wachen.  Immer- 
hin kennt  er  genügend  die  Fragen  der  religiösen  Wissen- 
schaft, und  er  hat  —  wie  er  sich  ausdrückt  —  als  armer 
Priester  die  Bibel  gelesen  und  studiert  und  daraus  seinen 
Glauben  an  Gott  und  die  Gottheit  Christi  genährt.  Als 
dieses  Glaubens  Hüter  steht  er  da  und  zugleich  als 
Rächer  jeder  kühnen  Kritik,  welche  das  Christentum 
niederzureissen   versucht.    Gegen  die  auf  die  Bibel  an- 
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gewandte  Kritik  hegt  Pius  X.  einiges  Misstrauen.  Er 
fürchtet  die  Folgen,  welche  diese  auch  vom  katholischen 
Klerus  freundlich  aufgenommene  Kritik  zeitigen  könnte. 
Nichtsdestoweniger  perhon-escirt  der  Papst  keineswegs 
prinzipiell  die  Kritik,  wenn  er  sie  in  der  Hand  Gläubiger 
weiss,  und  so  nahm  er  mit  Wohlwollen  meine  Kritik 
der  Psalmen  entgegen.»  (Reichsbote.) 

Ein  drittes  Urtheil  dieser  Art  sagt  darüber: 

«La  diff^rence  d'attitude  et  de  programme  de  Leon 
XIII  et  de  Pie  X  s'explique  parfaitement  par  leurs 
origines.  Quoiqu'il  eüt  occup^  pendant  vingt  ans  l'arche- 
veche  de  Perouse,  Leon  XIII  etait,  avant  tout,  un  diplo- 
mate  et  un  intellectuel,  et  de  plus  un  fils  de  Fltalie  de 
Tancien  regime.  Pie  X,  lui,  est  un  enfant  de  Tltalie 
nouvelle,  qui  a  souflFert  de  la  domination  ötrangere,  qui 
a  assiste  ä  Taven^ment  du  Risorgimento,  qui  a  passe 
toute  sa  vie  sacerdotale  dans  les  soins  du  ministere  pa- 
storal et  episcopal,  et  qui,  ne  nourrissant  aucune  pre- 
vention  contre  son  pays,  se  montre  avant  tout  soucieux, 
maintenant  qu'il  est  devenu  pape,  des  interets  purement 
religieux  de  TEglise  italienne.  Ainsi  s'expUque  sa  poU- 
tique  presente.  S'il  a  permis  aux  catholiques  de  se 
rendre  aux  urnes,  c'est  parce  qu'il  veut  que  dans  le 
parlement  il  se  trouve  des  deputes  pour  prendre  en 
mains  la  cause  de  l'Eglise.  S'il  fait  des  avances  k  TEtat 
italien,  c'est  parce  qu'il  aper^oit  ä  Thorizon  le  p^ril 
grandissant  du  socialisme  revolutionnaire;  il  veut  em- 
pecher  ä  tout  prix  le  triomphe  des  Clements  subversifs, 
qui  enveloppjerait  dans  un  meme  desastre  la  cause  de 
la  religion  et  de  la  patrie,  le  Quirinal  et  le  Vatican.» 

(Journal  de  Gen^ve.) 

Diese  Anschauungen,  die  wir  in  ihrem  Optimismus 

nicht  gänzlich  theilen,  —  denn  die  römische  Kirche,  wie 

sie  nun  einmal  ist,  ist  ein  fester  Bau  mit  unabänderlichen 

Grundsätzen  —  finden  eine  gewisse  offizielle  Bestätigung 

in  zwei  päpstlichen  Encycliken,  welche  zum  Theil  in 

-den  Beilagen  abgedruckt  sind.  In  der  Einen,  vom  11.  Juni 
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an  die  Bischöfe  Italiens,  beginnt  der  Papst  mit  dem  Hin- 
weise darauf,  dass  es  ihm  Bedürfniss  sei,  seinen  geliebten 
Söhnen  in  Italien  ein  Wort  des  Trostes  und  der  Stärkung 
zu  sagen,  nachdem  er  in  früheren  Schreiben,  durch  die 
Verhältnisse  gezwungen,  die  der  katholischen  Aktion  sich 
entgegenstellenden  Hindernisse  aus  dem  Wege  zu  räumen^ 
gewisse  undisziphnirte  Tendenzen,  welche  sich  zum 
grössten  Schaden  der  guten  Sache  breit  zu  machen 
suchten,  hätte  verurtheilen  müssen.  Er  geht  dann  auf  den 
Gegenstand  selbst  über,  indem  er  darthut,  was  eigentlich 
imter  dem  Namen  «katholische  Aktion»  zu  verstehen  sei. 
In  ganz  aUgemeinem  Sinne  bezeichnet  dieser  Name  alles 
das,  was  auf  die  göttliche  Mission  der  Kirche  Bezug 
hat,  Predigtamt,  Heiligung  der  Seelen,  Werke  der  Näch- 
stenliebe und  Barmherzigkeit  in  geistiger  und  leiblicher 
Hinsicht.  «Aber  es  gibt  noch  eine  ganze  Reihe  unter 
die  natürlichen  Gesetze  fallender  Güter,  mit  denen  die 
Mission  der  Kirche  nicht  in  direktem  Zusammenhange 
steht,  die  sich  aber  doch  aus  ihr  gleichsam  selbstver- 
ständlich ergeben»,  nämlich  die,  welche  die  christliche 
Zivilisation  in  der  Gesammtheit  aller  ihrer  Elemente  bilden» 
Alles  in  Christo  erneuern  und  mit  aUer  Macht  die  Güter 
der  christlichen  Kultur  in  der  Welt  zu  fördern  suchen^ 
überall  imd  mit  allen  erlaubten  Mitteln  die  antichrist- 
hebe  Zivilisation  bekämpfen,  das  ist  eigentlich  die  Ob- 
liegenheit der  katholischen  Aktion. 

So  verstanden  ist  die  katholische  Aktion  ganz  eigent- 
üch  Sache  des  katholischen  Laienthums.  Immerdar  hat 
die  Kirche  diese  ihr  von  ihren  guten  Söhnen  zugekom- 
mene Hülfe  entgegengenommen,  «wenn  dieselbe  auch,, 
je  nach  den  Zeitumständen,  verschiedenartig  gestaltet 
war».  Nicht  alles  das,  was  in  anderen  Zeiten  nützlich 
erschien,  ist  auch  heute  noch  als  nützlich  und  opportun  zu 
betrachten.  «Die  Kirche  hat  während  der  langen  Reihe 
der  Jahrhunderte  stets  und  in  allen  Fällen  in  klarer 
Weise  die  bewunderungswürdige  Eigenschaft  gezeigt,  den 
wechselnden  Verhältnissen  sich  anzupassen.  Es  fiel  ihr 
nicht  schwer  —  Integrität  und  Unerschütterlichkeit  des 
Glaubens  und  der  Moral  natürhch  immer  hochhaltend  — 
sich  leicht  in  alles  das  hineinzufinden,  was  die  Zeitver- 
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hältnisse  und  die  neuen  Erfordernisse  der  Zivilisation  an 
Zufälligem  und  Nebensächlichem  mit  sich  brachten  .  .  . 
So  bleibt  auch  die  katholische  Aktion  immer  die  gleiche, 
was  ihre  leitenden  Grundideen  und  das  Endziel  hetriflft, 
wenn  sich  auch  passenderweise  die  äusseren  Formen  und 
die  angewandten  Mittel  ändern. 

Dann  geht  der  Papst  zu  einem  andern  Punkte  von 
grösster  Wichtigkeit  über.  «Die  kathohsche  Aktion», 
sagt  er,  «muss  sich  Geltung  verschaffen  durch  alle  jene 
praktischen  Mittel,  die  ihr  der  Fortschritt  des  sozialen 
und  wirthschaftUchen  Studiums,  die  schon  anderswo  ge- 
machte Erfahrung,  die  Verhältnisse  der  bürgerlichen 
Gesellschaft,  sogar  das  öffentliche  Staatsleben  an  die 
Hand  geben.»  Sie  muss  sich  infolge  dessen  «jener  bürger- 
lichen Rechte  bedienen,  welche  die  heutigen  Staats- 
verfassungen allen  und  demnach  auch  den  Katholiken 
gewähren.  .  .  .  Jene  Rechte  sind  verschiedener  Art;  sie 
gestatten  sogar  direkt  an  dem  politischen  Leben  des 
Landes  Antheil  zu  nehmen  vermittelst  der  Volksvertretung 
im  Parlament.  Schwerwiegende  Gründe  rathen  uns  ab, 
ehrwürdige  Brüder,  von  jenen  uns  von  unseren  Vorgängern 
Pius  IX.  und  Leo  XIU.  vorgeschriebenen  Normen  ab- 
zuweichen, wonach  in  Italien  die  Theilnahme  der  Katho- 
liken an  den  Parlamentswahlen  verboten  ist.  Nur  ebenso 
schwerwiegende  andere  Gründe,  die  das  höchste  Interesse 
der  Gesellschaft  im  Auge  haben,  welches  um  jeden  Preis 
gewahrt  werden  muss,  können  veranlassen,  dass  in  be- 
sonderen Fällen  von  dem  Gesetze  dispensirt  werde, 
hauptsächlich  wenn  ihr,  ehrwürdige  Brüder,  von  der  un- 
bedingten Nothwendigkeit  für  das  Heil  der  Seelen  und 
für  das  höchste  Interesse  eurer  Kirchen  überzeugt  seid 
und  darum  einkommt.  Nun  aber  bedingt  die  Möglich- 
keit dieses  unseres  wohlwollenden  Zugeständnisses,  dass 
alle  Katholiken  sich  in  verständiger  ernster  Weise  auf  das 
politische  Leben  vorbereiten,  bis  sie  zur  Theilnahme 
daran  berufen  werden. 

Pius  X.  räth  zur  Bildung  von  Wahlvereinen,  auch  für 
das  politische  Leben.  «Zu  gleicher  2^it  müssen  die  grossen 
Prinzipien,  von  denen  das  Gewissen  jedes  Katholiken 
erfüllt  ist,  eingeprägt  und  in  der  Praxis  befolgt  werden. 
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Er  muss  in  jeder  Lage  als  Katholik  auftreten.  Wenn  er 
ein  öffentliches  Amt  bekleidet,  so  muss  er  dies  mit  dem 
festen  und  ständigen  Vorsatz  verwalten,  so  viel  er  ver- 
mag, für  das  soziale  und  v^rirthschaftliche  Wohl  des 
Vaterlandes  und  namentlich  des  Volkes  bemüht  zu  bleiben 
gemäss  der  christlichen  Anschauungsweise,  und  gleich- 
zeitig hat  er  die  höchsten  Interessen  der  Kirche  zu  ver- 
theidigen,  welche  die  der  Religion  und  der  Gerechtigkeit 
sind. 

Zum  Schliisse  spricht  der  Papst  vom  Antheil  des 
Klerus  an  der  katholischen  Aktion.  Es  herrsche  dabei 
Gefahr,  dass  er  ceine  zu  grosse  Bedeutung  den  mate- 
riellen Interessen  des  Volkes  entgegenbringt  und  darüber 
die  viel  wichtigeren  geistigen  seines  Amtes  vernach- 
lässigt.» Der  Geistliche  soll  über  allen  Parteien  und 
Interessen  stehen  und  alles  zu  verhindern  suchen,  was 
seine  Person  und  Würde  kompromittiren  kann.  «Er  soll 
deshalb  an  Vereinen  dieser  Art  (d.  h.  von  wirthschaft- 
lichem  und  politischem  Charakter)  keinen  Antheil  nehmen, 
wenn  nicht  nach  reiflicher  Ueberlegung,  im  Einver- 
ständniss  mit  seinem  Bischof  und  nur  in  solchen  Fällen, 
in  denen  sein  Beistand  frei  von  jeder  Gefahr  und  von 
grösstem  Nutzen  ist.»  Aber  seinem  Eifer  sollen  sonst 
keine  Zügel  angelegt  werden,  er  soll  als  wahrer  Apostel 
allen  alles  sein.  «Er  möge  durch  wirksame  Propaganda 
in  Wort  und  Schrift,  auch  durch  direkte  Mitarbeit  in  den 
eben  erwähnten  Fällen  daran  arbeiten,  in  den  Gränzen 
der  Gerechtigkeit  imd  der  Charitas  die  wirthschaftliche 
Lage  des  Volkes  zu  heben.  Er  fördere  jene  Einrich- 
tungen, die  dazu  führen,  vor  allen  Dingen  diejenigen, 
die  sich  vornehmen,  die  Volksmassen  gegen  das  ver- 
heerende Eindringen  des  Sozialismus  zu  schützen,  und 
die  das  Volk  zu  retten  trachten,  sowohl  vor  dem  wirth- 
schaftlichen  als  auch  vor  dem  moralischen  und  religiösen 
Ruin.» 

Schwerwiegende  Gründe»  halten  zwar  den  Papst 
davon  ab,  von  der  von  Pius  IX.  aufgestellten  Norm  ab- 
zugehen, wonach  es  «im  Allgemeinen»  in  Itahen  den 
Katholiken  verboten  ist,  an  der  gesetzgeberischen  Arbeit 
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theilzunehmen.  *Jedoch  können  —  fährt  Pius  X.  weiter 
—  gleichermassen  schwerwiegende  Gründe  gestatten, 
dass  in  besonderen  Fällen  von  dem  Gesetze  dipensirt 
werde.»  Die  Bischöfe  müssen  in  diesem  Fall  ein  Gesuch 
an  den  Papst  richten.  Wegen  der  Möglichkeit  dieser 
gnädigen  Konzession  wird  nun  allen  Katholiken  die  Pflicht 
auferlegt,  sich  ernsthaft  auf  das  pohtische  Leben  vorzu- 
bereiten. Es  sei  sehr  wichtig,  die  gleiche  Thätigkeit,  die 
bereits  im  administrativen  Leben  der  Gemeinden  und 
Provinzen  entfaltet  werde,  auch  auf  die  politischen  An- 
gelegenheiten auszudehnen. 

«Dispens»,  «Handeln  von  Fall  zu  Falls»,  «Realpolitik> 
soll  also  auch  in  der  kirchlichen  Politik  künftig  das  letzte 
Wort  sein.  Die  andere  Encyclika  vom  15.  April  behan- 
delt die  Reform  des  Glaubens  selber. 

«Pius  X.  kommt  bei  der  Betrachtung  der  modernen 
Zeitverhältnisse  zu  dem  Resultat,  «dass  aus  der  L^nwis- 
senheit  in  Religion  die  vielen  und  schweren  Schäden 
heirühren».  «Denn  vergebens  würde  man  die  Erfüllung 
der  christlichen  Pflichten  von  einem  Menschen  hoffen, 
wenn  er  sie  nicht  kennt.»  «Es  giebt,  was  ich  zur  Ent- 
flammung des  Eifers  der  Diener  Gottes  nochmals  einzu- 
schärfen für  gut  finde,  eine  ungeheure  und  täglich  wach- 
sende Zahl  von  solchen,  die  in  der  Religion  vollständig; 
unwissend  sind,  oder  von  Gott  und  dem  christlichen 
Glauben  genau  so  viel  wissen,  dass  es  ihnen  möglich 
ist,  mitten  im  Licht  der  kathohschen  Wahrheit  als  Götzen- 
diener zu  leben. 

Deswegen  sagt  der  Papst,  «dass  diejenigen,  welche 
die  Kirche  in  irgend  einer  Form  zu  regieren  haben,  vor 
allem  die  Gläubigen  in  den  heiligen  Geheimnissen  zu 
unterweisen  die  Pflicht  haben.  Nichts  Angenehmeres 
und  Erwünschteres  könnte  es  für  Jesus  Christus  den 
Erlöser  geben,  der  von  sich  durch  Jesaia  bekannt  hat: 
«Den  Armen  das  Evangelium  zu  predigen  hat  er  mich 
gesandt.»  Die  Bischöfe  mögen  aufs  nachdrücklichste  da- 
für sorgen,  «dass  die  Pfarrer  nicht  unvorbereitet,  senden^ 
erst  nach  fleissigster  Vorbereitung  die  Belehrungen    hal- 
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ten  .  .  .  dass  sie  in  Geradheit  des  Herzens  und  Wahr- 
haftigkeit Grf>ttes  das  Beispiel  Christi  befolgen.  .  .  .>  Es 
täuschen  sich  ganz  jene,  welche,  auf  die  Unerfahrenheit 
und  Unbeholfenheit  des  Volkes  rechnend,  die  Sache 
leicht  nehmen  zu  können  glauben.  Im  Gegentheil  je  un- 
gebildetere Zuhörer  einer  hat,  desto  grösseren  Fleiss  und 
Eifer  muss  er  anwenden,  um  die  erhabenen,  so  sehr  vom 
gewöhnlichen  Verstand  entfernten  Wahrheiten  der  schwä- 
cheren Fassungskraft  der  Unkundigen  anzubequemen, 
denen  sie  ebenso  wie  den  Verständigen  zur  Erlangung 
der  ewigen  Seeligkeit  nothwendig  sind. 

Ziel  des  Christenthums  ist  die  Besserung  des  Lebens, 
darum  ist  das  Amt  des  Katecheten,  die  Menschen  zu 
moralisch  tüchtigen  Gliedern  der  Kirche  zu  erziehen. 
Seine  Aufgabe  ist:  «eine  christliche  Wahrheit  zur  Be- 
handlung aufzugreifen  und  sie  von  allen  Seiten  zu  be- 
leuchten; weil  aber  die  Besserung  des  Lebens  das  Ziel 
des  Unterrichts  sein  soll'  (im  Original  nicht  gesperrt), 
muss  der  Katechet  einen  Vergleich  anstellen  zwischen 
dem,  was  die  Menschen  in  Wirklichkeit  thun  und  was 
Gott  zu  thun  befiehlt;  nach  diesem  durch  passende  An- 
wendung von  Beispielen,  die  er  der  Heiligen  Schrift,  der 
Kirchengeschichte,  dem  Leben  heiliger  Männer  weise 
entlehnt»  (die  kritiklosen  aber  gegen  berechtigten  Wider- 
spruch unduldsamen  Nachschwätzer  unwahrer  Wunder 
und  gefälschter  Heiligenleben  mögen  dieses  «weise»  wohl 
beachten),  «die  Zuhörer  überzeugen  und  ihnen  vorführen, 
wie  sie  ihr  Leben  einrichten  sollen ;  den  Schluss  endlich 
mit  einer  Ermahnung  machen,  dass  die  Zuhörer  die 
Laster  verabscheuen,  der  Tugend  folgen. 

Wir  wissen  freilich,  dass  das  Amt  einer  derartigen 
Darbietung  der  christlichen  Lehre  nicht  wenigen  lästig 
ist,  weil  es  allgemein  weniger  geschätzt  wird,  und  viel- 
leicht nicht  geeignet  ist,  den  Beifall  der  Majorität  zu 
finden.  Wir  aber  sind  der  Anschauung,  dass  dies  das 
Urtheil  derjenigen  sei,  welche  mehr  von  der  Oberfläch- 
lichkeit geleitet  sind  als  von  der  Wahrheit.» 

Bezeichnender  beinahe  war  noch  ein  Hirtenbrief  des 
Bischofs  Bonomelli  von  Cremona,  der  als  ein  Vertrauter 
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des  Papstes  gilt,  welcher  geradezu  mit  einigen  Haupttra- 
ditionen der  Kirche  im  Gegensatze  steht: 

Es  sei,  so  führt  der  Bischof  Klage,  bedauerlich,  dass 
bei  dem  Gros  der  Katholiken  der  innere  Kultus  nicht 
gefestigt  sei.  Desswegen  seien  die  Kirchen  so  wenig  von 
Männern  besucht,  bedeutend  mehr  von  Frauen  und  Kin- 
dern, welchen  äusserliche  Zeremonien  mehr  gefielen  als 
die  innere  Wahrheit  der  Religion.  Es  sei  sehr  nothwendig 
für  den  Klerus,  die  Laien  zu  belehren,  doch  ja  den  Mut- 
tergotteskult nicht  über  den  Christi  zu  setzen.  «Es  ist 
etwas,  was  den  christlichen  Sinn  und  die  natürliche  Ver- 
nunft beleidigt,  sehen  zu  müssen,  wie  Maria,  vielleicht 
auch  einige  Heiligen,  Jesu  Christo  gleichgestellt  und  an- 
gerufen werden,  als  ob  sie  selbst  die  Quelle  aller  Gnaden 
seien!  .  .  .  Heute  zur  Zeit  des  Fortschrittes  in  allen 
Klassen  ist  es  mehr  wie  nöthig,  alles  was  auf  das  Pre- 
digeramt, auf  die  Biographie  der  Heiligen,  auf  die  Her- 
kunft gewisser  Reliquien,  Bilder  und  Feste  Bezug  hat, 
mit  grösster  Klugheit  und  schärfster  Kritik  zu  behandeln. 
Alles,  was  nicht  sicher  nachgewiesen  werden  kann,  lasse 
man  beiseite ;  man  rede  nicht  von  Legenden,  Wunderer- 
scheinungen, die  keine  andere  Basis  haben  als  unsiche- 
ren Volksglauben,  der  immer  bereit  ist,  das  anzunehmen, 
was  gegen  die  natürliche  Ordnung  der  Dinge  ist . .  Die 
Kirche  hat  keine  frommen  Ijügen  nothwendig,  um  zu 
beweisen,  dass  sie  Gottes  werk  ist.» 

Gleichzeitig  veröffentlicht  der  Bischof  von  Cremona 
ein  Zwiegespräch  mit  dem  Kardinal-Erzbischof  Manning 
von  Westminster  zu  Florenz  im  Jahre  1879,  also  ein 
Jahr  nach  dem  Tode  Pius  IX.,  der  bis  zu  seinem 
Ende  gehofft  hatte,  dass  Maria,  die  er  mit  seinem 
Dogma  von  der  unbefleckten  Empfängnis  verherrlicht 
hatte,  aus  Dankbarkeit  ihm  den  Kirchenstaat  wieder 
verschaffen  werde.  Der  Kardinal  Manning,  der  bekannte 
Fanatiker  für  Unfehlbarkeit,  sagte  zu  BonomeHi:  «Jetzt 
ist  es  Zeit,  dass  ihr  euch  mit  dem  Hause  Savoyen  einigt, 
nicht  wegen  des  Guten,  das  ihr  empfangt,  sondern  wegen 
des  vielen  Guten,  das  es   allein   fürs  erste  hintertreiben 
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kann.    Denkt  daran,  dass  es  in  Italien  noch  gar  vielerlei 
gute  und  nützliche  Dinge  gibt,  die  zerstört  werden  kön- 
nen.»    Bischof  Bonomelli  antwortete  darauf:  cGanz  ein- 
verstanden, aber  die  Schwierigkeit   hängt   von  Rom  ab; 
der  Papst  will  absolut  Rom  wieder  haben  und  wird  sich 
niemals  mit  seiner  jetzigen  Lage  zufrieden  geben  können.» 
Er  dachte  nämlich  daran,  dass  Leo  XIII.  kurz  vorher  zu 
einem    ihm   und   Manning   befreundeten   Bischof  gesagt 
hatte:  Rom  muss  der  alleinige  ausgesprochene  Sitz    des 
Papstthums  werden.    «Wenn  ihr,»  meinte  darauf  der  Kar- 
dinal, «Rom  der  Regierung   abverlangt,    so   verlangt  ihr 
den  Selbstmord  derselben,  und  den  Selbstmord  darf  man 
auch  vom  Feinde  nicht  begehren.    Nur   dürft  ihr   nicht 
mehr  von  weltlicher  Macht  sprechen;  sie  ist  dahin  und 
in  Europa  gibt  es  keinen  einzigen  Staat,  der  den  Finger 
erheben   würde,   sie   wieder   herzustellen.     Der    Glaube 
hatte  sie  euch  gebracht,   und   da    der  Glaube  verringert 
ist,  ist  sie  euch  genommen  worden.    Ueberlasst  die  An- 
gelegenheit der  Zukunft  und  der  Vorsehung ;  hütet  euch, 
ihr  Italiener,  dass  sich   die  beiden   grossen  Gefühle  des 
menschlichen  Herzens,  das   religiöse   und  das  nationale, 
nicht  gegenseitig  bekämpfen.    Wenn  ihr   euer  Volk  der 
harten  Alternative  gegenüberstellt,  sich  für  das  eine  oder 
andere  zu  entschUessen,   so  wird  das  Volk  sich  für  das 
nationale  Gefühl  entscheiden,   und   ihr   verliert   die  reli- 
giöse Einheit,  wie  wir  sie  in  England  eingebüsst  haben.» 
Der  «Reichsbote»  fügt  seinerseits  hinzu : 
«Der  Bischof  von  Cremona  versichert   dann,    welch 
tiefen  Eindruck  diese  Worte  auf  ihn  gemacht  hätten  und 
wie  er  jetzt  nach  26  Jahren  noch  ihre  Wahrheit  empfinde. 
Nun,    warum   hat   er  sie   denn   nicht    öflFentüch    mitge- 
theilt  und  warum  hat  Kardinal  Manning  sie  nicht  öffent- 
üch    ausgesprochen?    Weil   die  Tyrannei    der   von  der 
Jesuitenpartei  beherrschten  römischen  Kurie  ihnen  den 
Mund  verschloss  und  sie  zwang,   vor  der  Oeffentlichkeit 
sich  zu  halten,  als  ob  sie  mit  dem  ganzen  ultramontanen 
Tross  den  Selbstmord  Italiens  verlangten.   Diese  Bischöfe, 
ein  italienischer  und  ein  englischer,  bekannten  einander 
schon  vor  26  Jahren,  dass  man  von   der  Wiederherstell- 
ung der  welÜicheu  Macht   des  Papstthmns  nicht  mehr 
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sprechen  dürfe,  und  noch  mehr  als  zwanzig  Jahre  sagen 
die  deutschen  Katholikentage  regelmässig  ihr  Sprüchlein 
her,  dass  der  Papst  auch  weltlicher  Souverän  sein  müsse, 
um  der  geistliche  Vater  der  Christenheit  zu  sein,  und 
•ebenso  lange  lassen  Pins  IX.  imd  Leo  XIII.  sich  als  «Papst- 
könig» begrüssen.  Welche  Verwirrung  hat  man  also  durch 
diese  Vermengung  von  Religion  und  Politik  gezüchtet!» 

Aehnliche  Ansichten  vertritt  eine  Broschüre  «Fiat 

pax» ,  welcher  auch  ein  etwelcher  Zusammenhang  mit  dem 

päpstlichen  Stuhle  zugeschrieben  werden  will: 

«Die  wichtigste  Frage,  die  Ober  der  der  weltlichen 
Macht  des  Papstes  steht,  sagt  der  Verfasser,  ist  für  jeden 
Katholiken  die  übernatürliche  Idee  des  Christenthums, 
dessen  gedeihlichem  Wachsthum,  wie  die  vergangenen 
Jahre  lehren,  die  übermässige  Wichtigkeit,  die  man  der 
römischen  Frage  zumass,  praktisch  hinderlich  war.  Dieser 
Uebertreibung  machten  sich  nicht  die  Päpste  selbst 
schuldig  (sie  protestirten,  wann  und  wie  sie  es  für  nöthig 
hielten,  ijnd  können  ihre  Proteste  einstellen  oder  mildem, 
wenn  sie  es  für  erspriesslich  halten),  sondern  die  Tem* 
poralisten,  die  eben  kein  autoritatives  Prinzip,  sondern 
eine  Pai-tei  darstellen.»  Nach  einem  Rückblick  auf  die 
Ereignisse  unmittelbar  vor  dem  letzten  Konklave  behan- 
delt der  Verfasser  die  römische  Frage  nach  der  Wahl 
Pius'  X.;  die  wahre  Ausbreitung  der  christlichen  Ideen 
und  die  Freiheit  der  Unabhängigkeit  des  heiligen  Stuhles 
in  Ausübung  seines  Hirtenamtes.  Er  stellt  einen  Ver- 
gleich an  zwischen  der  jetzt  unmittelbar  den  Bischöfen 
imterstehenden  katholischen  und  praktischen  sozialen 
Thätigkeit  und  den  früheren,  von  der  Grundidee  der 
Wiederherstellung  der  Rechte  des  heiligen  Stuhles  be- 
herrschten Bestrebungen  der  katholischen  Vereinigungen 
und  Kongresse.  «Nach  den  Misserfolgen  der  Diplomatie 
und  der  Bajonette»  erwartet  er  «das  Friedenswort  der 
Dichter  und  Apostel.»') 

*)  Ein  weiteres  interessantes  Buch  ist:    «L'accordo  fra 

Chiesa  e  Stato,  restituito  dalla  Riforma  di  Trento,  lettere  del 

Sacerdote  Virginio  Marchese,   direttore   degli  Stenografi  del 
Concilio  Vaticano.»    1905. 
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Ein  polnischer  Professor  aus  Krakau  hat  anlässlich 

einer  Audienz  bei   dem  Papste  eine  Schrift  erscheinen 

lassen,  welche   von   deutschen  Zeitungen,   wie  folgt,  re- 

sümirt  wird: 

«Das  Buch  ist  ohne  Zweifel  ein  charakteristisches 
Zeichen  der  Zeit.  Es  bekundet  zunächst  das  Wiederauf- 
steigen des  religiösen  Problems  inmitten  des  modernen 
Geisteslebens,  es  zeigt  als  die  beherrschende  Triebkraft 
dabei  das  Verlangen  nach  einer  Verinnerlichung  und  Ver- 
tiefung des  Lebens,  es  lässt  endlich  —  durchaus  gegen 
seinen  eigenen  Willen  —  empfinden,  wie  dies  Verlangen 
mit  den  dargebotenen  kirchlichen  Formen  mehr  und 
mehr  in  Widerspruch  geräth.  Auf  dem  Boden  der  Auf- 
klärung hatte  die  Kirche  vor  dem  Forum  des  Verstandes 
harte  Konflikte  mit  der  Kultur  der  Wissenschaft  zu  be- 
stehen, sie  hat  sie  bestanden,  weil  die  Erschütterung 
mehr  an  der  Peripherie  als  im  Hauptgebiet  der  Stärke 
erfolgte ;  jetzt  dagegen  fühlt  sich  das  religiöse  Verlangen 
selbst  von  der  Kirche  nicht  befriedigt,  diese  gewährt 
nicht  die  Verinnerlichung  und  Befestigung  des  Lebens, 
die  gefordert  wird  und  gefordert  werden  muss. .  Das  er- 
gibt eine  weit  grössere  Gefahr;  wird  die  Kirche  auch 
ihr  gewachsen  sein?»        (Allg.  Z.    Beilage,  31.  März.) 

Eine   unserer   Zeitungen   zieht  aus   dem   allem  die 

Schlussfolgerung: 

<Ce  cöte  v^ritablement  original  du  mouvement  actuel 
consiste  dans  Tinspiration  que  nous  voyons  se  manifester 
vers  un  retour  au  christianisme  primitif  et  ä  Fesprit  de 
TEvangile.  Si  une  reforme  dogmatique  n'est  pas  possible, 
on  invoque  tout  au  moins  une  reforme  intellectuelle, 
morale  et  religieuse.  Epurer  et  redresser  le  sentiment 
religieux,  le  ramener  vers  son  objet  veritable,  qui  est 
Jesus-Christ  et  non  pas  la  Madonne  et  les  saints.  Eliminer 
le  formalisme  excessif  du  culte  catholique  et  le  mat^ria- 
lisme  inconscient  dans  lequel  il  degönere  parfois,  sur- 
tout  chez  les  peuples  m^ridionaux,  supprimer  quantite  de 
d^otions  et  de  pratiques  qui  sentent  le  fetichisme  et 
Fidolätrie,  en  un  mot  simplifier  et  epurer  la  religion,  re- 
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venir,  je  le  röpöte,  au  veritable  esprit  de  TEvangile,  tel 
est  le  but  que  se  proposent  les  opuscules  en  question. 
Un  des  eveques  les  plus  eminents  de  Tltalie,  MgrBono- 
melli,  eveque  de  Cremone,  avait  dejÄ  donne  le  branle,  il 
y  a  quelques  mois,  par  une  lettre  pastorale  oü  il  s'elevait 
vigoureusement  contre  certaines  pratiques  palennes  qui 
compromettent  et  deshonorent  le  culte  catholique,  stirtout 
en  Italie.  Cette  lettre  de  Mgr  Bonomelli  a  ete  le  point 
de  d^part  de  la  courageuse  campagne  —  si  Ton  me  passe 
Texpression  —  qui  se  poursuit  en  ce  moment  pour  eli- 
miner  de  TEglise  catholique  italienne  tout  Telement  su- 
perstitieux  et  palen  qu'y  ont  accumul^  les  siecles.  N'avais- 
je  pas  raison  de  vous  dire  que  ce  mouvement  est  digne 
d'attention  et  interessant  ä  suivre? 

n  y  a  chez  Pie  X  un  cöte  apostolique  qui  tend  ä 
se  developper  tous  les  jours  davantage  et  qui  nous  re- 
serve  encore  bien  des  surprises.  C'est  ainsi  seulement 
qu'on  peut  s'expliquer  ce  phenomene  curieux  et  absolu- 
ment  nouveau  dans  la  Rome  des  papes;  un  pressant 
mouvement  pour  une  röforme  du  catholicisme  se  pro- 
duisant  ä  Tombre  meme  du  Vatican  et  avec  la  tolerance 
tacite  du»Saint-Siege.  II  est  possible  que  ce  mouvement 
reserve  a  ses  promoteurs  bien  des  desillusions,  mais  il 
n'en  est  pas  moins  significatif  qu'il  puisse  se  manifester 
en  toute  liberte  sous  les  yeux  memes  du  pape.» 

Ausserdem  scheint  sich  der  Papst  noch  mit  der  Beseiti- 
gung von  allerlei  Missbräuchen  beschäftigen  zu  wollen, 
die  ihren  Sitz  zum  Theil  in  Rom  selbst,  in  seiner  nächsten 
Nähe  haben.  Eine  Korrespondenz  des  «Temps>  aus  Rom 
erzählt  u.  A.: 

«Le  pape  s'occupe  surtout  en  ce  moment  de  retablir 
la  disciphne  dans  le  bas  clerge.  II  a  approuve  les  mesures 
du  vicariat  contre  les  pretres  scagnozzi,  ce  Proletariat  reli- 
gieux  qui  afflue  a  Rome  de  partout  et  qui,  au  mepris  de 
toute  dignite,  ne  vit  que  de  messes  mendiees  de  porte  en 
porte  et  n'est  pas  toujours  d'une  moralite  exemplaire. 
Pie  X  vient  aussi  d'etablir  un  reglement  tres  severe  pour 
le  sejour  des  eures  ä  Rome,  quand  ils  ne  sont  pas  attacbös 
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ä  une  paroisse  romaine.  Ds  ne  pourront  venir  et  sejoumer 
dans  la  ville  etemelle  qua  sur  autorisation  speciale  et 
motivee,  et  cette  autorisation  aera  valable  seulement  pour 
trois  mois  quand  eile  sera  donnee  ä  un  pretre  de  province 
et  six  mois  pour  les  pretres  etrangers.» 

NatQrlich  widerspricht  das  Alles  einigermassen  der 

«ultramontanen»  Weltanschauung,  die  bis  anbin  in  der 

katholischen  Kirche   die  vorherrschende  (namentlich  von 

dem  Jesuitenorden  getragene)  gewesen  ist  und  es,  nach 

unserer  Ansicht,  noch  einige  Zeit  bleiben  wird.  Namentlich 

wo,  wie  in  Deutschland,  die  poü tische  Organisation  der 

katholischen  Parteigruppiiling  mit  dieser  Anschauung  eng 

verbunden  ist.  In  Bezug  hierauf  standen  sich  in  der  letzten 

Zeit  ziemlich  schroff  gegenüber  eine  Rede  des  deutschen 

Kaisers  in  Gnesen,  worin  er  seine  Freundschaft  mit  dem 

völlig  ultramontan  gesinnten  Papst  Leo  XIII.  in  für  viele 

Protestanten  geradezu  Anstoss  erregender  Weise  betonte, 

mit  einer  andern,  bei  Anlass  der  Einweihung  des  Berliner 

Doms,    worüber  der  Hamburgische    oberste   Geistliche, 

Dr.  theol.  Behrmann,  Folgendes  berichtete: 

«Mir  setzte  der  Kaiser  auseinander,  welchen  Erfolg 
er  sich  von  solcher  Feier  oder  richtiger  von  dem,  was 
sich  in  solcher  Feier  auspräge,  nämlich  von  der  Zusam- 
mengehörigkeit aller  Protestanten,  für  den  Kampf  mit  dem 
Ultramontanismus  verspreche;  übrigens  erzählte  er,  dass 
auch  Mitglieder  des  Zentrums  bei  der  Domweihe  zugegen 
gewesen  seien.  Manche  Einzelheiten  aus  den  sehr  interes- 
santen Mittheilungen  des  Kaisers  entziehen  sich  selbst- 
verständlich der  Wiedergabe ;  doch  darf  ich  dies  als  Ueber- 
zeugung  des  Kaisers  verkünden :  Nicht  irgendwelche  Or- 
ganisation ist  es,  wodurch  der  Protestantismus  den  Katholi- 
zismus besiegen  wird,  denn  in  der  Organisation  wird  die 
katholische  Kirche  uns  stets  überlegen  sein ;  aber  an  den 
Früchten  wird  man  erkennen,  wohin  der  Sieg  sich  neigt ; 
denn  an  ihnen   erkennen  wir,  ob  Gott  mit  uns  ist  oder 
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mit  jenen,  und  ist  Gott  mit  uns,  so  siegen  wir,  wenn 
auch  nicht  in  zwanzig  oder  in  zweihundert  Jahren,  viel- 
leicht in  fünfhundert  Jahren.» 

In  Köln  hat  das  Oberlandsgericht  in  dem  Prozess 
des  Grafen  Honsbroech  gegen  den  Kaplan  Dasbach  ent- 
gültig entschieden,  dass  die  Jesuiten  den  Grundsatz  «Der 
Zweck  heiligt  die  Mittel»  (der  ihnen  oft  vorgeworfen  wird, 
übrigens  auch  von  vielen  andern  Politikern  thatsächlich 
befolgt  wird)  nicht  aufgestellt  haben. 

In  Spanien    richtete  der   junge  König  folgendes 

Schreiben  an  den  Bischof  von  Barcelona: 

«Hochwürdiger  Herr  Kardinal !  Mit  lebhaftem  Interesse 
und  tiefer  Sympathie  habe  ich  das  Schreiben  gelesen,  das 
Ew.  Eminenz  unterm  22.  des  vorigen  Monats  an  mich  ge- 
richtet hat  und  dessen  Inhalt  die  mir  schon  bekannte 
Thatsache  bestätigt,  dass  in  der  katholischen  Stadt  Barce- 
lona die  Eröffnung  einer  neuen  protestantischen  Kapelle 
beabsichtigt  ist.  Wie  sehr  ich  bestrebt  bin,  die  Lösung 
dieser  Angelegenheit  gemäss  den  klaren  und  deutlichen 
Bestimmungen  der  Landesverfassung  und  der  späteren 
exekutorischen  Verfügungen  herbeizuführen,  beweist  der 
Umstand,  dass  ich  schon  vor  einigen  Tagen  die  Sache 
meinem  Ministerrath  zur  Erörterung  unterbreitet  und  im 
Einvernehmen  mit  letzterem  auf  Mittel  und  Wege  ge- 
sonnen habe,  um  einen  Missbrauch  zu  verhindern,  der  den 
in  Kraft  stehenden  Gesetzen  und  den  einmüthigen  Ge- 
fühlen des  spanischen  Volkes  zuwiderläuft.  Als  katholischer 
König  und  unter thäniger  Sohn  der  einzig  wahren  Kirche 
fühle  ich  tiefe  Trauer  über  dieses  Attentat  auf  den 
Glauben  unserer  Väter  und  die  Religion  des  Staates, 
dessen  Leitung  mir  die  göttliche  Vorsehung  anvertraut 
hat,  und  nehme  ich  keinen  Anstand,  hochwürdiger  Herr 
Kardinal,  Ihnen  die  Versicherung  zu  geben,  dass  ich  alles, 
was  mir  als  verfassungsmässiger  Herrscher  zusteht,  auf- 
bieten werde,  um  die  von  Ew.  Eminenz,  dessen  Segen  ich 
erflehe,  angezeigten  Vorhaben  zu  Schanden  zu  machen.» 
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Ueber  das  Vetorecht  einzelner  Regierungen  bei  der 
Papst  wähl,  welchem  der  jetzige  Papst  seine  Wahl  ver- 
dankt, soll  derselbe  eine  apostolische  Konstitution  ab- 
gefasst  haben,  welche  auf  die  Aufhebung  desselben  ab- 
zielt und  in  der  Kardinäle,  welche  sich  in  Zukunft  im 
Konklave  zu  Stimmführeni  einer  Regierung  machen  sollten, 
um  die  Ausschliessung  eines  Kardinals  auszusprechen, 
mit  kirchlichen  Strafen  belegt  werden.  Der  vatikanische 
Berichterstatter  der  «politischen  Korrespondenz»  knüpft 
jedoch  an  diese  Meldung  folgende  Ausführungen:  «Es  wäre 
irrig,  zu  glauben,  dass  der  heilige  Stuhl  durch  die  neue 
Verordnung  beabsichtige,  jede  Einmischung  einer  katho- 
lischen Regierung  in  der  Wahl  des  Oberhauptes  der 
Kirche  vollständig  zu  eliminiren.  Jene  Intervention  trug 
immer  einen  legitimen  Charakter,  und  sie  wird  weiter 
ausgeübt  werden,  so  lange  zwischen  der  kirchlichen  und 
der  Civilgewalt  Beziehungen  bestehen.  Was  der  heilige 
Stuhl  durch  die  erwähnte  Verordnung  ausschliessen  und 
aufheben  wollte,  ist  einzig  und  allein  die  Ausübung  des 
Vetos  während  des  Konklaves  selbst,  wenn  bereits  die 
Abstimmung  für  die  Papstwahl  begonnen  hat.  Das  Recht, 
dem  heiligen  Kollegium  Vorstellungen  bezüglich  des  einen 
oder  anderen  Kandidaten  für  die  Tiara  zugehen  zu  lassen, 
soll  den  betreffenden  Regierungen  durchaus  nicht  abge- 
sprochen werden,  insofern  diese  Vorstellungen  an  das 
Kollegium  vor  dem  Konklave  gelangen.  Es  handelt  sich 
also  weniger  um  die  Unterdrückung  als  um  eine  Ver- 
schiebung des  Vetorechts.  Künftighin  wird  es  nicht  mehr 
zulässig  sein,  ein  Veto  im  Konklave  selbst  zu  verkündigen. 
Wenn  jedoch  eine  katholische  Regierung  glauben  wird, 
berechtigte  Gründe  gegen  die  Wahl  eines  bestimmten 
Kardinals  zu  haben,  so  wird  sie  zur  Geltendmachung  ihres 
Standpunktes  diese  Gründe  in  einer  diplomatischen  Note 
an  das  heilige  Kollegium  zu  entwickeln  haben.  Es  liegt 
nicht  in  der  Absicht  des  heiligen  Stuhles,  und  es  ist  auch 
nicht  die  Möglichkeit  geboten,  diese  Form  der  legitimen 
Einmischung  in  die  Wahl  des  Kirchenoberhauptes  aus- 
zuschliessen.  Es  wird  natürlich  dem  heiligen  Kollegium 
überlassen  bleiben,  die  Einwendungen,  welche  gegen  die 
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Wahl  irgend  eines  Kardinals  erhoben  werden,  auf  ihren 
Werth  zu  prüfen.  Die  Eventualität,  dass  es  denselben 
nicht  Rechnung  trägt,  würde  nichts  gegen  diese  neue  Form 
eines  Präventivvetos  beweisen.  Denn  es  hat  sich  auch  in 
der  Vergangenheit  bei  der  bisherigen  Vorgangsweise  oft 
genug  ereignet,  dass  das  Kardinalskollegium  ein  während 
des  Konklaves  ausgesprochenes  Veto  gegen  einen  Kardinal, 
den  es  der  Tiara  würdig  erachtete,  unberücksichtigt  ge- 
lassen hat.» 

Was  sich  in  den  tieferen  Gründen  der  katho- 
lischen Kirche  jetzt  bewegt,  hat  Antonio  Fogazzaro 
in  seinem  soeben  erschienenen  Roman  «il  Santo»  aus- 
gesprochen, der  sich  zum  Theil  mit  dem  wunderschönen 
« Purun  Bhagat »  von  Kipling  deckt.  Nur  die  « Jeanne 
Dessalle»  ist  überflüssig  und  macht  die  ganze  «Heiligkeit» 
vrieder  etwas  bedenklich;  ^la  femme»  ist  die  schwache 
Seite  des  romanischen  Wesens  immer  und  überaD. 

In  Russland  erschien  im  April,  im  Anschluss  an  die 
übrigen  Reformideen  von  wahrscheinlich  sehr  vorüber- 
gehender Dauer,  auch  das  folgende  kaiserliche  Toleranz- 
Edikt: 

«Der  Abfall  von  dem  orthodoxen  Glauben  zu  einem 
anderen  christlichen  Glauben  zieht  keine  Verfolgung  oder 
irgendwelche  für  die  persönlichen  und  bürgerlichen  Rechte 
nachtheiligen  Folgen  nach  sich.  Dabei  werden  die  als 
Volljährige  Abgefallenen  zu  der  Konfession  zugehörig  er- 
kannt, zu  der  sie  übergetreten  sind.  Bei  dem  U ebertritt 
eines  Ehegatten  zu  einem  anderen  Glauben  verbleiben 
die  minderjährigen  Kinder  dem  zu  diesem  Glauben  nicht 
übergetretenen  Theil.  Bei  dem  Uebertritt  des  Ehepaares 
nehmen  die  Kinder  bis  zu  14  Jahren  den  Glauben  der 
Eltern  an,  die  älteren  Kinder  verbleiben  dem  früheren 
Glauben.  Den  Christen  jeder  Konfession  ist  es  gestattet, 
aufgenommene,  ungetaufte  Findlinge  und  Kinder  unbe- 
kannter Herkunft  nach  dem  Ritus  des  eigenen  Glaubens 
taufen  zu  lassen. 
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Die  Raskolniken  (Schismatiker)  werden  fortan  in  drei 
Gruppen  getheilt,  nämlich:  Altgläubige,  Sektirer  und  Be- 
kenner  von  Irrlehren,  deren  Befolgung  den  gerichtlichen 
Strafen  unterliegt.  Die  ersten  beiden  Gruppen  erhalten 
das  Recht  des  öffentlichen  Gottesdienstes  und  bestimmte 
bürgerliche  Rechte.  Die  Raskolniken  jeder  Art  werden 
Altgläubige  genannt,  wenn  sie  die  Grunddogmen  der 
orthodoxen  Kirche  oder  einige  Gebräuche  derselben  nicht 
anerkennen  und  den  Gottesdienst  nach  eigenen,  alten 
Büchern  verrichten.  Religiöse  Altgläubige  und  Sektirer- 
gemeinden  erhalten  das  Recht  für  den  Besitz  von  Mobilien 
und  Immobilien  und  für  den  Bau  von  Gebethäusem.  Für 
die  Altgläubigen  und  Sektirer  treten  die  für  die  Kirchen 
andersgläubiger  Konfessionen  erlassenen  Bestimmungen 
in  Kraft.  Die  Altgläubigen  und  Sektirer  erhalten  das 
Recht  zur  Gründung  von  Einsiedeleien  und  Klöstern.  Die 
Geistlichen  der  Altgläubigen  und  Sektirer  werden  in  Vor- 
steher und  Lehrer  getheüt.  Den  Altgläubigen  und  Sek- 
tirem  ist  die  Errichtung  von  Schulen  gestattet,  wo  eine 
bedeutende  altgläubige  oder  Sektirer-Bevölkerung  vorhan- 
den ist.  Die  Schulen  unterliegen  der  Kontrolle  des  Kultus- 
ministeriums. Das  Verbot  der  Drucklegung  und  Ein- 
führung altgläubiger  imd  religiöser  Bücher  ist  aufgehoben. 
BezügUch  der  Mischehen  werden  die  Altgläubigen,  Sek- 
tirer und  Andersgläubigen  gleichgestellt. 

Die  Führung  der  Geburts-,  Ehe-  und  Todesregister 
wird  den  Geistlichen  der  Altgläubigen  und  Sektirer  unter 
obrigkeithcher  oder  kommunaler  Beaufsichtigung  über- 
tragen. Für  die  Wiedereröffnung  der  versiegelten  Bet- 
häuser wird  die  allerhöchste  Genehmigung  eingeholt, 
ebenso  für  die  Aufhebung  des  Verbots  der  Eröffnung  von 
Stimdistenbethäusern  und  des  Eintrittes  der  Raskolniken 
in  die  Junker-  und  Militärschulen,  sowie  für  die  Beförde- 
Hing  zu  Offizieren.  Ausserdem  werden  mit  kaiserlicher 
Genehmigung  die  Beschränkungen  aufgehoben,  betreffend 
den  Civildienst  und  die  Belohnung  mit  der  Tapferkeits- 
medaille für  die  Molokanen,  Duchoborzen  und  andere 
Sektirer. 

Der  Verweser  des  Justizministeriums  wird  beauftragt, 
rechtzeitig  Massnahmen  zu  treffen  zur  Erleichterung  des 
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Schicksals  der  wegen  religiöser  Vergehen  verurtheilten 
Personen,  deren  Strafen  gemildert  oder  ganz  aufgehoben 
werden  können. 

Bezüglich  der  Konfessionen  Andersgläubiger  hat  das 
Ministerkomite  beschlossen,  die  bestehenden  Beschrän- 
kiuigen  zu  beseitigen.  Für  die  Eröffnung  von  Bethftusem 
ist  nur  die  Zustimmung  der  betreffenden  geistlichen  Obrig- 
keit erforderlich.  Die  obligatorische  Schliessung  der  rö- 
misch-katholischen Klöster  im  Königreich  Polen  hört  auf, 
soweit  die  neuen  Bestimmungen  in  Kraft  treten.  Der 
Religionsunterricht  Andersgläubiger  erfolgt  in  allen  Lehr- 
anstalten in  der  Muttersprache. 

Das  Ministerkomite  hat  ferner  beschlossen,  die  aller- 
höchste Genehmigung  einzuholen,  dass  den  römisch-katho- 
lischen Geistlichen,  welche  die  lokalen  geistlichen 
Seminare  besucht,  die  vorgeschriebene  Prüfung  in  der 
russischen  Sprache  aber  noch  nicht  bestanden  haben;  das 
Recht  eingeräumt  werde,  geistliche  Aemter  in  römisch- 
katholischen Eparchien  zu  bekleiden.  Die  den  Mohame- 
dauern  gewährten  Glaubensfreiheiten  betreffen  die  Er- 
öffnung konfessioneller  Schulen  und  Befreiung  der  Mullah 
und  der  höheren  Geistlichkeit  vom  MiHtärdienst,  sowie 
die  Eröffnung  von  Bethäusern.» 

Man  darf  sehr  gespannt  sein,  ob  die  Praxis  diesen 

neuen  Toleranzideen  nur  einigermassen  entsprechen  wird. 

Die  kirchUche  Bewegung  im  Schosse  des  Prote- 
stantismus hat  in  diesem  Jahre  auch  einen  bemerk- 
lichen Fortschritt,  sogar  beinahe  einen  Sprung  gemacht, 
sei  es,  dass  der  furchtbare  Krieg  im  Osten  doch  eine  Er- 
schütterung in  vielen  nicht  gar  zu  weltverlorenen  Ge- 
müthem  erzeugte,  sei  es,  weil  überhaupt  natiu'gemäss  der 
menschliche  Geist,  einmal  auf  dem  Höhepunkt  des  materia- 
listischen Denkens  angelangt,  wieder  etwas  Besseres  mit 
unwiderstehlicher  Macht  sucht. 

In  England  hat  bereits  ein  sogenanntes  «revival» 
speziell   in    den   Minenbezirken    von  Wales   unter   dem 
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dortigen  rauhen  und  hart  arbeitenden  Volke  stattgehabt, 
welches  für  die  grossen  Grubenbesitzer  die  Reichthümer 
erarbeiten  muss,  die  sie  durch  Kohlenlieferungen  (auch 
sogar  an  die  Gegner  ihrer  Verbündeten)  einheimsen,  ohne 
davon  allzuviel  an  ihre  Arbeiter  abzugeben.  Dieses  arme, 
sehr  gedrückte  Volk  sucht  nun  zuerst  seinen  Ausweg  aus 
der  Knechtschaft  dieser  modernen  Aegypter.  Wenn  die 
Bewegung  weiter  geht  und  den  Kanal  überschreitet,  dann 
befinden  wir  uns  in  dem  Uebergang  von  der  zweiten 
<  Renaissance »  mit  ihrer  Leichtlebigkeit  und  Kunst- 
vei'götterung  zu  einer  ernsten  Reformationszeit.  Nur 
sollte  sie  diesmal  besser  werden  und  nicht  mit  einem 
dreissigjährigen  Krieg  und  einer  Dortrechter  Synode  ab- 
schliessen. 

Sichtlich  ist  dabei  vorläufig  der  konfessionelle  Gegensatz 
dem  einheitlichen  Krieg  gegenAtheismus,  Materialismus  und 
Agnostizismus  untergeordnet,  und  wir  dürften  fortan  so- 
gar die  beiden  Rubriken  «katholische  und  protestantische 
Kirche»  fallen  lassen.  Sie  bedürfen  einander  gegenseitig 
dringend,  um  jetzt  ihre  Pflicht  gegen  das  verwahrloste 
Volk  und  die  gleichgültigen,  genussdurstigen  oberen 
Klassen  gehörig  zu  thun. 

Diese  «revivals»  sind  im  Uebrigen,  um  dies  noch 
beizufügen,  gar  nicht  unser  Geschmack;  so  wenig  als  das 
beinahe  alberne  «Zungenreden»  der  ersten  Christenheit. 
Selbst  die  Finney'sche  Beredsamkeit  muthet  uns  nicht 
gerade  sehr  an,  und  an  den  Kreuzzug,  den  s.  Z.  Sankey  und 
Moody  in  Europa  unternahmen,  hat  sich  ja  nichts  Nach- 
haltiges, wohl  aber  einiger  Skandal  zum  Besten  der 
Grüner  angeknüpft.  Das  Beste,  was  wir  von  diesen  «Er- 
weckungen» seit  einem  Jahrhundert,  oder  sagen  wir  seit 
der  Zeit  der  Entstehung  der  Brüdergemeinde,   erlebten. 


622  Jahresbericht  1905. 

war  unstreitig  Blumhardt  in  Möttlingen  (nicht  mehr  in 
Boll),  der  eine  ausserordentliche  Erscheinung  und  ein 
Vorbote  einer  neuen  Zeit  war,  und  sodann  die  Heils- 
armee. Diese  Letztere  aber  auch  niu*  vermöge  einer  sehr 
grossen  Wahrheit  und  Aufrichtigkeit  in  ihren  ersten 
Leitern,  die  dieselben  von  allem  eigentlich  Extravaganten 
und  Phantastischen  zurückhielt  und  immer  wieder  auf 
das  praktische  Christenthum  hinlenkte.  Die  Heils- 
armee wird  auch  nicht  immer  bei  diesen  ihren  gesunden 
Grundanschauungen  verbleiben,  sondern  je  mehr  an  Ge- 
halt verlieren,  je  mehr  sie  an  äusserer  Anerkennung 
gewinnt.  Aber  sie  ist  einmal,  in  einer  noch  sehr  dunkeln 
Zeit  ein  Licht  gewesen;  seither  ist  die  Morgenröthe 
eines  neuen  Tages  für  das  gesammte  Christenthum  auf- 
gegangen, der  nicht  englisch-amerikanisches,  sondern 
deutsches  Geistesprodukt  sein  wird,  soweit  dabei 
menschliche  und  nationale  Anlagen  und  Eigenschaften  in 
Frage  kommen.  Die  Hauptsache  thut  ein  Geist,  der  weit 
über  allem  solchen  Formalen  und  Aeusserlichen  steht 

Dass  bei  einem  solchen  Aufgang  der  «Aurora»  noch 
einiges  Nachtgevögel  unwillig  herumflattert,  das  sich  noch 
nicht  sogleich  zur  Ruhe  begeben  und  einsehen  kann, 
dass  seine  Zeit  einstweilen  vorüber  ist,  ist  mehr  als 
natürlich.  Die  letzten  Anstrengungen  des  weichenden 
Bösen  sind  immer  in  der  Weltgeschichte  so,  dass  sie  dem 
oberflächlichen  Beobachter  fast  noch  wie  «Siege»  erschei- 
nen. So  bietet  einstweilen  auch  die  protestantische 
Kirche  bei  uns  (und  merkwürdigerweise  gerade  an  den 
Punkten,  von  denen  s.  Z.  das  Licht  ausging)  ein  recht 
trostloses  Schauspiel,  bei  dem  man  auf  den  ersten  An- 
blick fast  jede  Hoffnung  auf  Besserung  anheben  möchte. 
Die  Eirchensynode  von  Zürich,  in  der  eine  neue  Kirchen- 
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Ordnung  berathen  wurde,  bot  in  dieser  Hinsicht  nament- 
lich ein  typisches  Bild  der  jetzigen  protestantischen  Kirche 
in  der  Schweiz,  in  welcher  so  ziemlich  alle  «Richtungen» 
möglich  sind  und  ein  «Gottesdienst»  stattfindet,  der  einem 
geist-  und  lebensvollen  Christenthum  nicht  mehr  ganz  ent- 
spricht. Zuerst  ein  schleppender,  banaler  Choral  von  sogar 
meistens  bloss  Frauenstimmen,  da  die  Männer  schweigen, 
im  Begleit  einer  schreienden  Orgel,  dann  ein  viel  zu  langes 
und  eintöniges,  oft  sogar  schlecht  stylisirtes  Gebet,  aus 
einem  dicken  schwarzen  Buche  gelesen,  endlich  ein  Geist- 
Ucher,  der  eine  «studirte»,  nicht  aus  vorhandener  Lebens- 
fQlle  geschöpfte  Predigt  hält;  das  ist  selbst  für  be- 
scheidene Ansprüche  an  «Erbauung»  zu  wenig.  Auch 
die  postulirten  «ethischen»  Vorträge,  die  muthmasslich 
zwar  nichts  Anderes^  als  etwas  sentimental  verdünnter 
Sozialismus,  oder  Agnostizismus  sein  würden,  wären  nicht 
gerade  viel  schlimmer,  obwohl  das  Volk  dabei  bittem 
geistigen  Hunger  leiden  müsste. 

Jesaias  41,  Vers  17  ist  wieder  thatsächliche  Wahrheit 
geworden  und  wird  es  noch  immer  mehr  werden;  bis 
die  bereits  von  Vielen  ersehnte  Zeit  gekommen  sein 
wird,  in  der  wieder  ein  Strom  von  Geist  über  die  ver- 
dorrten Felder  sich  ergiesst.  Wir  meinen  dabei  nichts 
Aesthetisches,  oder  Gelehrtes,  sondern  Gottes  Wort  ganz 
einfach  so,  wie  es  in  der  Bibel  steht,  verkündet  von  Jemand, 
der  daran  wirklich  glaubt  und  davon  gänzlich  erfüllt  ist.*) 
Das  ist  protestantischer  Gottesdienst.  Auch  die  in 
allerlei  wunderlichen  Stylproben  neu  erbauten  Kirchen  thun 
es  nicht ;  im  Gegentheil,  der  protestantischen  Auffassung 
würde  eigentlich  ein  einfacher  geräumiger  Saal  noch  besser 

*)  Wir  hatten   einen  solchen  Prediger  in  Bern  in   dem 
verstorbenen  Merian,  Pfarrer  der  Brüdergemeinde. 
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entsprechen,  als  eine  doch  meistens  etwas  dürftig  aus- 
sehende Kirche,  die  auch  bei  uns  nur  Sonntags  geöffiiet  wird. 
Einstweilen  ist  das  Interesse  des  Publikums  an  dieser 
Kirche  so,  dass  bei  einer  jüngsten,  nicht  im  wichtigen 
Kirchgemeindeversammlung  in  der  eidgenössischen  Haupt- 
stadt Bern,  dem  Sitz  eines  ursprünglich  sehr  kräftigen 
Kirchenthums,  von  5904  Stimmberechtigten  55  erschienen. 

In  seiner  Proklamation  zum  eidgenössischen  Bettage 
mahnt  der  Bernische  evangelisch-reformirte  Synodalrath 
alle  «zu  ehrlicher  Selbstprüfung,  die  neben  den  guten 
Eigenschaften  unseres  Bernervolkes,  neben  seiner  Arbeit- 
samkeit, seiner  Rechtschaflfenheit  und  Gutherzigkeit  doch 
auch  seine  Schwachheiten  und  die  Abwege  sieht,  auf 
welchen  viele  zu  ihrem  Schaden  wandeln.  An  der  Er- 
kenn tniss  dessen,  was  an  unserem  Volksleben  ungesund 
ist  (so  heisst  es  weiter)  fehlt  es  eigentlich  nicht.  Alle 
einsichtigen  Völksfreunde  stimmen  bekümmert  darin  über- 
ein, dass  die  zahllosen  Festlichkeiten  und  Lustbarkeiten 
mit  ihrem  zunehmenden  Luxus  und  dem  vielen  Alkohol 
für  den  soUden  Sinn  von  Tausenden  nachgerade  ver- 
derblich werden,  dass  unter  dem  Uebermass  von  Vereins- 
und Wirthshausleben  der  Wohlstand,  das  Familienleben 
und  die  Kinderzucht  nothleidet,  dass  das  masslose  Jagen 
nach  Geld  und  äusserem  Behagen  einen  öden  materiellen 
Sinn  erzeugt,  dem  alles  Geistige,  Göttliche  gleichgültig 
wird,  und  dass  in  unserm  Lande  sich  immer  me,tr 
ein  fremder  Geist  hervorwagt,  der  aller  göttlichen 
und  menschlichen  Autorität  und  Ordnung  und  jeder  Pflicht 
gegen  andere  spottet» 

Wir  werden  es  bald  sehen,  ob  es  den  Synodalräthen 

Ernst  damit  ist,   diesen   «fremden  Geist»    zu  beseitigen, 

der  in  Bern  selbst  das   «biUard  lumineux»   erstellt   hat 

und  ein  «Apollotheater»,  wie  es  nur  dem  Leben  in  den 

grossen  Städten  entspricht.    Auch  die  Absynth- Agitation 

wird  nächstens  zeigen,  ob  diese  Proklamationen  etwas 

mehr  als  Worte  sind. 
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In  Deutschland,   welches  in  diesen  kirchlichen 

Dingen  fOr   uns  stets   mehr  oder  weniger  massgebend 

bleibt,    obwohl   wir  noch  heute ,    wie  s.  Z.  in  Marburg, 

ceinen  andern  Geist»  haben,  macht  sich  dermalen  noch  die 

völlig  religionslose  Auffassung  des  Lebens  neben 

bedeutsamen    Anfingen   einer   bessern  Zeit    sehr   breit. 

Namentlich  ist  es  die  Universität  Jena,  von  welcher  die 

Hftckerschen   Schriften    ausgehen    und    einer   gewissen 

oberflächlichen   Bildung  noch   vorläufig   als   die  Siunme 

der  cmodemen  wissenschaftlichen  Erkenntniss»  erscheinen, 

und  die  freie  Stadt  Bremen,  die  in  dieser  Hinsicht  be- 

merkenswerth  sind.    Aus  der  letztem  wird  berichtet: 

cDer  Prediger  an  der  Ansgariikirche  in  Bremen,  Pastor 
J.  Burggraf,  der  Verfasser  der  Werke  «Schillers  Frauen- 
gestalten» und  «Goethe  und  Schiller  im  Werden  der 
Kunst»,  hat  seit  Beginn  dieses  Jahres  einen  Zyklus  von 
Predigten  im  Anschluss  an  die  Hauptdichtungen  Schillers 
begonnen,  der  bis  zum  Trinitatisfeste  (18,  Juni)  dauert. 
Diese  Predigten  wollen  nicht  ästhetische  und  litterarische 
Darbietungen  sein,  sondern  beabsichtigen,  Schillers  dich- 
terische Schöpfungen  als  Aeusserungen  und  im  Lichte 
christlicher  Lebensauffassung  der  Gemeinde  nahe  zu 
bringen,  indem  sie  von  der  Anschauung  ausgehen,  dass 
Schillers  Schaffen,  so  wenig  in  ihm  die  Religion  un- 
mittelbar zutage  trete,  doch  eine  Frucht  und  Weiter- 
bildung des  deutsch-evangelischen  Christenthums  der  Re- 
formation sei.  Ausser  den  Hauptdramen  werden  in  diesem 
Zyklus  auch  die  für  Schillers  Lebensauffassung  und  deren 
Beziehung  zum  Christenthum  wichtigsten  Gedichte  wie  die 
Worte  des  Glaubens,  das  Ideal  und  das  Leben,  der 
Kampf  mit  dem  Drachen,  die  Worte  des  Wahns,  das  Lied 
von  dßT  Glocke  u.  a.  m.  Predigtthemen  bilden.  Neben 
diesen  Predigten  will  Pastor  Burggraf  auch  drei  Jugend- 
gottesdienste über  Schiller  halten.» 

Ein  anderer  Prediger  der  nämlichen  Stadt  hatte  be- 
gonnen, die  Elinder  nach  einer  von  ihm  selbst  erfundenen 

40 
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cmodemen»  Formel  zu  taufen,  worauf  der  Senat  auf  Be- 
schwerde der  Eltern  folgenden  Beschluss  fasste : 

«Die  von  Pastor  Mauritz  während  der  Zeit  vom  Mai 
1900  bis  3.  Februar  1905  ohne  Anwendung  der  sog. 
trinitarischen  Formel  vollzogenen  Taufhandlungen  sind 
mfolge  dieses  Mangels  nach  den  auch  für  Bremen  gelten- 
den kirchenrechtlichen  Grundsätzen  keine  Taufen.  Der 
Senat  hat,  nachdem  er  hievon  Kenntniss  erhalten  hat, 
pflichtmässig  veranlasst,  dass  über  diese  in  das  Kirchen- 
buch des  Doms  als  gültige  Taufen  eingetragenen  Akte 
keine  Bescheinigungen  mehr  ausgestellt  werden.  Eine 
Aufhebung  dieser  Anordnung  ist  unstatthaft^  da  solche 
Bescheinigungen  sich  mit  dem  wahren  Sachverhalt 
in  Widerspruch  setzen  würden.  Auch  würde  die 
Aufhebung  nicht  die  von  den  Antragstellern  erwartete 
Wirkung  haben  können,  weil  sie  die  Ungültigkeit 
der  Handlungen  selbst  nicht  beseitigen  würde.  Denn 
diese  zu  gültigen  Handlungen  zu  machen,  hegt  dem 
Rechte  nach  nicht  in  der  Macht  des  Senats,  noch  irgend 
einer  öffentUchen  Behörde.  Es  steht  den  betheiligten 
Eltern  VöUig  frei,  ob  sie  diejenigen  Kinder,  an  denen  die 
Taufe  in  ungültiger  Weise  vollzogen  worden  ist,  nach- 
träglich taufen  lassen  wollen  oder  nicht,  ebenso  ob  sie 
eine  solche  nachträgUche  Taufe  durch  Pastor  Mauritz, 
oder  einen  anderen  Prediger  vollziehen  lassen  wollen.  > 

Der  Prediger  Mauritz  erklärte  sich  auch  bereit,  auf 
Verlangen  selbst  noch  einmal  nach  der  kirchlichen 
Formel  zu  taufen.*) 

Andererseits  geschieht  jetzt  wieder  Manches,  lun 
das  Interesse,  namentlich  der  gebildeten  Kreise,  für  das 
Christenthum  zu  beleben.  Wir  citiren  in  dieser  Hinsicht 
besonders  die  «bibUschen  Zeit-  und  Streitfragen,  zur  Auf- 
klärung der  Gebildeten»,  welche  von  Prof.    Kropatschek 


')  Wenn  einmal  die  englische  Flotte  die  Wesermündung 
blockirt  und  aller  «Handel  und  Wandel»  stockt,  wird  man 
in  Bremen  schon  wieder  ernster  werden.  «Noth  lehrt  beten.» 
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in  Breslau,  Dr.  Boehmer  und  einer  Anzahl  von  Mit- 
arbeitern herausgegeben  werden,  um  namentlich  einer  An- 
zahl von  oberflächlichen  Popularisirungen  der  christlichen 
Dinge  durch  andere,  mehr  der  linksseitigen  Richtung 
angehOrige  Gelehrte  (Religionsgeschichtliche  Volksbücher 
und  Lebens'fragen  betitelt),  etwas  mindestens  Ebenbürtiges 
an  die  Seite  zu  stellen.  Ebenso  hat  der  derzeitige  Rektor 
von  Tübingen,  Prof.  Häring,  einen  Vortrag  über  «das 
Verständniss  der  Bibel  in  der  Entwicklung  der  Menschheit» 
herausgegeben,  dem  man  die  Luft,  in  der  Strauss  und 
Baur  athmeten,  nicht  mehr  anmerkt. 

Auf  dem  Gebiete  des  praktischen  Christenthums,  das 
er  besonders  versteht,  hat  der  bekannte  Pastor  von 
Bodelschwingh  in  Bethel  bei  Bielefeld  eine  Theologen- 
schule errichtet,  von  der  er  in  dem  bezüglichen  Aufrufe  sagt: 

«Sie  soll  der  Vorbereitung,  Ergäuzimg  und  Ver- 
tiefung des  akademisch-theologisdien  Studiums  dienen. 
Angesichts  der  Thatsache,  dass  die  moderne  theologische 
Wissenschaft  nicht  nur  viele  junge  Leute  vom  Studium 
der  Theologie  abhält,  sondern  auch  vielen  die  Funda- 
mente des  bereits  gewonnenen  Glaubens  entreisst,  soll 
die  theologische  Schule  an  ihrem  Theil  mithelfen,  dass 
Jünglinge  wieder  Freudigkeit  zu  diesem  Beruf  gewinnen 
und  mit  ihrem  Glauben  an  die  ewige  Wahrheit  ge- 
gründet werden.  Zu  diesem  Zwecke  will  sie  Jünglinge, 
welche  das  Abiturienten-Examen  bestanden  haben,  für 
den  Eintritt  in  die  staatlichen  Hochschulen  vorbereiten, 
oder  ihnen  am  Schluss  des  akademischen  Studiums,  je 
nach  Bedürfniss,  die  Hand  reichen  zur  theologischen 
Weiterentwicklung  und  zur  Klärung  und  Befestigung 
des  Glaubens.  Auch  sind  wir  bereit,  solchen  Studenten, 
die  während  des  Studiums  aus  Gewissensskrupeln  das- 
selbe anheben  wollen,  eine  Stätte  stiller  Sanmilung  und 
Konzentration  auf  Gottes  Wort  zu  bieten. 

Zugleich  sind  wir  kühn  genug,  den  Herrn  der  Kirche 
zu  bitten,    dass    Er  unsere  Schule  zu  einer  geistlichen 
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Waffenschmiede  mache  für  den  Kampf  wider  den  Greist 
der  Verneinung  auch  innerhalb  unserer  heutigen  Theologie. 
Für  die  Kanzeln  und  Lehrstühle  hin  und  her  in  unserem 
Vaterlande,  wie  für  den  Dienst  unter  den  Heiden  möchten 
wir  Männer  bilden  helfen,  die  aufs  beste  ausgerüstet 
sind,  um  als  Arbeiter  für  Gottes  Reich  dem  Kommen 
d^»elben  Bahn  zu  machen. 

Wir  sind  der  Ueberzeugung,  dass  es  zu  solcher  Aus- 
rüstung keinen  bessern  Weg  gibt,  als  eine  gründliche 
Einführung  in  die  Heilige  Schrift. 

Dabei  hoffen  wir,  dass  auch  der  Einblick  in  die 
Arbeit  der  dienenden  Liebe,  welche  sich  in  Bethel  auf 
mannigfache  Weise  kennen  lernen  lässt,  unsem  Studieren- 
den für  ihr  inneres  Leben  nütze  sein  und,  ohne  ihr 
Studium  zu  beeinträchtigen,  es  vielmehr  fördern,  beleben 
und  auf  das  rechte  Ziel  hinlenken  wird.  Denn  wir 
kennen  nur  einen  Glauben,  der  in  der  Liebe  thätig  ist. 
Nur  mit  solchem  Glauben  können  wir  bestehen  in  einer 
Zeit^  in  der  die  Ungerechtigkeit  zunimmt  und  die  Liebe 
in  vielen  erkaltet.» 

Der   «Deutsche   Protestantenverein»,    ängstlich 

über  einen  solchen  Geist,  erliess  hingegen  folgenden  Aufruf : 

«Die  Protestantische  Orthodoxie  strebt  jetzt  mit  aller 
Kraft  dahin,  die  ausschliessliche  Herrschaft  in  der  Kirche 
zu  erreichen.  Sie  hat  ihre  Truppen  organisirt,  die  Ziele 
des  Kampfes  festgestellt.  Nicht  eine  theologische  Frage 
ist  es,  um  welche  es  sich  jetzt  handelt,  nicht  ob  das 
orthodoxe  Bekenntniss  das  richtige  ist,  sondern  darum, 
ob  die  Orthodoxie  allein  berechtigt  sei,  und  jede  andere 
Bichtung  aus  der  lürche  hinausgedrängt  werden  solle. 
Wird  dies  erreicht,  so  wird  jedes  geistige  Leben  in  dieser 
erstickt,  jede  Entwicklung  gehindert  werden. 

Unsere  ganze  Kultur,  unser  ganzes  Staatswesen 
wird  dadurch  in  verderblicher  Weise  beeinträclitigt 
werden.  Denn  in  der  Bekämpfung  jeder  freien,  wissen- 
schaftlichen, jeder  liberalen  Richtung  ist  die  protestan- 
tische Orthodoxie  im  engsten  Bündniss  mit  dem  katho- 
lischen Ultramontanismus.  Das  ganze  Kirchenthum  wird 
dann   geeint  im   rückschrittlichsten  Sinne  wirken.     Der 
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entschlossenste,  kräftigste  Widerstand  ist  nOthig.  Der 
Deutsche  Protestantenverein  wird  dessen  Organisirung 
an  die  Hand  nehmen.  Er  bittet  alle,  die  mit  ihm  gegen 
die  Orthodoxie  eine  freie,  lebendige  Kirche  erhalten 
wollen,  ihm  beizutreten.» 

Diese  lebendige  Kirche  herzustellen  hätte  der  Prote- 
stantenverein schon  lange  Zeit  und  Veranlassung  genug 
gehabt.  Aber  dem  sogenannten  «liberalen»  Christenthum 
fehlt  eben  die  rechte  Liebe  zu  seiner  Religion  und  Kirche, 
die  sogar  der  ultramontanste  Katholizismus  noch  in 
höherem  Grade  besitzt,  und  daher  auch  die  Kraft  zu  heilen 
und  zu  trösten,  wenn  es  nöthig  ist.  Es  hat  höchstens 
den  Werth  eines  philosophischen  Systems,  und  es  bleibt 
sehr  fraglich,  ob  ihm  nicht  der  edle  Stoizismus  Epiktet's 
oder  Mark  Aureis,  oder  der  «Bushido»  der  Japaner  vorzu- 
ziehen wäre. 

Wir  wenigstens  würden  Epiktet  vorziehen.  Das 
Christenthum  ist  aber  eben  keine  Philosophie,  sondern  eine 
Kraft,  die  man  sich  auch  nicht  selber  geben,  sondern 
empfangen  muss  (Ap.  Gesch.  YII,  38).  Ein  Artikel  einer 
schweizerischen  Zeitung,  die  eher  auf  der  linken  Seite  in 
diesen  Fragen  steht,  sagte  daher  mit  vollem  Recht,  am 
Schlüsse  einer  diesfälligen  Auseinandersetzung: 

«Doch  müssen  wir  gerecht  sein  und  den  Anfeindungen 
gegenüber,  die  die  Religion  zu  erdulden  hat,  hervorheben, 
dass  die  Religion  im  Stande  ist,  den  Menschen  zu  einem 
hohen  Grade  sittlicher  Reinheit  zu  führen.  In  den  Zeiten 
der  Irreligiosität  sank  der  Mensch  von  seiner  moralischen 
Höhe.  Der  religiöse  Glaube  gehört  als  integrirender  Be- 
standtheil  zur  menschhchen  Vernunft,  aus  der  er  ohne 
Beeinträchtigung  der  inneren  Harmonie  des  Menschen 
nicht  entfernt  werden  kann. 

Gott  ist  nach  Kant  ein  Postulat  der  Vernunft.  Ja, 
man  kann  sogar  behaupten,  dass  ein  gesunder  Mystizis- 
mus für  den  höherstehenden  Menschen  ein   Bedür&uss 


680  Jahresbericht  1905. 

ist.  Auch  derjenige  Mensch,  der  den  Glauben  an  die 
Wunder  und  an  die  Offenbarung  aufgegeben  hat,  ist  noch 
nicht  am  Ende  seiner  religiösen  Krisis.  Er  hat  nach 
Dugas  nur  ihre  intellektuelle  Phase  überschritten.  Meist 
beherrscht  im  Hintergrunde  der  religiöse  Glaube  die 
Seele  noch  weiter.  Namentlich  bei  höherer  Intelligenz 
fällt  die  Loslösung  von  der  Rehgion  um  so  schwerer. 
Gänzliches  Fehlen  eines  Glaubensideals  würde  ein  Volk 
ruiniren.»    (Bund.) 

Auf  diesem  Boden   ist  schon   eine    «Verständigung» 

möglich.    Auch  mit  den  Katholiken,  wenn  man  nämlich 

mit  den   besten   derselben   festhält,  was  Pi'of.  Thürlings 

von  der  altkatholischen  Fakultät  in  Bern  in  einem  sehr 

geistreichen  Vortrag  am  Altkatholiken-Kongress  von  Ölten 

19041)  auseinandersetzte  und  woraus  wir  folgenden  Passus 

hervorheben,  obwohl  wir  persönlich  mehr  auf  der  Seite 

Spahns   ims   befinden*),   dem    übrigens    auch  Thürlings 

schliesslich  eigentlich  beistimmt: 

«Das  Ferment  zum  nothwendigen  Fortschritt  liegt  in 
dem  individuahstischen  Prinzip,  d.  h.  in  dem  Denken 
und  Streben  der  einzelnen  Menschenseele,  in  der  der 
heiUge  Geist  persönlich  werden  will,  jener  Geist,  den 
man  durch  die  Interessen  der  Einheit  zwar  eindämmen, 
aber  nicht  auslöschen  soll.  Wir  sind  gewohnt,  dieses 
Prinzip  das  protestantische  zu  nennen.  Der  Ausdruck 
klingt  polemisch  und  scheint  an  konfessionelle  Bildungen 
anzuknüpfen.  Aber  selbst  Schell  betonte,  dass  der  Ka- 
tholizismus (verstehe:  die  katholische  Kirche)  nicht  prin- 
zipiell antiprotestantisch  sei.  Spahn  scheint  dies  neuerdings 
dahin  ausgelegt  zu  haben,  dass  katholisches  und  prote- 
stantisches Kirchenwesen  beide  ihre  Berechtigung  hätten, 
womit  er  sich  grossen  Verdruss  bei  den  Ultramontanen 

*)  Gedruckt  unter  dem  Titel  «Der  Katholizismus  in  der 
römisch-katholischen  Kirche.» 

*)  Die  «Durchdringung»  der  beiden  Prinzipien  kommt  von 
selbst  und  kann  jedenfalls  nicht  erzwungen  werden,  wie  die 
Geschichte  seit  400  Jahren  es  zeigt. 
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zuzog.  Karl  Jentscb  hatte  schon  vor  Jahren  gemeint, 
dass  die  farbenreichere  Liturgie  dem  Südländer,  die  ein- 
facheren und  geistigeren  Formen  des  Protestantismus 
dem  Nordländer  angemessener  seien,  diesen  Gedanken 
aber  seltsamer  Weise  als  Beweis  dafür  angesehen,  dass 
nun  in  deutschen  Orten  nebeneinander  beide  Formen  ihr 
Recht  haben  müssten. 

Die  Anschauung  Spahns  und  unzähliger  anderer  von 
der  gleichmässigen  Berechtigimg  katholischen  und  prote- 
stantischen Kirchenwesens,  sofern  solche  eine  grundsätz- 
liche, nicht  bloss  geschichtlich  zu  begreifende  sein  mid 
im  Sinne  einer  vollständigen  Trennung  und  dauernden 
Abschliessung  gedacht  werden  soll,  —  diese  Anschauung 
theile  ich  nicht,  auf  die  Gefahr  hin,  für  intolerant  ge- 
halten zu  werden;  denn  sie  widerstreitet  auch  dem  wahren 
B^rifF  des  Katholizismus.  Ich  bin  vielmehr  der  Meinung, 
dass,  wenn  wir  die  beiden  Prinzipien  auf  ihre  letzte 
Grundlage  zurückgeführt  haben,  sie  sich  überall  da,  wo 
Christen  sind,  miteinander  finden,  einander  durchdringen 
mflssen. 

Die  beiden  Formalprinzipien,  die  in  ihrem  Begriff 
einander  entgegenwirken,  müssen  sich  unablässig  mit 
dem  Inhalte  des  Evangeliums  Christi  erfüllen.  Wenn 
aber  eines  von  ihnen  sich  so  vordrängt,  dass  das  andere 
nicht  leben  kann,  dann  entstehen  jene  Extreme,  die  ihre 
unheilvollen  Wirkungen  seit  manchem  Jahrhundert  nicht 
mehr  so  stark  wie  in  unsern  Tagen  gezeigt  haben.  Je 
mehr  aber  von  beiden  Gesichtspunkten  aus  jener  heilige 
und  ewige  Inhalt  gefunden  wird,  je  tiefer  wir  von  beiden 
Seiten,  der  persönlichen  und  der  kirchlichen,  in  ihn  ein- 
dringen, desto  näher  sind  die  beiden  Gegensätze  ihrem 
Einheitspunkte,  desto  näher  rückt  das  Christenthmn  der 
wahren  Ausgestaltung  seines  Wesens,  in  welcher  die 
evangelische  Freiheit  des  Einzelnen  mit  der  evangelischen 
Crebundenheit  aller  in  der  Liebe  sich  zu  einer  wahrhaft 
evangelisch-katholischen  Kirche  verschmelzt,  wobei  mit 
der  Verschiedenheit  von  Einzelüberzeugungen  auch  die 
Verschiedenheit  geschichtlich  gewordener  kirchlicher 
Formen  ihr  relatives  Recht  behalten  wird.» 
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Dagegen  ist  unseres  Erachtens  keine  Vereinbarung 

möglich  mit  einem   sozialistischen  Christenthum, 

wie  es  mitunter  gepredigt  wird,  oder  mit  dem  Spiritismus, 

oder  Buddhismus,  wie  er  jetzt  sogar  in  Europa  durch 

eine  solche    «Mission»    aufzukommen    versucht.    Hierauf 

bezüglich  sagt  eine  deutsche  Zeitung: 

«Das  Jahrhundert  ist  vielleicht  herangerückt,  in 
welchem  die  aus  Asien  stammenden  Völker  Japheti* 
sehen  Sprachstammes  auch  die  heiligen  Religionen  der 
Heimath  wieder  erhalten  werden :  denn  sie  sind,  nach 
langer  Verirrung,  für  dieselben  wieder  reif  geworden. 
Es  sind  stets  Laien,  meist  Eiu*opäer  selbst,  die  bei 
uns  einen  fanatischen  Missionseifer  für  ihre  Theosophie 
oder  für  den  Buddhismus,  wie  sie  ihn  verstehen,  an  den 
Tag  legen.  Hand  in  Hand  geht  damit  die  immer  mehr 
anwachsende  Vertrautheit  mit  den  indischen  Quellen  selbst, 
und  die  sorgt  wohl  auch  zur  rechten  Zeit  dafür,  dass  die 
Bäume  nicht  in  den  Himmel  wachsen.  Denn  diese  vedi- 
schen  und  buddhistischen  Quellen  unterscheiden  sich 
meist  recht  vortheilhaft  und  nüchtern  von  einer  Art  nebu- 
loser,  zwischen  Christenthum  und  Buddhismus  hin  und 
her  lavirender  Theosophie,  die  heute  mitunter  das  Ent- 
zücken mancher  europäischer  Damen  ist,  wenn  sie,  oft 
nach  stürmisch  und  glaubenslos  verlebter  Jugend,  sich  im 
Alter  über  ein  praktisches  Christenthum  erhaben  und  zur 
frommen  Betschwester  zu  klug  fühlen.  Es  ist  oft  ein  be- 
quemes Surrogat  für  eine  manchem  minder  bequeme 
Religion.»*) 


')  Etwas  Aehnliches  scheint  jetzt  in  Amerika  die  «Mazdaznan 
Philosophy»  zu  sein,  die  sich  für  Altpersisch  ausgibt  und  ein 
wunderliches  Gemisch  von  Pantheismus  und  Hygiene  ist.  Ein 
in  Amerika  ansässiger  Schweizer  schreibt  uns  darüber:  «Die 
Mazdaznan  Philosophie  ist  ausserordentlich  tief  und  allseitig 
und  wunderbar  erhebend  und  vor  Allem  durch  und  durch 
praktisch.  Sie  verlässt  den  praktischen  Boden  nie  und  ver- 
liert sich  nie  in  abstrakte  Spekulationen,  welche  keinen  prak- 
tischen Werth  haben.  Ich  bin  erstaunt  über  die  unermessUche 
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Auch  hat  dieser  europäische  Buddhismus  in  Indien 
selber  bereits  Widerlegung  gefunden,  worüber  die  gleiche 
Zeitung  Folgendes  berichtet: 

cMrs.  Annie  Besant,  die  Nachfolgerin  der  Madame 
Blavatzki  in  der  theosophischen  Bewegung,  hat  bei  ihrem 
augenblicklichen  Aufenthalte  in  Benares  den  Zorn  der 
Gelehrten  Indiens  hervorgerufen,  und  diese  organisiren 
gegen  die  Theosophen  einen  Kampf,  der  bereits  in  Indien 
zum  Ausbruch  gekommen  ist  und  auf  Europa  übertragen 
werden  soll.  Die  Indier  weisen  darauf  hin,  dass  die 
Theosophie  die  Schöpfung  von  Frauen  sei,  die,  auf  heilige 
Schriften  der  Hindus  aufbauend,  ein  Phantasiegebäude 
geschaffen  hätten,  um  sich  Geld  und  einen  Namen  zu 
erwerben.  Annie  Besant  wird  von  einem  Korrespondenten 
des  Daily  Express  wie  folgt  geschildert:  «Sie  hat  sich 
dreist  in  dem  religiösen  Zentrum  der  Hindus  festgesetzt 
und  eine  Schule  für  die  Verbreitung  ihrer  Lehrsätze  er- 
richtet. Sie  trägt  Hindukleider,  isst  nur  Speisen,  die 
von  Brahminen  gekocht  wurden,  macht  bekannt,  dass  sie 
bei  ihrem  früheren  Dasein  auf  der  Erde  selbst  eine  Brah- 
mine  war,  und  sie  geht  durch  die  Strassen  von  Benares, 
die  Perlen  ihres  Rosenkranzes  zählend,  umgeben  von 
jimgen  Leuten  beiderlei  Geschlechts.»  Die  Indier  sind 
sehr  geduldig  in  Bezug  auf  religiöse  Fragen,  aber  Annie 
Besant  ging  zu  weit  für  die  indische  Geduld.  Sie  kün- 
digte nämlich  an,  dass  die  Religion  der  Theosophie,  wie 
sie  ihrer  Vorgängerin  offenbart  worden  sei,  älter  sei ,  als 
die  Vedas  und  aus  diesem  Grunde  die  älteste  Rehgion 
der  Welt  darstelle.  Dieser  Angriff  auf  die  uralten  heiligen 
^Scbriften  der  Hindus  hat  die  indischen  Gelehrten  zum 
Kampfe  gegen  die  Theosophie  geeinigt.  Sie  fordern  in 
Vorträgen  das  Volk  auf,  sich  an  seine  Führer  zu  halten 
und  sich  vor  der  betrügerischen  Zunge  der  Ausländerin 
zu  hüten.     Mrs.  Besant  hat  behauptet,  über  geheimniss- 


Fülle  von  Weisheit,  Eenntniss  und  common  sense.  Ihre  Wissen- 
schaften: Geologie,  Geographie,  Astronomie  und  Astrologie, 
Naturwissenschaft,  ganz  besonders  die  Heilkunde,  Arithmetik, 
Chemie,  Musik  etc.  sind  der  unsrigen  überlegen.»  (?) 
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volle,  wunderthätige  E[räfte  zu  verfügen,  und  die  Indier 
setzen  sie  nunmehr  in  nicht  geringe  Verlegenheit,  indem 
sie  von  ihr  Wunder  zu  sehen  verlangen.  Sie  machen 
ausserdem  darauf  aufmerksam,  dass  Mrs.  Besant  trotz- 
dem sie  einst  ein  alter  Brahmine  gewesen  sein  will, 
weder  Hindusprache  noch  Sanskrit  versteht  und  deshalb 
gar  nicht  im  Stande  ist,  die  alten  Schriften  zu  lesen  oder 
zu  beurtheilen.  Die  Gelehrten  erklären,  die  Theosophie 
habe  die  Mahatmas  der  westlichen  Welt  so  dargestellt, 
als  seien  diese  Gelehrten  und  Lehrer  nichts  weiter  als 
Charlatane,  die  sich  damit  beschäftigen,  durch  Taschen- 
spielerkunststückchen dumme  Leute  zu  betrügen.  Um 
diesem  Eindruck,  den,  nach  Ansichten  der  Indier,  die 
verständigere  Klasse  der  Europäer  von  den  Mahatmas 
der  Theosophen  haben  muss,  ein  Ende  zu  machen,  wer- 
den indische  Lehrer  nach  London  geschickt,  um  dort  die 
Theosophen  in  ihrem  Hauptquartier  anzugreifen  und 
nachzuweisen,  dass  die  Mahatmas  nichts  mit  Theosophie 
zu  thun  haben.» 

Dagegen  hat  der  Spiritismus  beinahe  einen  gelehrten 
Adepten  in  dem  Professor  der  Physiologie  Riebet  in 
Paris  gefunden,  welcher  als  Vorsitzender  einer  «Gesell- 
schaft für  psychische  Forschung»  zu  folgenden  Schlüssen 
gelangte : 

«Anstatt,  wie  es  den  Anschein  hat,  den  Spiritismus 
zu  ignoriren,  sollten  die  Gelehrten  ihn  studiren.  Phy- 
siker, Chemiker,  Physiologen,  Philosophen  sollten  sich 
der  Mühe  unterziehen,  ihn  kennen  und  die  von  den 
Spiritisten  behaupteten  Thatsachen  verstehen  zu  lernen. 
Der  Gegenstand  erfordert  allerdings  ein  längeres  und 
sehr  eingehendes  Studium,  das  sicherlich  fruchtbringend 
sein  wird.  Denn  so  absurd  auch  die  herrschenden  Theo- 
rien sein  mögen,  an  den  Thatsachen  ändern  sie  nichts. 
Wenn  auch  die  Behauptungen  der  Spiritisten  mancherlei 
Irrthümer  und  Täuschungen  enthalten  mögen,  so  steckt 
doch  wahrscheinlich  —  ja  sogar  sicherlich  darin  viel 
Wahres,  Wahrheiten  freilich,  die  für  uns  noch  immer  in 
ein  Mysterium  gehüllt  sind.  Diese  Wahrheiten  aber  dürften, 
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sobald  sie  einmal  besser  verstanden  werden,  die  arm- 
seligen Begriffe,  die  wir  heute  noch  vom  Menschen  imd 
dem  uns  umgebenden  Weltall  hegen,  ganz  wesentlich 
modifiziren.» 

Soweit  dies  nur  heissen  soll,  der  Materialismus  allein 

ist  nicht   die   Wahrheit,    sondern    es   kann    auch    noch 

Dinge  geben,   die   er  nicht    erfassen   kann,  so  ist  diese 

Anregung  nicht  ganz  unfruchtbar  zu  nennen. 

Der  französische  Protestantismus  wird,  wenn 
die  Staatssubvention  aufhört,  eine  schwere  Krise  durch- 
zmnachen  haben,  in  der  es  sich  zeigen  muss,  ob  noch 
etwas  von  der  Lebenskraft  des  alten  Calvinismus  in  ihm 
erhalten  blieb.  Angesichts  der  sozialistisch  •  verschwom- 
menen Predigten  eines  seiner  bekanntesten  Prediger, 
Wilfred  Monod  in  Ronen,  *)  oder  des  verkehrten  Servet- 


')  Das  «Feuille  du  Dimanche»  von  Chaux  •  de  •  Fonds 
(3.  Sept.)  erzählt  darüber: 

<0n  a  pu  lire  dans  le  «Peuple»,  ü  y  a  quelques  jours,  la 
profession  de  foi  socialiste  que  le  pasteur  Hocart  vient  de 
faire  dans  une  revue  parisienne.  Ce  n'est  point  Ik  un  fait 
isole.  Chacun  sait  que  dans  toutes  les  Eglises  protestantes, 
il  se  trouve  une  minorit^  ardente  et  combative  qui  inchne  de 
plus  en  plus  vers  les  idees  socialistes.  Depuis  quelque  temps 
surtout,  ce  mouvement  s'accentue  et  un  incident  r^cent  jette 
mie  vive  lumi^re  sur  les  conflits  qui  en  r^sultent  dans  les 
milieux  protestants.  II  y  a  quelques  raois,  un  pasteur  de 
Zürich,  Paul  Pflüger,  fit  iraprimer  sous  le  titre:  «Demandes 
et  r^ponses  pour  enfants  du  peuple»,  une  feuille  de  propa* 
gande  nettement,  ouvertement  socialiste.  Cette  brochure  de 
quatre  pages,  que  nous  reproduirons  dans  le  «Peuple»,  im- 
pressionna  vivement  le  pasteur  de  Rouen,  Wilfred  Monod;  il 
la  traduisit  et  la  fit  paraftre  dans  «L' Avant-Garde»,  organe 
des  chr^tiens  sociaux  de  France,  dirig^  par  un  corait^  de 
pasteurs,  parmi  lesquels  Louis  Comte,  de  Saint-  Etienne;  Elie 
Gounelle,  de  Roubaix;  Qui^vreux,  de  Lille;  Jean  Roth,  d*Or- 
thez,    etc.    D   n*en    fallut   pas   plus    pour   dechainer   contre 
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Denkmals  in  Genf,  das  auch  von  den  französischen  Prote- 
stanten vorzüglich  befürwortet  wurde,  zweifeln  wir  vor- 
läufig eher  daran.  Professor  G.  Frommel  in  Genf  stellte 
darüber  bereits  die  folgende  Berechnung  an: 

«Les  protestants  sont,  en  France,  au  nombre  de 
600,000  (chiflfre  minimum);  eliminons-en  la  moiti^,  comme 
trop  d^pourvue  des  biens  de  ce  monde  ou  trop  peu 
int^ressee  k  la  vie  chr^tienne  pour  s'imposer  aucun  sa- 
crifice  en  sa  faveur;  demandons,  k  la  moitie  restante,  la 
moitie  seulement  de  ce  que  dbnnent  les  fideles  de 
TEglise  libre  vaudoise,  soit  30  francs  par  tete  et  par  an. 
Faites  la  multiplication :  (300,000X30  =  9,000,000)  vous 
arrivez  ä  la  somme  de  neuf  millions  de  francs,  c'est  a 
dire  au  double  et,  si  je  ne  me  trompe,  presque  au  triple 
du  budget  annuel  actuel  et  total  du  protestantisme 
fran^ais.  H  me  semble  que  ces  chiffres  ont  leur  äoquence 
et  portent  avec  eux  leur  encouragement.  Ce  que  des 
chretiens  ont  appris  k  faire,  par  la  foi,  d'un  c6te  du 
Jura,  les  memes  chrötiens,  leurs  fr^res,  ne  Tapprendront- 
ils  pas  de  Tautre  cöte,  et  par  la  meme  foi?  Ce  qui  est 
possible  aux  premiers,  ne  le  serait-il  pas  aux  seconds? 
On  aurait  peine  a  m'en  persuader.» 

Wilfred  Monod  un  v^ritable  concert  de  protestations.  Des 
pasteurs,  des  industriels,  voire  mdme  un  professeiu:  d' Economic 
politique  eonnu,  Charles  Gide,  ^crivirent  k  «L'Avant- Garde» 
soit  pour  exprimer  leur  surprise  et  leur  douleur,  soit  pour 
entreprendre  la  r^futation  en  r^gle  de  Pflüger,  soit  pour 
demander  k  la  redaction  de  ne  pas  s'engager  dans  des  voies 
aussi  p6rilleuses.  Mais,  dans  le  num^ro  suivant,  Wilfred 
Monod,  loin  de  se  rötracter  ou  de  s'excuser,  r^pondit  en 
faisant  lui-meme  une  profession  de  foi  socialiste,  que  nous 
voudrions  pouvoir  citer  toute  enti^re,  mais  dont  il  faut  nous 
bomer  k  extraire  ce  passage  caract^ristique :  «La  R^forme  a 
fait  de  tout  Protestant  un  pape.  la  Revolution  a  fait  de  tout 
citoyeu  un  souverain;  si  Tautorit^  religieuse  et  le  pouvoir 
pohtique  sont  devenus  la  possession  indivise  de  tous,  la 
logique  immanente  mene  le  monde  vers  la  propri^t^  commune 
des    moyens    de    production.     Le   domaine    ^conomique    est 
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Sagen  wir:  «esperons».  Jedenfalls  ist  eine  Kirche, 
die  bloss  wegen  Mangel  an  Geld  untergeht,  nicht  stark  zu 
bedauern. 

Ein  kleiner  Versuch,  den,  wie  Manche  sagen,  «zer- 
fahrenen» Protestantismus  äusserlich  als  eine  Art  von 
Einheit,  wenigstens  in  Deutschland  und  der  Schweiz, 
erscheinen  zu  lassen,  war  die  Einladung  des  deutschen 
Kaisers  an  die  refonnirten  Schweizerkantone  zur  Ein- 
weihung des  Doms  in  Berlin,  welche  am  27.  Februar 
mit  grossem  Pomp  vor  sich  ging.  Der  Bundesrath  über- 
mittelte  die    Einladung    den   Kantonen    mit    folgendem 

Zirkular: 

«Beme,  31  janvier  1905. 

Aux  gouvemements  des  cantons  de  Zürich,  Berne, 
Glaris,  Fribourg,  Soleure,  Bäle-Ville  et  Bäle  •  Campagne, 
Schaffhouse,  Appenzell-Rh.  Ext^rieures,  St-Gall,  Grisons, 
Argovie,  Thurgovie,  Vaud,  Neuchätel  et  Geneve, 

Messieurs, 

L'empereur  d'AlIemagne  a  exprimö  le  desir  qu'une 

delegation  de  l'Eglise  evangelique  en  Suisse  tut  invitee 

ä  la   Fete  de   la  Consöcration  de  la  nouvelle  cathödrale 

ä  Berlin,  fete  qui  aura  lieu  le  27  f^vrier  1905,  dans  la  matin^e. 

peupl^  de  Gr^oire  VU  et  de  Louis  XIV,  despotes  absolus 
qoi  revendiqueraient  la  possession  individuelle  et  inali^nable 
de  l'air,  de  l'eau  et  du  feu  —  s'il  ^tait  possible  —  et  qui  se 
rabattent  sur  la  possession  de  la  terre.  c'est-ä.-dire  de  tout  ce 
qa'elle  contient  et  de  tout  ce  qu'elle  produit  sur  une  super- 
ficie  donn^e.  Le  simplisme  barbare  d'une  pr6tention  pareille 
ne  m^rite  aucun  respect.  II  n'y  a  ni  papaut^,  ni  royaut^,  ni 
propri^tö  de  droit  divin!» 

In  gleicher  Weise,  wie  auf  das  Eigenthura,  verzichtet 
Monod  in  einem  Vortrag,  betitelt  «Un  Ath^e,  contribution  ä 
la  r^forme  d'une  id^e  de  Dieu»,  imAnschluss  an  die  Meinung 
eines  Engländers  Jefferies,  auch  auf  Gott,  zu  Gunsten  einer 
Art  von  unklarem  Pantheismus.  Eher  will  er,  wie  die  alten 
ManichAer  zwei  weltregierende  Principien,  des  Guten  und  des 
Bösen,  nebeneinander  gleichgestellt,  neuerdings  befürworten. 
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Yous  nous  obligeriez  beaucoup  en  nous  informaDt, 
le  plus  tot  possible,  si  TEglise  evangelique  de  votre 
canton  veut  bien  se  faire  representer  ä  la  ceremonie 
dont  il  s'agit. 

Veuillez  agreer,  Messieurs,  Tassurance  de  notre  haute 
consideration. 

Departement  politique  föderal, 
(Signe)  Ruchet.» 

Eine  Berliner  Korrespondenz  des  Daily  Express  ent- 
hielt ein  Telegramm,  welches  «Des  Kaisers  Traum»  über- 
schrieben war  und  in  welchem  ausgeführt  wurde,  der 
Deutsche  Kaiser  hoffe,  dass  der  neue  Berliner  Dom  das 
Mekka  aller  Protestanten  werde  und  für  die  Prote- 
stanten denselben  Werth  besitzen  werde,  wie  die  St.  Peters- 
kirche in  Rom  für  die  Katholiken.  Der  Berliner  Dom 
habe  ein  Anrecht  darauf,  als  die  Zentrale  des  inter- 
nationalen Protestantismus  angesehen  zu  werden,  erstens 
weil  Berlin  die  Hauptstadt  des  Reiches  sei,  in  welchem 
der  Protestantismus  geboren  wurde,  und  zweitens,  weil 
der  Dom  die  Kirche  sei,  in  die  der  vornehmste  protestan- 
tische Herrscher  der  Welt  gehen  werde.  Dies  alles  will  der 
Korrespondent  von  einem  hohen  Hof  beamten  haben,  der  in 
der  Lage  sei,  die  Auffassungen  und  Absichten  des  Kaisers 
ganz  genau  zu  kennen.  Das  sei  auch  der  Grund,  warum 
man  Vertreter  aller  protestantischen  Kirchen  nach  Berlin 
zu  dieser  Feier  eingeladen  habe.  Die  neue  Kathedrale 
gehöre  ihnen  allen. 

Das  wäre  unseres  Erachtens,  wenigstens  was  uns 
betrifft,  eine  etwas  verfehlte  Spekulation.  Wir  brauchen 
kein  Mekka,  am  wenigsten  ein  monarchisches,  sondern 
glauben,  dass  das  belebende  Prinzip  des  Protestantismus 
der  Individualismus,  das  lebendige  Verhältniss  der  ein- 
zelnen Seele  zu  Gott  und  Christus  sei,  aus  dem  allein 
die  für  die  Gemeinschaft  nöthige  Kraft  entstehen  kann. 

Alles  Andere  ist  neuer  Formalismus  ohne  Zukunft, 
imd  man  könnte  ebensogut  zu  dem  Bushido  der  Japaner, 
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oder  der  religionslosen  Moral  des  Confucius  «fortschreiten», 
was  auch  einige  Leute  bereits  für  das  Richtige  ansehen« 

Wir  aber  halten  Uns  in  den  kommenden,  vielleicht 
stOrmischen,  Bewegungen  an  das  Wort  Christi.  «EQmmel 
und  Erde  werden  vergehen,  aber  meine  Worte  werden 
nicht  vergehen.»  Zweitausend  Jahre  lang  ist  dies  wahr 
gewesen;  wir  werden  nun  den  weitem  Verlauf  der  Sache 
sehen. 

Einstweilen  genügt  es  uns,  die  Abnahme,  man  kann 
schon  beinahe  sagen,  den  Verfall  des  naturwissenschaft- 
lichen Materialismus  und  Darwinismus  und  der  Renais- 
sancekunstschwärmerei noch  selbst  erlebt  zu  haben,  woran 
vor  zehn  Jahren  Niemand  hätte  denken  können.  Seither 
aber  hat  die  religiöse  Bewegung  offenbar  ein  schnelleres 
Tempo  angenommen. 
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Militärwesen. 

Die  Zeit,  in  der  wir  leben  und  der  wir  entgegen 
gehen,  wird  keine  sehr  friedliche  sein,  trotz  aller 
Friedensbestrebungen;  dazu  sind  die  Verhältnisse  vor- 
läufig nicht  angethan  und  daher  wird  das  Militärwesen 
auch  in  den  kleinen  Staaten  die  öffentUche  Aufmerk- 
samkeit und  die  Sorge  der  Regierungen  in  noch  erhöhtem 
Masse  in  Ansprucli  nehmen,  ohne  dass  von  einer  Herab- 
mindenmg  dieser  Aufgabe  und  ihrer  Lasten  dermalen  noch 
die  Rede  sein  kann. 

Der  sogenannte  «Antimilitarismus»,  die 
prinzipielle  Bestreitung  der  Dienstpflicht,  wie  sie  nament- 
lich in  Frankreich  durch  den  Professor  Herve  statt- 
fand (es  fehlte  gerade  nur  noch  das  zum  Sinken  dieses 
Landes),  hat  zwar  bei  uns  auch  einzelne  Vertreter,  wird 
aber  doch  von  der  Grosszahl  der  Bevölkerung  abgelehnt. 
Hiebei  sind  auch  die  Sozialisten  und  die  religiös  ge- 
stimmten Kreise  mit  einigen  Ausnahmen  inbegriffen.   Ein 

Artikel  im  «Grütlianer»  bekämpft  sehr  entschieden 
die  sozialistischen  Proteste  gegen  das  Militäraufgebot  bei 
Streiken  und  die  Aufforderung  zur  Dienstverweigerung. 
Er  geht  so  weit,  die  ganze  Protest-  und  Demonstrations- 
politik der  Sozialisten  anarchistischen  Tendenzen  zuzu- 
schreiben, die  vom  Staate  gar  nichts  wissen  wollen,  die 
jede  politische  Thätigkeit  auf  dem  Boden  des  heutigen 
Staates  verwerfen  und  nur  die  Verneinung,  die  starre 
Opposition  kennen.  «Dass  diese  Richtung  unter  unserer 
Arbeiterschaft  erheblich  an  Boden  gewonnen  hat»,  heisst 
es  in  dem  Artikel  des  Grütlianer,  «gehört  zu  den  schmerz- 
lichsten Erfahrungen  der  letzten  Jahre.  Schuld  sind  die 
Propaganda  der  Anarchisten,  hauptsächlich  in  den  Gewerk- 
schaften,   unsere  Ohnmacht   in  Gemeinde,    Kanton   imd 
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Bundy  im  Parlament  wie  in  der  Begienmg  und  —  nicht 
zu  vergessen  — -  die  mangelnde  politische  Erziehung  der 
Massen  und  leider  auch  die  Oberflächlichkeit  einzelner 
Führer,  die  zu  viel  dem  Augenblickserfolge  dienen. 
Denn  dauernde  Erfolge  sind  von  einer  solchen  reinen 
Protest-  und  Demonstrationstaktik  nicht  zu  erwarten,  am 
allerwenigsten  in  einer  demokratischen  Bepublik.» 

Ein  Artikel  in  der  «Semaine  religieuse»  (Nr.  9 

dieses  Jahres)  von  Pfarrer  Chaponni^re  enthielt  gegenüber 

den  Aeusserungen  eines  andern  Pfarrers,  Paul  Pettavel,  in 

einer  Demonstrationsversammlung   vom   21.  Februar  in 

Grenf  (nach  dem  «Elirchenfreimd»)  eine  treffliche  Beleuch- 
tung der  Inthümer,  die  da  mitunterlaufen,  wenn  den 
Chnsten  gesagt  wird,  als  Jünger  Jesu  hätten  sie  sich  über, 
haupt  nicht  mit  der  Waffe  zu  vertheidigen,  sondern  alles 
zu  dulden  und  zu  tragen;  dem  Christen  verbiete  die 
Bergpredigt,  als  Bürger  imd  Soldat  seine  Pflicht  zu  tun. 
Der  Redaktor  des  «Kirchenfreund»  fügt  mit  Recht  bei: 

«Es  ist  längst  klar,  dass  von  gewisser  Seite  die  er- 
habene Lehre  Jesu  nur  dazu  missbrauoht  wird,  um  die 
festen,  göttlichen  Grundordnimgen  des  bürgerlichen  Lebens 
aufzulösen.  Wir  wollen  es  dem  verehrten  Herrn  Pfarrer 
Pettavel  gerne  glauben,  dass  sein  Konfirmand  ein  gutes 
Schaf  sei;  aber  hinter  solchen  Schafen  guckt  der  Wolf 
hervor,  wie  die  Genfer  Versammlung  mit  ihren  soziali- 
stischen imd  anarchistischen  Hintermännern  aufs  neue 
bewiesen  hat.» 

Die  Gründe  des  Antimilitarismus  sind,  wie  dies  in 
solchen  grossen  Fragen  gewöhnUch  vorkommt,  verschie- 
dener Art.  Theilwei»e  sind  es  aufrichtige  philosophische, 
oder  religiöse  Lrrthümer.  Die  Ersteren  stammen  dermalen 
gewöhnUch  aus  missverstandener  oder  excentrischer  Lek- 
türe, zu  welcher  letztern  leider  auch  Tolstoi  zu  zählen 
ist,  dessen  Ansprache  «an  die  Soldaten  und  jimgen 
Leute»,  deutsch  von  Bück  1905,  im  gegenwärtigen  Mo- 

41 
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mente  nahezu  als  landesverrätherisch  erscheint.  Die  reli- 
giösen Bedenken  ernster  Art  bestehen  bei  den  Wieder- 
täufern und  Sabbatisten;  denselben  pflegt  man  bei  uns 
so  weit  als  möglich  dadurch  entgegenzukommen,  dass 
man  solche  Leute  zu  den  Nichtkombattanten  eintheilt. 
Wenn  dann  noch  Jemand  behauptet,  auch  Kranke  pflegen 
und  Brod  backen  widerspreche  seiner  Religion,  so  liegt 
die  ünchristlichkeit  derselben,  oder  die  Heuchelei  ihres 
Trägers  offen  am  Tage.  Das  ist  aber  die  Minderzahl.  Die 
Mehrheit  der  AntimiUtaristen  redet  so  aus  Bequemlichkeit, 
oder  selbst  Feigheit,  um  den  Anstrengungen  und  eventuel- 
len Gefahren  des  Dienstes  zu  entfliehen,  oder  aus  Nach- 
ahmung der  ausländische^  sozialistischen  Aufhetzung,  um 
dem  Staat  die  Waflfe  gegen  den  Umsturz  aus  den  Händen 
zu  li^men.  Ein  kleiner  Theil  der  Opposition  gegen  das 
Militftrwesen  stammt  auch  noch  aus  einem  Widerwillen 
gßgen  ein  gewisses  neues  Junkerthum,  das  zuweilen  im 
Offiziersstand  sich  wieder  eine  Stellung  suchen  will,  die 
es  im  politischen  Leben  unwiederbringlich  verloren  hat. 
Dagegen  sträubt  sich  der  Yolksgeist  mit  Recht,  und 
dieses  Element  muss,  wo  es  sich  zeigt,  niedergehalten 
werden. 

Im  Ganzen  ist  die  schweizerische  Jugend  noch 
mihtärfreundlich,  wenn  auch  nicht  in  dem  Grade,  wie 
es  Wimphehng  im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  beschrieb, 
und  sieht  die  schweizerische  Bevölkerung  die  Soldaten 
gern,  wie  man  es  gerade  in  diesem  Jahre  bei  dem 
Truppenzusammenzug  bemerken  konnte.  Das  Genfer  Jour. 
üal  vom  16.  September  sagte,  nach  einer  allgemeinen  Be- 
trachtung Qber  die  militärische  Bedeutung  der  diesjährigen 
Uebungen : 

«Ces  resultats  sont  d'autant  plus  rejouissants  que 
Ton   pouvait  se  demander  si  la  propagande  antimilitaire» 
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entreprise  systämatiquement  par  les  anarchistes  et  une 
grande  partie  des  socialistes,  avait  produit  de  I'eiFet. 
Tres  heureusement  eile  semble  avoir  completement 
echoue  sur  le  terrain  militaire,  comme  eile  a  ^hou^  sur 
le  terrain  politique  en  jetant  la  division  parmi  les  socia- 
listes.  Nos  troupes  rentrent  chez  elles  avec  la  bonne 
oonscience  du  devoir  accompli.  Elles  ont  Supporte  cou- 
rageusement  les  fatigues  qui  leur  ötaient  impos^es  et 
ont  montr^  aux  officiers  ^trangers,  venus  pour  suivre 
leurs  exercices,  que  notre  armöe  de  milices  saurait 
remplir  son  devoir,  si  c'^tait  necessaire,  et  n'est  pas 
entamee  par  les  thöories  dissolvantes  des  ennemis  de 
tout  ordre  et  de  toute  discipline.» 

Von  dem  natürlich  «milit&rfreundlichen»  Sinne  unserer 
Bevölkerung,  soweit  sie  nicht  in  den  grossen  Städten 
durch  fremde  Theorien  aufgehetzt  wird,  gaben  auch 
Zeugniss:  Berichte  über  eine  Bauersfrau,  die  mitten  in 
der  Feuerlinie  mit  einer  Schürze  voll  Aepfel  erschien, 
welche  sie  zwischen  die  kämpfenden  Parteien  ausschüttete, 
und  von  einem  Bauersmann,  der,  ebenfalls  sehr  will- 
kommen, eine  Quantität  Milch  herbeibrachte  und  ohne 
Bezahlung  austheilte.  Ob  die  ganz  kleine,  erst  nach- 
wachsende Jugend  militärfreundhch  ist,  oder  nicht, 
davon  haben  sich  die  fremden  Berichterstatter  bei  der 
Inspektion  und  in  den  letzten  Tagen  des  Aufenthaltes  der 
ManOverdivision  in  der  Hauptstadt  Bern  hinreichend 
überzeugen  können.  Bemerkenswerth  ist  bei  uns  stets 
der  Vorzug,  welcher  von  den  Zuschauern  der  Artillerie 
gegeben  wird,  die  auch  in  der  That  das  Imposanteste  ist, 
selbst  ohne  die  schweren  Stücke,  die  nun  in  Folge  der 
Erfahrungen  des  jüngsten  Krieges  auch  bei  ims,  und  ge- 
rade bei  uns,  zur  Einführung  gelangen  dürften.  Besonders 
erfreulich  war  auch  die  gute  Haltung  und  musterhafte 
Disdplin  der  Truppen,  die  völlige  Abwesenheit  von  Lärm 
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und  Betrunkenheit  und  die  durchaus  feste,  korrekte  und 
dennoch  republikanisch  einfache  Haltung  aller  Vorgesetz- 
ten. Interessant  war  in  dieser  letzteren  Beziehung  noch 
die  folgende  Mittheilung: 

«Berner  Offiziere  liessen  während  dem  gegenwärti- 
gen Herbstmanöver  den  freien  Sonntag  Nachmittag  ihre 
Kompagnien  antreten  und  eröffiieten  ihnen  das  Vorhaben 
des  Majors,  für  das  Bataillon  eine  gemüthliche  Vereinigung 
zu  veranstalten.  Es  gab  dann  Weggliesset,  Wurstab- 
hauet, Sackgumpet,  Wettgrännet,  Schwinget,  Dreibein- 
wettlauf. Dazu  spielte  die  Musik,  und  Sänger,  die  sich  frei- 
willig sofort  zusammenfanden,  liessen  ihre  Lieder  erkhngen. 
Alles  war  urfidel.  Die  Offiziere  spendeten  den  Besten 
Gaben  in  Form  von  Socken,  Hemden,  Hosenträgem  und 
Würsten  etc.  Zur  Erstellung  von  primitiven  Vorrichtungen 
legten  die  Offiziere  freudig  selbst  Hand  an  und  zur  Bestrei- 
timg der  Kosten  hatten  die  Offiziere  ihren  Tagessold  zusam- 
mengelegt. Nach  einer  launigen  Ansprache  eines  Haupt- 
manns schloss  das  schöne  Festchen  mit  Absingen  eines 
Vaterlandsliedes  und  am  Montag  Morgen  zog  die  Mann- 
schaft in  strammer  Haltung  wohlgemuth  den  Strapazen 
der  nächsten  Tage  entgegen.» 

Das  ist  das  Richtige;  denn  viel  IndiszipUn,  Trinken, 
Unzufriedenheit,  und  noch  Schlimmeres  entsteht  einfach 
aus  Langeweile,  im  militärischen,  wie  im  bürgerlichen 
Leben. 

Wir  fürchten  also,  im  Allgemeinen  gesprochen,  den 
AntimiUtarismus  nicht,  sind  aber  der  Meinimg,  da.ss 
gegen  denselben  und  ebenso  gegen  die  Versuche,  die 
Truppenaufgebote  gegen  die  Streiks  irgendwie  zu  be- 
schränken, energisch  Stellung  zu  nehmen  sei.  Das 
Letztere  würde  ohnehin  nicht  zu  dem  gewünschten  Re- 
sultat, sondern  zu  einer  freiwilligen  Bürgerwehror^gani- 
sation  der  «bürgerlichen»  Klassen  gegen  die  sozialistisch 
aufgehetzten    Arbeiter    führen,     womit    dieselben   ihren 
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Meister  in  einer  durchaus  nicht  wOnschbaren  Weise  finden 
würden,  wie  überall,  wo  die  bürgerlichen  Klassen  anfangen, 
sich  auch  in  gleicher  Art,  wie  die  Arbeiter,  zur  Verthei- 
digung  ihrer  «Klasseninteressen»  zusammenzuballen.  Das 
klägliche  Resultat  des  grossen  Bergwerksstreiks  an  der 
Ruhr  dürfte  das  in  diesem  Jahre  gezeigt  haben,  und  es 
würde  die  Zeit  bald  kommen,  in  der  die  Sozialisten  Truppen, 
statt  der  organisirten  Bürgerwehr,  verlangen  würden 
und  wo  ihnen  das  «Klassenbewusstsein»  weniger  rühm- 
Uch  und  vortheilhaft  erschiene,  als  jetzt.  Das  Alles 
wollen  wir  zu  verhindern  suchen,  zunächst  durch  eine 
Ausweisung  aller  fremden  Aufhetzer,  wenn  es  sein 
müsste  aber  auch  durch  eine  Gesetzgebung,  welche  die- 
jenigen, die  keine  bürgerlichen  Pflichten  anerkennen, 
auch  von  den  bürgerlichen  Rechten,  wie  nur  billig,  aus- 
schliesst.  Selbst  die  Aufhebung  des  Art.  44  der  Bundes- 
verfassung betreffend  die  Ausweisung  der  eigenen  Bürger 
dürfte  dann  im  äussersten  Falle  wieder  in  Diskussion 
gelangen.^) 

Einstweilen  hat  das  eidg.  Militärdepartement  die  Re- 
gierung von  Waadt  eingeladen,  eine  Untersuchung  vorzu- 
nehmen über  die  Verbreitung  einer  von  einer  «antimili- 
tärischen Gruppe»  unterzeichneten  Aufforderung  an  alle 
Rekruten,  den  Mihtärdienst  zu  verweigern.  Die  kantonale 
Behörde  wird  speziell  ersucht,  die  Druckerei,  aus  der  das 
Flugblatt  hervorging,  imd  die  Namen  derjenigen  ausfindig 
zu  machen,  welche  dasselbe  vertheilt  haben.  Ebenso  ist 
dem  Bundesanwalt   ein  Bericht  des  Polizeiinspektors  in 


^)  Selbst  das  Recht  einer  Ehe  könnte  einem  solchen  Bürger 
bestritten  werden,  der  Haus  und  Hof  nicht  vertheidigen  will. 
Einstweilen  genügt  es  vielleicht,  wenn  kein  rechtes  Mädchen 
ihn  mehr  nimmt. 
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St.  Immer  übermittelt  worden,  welcher  meldet,  dass  in 
dieser  Ortschaft  antimilitaristische  Plakate  angeschlagen 
waren.  Diese  Plakat«  enthielten  Beschimpfungen  gegen 
die  Armee,  wie  «Hofhimd  des  Kapitals»,  die  oiFenbar 
nicht  schweizerischen  Ursprungs  sind. 

Ein  sozialistischer  Schriftsetzer,  welcher  in  einer 
Zuschrift  an  die  Regierung  von  Zürich  prinzipiell  den 
Dienst  verweigerte,  wm'de  dem  Militärgericht  der  VI.  Di- 
vision zur  Beurtheilung  überwiesen  und  von  demselben 
mit  4  Monat  Gefdngniss  bestraft.  Ein  anderer  derartiger 
Fall  ist  anhängig.  Einstweilen  ist  eine  «antimilitaristische 
Liga»  in  Luzem  gegründet  worden,  worüber  die  N.  Z.  Zei- 
tung vom  2.  Oktober  Folgendes  berichtet: 

«An  der  von  den  Tessiner  Genossen  einberufenen  Kon- 
ferenz in  Luzem  wurde  gestern  eine  antimilitaristische 
Liga  für  die  Schweiz  gegründet.  Anfänglich  trat  unter 
den  Anwesenden  zwar  ein  gewisser  Gegensatz  zutage, 
indem  die  Tessiner  insbesondere  eine  Vereinigung  mit 
mehr  humanitären  Zwecken  wünschten,  in  welche  auch 
bürgerliche  Mitglieder  aufgenommen  werden  könnten.  Die 
Deutschschweizer  verlangten  dagegen  mit  aller  Entschieden- 
heit, dass  man  sich  ausdrücklich  auf  den  Boden  des  Klassen- 
kampfes stellen  und  das  Militär  als  Gewaltmittel  der  Bour- 
geoisie im  Kampfe  gegen  das  Proletariat  unschädlich  zu 
machen  bestrebt  sein  mQsse.  Man  einigte  sich  indessen 
bald  auf  folgende  prinzipielle  Erklärung: 

Die  antimilitaristische  Liga  erstrebt  als  Endziel  die 
völlige  Abschaffung  des  Militärs.  Ihre  Mitglieder  sind  der 
üeberzeugung,  dass  ein  Zeitalter  wahrer  Menschlichkeit  erst 
dann  anbrechen  wird,  wenn  diese  barbarische  Institution 
verschwunden  ist,  dass  dieses  Ziel  auf  dem  Boden  der 
bürgerlichen  Gesellschaftsordnung  aber  niemals  völlig  er- 
reicht werden  kann;  denn  das  Bürgerthum  findet  in  der 
Vertheidigxmg  seiner  Vorrechte  sowohl  gegen  fremde  Na- 
tionen wie  gegen  die  Proletarier  des  eigenen  Landes  im 
Militär  seine  wirkungsvollste  Waffe  und  wird  niemals  in 
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deren  Preisgabe  einwiUigen.  Um  die  bürgerliche  Gesell- 
schaftsordnung zu  stürzen,  ist  es  nothwendig,  dass  der 
bürgerlichen  Klasse  ihr  Gewaltmittel,  das  Militär,  ent- 
rissen werde.  Die  antimilitaristische  Liga  arbeitet  daher 
mit  allen  Mitteln  —  nicht  ausgeschlossen  die  politischen  — 
auf  die  Vernichtung  der  Militärgewalt  hin. 

Die  wichtigsten  Artikel  der  Statuten  bestimmen,  dass 
Mitglied  der  Liga  Jedermann,  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts und  der  Nationalität  werden  kann.  Einzel- 
mitglieder, sowohl  wie  KoDektivmitgUeder  werden  auf- 
genommen. Mindestens  zweimal  im  Jahre  soll  ein  Kongress 
stattfinden,  der  den  Vorort  wählt.  An  die  Centralkasse 
werden  nur  freiwillige  Beiträge  bezahlt.  Als  Vorort  für 
das  erste  Jahr  wurde  Zürich  gewählt.  Man  beschloss^  an 
Scheidegger  ein  Sympathietelegramm  zu  schicken. 

Eine  würdige  Gründung!  Schon  dadurch  gekenn* 
zeichnet,  dass  weder  die  Namen  der  Redner  noch  der 
Vorstandsmitglieder  genannt  werden.> 

Das  Militärdepartement  beschäftigt  sich  fortwährend 
mit  der  Revision  der  Militärorganisation,  zu 
deren  Besprechung  eine  Konferenz  von  Truppenführem 
in  Langnau  stattfand,  welche  von  dem  Chef  des  Militär- 
departements mit  folgender  Ansprache  eröffnet  ward: 

«Meine  Herren!  Wir  treten  heute  zu  einer  noch- 
maligen Berathung  der  Revision  unserer  MiUtärorgani- 
sation  zusammen.  Voraussichtlich  wird  dies  die  letzte 
Gelegenheit  sein,  bei  welcher  sich  die  höchsten  Truppen- 
führer und  die  Spitzen  der  MiUtärverwaltung  in  gemein- 
samer Tagung  über  die  Lösung  der  vielfachen  Probleme 
äussern  können,  welche  die  bevorstehende  Revision 
bringen  soll.  Uns  allen  ist  daher  die  grosse  Bedeutimg 
klar,  die  diesen  Verhandlungen  .zukommt.  Denn  wenn 
auch  die  Meinungsäussenmg  dieser  Versammlung  der  be- 
rufensten Sachverständigen,  der  Natur  der  Sache  nach, 
nur  den  Charakter  eines  Gutachtens  haben  kann,  so  wird 
sie  doch  für  die  politischen  Behörden  des  Landes  sowohl 
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als  för  unser  ganzes  Schweizervolk  bei   allen  künftigen 
Entscheiden  sdiwerwiegend  in  Betracht  fallen. 

Es  ist  in  hohem  Grade  wünschenswerth,  dass  bei 
diesem  Anlasse  eine  Yerständigimg  über  die  wesentlichen 
Fragen  erzielt  werde  und  dass  die  Meinungsdifferenzen, 
welche  da  und  dort  noch  bestehen,  gehoben  werden 
können.  Dies  wird  nur  möglich  sein,  wenn  von  allen 
Seiten  der  gute  Wille  zu  einer  Verständigung  auch  durch 
die  That,  d.  h.  durch  den  Verzicht  auf  diese  oder  jene 
dem  Einzelnen  besonders  lieb  gewordene  Idee  bekimdet 
wird.  Ich  habe  keineswegs  die  Meinung,  dass  wir  einen 
verwässerten  Kompromiss  suchen  sollen.  Die  Revision 
unseres  militärischen  Grundgesetzes  schneidet  so  tief  in 
alle  Verhältnisse  ein,  sie  berührt  so  nahe  die  Grundlagen 
unserer  Wehrkraft  und  unserer  Landesvertheidigung, 
dass  nur  ein  rechtes  und  ein  ganzes  Werk  die  Mühe  und 
die  Opfer  lohnt,  welche  dasselbe  erfordert.  Die  Revision  der 
Militärorganisation  von  1874  muss  einen  wirklichen  und 
dauernden  Fortechritt  bringen,  wenn  dem  Schweizervolke 
deren  Genehmigung  soU  zugemuthet  werden.  Die  Revision 
muss  aber  auch  den  in  der  Geschichte  unseres  Landes 
wurzelnden  Auffassungen  des  Schweizervolkes  Rechnung 
tragen,  wenn  sie  Aussicht  auf  Erfolg  haben  soll.  Des- 
halb dürfen  von  nun  an  nicht  ausschliesslich  militärische 
Gesichtepunkte  für  unsere  Berathungen  massgebend  sein, 
sondern  es  treten  nun  auch  die  politischen  Erwägungen 
in  ihr  Recht.  Endlich  wird  auch,  mehr  als  bisher  der 
Fall  war,  an  die  finanzielle  Tragweite  der  vorzuschlagen- 
den Reformen  gedacht  werden  müssen. 

Um  alle  Meinungen  zu  Worte  kommen  zu  lassen, 
weite  Kreise  des  Volkes  für  die  so  hochwichtige  Sache 
zu  interessiren  imd  auf  solche  Weise  weitere  Abklärung 
der  schwebenden  Fragen  zu  gewinnen,  hat  das  schwei- 
zerische Militärdepartement  im  verflossenen  Sommer  den, 
gestützt  auf  die  in  diesem  Kreise  gepflogenen  Berath- 
ungen, auf  die  von  Ihnen  gemachten  Vorschläge  ausge- 
arbeiteten Vorentwurf  zu  einer  neuen  Militärorganisation 
veröffentlicht  und  damit  allen  denjenigen,  welche  sich 
um  die  Entwicklung  unseres  vaterländischen  Wehrwesens 
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interessiren,  Gelegenheit  geboten,  ihre  Ansichten  geltend 
zu  machen.  Diese  Gelegenheit  ist  reichlich  benutzt 
worden,  und  die  zahlreich  eingelangten  Bemerkungen  und 
Anträge  werden  wesentlich  zur  Abklärung  und  zur  För- 
derung unserer  Berathungen  beitragen.  Mit  Genugthuung 
konstatire  ich,  dass  die  öffentliche  Diskussion  in  der 
Presse  sowohl  wie  in  den  Vereinen  und  Versammlungen 
eine  durchaus  sachliche  und  dem  Ernste  und  der  Wich- 
tigkeit, der  Angelegenheit  angemessene  war.  Die  rege 
Theilnahme  weiter  Kreise  an  dieser  Vorarbeit  berechtigt 
uns  zu  der  Hofhimg  auf  das  schUessliche  Gelingen  des 
unter  keineswegs  günstigen  Auspizien  begonnenen  Werkes. 
Sie  legt  uns  aber  auch  die  Pflicht  auf,  noch  einmal  ge- 
wissenhaft und  vorurtheilsfrei  zu  prüfen,  in  welcher 
Weise  begründeten  Einwendungen  oder  Anregungen 
Rechnung  getragen  werden  kann.  «Prüfet  alles  und  das 
Beste  behaltet»  —  das  wollen  wir  auch  in  den  bevor- 
stehenden Berathungen  stets  im  Auge  behalten.» 

Ueber  das  Resultat  dieser  Berathung  äusserte  sich 

eine  sachverständige  Feder  in  der  Gazette  de  Lausanne, 

wie  folgt: 

«La  Conference  etait  pr^sidee  par  le  chef  du  depar- 
tement  militaire.  II  y  avait  convoque  les  commandants 
des  Corps  d'armee  et  des  divisions,  les  chefs  de  Service 
et  les  instructeurs  en  chef.  Non  pas  pour  prendre  des 
d^cisions.  II  appartient  ä  Tautorite  politique  seule  d'arreter 
des  textes  de  lois  et  c'est  au  departement  militaire,  au 
Conseil  federal,  ä  TAssemblee  föderale  de  prononcer  en 
demier  ressort. 

Mais  le  departement  militaire  tenait  ä  consulter  les 
officiers  sup^rieurs  et  les  chefs  de  Service  sur  les  rösultats 
de  Tenquete  pubhque  ä  laquelle  il  a  soumis,  pendant 
Fhiver  demier,  son  avant-projet  de  loi.  Les  observations 
et  les  critiques  formul^es  dans  les  societes  d'officiers  et 
de  sous-officiers,  dans  la  presse,  tout  comme  aussi  par 
les  directions  militaires  de  quelques  cantons,  ont  ete  soi- 
gneusement  recueillies  et  groupees  dans  un  travail  de 
recapitulation  communique,  au  pr^lable,  ä  la  Conference. 
Elle  en  a  largement  tenu  compte. 
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La  cousultation  qua  le  d^partement  militaire  a  de- 
mandee  aux  officiers  superieurs  et  k  ses  chefsde  service 
a  abouti  k  une  entente  complete  et  le  chef  du  departe- 
ment  sait  aujourd'hui  sur  quelles.  bases  il  peut  r^iger 
son  projet  de  loi  pour  avoir  derri^re  lui  l'unanimit«  des 
hommes  qu'il  a  interroges  et  qui,  par  leur  Situation  et 
leur  expörience,  pouvaient  donner,  en  matiere  de  röor- 
ganisatioD  militaire,  un  avis  utile  et  autorise. 

D'une  mani^re  generale,  Faccent  a  ^te  mis  sur  la 
necessite  absolue  d'ameliorer  Tinstruction  des  cadres  et 
des  troupes.  C'est  lä  le  point  central.  Et  on  ajconsidere 
que  pour  obtenir  Tassentiment  de  Tautorite  legislative  et 
Celle  du  peuple  k  un  projet  de  reorganisation  militaire, 
il  convenait  de  limiter  au  strict  indispensable  toutes 
autres  modifications  a  Tetat  actuel  des  choses  et  ä  n'en 
proposer  que  pour  autant  qu'elles  seraient  reconnues  ne- 
cessaires  pour  procurer  k  Tarmee,  outre  une  instruction 
meilleure,  plus  de  cob^ion  et  d'unite. 

Ainsi  on  a  fait  abstraction  de  tout  cbangement  aux 
attributions  de  la  Confederation  et  des  cantons  dans  Tad- 
ministration  de  Tarmee,  ä  cette  seule  exception  pres  que 
les  carabiniers  et  Tartillerie  tout  entiere  passeraient  aux 
mains  de  la  Confederation ,  ce  qui  est  motive  par  les 
exigences  du  recrutement  en  homme  et  en  chevaux,  et 
par  la  necessite  d'une  meilleure  dislocation  du  materiel 
en  vue  de  la  mobilisation. 

On    a   renonc^   k   cr^er   des   directions   d'arrondis- 

sement. 

Les  fonctions  d'instructeur  en  chef  et  de  chef  d'arme 
seront  r^unies  sur  une  seule  personne. 

Les  quartiers-maitres  des  unites  seront  recrutes  parmi 
les  officiers  de  troupe  et  porteront  Tuniforme  de  leur 
troupe 

Les  charges  militaires  n'ont  pas  ete  augmentees  pour 
Tensemble  des  troupes.  EUes  seraient  all^ees  au  con- 
traire  par  une  meilleiure  repartition  des  cours  d'instnic- 
tion,  concentres  sur  les  plus  jeunes  classes.  Ainsi,  un 
Soldat  d'infanterie  aura  termine  son  Service  d'instruction 
dans  reiite  ä  28  ans,  apres  avoir  fait  une  ecole  de  re- 
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crues  de  70  jours  et  sept  cours  de  r^petition  de  onze 
jours,  se  succ^dant  annuellement;  apres  quoi  on  ne  le 
rappellera  plus  que  pour  un  cours  de  rep^tition  dans  la 
landwehr. 

L'organisatioii  des  corps  de  troupes  reste  ce  qu'elle 
est.  La  loi  permettra  k  TAssemblee  föderale  de  la  modi- 
fier  si  le  besoin  s'en  fait  sentir. 

Les  carabiniers  et  les  guides  sont  maintenüs.  La 
loi  prövoit  que  les  troupes  recrutös  dans  les  regions 
montagneuses  recevront  leur  instruction  dans  la  mon- 
tagne  et  un  öquipement  special  adaptö  au  terrain  dans 
lequel  eUes  seront  appelöes  ä  operer. 

L'obligation  d'une  instruction  militaire  pröparatoire 
a  etö  abandonnöe.  L'enseignement  de  la  gymnastique 
restera  cependant  obligatoire  dans  les  ecoles  publiques 
et  la  Confederation  encouragera  efficacement  lapratique 
des  exercices  corporels  et  du  tir  par  la  jeunesse,  depuis 
la  sortie  de  Tecole  jusqu'ä  Tentröe  dans  l'armöe.  Elle 
subventionne  aussi  et  encourage  les  sociötes  de  tir.  L'obli- 
gation du  tir  annuel  s'ötend  ä  tous  les  hommes  appar- 
tenant  k  Telite  et  k  la  landwehr. 

Les  exonörations  abusives,  particuliörement  dans  le 
personnel  des  administrations  fedörales,  chemins  de  fer, 
postes,  telögraphes,  telöphones,  qui  privent  Farmöe  d'un 
grand  nombre  d'hommes  qu^fies  pour  lui  fournir  des 
cadres  devront  etre  supprimöes.  Le  personnel  enseignant 
des  Cooles  publiques  aura  les  memes  obligations  militaires, 
et  aussi  les  mdmes  droits  k  Fayancement  que  les  autres 
dtoyens. 

Aucune  promotion  ne  pourra  ^tre  faite  sans  un  certi- 
ficat  de  capacitö ;  le  certificat  des  officiers  superieurs  est 
etabli  par  la  conunission  de  defense  nationale.  Les  res- 
ponsabilit^  des  commandants  des  troupes  et  partant 
aussi  leurs  droits  d'inspection,  de  Cooperation  ä  Tinstruc- 
tion  et  k  la  formation  des  cadres  ont  ete  augmentes. 

L'assistance  des  familles  indigentes  privees  de  leur 
soutien  par  le  Service  militaire  a  öte  röglee  d'une  maniere 
plus   precise   et  plus  complöte  que  dans  la  loi  de  1874. 
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La  Conf^d^ration  et  les  cantons,  qui  se  partagent  le  pro- 
duit  de  rimpöt  militaire,  en  supporteront  la  charge. 

L'instruction  des  cadres,  Torganisation  des  ecoles 
centrales  et  des  ecoles  d'etat-major  a  ^te  remaniee  de 
fa^on  ä  les  rendre  plus  pratiques  et  mieux  adapteesaux 
besoins. 

En  clöturant  les  travaux  de  la  Conference  de  Langnau, 
le  chef  du  d^partement  militaire  a  exprime  sa  satisfac- 
tion  de  ce  qu'une  entente  complete  avait  ^tö  realisee 
sur  les  bases  fondamentales  d'une  röforme.  U  a  annonce 
qu'il  ferait  ses  efforts  pour  qu'un  projet  de  loi  püt  etre 
soumis  au  Conseil  föderal  avant  la  fin  de  l'annee  et  pour 
que  les  Chambres  föderales  pussent  en  etre  saisies  au 
cours  de  Thiver  prochain.  II  a  declar^  enfin  que  les 
propositions  formulees  par  la  Conference  contribueront 
puissamment,  si  elles  obtiennent  force  de  loi,  k  rendre 
notre  petite  armee  capable  de  döfendre  efficacement  le 
territoire  national  et  Findependance  de  la  Suisse.» 

Ein  fremder  Berichterstatter  sprach  sich  im  Journal 

des  Debats  wie  folgt  aus: 

«Ce  n'est  pas  sans  quelque  melancolie  qu'un  Fran^ais 
se  trouve  amene  k  comparer  cette  fa^on  de  proceder,  cet 
appel  spontane  des  gouvernants  au  libre  examen  et  ä  la 
libre  critique  de  tous  les  citoyens,  en  commen^ant  par 
les  plus  interesses,  c'est-ä-dire  par  les  membres  de  l'armee, 
avec  la  m^thode  toute  differente  qui  tend  de  plus  en  plus 
ä  prevaloir  dans  son  propre  pays,  quand  il  s'agit  des  re- 
formes  militaires  les  plus  importantes.  Ici,  on  s'inquiete 
de  l'opinion  de  chaque  officier  exer<^nt  un  commande- 
ment,  füt-ce  celui  d'une  simple  compagnie;  on  fait  le 
plus  grand  cas  des  observations  presentees  par  les  societes 
d'officiers,  qui  sont  si  bien  organis^es  dans  les  deux 
Suisses  et  qui,  dans  l'assembl^e  g^n^rale  qu'elles  ont 
tenue  ä  Zoug  au  debut  de  r«agitation»,  ont  vot^  des  <re- 
Solutions»  dont  le  d^partement  militaire  a  eu  grand  soin 
de  tenir  compte.  En  demier  lieu  (fin  mai),  ledit  d^par- 
tement  a  provoque,  ä  Langnau,  une  Conference  ä  laquelle 
ont  pris   part  les   commandants  de  corps  d'armee  et  de 
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division,  las  chefs  d'armes  et  de  Service,  les  instructeurs 
en  chef,  bref  tous  les  officiers  superieiirs  qualifies  pour 
emettre  un  avis  competent.  Pendant  dix  jours,  cette  sorte 
de  commission  consultative  technique  s'est  livree  ä  un 
consciencieux  depouillement  du  volumineux  dossier  de 
la  cpreconsultation»,  de  fagon  ä  deblayer  et  k  pröparer 
le  terrain  pour  le  travail  des  autoritös  politiques  et  des 
Chambres  föderales. 

On  a  simplifi^  le  programme  revisionniste  pour  pouvoir 
appliquer  pluspromptement,  plus  compl^tement  et  plus  süre- 
ment  ce  qu'il  contenait  d'essentiel  et  d'incontestablement 
avantageux.  Pour  etre  plus  restreinte  et  mieux  circonscrite, 
cette  röforme  sibien  etudiee,simürement  discuteen'en  por- 
tera  que  de  meilleurs  fruits.  L'armee  suisse  y  gagnera,  sans 
nul  doute,  en  force  et  en  coh^ion ;  eile  en  sortira  plus 
solide  et  mieux  instruite,  plus  apte  ä  remplir  le  röle  diffi- 
eile  que  lui  impose  la  situatien  d'«Etat  tampon»  de  son 
pays  entre  quatre  des  plus  grandes  puissances  militaires, 
au  centre  de  gravite  stratögique  de  TEurope.  Dans  T^tat 
actuel  des  choses,  nous  ne  pouvons  que  nous  en  f^liciter.» 

Es  wird  sich  bei  uns  immer  wesentlich  darum 
handeln,  den  Grundgedanken  unserer  Wehrverfassung 
«das  Volk  in  Waffen»,  oder  mit  anderen  Worten  das 
Milizsystem,  von  dem  wir  nicht  abgehen  können,  mit 
den  stets  sich  vermehrenden  Anforderungen  an  eine  den 
grösseren  Armeen  ebenbürtige  Dienstausbildung  thun- 
lichst  zu  vereinigen,  eine  Aufgabe,  die  ihre  Schwierig- 
keiten hat  und  ihre  Opfer  erfordert. 

Natürlich  gehört  dazu  auch  eine  diesen  Anforde- 
rungen und  anderseitigen  Leistungen  entsprechende 
Bewaffnujng  imd  Ausrüstung,  wenigstens  unserer  Feld- 
armee. In  Bezug  auf  die  Bewaffnung  befindet  sich 
glücklicherweise  die  nächstens  in  Funktion  tretende  neue 
Feldartillerie  mit  Rücklauf  und  Panzerschild  ganz  auf 
der  Höhe    der  auch  durch    den    neuesten  Krieg    demon- 
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strirten  Bedürfnisse.  Der  deutsche  General  von  Reiche- 
nau  sagt  darüber  in  seiner  «die  wachsende  Feuerkraft» 
betitelten  Broschüre; 

cAm  meisten  hat  die  Artillerie  an  Feuerkraft  ge- 
wonnen durch  das  Rohrrücklaufgeschütz,  das  eben  jetzt 
seinen  Siegeszug  hält  durch  die  ganze  Welt.  Zwei-  bis 
dreimal  so  viel  gerichtete  Schüsse  vermag  dieses  Ge- 
schütz abzugeben  als  das  frühere.  Bringt  man  ein 
solches  Schnellfeuer  ins  Ziel,  so  wird  es  physisch  und 
moralisch  vernichtend  wirken.  Wenn  in  künftigen 
Schlachten  Rohrrücklaufgeschütze  in  grosser  Zahl  ins 
Gefecht  eingreifen,  so  mag  man  sich  daher  nur  auf 
Ueberraschungen  gefasst  machen. 

Die  Panzerung  entspricht  dem  Bedürfniss  nach 
Deckung,  das  im  Selbsterhaltungstrieb  begründet  ist, 
und  bildet  zugleich  eine  nothwendige  Ergänzung  der 
Wirkung,  in  dem  Sinne,  dass  die  Bedienungsmannschaft, 
geschützt  durch  die  Schilde,  viel  ruhiger  und  ungestörter 
arbeitet.  Der  heftige  Widei'stand,  der  sich  gegen  die 
Schilde  richtete,  ist  darum  ganz  unverständlidi.  In 
Russland  hat  man  sie  bekanntlich  verschmäht;  aber  die 
bisherigen  Erfahrungen  in  Ostasien  sprechen  dringend 
für  sie. 

Der  Glaube  an  die  siegreiche  Macht  der  in  ihrem 
Gleichtritt  den  Boden  erschütternden  Massen  ist  wankend 
geworden.  Warnend  erheben  die  Thatsachen  ihre  eherne 
Stimme,  um  auch  dem  wildesten  Draufgänger  begreiflich 
zu  machen,  dass  das  Geschoss  der  im  Sturmangriff 
herangetragenen  blanken  Waffe  überlegen  ist.  Der  Su- 
warowsche  Ausspruch  von  der  thörichten  Kugel  und  dem 
weisen  Bajonett  ist  nicht  mehr  wahr;  denn  heute  ist 
ein  Thor,  wer  mit  dem  Bajonett  zu  erreichen  sucht,  was 
er  weit  besser,  ja  was  er  oft  nur  mit  dem  Geschoss 
erreichen  kann.  Gleich  dem  Hagel  in  schwache  Halme 
schlägt  das  Schnellfeuer  in  die  hohen  Ziele,  die  der 
Bajonett-  wie  der  Lanzenangriff  darbieten,  und  gleich  den 
Halmen  werden  die  tapferen  Hurraschreier  von  den  Ge- 
schossmassen der  Schnellfeuerwaffen  geknickt  und  nieder- 
geschlagen! 
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Vor  der  blanken  Waffe  zittert  keine  Truppe  mehr, 
die  Vertrauen  zu  ihrer  Schusswaffe  besitzt,  sie  zu  hand- 
haben versteht  und  taktisch  in  der  Lage  ist,  sie  anzu- 
wenden. Das  Geschoss  fliegt  schneller  als  Mann  und 
Pferd  laufen,  und  erreicht  den  Gegner  deshalb  auch 
schneller  und  meist  kraftvoller  dazu  als  Bajonett,  Lanze 
und  Säbel.  Und  verfehlt  das  eine  der  Geschosse  das 
herankommende  Ziel,  so  sind  im  Mehrlader  ein  zweites, 
ein  drittes,  ein  viertes  —  ja  ganze  Schwärme  sind  bereit, 
imd  eins  davon  trifft  den  Gegner  um  so  sicherer,  je  näher 
er  kommt.» 

Das  sind  Anschauungen,   die  für  kleinere  Armeen, 

die   mit    grösseren    zu    kämpfen  haben,    wie    dies  stets 

unser  Fall  sein  wird,  nur  vortheilhaft  sind.    Um  so  mehr 

müssen    sie   in    der  Waffe,    der   Schiesskunst   und   der 

Schiessdisciplin  überlegen  bleiben. 

Von  neuen  Waffen  haben  wir  glücklicherweise  nicht 
für  Panzerschiffe  zu  sorgen,  deren  baldige  Beschaffung 
der  deutschen  Regierung  namenthch  schwere  Sorge  be- 
reiten wird;  wohl  aber  wird  auch  bei  uns  die  Aus- 
rüstung der  Feldtruppen  mit  schwerer  Artillerie  in  Frage 
konmien,  die  wir  nicht  dem  Gegner  allein  überlassen  dür- 
fen, welcher  dadurch  gegenüber  unseren  festen  Stellungen 
und  selbst  Festungen  einen  Vortheil  erlangen  würde. 
Eine  sachverständige  Korrespondenz  sagte  darüber  mit 
Bezugnahme  auf  den  jüngsten  £jieg  Folgendes: 

«Gleich  die  erste  Schlacht  am  Jalu  führte  den  Beweis, 
dass  die  Feldarmee  nicht  nur  über  Feldgeschütze  ver- 
fügen dürfe,  sondern  auch  über  Haubitzen,  welche  im 
B^enschuss  das  feindUche  Ziel  hinter  seiner  Deckung 
bekämpfen,  dass  das  leichte  Kaliber  der  Feldhaubitze 
nicht  einmal  genügt,  um  die  den  Feind  schützenden 
idndeckungen  von  oben  zu  durchschlagen,  dass  dies 
Resultat  nur  durch  Verwendung  schwerer  Haubitzen 
erfolgen    könne.    Die  Wirkung    der   schweren   Haubitz- 
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batterie  von  einer  Insel  des  Jaluflusses  gegen  die  russischen 
Feldbatterien  und  gegen  die  Schützengräben  der  russischen 
Infanterie  war  geradezu  vernichtend.  Ihre  zerstörende 
Wirkung  gestattete  erst  den  Divisionen  des  Grenerals 
Euroki  den  Flussübergang  und  den  siegreichen  Angriff 
auf  die  russischen  Stellungen  am  jenseitigen  Flussufer. 
Die  schweren  Geschütze  fanden  ihre  reglementarische 
Verwendung  schon  bei  Eintschau,  dann  bei  Port  Arthur, 
aber  später  wiederum  auf  beiden  Seiten  bei  Russen  und 
Japanern  vor  Liaujang  und  bei  Mukden.  Hier  gesellten 
sich  den  russischen  Haubitzen  Mörserbatterien  hinzu, 
als  der  den  Winter  überdauernde  Stellungskrieg  bomben- 
sichere Unterkunftsräume  für  Infanterie  und  die  Batterien 
geschaffen  hatte.  Namentlich  vor  Mukden  pflegten  die 
Russen  aus  Mörsern  die  Unterkunftsräume  der  Japaner 
in  den  Chinesendörfern  zu  bewerfen.  War  in  der  Mand- 
schurei an  die  Stelle  schneller  Operationen  der  an  eine 
örtlichkeit  gebundene  Stellungskrieg  getreten,  so  unter- 
stützten  doch  die  grössten  KaUber  des  Festungskrieges 
die  Feldbatterien  in  ihrer  Aufgabe. 

Die  Zuweisung  von  Haubitzen,  d*  h.  von  Greschützen, 
die  nur  den  Bogenschuss  anwenden,  zur  Feldarmee  wird 
um  so  nothwendiger,  je  mehr  die  vernichtende  Feuer- 
wirkung der  eigenen  Geschütze  und  des  Gewehres  den 
Gegner  zwingt,  zum  Spaten  zu  greifen,  um  sich  die 
einzige  und  natürlichste  Deckung  in  gewachsenem  Boden 
gegen  die  feindliche  Geschosswirkung  zu  schaffen.  Die 
Erddeckungen  wachsen  an  Widerstandsfähigkeit  und 
Sturmfreiheit  mit  der  Dauer  des  Verbleibens  an  Ort  und 
SteDe. » 

Ueber  eine  neue  Munition  finden  vrir  in  deutschen 

Berichterstattungen  darüber  folgende  Angaben: 

«Die  neue  Munition  führt  die  Bezeichntmg  S>Munition 
wegen  des  sie  charakterisirenden  Spitzengeschosses,  das 
an  die  Stelle  des  cylindro-ogivalen  getreten  ist.  Die  schlanke 
Form  der  Spitze  begünstigt  das  Ueberwinden  des  Luft- 
widerstandes, der  sich  infolge  erhebüch  vergrösserter  An- 
fangsgeschwindigkeit wesentlich  stärker  geltend  macht. 


Militärwesen  657 

Das  Problem,  die  Führung  eines  Geschosses  zu  sichern, 
dessen  Führungstheil  durch  die  Form  der  Spitze  erheblich 
verkürzt  ist,  wurde  durch  Verstärkung  dieses  Theils  erreicht, 
ohne  dass  der  Gasdruck  eine  nennenswerthe  Steigerung 
zu  erfahren  brauchte.  Um  die  bedeutend  vermehrte  Anfangs- 
geschwindigkeit zu  erzielen,  ist  das  Geschoss  erhebUch 
erleichtert  worden;  es  wiegt  nur  10  Gramm  gegen  14,7 
Gramm  bei  Geschoss  88,  während  das  neue  französische 
Geschoss  D,  das  ebenfalls  ein  Spitzgeschoss,  und  zwar  ein 
Vollgeschoss  aus  einer  Kupferlegierung  ist  und  nahezu 
die  doppelte  Länge  des  S-Geschosses  hat,  13  Gramm  wiegt. 
Man  scheint  planmässig  von  dem  bei  Geschosskonstruktion  en 
bisher  fast  allein  als  ausschlaggebend  anerkannten  Grund- 
satze hoher  Querschnittsbelastung  abgewichen  zu  sein,  um 
ein  Geschoss  herzustellen,  das  auf  den  im  Gefecht  ent- 
scheidenden Entfernungen  eine  ganz  ausserordentUch  hohe 
Rasanz  besitzt,  und  zugleich  eine  nicht  unerhebUche  Er- 
leichterung der  Mimition  zu  erreichen.  Dabei  bietet  die 
S-Munition  einen  Ersatz  für  ein  kleineres  KaUber,  gegen 
dessen  Einführung  hohe  Kosten,  sowie  Zweifel  an  der 
guten  Erhaltung  des  Laufinnem  und  an  der  Verwundungs- 
fähigkeit  sprechen.  Die  Geschwindigkeit  des  S-Geschosses 
25  Meter  vor  der  Mündung  beträgt  im  Durchschnitt  860 
Meter  gegen  620  Meter  der  bisher  gebrauchten  Munition ; 
die  neue  Munition  kann  in  den  Gewehren  98  und  88,  sowie 
in  den  Maschinengewehren  mit  denselben  Schussleistungen 
verwandt  werden.  Die  Rasanz  des  Geschosses  hat  bei 
der  S-Munition  eine  solche  Steigerung,  erfahren,  dass  bei 
Entfernungen  bis  zu  600  Meter  sich  für  1,70  Meter  hohe 
Ziele  noch  völüg  bestrichene  Räume  ergeben,  während 
dies  beim  Geschoss  88  nur  bis  zu  500  Meter  der  Fall 
war.  Eine  Steigerung  der  bestrichenen  Räume  zeigt  sich 
naturgemäss  auch  gegen  niedrigere  Ziele,  wogegen  die 
Streuung  des  Geschosses  eine  ansehnUche  Verringerung 
erfahren  hat.  Bei  der  S-Munition  ist  auch  die  Geschoss- 
wirkung vermehrt.  Gegen  Holz:  auf  100  Meter  wird  100 
(80)  Centimeter  starkes  Kiefernholz  durchschlagen,  auf 
400  Meter  80  (4ö)  Centimeter,  auf  800  Meter  35  (25)  Centi- 
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meter,  auf  1800  Meter  10  (5)  Centimeter  starkes  Holz. 
Gegen  Eisen:  7  Millimeter  starke  eiserne  Platten  werden 
bis  etwa  360  (300)  Meter  durchschlagen.  (Die  einge- 
klammerten Zahlen  beziehen  sich  auf  die  alte  Munition.)» 

lieber  unsere  Festungen  spricht  sich  ein  höherer 
deutscher  Offizier  in  den  «Neuen  miUtärischen  Bl&ttem» 
wie  folgt  aus,  wobei  natürlich  bloss  ein  französischer 
Angriff  in's  Auge  gefasst  ist: 

«Der  Jolimont  sei  für  die  schweizerische  Landesver- 
theidigung  von  grösster  Wichtigkeit;  wenn  es  gelinge, 
diese  für  die  schweizerische  Armee  in  ihren  Folgen  ge- 
fährlichste Linie  zu  schliessen,  so  sei  die  schweizerische 
Yertheidigungsfähigkeit  gegen  Westen  bedeutend  erhöht. 
Dieser  ScUuss  könne  nur  durch  Befestigung  des  Jolimont 
und  ein  vorgeschobenes  Werk  (Panzerthurm)  auf  dem 
Felsen  ob  St  Blaise  vollkommen  erreicht  werden. 
Dadurch  werde  direkt  vor  der  Bundesstadt  eine  Barriöre 
geschaffen,  welche  bei  Vervollständigung  von  Biel  bis 
Yverdon  reiche  und  eine  Ausdehnung  von  55  Kilometern 
habe.  Diese  Befestigungen  sperren  nicht  nur  die  wahr- 
scheinhche  Operationslinie  über  den  Jolimont,  sondern 
auch  die  Strasse  Neuenburg-Biel  vollständig.  Wenn  die 
schweizerische  Armee  hinter  der  Barriere  der  Seen 
konzentrirt  werde,  so  habe  die  schweizerische  Heeres- 
leitung es  in  der  Hand,  den  Angreifer  bei  seinem  De- 
bouchiren  aus  den  langen  Defileen  des  Jura  mit  über- 
legenen Kräften  anzugreifen.  Der  Verfasser  der  Studie 
hält  diese  Befestigung  des  Jolimont  für  dringend  geboten. 
Um  aber  die  schweizerischen  Vertheidigungsanstalten 
nach  dieser  Seite  hin  noch  mehr  zu  vervollkommnen 
wird  als  höchst  wünschenswerth  bezeichnet,  dieser  Bar- 
riere noch  beizufügen: 

a)  Am  rechten  Flügel  einen  Panzerthurm  bei 
Sonceboz. 

b)  am  linken  Flügel:  1.  Ein  Fort  oder  zwei  Panzer- 
thürme  auf  dem  Chamblon.  Diese  Festungsanlage  habe 
den  Zweck,  die  Barriere  der  Seen  tun  6—8  Kilometer 
zu  verlängern,  die  Strassenausmündungen  über  Ste.  Croix 
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und  Lignerlos  zu  sperren,  ebenso  die  Strasse  längs  dem 
See  von  Yverdon  nach  Neuenburg,  und  femer  bei  der 
Yertheidigung  des  Plateaus  von  Echallens  mitzuwirken. 
Aus  verschiedenen  andern  strategischen  und  tak- 
tischen Gründen  seien  weiter  noch  anzulegen;  2.  Ein 
Panzerthurm  auf  dem  Mormont  bei  Eclepens  und  3.  ein 
passageres  Werk  auf  dem  Casard  bei  Crissier.» 

Die  bisherigen  Festungen  erfordern,  nach  der 
Staatsrechnung  von  1904,  eine  jährUche  Ausgabe  von 
Fr.  2,683,674.— 

BezflgUch  der  Ausrüstung  der  Truppen   hat   eine 

Kommission,  auf  Grund   vieler  Versuche,   sich  wie  folgt 

geäussert: 

cVon  allen  Versuchsgegenständen  hat  sich  der  Ruck- 
sack am  schlechtesten  bewährt.  Das  dürfte  manchem 
Touristen,  der  mit  dem  Rucksack  auf  seinen  Wanderungen 
gute  Erfahrungen  gemacht  hat,  vieUeicht  auffallen;  man 
muss  aber  in  Betracht  ziehen,  dass  der  Rucksack  des 
Touristen  sehr  selten  bis  zum  Rande  vollgefüllt  wird, 
während  das  beim  Soldaten  immer  der  Fall  ist.  Dieser 
YoUe  Rucksack  sitzt  nicht  fest  genug  und  ist  sehr  hinder- 
lich beim  hegend  Schiessen  und  beim  schnellen.  Auf- 
springen. Die  Erleichterung  von  3  kg  gegenüber  dem 
jetzigen  vollgepackten  Tornister  wurde  in  keinem  einzigen 
Rapport  erwähnt,  sie  muss  also  sehr  wenig  zur  Geltung 
gekommen  sein.  Nach  diesen  Resultaten  ist  die  Kom- 
mission, wie  gesagt,  ziun  Schlüsse  gekommen,  weitere 
Versuche  mit  diesem  Tomister-Ersatze  seien  nutzlos;  der 
Rucksack  wird  also  für  die  Versuche  dieses  Jahres  nicht 
mehr  in  Betracht  fallen. 

An  Stelle  der  grünen  Farbe  für  die  Uniform,  die 
sich  ebenfalls  durchaus  nicht  bewährt  hat,  hat  die  Kom- 
mission für  die  neuen  Versuche  ein  Graublau  bestimmt, 
das  etwas  dunkler  ist  als  das  neben  dem  Grün  im  vorigen 
Jahre  versuchte.  Die  neuen  Versuchsuniformen  werden 
alle  die  Reiche  Farbe  zeigen.  Der  Schnitt  der  Uniform 
hat  sich  im  Granzen  bewährt,  einzig  am  Kragen  werden 
kleinere  Aenderungen  vorgenommen  werden.    Dem  Helm 
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soll  eine  schönere  Form  gegeben  werden;  voraussichtlich 
wird  er  mit  einer  kleinen  Raupe  versehen.  Es  sollen 
femer  Versuche  gemacht  werden  mit  einer  käppiähnlichen 
Kopfbedeckung,  die  aber  leichter  sein  muss  als  das  jetzige 
Käppi.  Als  Mantel  fällt  für  die  neuen  Versuche  einzig 
derjvon  Hauptmann  Koller  konstruirte  Zelt-Mantel  in  Be- 
tracht; die  übrigen  sind  ausgeschieden  worden.» 

Rekrutenprüfungen.  Das  eidgenössische  stati- 
stische Bureau  veröffentlicht  die  Resultate  der  pädago- 
gischen Prüfung  bei  der  Rekrutirung  im  Herbst  1904. 

«Das  Gesammtergebniss  der  Prüfungsleistungen  hat 
gegenüber  dem  Vorjahre  wieder  einen  befriedigenden  Sdiritt 
vorwärts  gethan.  Der  in  1903  gegenüber  1902  festgestellte 
kleine  Rückschritt  ist  nicht  nur  wettgemacht,  sondern  es 
sind  wenigstens  nach  einer  Richtung  hin  jene  frühem 
Leistungen  noch  übertroflFen  worden. 

Die  Verhältnisszahl  der  sehr  schlechten  Gesammtlei- 
stungen  (Note  4  oder  6  in  mehr  als  einem  Fache)  ist  näm- 
lich, nachdem  sie  sich  drei  Jahre  hindurch  auf  der  Höhe 
von  7  auf  je  100  Geprüfte  erhalten  hat,  im  Jahr  1904  auf 
6  Prozent  zurückgegangen,  was  das  beste,  bisher  zu  Tage 
geförderte  Resultat  bedeutet. 

Die  Häufigkeit  der  sehr  guten  Gesammtleisümgen  (Note 
1  in  mehr  als  zwei  Fächem)  hat  wieder  die  Höhe  von  32 
Prozent  wie  1902  erreicht,  nachdem  sie  in  1903  auf  31 
Prozent  gesunken  war.  Von  den  Kantonen  sind  jetzt  bloss, 
noch  5,  die  10  und  mehr  Prozent  schlechte  Gesammtlei- 
stungen  aufweisen,  während  vor  einem  Dezennium  noch 
14  Kantone  in  diesem  Falle  waren  und  die  Verhältniss- 
zahl von  30  imd  mehr  Prozent  guter  Gesammtleistungen 
haben  nunmehr  schon  15  Kantone  erreicht,  gegen  bloss 
sieben  Kantone  mit  gleich  günstigem  Ergebniss  im 
Jahre  1894.» 

Gesetzgebung.  Ueber  die  neue  Felddienst- 
ordnung enthält  ein  Artikel  von  Oberst  Hungerbühler 
in  seiner  «Schweizerischen  Monatsschrift  für  Offiziere  aller 
Waffen»  eine  sehr  sachverständige  Auseinandersetzung. 
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Als  revisionsbedürftig  hat  sich  gezeigt  das  Militär- 
versicherungsgesetz; namentlich  ist  wOnschenswerth 
eine  strengere  Ausmusterung  aller  bereits  Kranken  vor 
dem  Eintritt  in  den  Dienst,  da  sie  nachher  keine  Ent- 
schädigung erhalten,  wenn  sie  die  Krankheit  nicht  im 
Dienste  sich  zuzogen. 

In  Bezug  auf  das  Militärstrafgesetz  wurde  im 
Nationalrath  folgende  Motion  eingereicht: 

«Der  Bundesrath  wird  ersucht,  die  Frage  zu  prüfen, 
ob  es  nicht  am  Platze  wäre,  anlässlich  der  Ausarbeitung 
des  Entwurfes  eines  eidgenössischen  Strafgesetzbuches 
die  Gesetze  vom  27.  August  1861  über  die  Stra&echts- 
pflege  für  die  eidgenössischen  Truppen  tmd  die  Militär- 
sirafgerichtsordnung  vom  28.  Juni  1889  zu  revidiren,  ins- 
besondere zu  dem  Zweck,  um  sämmtliche  bürgerliche 
Delikte  in  die  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte 
fallend  zu  erklären.> 

Die  Prüfung  des  Bundesrathes  wird  muthmasslich 
den  Erfolg  haben,  dass  man  damit  bis  zum  Erlass  eines 
bürgerlichen  einheitlichen  Strafgesetzbuches  zuwarten 
woHe. 

In  Bezug  auf  unsere  Militärmusiken  enthielt  die 
Lausanner  Zeitung  vom  14.  September  folgende  ganz  rich- 
tige Bemerkimg: 

«Nos  fanfares  ont  encore  bien  des  progres  ä  faire ; 
m^me  les  auditeurs  plac^s  immediatement  ä  cöte  de  Tins- 
pecteiu:  ne  les  entendaient  guere,  gräce  ä  l'absence  de 
tout  clairon.  En  outre,  leur  r^pertoire  est  d^cid^ment 
d'une  pauvrete  d^sespörante.  Quand  se  trouvera-t-il, 
parmi  nos  compositeurs  suisses,  un  homme  d^sireux  de 
mettre  son  talent  au  Service  du  pays  en  dotant  nos  trou- 
pes  d'airs  de  marche  ä  la  fois  populaires  et  entrainants?» 

Wir  sehen  wirklich  auch  nicht  ein,  wozu  wir  künftig 

Musiker    mit    eidgenössischen    Subventionen    ausbilden 

sollen,  wenn  sie   uns  nicht  einmal  dazu  dienen  können. 
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Der  Ereisinstruktor  der  dritten  Division  hatte  bereits 
den  guten  Gedanken,  die  Regimentskommandanten  der 
dritten  Division  zu  veranlassen,  besondere  Märsche,  wenn 
möglich  historischen  Charakters,  für  ihre  Regimenter  als 
Defiliermärsche  vorzuschlagen.  An  einem  Abend  wurden 
diese  Märsche  von  der  Musik  der  Infanterie-Rekruten- 
schule III-2  vor  der  Kaserne  Beundenfeld  vorgetragen. 
Diese  Märsche  sind:  für  das  neunte  Regiment  der  sogen. 
Neuenegg-Marsch  von  Thiele;  für  das  zehnte  Inf.-Begi- 
ment  der  Berner  Marsch;  für  das  elfte  Regiment  der 
Marsch  der  Zünfte  aus  dem  Jubiläumsfestspiel  von  Mun- 
zinger;  für  das  zwölfte  Regiment  ein  von  KapeUmeister 
Koch  nach  einer  alten  Melodie  des  16.  Jahrhunderts  (Er* 
oberung  der  Waadt)  arrangirter  Marsch. 

Es  ist  in  der  That  auffallend,  wie  sehr  viel  besser 
diese  eigentUch  sehr  einfachen  historischen  Märsche 
gegenüber  den  modernen,  oft  erbärmlichen  Kompositionen 
sich  anhören. 

Der  Streit  von  Lavey  mit  der  dortigen  Badegesell- 
schaft fand,  nachdem  das  Bundesgericht  die  Kompetenz- 
einrede der  Eidgenossenschaft  mit  Urtheil  vom  8.  Mai 
1893  abgewiesen  hatte,  eine  gütliche  Erledigung.  Auch 
gegenüber  der  Gemeinde  Lavey  scheint  nun  Ruhe  einge- 
treten zu  sein.    Ein  diessfäUiger  Bericht  sagt: 

«Die  Festungstruppe  darf  beanspruchen,  dass  in  Lavey 
eine  gute  Schule  eingerichtet,  d.  h.  ein  rechtes  Haus  dafür 
eingeräumt  und  ein  tüchtiger  Lehrer  angestellt  werde. 
Dieser  Forderung  soll  und  wUl  die  Gemeinde  entsprechen. 
Dagegen  wird  der  Bundesrath  nur  etwa  12  statt  der  45 
Mann  der  Festungstruppen  gestatten,  am  Generalrath  der 
Gemeinde  theilzunehmen,  so  dass  den  Bürgern  stets  die 
Mehrheit  verbleibt.  An  andern  Gemeindeangelegenheiten 
hat  die  Festungstruppe,  deren  Bestand  wechselt,  kein  so 
wesentliches  Interesse.  Zwei  Offiziere  der  Festungstruppe 
wurden  vom  Militärdepartement  wegen  der  bekannten 
Ausschreitungen,  die  der  Handel  zeitigte,  zu  Arrest  ver- 
urtheilt.> 
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Im  Granzen  wird  jetzt,  nach  den  Erfahrungen  des 
russisch-japanischen  Krieges,  wieder  mehr  Gewicht  auf 
die  allgemeine  Erziehung  der  Jugend  zur  Wehrhaftigkeit 
und  Tapferkeit  gelegt.  Die  Hungerbühler'sche  Militär- 
zeitschrift sagte  darüber  schon  vor  geraumer  Zeit: 

«Faites-nous  des  hommes,  nous  en  ferons  des  sol- 
dats!»  rief  der  Greneral  Ghanzy  1882  den  Turnern  am 
Bundesfeste  zu  Rheims  zu. 

Vor  500  Jahren  sagte  ein  ausländischer  Schriftsteller, 
die  Schweizer  würden  von  der  Wiege  an  zum  Kampf 
erzogen,  und  ein  schweizerischer  Chronikschreiber  be- 
richtete mit  Stolz,  wie  angelegen  es  sich  die  Eidgenossen 
sein  liessen,  sich  durch  Leibesübungen  aller  Art  —  Laufen, 
Springen,  Ringen,  Stein-  und  Stangenstossen^  Fechten  mit 
mancherlei  Gewehr,  Schwinunen  und  Jagen  —  zum 
Eri^e  vorzubereiten.  Mit  Beschämung  müssen  wir  be- 
kennen, dass  wir  die  gute  alte  Zeit  in  aJl  diesen  Stücken 
noch  lange  nicht  erreicht  haben,  wenn  vnr  auch  gelegent- 
lich stolz  auf  den  militärischen  Vorunterricht,  auf  die 
Turnvereine  und  auf  die  Schützengesellschaften  hinweisen. 
Unsere  Volksschule  hat  die  Aufgabe  noch  lange  nicht 
erfasst,  die  ihr  der  alte  Sieur  de  Montaigne  vorhält  mit 
den  Worten:  «Man  erzieht  nicht  eine  Seele,  nicht  einen 
Leib,  sondern  einen  Menschen;  man  muss  nicht  zwei 
daraus  machen  und  nicht  das  eine  ohne  das  andere  bilden 
wollen,  sondern  sie,  wie  ein  Paar  an  einen  Wagen  'ge- 
spannte Pferde  gleichmässig  leiten.»  Das  jetzige  Schul- 
turnen ist  kaum  hinreichend,  um  die  gesundheitsschäd- 
lichen Einflüsse  der  Schule  zu  pariren;  den  Leib  harmo- 
nisch auszubilden  vermag  es  keineswegs.  Später,  wenn 
die  Werkstätten,  die  Schreibstube  und  der  Landbau  die 
jungen  Leute  in  Beschlag  nehmen,  sollten  die  Turn- 
vereine das  Versäumte  nachholen  und  die  weitere,  dann 
doppelt  nöthige  Ausbildung  übernehmen.  Das  geschieht 
auch  mit  regem  Bemühen,  aber  wie  viele  tausend  Jüng- 
linge unseres  Volkes  schauen  müssig  zu,  anstatt  sich  in 
frifldier  Weise  mitzubethätigen. 
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Es  ist  schon  behauptet  worden,  der  gegenwärtige 
Tumbetrieb  sei  schuld  an  dieser  betrüblichen  Erscheinung. 
Er  sei  im  eigentlichen  Sinne  dazu  angethan,  die  grosse 
Masse  der  jungen  Leute  abzuschrecken,  und  in  der  Tbat 
sind  die  zusammengesetzten,  kunstvollen  Uebungen,  die 
an  den  Wetttumen  verlangt  werden,  nicht  Jedermanns 
Ding.» 

Wir  sind  eher  der  Meinung,  das  heutige  Turnen  leide 
an  der  Neigung  zur  theatralischen  Schaustellung.  Solche 
aufgeputzte  Turner  in  Pantoffeln,  wie  man  sie  jetzt  sieht, 
sind  später  schwerlich  gute  kräftige  Soldaten. 

Ein  anderer,  schon  älterer  Aufsatz  der  gleichen  vor- 
trefflichen Zeitschrift  sagte: 

«Als  eine  Folge  des  Boeren-Krieges,  der  vielleicht 
mehr  als  irgend  ein  anderer  der  neuesten  Zeit  die  Ge- 
mOther  allenthalben  erregt  hat,  darf  wohl  die  Erschei- 
nung aufgefasst  werden,  dass  die  kleineren  Staaten  Eu- 
ropas auf  einmal  eifrig  bestrebt  sind,  ihre  Heeresmacht 
zu  verstärken.  Holland,  Belgien,  Schweden  und  Norwegen 
—  sie  alle  beabsichtigen  Heeresumgestaltungen,  die  zum 
Theil  recht  einschneidender  Natur  sind  imd  ausserordent- 
liche Opfer  auferlegen.  Auch  bei  ims  wird  man  sich 
hoffentlich  der  Erkenntniss  nicht  mehr  allezu  lange  ver- 
schliessen,  dass  es  nicht  genügt,  die  treue  Liebe  zum 
Vaterlande  nur  mit  Worten  und  mit  Liedern  zu  bezeugen, 
sondern  dass  es  vor  allem  heisst:  «Mit  der  That  will  icii's 
erwidern,  Dir  in  Kampf  und  Not  und  Streit!»  Natürlich 
wird  gegen  die  Forderung  längerer  Dienstzeit  wieder 
das  Schreckgespenst  des  unersättlichen  Militärmolochs 
ins  Feld  geführt  werden,  aber  man  möge  sich  doch  aller- 
seits den  Satz  vor  Augen  halten,  dass  das,  was  ein  Volk 
an  die  tüchtige  Ausbildung  seines  Heeres  wendet,  früher 
oder^später  an  Blut  und  Thränen  erspart  wird.> 

Das  Wichtigste  ist  aber  das,  was  die  Japaner  unter 

«Bushido»   verstehen  und   wodurch    sie  namentlich  den 

Russen  überlegen  waren,  die  Erziehung  ihrer  Jugend  zu 
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Mannhaftigkeit,  Yerschmähung  der  erbärmlichen  entner- 
venden Genusssucht  und  des  ganzen  Materialismus  über- 
haupt, an  SteUe  des  Streberthums  und  Nietzsche-Systems, 
das  sie  jetzt  überall  in  ihrem  Marke  angreift.  Nur  aus 
einem  ganz  idealistischen  Boden  heraus  kann 
ein  kräftiger  Patriotismus  entstehen,  ohne  den 
das  beste  Militärsystem  nichts  ausrichtet. 
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In  unserer  inneren  Politik  befinden  wir  uns  jetzt  in 
ein6m  eigenthümlichen  Zustand.  Die  nothwendige  «Cen- 
tralisation»,  welche  der  politische  Gedanke  unserer  Jugend- 
zeit, der  nunmehr  vergangenen  Generation,  war,  ist  erreicht. 
Es  fehlen,  nachdem  auch  das  Nationalbankgesetz  vorlftufig 
zu  Stande  gebracht  ist,  nur  noch  «Ausbauten»  und  die 
«fortschritthche»  Partei  in  der  Eidgenossenschaft,  welche 
seit  1848  die  führende  war  und  es  zur  Zeit  noch  ist,  steht 
im  Begriff  die  «erhaltende»  zu  werden. 

An  sich  würde  jetzt  die  «Führung»  an  die  Föderalisten 
überzugehen  haben,  wenn  sie  selbst  grosse  und  ausführ- 
bare Ziele  hätten  und  die  Leute  dazu,  um  sie  durchzu- 
führen. Die  Kantone  sind  aber  nicht  mehr  recht  lebens- 
fähig und  programmfähig;  sie  sind  vielmehr  auch  mit- 
gerissen in  den  grossen  und  unbehaglichen  Train  xmd 
die  bureaukratische  Auffassung  des  modernen  Staats- 
lebens, in  der  sich  unser  Volk  nicht  m^hr  recht  ge- 
müthlich  fühlt.  Sie  müssten  jetzt  eine  Rückkehr  zu 
einer  gesunden  Einfachheit  wahrhaft  repubhkamschen 
Lebens,  ohne  beständige  Nachahmung  aller  ausländischen 
Bestrebungen,  und  ohne  die  Vielgeschäftigkeit  und  Ab- 
hetzung der  Menschen  mit  solchen,  oft  recht  unfrucht- 
baren Au^ben,  vertreten.  Aber  dazu  gehören  eben 
andere  Leute,  als  sie  sie  jetzt  durchschnittlich  haben  und 
als  sie  aus  unseren  ebenfalls  zu  vielgeschäftigen  und 
materialistisch  gesinnten  Schulen  hervorgehen.  Was  dem 
schweizerischen  Volke,  wie  allen  Völkern,  zur  Zeit  am 
meisten  fehlt  und  ihm  nicht  mit  Verfassungsrevisionen, 
oder  Gesetzen  und  Institutionen   zu  verschaffen  ist,  ist 
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ein  gewisser  Friede,  ein  ruhiges  stilles  Behagen,  das 
nicht  mit  dem  blossen  äusseren  Weltfrieden  und  auch 
nicht  mit  dem  gedeihlichen  Fortgang  der  nationalen 
Oekonomie  identisch  ist. 

Zuerst  müssen  wieder  Einzelne  dazu  gelangen,  aus 
dem  unruhigen  Getriebe  dessen  heraus  zukommen,  was  man 
im  Granzen  «moderne  Kultur»  nennt,  und  was  bloss  theil- 
weise  gute  Früchte  gebracht  hat.  Nachher  kommt  das  Volk 
im  Ganzen  wieder  dahin.  Aber  so  weit  sind  wir  noch 
nicht,  und  es  ist  sehr  zweifelhaft,  ob  wir  ohne  äussere 
Ereignisse,  die  eine  Vertiefung  bringen,  überhaupt  dazu 
gelangen  werden. 

Zunächst  gehen  wir  aus  dem  Parlamentarismus  in  die 
reine  Demokratie  über.  Schon  jetzt  wählen  alle  Kan- 
tone, ausser  4,  ihre  Regierungen  imd  ihre  Ständeräthe 
durch  das  Volk.  Die  Richterwahlen,  selbst  der  obersten 
Grerichte,  werden  auch  folgen,  und  sogar,  was  von  noch 
zweifelhafterem  Vortheil  ist,  die  Bundesrathswahl.  Gleich 
bei  Beginn  der  neuen  Legislatur-Periode  wird  die  «Initiative 
für  Gesetzgebung»  zur  Besprechung  und  wahrscheinlich 
Annahme  gelangen  und  allmähUg  wohl  auch  das  obligato- 
rische, statt  des  bloss  ihkultativen  Referendums. 

Dann  muss  aber  die  Demokratie,  welche  die  Leitung 
des  ^Staatswesens  übernimmt,  sich  besser  organisiren 
und  auch  sogar  richtigere  Parteibezeichnimgen  für  ihre 
Unterabtheilungen^  finden.  Was  heisst  «radikal»  z.  B.? 
Grundsätzlich,  ohne  Neigung  zu  Kompromiss.  Es  be- 
zeichnet eigentiich  keine  Parteiauffassung,  sondern  eine 
Art  der  Behandlimg  politischer  Fragen  überhaupt,  und  es 
kann  ebenso  gut,  als  fortschrittiiche,  auch  konserva- 
tive, oder  ultramontane  Radikale  geben  und  gibt  sie  auch. 
Was   heisst    «konservativ»?   Niemand  will   es  zur  Zeit 


668  Jahresbericht  1906. 

m^r  sein,  obwohl  eine  baldige  Zukunft  eine  grosse 
Partei  nothwendig  machen  wird,  die  unser  Staatswesen 
in  seiner  Eigenart  gegen  die  Abhängigkeit  vom  Ausland 
und  die  Nachahmung  fremdländischer  Theorien  zu  er- 
halten gesonnen  ist.  «Ultramontan»  vollends  ist  gar 
kein  sicherer  Begriff  mehr,  und  ebensowenig  «demokra- 
tisch», oder  «Yolkspartei» ;  das  sind  jetzt  Alle  geworden. 

Die  Haupttendenz  der  kommenden  Periode  wird, 
neben  der  patriotischen,  die  auf  grossere  Einfieudi- 
heit  in  der  Lebensführung  und  gegen  die  materialistische 
Weltanschauung  gerichtete  sein,  mit  der  unser  Staats- 
wesen nicht  bestehen  kann.  Der  Uebergang  der  parla- 
mentarisch-repräsentativen an  die  mehr  demokratische 
Regierung  wird  nothwendig  eine  Rückkehr  zu  einer  Art 
von  Regi^img  durch  ständige  Kommissionen 
zur  Folge  haben,  wie  wir  sie  bereits  in  der  Finanzkom« 
mission  und  Alkoholkommission  haben,  denen  bald  eine 
ständige  Kommission  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten, 
für  die  Eisenbahnen  imd  vielleicht  für  das  Bauwesen 
folgen  wird.  Darin  allein  liegt  die  Möglichkeit  einer 
wirklichen  Kontrolle  und  einer  Schranke  gegen  die 
sonst  uferlos  sich  ausbreitende  Beamtenherrschaft. 

Von  den  speziellen  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung 
wird  die  Herstellung  eines  Versicherungswerkes  die 
nächstliegende  und  nothwendigste  sein.  Sie  wird  sich 
aber  schwerlich  en*eichen  lassen  ohne  eine  Aenderung 
ded  Niederlassungs-  und  Bürgerrechts,  starke  Einbürge- 
rung der  Niedergelassenen,  ähnlich  derjenigen  der 
Heimathlosen,  Beschränkung  der  blossen  Aufenthalter 
im  Stimmrecht,  überhaupt  Rückverlegung  des  Schwer- 
punktes auf  die  bürgerliche  Heimath  und  das  Heimatli- 
recht,  statt  auf  den  blossen  Wjohnsitz.  Die  internationalen 
Verträge  haben  damit  bereits  den  Anfang  gemacht 
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Die  centralisirte  Civilgesetzgebung  halten  wir  fdr  etwas 
6)3sicbertes  und  politisch  Bedeutendes,  d.  h.  zur  Er- 
haltung unserer  politischen  Selbständigkeit  und  Abge- 
schlossenheit nach  Aussen  DienHches  und  sogar  Noth- 
wendiges.  Diese  Einsicht  ist  jetzt  glücklicherweise,  gegen- 
üben  den  Zeiten  des  JiuistenYereins  und  Eidg.  Justiz- 
departements von  1863  und  64  vorhanden. 

Das  Fatale  für  unser  Staatswesen  ist,  dass 
es  jetzt  zu  sehr  auf  Frieden  eingerichtet  ist.  Wenn 
eine  Periode  europäischer  Kriege  kommen  sollte,  an  denen 
wir  betheiUgt  wären,  würde  sich  Manches  als  nicht  recht 
standfest  erweisen. 

Die  Bundesverfassung  wiu-de  am  19.  März  d.  J. 

mit  Bezug  auf  den  Erfindungsschutz  abgeändert.  Der 

bezügliche  Bundesbeschluss  vom  9./22.  Dez.  1904  lautet: 

«Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen 

Eidgenossenschaft, 
Dach   Einsicht   einer   Botschaft    des   Bundesrathes   vom 

13.  November  1903; 
in  Anwendung  der  Artikel  84,  86  Ziffer  14,  118  und  121 
der  Bundesverfassung, 

besch]iesst: 
I.  Das  vierte  Lemma  des  ersten  Absatzes  des  Art.  64 
der   Bundesverfassung    wird  aufgehoben   und  durch  fol- 
gendes ersetzt: 

«über   den  Schutz  gewerbüch  verwerthbarer  Erfin- 
dungen, mit  Einschluss  der  Muster  und  Modelle.» ') 

Art.  64   der  Bundesverfassung  lautet  nun  nach  An- 
nahme des  obenstehenden  Beschlussesentwurfes  wie  folgt : 
«Dem  Bund  steht  die  Gesetzgebung  zu: 

')  Bis  jetzt  lautete  das  vierte  Lemma  wie  folgt:  «über 
den  Schutz  neuer  Muster  und  Modelle,  sowie  solcher  Erfin- 
dungen, welche  durch  Modelle  dargestellt  und  gewerbüch 
Terwerthbar  sind.» 


070  Jahresbericht  1905. 

über  die  persönliche  Handlungsfähigkeit; 
über  alle  auf  den  Handel  und  Mobilia^rverkehr  bezüg- 
lichen Rechtsverhältnisse(Obligationenrecht,  mit  In- 
begriff des  Handels-  und  Wechselsrechts) ; 
über  <^as  Urheberrecht  an  Werken  der  Litteratur  und 

Kunst; 
über  den    Schutz   gewerblich  verwerthbarer  Erfin- 
dungen, mit  Einschluss  der  Muster  und  Modelle; 
über  das  Betreibungsverf  ahren  und  das  Eonkursrecht. 
Der  Bund  ist  zur  Gesetzgebung  auch  in  den  übrigen 
Gebieten  des  Civilrechts  befugt. 

Die  Organisation  der  Gerichte,  das  gerichtliche  Ver- 
fahren und  die  Rechtsprechung  verbleiben  wie  bis  an- 
hin  den  Kantonen.» 

Das  Ergebniss  der  Abstimmung  war  das,  dass  alle 
Stände  ausser  Appenzell  I.-Rh.  und  199,187  gegen  83,935 
Yolksstimmen  die  Verfassungsveränderung  annahmen 
(B.-Bl.  1905,  Nr.  17).  Die  grössten  ablehnenden  Minder- 
heiten zeigten  sich  in  Zürich,  Bern,  St.  Gallen  und  Aargau. 
Zu  diesen  Minderheiten  trug  ohne  Zweifel  das  unange- 
nehme Gefühl  eines  gewissen  Einflusses  des  Auslandes 
bei,  der  sich,  namentlich  gegenüber  unserer  chemischen 
Industrie,  geltend  gemacht  und  im  deutschen  Reichstag 
sowohl,  als  bei  den  Verhandlungen  über  den  Handelsver- 
trag mit  dem  Deutschen  Reich  Ausdruck  gefunden  hatte. 
Es  ist  gut,  dass  dieses  Gefühl  noch  bei  uns  besteht,  aber 
auch,  dass  in  dieser  Sache  Gerechtigkeit  gegenüber  den 
ausländischen  Patentinhabern  gewaltet  hat. 

Von  den  Kantonsverfassungen  ist  die 
Genferische  vom  24.  Mai  1847  im  Laufe  dieses  Jahres 
vier  Mal  abgeändert  worden.  Die  Partialrevisionen  dieses 
Kantons  sind  nun,  nach  der  offiziellen  Zählung,  auf  28  an- 
gestiegen, von  denen  allerdings  mehrere  inmuer  wieder 
Abänderungen  von  früheren  enthalten,  so  dass  es  ziem- 
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lieh  schwer  ist,  sich  darüber  genaue  Bechenscbaft  zu 
geben. 

Die  erste  vom  19.  März  1905  enthält  eine  Abänderung 
des  Yerfassungsgesetzes  vom  25.  Mai  1875  über  das  fa- 
kultative Beferendiun  und  setzt  die  zu  einer  Abstimmung 
erforderlichen  Initiativstimmen  von  3600  auf  2600  herab. 
Die  drei  andern,  alle  vom  17.  Juni  1906,  ändern  ab  die 
Art  18, 19,  20  der  Verfassung,  beziehungsweise  eigentUch 
noch  mehr  das  Yerfassungsgesetz  vom  21.  September  1901, 
femer  das  Yerfassungsgesetz  vom  6.  Juni  1891,  den  Art.  27 
des  Yerfassungsgesetzes  vom  28.  August  1886  und  den 
Art  66  des  Verfassungsgesetzes  vom  6.  Juni  1891.  Der  In- 
halt dieser  Abänderungen  ist  der,  dass  bei  Einbürgerungen 
Sehweizerbürger  von  fremden  unterschieden  werden,  im 
Uebrigen  aber  die  Einbürgerungsbedingungen,  sowie  die 
Bedingungen  der  Rückerwerbung  des  Bürgerrechts  durch 
eine  ausheirathende  Genferin  künftig  durch  ein  noch 
nicht  erlassenes  Gesetz,  nicht  durch  die  Verfassung  selbst, 
bestimmt  werden  soUen.  Der  Bundesrath  und  die  eidg. 
Rftthe  knüpften  an  die  Garantieertheilung  hiefür  den 
Vorbehalt  des  Art.  44,  Abs.  2  der  Bundesverfassung  imd 
des  eidg.  neuen  Gesetzes  über  Erwerb  imd  Verlust  des 
Bürgerrechts  vom  26.  Juni  1903. 

Im  Weiteren  vrird  die  in  Genf  bereits  seit  1891  be- 
stehende Gesetzesinitiative  im  Sinne  der  Verein&chung 
näher  formulirt.  Eigenthümlich  ist  dabei,  dass,  wenn 
zwei  Entwürfe,  einer  der  Volksinitiative  und  ein  anderer 
des  Grossen  Raths  über  den  gleichen  Gegenstand  gleich- 
zeitig zur  Abstimmung  gelangen,  man  auch  zwei  Mal  Ja, 
nicht  bloss  zwei  Mal  Nein,  wie  nach  dem  eidgenössischen 
Verfassungsinitiativgesetz,  stimmen  darf,  und  dass,  wenn 
ftllf&llig  beide   Entwürfe   gleich   viel  Stimmen   erhalten 
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sollten,  der  des  Grossen  Raths,  nicht  der  des  Volks  an- 
genommen ist  —  ein  starker  atavistischer  Rückfall  aus 
der  demokratischen  in  die  repräsentative  Anschauung. 
Endlich  wird  die  Zählung  der  Wahl-  und  Abstimmungs- 
resultate nicht  mehr  in  öffentlicher  Sitzung  der  sämmt- 
liehen  Wahlbüreaus,  sondern  in  einer  öffentlichen  Sitzung 
in  der  Staatskanzlei,  unter  Beizug  von  drei  Abgeordneten 
der  Wahlbüreaux,  die  der  Staatsrath  wählt,  vorgenommen 
Bei  den  Staatsrathswahlen  gilt  relative  Mehrheit,  ^falls 
das  Mehr  Vb  der  gültigen  Stimmzettel  aufweist,  im  zweiten 
Wahlgang  überhaupt  relatives  Mehr  unbeschränkt.  Bei 
Stimmengleichheit  ist  der  ältere  Kandidat  gewählt,  eine 
Huldigung  gegenüber  der  «Weisheit  des  Alters»  ganz  im 
Sinne  der  Spartaner  gegenüber  den  Athenern,  die  sonst 
heutzutage  imgewöhnlich  ist. 

Alle  diese  Verfassungsveränderungen  wurden  in  Genf 
mit  grossen  Mehrheiten,  aber  bei  sehr  geringer  Be- 
theiligung der  Abstimmenden  (durchschnittUch  bloss  1860 
auf  24,800  Stimmberechtigte)  angenommen.  Die  grös- 
seren Fragen  kommen  in  Genf  erst  in  nächster  Zukunft 
an  die  Tagesordnung.  Es  sind  dies  die  Zonenfrage,  die 
Faucillebahn  und  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche, 
worüber  wir  unter  «auswärtige  Beziehungen»  und  «Kirche» 
bereits  gesprochen  haben.  AusserordentUch  wünschens- 
werth  wäre  eine  gute  neuere  Darstellung  der  Genfer  Ge- 
schichte im  18ten  Jahrhundert,  namentlich  von  1706/07, 
der  Hinrichtung  der  Volksführer  Lemaltre  und  Fatio, 
1736,  Vergleich  zwischen  Rath  und  Bürgerschaft,  und 
dann  ganz  besonders  der  sozialen  Revolution  vom  Fe- 
bruar 1781,  welche  zu  der  Intervention  der  drei  Nach- 
barstaaten Frankreich,  Sardinien  und  Bern  führte  und 
das  Vorspiel  der  französischen  Annexion  von  1798  war. 
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Das  sind  Alles  jetzt  sehr  vergessene  Dinge,  und  es  ist 
nicht  gut,  dass  sie  es  sind.  Sie  sind  ein  Lehrmittel  ohne 
seines  Gleichen,  namentlich  in  einer  Zeit,  die  einige  Aehn- 
lichkeiten  zeigt. 

Noch  vom  vorigen  Jahre  datirt  eine  fünfte  Genferische 
Verfassungsabftnderung  vom  27.  Nov.  1904,  wodurch  alle 
Richterwahlen  (auch  des  Obergerichts,  des  Kassationshofs, 
des  Staatsanwalts  und  Untersuchungsrichters)  künftig  dem 
Volke  zukommen.  Ein  Zusatz  betreffend  Vacanzen  in  der 
Zwischenzeit  zwischen  den  Wahlen,  wonach  ein  Gesetz 
solche  provisorische  Erneuerungen,  im  Gegensatz  zu  dem 
konstitutionellen  Prinzip,  soll  regeln  können,  erregte 
einiges  Bedenken.  Es  ist  dies  eine  Art  von  «Delegation», 
wie  sie  im  Art.  114  der  Bundesverfassung  zwar  auch  be- 
steht und  bei  dem  Erlass  des  Anarchistengesetzes  in  An- 
wendung gekommen  ist. 

Die  Tessiner  Verfassung,  die  vom  23.  Juni  1830 
(und  nicht,  wie  es  in  der  bundesräthlichen  Botschaft  vom 
3.  M&rz  1905  heisst,  vom  2.  Juli  1892')  ist,  wurde  durch 
ein  Verfassungsgesetz  abgeändert,  das  am  6.  November 
1904  mit  knapper  Volksmehrheit  (10906  gegen  10221 
Stimmen)  angenommen  wurde.  Die  Aenderungen  betreffen 
die  Wahlart  des  Grossen  Raths  und  des  Staatsraths  nach 
dem  im  Tessin  geltenden  Proporz,  der  hier  wieder  einige 
Verbesserungen  (oder  soll  man  sagen  Verschlimmerungen  ?) 
erfährt.  Bei  den  Grossrathswahlen  werden  alle  Bruch- 
theile  im  ganzen  Kanton  vereinigt  und  mit  der  Zahl  der 
nicht  in  den  Wahlkreisen  bereits  gewählten  Mitglieder 
plus  1  dividirt.  Die  Zutheilung  folgt  dann  nach  folgender 
etwas  unklaren  Bestimmung: 

')  Dies  ist  bloss  eine  allerdings  sehr  umfassende  Partial- 
revision und  auch  nur  als  solche  garantirt  worden. 

43 
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«Die  Zutheihmg  der  sonach  als  gewählt  erklärten 
Abgeordneten  an  die  einzelnen  Wahlkreise  erfolgt  sodann 
in  der  Weise,  dass  die  jeder  Gruppe  zukommenden  Ab- 
geordneten demjenigen  Wahlkreis  oder  denjenigen  Wahl- 
kreisen zugewiesen  werden,  in  denen  sich  für  die  betref- 
fende Gruppe  die  grössten  ßruchtheile  ergeben  haben^ 
immerhin  so,  dass  jeder  Wahlkreis  die  ihm  gemäss  der 
Wählerliste  zukommende  vollständige  Vertretung  erhält.» 

Die  Ersatzwahlen  von  nicht  mehr  als  2  Mitgliedern 
finden  nach  absolutem  Mehr,  also  nicht  nach  Propor- 
tionalsystem statt.  (Fehlt  in  der  Botschaft.)  Für  den 
Staatsrath  von  5  Mitgliedern  kommt  fortan  das  «limitirte 
Votum»  in  Anwendung,  wonach  man  nur  für  4  stimmen 
darf,  bei  Ersatzwahlen  das  absolute  Mehr,  also  nicht  das 
Proporzsystem.  Dieses  Hmitirte  Votum,  das  hier  wieder 
zu  Ehren  kommt,  ist  das  einfachste  der  Proporzsysteme, 
aber  allerdings  bei  mehr  als  2  Parteien  nicht  sehr 
praktisch;  es  galt  früher  auch  in  England  und  Italien. 

Die  Verfassung  von  Aargau  wurde  durch  Volksab- 
stimmung vom  30.  October  1904  abgeändert.  Die  wesent- 
liche Abänderung  betrifft  die  Volkswahl  der  Regie- 
rung und  der  Ständeräthe.  Das  Uebrige  sind  Redak- 
tionsabänderungen ohne  erheWiche  Bedeutung.  Diese 
Aenderung  ist  bundesrechtUch  erlaubt,  sie  liegt  sogar  in 
einem  gewissen  Zuge  der  Zeit.  Die  Mehrheit  der  Kantone 
geht  nach  und  nach  dazu  über.  Auch  Bern  kommt  näch- 
stens damit  an  die  Reihe,  Im  WaUis  scheint  es  ebenfalls 
im  Werke  zu  sein. 

Man  will  im  Allgemeinen  durch  die  Volkswahl  der 
Regierungen  diese  stärken  und  ihnen  eine  Art  Rückgrat 
gegen  die  Grossen  Räthe  geben,  so  dass  sie  nicht  bloss 
eine  Art  Ausschuss  derselben  sind,  wie  die  Minister  in 
konstitutionellen   Monarchien,    die   mit   den   Mehrheiten 
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wechseln  müssen.  Man  schliesst  sie  daher  auch  vom 
Grossen  Rath  aus.  Das  Bedenkliche  ist  bloss  das,  dass 
solche  Vorgänge  in  den  Kantonen  bei  uns  immer  Vorspiele 
fOr  den  Bund  sind,  und  da  hat  die  Frage  ihre  grossen 
Bedenken,  die  auch  von  der  Mehrheit  des  Volks  noch 
vor  wenigen  Jahren  getheilt  wurden. 

Man  kann  auch  kamn  das  Beispiel  anderer  Repu- 
bliken anführen.  Das  von  Frankreich,  die  Präsidenten- 
wahl Louis  Napoleons,  ist  nicht  eben  verlockend.  In 
Amerika  besteht  keine  Volkswahl;  die  wollte  die  Ver- 
fossung  von  1787  ausdrücklich  nicht  und  wenn  jetzt  die 
Wahlmänner  mit  einem  imperativen  Mandat  gewählt 
werden,  so  ist  das  nur  eine  durch  die  Praxis  geheiligte 
Fälschung  der  Verfassung. 

Bei  uns  ist  dies  historisch  nie  dagewesen,  und  es 
würde  leicht  in  schweren  Zeiten  zu  einem  dauernden 
General-Präsidenten,  wie  Porfirio  Diaz  in  Mexiko, 
fütturen.  Wir  können  vernünftigerweise  nur  so  fortfahren 
wie  jetzt  und  möglichst  unabhängige  Leute  wählen. 

Ebenso  hat  die  Wahl  der  Ständeräthe  durch 
das  Volk  etwas  Bedenkliches,  wenn  sie,  wie  es  den  An- 
schein hat,  bald  ganz  allgemein  wird.  Wenn  dann  diese 
Ständeräthe  noch  zu  gleicher  Zeit,  in  den  gleichen  Wahl- 
kreisen und  auf  die  gleiche  Amtsdauer  wie  die  National- 
räthe  gewählt  werden,  so  brauchen  sie  bloss  noch  vom 
Bund  entschädigt  zu  werden ,  dann  haben  wir  zwei 
Nationalräthe,  die  in  zwei  verschiedenen  Zimmern  sitzen, 
nichts  anderes.  Dazu  sind  wir  übrigens  bereits  auf  dem 
besten  Wege.  Der  Bund  bezahlt  schon  längst  die 
Kommissionen  des  Ständerathes.  Wo  steht  das  in  der 
Verfassung?  Jetzt  haben  wir  5ft«r  gemischte  Kommis- 
sionen —  mit  gutem  Erfolg,  das  ist  zuzugeben  —  das 
steht  auch  nirgends  in  derselben. 
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Nun  kommt  dazu  die  gemischte  Finanz<|ele- 
gation.  Dieselbe  wird  die  Finanzf ragen  ganz  in  ihre 
Hand  bekommen  und  ihr  wird  eine  Eisenbahnkommission 
und  eine  diplomatische,  vielleicht  aucji  eine  militärische 
(an  Stelle  der  Landesvertheidigungskommission)  mit  SidiQr- 
heit  folgen.  Das  ist  dann  aber  alles  nicht  mehr  Zwei- 
kammersystem. 

Dasselbe  hat  den  evidenten  Vortheil  einer  doppelten 
Berathung  von  zwei  verschiedenartigen  Behörden. 

Wir  hatten  es  aber  vor  1848  nie,  auch  in  der  Helvetik 
nicht,  denn  da  war  immer  die  Eine  Behörde  bloss  vor- 
berathend,  oder  bestätigend.  Wir  haben  es  Amerika  nach- 
geahmt, aber  auch  nicht  ganz;  denn  in  Amerika  ist  der 
Senat  nicht  bloss  eine  gleichberechtigte  Kammer,  sondern 
noch  eine  berathende  Behörde  des  Präsidenten  in  wich- 
tigen Sachen,  z.  B.  Wahlen,  ein  Art  von  Staatsrath. 

Ebenso  ist  im  deutschen  Bundesstaat  der  Bundes- 
ratli  eigentlich  eine  geheim  berathende  Kommission  der 
verbündeten  Regierungen,  und  selbst  eine  Regierun^- 
behörde. 

Bei  uns  wollte  man  im  Jahre  1848  zweier- 
lei: Eine  kantonale  Vertretung  und  eine  kon- 
servative Hemmung  gegenüber  dem  vorausgesetzten 
übermässigen  Liberalismus  und  Unitarismus  des  National- 
rathes.  Jetzt  aber  ist  die  Kantonalität  auch  im  National- 
rath  ganz  genügend  vertreten,  und  liberal  ist  ja  jetzt  Alles, 
konservativ  will  gar  Niemand  mehr  heissen. 

Das  führt  allmählig  auf  eine  Tagsatzung  mit 
2  Lesungen  und  ein  ständiges  Kommissional- 
System  zurück,  wie  es  in  der  alten  Zeit  bereits  bestand. 

Die  Verfassung  von  Thurgau  wurde  am  2.  Oktober 
1904  geändert. 
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Ein  Gesetz  vom  24.  Mai  1904  betreffend  Stimmbe- 
rechtigung, Wahlverfahren,  Volksabstimmungen  und  Be- 
amtenentlassung hatte  hier  eine  Anzahl  von  Abänderungen 
an  der  Verfassung  nöthig  gemacht.  Dieselben  enthalten: 
die  Einführung  der  Stimmume  für  verschiedene  Wahlen. 
Geheime  und  obligatorische  Volksabstimmung.  Eine  An- 
zahl Verschiebungen  der  Bedingungen  des  Stimmrechts. 
U.  A.  erhalten  die  Aufenthalter  Stimmrecht  erst  nach 
12  Monaten. 

Es  ist  bei  diiesem  Anlass  wiederholt  zu  sagen,  es 
ist  eigentlich  eine  Unehre  für  die  Eidgenossenschaft, 
dass  sie .  nicht  im  Stande  ist  ein  allgemein  geltendes 
Stimmrechtsgesetz  zu  machen.  Sie  muss  das  zum  dritten 
Mal  versuchen,  sobald  das  Dringendste  der  Gesetzgebungs- 
arbeiten vorüber  ist.  In  Amerika  ist  es  freilich  auch  so, 
aber  auch  nicht  zum  Vortheil  des  Staates.  Dort  kommt  sogar 
in  Unionssachen  noch  das  Frauenstimmrecht  dazu,  das  in 
4  Staaten  besteht,  und  es  könnten  also  die  Frauen  der 
4  Staaten  faktisch  die  Entscheidung  bei  der  Präsidenten- 
wahl in  Händen  haben. 

Die  Verfassung  von  L  u  z  e  r  n  wurde  durch  ein 
Verfassungsdekret  vom  8.  Januar  1905  abgeändert.  Das- 
selbe ändert  eine  Anzahl  Artikel  der  Verfassung  vom 
28.  Februar  1875  und  fügt  einen  neuen  44^«  bei.  Der 
Inhalt  der  Abänderungen  ist  die  Einführung  der  Volks - 
wähl  für  Regierungsrath  und.Ständerath,  so  dass 
fortan  nun  nur  noch  ein  deutscher  Kanton  diese  Einrich- 
tung nicht  hat  und  3  romanische.  Dabei  soll  aber  die 
Abberufung  des  Grossen  Rathes  durch  das  Volk  inner- 
halb der  Wahlperiode,  die  bereits  bestand,  keine  Neuwahl 
d^  Re^erungsrathes  zur  Folge  haben.    Auch  hier  ist, 
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wie  öfter  bei  diesen  Revisionsvorlagen,  zu  sagen,  dass  es 

an  völliger  Klarheit  etwas  mangelt. 

Der  bimdesräthliche  Bericht  sagt  darüber  Folgendes : 

«Wenn  nach  §  3  des  Gesetzes  der  abge&nderte  §  63 
der  Verfassung  festsetzt,  die  Wahl  des  Regierungsrathes 
erfolge  in  höchstens  zwei  Wahlgängen,  wobei  im  ersten 
das  absolute,  im  zweiten  das  relative  Mehr  entscheidet, 
und  wenn  sodann  laut  §  5  des  Gesetzes  der  abgeänderte 
§  95,  Abs.  1,  Satz  1,  der  Verfassung  bestimmt,  die  Wahl 
der  Verfassungsräthe,  der  Grossräthe,  der  Mitglieder  des 
Regierungsrathes,  der  Ständeräthe,  sowie  der  Mitglieder 
der  Bezirksgerichte  habe  durch  geheimes  absolutes 
Stimmenmehr  zu  erfolgen,  des  relativen  Mehrs  also  hier 
keine  Erwägung  mehr  geschieht,  so  ist  dies  wohl 
dahin  zu  interpretiren,  dass  trotz  der  aUgemeinen 
Regel  des  §  95  dennoch  die  für  den  zweiten  Wahlgang 
bei  Regjerungsrathswahlen  aufgestellte  Sonderbestimmiing 
Gültigkeit  haben  soll.» 

Es  ist  schon  so.  Es  wäre  aber  nicht  zu  viel  ver- 
langt, wenn  man  fordert,  dass  in  einer  Verfassung  keine 
«Interpretationen»  von  vornherein  nothwendig  werden 
sollen.  Eine  andere  Initiative  in  Luzem,  die  namentlich 
die  Reduktion  des  Regierungsraths  auf  5  Mitglieder  und 
daneben  Steuerfragen  betraf,  wurde  in  der  Volksabstim- 
mung abgelehnt. 

Im  Aargau  wurde  eine  Abschaffung  der  i:Referendums- 
Gemeinde»  angenommen,  dagegen  eine  Beschränkung  des 
Referendums  auf  wichtigere  Abstimmungen,  wie  der  Grosse 
Rath  es  vorschlug,  abgelehnt. 

Ueber  eine  Revision  der  Verfassung  von  Zürich  (E. 
G.  S.  XX,  81)  ist  schon  berichtet  worden. 

Eine  ganze  Reihe  von  Verfassungsrevisionen  steht 
in  der  Zukunft  bevor.  Die  zunächst  zur  Behandlung  ge- 
langende ist  die  Initiative  des  zürcherischen  Kantonsratiies 
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vom  15.  März  1904  betreffend  die  Einführung  der  Gesetze  s- 
intiative  in  die  eidgenössische  Bundesverfassung.  Dieses 
Begebren  eines  Kantons,  das  mit  Bezug  auf  Art.  93,  Ab- 
satz3  2  der  Bundesverfassung  und  Art.  35  der  Zürcher 
Verfassung  eingereicht  wird,  führt  im  Wesentlichen  fol- 
gende Gründe  für  diese  sehr  eingreifende  Abänderung 
der  eidgen.  Verfassung  an,  welche  bereits  im  vorigen  Januar 
bei  einer  Versammlung  der  radikalen  Partei  in  Bern  zur 
Sprache  gebracht  worden  war: 

Es  werde  sich  um  einen  Zusatz  zu  Art.  89,  Absatz  1 
und  einen  Artikel  93*^^8  der  Bundesverfassung  handeln, 
wofür  besonders  spreche,  dass  alle  Kantone  ausser  dreien 
(Luzem,  Wallis,  Freiburg)  bereits  diese  Einrichtung  be- 
sitzen und  dass  auch  der  Verfassungsentwurf  von  1872 
sie  bereits  besessen  habe.  Seither  sei  sie  wiederholt 
holt  (1884  und  1893)  in  Motionen  des  Nationalrathes  ver- 
langt worden  und  sei  überhaupt  eine  Forderung  des 
gemässigten  Fortschrittes  und  eine  logische  Konsequenz 
der  Grundlagen  der  eidgen.  Verfassung.  Sie  erhalte  das 
Interesse  an  der  eidgenössischen  Gesetzgebung  und  ver- 
hindere eine  imvolksthümliche  Richtung  derselben,  sie 
lasse  endlich  auch  Anschauungen  zum  Ausdruck  kommen, 
die  in  den  Käthen  gar  nicht,  oder  nicht  genügend  ver- 
treten seien,  und  trage  das  Interesse  für  staatsrechtliche 
Fragen  in  das  Haus  und  auf  die  Strasse,  indem  sie 
eventuell  die  ganze  Presse  auf  den  Kampfplatz  rufe. 
Ueber  die  Frage,  ob  die  bestehende  Gesetzesinitiative 
in  den  B^antonen  nur  gute  Früchte  gezeitigt  habe,  schweigt 
das  Begehren,  soweit  es  Thatsachen  betriift,  und  es  würde 
wohl  auch  in  Zürich  speziell  das  nicht  unbedingt  zu  be- 
haupten gewesen  sein*).  In  eidgenössischen  Dingen  wurden 

>)  Z.  B.  die  Initiative  auf  Getreidehandel  des  Staates,  die 
Wiedereinführung  der  Todesstrafe,  das  kantonale  Banknoten- 
monopoL 
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auch  schon  mehrfach  solche  Anregungen  in  der  Form  von 
Verfassungsinitiativen  gemacht,  die  nicht  für  die  Sache 
sprechen,  so  die  Schächtinitiative  1893,  das  Recht  auf 
Arbeit  1894,  der  Beutezug  1894,  der  Proporz  1900,  die 
Volkswahl  des  Bundesrathes  1900,  die  Initiative  Fon- 
jaUaz  1903. 

Gewiss  ist,  dass  es  nach  historischen  Erfahrungen 
schwer  sein  wird  auf  die  Dauer  im  eidgen.  Recht  eine 
Einrichtung  fernzuhalten,  die  in  fast  allen  Kantonen 
besteht,  und  dass  die  ganze  demokratische  Strömung  der 
Zeit  für  die  Motion  spricht.  Ebenso  dass  es  am  Ende 
besser  ist,  eine  offene  und  unverhüllte  Gesetzesinitiative  zu 
besitzen,  als  die  verdeckte,  die  besteht,  indem  man  seine 
Begehren  in  die  Form  einer  Verfassungsrevision  kleidet 
und  sie  dadurch  nur  gefährlicher  macht.  Sicher  ist  aber 
auch,  dass  die  Parteien  und  deren  Presse  damit  den 
Gang  der  Gesetzgebung  mehr  als  bisher  in  ihre  Hände 
bekommen  und  dass  die  Initiative  des  Bundesrathes  für 
dieselbe  mehr  in  den  Hintergrund  tritt.  Der  Bundesrath 
wird  mehr  noch  bloss  das  ausführende  Organ  des  Volks- 
willens, der  sich  nicht  durch  ihn  äussert,  sondern  ihm 
imponirt  wird  imd  die  Volkswahl  des  Bundesraths,  sowie 
vielleicht  die  Proportionalwahl  der  eidgen.  Räthe  wird  sich 
dann  leichter  und  in  kürzerer  Zeit  als  Komplement  an 
diese  Neuerung  anschliessen.  Darüber  muss  man  sich  klar 
sein.  Im  Uebrigen  ist  es,  das  ist  eben  so  klar,  eine 
Sache,  die  kommt  (es  handelt  sich  nur  um  ein  früher  oder 
später),  und  in  letzter  Linie  eine  Frage  des  Vertrauens 
auf  die  verständige  und  gemässigte  Natur  des  schweize- 
rischen Volkes,  welche  dieses  neue  Werkzeug  so  zu  ge 
brauchen  haben  wird,  dass  es  nicht  nach  dem  Ausdruck 
eines  verstorbenen  Genfer-Staatsmannes  zu  einer  «fer- 
blanterie  politique»  wird. 
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Der  Bundesrath  hatte  die  kantonalen  Regierungen 
vorläufig  über  ihre  Meinung,  die  Gesetzes-Initiative  be- 
treiFend,  angegangen.  Bemerkenswerth  ^ar  hiebei  be- 
sonders die  Antwort  des  Staatsraths  von  Freiburg. 

«Er  hat  seine  Meinung  zu  Gunsten  der  Neuerung  ab- 
gegeben, aber  ähnlich  wie  mehrere  andere  Kantons- 
regierungen mit  gewissen  Vorbehalten  in  Bezug  auf  die 
Fortdauer  des  föderativen  Charakters  der  Republik.  FernOT 
sollten  nach  Ansicht  des  Staatsraths  von  Freiburg  Ga- 
rantien geschatFen  werden,  dass  keine  verfassungswidrigen 
Gesetze  erlassen  werden  können,  ähnlich  wie  in  der 
nordamerikanischen  Union  die  vom  Kongress  be- 
schlossenen Gesetze  vom  obersten  Gerichtshof  auf  ihre 
Verfassungsmässigkeit  geprüft  werden.» 

Eine  solche  Einrichtung,  wonach  jedes  von  den  Räthen 
erlassene  und  vielleicht  sogar  vom  Volke  mittelst  Re- 
ferendum angenommene  Gesetz  nachträglich  von  dem 
Bundesgericht  als  ungültig  erklärt  werden  könnte,  ist 
nicht  gerade  sehr  zu  empfehlen.  Damit  wäre  das  Bundes- 
gericht, oder^^der  betreffende  Hof  desselben  die  oberste 
Behörde  in  der  Eidgenossenschaft,  sogar  über  dem  Volks- 
willen selber  stehend.  Das  wäre  also  eine  sehr  gründ- 
liche Veränderung  unseres  ganzen  Staatssystems. 

Andere  Revisionsfragen  sind  folgende  vorhanden: 

Auf  den  Antrag  des  Industriedepartements  hatte  der 
Bundesrath  dieses  beauftragt,  ihm  Bericht  und  Antrag 
über  Revision  der  Bundesverfassung  zum  Zwecke  der  Er- 
möglichung des  Erlasses  einer  Gewerbegesetzgebung 
durch  den  Bund  vorzulegen  und  schlägt  nun  mit  Bot- 
schaft vom  3.  Nov.  1905  Folgendes  vor: 

Bundesbeschluss 
betreffend 
Ergänzung  der  Bundesverfassung  bezüglich  des  Rechts  der 
Gesetzgebung  über  das  Gewerbewesen. 

Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft^ 
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nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
3.  November  1906, 

beschliesst: 

I.  In  den  Art.  81  der  Bundesverfassung  wird  als  lit. 
f  folgende  Bestimmung  aufgenommen: 

«Die  Gewerbegesetzgebung  des  Bundes,  nach  Mass. 
gäbe  des  Art.  34*«'.» 

IL  In  die  Bundesver&ssung  wird  als  Art.  34^'  folgende 
Bestimmung  aufgenommen: 

«Der  Bund  ist  befugt,  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbe- 
wesens einheitliche  Bestimmimgen  aufzustellen.» 

Es  ist  dies  eine  Wiederaufiiahme  eines  früher  durch 

Abstimmung  des  Volkes  und   der  Kantone  verworfenen 

Artikels  34. '). 

Bei  dem  schweizerischen  Arbeitertag  in  Ölten  lag 
folgender  Antrag  vor,  der  einstweilen  verschoben  wurde : 

«Der  Bund  richtet  an  die  Kantone  für  den  Zweck 
der  Kranken-  und  Invalidenversicherung  und  der 
Krankenpflege  Subventionen  aus  im  Yerhältniss  von 
Fr.  2500  auf  1000  Einwohner.  Kantone,  welche  Anspruch 
auf  den  vollen  Betrag  dieser  Subvention  machen,  haben 
nachzuweisen,  dass  sie  durch  Staat,  Gemeinden,  Korpora- 
tionen und  die  Versicherten  selbst  mindestens  einen  gleichen 
Betrag  für  die  genannten  Zwecke  aufwenden.  Sollten 
einzelne  Kantone  weniger  verwenden,  so  erhalten  sie  bloss 
einen  ihren  Leistimgen  entsprechenden  Beitrag. 

Es  steht  den  Kantonen  frei,  die  vom  Bunde  erhaltenen 
Subventionen  entweder  für  Unterstützung  der  bestehenden 
und  noch  zu  gründenden  Krankenkassen  oder  für  unent- 
geltliche Arznung  zu  verwenden.  Nur  solche  Kranken- 
kassen haben  Anspruch  auf  Subvention,  die  entweder 
einem  die  ganze  Schweiz  umfassenden  Freizügigkeits- 
verband angehören,  oder  ihren  den  Versicherungskreis 
verlassenden  Mitgliedern  die  Unterstützung  im  ganzen 
Gebiet  der  Schweiz  gewähren.     Die  unentgeltiiche  Arz- 

')  Verworfen  am  4.  März  1894  mit  158,492  gegen  185,713 
Volksstimmen  und  von  14 V>  gegen  77«  Kantone. 


Inneres,  Bundesrevisions-Projekte.  68S 

nung  muss  allen  Einwohnern,  deren  Einkommen  einen 
durdi  die  Eantone  zu  bestimmenden  Betrag  nicht  über- 
steigt, zugute  kommen. 

Die  S^antone  sind  verpflichtet,  über  die  Verwendung 
der  Bundessubvention  genaueste  Rechenschaft  abzulegen 
und  die  subventionirten  Krankenkassen* [zu  überwachen. 
Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die 
UnfaUversicherung  einrichten.» 

Ein  anderer  Vorschlag  (von  Dr.  Engel)  erneuert  den 
ehemaligen  föderalistischen  Beutezug^in  dem*  Sinne,  dass 
der  Bund  den  Kantonen  3  Franken  per  Kopf  der  Be- 
völkerung auszahlen  soll,  sobald  seine  Finanzlage  es 
gestattet,  woraus  jedem  Unverheiratheten  mit  weniger  als 
700  Fr.  Jahreseinkommen  und  allen  Familien  mit  einem 
Einkommen  von  nicht  über  200  Fr.  für  die  GUeder  über 
16  und  400  Fr.  für  jedes  der  übrigen,  Existenzbeiträge 
geschöpft  werden  sollen. 

Auch  eine  Neuordnimg  des  Wasserrechtes  im 
Sinne  eines  Bundesmonopols  über  alle  Gewässer  hegt  in 
der  Luft    Einige  Vorschläge  hiezu  sind  die  Folgenden : ') 

Die  «Zürcher  Post»  stellt  folgenden  Entwurf  eines  Ar- 
tikels 23^  der  Bunderverfassung  zu  öffentlicher  Diskussion : 

«Artikel  23*>^-  Die  Gesetzgebung  über  Ausnutzung  der 
Wasserkräfte  und  die  Abgabe  elektrischer  Energie^.ist 
Bundessache.  Soweit  der  Bund  die  Wasserkräfte  nicht 
selbst  ausnutzt,  haben  die  Elantone  und  nach  ihnen  die 
Gemeinden  das  erste  Anrecht  darauf. 

«Im  Uebrigen  gemessen  Wasserkraftanlagen  der  Kan- 
tone und  Gremeinden  dieselben  Rechte,  wie  diejenigen  des 
Bundes. 

«Wasserrechtsgebühren  sind  an  die  Kantone  nach 

0  Vgl.  darüber  «Schweizerisches  Centndblatt  fttr  Staats- 
und  Gremeindeverwaltung»  Nr.  12  von  1905.  Ein  Verzeichniss 
der  bestehenden  Postolate  bei  der  Bundesversammlung  findet 
sich  im  Bundesblatt  1905  Nr.  6. 
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Massgabe  des  Gefälles  der  betreffenden  natürlichen  Fluss- 
läufe ihres  Gebietes  abzuführen. 

«Bei  der  Verwendung  noch  unausgenutzter  Wasser- 
kräfte eines  Kantons  ist  in  erster  Linie  der  Kraftbedarf 
seines  Gebietes  zu  berücksichtigen. 

«Vom  Zeitpunkte  der  Annahme  dieses  Verfassungs* 
artikelä  an  ist  in  allen  neuen  Wasserreditskonzessionen 
die  Anwendung  der  künftigen  Bestimmungen  der  Bundes- 
gesetzgebung vorzubehalten  und  ist  die  Ausfuhr  der  durch 
Wasserkraft  erzeugten  Energie  ins  Ausland  in  j^em  Falle 
von  einer  Bewilligung  des  Bundesrathes  abhängig  zu 
machen.» 

Der  Vorstand  des  demokratischen  Bezirks v^ereins 
Wintert  hur  ersucht  das  demokratische  Centralkomite 
des  Kantons  Zürich,  «die  demokratische  Partei  möge  in 
Verbindung  mit  anderen  fortschrittlichen  Parteien  durch 
das  Mittel,  der  Verfassungsinitiative  den  Bestrebungen 
nach  Schaffung  ein  er  Bundesgesetzgebung  über  die  schvyei- 
zerischen  Wasserkräfte  greifbare  Gestalt  geben».  Er  bean- 
tragt folgende  Formulirung  eines  neuen  Artikel^  der 
Bundesverfassung,  der  der  Initiativbewegung  zu  Grunde  zu 
legen  wäre: 

«Der  Bimd  hat  das  Recht  der  Oberaufsicht  über  die 
Benutzimg  der  Wasserkräfte  zur  Erzeugung  elektrischer 
Kraft. 

Die  Bundesgesetzgebung  wird  insbesondere  Bestim- 
mungen aufstellen  über  die  Dauer  der  Konzessionen  zur 
Benutzung  der  Wasserkraft  für  Erzeugung  elektrischer 
Kraft,  das  Rückkaufs-  und  Rückfallsrecht  der  Kantone  und 
des  Bundes  gegenüber  ertheilten  Konzessionen  und  über 
die  Femleitung  der  durch  schweizerische  Wasserkräfte 
erzeugten  elektrischen  Kraft  nach  dem  Auslände.^ 

Obwohl  es  erst  zehn  Jahre  her  ist,  dass  man  im  grossen 
MJasstabe  angefangen  hat,  Wasserkräfte  in  elektrische 
Energie  umzusetzen,  schreibt  J.  Fr.  Schär  im  Jahrbuch 
der  Bodenreform,  so  zählen  wir, doch  Ende  1902  in  der 
Schweiz  schon  296  ausgebaute  elektrische  Centralen,  deren 
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kleinste  5,5  Pferdekräfte,  deren  grösste  ca.  12^000  Pferde- 
kräfte und  alle  zusammen  ca.  175,000  Pferdekräfte  produ- 
zieren. Wir  haben  ein  fast  zusammenhängendes  Ver- 
theilungsnetz  von  Martigny  über  Lausanne,  Freiburg,  Biel, 
dann  längs  der  Aare  und  Limmat  bis  nach  ZQrich,  Genf, 
Vallorbe,  Neuenburg,  Thun,  Rheinfelden,  SchafiThausen, 
St.  Gallen  usw.  Eine  Reihe  von  neuen  Projekten  werden 
in  kurzer  Frist  zur  Ausführung  gelangen.  Das  Etzelwerk 
ist  dabei  auf  eO,000  Pferdekräfte,  das  Projekt  von  Bergell 
auf  50,000  Pferdekräfte,  das  im  Puschlav  von  60,000  Pferde- 
kräften veranschlagt;  die  Projekte  von  Laufen  bürg,  Basel- 
Augst  und  Basel-Stadt  auf  10-30,000  Pferdekräfte,  vier 
Züricher  Pi*ojekte  (Weiach,  Rheinfall,  Rheina,  Eglisau) 
auf  25,000  Pferdekräfte. 

Insgesamt  berechnet  Schär  die  nutzbaren  Wasserkräfte 
der  Schweiz  auf  1  Million  Pferdekräfte.  Einige  Fachleute 
sprechen  von  nur  750,000  Pferdekräften,  andere  kommen 
zu  einer  noch  kleineren  Zahl.  Schär  führt  an,  bei  diesen 
niedrigeren  Schätzungen  seien  die  künstUchen  Stauungen, 
wie  sie  z.  B.  beim  Etzelwerk  vorgesehen  sind,  nicht  oder 
wenigstens  nicht  genügend  in  Anschlag  gebracht. 

Endhch  wird  auch  der  Art.  31  im  Sinne  der  Ar- 
beitergesetzgebung und  vielleicht  auch  der  Lokaloption, 
oder  wenigstens  des  Absynthverbotes  in  Frage  kommen. 

Der  Bundesrath  selbst  unterbreitet  den  eidgenössischen 
Räthen  den  Entwurf  eines  Bundesgesetzes  betreflfend  die 
theilweise  Revision  des  Alkoholgesetzes.  Danach  wird  zwi- 
schen Artikel  14  und  15  des  Gesetzes  ein  Artikel  14a 
mit  folgendem  Inhalte  eingeschaltet:  «Für  gebrannte  Was- 
ser, die  wedör  zu  Reinigungs-,  Heizungs-,  Koch-  oder 
Beleuchtungszwecken,  noch  zur  Erzeugung  motorischer 
Kraft  dienen,  kann  der  Bundesrath  denjenigen  Inhabern 
von  DenaturirungsbewiUigungen,  welche  jährlich  mehr 
als  10,000  Liter  Alkohol  brauchen,  im  Verordnungswege 
aUgemein  die  unmittelbare  ^Einfuhr  ihres  Bedarfes  aus 
auäändischen  Staaten  gestatten.  Auf  allen  derartigen 
Privateinfuhren  ist  an  der  Gränze,  neben  dem  jeweilen 
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in  Geltung  stehenden  Zolle,  eine  der  eidgenössischen 
JUkoholverwaltung  zufallende  Verwaltungsgebühr  im  Be- 
laufe von  Fr.  2.50  per  Metercentner  Bruttogewicht  zu  ent- 
richten. Gegenüber  den  einfuhrberechtigten  Privatpersonen 
wird  der  Bund  von  den  ihm  in  Art.  13  hiervor  überbundenen 
Lieferungsverpflichtungen  enthoben.  Abnehmern,  welche, 
jährlich  nicht  mehr  als  10,000  Liter  brauchen,  kann  der 
Bundesrath  an  den  nach  Art.  14  hiervor  festgesetzten 
Preisen  der  Marktlage  entsprechende  Ermässigungen  zuge- 
stehen. Der  Bundesrath  hat  das  Recht,  auf  die  nach  Alinea 
1  hiervor  erlassenen  Yeror^ungen  im  Sinne  der  weiteren 
Beschränkung  oder  des  gänzlichen  Verbotes  der  Privat- 
einfuhr zurückzukommen;  jedoch  sollen  bezügUche  Aen- 
derungen,  sofern  sie  nicht  durch  namhafte  Missbrftuche 
bedingt  sind,  jeweilen  nur  bei  der  in  Art.  14  hiervor  vor- 
gesehenen Preisfestsetzung  stattfinden.» 

Von  einer  Total-Revision  der  Verfassung  von  1874 
ist  im  Ganzen  bisher  nicht  ernstlich  die  ßede.  In  katho- 
lisch-konservativen imd  sozialistischen  Kreisen  fanden  sich 
in  letzter  Zeit  solche  Stimmen.  Diese  Eompromissver- 
fassung  hat  sich  im  Ganzen  eines  längeren  Lebens*' erfreut 
als  wahrscheinlich  war,  ist  übrigens  bekanntlich  durch 
eine  grosse  Zahl  von  Partialrevisionen  verändert,  von 
denen  m'cht  alle  ganz  glückliche  waren.  Lidessen  gehört 
zu  einer  Totalrevision  doch  ein  etwas  grösserer  «Zug  der 
Zeit»,  als  er  bis  jetzt  besteht,  oder  irgend  ein  äusseres 
dahinzielendes  Ereigmss,  unter  dessen  unmittelbarem  Ein- 
druck dann  die  Bewegung  entsteht.  So  sind  alle  unsere 
modernen  Verfassimgen  seit  1778  zu  Stande  gekonmien 
und  so  wird  es  inskünftig  auch  sein'). 


^)  Vgl.  darüber  die  Festschrift  von  1891  «die  Bandesver- 
fassangen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft». 

Noch  andere  Revisionen  der  Bundesverfassung  können 
sich  ergeben  aus  einer  Absynth-  oder  Spiel-Initiative,  die 
augenblicklich  in  Diskussion  sind. 
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Kantonales.  In  den  Kantonen  steht  zunächst,  wie 
schon  gesagt,  in  Aussicht  die  allgemeine  Einführung  der 
Yolkswahl  der  Regierungen.  Noch  vor  26  Jahren 
(1880)  bestand  dieselbe  nur  in  den  Landsgemeindekan- 
tonen und  noch  SVs  weitem;  dermalen  haben  sie  noch 
5  Kantone  (Bern,  Freiburg,  Waadt,  Wallis,  Neuenburg) 
nicht,  in  Bern  und  Neuenburg  scheint  sie  aber  nächstens 
bevorzustehen. 

Die  Einfahnmg  der  Proportionalwahl  ist  in  Zürich 
und  St.  Gallen  in  Frage.  In  Schwyz  soll  das  jetzige  sehr 
mangelhafte  System  geändert  werden. 

'PAn  sehr  bemerkenswerthes  Gesetz  wurde  am  6.  August 
in  StGallen  erlassen,  welches  Personen,  die  ein  Amt 
bekleiden,  verbietet,  eine  Wirthschaftzu  halten.  Davon 
betroffen  waren  162  Beamte  im  ganzen  Kanton. 

Im  E[anton  Waadt  entstand  in  Folge  eines  scheuss- 
liehen  Mordes  im  Absynthrausch  eine  kräftige  Agi- 
tation gegen  dieses  schreckliche  Gift,  die  hoffentlich 
zu  einem  Verbote  desselben  wenigstens  in  den  franzö- 
sischen Kantonen  führen  wird.  Der  Kanton  Neuenburg 
ist  der  Hauptproduzent  desselben. 

Auch  die  Obwaldner  Landsgemeinde  nahm  ein 
strengeres  Wirthschaftsgesetz  an. 

Ein  Jagdgesetz,  welches  das  Reviersystem  einführen 
wollte,  wurde  in  Solothurn  verworfen,  und  ist  in  Schaf  f- 
hausen  in  Frage. 

In  Folge  der  Tendenz  auf  erleichterte  Einbürge- 
rungen, welche  durch  das  neue  eidgen.  Gesetz  von  1903, 
gerade  vorzügUch  mit  Rücksicht  auf  die  mit  fremder  Be- 
völkerung angefüllten  grossen  Städte,  begünstigt  worden 
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war,   versuchte   der  Stadtrath   von  Zürich   eine  Ein- 
bürg^rung  folgender  Art  durchzubringen: 

«Die  Btirgergemeinde,  um  den  EIrwerb  des  Bürger- 
rechts in  angemessener  Weise  zu  erleichtem,  gestützt 
auf  §  22  des  Gemeindegesetzes  und  Art.  36  und  52 
der  Gemeindeordnung,  beschliesst:  Bewerbern,  welche 
handlungsfähig,  nicht  innert  den  letzten  zehn  Jahren 
wegen  eines  im  Strafgesetzbuche  des  Kantons  Zürich 
angeführten  Verbrechens  gerichtlich  bestraft,  nicht  in- 
nerhalb der  letzten  drei  Jahre  aus  öffentlichen  Gütern 
oder  von  der  Freiwilligen  und  Einwohnerarmenpflege 
oder  von  Privaten  notorisch  unterstützt  worden  sind  und 
keine  Steuern  mehr  schulden,  kann  das  Bügerrecht  der 
Stadt  Zürich  imter  folgenden  erleichterten  Bedingungen 
ertheilt  werden: 

1.  Vom  Stadtrathe:  A.  Unentgeltlich:  a)  Kantons- 
bürgern nach  fünfjähriger  ununterbrochener  Niederlas- 
sung; b)  Bürgern  anderer  Kantone  nach  achtjähriger 
imunterbrochener  Niederlassung;  c)  in  der  Schweiz  ge- 
borenen Ausländern  nach  zwölfjähriger  ununterbrochener 
Niederlassung;  d)  in  der  Schweiz  geborenen  minderjährigen 
Kindern  von  Ausländem,  wenn  die  Kinder  und  ihre  Eltern 
zehn  Jahre  ununterbrochen  niedergelassen  waren,  auf  das 
Verlangen  des  Vaters  oder  des  Vormundes.  B.  Gegen 
Bezahlung  der  Hälfte  der  Einkaufsgebühr  (also  für  200 
Franken):  Schweizerbürgern  nach  fünfjähriger  ununter- 
brochener Niederlassung. 

2.  Vom  grossen  Stadtrathe:  A.  Unentgeltlich:  a)  im 
Auslande  geborenen  Ausländem,  deren  Ehefrauen  un- 
mittelbar vor  der  Verheirathung  Schweizerbürgerinnen 
waren,  nach  zwölfjähriger  ununterbrochener  Niederlas- 
sung; b)  anderen  im  Auslande  geborenen  Ausländern 
nach  fünfzehnjähriger  ununterbrochener  Niederlassung. 
B.  Gegen  Bezahlung  der  Hälfte  der  Einkaufsgebühr  (200 
Franken):  nicht  in  der  Schweiz  geborenen  Ausländem 
nach  zehnjähriger  ununterbrochener  Niederlassimg.    Die 
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Zeit,  die  ein  Bürgerrechtsbewerber  zum  Zwecke  der  Be- 
rufsbildung auswärts  verbrachte,  wird,  wenn  seine  Familie 
während  seiner  Abwesenheit  in  Zürich  niedergelassen 
war,  nicht  als  Unterbrechung  der  Niederlassung  angesehen.» 
Die  Vorlage  wurde  jedoch  mit  4330  gegen  2154  Stim- 
men verworfen. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  doch  bei  imserer  Be- 
völkerung diese  massenhafte  Einbürgerung,  so  zu  sagen 
um  jeden  Preis,  nicht  recht  populär  ist.  Ein  Bericht  aus 
Zürich  sagte  darüber: 

«Zürich,  24.  September.  Die  Bürgergemeinde 
Zürich  hat  die  Vorlage  für  Erleichterung  der  Einbürge- 
rung mit  nie  erwarteter  Wucht  verworfen,  nicht  einmal 
der  dritte  Kreis  hat  angenommen.  Es  wurden  abgegeben 
vom  1.  Kreis  381  Ja,  933  Nein,  vom  2.  Kreis  225  Ja,  435 
Nein,  vom  3.  Kreis  638  Ja,  1040  Nein,  vom  4.  Kreis  310 
Ja,  562  Nein,  vom  5.  Kreis  600  Ja,  1360  Nein,  Total  2154 
Ja,  4330  Nein:  Das  Resultat  hat  einen  stark  demon- 
strativen Charakter;  es  äussert  sich  in  ihm  die  tiefein- 
gewurzelte, durch  die  Streikvorgänge  verschärfte  Antipathie 
der  altbürgerlichen  Kreise  gegen  die  fremden  Elemente, 
denen  die  Vorlage  hauptsächUch  zu  gute  gekommen  wäre.» 

Jede  Uebertreibung  hat  bei  uns  immer  einen  Rück- 
schlag zu  gewärtigen. 

In  Zürich  wurde,  noch  gegen  Ende  des  letzten  Jahres» 
die  Freigebung  der  Medizin  mit  51,319  gegen  22,881 
Stimmen  verworfen.  Trotzdem  nimmt  die  sog.  Naturheil- 
kunde stark  zu,  vornehmlich,  weil  man  in  den  Materiahs- 
mus  der  gebildeten  Aerzte  kein  Vertrauen  hat. 

ZweiGemeinden,  welche  innert 60  Jahren  ihre  grund- 
versicherten Schulden  um  210,  resp.  208  Prozent  hatten 
anwachsen  lassen,  wurden  aufgelöst  und  mit  einer  Nach- 
bargemeinde vereinigt. 

In    Neuenburg  befindet    sich    gegenwärtig   der 

Staatshaushalt  in  einer  sehr  misslichen  Lage  und 
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gleichzeitig  verwirft  das  Volk  die  Massregeln,  welche  ihin 
der  Grosse  Rath  zum  behuf  der  Sanirung  vorschlägt.  Es 
ist  eben  immer  etwas  schwer,  zur  einfacheren  Haushaltung 
zurückzukehren. 

Die  Gemeinde  Lausanne  hat,  unseres  Wissens  als 
die  erste  in  der  protestantischen  Schweiz,  beschlossen, 
die  Kirchen  nicht  nur  am  Sonntag  zu  Offnen,  sondern 
stets  offen  zu  halten. 

Im  Wallis  wird  zum  ersten  Male  seit  Bestand  dieses 
Kantons  eine  italienische  Zeitung  (halb  französisch,  halb 
italienisch)  erscheinen,  offenbar  ein  Vorläufer  der  Verhält- 
nisse, welche  sich  daselbst  nach  der  Eröffnung  der  Sim- 
plonbahn  bilden  werden. 

Interpretation  der  Bundesyerfassiing. 

Aus  der  ausgedehnten  administrativen  und  gericht- 
lichen Praxis  der  BundesbehOrden,  welche  zur  Auslegung 
zunächst  der  Bundesverfassung,  dann  aber  auch  der  Bun- 
desgesetzgebung dient,  heben  wir  eine  Anzahl  von  Fällen 
hervor,  mit  der  verausgeschickten  doppelten  Bemerkung: 

1.  dass  es  ziemlich  schwer  ist,  sich  eine  vollständige 
Uebersicht  über  diese  Bundespraxis  zu  verschaffen,  weil 
die  bundesräthlichen  Entscheide,  sofern  sie  nicht  zu 
einem  Weiterzuge  an  die  Bundesversannnlung  führen, 
nicht  publizirt  werden  und  weil  für  die  bundesgerichtlichen 
die  Fortsetzung  des  Registers  fehlt,  das  nur  bis  zum 
19.  Bande  gediehen  ist.  Bei  dem  grossen  Hülfspersonal, 
über  welches  das  Bundesgericht  verfügt,  dürfte  das  Register 
leicht  fortwährend  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten  sein. 

2.  Es  ist  offenbar,  dass  bei  dem  Bundesgerichte  in  neuester 
Zeit  eine  Tendenz  eingetreten  ist,  die  Rechtsprechung  in 
einem  etwas  erweiterten  Sinne,  nämlich  auch  im  Sinne  der 
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BUdung  des  Rechtes,  nicht  bloss  der  Auslegung  desselben, 
zu  handhaben,  eine  Tendenz,  die  bei  einem  obersten  Ge- 
richtshof namentlich,  nur  zu  loben  ist,  vorausgesetzt  na- 
türlich die  richtige  Anwendung  dieser  Machtbefugniss, 
wozu  eben  nicht  ganz  gewöhnliche  Juristen  gehören.  Ein 
prägnantes  Beispiel  dieser  Art  enthält  der  in  diesem 
Jahrbuche  speziell  besprochene  Fall  Pelissier.  Es  wird 
vielleicht  zweckmässig  sein,  in  die  folgenden  Jahrbücher 
eine  vollständigere  Zusammenstellung  der  Bundespraxis 
au&unehmen ;  dermalen  begnügen  wir  uns  noch  mit  einer 
Auswahl. 

Staatsrechtliche  Fragen.  Einen  wichtigen  Ent- 
scheid brachte  der  Rekurs  Späni,  welcher  im  Juni  zu- 
nächst im  Nationalrath  verhandelt  wurde  und  die  Ent- 
scheidung enthält,  dass  ein  Rekurs  gegen  die  administra- 
tiven Verfügungen  des  Bundesrathes  nicht  Jbestehe,  sondern 
erst  allfäUig  durch  die  Einrichtung  eines  Yerwaltungsge- 
richtshofes  entstehen  könnte.  Es  lagen  zwei  gedruckte 
Outachten  in  verschiedenem  Sinne  (von  Prof.  v.  Salis  und 
Prof.  Burckhardt)  vor,  von  denen  das  letztere  der  Ansicht 
des  Nationalrathes  (aUe  gegen  bloss  29  Stimmen,  meistens 
der  sozialistischen  Partei  angehörend)  entsprach.  Ob  ein 
Administrativgerichtshof  ohne  vorherige  Aenderung  der 
Bundesverfassung  geschaffen  werden  könne,  ist  einstweilen 
ebenfalls  noch  streitig;  ein  Gutachten  von  Prof.  Fleiner 
in  Basel  an  das  Justizdepartement  wird  darüber  erwartet. 

Bei  Anlass  von  einigen  Ausweisungen  wurde  von 
Prof.  Kebedgy  in  Bern  in  einer  Zeitschrift  die  (nicht  neue) 
Behauptung  aufgestellt,  dass  gegen  solche  bundesräthliche 
TerfQgimgen  der  Rekurs  an  die  Bundesversammlung  offen 
stehe.  Das  widerspricht  jedoch  der  bisherigen  Praxis,  die 
sich  an  Art.  102  Ziffer  8 — 10  der  Bundesverfassung,  da- 
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neben  an  die  Natur  der  Sache  und  der  völkerrechtlicheD 
Verpflichtungen  der  Schweiz  hält.  (Vgl.  bes.  die  Fälle 
Jotti,  Speroni  1899,  Schlütter,  Motteier,  Bernstein  1888). 
In  Bezug  auf  die  Niederlassung  von  Kongregationen 
im  Kanton  Tessin  ist  folgender  Bechluss  des  Bundesrathes^ 
gefasst  worden  : 

«1.  Der  Kongregation  der  Franziskaner  Marien-Missio- 
narinnen  (Suore  Bianche)  ist  die  Niederlassung  in  der 
Schweiz  untersagt.  2.  Der  Kongregation  der  Franziskaner 
Tertiarier  (Brüder  aus  Waldbreitach)  in  Lugano  ist  die 
Niederlassung  in  der  Schweiz  untersagt.  3.  Den  beiden 
Kongregationen  wird  eine  Frist  von  90  Tagen  gesetzt, 
von  der  Eröffnung  des  Beschlusses  an  gerechnet,  um  ihre 
Verhältnisse  zu  ordnen.  4.  Die  Regierung  des  Kantons 
Tessin  wird  mit  der  Ausführung  und  Vollziehung  dieses- 
Beschlusses  beauftragt. 

Bei  der  Eröffnung  dieses  Beschlusses  an  die  Franzis- 
kaner-Missionarinnen ist  der  Vorsteherin  mitzutheilen, 
dass  gegen  das  Bestehen  einer  blossen  Erholungsanstalt 
für  aus  dem  Orient  zur  Kräftigung  ihrer  Gesundheit  nach 
Europa  zurückkehrende  Schwestern,  in  der  diese  von  den 
eigenen  Kongregationsangehörigen  verpflegt  werden,  nicht 
eingeschritten  würde.» 

Das  Gutachten  darüber  (von  Prof.  Fleiner  in  Basel 

lautete  wie  folgt: 

«Die  Kongregation  der  Franziskaner-Missionarinnen 
(Suore  Bianche)  ist  um  die  70  er  Jahre  des  19.  Jahrhun- 
derts in  Cotocamund  (Hindostan)  von  einer  Bretagnerin, 
Frl.  de  Chappotin,  gegründet  worden.  Im  Jahr  1877 
wurde  das  Mutterhaus  nach  Chätelets  bei  Saint-Brieuc 
in  der  Bretagne  verlegt,  wo  es  bis  heute  verblieben  ist. 
Die  Gesellschaft  lebt  nach  den  Konstitutionen  des  dritten 
Ordens  des  heiligen  Franziskus.  Nachdem  der  Stifter  des 
männlichen  Franziskanerordens  einen  sogenannten  zweiten 
Orden  (Klarissen)  für  Frauen  gegründet  hatte,  eröfihete 
er  in  einem  sogenannten  dritten  Orden  (1221)  Weltleuten 
beiderlei  Geschlechtes   die  Möglichkeit,   in   der  Welt   zu 
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bleiben  und  ohne  Gelübde  sich  zu  verpflichten,  ihr  Leben 
nach  den  vom  Orden  gegebenen  Regeln  einzurichten  und 
^wisse  Liebeswerke  zu  verrichten.  Aus  diesen  <Tertia- 
riem»  haben  sich  dann  Verbindungen  abgezweigt,  die  sich 
theils  zu  Orden,  theils  zu  Kongregationen  entwickelten. 
Zu  ihnen  zählt  die  Kongregation  der  Franziskaner-Missio- 
narinnen Mariens.  Ihre  Mitglieder  leisten  zunächst  die 
«infachen  Gelübde  (Gehorsam,  Armuth  und  Keuschheit) 
für  drei  Jahre  und  erneuern  sie  dann  auf  Lebenszeit. 
Die  Kongregation  ist  am  6.  Juli  1890  vom  Papste  be- 
stätigt worden.  An  der  Spitze  der  Kongregationen  steht 
-eine  Generaloberin,  welche  in  Rom  residirt. 

Die  Suore  Bianche  widmen  sich  in  erster  Linie  der 
Heidenmission.  Sie  sind  aber  auch  in  Europa  vertreten 
und  besitzen  Niederlassungen  in  Frankreich,  Italien,  Bel- 
len, Oesterreich,  England  und  Portugal.  Diese  Nieder- 
lassimgen  sind  Yorbereitungsanstalten  für  die  Mission, 
Eiiiolungsstationen  für  aus  dem  Orient  zurückkehrende 
Schwestern,  aber  auch  Erziehungsinstitute,  Schulen  für 
«inheimische  Kinder  und  Wohlthätigkeitsanstalten  (Kran- 
kenhäuser usw.).  Die  Vorsteherin  in  Gerso  hat  angegeben, 
4lass  in  der  Schweiz  keine  andere  Niederlassung  bestehe, 
während  katholische  Autoren  eine  Niederlassung  in  Frei- 
burg  anführen.  Diese  Niederlassung  ist  offenbar  das  Er- 
holungshaus, welches  im  Jahre  1888  gegründet  und  vom 
Bundesrath  nicht  als  eigenthche  Kongregationsnieder- 
lassung behandelt  worden  ist.  Handelt  es  sich  aber  in 
Oerso  um  eine  eigentliche  Kongregationsniederlassung,  so 
bedeutet  sie  die  Einführung  eines  «neuen  Ordens»  im 
Sinne  des  Art.  52  der  Bundesverfassung.  Vor  1874  können 
in  der  Schweiz  Niederlassungen  der  Kongregation  nicht 
bestanden  haben,  da  die  Kongregation  erst  im  Jahre  1877 
nach  Europa  verpflanzt  worden  ist  Die  in  Gerso-Massagno 
gegründete  Ansiedlung  der  Franziskaner-Missionarinnen 
Mariens  ist  nach  dem  Ergebniss  der  Untersuchung  als 
<eine  Kongregationsniederlassung  zu  betrachten  und  steht 
im  Widerspruch  mit  Art.  52  der  Bundesverfassung. 

Die  einvernommenen  MitgUeder  bestreiten  nicht,  dass 
das  ganze  Unternehmen   von   der  Kongregation  ausgeht. 
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Sie  handeln  nicht  als  Privatpersonen,  sondern  sie  erfüllen 
Kongregationszwecke,  indem  sie  sich  der  Kindererziehung 
(Gründung  eines  Kinderasyls)  und  der  Krankenpflege 
gegenüber  nicht  zur  Kongregation  gehörenden  Personen 
widmen.  Soweit  die  Thätigkeit  sich  nur  auf  die  Pflege 
der  aus  dem  Orient  zurückkehrenden  Schwestern  be- 
schränken würde,  die  Niederlassung  also  nur  als  Erho- 
lungsstation zu  betrachten  wftre,  würde  sie  dem  Bundes* 
recht  nicht  widersprechen.  Dies  hat  der  Bundesrath 
schon  im  Jahre  1888  in  dem  oben  angeführten  Entscheide 
anerkannt,  indem  er  den  der  Kongregation  angehörenden 
Schwestern  Anna  und  Martha  de  Geslin  auf  ihr  Gresuch 
mittheilen  liess,  dass  sie  keiner  besonderen  Bewilligung 
des  Bundesrathes  bedürften,  um  ein  Grundstück  in  Frei- 
burg zu  dem  Zwecke  zu  erwerben,  den  Mitgliedern  der  Ver- 
einigung die  zur  Erhaltung  ihrer  Gesundheit  nöthige  Pflege 
zu  sichern.  Gleichzeitig  wurde  ihnen  aber  auch  eröffnet, 
dass,  wenn  sie  später  versuchen  sollten,  ihr  Haus  in  ein 
Kloster  umzuwandeln  oder  in  der  Schweiz  als  religiöser 
Orden  thätig  zu  sein,  der  Bundesrath  sich  genöthigt 
sehen  würde,  Art.  52  der  Bundesverfassung  gegen  sie  in 
Anwendung  zu  bringen.  Dieser  damals  ausgesprochenen 
Auffassung  des  Bundesrathes  entsprechend  muss  die  in 
der  Niederlassung  in  Gerso  entwidkelte  Ordensthätigkeit 
der  Suore  Bianche  als  im  Widerspruch  mit  Art.  52  der 
Bundesverfassung  betrachtet  werden.» 

Die  ScBurs  de  la  Charite  de  Besan^on  inVallorbe. 

Am  6.  Oktober  1903  machte  das  Justiz-  und  Polizei- 
departement des  Kantons  Waadt  dem  schweizerischen 
Justiz-  und  Polizeidepartement  Mittheilung,  dass  ein  ge- 
wisser Camille  Monnot  in  Vezenay  (Departement  du 
Doubs)  das  Gebäude  des  Grand  Hotel  in  Vallorbe  ge- 
miethet  habe,  um  dort  ein  katholisches  Pensionat  für 
junge  Mädchen  unter  Leitung  seiner  Schwester,  Frl. 
Marguerite  Monnot,  unterzubringen.  Diese  und  die 
übrigen  Erzieherinnen  seien  nach  einer  mündlichen  Er- 
klärung des  C.  Monnot  von    ihren  Gelübden  entbunden. 

Das  schweizerische  Justiz-  und    Polizeidepartement 
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verlangte  zunächst  Auskunft  darüber,  welcher  Kongrega- 
tion das  Lehrpersonal  der  Anstalt  angehöre  oder  ange- 
hört habe.  Aus  einem  Bericht  des  Regierungsstatthalters 
von  Orbe  vom  9.  Dezember  1903  ergibt  sich,  dass  Frl. 
Marg.  Monnot  sowohl  als  die  sieben  von  ihr  angestellten 
Lehrerinnen  zur  Kongregation  der  Soeurs  de  la  Charite 
de  Besannen  gehört  haben.  Das  Jjistitut,  das  unter  der 
Ijeitung  der  Sceur  Marie  Anna  stand,  ist  infolge  der 
französischen  Vereinsgesetzgebung  geschlossen  worden. 
Die  Schwestern  seien  aber  aUe  aus  der  Kongregation 
ausgetreten  mit  Bewilligung  ihrer  Oberin  und  des  Erz- 
bisdiofe  von  Besan^on.  Sie  legten  auf  an  sie  gestellten 
Verlangen  Säkularisationsbriefe  vor. 

Die  Kongregation  der  Soeurs  de  la  Charite  de  Besan<^n, 
mit  Mutterhaus  in  dieser  Stadt,  wurde  im  Jahre  1799  in 
Frankreich  gegründet.  Als  Stifterin  wird  Jeanne  Antide 
Thouret  und  als  geistlicher  Berather  und  Leiter  der 
Kleriker  Benoit  Racoffe  genannt,  welch  letzterer  dem 
Orden  der  Jesuiten  bis  zu  dessen  Auflösung  (1773)  an- 
gehört hatte.  Die  Kongregation  widmet  sich  der  Jugend- 
erziehung und  Krankenpflege.  Sie  besitzt  in  Frankreich 
zahlreiche  Niederlassungen;  bis  zum  Inkrafttreten  des 
französischen  Vereinsgesetzes  (1.  Juli  1901)  ist  die  Diözese 
Besan<^n  Hauptsitz  ihrer  Thätigkeit  gewesen.  Im  Jahre 
1810  empfing  sie  in  Frankreich  die  staatliche  Autorisa- 
tion.  Schon  im  Jahre  1880  zählte  sie  über  1100  Mit- 
glieder. Zu  den  infolge  des  französischen  Vereinsgesetzes 
geschlossenen  Anstalten  gehörte  auch  die  im  Jahre  1866 
gegründete  Erziehungsanstalt  in  Chaprais  bei  Besannen. 
Die  Statuten  der  Kongregation  sind  nicht  vorgelegt 
worden ;  es  konnte  auch  sonst  nicht  mit  Bestimmtheit 
ermittelt  werden,  welcher  Art  die  Gelübde  sind,  welche 
von  ihren  Angehörigen  geleistet  werden.  Katholische 
Autoren  nennen  die  Gelübde  der  Armuth,  der  Keuschheit, 
des  Gehorsams  und  der  unentgeltlichen  Pflege  der  Armen. 

Das  in  Chaprais  aufgehobene  Institut  der  Kongrega- 
tion ist,  wie  aus  der  vom  Justiz-  und  Polizeidepartement 
geführten  Untersuchung  hervorgeht,  nach  Vallorbe  über- 
tragen worden,  wo  es  im  Grand  Hotel  weiterbetrieben 
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wird.  Dies  erhellt  mit  Bestimmtheit  aus  folgenden  That- 
Sachen:  Das  gesammte  Personal,  7  Lehrerinnen  und  7 
andere  Personen,  gehörte  in  Franki'eich  mit  Ausnahme 
von  zwei  Personen  der  Kongregation  an,  und  es  ist  aus- 
drücklich zugegeben  worden,  dass  sie  sämmtlich  in  Val- 
lorbe  in  derselben  Stellung  thätig  sind,  wie  in  Chaprais. 
Auch  die  Oberin  Marie  Boulee  ist  in  leitender  Stellung 
(wie  sie  selbst  gesagt  hat,  als  RechnungsfOhrerin  und 
Verwalterin)  in  Vallorbe  thätig.  Der  im  Institut  in  Val- 
lorbe  verfolgte  Zweck  ist  genau  derselbe,  wie  in  Chaprais: 
die  Führung  einer  Erziehungsanstalt,  womit  die  Erfüllung 
eines  Zweckes  der  Kongregation  betrieben  wird.  Die 
Generaloberin  Mad.  Groffe  ist  nach  Gründimg  des  Insti- 
tutes in  Vallorbe  gewesen,  und  Marg.  Monnot  und  Marie 
Boulee  sind  nach  Gründung  der  Anstalt  in  Vallorbe  mit 
ihr  in  Mouchard  zusammengetroffen.  Der  Almosner  des 
Ordens,  Abbe  Creppi,  hat  die  Niederlassung  in  Vallorbe 
ebenfalls  besucht. 

Es  ist  also  alles  gebheben,  wie  es  in  Chaprais  war. 

Es  sind  dieselben  Personen,  welche  die  Anstalt 
leiten,  die  Oberin  Marie  Boulee  ist  dieselbe,  und  die 
Kongregationsthätigkeit,  wie  sie  in  Chaprais  im  Betrieb 
einer  Erziehungsanstalt  entwickelt  wurde,  wird  fortge- 
führt; geändert  hat  nur  der  Ort,  an  welchem  die  Kongre- 
gation ihre  Erziehungsanstalt  betreibt. 

Gestützt  auf  diese  Thatsachen  hat  der  Bundesrath 
folgenden  Beschluss  gefasst: 

1.  Der  Kongregation  der  Soeurs  de  la  Cbarite  de 
Besan^on  (Pensionat  Monnot)  im  Grandhotel  Vallorbe  ist 
die  Niederlassung  in  der  Schweiz  untersagt. 

2.  Es  ist  ihnen  eine  Frist  von  90  Tagen,  von  der 
Eröffnung  dieses  Beschlusses  an  gerechnet,  gesetzt,  um 
ihre  Verhältnisse  zu  ordnen. 

3.  Die  Regierung  des  Kantons  Waadt  ist  mit  der 
Vollziehimg  dieses  Beschlusses  beauftragt  und  wird  ein- 
geladen, dem  Bundesrath  über  die  erfolgte  Vollziehung 
Bericht  zu  erstatten. 
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Die  Marienschwestem  in  Crans. 

Am  8.  Januar  1904  machte  der  Regierungsstatthalter 
des  Bezirks  Nyon  an  das  waadtländische  Justizdeparte- 
ment Anzeige,  dass  Madame  J.  Borghine,  von  St.  Denis 
bei  Paris  kommend,  wo  sie  ein  Pensionat  für  Kinder  von 
4  bis  12  Jahren  hielt,  sich  in  der  Villa  Charlemont  bei 
Crans  (Waadt)  niederzulassen  gedenke.  Gegenüber  dem 
waadtländischen  Justiz-  und  Polizeidepartement  erklärte 
Frau  Borghine,  sie  habe  in  Frankreich  der  Kongregation 
der  Soeurs  de  notre  Dame  auxiliatrice  angehört,  einer 
Frauenkongregation.  Sie  leitete  das  Knabenpensionat  in 
St.  Denis.  Die  Statuten  ihrer  Kongregation  will  sie  nicht 
kennen.  Beichtvater  ihrer  Kongregation  war  der  Abbe 
Michel  Blain.  Er  gehörte  früher  den  Salesianern  an,  sei 
aber  säkularisiert  und  gehöre  jetzt  zur  Diözese  Paris. 

Gestützt  auf  ein  Gutachten  von  Professor  Fleiner  in 
Basel  hat  der  Bundesrath  erkannt :  1.  Der  Kongregation  der 
ScBurs  de  Marie  auxiliatrice  in  der  Villa  Charlemont  bei 
Crans  wird  die  Niederlassung  in  der  Schweiz  untersagt. 
2.  Sie  erhält  eine  Frist  von  90  Tagen  von  Eröffnung 
dieses  Beschlusses  an  gerechnet,  um  ihre  Verhältnisse  zu 
ordnen.  3.  Die  Regierung  des  Kantons  Waadt  ist  mit 
der  Vollziehung  dieses  Beschlusses  beauftragt  und  wird 
-eingeladen,  dem  Bundesrathe  über  die  erfolgte  Voll- 
ziehung Bericht  zu  erstatten.» 

Gegen  alle  diese  Gutachten  besteht  katholischerseits 
die  Einwendung,  dass  die  modernen  «Kongregationen» 
nicht  ohne  Weiteres  unter  den  Begriff  «Orden»  des  Art. 
52  B.  V.  subsumirt  werden  können,  und  dass  in  solchen 
Fällen  auch  Gutachten  von  katholischen  Rechtsgelehrten 
einzuholen  seien. 

Wir  glauben  indess  annehmen  zu  dürfen,  dass  man 
auch  katholischerseits  einer  allzu  starken  Einwanderung 
französischer  JfCongregationen  in  die  Schweiz  nicht  unbe- 
dingt geneigt  sei. 

In  Freiburg  kam   eine  Erinnerung  aus  längst  ver- 
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gangener  Zeit  zur  Sprache,  indem  der  Rückkauf  eines 
alten  Brückenrechtes  vom  Staatsrath  verfügt  wurde. 
Es  handelte  sich  um  eine  hölzerne  Brücke  in  der  Gemeinde 
Posieux.  Dieselbe  wurde  von  einem  Ahnen  der  Familie 
Bochud  erbaut  und  gehörte  bisher  noch  dieser  Familie 
als  Eigenthum  an,  welche  denn  auch  nach  mittelalter- 
lichem Brauche  noch  fortwährend  Brückengeld  von  den 
Darübergehenden  erhob.  Längst  hatte  diese  Sachlage 
zu  Klagen  Anlass  gegeben  und  auch  die  Familie  Bochud 
beklagte  sich  über  ihr  Verhältniss  zu  den  Wanderern,  die 
ja  begreiflich  nur  widerstrebend  das  Brückengeld  zahlten. 
Der  Staatsrath  hat  nun  der  Familie  Bochud  als  Entschädi- 
gung für  ihr  Eigenthumsrecht  an  dieser  Brücke  den  Be- 
trag" von  600  Fr.  zugesprochen;  zwei  Füuftel  dieser 
Summe  werden  vom  Staat  übernommen.  Der  Rest  fällt 
den  Gemeinden  Posieux  50  Prozent,  Matran  30  Prozent, 
Wiler  ob  der  Glane  20  Prozent  zur  Last.  Bisher  hatte 
obengenannte  Familie  Bochud  auch  die  Zufahrtswege  zu 
dieser  Brücke  zu  unterhalten,  die  nun  obengenannten 
Gemeinden  zur  Last  fallen. 

Jji    einer   Pressinjuriensache    hat    die    Mehrheit 

des  bundesgerichtlichen  Hofes  (mit  4  g^en  8  Stimmen) 

entschieden  «que  Fauteur,  de  la  prodamation  incriminee 
n'a  pas  d^pass^  les  limites  permises;  qu'il  s'est  montre 
vif,  piquant,  mordant,  railleur,  mais  que  ses  appredations 
n'ont  rien  eu  d'attentatoire  ä  Thonneur  et  ä  la  dignite  des 
candidats  adverses;  que  sa  critique,  pour  severe  qu'elle 
ait  ^t^,  ne  tombe  pas  sous  le  coup  de  la  loi  penale, 
surtout  en  temps  d'dections;  que  la  liberte  de  langage 
qui  doit  exister  en  matiere  et  en  temps  d'elections  ou 
de  discussions  politiques  justifie  les  termes  de  la  proda- 
mation,  et  entraine  par  consequent  Tadmission  du  recours 
et  Tannulation  des  peines  prononcees.» 

Die  «Kursaal-Gesellschaft  Schänzli»  in  Bern  hatte 
gegen  den  Entscheid  der  Bemer  Regierung,  die  ihr  die 
Bewilligung  zum  Betrieb  eines  Rösslispiels  verweigert, 
Rekurs  ans  Bundesgericht  ergriffen.  Das  Bundesgericht 
hat  diesen  Rekurs  in  2  Sitzungen  behandelt,  aber  keine 
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definitive  Entscheidung  getroffen,  sondern  beschlossen, 
über  die  Frage  der  Kompetenz  mit  dem  Bundesrath  in 
Korrespondenz  zu  treten.  Die  Mehrzahl  der  Richter  war 
nämlich  der  Meinung,  dass  es  sich,  obwohl  im  Rekurs 
nm*  eine  Verletzung  des  Art.  4  der  Bundesverfassung^ 
behauptet  sei,  im  Grunde  doch  nur  um  die  Anwendung  des 
Art.  35  der  Bundesverfassung  handle,  und  dass  in  diesem 
Falle  der  Bundesrath  kompetent  sei.  Art.  4  der  Bundes 
Verfassung  sagt:  «Alle  Schweizer  sind  vor  dem  Gesetze- 
gleich.» Auf  diesen  beruft  sich  die  Kursaalgesellschaft, 
weil  an  verschiedenen  schweizerischen  Kurorten  das 
ROsslispiel  im  Betrieb  ist.  Art.  35  verbietet  die  £r- 
richttmg  von  Spielbanken  und  verfügt  die  Schh'essung  der 
bestehenden  Spielhäuser. 

Die  Kursaal-Gesellschaft  hat  dann  seither  statt  des- 

Rösslispiels  ein  «billard  lumineux»  eingerichtet,  das  den 

gleichen  Dienst  thut  und  von  Regierung  und  Bundesrath 

tolerirt  wird,  bis  einmal  eine  Welle  des  Volksunmuths,. 

der  im  Steigen  begriffen  ist,  alle  diese  Erfindungen  der 

geldbedürftigen  Kursaalgesellschaften  hinwegschwemmeU' 

wird. 

Steuersa  chen.  Im  Kanton  Aargau  werden  den  Aktien- 
gesellschaften die  im  Kanton  befindlichen  Liegenschaften 
vom  Aktienkapital  in  Abzug  gebracht,  das  geschah  bis  jetzt 
aber  nicht  bei  den  ausserhalb  des  Kantons  befindlichen 
Liegenschaften.  Die  Gesellschaft  «Motor»  in  Baden  re- 
kurrirte  deshalb  beim  Bundesgericht  und  hat  Recht  be- 
kommen. Auch  die  auswärts  befindUchen  Liegenschaften 
müssen  abgezogen  werden,  gleichgültig,  ob  sie  statt  vom. 
Aktiengeld  durch  Obligationengelder  erworben  wurden» 
indem  sonst  ungerechtfertigte  Doppelbesteuerung  besteht. 

Es   geht   dies    ein    wenig   über  die   frühere  Praxis 
hinaus. 

Da  der  Kanton  Bern  von  den  ausländischen  Beamten- 

der  internationalen  Bureaux  in  Bern  für  die  letzten  zehn 

Jahre  Steuern  forderte  und  sein  Steuerrecht  auch  für  die^ 


700  Jahresbericht  1905. 

Zukunft  geltend  machte,  ersuchte  die  Bundesbehörde 
infolge  offiziöser  diplomatischer  Schritte  die  Bemer  Re- 
gierung um  Auskunft  über  die  Angelegenheit  und  um 
Mittheilung  der  einschlägigen  Bemer  Gesetze.  Die  Bemer 
Regierung  hat  geantwortet,  die  genannten  Beamten  ge- 
messen in  Steuersachen  keinerlei  Vorrechte,  sie  seien 
den  Bemer  Steuergesetzen  unterworfen  wie  andere 
Niedergelassene  oder  Aufenthalter.  Die  Berner  Regierung 
sei  nicht  befugt,  zu  Gunsten  der  genannten  Beamten 
eine  Ausnahme  eintreten  zu  lassen. 

Die  protestantische  Kirchgemeinde  des  Kantons  Zug 
will  eine  Aktiengesellschaft  zur  Versteuerung  eines  Theils, 
etwa  eines  Drittels,  ihres  Aktienkapitals  heranziehen. 
Diese  verweigert  die  Zahlung  irgend  welcher  Steuer 
unter  Hinweis,  dass  sie  keine  protestantische  Kirchge« 
meinde  des  Kantons  Zug,  sondern  nur  eine  solche  der 
Gemeinde  Baar  anerkenne.  Sie  sei  somit,  weil  ausser- 
halb dieser  Gemeinde  gelegen,  nicht  steuerpflichtig.  That- 
isächlich  existirt  im  Kanton  Zug  bisher  nur  eine  prote- 
stantische Kirchgemeinde.  Kird^e  und  Pfarrhaus  sind  in 
Baar,  der  Kirchenrath  ist  aber  aus  Vertretern  verschiedener 
Gemeinden  zusammengesetzt,  und  auch  der  Pfarrer  ver- 
sieht seine  kirchlichen  Funktionen  in  sämmüichen  Ge- 
meinden, die  Protestanten  aufweisen. 

Das  Kantonsgericht  hat  die  bezügliche  Beschwerde 
abgewiesen. 

Die  Fortwächter  am  Gotthard  verweigerten  die  Be- 
zahlung höherer  Niederlassungsgebührea,  als  die  eigenen 
Bürger  von  Uri  sie  entrichten. 

Die  Qualität  einer  juristischen  Person  für  die 
Bundesbahnen  wurde  vom  Bundesrath  bei  Anlass  der 
Nachtragskredite  von  diesem  Jahre,  1.  Serie,  mit  folgen- 
den Worten  abgelehnt: 

«Wir  benützen  den  Anlass  auf  eine  Bemei^ung  zu 
•antworten,   welche    die   Kommission   des  Nationalrathes 
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anlässlich  der  Behandlung  der  Nachtragskredite,  erste 
Serie,  pro  1905,  am  24.  März  abhin  vorbrachte,  nämlich, 
dass  die  Frage,  ob  Eigenthum  der  Bundesbahnen  fiska- 
lischem Eigenthum  gleichzustellen  sei,  am  besten  abge- 
klärt würde,  wenn  man  den  Bundesbahnen  in  formell 
unanfechtbarer  Weise  die  Rechte  einer  juristischen 
Person  zutheilte.  Wir  haben  hierauf  zu  erwidern,  dass 
der  Bund  die  Bundesbahnen  erworben  und  den  Kaufpreis 
bezahlt  hat,  und  dass  die  Bundesbahnverwaltung  einen 
besonderen  Theil  der  Bundesverwaltung  bildet.  An 
diesen  fundamentalen  Rechtssätzen  wird  man  festhalten 
wollen;  sie  sind  auch  klar  imd  nicht  missverständlich. 
Wollte  man  den  Bundesbahnen  die  Quahtät  einer  juri- 
stischen Person  ertheilen,  so  würde  das  Rechtsfundament 
vollständig  vorändert.  Die  Bundesbahnen,  jetzt  öffent- 
liches Gut  unter  öffentlicher  Verwaltung,  würden  unter 
Preisgabe  dieses  Charakters  zu  einer  Privatrechtsperson 
umgestaltet.  Entweder  —  oder:  Beides  können  die 
Bundesbahnen  nicht  sein.  Die  Umgestaltung  würde 
aber  nicht  niu*  die  Revision  des  Gesetzes,  sondern  auch 
die  ökonomische  Ueberführung  der  Bundesbahnen  aus 
der  Hand  des  Bundes  in  die  Hand  von  Privatpersonen 
nöthig  machen.  Es  ist  auch  gar  nicht  nöthig,  dass  an 
der  bisherigen  Auffassung  über  die  Rechtsstellung  der 
Bundesbahnen  etwas  geändert  werde;  sie  sind  Vermögen 
des  Bundes,  wie  die  ihm  gehörenden  Militäranstalten 
imd  landwirthschaftlichen  Betriebe  (Liebefeld,  Obst-  und 
Weinbauanstalten  in  Wädenswil  etc.).  Wir  können  des- 
halb nicht  Hand  dazu  bieten,  an  den  Grundlagen  des 
Rückkaufsgesetzes  zu  rütteln.» 

Niederlassung,  Aufenthalt  und  Verwandtes. 
Eine  wichtige  Entscheidung  dieser  Art  ist  folgende:  Zürche- 
rische Bürger  beschwerten  sich,  dass  ihnen  die  Gemeinde 
Arth,  gestützt  auf  eine  kantonaleVerordnung  über  Niederlas- 
sung und  Aufenthalt,  eine  solche  höhere  Kanzleigebühr  ab- 
gefordert hatte.  Der  Rekurs  ist  damit  begründet,  dass  die 
erhöhte  Gebühr  als  besondere  Belastung  und  ungleiche 
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Behandlung  kantonsfremder  Schweizerbürger  verfassungs- 
widrig sei.    Der  schwyzerische  Regierungsrath  hält  dem 
entgegen,  dass  der  kantonale  Gesetzgeber  kompetent  ge- 
wesen sei,  in  £rmanglung  eines  einschlägigen  Regulativs 
bestimmte  Kanzleigebühren  festzusetzen.  Die  Verordnung 
sei    überdies    vom  Bundesrath   genehmigt  worden.    Das 
Bundesgericht  erklärte,  die  Genehmigung  der  Verord- 
ung  durch  den  Bundesrath  schliesse  deren  Ueberprüfung 
auf  ihre  Verfassungsmässigkeit  durch  das  Bundesgericht 
nicht  aus.    Inhaltlich  stütze  sich  der  Rekurs  auf  Artikel 
^   der  Bundesverfassung,    der    die  Kantone  verpflichte, 
alle    Schweizerbürger   im  Gesetze    sowohl    als    auch  im 
gerichtlichen  Verfahren  gleich  zu  behandeln.    Die  Frage 
der  Anwendbarkeit  des  Artikels  60  auf  Fälle,   wie  der 
vorliegende,  sei  allerdings  in  einem  Entscheide  vom  Jahre 
1878  vom  Bundesrath,  der  damals  zuständig  war,  verneint 
w^orden,  mit  der  Begründung,  dass  Artikel  60  weder  auf 
-die  Niederlassungs-  noch  auf  die  Aufenthaltsverhältnisse 
Bezug  habe,  da  für  jene  Artikel  45  besondere  Vorschriften  ent- 
halte, und  für  diese  in  dem  durch  Artikel  47  vorgesehenen 
Oesetze  specielle  Bestimmungen  zu  treffen  seien.   Dieser 
Auffassung  sei  nicht  beizustimmen;  denn  es  gehe  nicht 
■an^  den  Artikel  60  gegenüber  kantonalen  Bestimmungen, 
welche  die  Verhältnisse  der  Aufenthalter  ordnen,  deshalb 
für  wirkungslos  zu  erklären,  weil  eine  den  Schutz  des 
Artikels  ersetzende  Regelung  auf  eidgenössischem  Boden 
in  Aussicht  genommen   sei.    Es    müsse    somit    die  Ver- 
ordnung des  Kantons  Schwyz   als   der  allgemeinen  Vor- 
schrift des  Artikels  60  der  Bundesverfassung  unterstehend 
erachtet  werden,  so  lange  keine  bundesrechtlichen  Be- 
stimmungen über  die  zu  entrichtenden  KanzleigebOhren 
existiren.    Unterstehe  sie  aber  diesem  Verfassimgsartikel, 
so   müsse  die  Forderung   einer   erhöhten   Kanzleigebühr 
für    die    Aufenthaltsbewilligung   der  Nichtkantonsbüi^ger 
als  mit  diesem  Artikel  nicht  vereinbar,  folglich  als  ver- 
fassungswidrig erklärt  werden. 

Eine  ähnliche  Entscheidung  ist  die  folgende : 

Das  Strafrecht  des    Kantons   Obwalden   kennt    als 
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Polizeistrafe  die  Gemeindeeingränzung,  d.  h.  das  Verbot, 
das  Gebiet  der  Gemeinde  zu  verlassen.  Die  in  Lungern 
heimathberechtigte  Z.,  über  die  diese  Strafe  ausgesprochen 
worden  vsrar  und  die  sich  nach  Zürich  begeben  hatte, 
verlangt  von  da  aus  von  ihrer  Heimathgemeinde  die  Aus- 
stellung eines  Heimathscheins.  Die  Gemeindebehörde 
weigerte  sich,  ihr  zu  entsprechen,  weil  sie  sich  unrecht- 
mAssigerweise  aus  der  Gemeinde  Lungern  entfernt  habe. 
Darauf  rekunirte  die  Z.  an  den  Staatsrath  von  Obwalden 
und,  von  diesem  abgewiesen,  an  das  Bundesgericht,  mit 
dem  Begehren,  die  Gemeinde  Lungern  sei  gestützt  auf 
Art.  45  der  Bundesverfassung  anzuhalten,  ihr  einen  Hei- 
mathschein auszustellen. 

Das  Bundesgericht  beschliesst  Schutz  des  Rekurses 
aus  folgenden  Erwägungen : 

Ali;.  45  der  Bundesverfassung  ist  im  vorliegenden 
Fall  mit  Recht  angerufen.  Er  spricht  zwar  nicht  direkt 
von  einer  Pflicht  der  Ausstellung  eines  Heimathscheins, 
stellt  aber  das  Prinzip  der  Freizügigkeit  auf,  und  dieses 
verfassungsmässige  Recht  würde  durch  die  Verweigerung 
eines  Heimathscheins  illusorisch.  Die  im  Art.  45  ge- 
nannten Fälle,  in  denen  ausnahmsweise  eine  Verweige- 
rung zulässig  wäre,  liegen  hier  nicht  vor,  denn  die  Pe- 
tentin ist  nie  der  öffentlichen  Wohlthätigkeit  zur  Last 
gefallen  und  weder  mit  Entzug  der  bürgerlichen  Ehren 
und  Rechte,  noch  wegen  schwerer  Vergehen  bestraft 
worden. 

Da  diese  bundesrechtlichen  Gründe  nicht  vorhanden 
sind,  wird  es  sich  noch  fragen,  ob  die  Gemeinde  das 
Recht  hatte,  die  Herausgabe  von  Schriften  zu  verweigern, 
um  die  Strafe  der  Gemeindeeingränzung  zu  verwirklichen. 
Das  ist  zu  verneinen,  denn  die  Strafe  hat  nur  polizei- 
lichen Charakter,  nur  aus  strafrechtlichen  und  strafpro- 
zesslichen  Gründen  kann  eine  Verweigerung  stattfinden. 
Die  Eingränzung  ist  nicht,  vrie  z.  B.  die  Korrektionshaus- 
strafe, eine  gegen  die  Person  gerichtete  Freiheitsstrafe, 
sondern  eine  Massnahme  gegen  die  Niederlassungsfrei- 
heit, eine  Beeinträchtigung  der  Bewegungsfreiheit,  die 
nicht  zulässig  ist. 
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Der  russische  Fürst  Dadian  Mingrelski,  in  Kiew- 
wohnhaft,  hatte  im  August  1903  gegen  den  J.  Durrer  vou 
Kägiswil  (Obwalden)  Klage  eingereicht  auf  Bezahlung 
von  Fr.  251,000.  Die  Gerichtskanzlei  und  später,  im 
Januar  1904  der  Kantonsgerichtspräsident  von  Obwalden, 
verlangten  vom  Kläger,  dass  er  gemäss  Art.  29  der  Ob- 
waldner  Civil-Prozess-Ordnung  eine  Prozesskaution  von 
Fr.  3000  leiste.  Dieser  Artikel  sieht  eine  Sicherstellung 
für  die  Gerichts-  und  Parteikosten  vor,  falls  der  Kläger 
ausserhalb  des  Kantons  wohnt,  oder  insolvent  ist,  oder 
endlich  zu  befürchten  ist,  dass  bei  demselben  die  Ein- 
treibung allfälliger  Kosten  auf  Schwierigkeiten  stossen 
würde.  Die  Rekursbeschwerde  verlangte  Aufhebung  der 
Kaution,  weil  sie  dem  Art.  11  der  internationalen  Haager 
Konvention  vom  14.  November  1896  betreffend  das  Civil 
prozessrecht  widerspreche.  Dieser  Artikel  habe  die  Pro- 
zesskostenkautionspflicht,  die  sich  auf  die  Eigenschaft  als 
Ausländer  oder  auf  die  Thatsache  stütze,  dass  der  Kläger 
im  Ausland  wohne,  abgeschafft.  Dem  hält  der  Gerichts- 
präsident entgegen,  dass  die  Kaution  nicht  desshalb,  weil 
der  Fürst  im  Ausland  wohne,  gefordert  worden  sei,  son- 
dern weil  zu  befürchten  sei,  dass  die  Eintreibung  aUfäl- 
liger  Kosten  auf  Schwierigkeiten  stossen  würde. 

Das  Bundesgericht  beschloss  mit  4  gegen  3  Stim- 
men Schutz  des  Rekurses.  Art.  11  der  Haager  Konvention 
habe  den  Zweck,  die  ungleiche  Behandlung  Einheimischer 
und  Fremder  bezüglich  der  Prozesssicherstellung  aufeu- 
heben;  dem  Verlangen  einer  Sicherstellung  könne  dieser 
Artikel  aber  nur  dann  entgegengehalten  werden,  wenn 
sich  dieses  einzig  und  allein  auf  die  Eigenschaft  des 
Klagenden  als  Ausländer  oder  auf  dessen  Wohnsitz  im 
Ausland  gründe,  im  Uebrigen  stehe  es  aber  den  Gerichts- 
behörden frei,  aus  anderen  Motiven  Sicherstellung  zu 
verlangen.  Im  gegebenen  Fall  äussere  sich  der  Kantons- 
gerichtspräsident in  keiner  Weise  über  diese  Motive,  es 
sei  vielmehr  anzunehmen,  dass  seine  Befürchtungen 
'rücksichtlich  der  Eintreibung  der  Kosten  einzig  und  allein 
auf  den   auswärtigen  Wohnsitz   des   Fürsten  gegründet 
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seien.    Da  auch  Bussland  der  Haager  Konvention  beige- 
treten sei,  müsse  die  Verfügung  aufgehoben  werden. 

Ebenso  scheint  das  Bundesgericht  die  Praxis  wieder- 
herstellen zu  wollen,  dass  zum  Entzug  der  Niederlassung 
aus  Gründen  des  Art.  45  B.-V.  mindestens  ein  am  Nie- 
derlassungsorte erlassenes  Strafurtheil  gehört,  somit  Ent- 
zug  auf  blossen  Polizeirapport  hin  nicht  zulässig  erscheint. 
Eine  wirkliche  Begelung  dieser  Niederlassungsfragen 
kann,  wie  wir  wiederholt  schon  betont  haben,  nur  in 
Verbindung  mit  der  grundsätzlichen  Begelung  der  Armen- 
rechts-, Versicherungs-  und  Bürgergutsfrage  zugleich  er- 
folgen,  die   noch   in  entfernter  Aussicht  steht  0* 

Ueber  die  Stimmfähigkeit,  die  eine  durch  je- 
weilige kantonale  Gesetzgebung  bestimmbare  und  daher 
sehr  wechselnde  ist,  soll  dermalen  folgende  Musterkarte 
bestehen : 

Mit  dem  Bimdesrechte,  das  die  Stimm-  und  Wahl- 
fähigkeit auf  das  ziu*ückgelegte  20.  Altersjahr  fixirt,  stim- 
men folgende  Eantonsrechte  überein :  Zürich,  Luzem,  Uri^ 
Obwalden,  Glarus,  Solothum,  Baselstadt  und  -Land,  Schaff- 
hausen, beide  Appenzell,  St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau, 
Thurgau,  Waadt  und  WalUs. 

Dagegen  nicht:  Bern:  Stimmfähiges  Alter  20,  wahl- 
fähig für  Bath  und  Gericht  25  Jahre. 

Schwyz:  Stimmfähiges  Alter  18  Jahre,  wahlfähiges, 
für  den  Begierungsrath  und  das  Eantonsgericht  25  Jahre. 

Nidwaiden:  Stimmfähiges  Alter  18,  wahlfähiges  20  Jahre. 

Zug:  Stimm-  und  wahlfähiges  Alter  19  Jahre. 

Freiburg:  Stimmfähiges  Alter  20,  wahlfähiges  25  Jahre« 

Tessin:  Stimmfähiges  Alter  20,  wahlfähiges  für  den 
Grossen  Bath  20,  für  die  voUziehenden  und  richterlichen 
Behörden  26  Jahre. 


')  Zur  Litteratur  hierüber  gebart  ein  sehr  lesenswerther 
Aufsatz  von  Dr.  Spahn,  Natio^alrath,  im,  SchafQiauser  Intelli- 
genzblatt 1904  Nr.  122—124. 

45 
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Neuenburg:  Stimmfähiges  Alter  20,  wahlfähiges  25 
Jahre. 

Genf:  Stimmfähiges  Alter  20,  wahlfähiges  25,  für 
Eintritt  in  den  Staatsrath  (Regierung)  27  Jahre. 

üeber  die  Gewerbefreiheit  enthält  eine  Er- 
läuterung der  Rekurs  über  die  Schlachthausgebühren  in 
Biel  (Bürki  &  Kons,  in  Madretsch),  welcher  an  die 
Bundesversammlung  gelangte  imd  von  dem  National- 
rath  bereits  am  6.  Oktober  im  Sinne  der  bundesräthlichen 
Entscheidung  erledigt  wurde.  Der  Schlachthauszwang 
wurde  als  zulässig  angesehen  trotz  Art.  38  der  B.  V. 
Ebenso  der  Bezug  von  Schlachthausgebühren,  ebenso 
Einschränkung  der  Gewerbefreiheit  in  diesem  Sinne. 
Einzig  wenn  die  Gebühren  übermässig  hohe  wären 
und  die  Gewerbefähigkeit  selbst  dadurch  indirekt  auf- 
heben würden,  könnte  man  dagegen  rekurriren.  DerRe- 
gierungsrath  von  Bern  hat  übrigens  diese  Frage  der  Ge- 
bühren und  ihrer  Tarife  bereits  entschieden  und  den 
Tarif  als  zulässig  befunden.  Auch  werden  die  Metzger 
von  Madretsch  nicht  ungleich  mit  den  Bielem  be- 
handelt.   Der  Ständerath  hat  seither  beigestimmt. 

lieber  die  Einbürgerung  schien  eine  Zeitlang  der 
Fall  des  Dichters  Gabriele  d'Annunzio  eine  Streitfrage 
werden  zu  wollen,  der  sich  einbürgern  will,  lun  sich  von 
seiner  Frau  scheiden  zu  lassen.  Es  ist  anzunehmen,  dass 
der  Bundesrath  eine  solche  Einbürgerung  nicht  gestatten 
würde. 

Zwischen  dem  Kanton  Bern  und  der  Eidgenossen« 
Schaft  bestand  eine  Differenz  in  Bezug  auf  die  Versorgung 
des  geisteskranken  Türken  Bnicky,  der  auf  den  russischen 
Gesandten  geschossen  hatte. 
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Der  Bundesrath  behauptet,  der  Bund  sei  nicht  verpflich- 
tet, die  Kosten  für  die  Versorgung  Ikiickis  zu  vergüten. 
Bern  habe  ihn  aufgenommen,  es  müsse  daher  für  den  nach 
-der  Meinung  der  Irrenärzte  geisteskranken  türkischen 
Staatsunterthan  so  lange  sorgen,  bis  er  der  Türkei  über- 
geben werden,  könne.  Aus  dem  Umstand,  dass  die  auf  das 
<jutachten  der  Irrenärzte  gestützte  Schlussnahme  der  An- 
klagekammer sichernde  Administrativmassnahmen  gegen 
Bnicki  vorbehielt,  könne  Bern  auch  keine  Forderung 
im  den  Bund  ableiten. 

Der  Bundesrath  hielt  gegenüber  dem  Generalkonsul 
in  Madrid,  Mengo.tti  aus  Poschiavo,  an  den  Bestimmungen 
des  Art.  12  der  B.  V.  fest  und  erklärte  es  für  unzu- 
lässig, dass  er  einen  Orden  annehme.^) 

Der  Rekurs  eines  Soldaten  (Chapuis)  an  die  Bundes- 
versammlung wegen  einer  Disziplinarstrafe  wurde 
abgewiesen.  Die  bundesräthliche  Botschaft  (Bbl.  1905 
Nr,  1)  sagt: 

«Das  schweizerische  Militärdepartement,  welches  in 
miUtärischen  Disziplinarstrafsachen  endgültig  zu  ent- 
scheiden hat,  nahm  die  Erledigung  der  Beschwerde  zu- 
nächst für  sich  in  Anspruch  und  wies  alsdann  die  letztere 
als  imb^^ündet  ab.  Diesen  Entscheid  zieht  Chapuis  mit 
Eingabe  vom  30.  November  an  die  Bundesversiunmlung 
weiter,  indem  er  um  Aufhebung  der  über  ihn  verhängten 
Freiheitsstrafe  nachsucht ;  dabei  ist  die  Begründimg  seines 
Rekurses  wesentlich  dieselbe  wie  in  seiner  frühern 
Eingabe. 

Der  Bundesrath  selbst  hat  mm  zwar  in  Sachen  nicht 
^urtheilt;  wir  sehen  indess,  soweit  an  uns,  von  der 
Fassung  eines  Entscheides  ab,  welcher  doch  nur,  wie  die 

')  Man  hatte  aus  der  Schweizerkolonie  in  Spanien  her 
ihn  schon  früher  (wie  es  scheint  aber  mit  Unrecht)  beschul- 
digt, bei  einem  Stiergefecht  präsidirt  zu  haben. 
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nachfolgende  Ausführung  zeigt,  in  formeller  sowie  in 
materieller  Hinsicht  die  Abweisung  der  Beschwerde  aus- 
sprechen  mOsste. 

Es  ist  nämlich,  was  die  formelle  Seite  der  vorliegen- 
den Beschwerdeangelegenheit  anbelangt,  in  Erwägung 
zu  ziehen,  dass  der  Bundesrath  und  die  Bundesversamm- 
lung sich  in  konstanter  Praxis  zur  Ueberprüfung  von 
Disziplinarstrafverfügungen  des  schweizerischen  Militär- 
departements  stets  für  unzuständig  erklärt  haben.  Sa 
sind,  um  bloss  ein  Beispiel  anzuführen,  der  Bundesrath 
und  die  eidgenössischen  Räthe  nacheinander,  letztere 
mit  Schlussnahme  vom  15./21.  Dezember  1900,  auf  den 
Rekurs,  welchen  der  Kanonier  H.  Band  gegen  seine  Be- 
strafung eingereicht  hatte,  wegen  Inkompetenz  nicht  ein- 
getreten. Die  vorliegende  Eingabe  sollte  indess  nicht  nur 
insoweit  sie  einen  Rekurs  darstellt,  sondern  auch  inso- 
weit sie  etwa  als  ein  einfaches  Straferlassgesuch  auf- 
gefasst  werden  könnte,  aus  formellen  Gründen  abge- 
wiesen werden.  Nach  Artikel  214  der  Militärstrafge- 
richtsordnung kann  nämlich  eine  Begnadigung  einzig 
gegenüber  dem  Urtheile  eines  Militärgerichts  erfolgen, 
und  ein  solches  liegt  hier  nicht  vor;  wir  erlauben  uns,, 
auch  in  diesem  Punkte  auf  den  Fall  Band  hinzuweisen 
(Botschaft  des  Bundesrathes  vom  11.  Dezember  1900; 
Bundesbl.  1900,  IV,  988).» 

Aus  den  Entscheidungen  des  Bundes- 
gerichts: Sehr  viele  FäUe ,  welche  dahin  gebracht 
werden,  gehören  gar  nicht  vor  das  Bundesgericht,, 
woher  auch  ein  Theil  der  Ueberbürdung  desselben 
stammt.  Offenbar  suchen  die  Parteien,  oder  vielmehr 
ihre  Anwälte,  mit  allen  Mitteln  diese  letzte  Instanz  zu 
gewinnen.  So  der  Fall  Eüttel  gegen  Weggis  (bundes- 
gerichtUche  Sammlung  Civilrecht  Nr.  26  von  1906),  wa 
auf  Einbürgerung  geklagt  wurde,  obwohl  wed^ 
Heimathlosigkeit,  noch  etwa  die  Einbürgerung  eines  Aus* 
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länders  nach  dem  eidgen.  Einbürgerungsgesetz  in  Frage 
stand. 

Huggler  contra  Binder  (Civ.-Recht  1905  Nr.  20)  ist  ein 
interessanter  Entscheid  über  die  Nachbildung  öffent- 
licher Monumente  in  minderer  Kunstform. 

Sache  Kaufmann  (Civ.-Recht  1905  Nr.  18)  enthält  zur 
Abwechslung  die  Klage  eines  beschädigten  Automobil- 
fahrers gegen  einen  Fuhrmann,  der  ihm  nicht  richtig 
-auswich. 

Ehesachen.  Das  Tessiner  Ausfühiningsgesetz  zum 
Civilstands-  und  Ehegesetz  enthält  folgende  Bestimmungen: 

«Vom  Tage  der  ausgesprochenen  Ehescheidung  an 
geht  die  Hälfte  des  Vermögens  der  geschiedenen  Ehe- 
gatten von  Rechts  wegen  in  das  Eigenthum  der  aus  der 
Ehe  stammenden  Kinder  über,  die  Eltern  behalten  zeit- 
lebens deren  Nutzniessung.  Bei  Eröffnung  ihres  Nach- 
lasses haben  die  Kinder  das  Recht,  die  Ergänzung  auf 
ihren  Pflichttheil  zu  verlangen,  sofern  der  Werth  der  er- 
haltenen Vermögensstücke  geringer  sein  sollte  als  dieser 
PflichttheiL?^    Das  Bundesgericht  erklärte  darüber: 

«Nach  Art.  54  der  Bundesverfassung  sei  prinzipiell 
nur  der  Bund  kompetent,  auf  dem  Gebiete  des  Ehe-  und 
Ehescheidungswesens  zu  legiferiren.  Ausnahmen  von 
diesem  Grundsatze  mache  Art.  49  des  Bundesgesetzes  ; 
der  kantonale  Gesetzgeber  dürfe  aber  über  die  darin  ge- 
zogenen Gränzen  nicht  hinausgehen.  Das  sei  aber  bei 
Art.  89  des  tessinischen  Civilgesetzbuches  der  Fall ;  denn 
unter  den  Vermögensverhältnissen  der  Ehegatten,  deren 
Regelung  Art.  49  des  Bundesgesetzes  den  Kantonen  über- 
lasse, seien  nur  die  persönlichen,  gegenseitigen  Vermögens- 
verhältnisse zu  verstehen,  nicht  auch  die  gegenüber 
Dritten,  zu  denen  auch  die  Kinder  zu  zählen  seien. 
Art.  89  stehe  femer  nicht  nur  ausserhalb  der  Bundes- 
gesetzgebung, sondern  er  greife  sogar  auf  dieselbe  hin- 
über und  modifizire  sie,  und  zwar  dadurch,  dass  er  eine 
erhebliche  Erschwerung  der  Geltendmachung  des  Rechtes 
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auf  Ehescheidung  bildet.  Man  wollte  den  Bürger  direkt 
davon  abhalten,  von  den  in  den  Art.  45,  46,  und  47  de& 
Bundesgesetzes  niedergelegten  Rechten  Gebrauch  zu 
machen,  indem  derjenige,  der  sich  scheiden  lassen  will,, 
sich  einer  ökonomischen  Einbusse,  also  gleichsam  einer 
Strafe,  ausgesetzt  sieht.  Ja,  hicht  nur  fOr  ihn  allein 
können  Nachtheile  aus  der  Scheidung  entstehen,  sondera 
unter  Umständen  auch  fOr  seine  Kinder  aus  einer  späteren 
Ehe,  wenn  z.  B.  die  ihm  verbleibende  Hälfte  verloren 
gehen  sollte.  Es  liesse  sich  selbst  der  Fall  denken,  dass 
es  infolge  dieser  Gesetzesbestimmung  dazu  kommen 
könnte,  dass  der  an  der  Scheidung  schuldige  Ehegatte 
durch  Tod  des  oder  der  Kinder  den  andern  trotz  der 
Scheidung  beerben  könnte.  Diese  Erschwerung  der  Ehe« 
Scheidung  habe  der  tessinische  Gesetzgeber  auch  that» 
sächlich  bezweckt,  wie  aus  den  Protokollen  der  Sitzungen 
hervorgehe.  Ein  Gesetz  nun,  das  die  Tendenz  hat,  einem 
Bundesgesetz  entgegenzuarbeiten,  müsse  offenbar  als  ein 
dem  letzteren  entgegengesetztes  betrachtet  werden.» 

In    einem    sehr   bemerkenswerthen    Falle    hat    das 

Bundesgericht  seine  frühere  Praxis  verlassen: 

Nach  bisheriger  Praxis  konnte  eine  Aktiengesellschaft 
als  solche,  auch  wenn  ihre  geschäftliche  Ehre  angegriffen 
war,  nicht  beleidigt  werden.  In  einem  besonders  frap- 
panten Fall,  da  eine  Basler  Aktiengesellschaft  von  einem 
ihrer  Klienten  ungerechtfertigt  brieflich  als  «das  gemeinste 
und  schmutzigste  Geschäft»  bezeichnet  worden  war,  hat 
nun  die  erste  Abtheilung  mit  dieser  Auffassung  gebrochen. 
Nach  einem  Referate  des  Bundesrichters  Dr.  Ostertag 
hat  sich  das  Bundesgericht  einstimmig  auf  den  neuen 
Standpunkt  gestallt,  welcher  der  modernen  Theorie  und 
der  Auffassung  des  künftigen  schweizerischen  Civilgesetz- 
buches  entspricht,  wonach  eine  juristische  Person  in  allen 
Beziehungen,  welche  nicht,  wie  Gesundheit,  Alter,  Ge- 
schlecht usw.,  die  physische  Existenz  des  Menschen  zur 
Voraussetzung  haben,  der  physischen  Person  gleichge- 
stellt ist.  Damit  ist  indirekt  auch  die  Deliktsfähigkeit  der 
Aktiengesellschaften  zur  Anerkennung  gelangt.  Man  wird 
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mit  Genugthuung,  namentlich  im  Hinblick  auf  unser  künfti- 
ges Civilgesetz,  heute  schon  von  dieser  Aenderung  der 
bundesgericlithchen  Praxis  Kenntniss  nehmen.  Fall  Börlin- 
Lendi. 

Am  13.  November  1900  ereignete  sich  oberhalb  Nyon 
ein  Postunfall.  Dabei  erhielt  eine  Frau  Jullien  von  Morez 
(Jura)  verschiedene  Verletzungen.  Sie  starb  nach  einiger 
Zeit  an  Lungentuberkulose.  Ihr  Gatte  verlangte  nun  in 
seinem  und  seines  Kindes  Namen  von  der  Postverwaltung, 
gestützt  auf  Art.  5  und  7  des  Fisenbahnhaftpflichtgesetzes 
durch  direkte  Klage  vor  Bundesgericht  Schadenersatz. 

Dieses  wies  die  Klage  aus  Art.  5  bis  auf  die  Ent- 
schädigung für  Heilungs-  und  Yerpflegungskosten  ab. 
weil  der  Kausalzusammenhang  zwischen  dem  Tod  und 
den  erlittenen  Verletzungen  nicht  erwiesen  sei,  gewährte 
aber  aus  Art.  7  eine  Entschädigung  von  Fr.  3000  für  tort 
moral.    Ein  bedenklicher  Entscheid! 

Prorogation  des  Forums.  «Ainsi  que  le  Tribunal 
federal  Ta  reconnu  ä  maintes  reprises  d^jä,  une  pareille 
Prorogation  de  for  peut,  en  effet,  resulter  de  l'attitude  du 
defendeur  devant  le  juge  saisi  de  ses  actes  et  de  sa  fa^on 
de  proceder;  s'il  recounalt  de  la  sorte  expressement  ou 
tacitement  la  compötence.  du  juge  saisi,  il  ne  saurait 
ulterieürement,  contrairement  ä  toutes  les  rögles  de  la 
bonne  foi,  exciper  encore  d'une  incompetence  dont  il  avait 
renonce   d'abord   k  se  prevaloir. 

Dans  ces  conditions,  il  est  impossible  de  ne  pas  ad- 
mettre  que  pour  toute  action  tendant  ä  mener  cet  arbi- 
trage  ä  bonne  fin,  en  obtenant  des  tribunaux  ordinaires 
la  Prolongation  des  pouvoirs  des  arbitres  ou  la  nomination 
de  nouveaux  arbitres,  Tintimee  n'ait  pas  consenti,  sinon 
expressement,  du  moins  tacitemeut,  ä  une  Prorogation  de 
for  en  foveur  des  tribunaux  genevois,  en  sorte  qu'au- 
jourdliui  eUe  est  mal  fondee  ä  vouloir  se  prevaloir  de 
l'art.  1*^  Convention  franco-suisse,  au  b^nefice  duquel,  peu 
importe  pour  quelle  raison,  il  lui  a  plu  de  renoncer  sans 
r^serve,  d'une  fa<;;on  qui  ne  lui  pennet  plus  de  l'invoquer 
actuellement.»    (Doyen  &  Cie.  gegen  Pemin.) 
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Von  andern  Entscheidungen  des  Bundesgerichts  sind 
noch  allfäUig  folgende  besonders  bemerkenswerth : 

Das  Urtheil  betreffend  die  «bons  de  jouissance» 
der  ehemaligen  Jura-Simplon-Bahn  (Jahrbuch  1904,  p.  548). 
Die  Inhaber  dieser  bons  wurden  abgewiesen  und  verur- 
theilt,  7000  Fr.  aussergerichtliche  Kostenentschädigung  zu 
bezahlen.  Das  Urtheil  selbst  ist  ohne  Zweifel  begründet, 
die  sehr  grosse  Parteientschädigung  etwas  weniger. 

Das  Urtheil  über  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht 
gegenüber  zufällig  Herbeigezogenem  Oerlikon-Pelissier 
(XXX  Nr.  51)  sagt:  «dem  sozialen  Grundgedanken  einer 
Fürsorge  für  die  ökonomisch  Schwachen  entspricht  nicht 
ein  privatrechtliches  Verhältniss,  sondern  lediglich  die 
wirthschaftliche  Thatsache  des  Eintritts  in  den  Betriebs- 
kreis» (pag.  411).    Vgl.  den  speziellen  Aufsatz  darüber. 

Hageneckwerk  contra  Bern  und  Solothurn,  Doppel- 
steuer (1905  Nr.  15).  Es  wird  ein  Spezialdomizil  in  beiden 
Kantonen  angenommen,  die  Rohkraft  kann  wie  andere 
Waare  ohne  Zoll-  oder  Steuerschranke  aus  andern  Kan- 
tonen bezogen  werden.   Diese  Motivirung  ist  das  richtige. 

Schott  contra  Basler  Gesangvereine,  musikalisches 
Autorrecht  betreffend  (1905  Nr.  75). 

Mallet  contra  Clavel  (1905  Nr.  113).  Forum  betreffend 
Geschäftsdomizil  kann  auch  bei  Landwirthschaft,  nicht 
bloss  Industrie  vorkommen. 

Chappuis  contra  Pequignot  (1905  Nr.  19).  Die  Feuer- 
bestattung ist  durch  Dekret  einzuführen  möglich. 

Sigrist  (1905  Nr.  15).  Art.  61  B.-V.  betreffend  Schutz  der 
Einrede  der  abgeurth eilten  Sache  gilt  auch  als  Vollzug. 

Rietmann  und  Zuppinger  (XXXI,  33,  XXVUI,  122). 
Schutz  gegen  Doppelsteuer  kann  gegenüber  dem  Aus- 
land stattfinden,   wenn   der   schweizerische   Kanton    aus 
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Billigkeitsrücksichten  in  seinem  Steuergesetz  Nettosteuer 
verfügt. 

Waadt  contra  Thurgau  in  Sachen  Benker  interkan- 
tonale Auslieferung  betreffend.  Das  Recht  eines  Kan- 
tons, eigene  Bürger  nicht  auszuliefern,  sondern  selbst  zu 
bestrafen,  wird  geschützt. 

La  Boche  und  Geiger  (XXX  Nr.  17,  XXXI  Nr.  5).  Es 
können  mehrere  Haftpflichtarten  konkurriren, 
wobei  dem  Kläger  die  Wahl  offensteht  (die  er  gewöhn- 
lich gegen  die  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb,  wegen  des 
dortigen  Maximumbetrages  der  Entscheidimg,  gebraucht). 

In  einem  Pres  sprozess,  Salmon  c.  cSuisse»  in 
Genf,  sprach  das  Bundesgericht  den  wichtigen  Satz  aus, 
dass  die  Frage,  ob  eine  Beleidigung  vorliege,  in  die  kantonale 
Kompetenz  gehöre,  indem  die  Bundesverfassung  und  in 
Folge  dessen  das  Bundesgericht  nur  die  freie  Meinungs- 
äusserung schütze,  an  der  ein  ernsthaftes  morali- 
sches Interesse  vorliegt;  ein  Grundsatz,  der  richtig 
angewendet,  zu  einer  Waffe  gegen  die  unsittUche  Littera- 
tur  werden  kann. 

In  einem  Prozess  der  Bemer  Oberlandbahnen  gegen 
die  Eidgenossenschaft  erklärte  sich  das  Bundesgericht 
für  inkompetent,  den  Begriff  «Reinertrag»  einer 
Bahn  zu  bestimmen.  Es  könne  dies  im  Streitfalle  mit 
dem  Bundesrath  nur  der  Bundesversammlung  zustehen. 

Die  Festsetzung  einer  Advokatenrechnung  durch 
das  Gericht  eines  Kantons  wurde  für  einen  ausserhalb 
des  Kantons  wohnhaften  Beklagten  unverbindlich  erklärt, 
sofern  derselbe  die  Schuldverpflichtung  überhaupt,  nicht 
bloss  die  Höhe  der  Rechnung,  bestreitet. 

In  Band  XXXI  Nr.  13,  15  u.  19  spricht  sich  das  Bundes- 
gericht über  die  Bereicberungsklage,  die  Bürgschaft  und 
die  fiduciarische  Yereinbanmg  aus. 
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Das  Charakteristische  der  neueren  Praxis  des  Bundes- 
gerichts ist,  dass  es  den  frühem,  mitunter  etwas  ängst- 
lich-formalistischen Gesichtspunkt  aufgibt,  z.  B.  bei  dem 
obigen  Fall  der  Bereichenmgsklage  nicht  gerade  eine 
Anrufung  bestimmter  Gesetzesartikel  verlangt.  Im  Ganzen 
ist  das  nur  zu  billigen,  wenn  es  nicht  in  Willkür  ausartet. 

Gesetzgebung.  Die  bedeutendsten  gesetzgeberi- 
schen Ereignisse  dieses  Jahres  waren:  Der  Beginn  der 
Berathungen  über  das  schweizerische  Civilgesetzbuch,  das 
Gesetz  über  die  Nationalbank  und  das  Lebensmittelge- 
setz. Wenn  der  Augenblick  unmittelbar  vor  der  Er- 
reichung eines  längst  gehoflften  Lebenszieles  der  schönste 
ist,  wie  dies  z.  B.  in  dem  MnindervoUen  Monolog  der 
Iphigenia  zum  Ausdrucke  gelangt,  so  war  dieser  Augen- 
blick mit  Bezug  namentlich  auf  das  Civilrecht  und  auch  die 
Nationalbank  in  diesem  Jahre  vorhanden.  Vielleicht  nur  zu 
wenig  empfunden  von  einer  Generation,  die  alle  früheren 
Schwankungen  und  Enttäuschungen  in  diesen  Dingen 
nicht  selbst  mit  Bewusstsein  erlebt  hatte,  und  mit  zu 
wenig  Dank  für  die  Verstorbenen,  welche  diesen  Gedanken 
einen  Theil  ihrer  besten  Lebenszeit  gewidmet  hatten. 

Der  Entwurf  des  Civilgesetzbuches  gelangte 
in  der  Junisitzung  zur  Berathupg  zunächst  des  National- 
rathes.  Er  hat  1015  Artikel  in  4  grössere  Abschnitte  ver- 
theilt  und  ist  im  B.-Bl.  Nr.  24  von  1904  publizirt  worden. 

Der  Einleitungstitel  von  12  Artikeln  enthält  einige 
allgemeine  Rechtsanschauungen,  die  sonst  eher  vermie- 
den sind. 

Das  Personenrecht,  das  dann  den  ersten  Theil 
ausmacht,  zerfällt  zunächst  in  die  Abschnitte  Einzelper- 
sonen   und  jiuistische   Personen.     Die   Entstehung  der 
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letztem  ist  sehr  erleichtert,  vielleicht  etwa?  zu  sehr  so- 
gar. Das  Vereinsrecht  wörde,  wenn  die  Trennung  der 
Kirche  vom  Staat  herankommt,  sehr  wichtig  werden ;  ebenso 
wichtig  ist  die  völlige  Freiheit  der  Stiftungen,  namentlich 
der  Familieastiftung;  dadurch  entsteht  eine  grössere 
Wiederherstellung  des  aristokratischen  Gedankens,  als^ 
es  vielleicht  noch  manchen  Leuten  klar  ist. 

Im  Eherecht  ist  die  Erhöhung  des  Ehefähigkeits- 
Alters  des  weiblichen  Theils  gerechtfertigt.  Die  Er- 
wähnung der  kirchlichen  Trauung  ist  sehr  zweckmässig 
als  Anerkennung.  Dagegen  hätte  der  Ausschlussgrund 
vorherigen  Ehebruchs  beibehalten  werden  sollen.  Das^ 
Radikale  wäre  das  Evangelium  zu  befolgen  und  die  Wieder- 
verheirathung  Geschiedener  überhaupt  zu  verbieten.  Da- 
rüber kann  eigentlich  kein  Zweifel  sein.  Es  entspricht 
aber  zu  wenig  der  «Zeitstimmung»,  die  für  die  meisten 
Leute  massgebend  ist.  Die  Berathung  des  Erbrechts 
brachte  im  Nationalrath  die  Ablehnung  eines  Miterb- 
rechtes des  Staates  (mit  allen  gegen  bloss  27  Stimmen). 
Einen  besondem  Stein  des  Anstosses  vnrd  das  gleiche 
Erbrecht  der  Kinder  an  Stelle  eines  Vorzugs  der  Söhne 
in  Bezug  auf  landwirthschaftUchen  Grundbesitz  bilden. 

Die  Diskussion  im  Nationalrath  beschränkte  sich  fast 
gänzlich  auf  die  sehr  sachlichen  Erklärungen  des  Gesetzes- 
redaktors, ohne  dass  aus  der  Versammlung  viel  erhebliche 
Anträge  erfolgten.  Man  verUess  sich  darauf,  dass  die  grossen 
Kommissionen  die  Sache  wiederholt  reiflich  erwogen 
hätten,  oder  vielleicht  auch  auf  das  Referendum,  für  den 
FaD,  dass  sich  schliesslich  doch  allzu  grosse  Differenzen 
der  Anschauung  herausstellen  würden.  Vorläufig  ist  dies 
aber  nicht  wahrscheinUch.  Einzig  die  sozialistische  Partei 
hat  auf  einem  Parteitage  in  Zürich  eventuell  Folgendes 
beschlossen : 
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«Der  Parteitag  der  schweizerischen  sozialdemokra- 
tischen Partei  erklärt,  dass  die  Kodifikation  des  schwei- 
zerischen Civilrechtes  für  die  Arbeiterschaft  nicht  an- 
nehmbar ist,  wenn  nicht  bei  der  Revision  des  Obliga- 
tionenrechtes die  Interessen  der  Lohnarbeiter  und  der 
besitzlosen  Volksklassen  überhaupt  besser  gewahrt  werden, 
als  es  bis  jetzt  geschehen  ist.  Der  Parteitag  verlangt 
insbesondere:  1.  Abänderung  der  Art.  50  fE.  des  Obliga- 
tionenrechtes in  dem  Sinne,  dass  sie  aufhören  eine  Ge- 
fahr für  die  freie  Meinungsäusserung  zu  werden.  2.  Ab- 
schnitt über  den  Dienstvertrag;  a)  Aufnahme  von  Be- 
stimmungen über  den  koUectiven  Arbeitsvertrag;  b)  die 
Ersetzung  des  Ortsgebrauches  durch  bestimmte  gesetz- 
liche Vorschriften;  c)  Einschränkung  der  Konkurrenz- 
klausel auf  besondere  Fälle ;  d)  Verbot  der  Kompensation 
mit  Lohnforderungen;  e)  Ausdehnung  der  Bestimmungen 
des  Fabrikgesetzes  über  Kündigung  und  Lohnzahlung 
auf  jeden  Dienstvertrag:  f)  bessere  Ausgestaltung  und 
Sicherung  der  Ansprüche  des  Arbeiters  aus  Art.  841  des 
ObUgationenrechtes.  3.  Regelung  des  Abzahlungsver- 
trages. 4.  Regelung  des  Lehrlingsvertrages.  5.  Ein- 
schränkung des  Retentionsrechts  des  Vermiethers.  Der 
Parteitag  fordert  die  sozialdemokratische  Fraktion  auf, 
auf  Beseitigung  der  Bestimmungen,  durch  welche  die 
Ehescheidung  erschwert  wird,  zu  dringen.» 

Muthmasslich  wird  noch  das  ganze  nächste  Jahr  mit  den 

Berathungen  dieses  Gesetzes  sich  zu  beschäftigen  haben 

und  daher  von  einer  Inkraftsetzung  desselben  vor  1908 

kaum  die  Rede  sein. 

Die   schweizer.  Nationalbank  hingegen  ist  von 

den   Räthen,    als    Gesetz  angenommen,  und   im  Bbl.  42 

dieses  Jahres  publizirt.    Die  Referendumsfrist   läuft  am 

9.  Januar  ab.  Hiegegen  ist  ein  Referendum  zweifellos  zu 

gewärtigen. 

Dieses  Bankgesetz  bildet  den   Abschluss   einer  seit 

mehr  als  30  Jahren  bestehenden  Bewegung  zu  Gunsten 
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eines  Banknotenmonopols  für  den  Bund  und  einer  Rege- 
lung des  Geldumlaufs  in  der  Schweiz  überhaupt.  Nach  eini- 
gen vergeblichen  Versuchen,  unter  Anderem  auch  einzelner 
Kantone  sich  dieses  Monopol  selber  anzueignen,  kam 
endlich  im  Jahre  1891  der  Banknotenartikel  89  der  B.  V. 
zu  Stande,  ohne  jedoch  seine  Ausführung  durch  ein  Ge- 
setz während  mehr  als  14  Jahren  finden  zu  können. 
Ein  Gesetz  im  Sinne  einer  reinen  Staatsbank,  wie  sie 
der  frühere  sehr  verdiente  Finanzdirektor  der  Eidgenossen- 
schaft, Bundesrath  Hauser,  und  mit  ihm  eine  Mehrheit 
der  eidgen.  Räthe  wollten,  wurde  im  Jahre  1897  mittelst 
Referendums  verworfen ;  seither  waren  es  dann  nament- 
lich die  Sitzfragen  und  die  Frage  der  Entschädigung  der 
Kantone  fürden  Yerlustihrer  Kantonalbanken  an  der  Bank- 
notenausgabe, welche  wirksame  «Steine  des  Anstosses» 
bildeten,  bis  dann  endlich  auf  dem  Wege  des  «Kompro- 
misses», wie  gewöhnlich  bei  uns,  ein  Gesetz  zu  Stande 
kam.  Die  Bank  ist  keine  Staatsbank,  sondern  folgt  un- 
gefähr dem  Muster  der  deutschen  Reichsbank,  was  nament- 
lich für  den  Kriegsfall  einen  Werth  hat.  Der  Bund  ist 
aach  nicht  finanziell  betheiligt,  hat  aber  den  Haupteinfluss 
auf  die  Leitung  der  Bank  durch  dieJBestellung  der  leitenden 
Organe.  Das  Grundkapital  von  60  Millionen  wird  zu  V<» 
von  den  Kantonen,  'A  den  bisherigen  Emissionsbanken 
und  V»  diurch  öffentliche  Subskription  beschafft. 

Die  Aktien  erhalten  höchstens  47«  Dividende.  Der 
Sitz  ist  ein  doppelter,  das  dgentliche  Rechtsdomizil  der 
Bank  als  juristischer  Person  ist  Bern,  dagegen  kommt 
die  wesentliche  Geschäftsleitung  nach  Zürich.  Ob  sich 
diese  Theilung  auf  die  Dauer  bewähren  wird,  hängt  von 
der  Art  der  leitenden  Personen  ab.  Das  Bankprivilegium 
dauert  das  erste  Mal  20,  später  bei  Erneuerung  je  10  Jahre^ 
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Der  Bund  gewinnt  durch  das  Gesetz  eine  starke  Erleich- 
terung seiner  Finanzverwaltung.  Ueberdies  erhält  er 
"von  dem  Beingewinn  Vs,  nach  Ausrichtung  der  an  die 
Kantone  zu  entrichtenden  Entschädigungen  von  50  Cts. 
auf  je  100  Fr.  ihrer  bisherigen  Notenemission  und  30  Cts. 
pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Der  Reservefonds  (im  Maxi- 
mum 80  %  des  Grundkapitals  betragend)  wird  bei  all- 
iälligem  Uebergang  der  Bank  an  den  Bund  so  vertheilt, 
dass  je  Vs  dem  Bimd,  den  Kantonen  nach  Bevölkerungs- 
ziffer und  den  Aktionären  zukommen,  welche  somit  einen 
Titel  mit  muthmasslich  4  7o  jährlicher  Dividende  und 
einer  Anwartschaft  auf  einen  Theil  des  Reservefonds 
«besitzen.  Für  möglichst  weite  Verbreitung  des  Aktien- 
besitzes ist  dadurch  gesorgt,  dass  bei  der  Zeichnung  der- 
selben jeder  Zeichner   mindestens   eine  Aktie   bekommt. 

Das  Lebensmittelgesetz  ging  hervor  aus  einem 
Verfassungsartikel  34*«»',  welcher  mit  einer  ziemlich  grossen 
Volksmehrheit  (162,248  contra  86,945),  wenn  auch  bei 
geringer  Betheiligung  der  Stimmfähigen,  dem  Bunde  die 
Befugniss  zu  einer  solchen  Gesetzgebung  verlieh.  Es 
-dauerte  7  Jahre,  bis  ein  Ausführungsgesetz  zu  Stande 
kam,  und  auch  gegen  diese  Ausführung  bestehen  Be- 
denken, die  sich  z.  Th.,  wie  es  bei  uns  üblich  ist,  in  kon- 
stitutionelle Zweifel  kleiden,  die  zwar  selten  ernstlich  ge- 
meint sind  und  mit  denen  sich  lange  aufzuhalten  auch 
gar  nicht  der  Mühe  verlohnt.  Wesentlicher  sind  die 
Bedenken  gegen  eine  vermehrte  büreaukratische  Be- 
vormundung vieler  Gewerbe  imd  ein  Anwachsen  der 
Büreaukratie  überhaupt.  Doch  sind  die  Vortheile  für  die 
Volksgesundheit  und  auch  für  die  Volksehrlichkeit,  die 
unter  den  allmählig  beinahe  erlaubten  Fälschungen  leidet. 
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Qberwiegend.  Immerhin  ist  auch  hier  ein  Referendum  im 
Bereiche  der  Möglichkeit.  Im  Nationalrath  wurde  das 
Gesetz  am  8.  Dezember  mit  128  gegen  25  Stimmen  an* 
genommen. 

Andere  wichtige  Gesetze  dieses  Jahres,  die  be- 
reits zu  Recht  bestehen,  sind :  1.  Das  Gesetz  über  die 
Haftpflicht  der  Transportanstalten,  welches  nun 
die  Eisenbahn-,  Dampfschiff  und  Posthaftpflicht  ver- 
einigt, vom  28.  März  1905,  E.  G.  S.  XXI  378.  2.  Das 
Gesetz  betreffend  die  Sonntagsarbeit,  eine  Ergänz- 
ung des  Fabrikgesetzes,  vom  1.  April  1905,  E.  G.  S.  XXI 
386,  nebst  einem  Kreisschreiben  Bbl.  1905  Nr.  30  und 
einem  Kreisschreiben  über  die  Arbeiterschutzkonferenz 
in  der  gleichen  Nummer.  Dazu  kommen  noch  ein  Kreis- 
schreiben  über  Art.  19  des  Fabrikgesetzes,  Bbl.  1905  Nr. 
24,  und  ein  Bundesbeschluss  über  Mitwirkung  des  Bundes 
bei  Institutionen  für  Arbeitsnachweis  und  Arbeitslosigkeit 
Bbl.  1905  Nr.  25.  3.  Eine  Revision  des  Art.  9  des  Zünd- 
hölzchengesetzes vom  2.  November  1898.  Dieselbe 
hat  folgenden  Wortlaut  (E.  G.  S.  XXI  659) :  «Art.  9,  lit.  a, 

des  Bundesgesetzes  vom  2.  November  1898,  betreffend  die 
Fabrikation  und  den  Vertrieb  von  Zündhölzchen,  erhält 
folgenden  Zusatz:  In  FäUen  geringfügiger  Art  kann  der 
Riditer  bei  Bestrafung  von  Einfuhr  oder  Verkauf  von  Zünd- 
hölzchen mit  gelbem  Phosphor  auch  Bussen  von  weniger 
als  100  Fr.  verhängen.»  4.  Das  Gesetz  über  den  Post- 
check- und  Giroverkehr  vom  16.  Juni  1905,  E.  G.  S. 
XXI  661.') 


0  Hiezu  hat  der  Bundesrath  eine  einlässliche  Vollziehung»- 
▼erordnung  vom  3.  Nov.  erlassen  (£.  G.  S.  XXI,  688)  und  die 
Oberpostdirektion  eine  Verfügung  vom  29.  Nov.  Das  Gesetz  tritt 
am  1.  Januar  1906  in  Wirksamkeit. 
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Zu  dem  neuen  Forstgesetze  vom  11.  Oktober 
1902  erliess  der  Bundesrath  eine  Vollziehungsverordnung^ 
welche  auf  Widerstand  stiess.  Ein  Bundesrathsbeschluss 
hat  sodann  von  einzelnen  Bestimmungen  Ausnahmen  ver- 
stattet, so  besonders  in  Bezug  auf  Art.  10,  Verbot  der 
Abgaben  von  Losholz  auf  dem  Stock.  Andererseits  haben 
einzelne  Kantone  die  Bestimmungen  noch  verschärft,  so 
z.  B.  der  Kanton  Graubünden,  der  alle  seine  Waldungen 
als  Schutzwälder  erklärt. 

In  Arbeit  befinden  sich :  Eine  Abänderung  des  Mi  li 
tärversicherungsgesetzes  vom  28.  Juni  1901,  E.  G.  S. 
XVIII  803,  Art.  37  im  Sinne  einer  Ausdehnung  des  Pen- 
sionsanspruchs. Ein  Gesetz  tiber  den  Versicherungs- 
vertrag, das  die  ständeräthliche  Berathung  bereits 
passirt  hat.    Eine  neue  Militärorganisation. 

Projektirt  sind  Gesetze:  Ueber  die  Kranken* 
und  Unfallversicherung,  worüber  die  schweizerische 
Aerztekammer  folgende  Postulate  aufstellt: 

«1.  Die  Bundesgesetzgebung  soll  die  Krankenpflege- 
versicherung besonders  berücksichtigen,  während  die 
Krankengeldversicherung  vorzugsweise*Sache  der  Kranken- 
kassen bleiben  soll.  2.  Die  Versicherung  der  Nichter- 
werbenden, Frauen  und  Kinder,  soll  durch  besondere  Be- 
günstigungen unterstützt  werden.  3.  Es  sollen  Massregeln 
zur  Vermeidung  einer  Ueberversicherung  der  Kassenmit- 
glieder getroffen  werden. 

4.  Die  Leistungen  der  Krankenpflegeversicherung 
sollen  mindestens  6  Monate  unverkürzt  gewährt  werden. 
5.  Jede  Wartezeit  ist  auszuschUessen.  6.  Bestinmiungen, 
nach  welchen  die  Kassenmitglieder  bei  selbstverschulde- 
ten Krankheiten  von  der  Versicherung  ausgeschlossen 
werden,  sind  unstatthaft.  7.  Die  Verhältnisse  der  Berg- 
praxis sind  besonders  zu  berücksichtigen. 
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8.  Der  ärztliche  Dienst  in  den  subventionirten  Kran- 
kenkassen soll  nur  Aerzten  gestattet  sein,  die  im  Besitze 
des  eidgenössischen  Diploms  sich  befinden.  9.  Die  Inter- 
essen der  Schweizerärzte  in  der  Gränzkassenpraxis  sollen 
durch  besondere  Bestimmungen  auf  Grund  des  Gegen- 
rechtes gesichert  werden.  10.  Die  freie  Arztwahl  soll 
gesichert  werden. 

11.  Sollte  die  Versicherung  durch  Bundesgesetz  or- 
ganisirt  werden,  so  sollen  nur  die  mindestbegüterten 
Klassen  versicherungspflichtig  sein.  Für  den  Fall,  dass 
sich  <ias  Gesetz  auf  eine  Subventionirung  der  Kranken- 
kassen beschränken  sollte,  sehen  die  Aerzte  von  einer 
Einkommensgränze  für  die  Zulassung  zu  den  subventio- 
nirten Kassen  ab;  sie  verlangen  aber,  dass  die  bestehen- 
den Minimaltaxen  keine  Reduktion  erfahren  und  dass 
dieselben  nur  für  die  minderbegüterten  Bevölkerungs- 
klassen in  Anwendung  kommen. 

12.  Die  Berechtigung  zur  Selbstdispensation  soll  auf 
Grund  der  bestehenden  kantonalen  Verordnungen  gewahrt 
bleiben.  13.  Zur  Beilegung  eventueller  Streitigkeiten 
sollen  Schiedsgerichte  mit  entsprechenden  Berufsinstanzen 
unter  gebührender  Vertretung  der  Aerzte  eingesetzt  wer- 
den. 14.  Eine  ärztliche  Vertretung  in  den  eidgen.  und 
kantonalen  Aufsichtsbehörden  ist  wünschenswerth.  15. 
Ebenso  wünschenswerth  erscheint  ferner  "eine  Vertretung 
der  Aerzte  in  den  mit  der  Ausarbeitung  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes beauftragten  Kommissionen.» 

Die  Botschaft  des  Bundesrathes  zum  Budget  für  1906 

sagt  darüber  Folgendes: 

«Die  Gesetzgebung  über  die  Krankenversicherung  hegt 
in  einem  von  der  bundesräthlichen  Delegation  behandel- 
ten und  nachher  bereinigten  Entwurf  bereits  vor;  die 
Fertigstellung  der  Vorlage  über  die  Unfallversicherung 
soll  möglichst  gefördert  werden.  Bei  dieser  Gelegenheit 
sei  daran  erinnert,  dass  die  Bundesversammlung  ein  Po- 
stulat betreffend  die  Alters-  und  Invalidenversicherung  der 
Beamten,   Angestellten   und  Arbeiter   des  Bundes   ange- 
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nommen  hat.  Die  Beamten  selber  haben  bereits  ver- 
schiedene Erhebungen  gemacht  und  Eingaben  an  den 
Bundesrath  gerichtet  und  für  diese  Vorarbeiten  über  8000 
Franken  zusammengelegt  und  ausgegeben.  Der  Bundes- 
rath seinerseits  will  nun  eine  Anzahl  von  thatsächlichen 
Verhältnissen  feststellen  und  nach  allen  Richtungen  die 
nöthigen  Erhebungen  vornehmen,  wofür  im  Budget  ein 
Kredit  von  13,000  Fr.  verlangt  wird.» 

Eine  Revision  des  Fäbrikgesetzes,  worüber  eben- 
falls bereits  ein  Entwurf  der  Fabrikinspektoren  vorliegt, 
der  jedenfalls  zum  zehnstündigen  Arbeitstag  führen  wird. 
Die  sozialistische  Partei  stellte  folgende  Forderungen  auf: 

«a)  Es  ist  die  Revision  der  Bundesverfassiing  anzu- 
streben, in  dem  Sinne,  dass  der  Bund  die  Kompetenz  er- 
hält, das  gesammte  Gewerbewesen  des  Landes  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  zu  regeln,  und  es  sind  alle  da. 
hingehenden  Begehren  zu  unterstützen,  b)  Es  ist  ein 
Gesetz  betreffend  die  Hausindustrie  zu  verlangen ;  bis  zum 
Erlass  desselben  sollen  sich  die  Organe  des  Arbeiter- 
bundes durch  ein  gründliches  praktisches  Studium  die 
Kenntnisse  über  die  Bedeutung,  den  Umfang  und  die 
Verhältnisse  der  Hausindustrie  verschaffen,  c)  Für  die 
Revision  des  Fabrikgesetzes,  allgemeine  Grund- 
sätze: 1.  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  des  Fabrik- 
gesetzes: auf  alle  Betriebe  —  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  beschäftigten  Personen  —  welche  Motoren  verwenden, 
oder  weibliche  Personen  oder  Personen  unter  achtzehn 
Jahren  beschäftigen,  oder  gesundheitsschädlich  sind,  oder 
Gefahren  für  Leib  und  Leben  der  Arbeiter  bieten, 
oder  den  imverkennbaren  Charakter  von  Fabriken  auf- 
weisen; auf  alle  Betriebe  mit  mehr  als  fünf  Arbeitern, 
bei  welchen  keine  der  obengenannten  Bedingimgen 
zutrifft ;  auf  alle  mit  den  Betrieben  im  Zusammen- 
hang stehenden  Wohlfahrtseinrichtungen;  auf  alle  indu- 
striellen Armen-,  Erziehungs-,  Lehr-,  Besserungs-  und 
Strafanstalten.  2.  Aufstellung  besonderer  detaiUirter  Vor 
Schriften  über  Beschaffenheit  und  Anlage   der  Etablisse- 
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ments,  Einrichtung  des  Betriebes  und  der  Arbeitslokali- 
tuten  und  Schlafräume,  Schutzvorrichtungen,  unter  Mit- 
wirkung von  Unternehmern  und  Arbeitern.  Die  bezüg- 
lichen Verfügungen  der  Inspektoren  sollen  Rechtskraft 
erhalten.  3.  Anzeigepflicht  bei  allen  Unfällen  und  Ge- 
werbekrankheiten und  sofortige  Untersuchung  der  Loka- 
litäten,  Maschinen  und  Schutzvorrichtungen  und  des 
Herganges  des  Unfalles  durch  Sachverständige.  4.  Rege- 
lung des  gesammten  civilrechtlichen  Verhältnisses  zwi- 
schen Unternehmer  und  Arbeiter  als  völlig  gleichberech- 
tigten Kontrahenten  im  Fabrikgesetz.  5.  Wöchentliche 
direkte  Lohnauszahlung  an  den  Arbeiter  innerhalb  der 
normalen  Arbeitszeit  und  schriftliche  Berechnung  des  Gut- 
habens des  Arbeiters  zu  seinen  Händen.  Erheblicher  Ver- 
zugszins für  verspätete  Lohnauszahlung.  Abschaffung  der 
Bussen  und  Verbot  jeglicher  Lohnabzüge  oder  Vorenthalte. 
6.  Gleiche  Kündigungsfrist  für  beide  Theile.  Schriftliche 
Kündigung.  7.  Zehnstündiger  Maximalarbeitstag.  Freier 
Samstagnachmittag.  Beschränkung  der  Ueberarbeitzeit 
nach  Tageszeit  und  Dauer  und  auf  ganz  dringende  Fälle. 
Verbot  von  Ueberzeitarbeit  für  einzelne  Klassen  von  Ar- 
beiten.» 

Eine  Revision  des  Alkoholgesetzes,  die  sich  jedoch 
nicht  auf  grundsätzliche  Fragen,  wie  das  Absynthverbot 
oder  die  Einführung  der  «localoption»  bezieht. 

Dagegen  herrscht  bei  dem  Justizdepartement  die  An- 
sicht vor,  dass  einem  schon  längst  postulirten  Gesetze 
über  den  unlauteren  Wettbewerb  die  Erlassung  des 
eidg.  Strafgesetzes  vorangehen  müsse.  Aehnhch  wird  es 
sich  schon  antragsgemäss  mit  einem  Postulate  verhalten, 
das  wie  folgt  lautet: 

«Der  Bundesrath  wird  ersucht,  die  Frage  zu  prüfen, 
ob  es  nicht  am  Platze  wäre,  anlässlich  der  Ausarbeitung 
des  Entwurfes  eines  eidg.  Strafgesetzbuches,  die  Gesetze 
vom  27.  August  1851  über  die  Strafrechtspflege  für  die 
eidg.   Truppen   und  die  Mihtärstrafgerichtsordnung  vom 
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28.  Juni  1889  zu  revidiren,  insbesondere  zu  dem  Zwecke, 
um  sämmtliche  bürgerliche  Delikte  als  in  die  Kompetenz 
der  ordentlichen  Gerichte  fallend  zu  erklären.» 

Das  Strafgesetzbuch  selbst  wird  erst  nach  Voll- 
endung der  Berathungen  über  das  Civilgesetzbuch  an  die 
Reihe  kommen  und  bis  dahin  vielleicht  ein  Vorbild  in 
einer  geplanten  Reform  des  deutschen  Gesetzes  vor  Augen 
haben,  worüber  in  deutschen  Zeitungen  Folgendes  be- 
richtet wird : 

«Der  Staatssekretär  des  Reichsjustizamts  Dr.  Nieber- 
ding^  kündigte  an,  dass  in  Sachen  der  Reform  des  Straf- 
rechts eine  vergleichende  Darstellung  des  deutschen  und 
ausländischen  Strafrechts  herausgegeben  werden  soll,  die 
auf  16  Bände  berechnet  ist.  Herausgeber  dieses  fundamen- 
talen Werkes,  das  in  der  Litteratur  keines  anderen  Volkes 
semesgleichen  hat,  sind  die  Professoren  Birkmeyer,  van 
Calker,  Frank,  v.  Hippel,  Kahl,  v.  Lilienthal,  v.  Liszt  und 
Wach.  Zweck  und  Inhalt  dieses  grossangelegten  Unter- 
nehmens ergeben  sich  aus  dem  Vorwort  der  Herausgeber, 
wie  es  u.  A.  heisst: 

«Die  Reform  des  deutschen  Strafrechts  ist  die  grosse 
und  bedeutsame  Aufgabe,  die  für  das  nächste  Jahrzehnt 
auf  dem  Gebiete  des  Rechtslebens  voraussichtlich  gestellt 
sein  wird.  Die  Aufgabe  ist  eine  nationale  ;  sie  kann  nur 
gelöst  werden  in  einmüthigem  Zusammenwirken  der  be- 
rufenen Kräfte  des  deutschen  Volkes ;  sie  muss  an  die 
heimische  Rechtsentwicklung  anknüpfen  und  dem  Rechts- 
bewusstsein  des  deutschen  Volkes  entsprechen.  Die  Aufgabe 
ist  aber  in  gewissem  Sinne  zugleich  eine  internationale; 
denn,  wie  die  deutsche  Kultur  sich  innerhalb  des  Flusses 
der  allgemeinen  Kulturbewegung  befindet,  so  bildet  auch 
die  deutsche  Rechtsentwicklung  nur  ein  Glied  der  allge- 
meinen Rechtsentwicklung.  Soll  der  fortschreitenden 
Entwicklung  und  den  Bedürfnissen  der  Gegenwart  voll 
Rechnung  getragen  werden,  so  darf  bei  einer  Reform  des 
deutschen  Strafrechts  die  Gestaltung,  die  das  Strafrecht 
in  anderen  Kulturstaaten  gewonnen  hat  oder  zu  gewinnen 


Gesetzgebung.    Projekte.    Strafgesetz.  725 

bestrebt  ist,  unter  keinen  Umständen  ausser  Betracht 
bleiben. 

Bisher  fehlte  es  innerhalb  wie  ausserhalb  Deutsch- 
lands für  die  in  den  wichtigeren  Staaten  geltenden  Straf- 
normen an  einer  vergleichenden  kritischen  Uebersicht, 
die  einen  wissenschaftlich  befriedigenden  Ausgangspunkt 
für  die  Strafrechtsreform  darbieten  könnte.  Zwar  ist  vor 
nicht  langer  Zeit  werthvoUes  Material  zusammengetragen 
worden.  Das  von  der  Internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung  herausgegebene  Werk  «Die  Strafgesetzgebung 
der  Gegenwart  in  rechtsvergleichender  Darstellung»,  von 
dem  zwei  Bände  vorliegen,  bietet  eine  grundlegende  Ein- 
fuhrung in  die  Strafgesetzgebung  der  europäischen  wie 
der  aussereuropäischen  Staaten.  Doch  ist  dieses  bedeut- 
same Werk  bisher  nicht  dazu  fortgeschritten,  auch  ein 
rechtsvergleichendes  System  des  gesammten  Strafrechts 
aufzustellen.  Soll  die  Arbeit  des  deutschen  Gesetzgebers 
wahrhaft  erleichtert  und  befruchtet  werden,  so  bedarf  es 
eines  Werkes,  welches  das  deutsche  Recht  zum  Aus- 
gangspunkt nimmt  und  wissenschaftlich  kritisch  die  rechts- 
vergleichende Darstellung  in  den  Dienst  der  für  dieses 
Recht  wichtigen  Reformfragen  stellt. 

Die  deutsche  Strafrechtswissenschaft  hat  es  unter- 
nommen, diese  Lücke  auszufüllen.  Vertreter  aller  be- 
stehenden Richtungen  haben  einmüthig  sich  die  Hände 
gereicht,  um  das  grosse  nationale  Werk  der  Strafrechts- 
reform vorzubereiten.  Unter  Vermittlung  des  Reichs- 
justizamts hat  sich  bereits  gegen  Ende  des  Jahres  1902 
ein  freies  wissenschaftliches  Komite  gebildet,  das  sich  die 
Herausgabe  eines  Werkes  zur  Aufgabe  stellt,  in  welchem 
eine  vergleichende  Darstellung  aller  in  Betracht  kommen- 
den strafrechtlichen  Materien  gegeben,  im  Anschluss  an 
diese  Darstellung  für  die  einzelnen  Materien  die  Ergeb- 
nisse der  Rechtsvergleichung  kritisch  gewürdigt  und  Vor- 
schläge für  die  deutsche  Gesetzgebung  angeschlossen 
werden  sollen.»    A.  Z.  30.  April  1905. 

In  Bezug  auf  das -Civil  recht  beantragt  der  Bundes- 
rath   das  Obligationenrecht  als   fünften  Theil  des  Civil- 
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gesetzbuches  in  dieses  aufzunehmen,  unter  Vornahme  der- 
jenigen materiellen  Aenderungen,  die  entweder  noth wendig 
sind  als  Folge  der  einheitlichen  Systematisirung  des  ganzen 
Civilrechtes,  oder  doch  ohne  Bedenken  als  wünschens- 
werth  bezeichnet  werden  können,  und  unter  Ausscheidung 
des  Aktiengesellschafts-  und  Genossenschaftsrechts,  sowie 
des  Wechselrechts,  und  deren  Verweisung  in  die  Spezial- 
gesetzgebung. 

Eine  Motion  auf  Monopolisirung  der  Wasser- 
kräfte, welche  von  dem  Bundesrath  zur  Berichterstattung 
angenommen  wurde  (pag.  730),  hat  bereits  eine  Botschaft 
desselben  vom  4.  Dez.  mit  folgenden  vorläufigen  Anträgen 
bewirkt : 

«1.  Die  Ableitung  von  elektrischer  Energie,  welche 
ganz  oder  zum  Theil  aus  inländischer  Wasserkraft  ge- 
wonnen wird,  ins  Ausland  bedarf  der  bundesräthlichen 
Bewilligung.    Staatsverträge  sind  vorbehalten. 

2.  Das  Bewilligungsgesuch  ist  durch  das  Mittel  der 
Kantonsregierung,  welche  dasselbe  begutachtet,  dem 
Bundesrath  einzureichen. 

3.  Der  Bundesrath  wird  die  Bewilligung  ertheilen,  in- 
sofern und  insoweit  die  Wasserkraft  nicht  im  Inland  Ver- 
wendung findet  oder  deren  Verwerthung  ins  Ausland  nicht 
inländischen  Interessen  zuwiderläuft. 

4.  Die  Bewilligung  wird  auf  eine  bestimmte  Dauer 
ertheilt,  welche  nicht  mehr  als  zwanzig  Jahre  beträgt, 
und  kann  auf  Antrag  des  Inhabers  ein  oder  mehrere  Male 
abgeändert  oder  erneuert  werden.  Für  die  Aenderungs- 
imd  Emeuerungsgesuche  findet  die  Bestimmung  von  Art.  2 
ebenfalls  Anwendung. 

5.  Jede  BewiUigung  kann  vom  Bundesrath  während 
ihrer  Dauer  jederzeit  gegen  Entschädigung  widerrufen 
werden.  JFür  die  Feststellung  der  Entschädigung  ist  im 
Streitfall  das  Bundesgericht  zuständig. 

6.  Die  Steuerhoheit  und  die  Wasserrechtsgesetzgebung 
der  Kantone  bleiben,  innert  der  Schranken  der  Bundes- 
Verfassung  und  dieses  Bundesbeschlusses,  gewahrt. 

7.  Der  Bundesrath  ist  mit  der  VoUziehimg  beaufträgt 
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8.  Dieser  Bundesbeschluss  wird  nach  Massgabe  von 
Art  89,  Absatz  2,  der  Bundesverfassung  als  dringlich  er- 
klärt und  tritt  sofort  in  Kraft.» 

Es  ist  die  Frage,  ob  Art  2  der  B.-V.  zur  Begründung 
der  Kompetenz  genügt  und  nicht  wenigstens  Art.  23  mit- 
angeführt werden  sollte,  wenn  man  die  Revision  der 
Verfassung  vermeiden  will. 

Unter  den  zahlreichen  gesetzgeberischen  Postu- 
lat en,  die  fast  in  jeder  Sitzung  der  eidgen.  Räthe  von 
Einzelnen  oder  Gruppen  aufgestellt  zu  werden  pflegen 
und  manchmal  auch  der  Vergessenheit  anheimfallen, 
führen  wir  noch  folgende')  an:  Aeltere: 

19.  Juni  1902. 

Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen 
und  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  der  Artikel 
234   der  Militärorganisation  in  dem  Sinne  zu  ergänzen  sei : 

1.  dass  der  Bund  bezüglich  der  Unterstützungspflicht 
der  Kantone  nähere  Bestimmungen  aufstellt, 

2.  dass  der  Empfang  von  Unterstützungen  auf  Grund 
dieses  Artikels  für  den  betrefifenden  Wehrpflich- 
tigen keine  Rechtsnachtheile  zur  Folge  hat,  und 

3.  dass  der  Bund  den  Kantonen  an  ihre  diesfälligen 
Kosten  Beiträge  verabfolgt. 

14.  Juni  1902. 

Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  Bericht  imd  Antrag 
einzubringen  über  die  engere  Verbindung  der  freiwilligen 
Sanitätshülfe  mit  dem  Militärsanitätswesen  für  den 
Kriegsfall,  und  über  die  Eingabe  des  schweizerischen 
Centralvereins  vom  Rothen  Kreuz  an  die  eidgenössischen 
Räthe  vom  17.  April  1902  betreffend  Subvention  an  das 
Rothe  Kreuz  zum  Zwecke  der  Organisation  und  des  Aus- 
baues der  freiwiUigen  Hülfe  für  den  Kriegsfall. 


«)  Vgl.  B.Blatt  1905,  Nr.  6. 
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9.  Juni  1902. 

Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen'und  da- 
rüber Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  das  für  den]  Kriegs- 
fall organisirte  freiwillige  Hülfsvereinswesen  auf  dem 
Gesetzgebungswege  enger  an  das  Armeesanitätswesen 
anzuschliessen  und  namentlich  auch  behufs  Ausbildung 
Von  zahlreicherem  Krankenpflegepersonal  in  ausgiebigerer 
Weise  als  bis  dahin  zu  Subventioniren  sei. 

10.  Juni  1902. 

Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  da- 
rüber Bericht  und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht  zum 
Schutze  von  Wehrpflichtigen,  die  wegen  Militärdienstes 
zeitweise  ihr  bürgerliches  Anstellungsverhältniss  unter- 
brechen müssen,  gesetzliche  Bestimmungen  zu  erlassen 
seien,  welche  eine  Aufhebung  des  Arbeitsvertrages  aus 
Grund^des  Militärdienstes  verbieten. 

5.  Juni  1902. 
Der    Bundesrath  wird    eingeladen,   mit  thunlichster 
Beförderung  die  Produktionskosten  der  hauptsächlichsten 
in    der  ^schweizerischen    Industrie,    Gewerbe  und  Land- 
wirthschaft  produzirten  Waaren  zu  ermitteln. 

Neue  von  1905:  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die 
Frage  zu  prüfen  und  darüber  zu  berichten,  ob  nicht  eine 
eidgenössische  Verwaltungsbehörde  geschaffen  werden  soll, 
welche  endgültig  über  solche  Beschwerden  zu  urtheilen 
hätte,  die  von  Beamten  und  Angestellten  der  Bundes- 
verwaltung gegen  Verfügungen  und  Erlasse  des  Bundes- 
rathes  oder  anderer  Bundesorgane  wegen  Verletzung 
verfassungs-  und  bundesgesetzmässiger  Rechte  erhoben 
werden. 

Der' Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  der  ge- 
setzlichen Regelung  des  Dienstverhältnisses  der  Beamten, 
Angestellten  und  Arbeiter  des  Bundes  zu  prüfen  und 
darüber  Bericht  zu  erstatten.    Vgl.  pag.  734. 

Dabei  sollte  insbesondere  die  Schaffung  von  Garan- 
tien "gegen  die  willkürliche,  ungerechtfertigte  Entlassung 
oder  Nicht  Wiederwahl  ins  Auge  gefasst  werden. 
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Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  den 
eidgenossischen  Räthen  zu  berichten,  ob  nicht  aus  dem 
Personal  der  einzelnen  Dienstzweige  der  Bundesverwal- 
tung und  der  Bundesbahnen  Vertretungen  bestellt  werden 
sollten,  welchen  die  Aufgabe  zufiele,  Anregungen  und 
Wünsche  genereller  Natur,  welche  dienstliche  Verhältnisse 
beschlagen,  desgleichen  Klagen  oder  Wünsche  einzelner 
Angehöriger  der  Dienstzweige  den  vorgesetzten  Amts- 
stellen zu  unterbreiten.    Vgl.  pag.  734. 

Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  Be- 
richt ^und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht  auf  dem  Boden 
des  Bundes  Institutionen  zur  Untersuchung,  Vermittlung 
und  Austragung  von  Kollektivstreitigkeiten  zwischen  Ar- 
beitern ^und  Unternehmern  zu  schaffen  seien. 

Ueber  die  eidgenössische  Verwaltung  wurden  bei 
Anlass  der  Geschäftsprüfung  im  Nationalrath  (im  Sep- 
tember d.  J.)  vorzü^ich  folgende  Bemerkungen  gemacht : 

1.  Der  bundesräthliche  Geschäftsbericht  wurde 
wegen  seiner  grossen  Weitläufigkeit  getadelt,  die  offenbar 
daher  komme,  dass  die  Sache  nicht  gehörig  verarbeitet 
werde,  sondern  bloss  aus  den  einzelnen  Berichten  der 
Departemente  an  den  Bundesrath  «zusammengestellt». 
Dabei  könne  es  dann  nicht  fehlen,  dass  manches  fQr  den 
Bundesrath  allein  Bestimmte  und  Nützliche  ohne  hin- 
reichenden Grund  auch  an  die  Räthe  gelange,  die  manches 
Detail  entrathen,  dagegen  um  so  mehr  eine  übersichtliche 
Zusaomienfassung  des  Wichtigsten  brauchen  könnten. 

2.  Ueber  die  Vertheilung  der  Schulsubvention 
wurde  dringend  eine  Vollz.  -  Verordnung  postuürt,  da 
manche  Bestimmungen  des  Gesetzes  in  der  Ausführung 
nicht  ganz  klar  seien.  Namentlich  sei  fraglich,  was 
«Rechnungsausweise»  sind,  die  dem  Bundesrath  vorgelegt 
werden   müssen,    um  die   Subvention  zu  beziehen.    Die 
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Kantone  meinen  mitunter,  dazu  genüge  eine  blosse  Er- 
klärung der  Regierungen.  Ebenso  sei  es  jetzt  schwer,  Ver- 
wendungen für  nicht  erlaubte  Zwecke  rückgängig  zu 
machen.  Eine  solche  Verordnung  wurde  von  dem  De- 
partement des  Innern  zugesagt. 

3.  Ebenso  wurde  eine  Reorganisation  des  Ober- 
forstinspektorates  verlangt. 

4.  In  einer  besonderen  Motion  wurde  der  Bundesrath 
ersucht,  die  Frage  des  Ueberganges  der  Eisenbahnen  zum 
elektrischen  Betriebe  energisch  an  die  Hand  zu  nehmen 
und  zu  verhindern,  dass  die  dazu  nöthigen  Wasser- 
kräfte durch  Verkauf  an  das  Ausland  der  inländischen 
Benutzung  entzogen  werden.  Der  Bundesrath  erklärte 
in  seiner  Beantwortung  der  Interpellation,  dass  die  Ein- 
führung  des  elektrischen  Betriebes  nur  eine  Frage  der 
Zeit  sei,  dennoch  aber  erst  in  10 — 15  Jahren  erwartet 
werden  könne.  Eine  Gesellschaft,  die  sich  mit  dem 
Studium  der  Sache  beschäftige,  sei  in  eifriger  Thätigkeit 
begriffen,  woran  der  Bund  Beiträge  bezahle. 

Der  Bundesrath  sei  auch  entschlossen,  sich  die 
nöthigen  Wasserkräfte  rechtzeitig  zu  sichern,  100,000 
Pferdekräfte  würden  unter  Umständen  erforderlich  sein, 
und  zwar  inländische,  aus  militärischen  Gründen  schon. 
An  eine  Monopolisirung  der  Wasserkräfte  g^enüber  den 
Kantonen  denke  man  vorläufig  nicht,  sondern  gedenke 
auf  dem  Wege  der  Verträge  und  Konzessionen  vorzu- 
gehen, die  Expropriation  für  die  Nothwendigkeit  vor- 
behaltend.   Vgl.  pag.  726. 

Die  Hauptsache  scheint  uns  vorläufig  bei  weitem 
die  Verhinderung  der  Exportation  grosser  Wasserkräfte 
in's  Ausland  zu  sein,  in  welche  Kategorie  auch  eine 
Verschacherung   des  Neuenburgersees   als   Trinkwasser- 
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Reservoir  för  Paris  gehören  würde,  die  eine  auch  mit 
unserer  Neutralitätsurkunde  in  Widerspruch  stehende 
cdauemde  Abhängigkeit»  vom  Ausland  ausmachen  würde. 

5.  Bei  der  Besprechung  der  Zoll-  und  Handelsange- 
legenheiten wm^de  die  sehr  prekäre,  zur  grössten  Vor- 
sicht mahnende  Lage  unserer  Exportindustrien,  von 
denen  wir  wesentlich  leben,  hervorgehoben,  woran  sich 
die  unter  «Parteien»  weiter  zu  erwähnende  scharfe  Ver- 
urtheilung  des  Sozialismus  durch  einen  Vertreter  dieser 
Industrie  (Sulzer)  anknüpfte.  Gleichzeitig  wurde  wieder 
die  «Unterbilanz»  hervorgehoben,  aber  ohne  Erklärung 
derselben.  Die  Einkünfte  aus  der  Fremdenihdustrie 
decken  die  Differenz  sicherlich  nicht,  es  müssen  noch 
andere  Gründe  vorhanden  sein,  welche  die  Unterbilanz 
unschädhch  machen,  wozu  wohl  auch  eine  stark  unter 
der  Wirkhchkeit  bleibende  Ausfuhrzififer  gehOrt. 

Aus  der  Diskussion  über  das  Handels-  und  Industrie- 
departement ergab  sich,  dass  der  Normalarbeitstag 
bereits  bei  circa  65  %  der  Fabriken  10  stündig  imd  thejl- 
weise  schon  9V»  und  9stündig  ist.  Die  Norm  von  10 
Stunden  wird  in  Zukunft  wohl  allgemein  werden.  Wenn 
dazu  noch  der  freie  Samstag  Nachmittag,  wenigstens  für 
die  Frauen,  kommt,  scheint  uns  das  genügend  zu  sein.^) 

Ueber  die  Haftpflichtgesetzgebung  wurde  eine 
Entscheidung  des  Bimdesrathes  betreffend  einen  bei 
einem  Lagerhausbetrieb  ^Verunglückten  .^angeführt,  die 
zeigt,  wie  provisorisch  und  mangelhaft  jetzt  die  Haft- 
pflichtgesetzgebung ist.  Wir  verweisen  dabei  ^uch  auf 
den  speziellen _ 'Aufsatz^  über  den  Fall  Pelissier.  Eine 
Besserung   ist  natüriich   nicht    auf  dem  Wege  der  Aus- 

*)  Die  Firma  Sulzer  in  Winterthur  hat  bereits  mit  dem 
freien  Samstagnachmittag  für  alle  Arbeiter  den  Anfang  gemacht* 
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dehnung  der  Haftpflicht,  sondern  nur  durch  die  Versiche- 
rung zu  erreichen. 

Bei  der  Landwirthschaft  wurde  die  bereits  öfter 
gehörte  Klage  wiederholt,  dass  man  mit  der  Vertheilung 
der  Viehausstellungsprämien  immer  nur  die  grossen 
Aussteller  begünstige  imd  die  kleinen  Leute  vernachlässige. 
Bei  dem  Justiz-  und  Polizeidepartement  wurde 
gewünscht,  dass  mit  Italien  die  Verhandlungen  über 
raschere  Abschiebung  von  mittellosen  Italienern  fort- 
gesetzt werden. 

Gegenüber  einer  Anregung  aus  dem  Schosse  des 
Nationalraths,  das  Justizdepartement  möchte  gegen  das 
überhandnehmende  Spielen  in  den  sog.  Kursälen  ein- 
schreiten, erklärte  der  Vorsteher  des  Departements  kurz, 
dass  dies  nicht  geschehen  werde,  indem  man  das  nicht 
als  unter  die  Bestimmungen  des  Art.  35  der  Verfassung 
fallend  ansehe.  Es  müsse  daher  von  der  Volksinitiative, 
die  schon  lange  angedroht  sei,  Gebrauch  gemacht  werden. 
Es  ist  somit  nunmehr  klargestellt,  dass  auf  andere  Weise 
den  Rösslispielen,  Billards  lumineux  u.  dgl.  nicht  abzu- 
kommen sein  wird. 

In  Bezug  auf  die  politische  Polizei  war  Klage 
gegen  den  Bundesanwalt  erhoben  worden,  er  habe  sich 
bei  der  Haltung  von  Spionen  in  Zürich  betheiligt  und 
dieselben  zum  Theil  aus  Bundesgeldern  bezahlt  Diese 
Anklagen,  die  bereits  im  Grossen  Rath  von  Zürich  er- 
hoben worden  waren,  fanden  im  Nationalrath  keinen 
Anklang  ausserhalb  der  sozialistischen  Partei. 

Ebenso  wurde  geklagt  über  eine  starke  Ausdehnung 
der  Register   des    Zentralpolizeibureaus*)    auf 

*)  lieber  die  bisherige  Thätigkeit  dieses  Bureaus  ist  von 
d^m  Sekretär  der  Bundesanwaltschaft  eine  besondere  kleine 
Broschüre  veröffentlicht  worden. 
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Bagatellsachen,  die  auch  einberichtet  und  registrirt  werden 
müssen.  Ebenso  über  die  Mittheilung  geringfügiger  Strafen 
an  das  Ausland. 

In  einer  Rekurssache  (Weber)  aus  Militärversiche- 
rung wiurde  neuerdings,  wie  schon  in  mehreren  früheren 
Fällen,  erklärt,  dass  gegen  eine  Entscheidung  des  Bundes- 
rathes  kein  Rekurs  an  die  Bundesversammlung  zustehe. 
Eine  blosse  Petition  auf  Grund  von  Art.  57  ist  natürlich 
auch  in  solchen  Fällen  zulässig,  aber  eben  nur  als  Petition. 
Eine  «Weiterziehung»  ist  es  dann  nicht,  sondern  eine 
Bitte. 

Ein  Militärarzt,  der  einem  Kranken  aus  Versehen 
eine  absolut  tödtlich  wirkende  Dosis  Morphium  gegeben 
hatte,  wurde  von  dem  Militärgericht  der  III.  Division 
mit  dem  zulässigen  Minimum  von  1  Monat  Gefängniss 
bestraft.  Es  ist  der  zweite  Fall  dieser  Art,  in  welchem 
ein  junger  gebildeter  Arzt  wegen  Fahrlässigkeit  mit  tödt- 
lichem  Ausgang  bestraft  werden  musste.  Es  geschah 
dies  bisher  mit  sehr  grosser  Milde  und  unter  Berücksich- 
tigung aller  mögUchen  mildernden  Umstände;  man  würde 
aber  bei  öfterem  Vorkommen  solcher  Fälle  strenger 
werden  müssen. 

Auf  einen  Rekurs  der  Zollangestellten,  wonach  sie 
in  ihren  Ruhetagen  den  Transportbeamten  gleichgestellt 
sein  wollten,  würde  nicht  eingetreten,  dagegen  ein  Postu- 
lat der  Kommission  angenommen,  wonach  ein  Reglement 
über  die  Ruhetj^e  der  Zollbeamten  erlassen  werden  solle. 

lieber  eine  darauf  bezügliche  Motion  des  Herrn  Natio- 
nalrath  Sulzer,  vom  22.  März  1905,  vgl.  pag.  729. 

Ueber  die  Frage,  ob  gegen  administrative  Verfügungen 
des  Bundesrathes  an  die  Bundesversammlung  rekurrirt 
werden   könne,    wird   massgebend   bleiben  der  Rekurs 
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Späni,  NationakBths-Sitzung  30.  Juni  1905.  Administrativ- 
Verfügungen  des  Bundesraths  kOnnen  demnach  nicht  mehr, 
wie  in  der  Periode  von  1848,  an  die  Bundesversammlung 
weiter  gezogen  werden.  Die  sogenannten  «Administrativ- 
streitigkeiten »  haben  bloss  Entscheidungen  kantonaler 
Behörden  im  Auge,  nicht  die  des  Bundesraths.  Nur  die 
jährliche  Geschäftsprüfung  der  Bundesversammlung 
kann  die  Massnahmen  des  Bundesraths  prüfen,  aber  auch 
nur  Tadel  aussprechen,  nicht  sie  aufheben. 

lieber  ein  an  diesen  Rekurs  angeknüpftes  Postulat 
vgl.  pag.  728. 

Ueber  fAktenaushingabe   fasste   der  Bundesrath 

am  1.  November  1904  folgenden  Beschluss: 

€l.  Die  Departemente  und  Verwaltungen  des  Bundes 
haben  sich,  soweit  es  das  Rechnungswesen  des  Bundes 
betrifft,  dem  Artikel  26  des  Bundesgesetzes  betreffend 
den  Geschäftsverkehr  zwischen  den  eidg.  Räthen  etc., 
vom  9.  Oktober  1902,  anzupassen. 

2.  Das  Recht  zur  Aushingabe  solcher  Akten,  die  an- 
dere Geschäfte  als  das  Rechnungswesen  betreffen,  an 
Mitglieder  der  eidg.  Räthe,  steht  einzig  dem  betreffenden 
Departementsvorsteher  zu. 

3.  Ueber  die  Aktenaushingabe  ist  ein  genaues  Ver- 
zeichniss  zu  führen,  und  es  dürfen  die  Akten  nur  gegen 
Empfangsschein  dem  betreffenden  Empfänger  verabfolgt 
werden. 

4.  Die  Verwaltungsabtheilung,  die  Akten  an  Mitglieder 
der  Finanzdelegation  aushändigt,  hat  ihrem  Departements- 
vorsteher hievon  unverzüglich  Mittheilung  zu  maclien. 

5.  Der  Beschluss  des  Bundesrathes  vom  25.  März 
1901  ist  aufgehoben.:^ 

In  Bezug  auf  Reiseentschädigungen  der  Bundes- 
beamten werden  die  Beamten  der  Bundesbahnverwaltung 
auch  einem  Bundesrathsbeschlusse  vom  1.  Mai  1903  unter- 
stellty  welcher  wie  folgt  lautet: 
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cDen  eidg.  Beamten,  welche  für  die  Fahrt  auf  den 
Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  Generalabonnemente 
oder  Freikarten  besitzen,  wird  die  Verrechnung  irgend- 
welcher Reiseentschädigung,  sei  es  im  Civildienst  oder 
im  MiUtftrdienst,  untersagt.»     14.  Juli  1905. 

Im  Bezug  auf  den  Verkehr  der  einzelnen  Departe- 
mente des  Bundesrathes  mit  den  Gesandtschaften  im 
Ausland  wurde  beschlossen,  es  einstweilen  bei  der  Praxis 
des  direkten  Verkehrs  ohne  Vermittlung  des  politischen 
Departements,  soweit  er  überhaupt  besteht,  zu  belassen 
(4.  April  1905). 

Ein  Bundesrathsbeschluss  vom  2.  Oktober21905*setzt 
eine  Verordnung  vom  30.  Dezember  1899  zum  Schutz 
gegen  Cholera  und  Pest  (E.  G.  S.  XVn,  763)  neuerdings 
theilweise  in  Wirksamkeit,  unter  Aufhebung  eines  Bun- 
desrathsbeschlusses  vom  19.  Januar  1900. 

Die  ständeräthliche  Geschäftsprüfungskom- 
mission betrachtet  in  ihrem  gedruckten  Berichte  die 
Schaffung  eines  Verwaltungsgerichtshofes,  eine  Revision 
der  Gesetzgebung  über  das  Urheberrecht,  imd  ein  Gesetz 
gegen  den  unlautem  Wettbewerb  als  dringlich  und 
stellt  die  Postulate  auf,  es  sei  vom  Bundesrathe 
über  die  finanzielle  Unterstützung  von  Anstalten  für  be- 

m 

rufliche  Bildung  des  Eisenbahnpersonals  und  über  eine 
weitergehende  landwirthschaftliche  Berufsbildung  Bericht 
zu  erstatten. 

Aus  dem  Berichte  des  Bundesgerichts  ist 
hervorzuheben,  dass  nach  Ansicht  des  Gerichtes  «die  Or- 
ganisation der  dritten  Kammer  eine  sehr  mangelhafte 
ist;  sie  sollte  in  der  Weise  geändert  werden,  dass  die 
Kammer  aus  einem  ihr  ausschliesslich  angehörenden 
Vorsitzenden  und  vier  weitem  Mitgliedern  bestellt  würde. 


786  Jahresbericht  1905. 

Die  Mitglieder  der  dritten  Kammer  könnten  dann  in  aus- 
giebigerer Weise  zur  Aushülfe  in  den  andern  Abtheilungen 
beigezogen,  und  es  könnten  Präsident  und  Vicepräsident  ent- 
lastet werden.  Eine  Vermehrung  der  Mitglieder  wird  nach 
Ansicht  des  Bundesgerichtes  erst  nach  der  vollständigen 
Vereinheitlichung  des  Civil-  und  Strafrechtes  jedenfalls 
nothwendig  werden.  Auch  eine  Vergrösserung  des  Bun- 
desgerichtsgebäudes ist  ins  Auge  zu  fassen,  damit  nach 
Durchführung  der  Unification  des  Civil-  und  Strafrechtes 
der  vermehrte  Bedarf  nach  Räumlichkeiten  befriedigt 
werden  kann.» 

Die  Anzahl  der  betreibungsrechtlichen  Rekurse  «min- 
dert sich  von  Jahr  zu  Jahr  in  einer  Weise,  dass  eine 
Revision  des  Schuldbetreibungs-  und  Konkursgesetzes  in 
Aussicht  genommen  werden  darf.  Dass  das  Gesetz  in 
hohem  Masse  revisionsbedürftig  sei,  ist  wohl  nicht  zu  be- 
streiten.') Die  zahlreichen  prinzipiellen  Entscheide  der 
Aufsichtsbehörden,  sowie  die  Ergebnisse  der  Betreibungs- 
statistik geben  ein  reichhaltiges  Material  zur  Orientirung 
über  die  bestehenden  Mängel  und  die  Mittel  zur  Abhülfe 
an  die  Hand.» 

In  Bezug  auf  die  Klagen  über  Ueberlastung  des 
Bundesgerichts  und  die  Mittel,  eine  Entlastung  herbei- 
zuführen, ist  es  von  Interesse,  die  Urtheile  zu  vernehmen, 
die  in  Bezug  auf  das  deutsche  Reichsgericht  laut 
wurden. 

Ein  Artikel  der  A.  Z.  vom  Mai  d.  J.  sagt  darüber 
u.  A.  Folgendes: 

«Der  Entwurf  eines  Gesetzes  wegen  Aenderungen  der 
Civilprozessordnung,  welcher  im  Reichstage  zur  zweiten 
Berathung  steht,  bezweckt  in  erster  Linie  eine  Entlastung 
des  Reichsgerichts  herbeizuführen. 

Während  in  der  Reichstagskommission  von  den  in 
der  Regierungsvorlage  vorgeschlagenen  «kleinen»  Mass- 
nahmen in  Uebereinstimmung   mit  der  Begründung   der 

^)  Es  war  eben  von  Anfang  an  eines  der  schlechtesten 
Gesetze  der  neuen  Bundesperiode. 


Verwaltung.    Bundesgericht.  737 

Vorlage  allseitig  zugegeben  wurde,  dass  durch  diese  Mass- 
nahmen die  zu  erstrebende  wesentliche  Entlastung  des 
Reichsgerichts  nicht  herbeigeführt  werde,  begegnete  das 
in  der  Vorlage  empfohlene  Hauptmittel,  die  Erhöhung 
der  Revisionssumme,  entschiedener  Bekämpfung. 

Das  Hauptbedenken,  das  gegen  die  Erhöhung  der 
Revisionssumme  geltend  gemacht  wurde,  war  sozialer 
Natur.  Durch  die  Erhöhung  werde  das  Reichsgericht 
geradezu  zu  einem  «Gerichtshof  ftlr  die  Reichen»  gemacht. 

Demgegenüber  wurde  der  Gesichtspunkt  in  den 
Vordergrund  gerückt,  die  Aufgabe  eines  höchsten  Ge- 
richtshofes sei  nicht  so  sehr  darin  zu  erblicken;  im  ein- 
zelnen Falle  einer  bestimmten  Partei  zum  Rechte  zu 
verhelfen,  als  vielmehr  darin,  als  Regulator  zwischen  dea 
abweichenden  Urtheilen  der  Oberlandesgerichte  zu  fungiren, 
um  namentlich  die  für  die  Rechtspflege  und  die  Sicher- 
heit des  Verkehrslebens  unumgänglich  noth  wendige  Rechts- 
einheit aufrechtzuerhalten. 

Unter  den  Gegenvorschlägen  gegenüber  der  Vorlage 
spielte  die  Hauptrolle  der,  die  Zahl  der,  Civilsenate,  die 
sich  seit  1899  auf  sieben  stellt,  dem  Bedürfniss  ent- 
sprechend zu  vermehren.  Der  Staatssekretär  des  Reichs- 
justizamts erklärte  den  vorgeschlagenen  Weg  für  durchaus 
ungangbar.  Jeder  neue  Senat  vermehrt  die  Schwierig- 
keit und  namentlich  auch  die  Gefahr,  dass  zwei  Senate 
gleichzeitig  widersprechende  Erkentnisse  in  einer  und 
derselben  Sache  erlassen.  Flagrante  Widersprüche  müssen 
unbedingt  vermieden  werden.  Nach  den  Entscheidungen 
des  Reichsgerichts  richtet  man  sich  im  Geschäftsleben. 
Die  Sicherheit  des  Verkehrs  und  wichtige  Interessen  sind 
durch  eine  Zwiespältigkeit  der  Rechtsprechung  einer  er- 
heblichen Gefährdung  ausgesetzt.  Die  Möglichkeit,  durch 
das  Plenum  eine  eingehende  und  sachgemässe  Entscheid- 
ung der  streitig  gewordenen  Rechtsfragen  zu  erreichen, 
hat  ihre  Gränzen  in  der  Zahl  der  Mitglieder  des  Plenums. 
Schon  jetzt  ist  der  Personalbestand  eigentlich  zu  gross, 
um   Entscheidungen   zu  erzielen,    die   auf   einer  Durch- 

47 
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dringung  der  Materie  durch  jedes  Mitglied  und   auf  all- 
seitigen Meinungsaustausch  beruhen.  > 

Noch  interessanter  sind   die   folgenden   allgemeinen 

Urtheile  des  «Reichsboten»  über  das  deutsche  Gericht : 

«Es  lässt  sich  keine  grössere  Anomalie  und  Wider- 
sinnigkeit denken,  als  die,  dass  der  höchste  deutsche  Ge- 
richtshof seinen  Sitz  in  Leipzig  hat  und  nicht  in  der 
Reichshauptstadt.  In  Verbindung  mit  den  öberfreiheit- 
liehen  Demokraten  setzte  es  das  Centrum  im  Jahre  1877 
durch,  den  Antrag  zu  Falle  zu  bringen,  nach  dem  das 
Reichsgericht  da  eingesetzt  werde,  wo  auch  der  Sitz  der 
Reichsverwältung,  der  Reichsbehörden,  des  Reichstags 
ist  und  wo  das  Reichsoberhaupt,  der  Kaiser,  seinen  Wohn- 
sitz hat.  Man  bildete  sich  ein,  durch  Errichtung  des 
obersten  Civilgerichtshofes  in  Leipzig  ihn  zu  schützen 
gegen  Hof-  und  Reichseinflüsse.  Als  wenn  die  Recht- 
sprechung, die  für  das  ganze  Reich  gilt,  in  letzter  Instanz 
jemals  ausser  Fühlung  bleiben  dürfe  und  könne  mit  den 
grossen  Strömungen  und  ünterströmungen  des  nationalen 
Lebens.  Wo  aber  kann  sich  auch  der  Jurist,  der  am 
obersten  Reichsgerichtshofe  wirkt,  besser  mit  ihnen  in 
Fühlung  setzen,  wo  vermag  er  besser  sich  über  sie  zu 
unterrichten,  wie  es  seine  Pflicht  ist  (denn  auch  die 
Wohlthat  der  Rechtsprechung  wird  zur  Plage,  wenn  sie 
sich  gegen  die  fortschreitende  Entwicklung  der  Ansichten 
sträubt),  als  wie  da,  wo  die  Abmessung  und  Bewerthung 
der  Stärke  der  verschiedenen  Strömungen  des  deutschen 
Lebens  am  leichtesten  gegeben  ist  ?  Die  natürliche  Folge 
der  Verlegung  des  Reichsgerichts  nach  Leipzig  ist  die 
gewesen,  dass  die  Aufrechterhaltung  der  Beziehungen 
zwischen  dem  obersten  Gerichtshofe  des  Deutschen 
Reiches,  den  Spitzen  der  Reichsverwaltung  und  dem 
Reichsjustizamt  erheblich  erschwert,  verlangsamt  und 
vertheuert  worden  ist. 

Der  minder  erfreuliche  Eindruck,  den  das  deutsche 
Volk  von  der  Wirksamkeit  des  Reichsgerichts  empfing, 
wurde  im  Laufe  der  Jahre  nicht  selten  verstärkt  dadurch, 
dass  die  Rechtsprechung  der  einzelnen  Senate    das  auf- 
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wies,  was  man  mit  einem  Fremdwort  als  Inkongruenz 
und  mit  dem  von  dem  verstorbenen  Staatssekretär  Frhm. 
V.  Thielmann  in  den  allgemeinen  Sprachgebrauch  über- 
gefQhrten  als  «Unstimmigkeit9  bezeichnet.  Sie  erklärt 
sich  daraus,  dass  die  Zahl  der  Senate  im  Laufe  der  Jahre 
eine  zu  grosse  geworden  ist.  Und  es  macht  sich  geltend, 
dass  in  Folge  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Senate  und 
der  Zahl  der  Mitglieder  des  obersten  Gerichtshofes  die 
Durchschnittshöhe  der  juristischen  Fähigkeiten,  die  im 
Reichsgericht  vereinigt  sind,  nicht  unwesentlich  her  ab- 
gedrückt worden  ist.» 

Eine  etwelche  Hypertrophie  befürchten  wir  auch^ 
wenn  forwährend  der  Bestand  des  obersten  Gerichts- 
hofes erhöht,  oder  neue  Abtheilungen  desselben  geschaffen 
werden.  Wir  werden  mit  der  Zeit  ein  eigentlicher  Be- 
amtenstaat mit  einer  doppelten  Büreaukratie  in  Bund  und 
Kantonen,  welche  auf  einem  so  kleinen  Gemeinwesen  zu 
schwer  lastet  und  ihm  auch  ihren  Typus  zu  sehr  auf« 
drückt.  Es  ist  aber  sehr  schwer,  diesem  Schicksal  zu 
entgehen,  wenn  man  stets  «an  der  Spitze  der  Civilisation 
marschieren»  will,  oder  muss,  was  eine  Bethätigung  des 
Staats  auf  allen  und  jeden  Gebieten  der  menschlichen 
Arbeit  unmittelbar  mit  sich  führt. 

Der  Ruf  nach  «Vereinfachung»  wird  mit  der  Zeit  ein 
allgemeiner  werden,  aber  dennoch  keinen  Erfolg  haben, 
wenn  sich  nicht  vorher  Lebensanschauungen  und  Lebens- 
gewohnheiten des  jetzigen  Menschengeschlechts  wieder 
vereinfachen  lassen,  oder  dasselbe  seine  Lebenszwecke  und 
Lebensfreuden  wieder  in  andern  Dingen  sucht,  als  denen, 
die  jetzt  dazu  nothwendig  sind. 

Finanzen.  Der  Bericht  des  Bundesraths  über  die- 
selben, bei  Anlass  der  Staatsrechnung  pro  1904  spricht 
sich  über  die  allgemeine  Finanzlage  (nach  unserer  Auf- 
fa^ung  etwas  zu  optimistisch)  wie  folgt  aus: 
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«Unsere  Finanzlage  kann  dermalen  als  eine  befrie- 
digende bezeichnet  werden.  Die  öffentliche  Schuld,  welche 
für  den  eidgenössischen  Staatshaushalt  in  Betracht  fällt 
und  wozu  wir  die  Eisenbahnanleihen  nicht  rechnen,  ist 
eine  massige.  Sie  beträgt  nur  noch  Fr.  94,248,000  und 
wird  amortisirt  durch  eine  jährliche  ordentliche  Quote 
von  Fr.  1,000,000  und  eine  ausserordentliche  von  Fr. 
1.500,000,  welch  letztere  zur  rascheren  Tilgung  desjenigen 
Theils  unserer  Staatsanleihen  bestinmit  ist,  der  fOr  die 
Durchführung  der  Neubewaflfnung  der  Feldartillerie  auf- 
genommen wurde.  Seit  dem  Jahre  1901  gestatteten  uns 
unsere  Einkünfte,  nicht  nur  unsere  Ausgaben  zu  bestreiten, 
sondern  noch  etwelche  Ueberschüsse  zu  erzielen,  und 
trotz  des  raschen  Steigens  unseres  Budgetbedarfs  und  der 
Belastung  mehrerer  Wirthschaftsperioden  durch  hohe 
Ausgaben  für  Bauten  und  Beiträge  an  öffentliche  Werke 
ist  es  uns  dennoch  gelungen,  unsere  Rechnung  für  das 
Jahr  1904,  wenn  auch  nicht  mit  einem  grossen  Aktiv- 
saldo von  Fr.  2,471,000  wie  im  Vorjahre,  so  doch  mit 
einem  bescheidenen  Ueberschüsse  von  Fr.  70,765  abzu- 
schliessen. 

Es  dürfte  deshalb  die  Ansicht  platzgreifen,  man 
brauche  für  die  Zukunft  unserer  Staatsfinanzen  nicht 
mehr  besorgt  zu  sein  und  könne  im  Hinblick  auf  die 
bisherigen  günstigen  Rechnungsergebnisse  imd  in  der 
Erwartung  der  Mehreinnahmen,  welche  das  neue  Zoll- 
regime uns  höchstwahrscheinlich  bringen  wird,  die  Hände 
in  deu  Schoss  legen.  Wir  glauben  indessen,  dass  es 
nicht  ungefährlich  wäre,  zu  glauben,  unsere  gegenwärtige 
Finanzlage  werde  stetsfort  die  nämliche  bleiben.  Man 
soll  sich  von  dem  trügerischen  Bilde  der  erhöhten  Zoll- 
erträgnisse nicht  blenden  lassen,  und  darum  möchten 
wir  mit  einigen  Worten  die  Situation  so  zeichnen,  wie 
sie  in  Wirklichkeit  ist,  ohne  in  den  Fehler  einer  zu  opti- 
mistischen oder  zu  pessimistischen  Beurtheilung  zu  ver- 
fallen. 

Vor  allem  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  unsere  ordent- 
lichen budgetmässigen   Bedürfnisse   sich   in   den   letzten 
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fünf  Jahren  von  1899  bis  1904  um  Fr.  16,936,000  ver- 
mehrt haben.  Sie  betrugen  1899  noch  Fr.  98,210,000  und 
sind  im  Jahre  1904  auf  Fr.  115,145,000  angestiegen.  Ein 
Theil  dieser  Zunahme  fällt  allerdings  auf  grosse  vorüber- 
gehende Ausgaben,  wie  z.  B«  den  Bundesbeitrag  an  den 
Kanton  Graubünden  für  seine  Schmalspurbahnen  und  die 
Amortisationsquote  von  Fr.  1,500,000  für  die  Neubewaff- 
nung der  Feldartillerie,  sowie  auf  die  Subvention  an  die 
schweizerische  Primarschule,  welche  erstmals  im  Jahre 
19(M  in  unserm  Budget  erschien;  aber  was  nach  Abzug 
dieser  Beträge  verbleibt,  ist  nichts  anderes  als  die  noth- 
wendige  Folge  der  Entvdcklung  der  Ausgaben  in  den 
verschiedenen  Verwaltungsabtheilungen  und  der  stets  sich 
mehrenden  Ansprüche  an  die  Staatskasse,  welche  aus 
den  durch  Bundesgesetze  geschaffenen  Subventionen  re- 
sultiren.  Die  Subventionen  dieser  Art  belasten  in  der  That 
unsere  letzten  Budgets  mit  mehr  als  neun  Millionen  jähr- 
lich und  wenn  auch  bei  denjenigen  für  öffentliche  Werke 
in  den  Kantonen  ein  etwas  langsameres  Tempo  zu  ge- 
wärtigen ist,  so  ist  es  sicher,  dass  viele  andere,  nament- 
lieb  diejenigen,  welche  die  Förderung  der  Landwirth- 
Schaft,  der  Industrie,  des  beruflichen,  gewerblichen  und 
kaufmännischen  Bildungswesens  bezwecken,  noch  lange 
nicht  ihren  Höchstbetrag  erreicht  haben  und  während 
vielen  Jahren  noch  zunehmen  werden.  Eine  erhebliche 
Vermehrung  ist  namentlich  bei  den  Subventionen  für 
Bodenverbesserung  und  das  Forstwesen  zu  erwarten, 
welche  noch  im  Anfangsstadium  stehen.  In  der  obigen 
Sunmie  sind  alle  diejenigen  Bundasbeiträge  nicht  inbe- 
griffen, welche  ebenfalls  unser  Budget  beschweren,  aber 
nicht  auf  einem  Gesetz  beruhen  und  von  denen  die 
Mehrzahl  je  nach  dfer  Finanzlage  reduzirt  öder  sogar  auf- 
gehoben werden  können«. 

Der  Bericht  fügt  dann  noch  bei,  dass  unsere  normalen 
ordentlichen  Ausgaben  sich  auf  unwiderstehliche  Weise 
vermehren  werden,  und  dass  zur  Wahrung  unseres  finan- 
ziellen Gleichgewichts  die  Mehrerträgnisse  der  Zölle  nicht 
zu  entbehren  sein  werden.    Der  Bundesrath  hält  es  des- 


742  Jahresbericht  1905. 

halb  für  ein  Gebot  der  Klugheit,  die  voraussichtlichen 
Mehrerträgnisse  der  Eingangszölle  nicht  voreilig  zu  Gun- 
sten von  sozialen  Reformen  festzulegen,  so  nützlich  und 
wünschenswerth  diese  auch  sein  mögen;  es  empfehle  sich 
vielmehr,  diese  Mehreinnahmen  zurückzuhalten  zur  Deck- 
ung der  unabwendbaren  ordentlichen  Bedürfnisse  des 
Staatshaushaltes. 

Es  scheint  ims,  die  Kritik  liege  hinreichend  in  dem 
Gesagten  selbst,  nämlich  in  der  altbekannten  Thatsache, 
dass  wir  unsere  Einnahmen  nicht  wesentlich  vermehren 
können,  während  die  Ausgaben,  selbst  in  gewöhnlichen 
Zeiten,  ohne  ausserordentliche  Ereignisse  «unvndersteh- 
lich  wachsen». 

Die  Staatsrechnung  pro  1904  zeigt  folgende 
Positionen : 

Die  Einnahmen  der  Verwaltungsrechnung  betragen  Fr. 
115,363,999.95.  Die  Ausgaben  betragen  Fr.  115,293,234.03. 
Es  ergibt  sich  ein  Einnahmenüberschuss  von  Fr.  70,765.92. 
Budgetirt  waren  pro  1904:  Einnahmen  Fr.  111,335,000. 
Ausgaben  Fr.  114,944,800.  Also  ein  Ausgabenüberschuss 
von  Fr.  3,609,800. 

Das  Rechnungsergebniss  stellt  sich  somit,  verglichen 
mit  dem  Budget,  günstiger  um  Fr.  3,680,565.^.  Da  aber 
in  1904  noch  Nachkredite  im  Betrage  von  Fr.  6,737,185 
ertheilt  worden  sind,  so  betragen  die  Mehreinnahmen 
und  Minderausgaben  zusammen  Fr.  10,417,750.92. 

Die  hauptsächlichsten  Mehreinnahmen  sind:  Ertrag 
der  Liegenschaften  Fr.  22,000.  Angelegte  Kapitalien 
Fr.  38,000.  Justiz-  und  Polizeidepartement  47,000.  Ver- 
schiedene Militäreinnahmen  Fr.  459,000.  Zollverwaltung 
Fr.  2,850,000.  Handels-,  Industrie-  und  Landwirthschafts- 
departement  Fr.  49,000.  Postverwaltung  Fr.  404,000. 
Telegraphenverwaltung  Fr.  122,000.  Unvorhergesehenes 
Fr.  34,000.    Zusammen  Fr.  4,025,000. 

Die  hauptsächlichsten  Minderausgaben  sind:  Allge- 
meine Verwaltung  Fr.  117,000.  Politisches  Departement 
Fr.  13,000.     Departement  des    Innern    (ohne    Oberbau- 
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inspektorat  und  Direktion  der  eidgenössischen  Bauten) 
Fr.  388,000.  Oberbauinspektorat  Fr.  202,000.  Direktion  der 
eidgenössischen  Bauten  nebst  Kreditübertragungen  von 
1904  auf  1905  Fr.  1,665,000.  Justiz-  und  Polizeideparte- 
ment Fr.  60,000.  Militärverwaltung,  nebst  Kreditüber- 
tragungen von  1904  auf  1906  Fr.  1,903,000.  Finanzver- 
waltung Fr.  21,000.  Zollverwaltung  Fr.  92,000.  Handels-, 
Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartement  Fr.  85,000. 
Eisenbahnwesen  Fr.  38,000.  Postverwaltung  Fr.  786,000. 
Telegraphenverwaltung  Fr.  894,000.  Zusammen  6,259,000 
Franken, 

Das  eidgenössische  Staatsvermögen  betrug  am 
31.  Dezember  1908  Fr.  102,896,251.04;  am  31.  Dezember  1904 
belief  es  sich  auf  Fr.  98,460,722.63.  Es  hat  somit  abgenom- 
men um  Fr.  4,435,528.41.  Diese  Abnahme  ist  hauptsäch- 
lich eine  Folge  der  Neubewaflfnung  der  Artillerie.  Der 
Rückgang  ergibt  sich  nämlich  aus  folgenden  Zahlen: 

Rückschlag  der  Kapitalrechnung  Franken  242,227.60; 
Ausgaben  für  die  Neubewaffhung  der  Artillerie  Franken 
4,264,066.73;  zusammen  Fr.  4,506,294.33.  Davon  kommt 
in  Abzug :  Vorschlag  der  Verwaltimgsrechnung  Fr.  70,765.92. 
Abnahme  wie  oben  Fr.  4,435,528.41. 

Der  Rückschlag  der  Kapitalrechnung  wird  in  der 
Staatsrechnimg  nachgewiesen  wie  folgt:  Inventarkonto- 
Verminderung  Fr.  5,063,310.  Abschreibung  von  30  Proz. 
auf  die  neu  in  die  Unproduktiven  eingestellten  produktiven 
Liegenschaften  Fr.  229,200.  Total:  Fr.  5,292,510.  Ab- 
züglich: Einstellung  von  diesjährigen  Neubauten  Franken 
4,632,250.  Mehrerlös  aus  Verkauf  und  Tausch  von  Liegen- 
schaften Fr.  29,409.40.  Inventarkonto,  Vermehrung  Fr. 
388,623.  Totalabzüge:  Fr.  5,050,282.40.  Rückschlag  der 
Kapitalrechnung  wie  oben  Fr.  242,227.60. 

Die  Verminderung  des  Inventarkontos  rührt  in  der 
Hauptsache  her  von  Abschätzungen  auf  dem  Inventar 
der  MiUtärverwaltung,  welche  namentlich  deshalb  vorge- 
nommen wurden,  um  dessen  Schätzung  mit  dem  wirk- 
lichen Verkaufswerth  der  Gegenstände  besser  in  Einklang 
zu  bringen. 
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Der  vom  Bundesratb  festgestellte  Voranschlag 
für  1906  sieht  folgende  Ziffern  vor:  Einnahmen.  1.  Er- 
trag der  Liegenschaften  und  Kapitalien;  Liegenschaften 
Fr.  1,245,190;  Kapitalien  Fr.  2,600,979.  2.  Allgemeine 
Verwaltung,  ßundeskanzlei  Fr.  35,000;  Bundesgericht 
Fr.  40,000.  3.  Departemente.  Politisches  Departement 
Fr.  17,500;  Departement  de§  Innern  Fr.  47,900;  Justiz- 
und  Polizeidepartement  Fr.  634,800;  Militärdepartement 
Fr.  3,536,640;  Finanz-  und  Zolldepartement  Fr.  55,239,000. 
Handels-,  Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartement  Fr. 
532,550;  Post-  und  Eisenbahndepartement  Fr.  57,244,200. 
4.  Unvorhergesehenes  Fr.  16,241.  Total  der  Einnahmen 
Fr.  121,190,000. 

Ausgaben:  1.  Amortisation  und  Vemnsung  der  An- 
leihen Fr.  5,857,440.  2.  Allgemeine  Verwaltung.  National- 
rath  Fr.  312,000;  Ständerath  Fr.  38,000;  Bundesrath  Fr. 
107,000;  Bundeskanzlei  Fr.  442.950;  Bundesgericht  Fr. 
419,500.  3.  Departemente.  Politisches  Departement  Fr; 
944,225;  Departement  des  Innern  Fr.  12,388,181;  Justiz- 
und  Polizeidepartement  Fr.  711,475;  Militärdepartement 
Fr.  32,775,509;  Finanz-  und  ZoUdepai-tement  Fr.  7,109,575; 
Handels-,  Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartement 
Fr.  6,060,918;  Post-  und  Eisenbahndepartement  Franken 
56,611,549.  4.  Unvorhergesehenes  Fr.  36,678.  Total  der 
Ausgaben  Fr.  123,815,000.  Total  der  Einnahmen  wie 
oben  Fr.  121,190,000,  muthmasslicher  Ausgabenüberschuss 
Fr.  2,625,000. 

Der  Stand  der  zu  Militärzwecken  bestimmten 
Fonds  auf  Ende  1904  ist  folgender:  Invalidenfonds  Fr. 
10,815,335.67;  Grenus-Invalidenfonds  Fr.  8,582,041.93;  Eid- 
genössische Winkelriedstiftung  Fr.  1,685,958.56;  Deck- 
ungsfonds der  Militärversicherung  Fr.  740,183.45;  Sicher- 
heitsfonds der  Militärversicherung  (neu)  Fr.  103,370.72; 
Total:  Fr.  21,926,890.33.  Ende  19aS  betrug  das  Vermögen 
der  Fonds  für  Militärzwecke  Fr.  20,228,935.71.  Es  ergibt 
sich  hiebei  eine  Vermehrung  von  Fr.  1,697,954.62. 

Die  Fonds,  die  Eigen thum  sind,  betragen  im  Ganzen 

Fr.  60,501,173,  die  Depots  sind  Fr.  2,474,676.  DeraUgemeine 
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Versicherungsfonds  beträgt  Fr.  12,284,323.  Der  Münz- 
reservefonds  beträgt  Fr.  11,035,243;  die  Summe,  welche 
die  Kantone  an  Subventionen  beziehen ,  beträgt 
11,600,000  Fr. 

Bemerkungen:  Die  Besoldungsnachgenüsse,  die  jetzt 
bis  zu  1  Jahr  in  das  Ermessen  des  Bundesrathes  gestellt 
sind,  sind  im  Allgemeinen  nicht  zweckmässig  und  nöthig, 
und  es  sollte  überhaupt  das  Pensionengesetz  wieder  auf- 
genonunen  werden.  Die  verfügbaren  Mittel  des  Bundes 
müssen  unbedingt  vermehrt  werden,  besonders  durch  die 
Rechnungsüberschüsse,  die  nun  durch  die  erhöhten  Zölle  zu 
erwarten  sind,  schon  für  1905.  Es  sollten  stets  30 — 40  Mil- 
lionen sein.  Man  sollte  dann  aber  dieselben  nicht  durch 
vermehrte  Forderungen  an  den  Staat  zu  sehr  in  Anspruch 
nehmen.  Die  Finanzkommission  spricht  den  Wunsch  aus, 
die  Telegraphen-  und  Postverwaltung  seien  zu  vereinigen. 

Im  Allgemeinen  ist  eine  sehr  starke  Zunahme  der 
Ausgaben  durch  neue  Subventionen  an  die  Kantone  vor- 
auszusehen; auch  das  Civilgesetz,  das  die  Einrichtung 
eines  Grundbuches  und  eine  Katastrirung  des  ganzen 
Landes  mit  sich  bringt,  wird  eine  Ausgabe  bedingen,  von 
der  man  sich  glücklicherweise  dermalen  noch  keine  Vor- 
stellung macht,  und  endlich  kann  eine  allfälUge  Unfall- 
imd  Krankenversicherung  auf  keinen  Fall  bloss  mit  den 
zu  erwartenden  Zollüberschüssen  gespiesen  werden,  auf 
die  überhaupt  schon  zu  viele  Hoffnungen  gerichtet  sind. 

Das  Gefährlichste  für  die  eidgen.  Finanzen  wären 
regelmässige  grössere  Defizite  bei  den  Bundesbahnen. 
Diese  müssen  verhindert  werden.  Sonst  tritt  ein  Element 
der  Unordnung  imd  Unsicherheit  in  das  ganze  eidgen. 
Finanzsystem  hinein. 
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Weit  wichtiger,  als  die  allgemeine  Staatsrechnung  ist 
fortan  die  besondere,  jährlich  auch  der  Bundesver^ 
Sammlung  zur  Genehmigung  vorzulegende  Rechnung 
der  Eisenbahnen,  die  nicht  im  gewöhnlichen  Budget 
inbegriffen  ist. 

Die  erste  Rechnung  der  Bundesbahnen  in  ihrem 
jetzigen  Bestand  wurde  im  Juni  1906  in  der  Bundesver- 
sammlung abgelegt,  woraus  sich  Folgendes  ergibt: 

Die  Rückkaufsbotschaft  vom  25.  März  1897  und  die 
ihr  vorangehenden  Bemerkimgen  von  1894  berechneten 
den  Werth  der  6  zurückzukaufenden  Bahnen  auf  964  Mil- 
lionen, den  der  4  bereits  erworbenen  Bahnen  auf  792  Mü. 
lionen,  dazu  Ergänzungsarbeiten  88  Millionen  und  Reserven 
63  Millionen.  Die  Passiven  der  Eingangsbilanz  von  1903 
waren  9057«  Millionen.  Die  konsolidirte  Obligationen- 
schuld der  5  Hauptbahnen  berechneten  sich  auf  667V«  Mil- 
lionen. Der  Reinertrag  der  4  Bahnen  wurde  auf  1,371,000  Fr. 
nach  Abzug  der  Amortisation  berechnet. 

Der  Rückkauf  erfolgte  freihändig  bei  allen  4  Bahnen, 
die  bisher  gekauft  wurden. 

Die  Centralbahn  für  175  Millionen^ 

N.  0.  Bahn  für    82  » 

V.  S.  Bahnen       für    40»/*      » 

Jura-Simplon        für  104  » 

Diese  Differenz  entstand :  Aus  der  Verkehrssteigerung 
in  den  letzten  Jahren,  Verminderung  der  Abzüge  für  Minder- 
werth  um  Prozesse  zu  vermeiden^  in  Folge  des  frühzeitigen 
Rückkaufes  Vergütung  für  den  Verlust  der  Betriebszeit-, 
lauter  Dingen,   die  übrigens  leicht  vorauszusehen  waren. 

Seit  1.  Januar  1901  sind  3,  seit  1.  Januar  1903  alle 
4  Bahnen  eidgenössisch  betrieben  worden.  Die  Mittel 
wurden  durch  Bundesobligationen  beschafft,  die  wesent- 


80  mehr  als  die 
Berechnung. 
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lieb  nur  umgetauscht  wurden,  gegen  die  bisherigen  Eisen- 
bahnobligationen, was  ohne  Schwierigkeit  geschah. 
Der  bisherige  Betrieb  ergab  Folgendes: 
1908  ergab  einen  Activsaldo  von  Fr.  1,030,000. — 
1904  bei  einer  Eisenbahnschuld  von  9767«  Millionen 
einen  Aktivsaldo  von  bloss  60,000  Fr.  Es  ist  also  ein  starker 
Rückgang  seit  1903  wahrnehmbar.  Jedoch  sind  die  Tarife 
reduzirt,  das  Personal  besser  gestellt,  die  Fahrleistungen  um 
5  Millionen   Lokomotivkilometer    vermehrt,   und    grosse 
Bauten  ausgeführt  worden. 

Die  Aussichten  für  die  Zukunft  sind  nicht 
günstig. 

Das  Budget  von  1906  «ieht  bereits  ein  Defizit  von 
circa  2  Millionen  voraus,  was  durch  die  Ergebnisse  bis- 
her bestätigt  wird.  Für  1906  tritt  auf  1.  April  eine  Er- 
höhung aller  Gehalte  mit  einer  Mehrausgabe  von  4  Millionen 
circa  ein.  Femer  eine  grosse  Einlage  in  die  Pensionen- 
kasse (1,200,000  Fr.),  Erhöhung  der  Fahrieistungen,  Er- 
höbung  der  Zinsenlast  und  Amortisiation  durch  Sauten 
(1  Million). 

Es  sind  im  Ganzen  etwa  7  Millionen  Mehrausgaben 
voraussichtlich,  die  schwerlich  durch  Einnahmen  gedeckt 
werden  können.  Dazu  kommt  dann  die  Vollendung  und 
Eröffnung  der  Simplen-  und  Rickenbahn  und  andere 
grosse  Bauten,  die  mit  190  Millionen  vorgesehen  sind.  Es 
scheint  uns  endlich  zweifellos,  dass  auch  noch  künftige 
Alpenbahnen,  vor  allem  der  Lötschberg,  vielleicht  auch 
eine  Graubündner-Bahn  Subventionen  des  Bundes  bean- 
spruchen werden  und  dass  der  Gotthard-Rückkauf  nicht 
ohne  eine  stärkere  Belastung  des  Bundes  geschehen  wird, 
als  vorgesehen  ist.  Ueber  Alles  verweisen  wir  auf  den 
Aufsatz  im  letzten  Jahrbuch  über  die  c  schweizerische 
Eisenbahnpolitik» . 
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Die  Kommission  des  Nationalrathes  für  die  Staats- 
rechnung verlangte,  dass  die  Rechnung  der  Bundesbahnen 
auch  in  der  Staatsrechnung  sichtbar  werde.  Das  wäre  dann 
der  grössere  Theil  der  künftigen  Bilanz,  der  sich  auf  eine 
Milliarde  belaufen  wird.  Doch  sollte  nach  der  Ansicht 
des  Finanzdepartements  die  Sache  getrennt  behandelt 
werden,  also  die  Eisenbahnbilanz  stets  eine  besondere 
Abtbeilung  der  Staatsrechnung  bilden. 

Eine  besondere  Schwierigkeit  der  eidg.  Finanzlage 
besteht  darin,  dass  die  Kantone  ebenfalls  mit  sich 
stets  vermehrenden  Ausgaben  und  einem  für  manche  von 
ihnen  bereits  zu  kostspielig  gewordenen  Haushalt  belastet 
sind  und  daher  nicht  allein  zu  den  Bundeskosten  nichts  bei- 
tragen können,  sondern  stetsfort  darauf  bedacht  sind,  irgend 
einen  neuen  Beutezug  gegen  den  Bund  zu  veranstalten.  Ty- 
pisch für  diesen  kantonalen  Finanzjammer  ist  dermalen  das 
Beispiel  eines  im  Ganzen  sehr  wohlhabenden  Kantons, 
Neuchätel,  in  welchem  alle  Versuche,  dem  chronischen 
Defizit  zu  entgehen,  bisher  an  dem  Widerstand  der  Be- 
völkerung scheiterten,  die  wohl  den  Zweck,  «Sparsam- 
keit, kein  Defizit»,  aber  nicht  die  Mittel  will.  Eine  Bro- 
schüre unter  dem  Titel  «Des  economies,  des  economies» 
versucht  es  klarzustellen,  welche  Ersparnisse  überhaupt 
möglich  wären;  der  Verfasser  findet  die  folgenden: 

«D  supprime  trois  prefectures  sur  six ;  trois  tribunaux 
de  district  sur  six;  il  supprime  six  ou  sept  justices  de 
paix.  H  suggere  Tidee  de  suspendre  pour  dix  ans  Texe- 
cution  des  lois  pr^voyant  des  subventions  pour  cons- 
tructions  de  routes,  chemins  de  fer,  maisons  d'ecole,  drai- 
nage,  etc.  II  reduit  les  allocations  budgetaires  ä  Tagricul- 
ture  et  ä  la  viticulture ;  il  ne  veut  plus  des  primes  pour 
Tamölioration^des  especes,  qui  ameliorent  surtout  la  for- 
tune  des  öleveurs.  II  se  rösigne  k  voir  disparaftre  T^cole 
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d'agriculture  de  Cernier  et  l'ecole  de  viticulture  d'Auver- 
nier,  qui  ne  profitent  pas  s^rieusement  au  pays. 

n  taille  aussi  dans  le  budget  de  Tinstruction  publique, 
et  r^alise  de  notables  economies  sur  les  ecoles  profession- 
nelles,  que  le  regime  des  subventions  a  multipliees  dans 
nos  communes  audelä  des  besoins  reels.  U  ne  craint 
pas  d'indiquer  Tecole  d'horlogerie  de  Neuchätel,  celle  de 
Fleurier,  Tecole  de  commerce  du  Locle,  etc.  ...  II  parle 
meme  avec  serenitö  de  la  suppression  de  la  Faculte  des 
Sciences.  Pour  le  bouquet,  M.  de  Coulon,  tout  attacbö 
qu'il  soit  tres  notoirement  ä  TEglise  nationale,  se  declare 
pret  ä  accepter  la  suppression  du  budget  des  cultes.» 
Der  Berichterstatter  darüber  fügt  bei : 
«Moyennant  quoi,  nous  aurions  4  k  500,000  francs  de 
gagn^  et  requilibre  financier  serait  retabli.  Je  serais 
bien  curieiux  d'entendre  ceux  qui  parlent  obstinöment 
d'^conomies  nous  en  proposer  d'autres.  Soyez  assures 
qu'il  n'en  trouveront  pas,  et  qu'au  surplus,  on  repoussera 
Tune  aprte  Tautre,  chaque  fois  par  d'excellentes  raisons, 
toutes  Celles  que  M.  de  Coulon  propose.»') 

Diese  Verhältnisse   sind  überall  mehr  oder  weniger 

vorhanden.   Man  will  wohl  sparen,  weiss  aber  nicht  wie, 

oder  vielmehr,  man  weiss  es,  will  aber  diese  Mittel  nicht 

ergeifen. 

Auch  das  grosse  deutsche  Reich  krankt  an  einer 
ungenügenden  Finanzbasis.  Da  die  betreffenden  Ver- 
hältnisse im  Ganzen  bei  uns  zu  wenig  bekannt  sind,  fügen 
wir,  zur  Vergleichung  mit  den  unsrigen,  noch  Folgendes 
aus  deutschen  Quellen  (A.  Z.  24.  Oktober)  bei: 

«Nach  zuverlässigen  Nachrichten  wird  der  Reichs- 
tag sich  vermuthlich  im  November  mit  der  Reichsfinanz- 
reform zu  beschäftigen  haben.  Die  Vorlage  steht  zur 
Zeit  im  Bundesrath  zur  Berathung.  Ueber  ihren  Inhalt 
verlautet  bisher  nur,  dass  sie  eine  Reform  der  Biersteuer, 

')  Einstweilen  scheint  man  an  Aufhebung  des  Kultus- 
büdgets  zu  denken. 
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Stempelabgaben  und  eine  Reichserbschaftssteuer  bringen 
soll.  Ob  neben  der  Schaffung  neuer  Einnahmequellen 
auch  budgetrechtliche  Reformen  und  eine  grundsätzliche 
Neuregelung  der  finanziellen  Beziehungen  zwischen  dem 
Reiche  und  den  Einzelstaaten  beabsichtigt  sind,  ist  noch 
nicht  bekannt. 

Die  rechtliche  Gnmdlage  für  das  Reichsfinanzwesen 
bilden  die  Art.  4*,  35  imd  69  bis  73  der  Reichsverfassung 
nebst  den  auf  Grund  dieser  Artikel  ergangenen  Gesetzen. 

Die  Artikel  4'  und  35  stellen  die  Zuständigkeit  des 
Reiches  für  die  Gesetzgebung  über  das  2k>llwesen  und 
über  die  für  die  Zwecke  des  Reichs  zu  verwendenden 
Steuern  fest.  Der  Artikel  70  bestimmt,  dass  zur  Bestreit- 
ung der  Ausgaben  des  Reichs  zunächst  die  etwaigen  Ueber- 
schüsse  aus  Vorjahren,  sowie  die  aus  den  Zöllen,  den 
gemeinschaftlichen  Verbrauchssteuern  und  dem  Post-  und 
Telegraphenwesen  fliessenden  Einnahmen  dienen.  «Inso- 
weit dieselben  durch  diese  Einnahmen  nicht  gedeckt 
werden,  sind  sie,  solange  Reichssteuem  nicht  eingeführt 
sind,  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach 
Massgabe  ihrer  Bevölkerung  aufzubringen,  welche  bis  zur 
Höhe  des  budgetmässigen  Betrages  durch  den  Reichs- 
kanzler ausgeschrieben  werden.»  Der  Artikel  73  besagt, 
dass  in  Fällen  ausserordentlichen  Bedarfs  die  Aufnahme 
einer  Anleihe  beschlossen  werden  kann. 

Die  ordentlichen  (regelmässigen)  Einnahmen  des 
Reiches  fliessen  hiemach  in  der  Hauptsache  aus  den 
Zöllen  der  Salzsteuer,  Tabaksteuer,  Biersteuer,  der  Brannt- 
weinsteuer, der  Zuckersteuer,  den  Reichsstempelabgaben, 
einschliesslich  der  Börsensteuer,  und  aus  dem  Post-  und 
Telegraphenbetriebe. 

Die  ersten  Jahre  der  Reichsfinanzverwaltung  standen 
unter  dem  Zeichen  der  französischen  Kriegsentschädigung. 
Die  erste  Anleihe  des  Reiches  datirt  vom  Jahre  1876. 
Gleichwohl  mussten  zur  Deckung  der  Ausgaben  in  den 
Jahren  1872—1879  erhebliche  Matrikularumlagen  aufge- 
bracht werden,  die  im  Jahre  1872  82  Millionen,  im  Jahre 
eine  Erhöhung  der  Tabaksteuer,    eine  Erweiterung    der 
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1879  70  Millionen  betrugen.  Einen  wesentlichen  Um- 
schwung in  dem  finanziellen  Verhältniss  des  Reichs  zu 
den  Einzelstaaten  brachte  die  Zoll-  und  Steuergesetzgebung 
des  Jahres  1879  mit  ihren  ausserordentlich  vermehrten 
und  durch  die  Zollerhöhungen  der  Jahre  1885  und 
1887  noch  weiter  gesteigerten  Einkünften.  Doch  wurde 
diese  Gelegenheit,  das  Reich  wirthschaftlich  auf  die 
eigenen  Füsse  zu  stellen  und  die  Finanzen  des  Reiches 
und  der  Einzelstaaten  reinlich  von  einander  zu  scheiden, 
nicht  ausgenützt,  sondern  die  Frankensteinsche  Klausel 
erhielt,  um  den  föderativen  Charakter  des  Reichs  und 
das  Einnahmebewilligungsrecht  des  Reichstags  zu  wahren, 
die  Matrikularbeitrftge  als  ständige  Einrichtung  aufrecht, 
liess  dem  Reich  aus  den  Zöllen  und  der  Tabaksteuer  nur 
130  Millionen  jährlich  und  überwies  die  weiteren  Ein- 
künfte daraus  den  Einzelstaaten  —  ein  Vorgang,  der  sich 
später  bei  der  Eröffnung  neuer  Steuerquellen  wiederholte. 
So  kam  es,  dass  die  dem  Reich  verbleibenden  Einnahmen 
mit  den  fortgesetzt  und  nothwendig  steigenden  Ausgaben 
nicht  entfernt  Schritt  hielten,  und  dass  Jahr  für  Jahr  be- 
deutende Reichsanleihen  aufgenommen  werden  mussten, 
während  die  reinen  Ueberweisungen  an  die  Einzelstaaten 
sich  von  38  Millionen  im  Jahre  1880/81  auf  140  Millionen 
im  Jahre  1889/90  vermehrten. 

Da  von  1883  bis  1893  die  Einzelstaaten  486  Millionen 
reine  Ueberweisungen  erhalten  haben,  während  das  Reich 
in  demselben  Zeitraum  1322  Millionen  Schulden  machen 
musste,  so  bedarf  es  keines  weiteren  Beweises,  dass  die 
Frankenstein'sche  Klausel  thatsächlich,  wenn  auch  nicht 
der  Absicht  nach,  die  Einzelstaaten  auf  Kosten  des  Reichs 
in  ungerechtfertigter  Weise  bereichert,  dagegen  die  Reichs- 
finanzen aufs  Schwerste  gefährdet  hat. 

Die  Nothwendigkeit  angesichts  der  stetig  steigenden 
Reichsschuld  endlich  auf  eine  Tilgung  Bedacht  zu  neh- 
men, führte,  nachdem  der  Reichstag  die  wiederholten 
Sanirungsversuche  der  Reichsregierung  in  den  Jahren 
1893  und  1895  abgelehnt  hatte,  in  den  folgenden 
Jahren   zum  Erlasse    der  sogenannten   leges   Lieber 
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die  dem  Reiche  verbleibenden  Einkünfte  wurden  —  in 
unzulänglichem  Masse  —  erhöht  und  ein  Theil  des  Ueber- 
schusses  der  Ueberweisungen  über  die  Matrikularbeiträge 
zur  Schuldentilgung  bestimmt.  Da  fortgesetzt  neue  An- 
leihen nothwendig  waren,  geschah  diese  Tilgung  that- 
sächlich  im  Wege  der  Anrechnung  auf  die  neuen  Anleihen. 
Die  Schuldentilgimg  (Minderverschuldung)  aus  dem  leges 
Lieber  betrug  von  1896  bis  1899  im  Ganzen  142  Mill. 

Zieht  man  daneben  in  Betracht,  dass  im  Jahre  1908 
sogar  ein  Theil  der  dauernden  ReichsbedQrfnisse  durch 
eine  Zuschussanleihe  hat  gedeckt  werden  müssen,  dass 
die  Reichsschulden  bereits  3  Milliarden  überschritten 
haben  (Zinsenbedarf  für  1905:  113  Millionen),  und  dass 
unabweisbare  Mehrforderungen  für  die  Flotte,  die  soziale 
Gesetzgebung,  den  Reichsin  vaUdenfonds  in  Aussicht  stehen, 
so  wird  an  derNothwendigkeit  undDringlichkeit  einer  durch- 
greifenden Finanzreform  nicht  gezweifelt  werden  dürfen. 

Das  Reichsgesetz  vom  14.  Mai  1904  (die  lex  Stengel) 
hat  hier  einiges  Nützliche  geschaffen.  Sie  hat  in  Ab- 
änderung der  Frankenstein'schen  Klausel  die  ganzen  Er- 
träge aus  den  Zöllen  und  der  Tabaksteuer  dem  Reiche 
reservirt  und  statt  dessen,  neben  den  Stempelabgaben 
und  der  Branntweinverbrauchsabgabe,  die  beiden  Brannt- 
weinsteuern den  Einzelstaaten  überwiesen.  Dadurch  sind 
die  kolossalen  Summen  beweglicher  Ueberweisungen,  die 
schliesslich  (1903)  542  Millionen  ausmachten,  auf  weniger 
als  200  Millionen  (1904 :  196,  1905 :  189  Millionen)  er- 
mässigt  worden ;  in  gleichem  Masse  natürlich  die  Matri- 
kularbeiträge. Und  sie  hat  femer  den  Art.  70  der  Reichs- 
verfassung derart  abgeändert,  dass  etwaige  UeberschOsse 
aus  Vorjahren  nicht  mehr  wie  bisher  zur  Deckung  der 
ordentlichen,  sondern  zur  Deckung  ausserordentlicher 
Ausgaben  zu  dienen  haben. 

An  Mitteln  zur  Deckung  dieses  Mehrbedürfnisses 
kommen  zunächst  die  Mehreinnahmen  aus  dem  neuen 
Zolltarif  in  Betracht,  die  sich  freilich  noch  nicht  annähernd 
schätzen  lassen.  Während  v.  Jagemann  sie  mit  110  Mill. 
ansetzt,  werden  sie  von  anderer  Seite  auf  192  Millionen 
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geschätzt  —  in  beiden  Fällen  ohne  Angabe  der  Grund- 
lagen für  die  Schätzungsergebnisse.  Folgen  wir  der  vor- 
sichtigeren Annahme,  so  sind  50  Millionen  vorweg  für 
die  Wittwen-  und  Waisenversorgung  abzusetzen;  ferner 
15  Millionen  erhöhte  Verpflegungskosten  für  Armee  und 
Marine.  Für  die  Zwecke  der  Reichsfinanzreform  würden 
danach  aus  dieser  Quelle  nur  etwa  45  Millionen  übrig 
bleiben.  Es  müssten  also  105  Millionen  durch  neue 
Steuern  aufgebracht  werden. 

Da  die  Politik  die  Kunst  des  Möglichen  ist,  wird  man 
gut  thun,  Steuerprojekte,  deren  Verwirklichung  zur  Zeit 
ganz  aussichtslos  ist,  von  vornherein  auszuscheiden.  Da- 
zu gehören  in  erster  Linie  die  Reichseinkommens-  und 
die  Reichsvermögenssteuer:  die  verbündeten  Regierungen 
haben  —  aus  schwerwiegenden  Gründen,  auf  die  gelegent- 
lich noch  näher  einzugehen  sein  wird  —  keinen  Zweifel 
daran  gelassen,  dass  diese  Steuern  für  absehbai*e  Zeit 
ausgeschlossen  sind. 

Ebensowenig  kann  eine  Erhöhimg  der  Salz-  und  der 
Zuckersteuer  in  Betracht  kommen.  Beide  Steuern  bringen 
mit  52  und  bezw.  130  Millionen  genug  ein.  Das  gleiche 
gilt  von  den  auf  den  Branntwein  gelegten  Abgaben  (An- 
schlag für  1905:  117,5  Millionen),  zumal  im  Gesetze  von 
1902  über  die  Brennsteuer  ausdrücklich  bestimmt  ist,  dass 
es  bis  1912  in  Kraft  bleiben  soll. 

Von  den  Verkehrssteuem  (Stempelabgaben)  wird  man. 
ein  wesentliches  Mehrerträgniss  im  Falle   der  Erhöhung 
oder  Erweiterung  der  Auflagen   kaum    erwarten   dürfen. 
Sie  sind  für  1905  mit  86,5  Millionen  veranschlagt. 

Die  Brausteuer  (29,5  Millionen  nach  dem  diesjährigen 
Etat)  könnte  an  sich  eine  massige  Erhöhung  wohl  ver- 
tragen. Doch  werden  die  süddeutschen  Staaten  für  die 
daraus  folgende  Steigerung  der  von  ihnen  zu  zahlenden 
Ausgleichsbeiträge  und  der  Uebergangsabgabe  nicht  zu 
haben  sein.  Auch  spricht  die  erhebliche  Mehrbelastung 
der  Brauerei-Industrie  durch  die  neuen  Getreidezölle  gegen 
eine  stark  ins  Gewicht  fallende  Erhöhung  der  Brausteuer. 
Die  Begierungsvorlage  beschränkt  sich,  wie  verlautet,  auf 

48 
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eine  Umgestaltung  der  Steuer  im  Wege  der  Staffelung 
zu  Gunsten  der  kleinen  Brauereien,  uijter  geringer  Er- 
höhung des  G-esammtertrftgnisses,  und  wird  in  dieser  Form 
kaum  Widerstand  finden. 

Besonders  heiss  umstritten  war  von  je  die  Tabak- 
steuerfrage. Dass  der  Tabak  eine  wesentlich  höhere  Be- 
lastung tragen  könnte,  ergibt  sich  anscheinend  schon  aus 
dem  Vergleich  mit  seiner  Besteuerung  in  anderen  Staaten : 
sie  beträgt  (nach  dem  Stande  im  letzten  Jahrzehnt  des 
vorigen  Jahrhunderts)  in  Frankreich  6,87,  in  England 
ö,68,  in  Oesterreich-Üngam  4,23,  Itali^i  8,87,  den  Ver. 
Staaten  8,86,  dagegen  im  deutschen  Reiche  nur  1,18  Mk. 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Welche  Art  der  Be- 
steuerung die  Regierung  nunmehr  vorschlägt,  ist  noch 
nicht  bekannt.  Auf  alle  FSlUe  wird  es  voraussichtlich 
von  der  Entscheidung  über  die  Tabaksteuer  abhängen, 
ob  wir  zu  einer  ernstlichen  Reichsfinanzreform  gelangen 
oder  nicht. 

An  weiteren  möglichen  Steuern  bleiben  noch  übrig 
eine  Reichserbschaft^teuer  und  eine  Reichswehrsteuer. 
Sind  die  Regierungen  einmal  über  die  erste  einig  — 
und  dies  ist  anzunehmen,  da  sie  sonst  nicht  in  die  Vor- 
lage aufgenommen  wäre  — ,  so  wird  sie  im  Reichstage 
keinen  unüberwindlichen  Widerstand  finden.» 

Regalien.  Der  ständeräthliche  Geschäftsbericht 
wünscht  Massregeln  gegen  die  allzugrosse  Cirkulation  ab- 
geschliffener Münzen,  indem  er  sagt: 

«Es  liegen  Anhaltspunkte  dafür  vor,  dass  in  Italien, 
wo  die  Cirkulation  abgeschliffener  Münzen  sehr  erschwert 
wird,  die  dort  vorhandenen  abgenützten  Geldstücke  be- 
deutend unter  dem  Nominalwertbe  angekauft^  speknla- 
tionsweise  in  die  Schweiz  gebracht  und  hier  zum  rollen 
Werthe  abgesetzt  werden.  Die  abgeschliffenen  Geld- 
stücke sind  zum  grossen  Theile  französischen  Ursprungs. 
Die  Auswechslung  <]ie8er  abgeschliffenen  Münaen  nach 
Frankreich  ist  nicht  nur  mit  bedeutenden,  durchsclmitt' 
lieh  8Voo  des  Nennwerthes  betragenden  Kosten,  aondem 
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auch  iiMK^m  mit  Sehwierigkeiten  verbundeD,  aIb  die 
^anzOsiscfae  Verwaltung  bei  Annalime  dieser  Sendungen 
groeee  StreMge  walteo  Iflsst  und  eine  Anzahl  der  un- 
merkticA  unter  dem  zuUssigen  Mindestgewicbt  abgesoUif- 
fenen  liAnsen  wieder  in  die  Schweiz  zurüekscfaickt. 
Infolge  des  geringen  Silberwertbes  dieser  MAnzen  erwftchdt 
der  Schweiz  aus  dieeem  Münzatiswechslungsdienat  ßine 
grosse  Einbusse.» 

Die  durch$chmttlichenHersteUungskx)stendesZwänzü\g- 
frankenstOckes  kamen  19(M  auf  20,092  Fr.  An  jedem  Stück 
verliert  also  die  Münzkasse  fast  10  Bp.  Dafür  kostete  das 
neue  Einfrankenstück  nur  86,7  Bappen,  das  neue  Halb- 
frankenstück 18,8  Bapp^. 

Das  YerhäUniss  des  vorbandenen  Geldes  zu  dem 
Notenumlauf  war  -ein  nicht  ganz  beruhigendes,  der  gleiche 
Geschäftsbericht  sagt  darüber: 

«Aus  einer  Zusammenstellung  aller  im  Jahre  1904 
eingereichten  und  publizirten  Wochenausweise  ergibt  sich, 
dass  gegenüber  dem  Besultate  von  1903  eine  Yerschlim- 
oierung  der  Situation  eingetreten  ist.  So  war  im  JaJbre 
1904  das  Verhältniss  des  Baarvorrathes  der  Emissions- 
banken zu  der  eSektiven  Notenzirkulation  durchschnittlich 
QoßVo  (1^03:  57^7o),  xlas  Maximum  betrug  60.67o  (1903: 
62,5 Vo),  das  Minimum  49^  7o  (gegen  51,27a).  Der  dur<ii- 
scbnittliche  Prozentsatz  wurde  im  Februar  und  März  und 
in  dea  Sommermonaten  von  Juni  bis  Oktober  über- 
schritten.» 

In  dem  Berichte  wird  schliesslich  darauf  aufmerk- 
sam gemacht,  dass  bisher  das  Verhältniss  des  Totalbaar- 
vorratbes  zu  der  ^eküven  Notenzirkulation  als  Baardeck- 
«agsverbältniss  angegeben  worden  sei,  was  absolut 
unricbtig  sei,  denn  es  könne  nicht  die  sämmtliche  vm- 
findUche  fiaarschaft  für  die  Noteneiulösung  in  Anspruch 
genomoaeGi  werden,  da  «in  beträchtlicher  Theil  der  Baar- 
«diaft  zur  Bezaiüung  der  übrigen  kurzfäUigen  Verbind- 
lichkeiten verw<eodet  w;er-den  müsse.  Gemäss  der  an 
Ibmden  der  Wochensitiiflitianen  der  EmissLonsbanken 
aufgestellten  Berechnung  beträgt  die  zur  Noteneinlösung 
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verfügbare  Baarschaft  nur  tö,7%  des  thatsächliehen  Noten- 
umlaufes. Dieses  Resultat  weist  neuerdings  hin  auf  die 
dringende  Wünschbarkeit  des  baldigen  Zustandekommens 
des  Gesetzes  betreffend  die  Nationalbank,  oder  eventuell 
einer  Revision  des  Bundesgesetzes  über  Ausgabe  und 
Einlösung  von  Banknoten. 

Bei  der  Zollverwaltung  wird  die  Bemerkung  gemacht: 

«dass  einige  Geschäftshäuser  die  gesetzliche  Verzollung 
nach  dem  Bruttogewicht  gewerbsmässig  dadurch  umgehen, 
dass  sie  die  Waaren  bis  zu  einer  der  Gränze  nahe  liegenden 
Station  kommen  lassen,  sie  dort  ihrer  Verpackung  ent- 
ledigen und  dann  nach  dem  Nettogewichte  mit  Tarazu- 
schlag anmelden.  —  Die  festgesetzten  Tarazuschläge  sind 
sehr  niedrig  und  entsprechen  bei  vielen  Artikeln  nicht 
dem  wirklichen  Gewichte  der  üblichen  Verpackung,  so 
dass  es  für  einzelne  Handelshäuser  bedeutenden  Vortheil 
bietet,  die  Verzollung  nach  dem  Nettogewicht  mit  Tara- 
zuschlag vornehmen  zu  lassen.  Dadurch  werden  die 
Interessen  derjenigen  Handelshäuser  geschädigt,  welche 
ihre  Waaren  direkt  beziehen,  und  es  erleidet  auch  der  Fis- 
kus eine  Einbusse.  —  Es  wird  daher  dieses  Verfahren 
um  Nettoverzollung  mit  Tarazuschlag  zu  er^virken  als 
ein  Missbrauch  betrachtet,  und  es  ist  durchaus  gerecht- 
fertigt, wenn  strengere  Anordnungen  zur  Abwehr  solcher 
Zollumgehungen  getroffen  werden. 

Wie  schon  in  frühem  Berichten  bemerkt  worden 
war,  bietet  der  landwirthschaftliche  Gränzverkehr  viel- 
fach eine  Handhabe  zur  Umgehung  des  Zollgesetzes.  Am 
meisten  gab  die  zollfreie  Einfuhr  von  Wein  aus  der 
Gränzzone  zu  Klagen  Anlass.  Es  wurde  im  letztjährigen 
Geschäftsbericht  darauf  hingewiesen,  dass  Ausländer  ein 
fiktives  Domizil  in  der  Schweiz  verzeigen,  oder  dass 
fiktive  Pachtverträge  zu  dem  Zwecke  geschlossen  werden, 
um  die  zollfreie  Einfuhr  von  Wein  aus  der  Gränzzone  in 
die  Schweiz  zu  ermöghchen.  —  Um  diesen  UebelstAnden 
entgegenzutreten,  hat  der  Bundesrath  am  15.  März  1904 
in  Abänderung  der  Vollziehungsverordnung  zum  Zollge- 
setz  beschlossen,  dass  neuer  Obst-  und  Traubenwein  nidit 


Regalien.    Zölle.  757 

mehr  zu  den  rohen  Bodenerzeugnissen  zu  zfthlen  sei.  — 
Durch  diese  Schlussnahme  war  ermöglicht,  die  Umgehung 
des  Zollgesetzes,  welche  unter  der  Vorgabe  zollfreien 
landwirt'hschaftlichen  Gränzv  >rkehrs  häufig  vorkommt, 
bedeutend  zu  beschränken.  Veranlasst  durch  eine  Peti- 
tion von  Einwohnern  von  Genf,  welche  in  der  Gränzzone 
liegende  Rebberge  besitzen,  hat  der  Bundesrath  das  Zoll- 
departement ermächtigt,  vorläufig  versuchsweise  und  auf 
Zusehen  hin  den  Weinertrag  ab  denjenigen  innerhalb 
der  Gränzzone  im  Ausland  gelegenen  Grundstücken, 
welche  Einwohner  der  Schweiz  als  Besitzer  oder  Nutz- 
niesser  —  mit  Anschluss  von  Pächtern  —  selbst  bebauen 
oder  auf  eigene  Rechnung  durch  Drittpersonen  bebauen 
lassen,  wieder  zollfrei  zuzulassen. 

Betreffend  Zollabfertigimg  des  Reisendengepäcks  in 
Ohiasso  sind  in  einem  neuen  Regulativ  derartige  Vor- 
schriften aufgestellt,  dass  eine  möglichste  Berücksichtig- 
ung des  mit  den  Nachtschnellzügen  reisenden  Publikums 
getroffen  wird.  —  Ob  diese  Erleichterungen  besonders 
nach  Eintritt  der  bevorstehenden  Zollerhöhungen  nicht 
zu  Zollumgehungen  in  grossem  Massstabe  führen  werden, 
ist  ungewiss,  und  es  wird  je  nach  den  Erfahrungen  die 
Kontrolle  wieder  verschärft  werden  müssen. 

Die  Erhöhung  der  Einfuhrzölle  auf  eine  grosse  An. 
zahl  Positionen  wird  in  erhöhtem  Masse  zur  Umgehung 
des  Zollgesetzes  —  sei  es  durch  unrichtige  Zolldeklara- 
tionen, sei  es  durch  Schmuggel  —  anspornen.  Zur  Ab. 
wehr  gegen  solche  Missbräuche  wird  nicht  nur  das  Zoll- 
personal, sonder  auch  das  Gränzwachtkorps  verstärkt 
werden  müssen. 

Nebst  Vermehrung  des  Gränzwachtkorps  könnte  zum 
Zwecke  der  Beschränkung  des  Schmuggels  auch  geeig. 
neten  Orts  die  Herstellung  von  Vorrichtungen  (Draht- 
leitungen mit  Läutwerken  etc.)  ähnlich  denjenigen  anderer 
Staaten  in  Frage  kommen.» 

Nach  unserer  Ansicht  auch  nicht  gerade  eine  Ver- 
schönerung des  Landes. 
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Der  Alkoholz^ehntel  betn«  631,000  Fr.,  ein» 
grosse  Samme,  die  mehr  Gates  wirken  sollte,  als  sie  es 
thut  Es  warde  von  der  Kommission  des  Nationalrathes 
anerkannt,  dass  man  mehr  die  «Ursachen»  des  Alkoholis- 
mus bek&mpfen  sollte.  An  die  Privatgesellschaften  dieser 
Art  Würden  aber  bloss  61,000  Fr.  gespendet,  was  lange 
nicht  genug  ist.  Es  werden,  überhaupt  bloss  31 7«  des 
Zehntels  gegen  die  Ursachen  des  AlkohoKsmus  yerwendet» 

Im  Ganzen  nimmt  die  Einsicht  in  die  Gefahren 
desselben  zu,  aber  noch  nicht  genug  die  Einsicht  in  die 
Nothwendigkeit  energischer  Mittel  dagegen  und  in  die 
Nothwendigkeit  der  Abstinenz  in  den  gebildeten 
Kreisen,  als  Bei^iel  fOr  die  andern. ')    Eine  Bewegung 


')  Der  Bischof  von  London,  der  m  Oxford  predigte,  be- 
hauptete, dass  Ober  Oxford  eine  Zeit  der  Tnmkenheit  gekom- 
men sei.  Es  sei  sogar  so  weit  gekommen,  dass  die  jungen 
Füchse,  wenn  sie  in  Oxford  eintreffen,  ron  den  älteren  Stu- 
denten zum  Trinken  verleitet,  und  wenn  sie  sich  weigern 
mitzuthun,  misshandelt  werden.  Der  Bischof  versicherte,  dass 
er  in  London  jetzt  zwanzig  frühere  Akademiker  in  seiner  Ob- 
hut habe,  die  alle  hoffnungslose  Trunkenbolde  seien.  Eine  der 
Trunksucht  ergebene  Universität  gleiche  einem  vergifteten 
Brunnen,  aus  dem  viele  Hunderte  ihr  Wasser  zu  schöpfen  haben. 

Ueber  den  Bierkonsum  in  der  Schweiz  sagt  uns  eine  Zu- 
sammenstelluDg,  dass  sich  der  Verbrauch  an  Gerstensaft  in 
unserer  kleinen  Schweiz  per  Jahr  auf  188,992,700  Liter  oder 
379,985^00  HalbUtergläser  beläuft.  Rechnet  man  die  Gesanunt- 
bevölkerung  unseres  heben  Vaterlandes  auf  dreieinhalb  Mil- 
lionen, so  ergäbe  dies  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gerechnet 
die  enorme  Menge  von  120  Glas  Bier  jährlich,  oder  wenn  man 
nur  die  Über  15  Jahre  alten  Einwohner  zählt,  380  grosse  Gläser. 
Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  betragen  demnach 
die  Ausgaben  fQr  den  Bierkonsam  die  runde  Summe  von  25  Fr. 
per  Jahr,  während  die  Kosten  fQr  das  gesammte  Schulwesen 
durehschnitthch  jährlich  nur  10  Fr.  betragen.  Rechnet  man 
den  Liter  zu  40  Rp.,  so  giebt  das  Schweizervolk  jährhch  fOr 
den  Bierkonsum  die  enorme  Summe  von  75,997,060  Fr.  ans. 
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gegen  den  Absynth  findet  dermalen  statt,  die  vielleicht  der 
Anfang  eines  grösseren  Feldzuges  gegen  den  Alkohol  ist. 
In  Beziig  auf  die  Verwendung  von  Sprit  zu  gewerb- 
lichen Zwecken  wurde  im  Nationalrath  folgende  Motion 
gestellt  imd  vom  Bundesrath  annehmbar  befunden: 

«Die  Unterzeichneten  wünschen  zu  wissen,  ob  der 
hohe  Bundesrath  beabsichtigt,  in  nächster  Zeit,  im  In- 
teresse derjenigen  Industrien,  für  welche  der  Spiritus 
ein  unentbehrlicher  Hülfsstoff,  und  theilweise  einziger 
Rohstoff  ist,  den  Bundesrathsbeschluss  vom  26.  Juli  1904 
bis  zur  Revision  des  Alkoholgesetzes  zu  suspendiren,  und 
damit  bis  auf  weiteres  die  freie  Einfuhr  von  Industrie- 
sprit zu  gestatten.» 

Hierauf  bezieht  sich  ein  Bundesrathsbeschluss  vom 
20.  Okt.  1905  über  Abgabe  von  Sprit  zu  solchem  Zweck 
bis  zu  einer  Revision  des  Alkoholgesetzes,  die  bereits  mit 
Botschaft  vom  7.  Nov.  1906  vorgeschlagen  wird.  B.-Bl.  1905 
Nr.  44. 

In  Bezug  auf  die  Post  ist  das  wichtigste  Ereigniss 
dieses  Jahres  das  Zustandekommen  eines  Bundesgeset^es 
über  den  Postcheck-  und  Giroverkehr,  vom  16.  Juni 
1905,  welches  folgenden  Inhalt  hat  (E.  G.  S.  Bd.  XXI  Nr.  21) : 

cArt.  1.  Die  schweizerischen  Posten  besorgen  neben 
den .  ihnen  durch  das  Bundesgesetz  über  das  Postregal 
vom  5.  April  1894  zugewiesenen  Aufgaben  im  weiteren 
die  Annahme,  Auszahlung  und  Anweisung  von  Geldbe- 
trägen im  Postcheck-  und  Giroverkehr. 

Art.  2.  Bei  der  Oberpostdirektion  wird  eine  neue 
Dienstabtheilung  errichtet,  bestehend  aus  einem  Inspektor, 
einem  Adjunkten,  Sekretären  I.  und  11.  Klasse,  Gehülfen 
1.  und  U.  Klasse  und  Angestellten. 

Art.  3.  Unter  Vorbehalt  späterer  Regelung  des  neuen 
Dienstzweiges  im  Bundesgesetz  über  das  Postwesen  sorgt 

Nimmt  man  den  Bierkonsura  für  die  Jahre  1892  biB  1901  mit 
ca.  700  Millionen  an,  so  hätte  man  mit  dieser  Summe  annähernd 
die  Eisenbahnen  der  Schweiz  ankaufen  können. 
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der  Bundesrath  durch  eine  Verordnung  für  alle  zur  Durch- 
führung des  Gesetzes  erforderlichen  Massnahmen. 

Die  im  Postcheck-  und  Giroverkehr^  zu  erhebenden 
Gebühren  und  der  den  Rechnungsinhabern  zu  vergütende 
Zins  sollen  so  festgestellt  werden,  dass  die  Kosten  und 
das  Risiko  der  Verwaltung  gedeckt  werden;  es  soll  aber 
der  Postverwaltung  aus  dem  Betriebe  des  neuen  Dienst- 
zweiges kein  Gewinn  erwachsen.» 

Aus  den  Verhandlungen  über  dieses  Gesetz,  welche 
im  Dezember  vorigen  Jahres  im  Nationalrathe  stattfanden, 
heben  wir  Folgendes  hervor: 

Dasselbe  ist  einstweilen  eine  neue  Funktion  der 
Postverwaltung,  später  vielleicht  der  Bundesbank.  Man 
nimmt  als  wahrscheinlich  10,000  Postcheck-Clienten  an  und 
eine  Einnahme  aus  deren  Einlagen,  die  es  erlaubt  ihnen 
1,8%  Zins  auf  den  Einlagen  zu  vergüten.  100  Fr.  Ein- 
lagen dürfen  nicht  belastet  werden.  Im  Uebrigen  wird 
Gebühr  erhoben,  nicht,  wie  auch  vorgeschlagen  war, 
kein  Zins  gegeben  und  keine  Gebühr  erhoben.  Ein 
Verlust  von  circa  400,000  Franken  wird  sich  auf  der  Ver- 
ringerung des  Mandatverkehrs  ergeben,  der  eben  durch 
die  Gebühren  ersetzt  werden  muss.  Die  3000  Postbüreaux 
werden  alle  den  Verkehr  vermitteln,  aber  die  kleinem 
das  Geschäft  an  die  11  Ereispostbüreaux  übergeben,  bis 
auf  Weiteres  wenigstens.  Man  hofft  das  Meiste  ohne 
Geld  durch  blossen  Giro  zwischen  den  Postcheck- Inhabern 
erledigen  zu  können.  Eine  solche  Institution  besteht  in 
Oesterreich,  in  Deutschland  einstweilen  noch  nicht. 

Die  Postdirektion  theilte  mit,  dass  vom  1.  Oktober 
190B  an  das  «Postkursbuch  der  Schweiz»  nicht  mehr  zur 
Ausgabe  gelangen  wird.  An  dessen  Stelle  trat  das  von 
der  Generaldirektion  der  schweizerischen  Bundesbahnen 
und  der  schweizerischen  Oberpostdirektion  gemeinschaft- 
lich bearbeitete  «Schweizerische  offizielle  Kurs- 
buch». 
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Die  gleiche  Verwaltung  erliess  eine  Verfügung  betr. 
Ansichtspostkarten  mit  Nachbildungen  von  schweizer. 
Postwerthzeichen.  Danach  ist  der  Vertrieb  von  Karten 
mit  Abbildungen  von  zur  Zeit  gültigen  ungestempelten 
schweizerischen  Frankomarken  in  der  gleichen  oder  an- 
nähernd der  gleichen  Grösse  wie  die  offiziellen  Post- 
marken verboten,  um  auszuschliessen,  dass  mit  denselben 
Missbrauch  getrieben  werde.  Der  Post  übergebene  Karten 
der  erwähnten  Sorte  werden  nicht  spedirt.  Hingegen 
werden  vom  Verbot  nicht  betroffen  die  Ansichtspostkarten 
mit  Nachbildungen  von  ausser  Kurs  gesetzten  Franko- 
marken, die  einen  Stempelabdruck  oder  sonst  einen 
UebAdruck  tragen,  durch  den  jede  missbräuchliche  Ver- 
wendung der  Markenbilder  zur  Frankirung  von  Postsen- 
dungen unmöglich  gemacht  wird. 

Dem  Berichte  des  internationalen  Bureaus  der  Tele- 
graphenverwaltung  über  seine  Geschäftsführung  im 
Jahre  1904  entnimmt  man  folgende  Angaben:  Die  Aus- 
gaben des  Bureaus  belaufen  sich  auf  Fr.  351,455. 14,  die 
Einnahmen  auf  Fr.  248,352. 64,  so  dass  den  Verwaltungen 
ein  Ausfall  von  Fr.  103,102. 50  zu  decken  bleibt,  woran  die 
Schweiz  Fr.  1770  beizutragen  hat.  Infolge  Beitrittes  der 
britischen  Kolonien  Orange  River  und  Transvaal  stellt 
sich  die  Zahl  der  dem  internationalen  Telegraphenver- 
trage  beigetretenen  Staaten  auf  46,  gegenüber  44  im 
Vorjahre.  Die  Gesammtheit  aller  Staaten  umfasst  jetzt 
einen  Flächenraum  von  64,533,700  Quadratkilometern  und 
eine  Bevölkerung  von  914,895,736  Einwohnern. 

Eisenbahnen.  Wir  verweisen  zunächst  auf  den 
Aufsatz  des  Jahrbuchs  XVTII  «Schweizerische  Eisenbahn- 
politik». 

Die  schweizerischen  Bahnen  bestehen  aus  den  Bundes- 
bahnen, welche  mit  ihren  2375  Kilometern  als  eine  ein- 
zige Bahn  betrachtet  werden  können,  femer  32  Normal- 
Nebenbahnen,  38  Schmalspurbahnen,  12  2^hnradbahnen 
29  Drahtseilbahnen  und  28  Tramways. 
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Im  Bau  begriSen  sind  gegenwärtig  10  Linien,  näm- 
lieh:  Brig-IseHe  (StBa^ptoabfüm),  WattwilUzBadi  (Rick^K 
bahn),  Solotbium*Mün«ler  (Weia8en8teinb«bn),  Brunnen» 
Morschacb,  Bem-Scbwarzenborg,  Loeamo- Madonna  dell 
Saaso,  Martigny-Salvan-Chätelard,  Nyon-Craesier,  Locamo- 
Bignasco  und  Neiüiausen-ScUeitheim. 

Konzessionirt,  aber  noch  nicht  im  Bau  begriffen,  sind 
108  Linien,  wovon  d2  auf  dem  Grebiete  des  Kantons  Bern 
allein,  deren  Subvention  aber  jet2t  einstweilen  sistirt 
werden  soll,  bis  die  Lötschbergfrage  im  Reinen  ist. 

Die  Betriebseinnahmen  der  Bundesbahnen  im  Jahre 
1904  betrugen  insgesammt  114,631,784  Pranken,  wovon 
Fr.  109,165,368  auf  die  eigentlichen  TransporteinnalTmen 
fallen  und  der  Rest  von  Pacht-  und  Miethzinsen,  Ertrag 
der  Hülfsgeschäfte    und  sonstigen   Einnahmen  herrührt. 

Die  Betriebsausgaben  betrugen  77,587,064  Fr.  Der 
Ueberschuss  der  Betriebsrechnung  beträgt  somit  37,044,731 
Pranken.  Hiezu  kommen  als  weitere  Einnahmen  der 
Ertrag  verfügbarer  Kapitalien,  die  Bauzinse  für  neue 
Linien,  der  Ertrag  von  Nebengeschäften,  die  Zuschüsse 
aus  den  Spezialfonds,  ßetriebssubventionen,  sonstige  Ein- 
nahmen und  Saldovortrag. 

Die  Gesammteinnahme  der  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung beträgt  53,667,660  Fr.  Daraus  waren  zu  bestreiten 
Verzinsung  der  konsolidirten  Anleihen  mit  36,32  Mill. 
Franken,  die  gesetzlichen  Kapitalamortisationen  und  Ab- 
schreibungen imd  Anleibekosten  mit  4,64  Millionen  Fr., 
Pacht-  und  Kontokorrentzinse,  Einlagen  in  die  Spezial- 
fonds und  Verwendungen  zu  verschiedenen  Zwecken.  Die^ 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  schliesst  mit  einem  Aktiv- 
saldo von  60,735  Fr.  ab. 

Der  Betriebsüberschuss  hat  sich  gegen  das  Jahr  1908^ 
um  1,27  Millionen  oder  3,32  Proz.  vermiDdert  Gleich- 
zeitig rerseUimmerle  sich  auch  d^  Betriebekoeffizieot^ 
d.  h.  das  VerhäHniss  der  Betriebsausgaben  zu  den  Ein» 
nahmen,  indem  er  nun  67,68  Pmosent  beträgt,  g^enüber 
65,53  Proz.  für  190B  und  61,11  Prüzent  fbr  190S.     Der 
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Ertrag  yofi  verfügbaren  Kapitalien  steht  mit  6,8&^ 
Millionen  um  rund  eine  MiDion  nnter  dem  Ertrag  fftr 
1908;  der  Bfiekgang  rfibrt  ron  den  Kapitalaufwendungen 
fftr  Bauten  und  IloOmaterial  her.  An  Bauzinsen  wurden 
2,10  Millionen  yerrecfanet.  Als  Nebengeschäft  erseheint 
einzig  der  DampfschifiFbetrieb  auf  dem  Bodensee  mit  einem 
Reingewinn  von  Fr.  148,998  (nach  Abschreibung  von  5 
Proz.  auf  dem  Werth  der  Schüfe).  Den  Spezialfonds  wurden 
7,14  Millionen  entncnnmen.  An  Betriebssubventionen 
gingen  Fr.  32,812  und  an  sonstigen  Einnahmen  884,943 
Franken  ein. 

Die  Aktiven  der  Bilanz  setzen  sich  zusammen  aus: 
857,22  Millionen  Franken  Baukonto,  87,6  Millionen  un- 
vollendete Bauten,  80,76  Millionen  üeberschuss  des  Rück- 
kaufepreises, 8,64  Mill.  zu  amortisirende  Verwendungen, 
2  Millionen  Verwendungen  auf  Nebengeschäfte  und  167,0T 
Millionen  verfügbare  Mittel,  zusammen  1208,31  Millionen 
Franken.  Die  Passiven  bestehen  aus:  975,66  Millionen 
konsolidirten  Anleihen,  161,07  Mill.  schwebenden  Schul- 
den, 57,67  Millionen  Spezialfonds,  8,83  Millionen  Amorti- 
sationskonto und  Fr.  60,735  Aktivsaldo  der  Gewinn-  und 
Verlustrechnung. 

Das  Betriebsbüdget  pro  1906  (Bbl.  1905  Nr.  34> 

sieht  vor:  rund  49  Millionen  Einnahmen  und  53  Millionen 

Ausgaben,  somit  ein  Defizit  von  4,660,000  Fr.  Dabei  sind 

2663  Kilometer  als  betriebsfähig  angenommen,  was  nicht 

ganz  zutreffen  wird.    Denn  der  Sunplontunnel  kann   auf 

keinen  Fall  mit  I.Januar  1906  in  Betrieb  genommen  werden. 

Die  dreijährigen  periodischen  Gehdtserhöhungen, 
welche  gemäss  dem  Besoldungsgesetz  für  die  Bundes- 
bahnen erstmals  auf  den  1.  April  1906  in  Wirkung  treten, 
belasten  den  Voransclilag  1906  als  Betreffnis  für  9  Monate 
mit  Fr.  2,716,850. 

Wie  aus  dem  Bericht  des  Verwaltungsrathes  über  das 
Baubudget  ersichtlich  ist,  hat  sich  die  Bundesbahnver- 
waltung bemüht)  um  ihrer  finanziellen  Situation   Rech- 
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nuDg  ZU  tragen,  mit  den  im  Baubudget  enthaltenen  Aus- 
gaben unter  den  Ansätzen  des  vorigen  Jahres  zu  bleiben. 
Was  im  besondern  die  Ausgaben  für  Bahnanlage  und  feste 
Einrichtmigen  betrifft,  so  sind  nur  solche  Bauten  in  das 
Budget  neu  aufgenommen  worden,  deren  Ausführung  zur 
Erhöhung  der  Sicherheit  des  Betriebes,  zur  Bewältigung 
der  Verkehrszunahme  oder  infolge  der  Einfühnmg  neuer 
Linien  erforderlich  ist.  Trotz  dieser  Reduktionen  erreicht 
das  Baubudget  für  die  Generaldirektion  und  die  vier  Kreise 
(von  den  Ausgaben  für  den  Simplontunnel  abgesehen)  die 
Summe  von  Fr.  25,144,640  gegenüber  Fr.  26,595,535  im 
Budget  pro  1905.  Die  Ausgabenverminderung  beträgt 
daher  nur  Fr.  1,451,085. 

Die  Bundesbahnen  werden  sich  nicht  als  ein  einträg- 
liches Geschäft  erweisen,  doch  ist  zu  hoffen,  dass  es  mög- 
lich sein  wird,  die  vorgesehene  Amortisation  regelmässig 
durchzufahren,  wofür  im  Budget  5,200,000  Fr.  angesetzt 
sind. 

Von  gesetzgeberischen  Erlassen  sind  als  wichtig 
anzuführen:  Die  Vollziehungsverordnung  vom  22.  Sept. 
1903  zu  dem  Bundesgesetz  betr.  die  Arbeitszeit  beim  Be- 
trieb der  Eisenbahnen  und  mehrerer  Verkehrsanstalten  vom 
19.  Dezember  1902  (XIX,  561)  XIX  681.  Die  Vollziehungs- 
verordnung vom  6.  November  1890  ist  aufgehoben  (XI, 
716).  36  Ruhetage  sind  fest;  die  übrigen  können  verlangt 
werden;  11  Stunden  Arbeitszeit.  Die  Verordnimg  über 
den  Unterhalt  des  Rohmaterials  der  schweizerischen 
Hauptbahnen,  27.  Okt.  1905  (E.  G.  S.  XXI  664).  Die  Poli- 
zeivorschriften über  den  Transport  lebender  Thiere  auf 
Eisenbahnen  und  Dampfschiffen,  gültig  ab  1.  Jan.  1906 
<E.  G.  S.  XXI,  718). 

Der  Eisenbahn fonds  soll  nach  einer  Botschaft  des 
Bundesrathes  vom  19.  Juni  d.  J.  liquidirt  werden.  Die 
Botschaft  sagt  darüber  im  Wesentlichen,  was  folgt: 
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«Der  Eisenbabnfonds  hat  seinen  Ursprung  im  Bun- 
desbeschluss  vom  27.  Juni  1890  (A.  S.  n.  F.  XI,  711), 
durch  welchen  der  Bundesrath  ermächtigt  wurde,  vom 
Kanton  Bern  30,000  •  Prioritätsaktien  der  Jura-Simplon- 
Babn  zum  Preise  von  Fr.  600,  zahlbar  in  3%  und  zum 
Kurse  von  90  7o  berechneten  Rententiteln  zu  erwerben, 
und  worin  diese  Ermächtigung  zugleich  ausgedehnt 
wurde  auf  weitere  Ankäufe  von  Prioritätsaktien  der 
Jura-Simplon-Bahn,  wobei  aber  der  genannte  Preis  nicht 
überstiegen  werden  durfte. 

Auf  Grundlage  dieses  Bundesbeschlusses  wurden  vom 
Kanton  Bern  und  von  Syndikaten  noch  im  Laufe  des 
Jahres  1890  67,222  Prioritätsaktien  der  Jura-Simplon-Bahn 
erworben,  welche  Zahl  durch  seitherige  weitere  Ankäufe, 
zu  theil weise  erheblich  tieferen  Kursen,  auf  77,151  ge- 
stiegen ist. 

Die  Verwaltung  und  Verwendung  des  in  Art.  4  des 
soeben  citirten  Bundesbeschlusses  vorgesehenen  Spezial- 
fonds wurde  geregelt  durch  einen  weitem  Bundesbeschluss 
vom  19.  Dezember  1890  (A.  S.  n.  F.  XI,  742). 

Die  finanzielle  Basis  dieses  Versuches,  auf  dem  Wege 
des  Aktienankaufes  einen  massgebenden  Einfluss  auf  die 
grösste  schweizerische  Eisenbahngesellschaft  zu  gewinnen 
und  damit  deren  Erwerbung  einzuleiten,    war  folgende : 

Der  Kaufpreis  von  Fr.  600  in  37©  zum  Kurse  von 
90Vo  verrechneter  !Rente  bedeutete  für  den  Bund  als 
Käufer  solcher  Aktien  einen  jährlichen  Zins  von  genau 
Fr.  20  per  Aktie.  Den  Jura-Simplon-Bahn  Prioritätsaktien 
war  eine  Vorzugsdividende  von  4  V«**/oi  somit  Fr.  22.50  per 
Aktie  zugesichert.  Nach  den  damaligen  Betriebsergeb- 
nissen der  Jura-Simplon-Bahn  schien  es  völlig  ausge- 
schlossen, dass  diese  Unternehmung  die  Vorzugsdividende 
von  4V«Vo  nicht  unter  allen  Umständen  werde  ausrichten 
können.  Der  jährliche  Gewinn  war  somit  auf  Fr.  2.50 
per  Aktie  berechnet  und  aus  den  jährlichen  Ueberschüssen 
hätten  allmählig  die  Emissionsverluste  und  die  Differenz 
zwischen  Ankaufspreis  und  Nominal werth  der  Prioritäts* 
aktien  getilgt  werden  können. 
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Der  Einnahmeoüberschuss  hebrug: 
idd5  Fr.  172,950^02    und  die  Amoitisatioa»- 

r<eserve  stieg  auf      Fr. 
idem    . 


1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1^1 
1902 


ff 


91 


«» 


«> 


W 


»» 


» 


151,053.49 
158,360^ 
141,695.72 
183,013.14 
179.760.71 
166,546.49 
213,253.05 


idem 
idem 
idem 
idem 
idem 
idem 


» 


» 


»^ 


n 


n 


372,830i)l 

523,883.50 

682,244.38 

823,940.10 

1,006,953.24 

1,186,713.96 

1,353,260.44 

1,566,513.49 


Diese  allmählige  firstM^ung  des  Eisenbahnfonds 
wurde  aber  unterbrochen  durch  den  auf  den  1.  Mai  1903 
erfolgten  Rfickkauf  der  Jura-Simplon-Bahn  durch  den 
Bund. 

In  Fo}^  dieses  Rückkaufes  wurde  pro  1903  für  die 
77,151  Stück  Prioritätsaktien  statt  der  Dividende  von 
47*  Vo  seitens  der  Bundesbahnen  nur  ein  Zins  a  3V>Vo 
entrichtet,  was  zur  Folge  hatte,  dass  sich  die  Amortisa- 
tioDSieserve  iieduzirte  auf  Fr.  1,384,395.78. 

Im  Jahre  1904  wurde  mit  Ricksicht  auf  den  Prozess 
betreffend  die  Grutscfaeine  (bons  de  jouissance)  der  in  Li- 
quidation sich  befindenden  Jura-Simplon-Bahn  für  deren 
Aktien  gar  kein  Zins  bezahlt,  so  dass  nicht  nur  die  ganze 
restanzliche  Amoitisationsreserve  von  Fr.  Iy384,396i.78 
aufgezehrt  wurde,  scmdem  noch  ein  ungedeckter  Aus- 
gabenüberschuss  verblieb  von  Fr.  139,416.35. 

Dabei  ist  fecner  in  der  Bilanz  des  Eiseohalmfonds- 
entsprechend  dem  vom  StAnderath  unterm  8.  Juni  1904 
«ngenommenen  Postldat  Nr.  626  zur  ei^genOseisQhen 
Staatsredinung  pro  1903,  die  Aeoderung  vorg^ionunen 
worden,  daes  die  77,151  dem  Fonds  aagehörendea  und 
nodi  mctit  gegen  3Vs*A  BrndesbaiiBohligatioDheii  tmge- 
tauschten  Prioritüaaktien  der  Juca-Simplon-Baha,  nidit 
mehr  wie  bisher,  zum  Ankanfawerth,  sondern  zu  ihmm 
Rückkaofswerth  von  Fr.  500  «ingestdU  wurden. 

Bei  diesem  Anlasse  ist  nodi  ein  RedmungsverhAlinias 
EU  regeln,  das  mit  dem  Rtkskkouf  4er  J.  S.-Bahn  im  Zu- 
sammenhang steht.  Wir  ineifien  den  Simpkm-Snbven- 
tionskonto. 
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An  den  Simplondurchstioh  war  durch  Bundesge- 
«ete  vom  22.  August  1878  von  Seite  des  Buades  ein 
Bei1a*&g  von  4V>  Millionen  Franken  bewilligt  worden. 
Diese  Smnaie  war  vom  Bund  eineubezablen ;  die  b^ref* 
fanden  Snbventionsaktien  sollten  aber  laut  Vereinbarung 
•den  Kantonen  abgetreten  werden.  Diese  Subvention  ist 
in  5  Baten  von  je  Fr.  900,000  in  den  Staatsrechnungen  von 
1898—1902  vemohnet  worden.  Von  den  Fr.  4,600,000 
wurden  eiubesahlt  unter  vier  Malen  insge- 

saramt  40,8V«  oder „    1,836,000 

und  der  Restbetrag  mit „    2,664,000 

in  den  sogenannten  Simplonsubventionskonto  gelegt,  der 
jetzt  noch  unter  den  Passiven  der  Kapitalrechnung  der 
eidgenössischen  Staatsrechnung  figurirt. 

Nun  werden  aber  nach  Massgabe  von  Art.  5  des 
Rückkaufsvertrages  über  die  Jura-Simplon-Bahn  vom 
23.  Oktober  1903  die  Zeichner  von  Simplonsubventions- 
aktien  von  allen  weitern  "Einzahlungen  befreit,  wenn  sie 
erklären,  auf  ihre  Rechte  als  Aktionäre  zu  verzichten, 
was  die  Generalversammlung  der  Bahn  sogleich  nach 
Ratifikation  des  Vertrages  konstatiren  sollte.  Diese 
Feststellung  hat  in  der  Generalversammlung  der  Aktio- 
nare der  Jura-Simplon-Bahn  vom  20.  November  1903  in 
Bern  stattgefunden,  so  dass  jede  weitere  Einzrfilung  der 
Snbvenienten  des  Simplontunnels  dahingefallen  ist. 

Dieser  Simplonsubventionskonto  ist  seither  unver- 
ändert gebUeben.  Nach  der  Liquidation  des  Eisenbahn- 
fonds  bezw.  naoh  dessen  Uebertragung  an  die  Bundes« 
bahnverwaltung  besteht  kein  Grund  mehr,  ihn  weiterzu- 
führen, so  dass  er  au|gehoben  werden  kann.  Es  bedeutet 
dies  eine  Verminderung  der  Passiven  der  Eidgenossen- 
schaft um  Fr.  2,664,000  und  eme  theilweise  Kompensa- 
tion ftir  die  Opf^r,  welche  der  Bund  für  die  Liquidation 
des  Eisenbahnfonds  bringt. 

Nach  einer  weitläufigen,  für  den  Nichtsachvefständigen 
recht  schwer  verständlichen  Auseinandersetzung  kommt 
die  Botschaft  zu  folgendem  Antrag: 
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«Art.  1.  Der  Eisenbahnfouds  gebt  mit  seinen  Aktiven 
und  Passiven  an  die  Verwaltimg  der  scbweizerische» 
Bundesbahnen  über.  Die  Uebertragung  findet  rückwir- 
kend auf  31.  Dezember  1904  statt  in  dem  Sinne,  das» 
alle  Einnahmen  und  Ausgaben  von  diesem  Tage  an  auf 
Rechnung  der  schweizerischen  Bundesbahnen  erfolgen. 

Art.  2.  Das  Kapital  des  87o  Eisenbahnrentenao» 
leihens  von  1890  ist  in  Folge  dessen  unter  die  Passiven 
der  schweizerischen  Bundesbahnen  einzustellen,  welch 
letztere  dessen  Verzinsung  und  allfälUge  Amortisation 
übernehmen,  gemäss  den  Bestimmungen  der  Bundesbe- 
schlüsse vom  27.  Juni  1890  (A.  S.  n.  F.  XI,  711)  und 
19.  Dezember  1890  (A.  S.  n.  F.  XI,  724). 

Art,  3.  Zur  Deckung  des  Deficits  des  Eisenbahn fonds 
leistet  die  Eidgenossenschaft  aus  ihren  allgemeinen 
Mitteln  einen  Beitrag  von  vier  Millionen  Franken,  zahlbar 
bei  Uebergabe  des  Fonds  in  Werthschriften  oder  in  baar. 

Art.  4.  Die  Uebergabe  des  Eisenbahnfonds  an  die 
schweizerischen  Bundesbahnen  hat  innerhalb  Monatsfrist 
nach  Inkrafttreten  dieses  Bundesbeschlusses  stattzufinden. 

Art.  5.  Der  bisher  in  der  eidgenössischen  Staats, 
rechnung  aufgeführte  Simplonsubventionskonto  im  Betrage 
von  Fr.  2,664,000  wird  hiemit  aufgehoben  und  ist  in  der 
eidgenössischen  Staatsrechnung  pro  1905  aus  den  Passiven 
des  Bundes  zu  entfernen.» 

Unter  den  wichtigen  Rechtsfragen,  welche  in 
der  nächsten  Sitzung  der  Bundesversammlung  muthmass- 
lieh  zur  Behandlung  kommen  werden,  betrifft  Eine  die 
Ertheilung  von  Eisenbahnkonzessionen.  Der  Bundesrath 
stellt  in  seinem  Bericht  darüber  folgende  Rechtssätze  auf: 

«1.  Das  Bundesgesetz  über  Bau  und  Betrieb  der 
Schweiz.  Eisenbahnen  vom  Dezember  1872,  Art.  8,  be- 
günstigt die  Ertheilung  von  Eisenbahnkonzessionen.  Die 
Bundesversammlung  ist  aber  befugt,  auch  dann  eine 
Konzession  zu  verweigern,  wenn  andere  Gründe  als  die 
Wahrung  der  militärischen  Interessen  in  Frage  kommen. 
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Die  Bundesversammlung  hat  wiederholt  in  diesem  Sinne 
beschlossen :  2.  Es  ist  im  Rahmen  des  genannten  Art.  3 
gelegen,  dass  der  Bau  und  Betrieb  von  Bahnen,  welche 
als  Hauptbahnen  zu  gelten  haben,  nach  Massgabe  des 
Rockkaufgesetzes  von  1897  nicht  mehr  konzessionirt, 
sondern,  sofern  dieselben  im  volkswirthschaftlichen  oder 
militärischen  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eines 
grösseren  Theiles  derselben  liegen  und  deren  Bau  ohne 
nnverhältnissmässige  Opfer  möglich  ist,  den  schweizer 
Bundesbahnen  auf  Grund  eines  zu  erlassenden  Spezial- 
gesetzes übertragen  wird.  3.  Auch  gegenüber  Gesuchen 
um  Erstellung  neuer  Nebenbahnen  wird  sich  die  Bundes- 
versammlung in  jedem  einzelnen  Falle  das  Recht  vor- 
behalten, die  Konzession  zu  ertheilen  oder  auch  dann 
zu  verweigern,  wenn  die  zu  erbauende  Bahn  den  Zweck 
hat,  den  Bundesbahnen  Verkehr  zu  entziehen,  ohne 
gleichzeitig  namhaften  volkswirthschaftlichen  Interessen 
zu  dienen. 

Eine  andere  betrifft  die  Anwendung  des  Rechnungs- 
gesetzes auf  die  Bimdesbahnen.  Darüber  stellt  die 
ständeräthliche  Eonmiission  folgenden  Antrag: 

«Die  Bundesversammlung  nach  Einsicht  des  Berichtes 
und  des  Antrages  des  Bundesrathes  vom  15.  Jimi  1905 
über  die  Anwendung  des  Bundesgesetzes  vom  27.  März 
1896  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  auf  die 
Bundesbahnen  beschliesst: 

1.  Auf  die  vom  Bimdesrath  vorgelegten  Anträge  wird 
nicht  eingetreten. 

2.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  den  eidgen. 
Räthen  eine  Gesetzesvorlage  über  die  Revision  des  Rech- 
nungsgesetzes in  Ansehung  der  Bundesbahnen  zu  machen^ 
durdi  welche  insbesondere  die  folgenden  Punkte  in  nach- 
stehender Weise  geregelt  werden  sollen:  Die  Feststel- 
lung der  Normen  über  die  Einlagen  der  Bundesbahnen 
in  ihren  Emeuerungsfonds  sollen  nach  Anhörung  der 
Bundesbahnen  auf  Antrag  des  Bundesrathes  durch  Be- 
schluss  der  eidgenössischen  Räthe  erfolgen  und  das  Recht 
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der   Bundesbahnen    zum   Rekiurs    an  das  Bundesgericht 
entfallen  (Art.  11  und  12  des  Rechnungsgesetzes). 

Die  Bestimmung  der  Fristen  für  die  Amortisation 
der  Kursverluste  verloren  gegangener  Anlagewerthe  und 
gegebenenfalls  von  Subventionen  soll  nach  Anhöi-ung 
der  Bundesbahnen  auf  Antrag  des  Bundesrathes  durch 
die  eidgen.  EÄthe  erfolgen.  Die  Abnahme  der  Jahres- 
rechnungen der  Bundesbahnen  durch  die  eidgenössischen 
Räthe  soll  deren  allgemeine  und  endgültige  Genehmigung 
unter  Vorbehalt  der  gleichzeitig  einzubringenden  Rech- 
nungscensuren  in  sich  schliessen.  Es  soll  daher  die  bis- 
her geübte  besondere  Genehmigung  dieser  Rechnungen 
seitens  des  Bundesrathes  auf  Grund  des  Rechnungsge- 
setzes und  damit  auch  das  Recht  der  Bundesbahnen 
zum  Rekurs  an  das  Bundesgericht  entfallen,  in  der 
Meinung,  dass  der  Bundesrath  die  nach  Massgabe  des 
Rechnungsgesetzes  einzubringenden  Ccnsuren  unter  Bei- 
fügung der  bezüglichen  Vernehmlassung,  der  Bundes- 
bahnen seinem  Antrage  an  die  eidgen.  Räthe  über  die 
Abnahme  der  Rechnungen  der  Bundesbahnen  einver- 
leiben werde,  d.  Die  in  Art.  18  des  Rechnungsgesetzes 
enthaltenen  Androhungen  kommen  in   Wegfall.» 

Bei  der  Berathung  des  Geschäftsberichts  im  National- 
rath  wurde  gewünscht,  dass  der  Bundesrath,  resp.  das 
Eisenbahndepartement  nicht  Alles  imd  Jedes  der  Bundes- 
bahnverwaltung überweise,  namentlich  nicht,  wenn  es  sich 
um  Rechte  und  Befugnisse  der  Kantone  handelt,  über  die 
man  mit  denselben  direkt  verkehren  sollte. 

Bezüglich  der  Rechtsfragen,  welche  in  Bezug  auf 
den  Gotthardrückkauf  bestehen,  verweisen  wir  auf  den 
Aufsatz  über  die  «schweizerische  Eisenbahnpolitik»  im 
letzten  Jahrbuche.  Die  Hauptfrage  wird  die  einer  Ab- 
findung von  Deutschland  und  Italien  wegen  ihrer  un- 
zweifelhaften eventuellen  Dividendenansprüche  sein,  wo- 
gegen ein  Anspruch  auf  Vertretung  in  der  Verwaltung, 
oder  auf  Rückzahlung  ihrer  Subventionen  an  und  für  sich 
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nicht  besteht.  Die  Gesammt-Subventionen,  dieNdiweize- 
rischen  inbegriffen,  belaufen  sich  auf  nicht  weni^«r  als 
119  Millionen. 

Die  grösste  Eisenbahnfrage  der  nächsten  Zukunft, 
-abgesehen  von  der  bevorstehenden  Eröffnung  des  Sim- 
plon,  die  für  das  nächste  Frühjahr  erwartet  wird,  wird  die 
Entscheidung  der  französischen  Regierung  für  oder  gegen 
die  Faucille-Bahn  sein,  worüber  wir  bei  den  inter- 
nationalen Verhältnissen  bereits  gesprochen  haben.  Zum 
zweiten  Male  wird  hier  vielleicht  das  Ausland  den  Aus- 
schlag für  oder  gegen  eine  schweizerische  Bahn  geben, 
ähnlich  wie  es  s.  Z.  bei  dem  Gotthard  gegenüber  dem 
Lukmanier  der  Fall  war.  Wir  wollen  bei  diesem  Anlass 
gegenüber  öfteren  PubUkationen  (wie  z.  B.  den  Erinne- 
rungen des  Nordostbahndirektors  Stoll)  betonen,  dass 
wir  aus  allerbester  Quelle  wissen,  es  habe  bei  der 
Entscheidung  Deutschlands  für  den  Gotthard  keiner- 
lei anderes  Moment  den  Ausschlag  gegeben,  als  der 
Wunsch,  der  schweizerischen  Regierung  und  der  Mehr- 
heit der  Kantone  gefällig  zu  sein.  Die  deutsche  Re- 
gierung war  keineswegs  von  der  Vorzüglichkeit  der  Gott- 
hardlinie  überzeugt  und  auch  durch  die  Deputation  der 
HH.  Escher  und  Stoll  gar  nicht  günstig  beein- 
flu  SS  t,  sondern  sie  behandelte  die  Sache  kühl  von  dem 
obigen  Standpunkt,  vorbehalten  gelegentlich  auch  irgend 
einen  Gegendienst  zu  beanspruchen.  Ein  solcher  fand 
sich  dann  1878  in  der  Abänderung  der  Konstanzer-Gränze, 
die  eigentlich  mehr  im  deutschen  als  in  unserem  Interesse 
lag.  Dermalen  wünschen  ^vir,  in  Erinnerung  an  das 
Geschehene,  dass  die  französische  Regierung  die  zweck- 
mässigere  Linie  bevorzuge. 

In  einem  Rekurs  der  Bodensee-Toggenburger- 
bahn  kam  die  Frage  (eigentlich  zum  ersten  Male)   prin- 
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zipiell  zur  Sprache,  was  der  Unterschied  zwischen  einer 
Hauptbahn  oder  einer  Nebenbahn  sei  und  worin  die 
Vortheile  der  letztern  bestehen.  Es  sind  dies  neben  de» 
Berücksichtigungen,  die  schon  beim  Bau  in  Bezug  auf 
Einfachheit  stattfinden,  eine  Begünstigung  in  den  Post- 
entschädigungen und  einfachere  Einrichtung  des  Dienstes. 
Bei  Einmündungen  der  Nebenbahnen  in  eine  Haupt- 
bahn findet  auch  eine  Differenz  in  der  Berechnung  statte 
d.  h.  sie  müssen  nicht  den  KapitaJbetrag  der  Einmün- 
dungskosten, sondern  nur  die  Verzinsung  derselben  auf- 
bringen. Uebrigens  ist  die  Sache  immer  noch  recht  un- 
klar und  eine  genaue  Definition  besteht  nicht.  9 

Die  Linie  Romanshorn-St.  Gallen  war  nach  dem  Ge- 
setz als  eine  Hauptbahn  zu  betrachten,  weil  sie  nicht 
«speziellen  Verkehrszwecken>,  wie  etwa  Trambahnen  etc., 
oder  bloss  dem  «Lokalverkehr»  diente.  Es  wäre  viel- 
leicht zweckmässig  gewesen,  die  ganze  Linie  bis  nach 
Wattwyl  als  Hauptbahn  zu  betrachten.  Die  Bundes- 
bahnen erklärten  aber  Wattwil-St.  Gallen  als  Neben- 
bahn und  der  Bundesrath  willigte  in  diese  Theilung. 
Es  liegt  auch  im  öffenthchen  Interesse,  dass  wenig- 
stens das  Theilstück  Romanshom  -  St.  Gallen  als  Haupt- 

*)  Die  jetzige  Fassung  des  Art.  1  des  Nebenbahngesetzes 
ist  aus  dem  österreichischen  Gesetz  entnommen.  Es  war  in 
der  Diskussion  nicht  möglich,  eine  klare  Definition  zu  finden. 
SchliessUch  entscheidet  die  Quantität  des  Verkehrs.  Der 
Bundesrath  hat  einstweilen  in  Ausführung  des  Art.  1,  Alinea 
2,  des  Bundesgesetzes  über  Bau  und  Betrieb  der  schweize- 
rischen Nebenbahnen,  vom  21.  Dezember  1899,  nach  Einsicht 
eines  Antrages  seines  Eisenbahndepartements,  beschlossen: 
Als  Nebenbahnen  im  Sinne  des  Bundesgesetzes  vom  21.  De- 
zember 1899  werden  folgende  Bahnen  bezeichnet:  1.  Sämmt* 
liehe  Schmalspurbahnen,  Zahnradbahnen,  Seilbahnen,  Strassen- 
bahnen  und  Tramways.  2.  Folgende  Normalspurbahnen,  die 
bei  Anlass  des  Bundesrathsbeschlusses  betreffend  Bezeichnung 
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bahn  gebaut  und  betrieben  wird.  Daneben  war  die 
Sache  von  präjudizieller  Natur.  Namentlich,  wenn  künf  * 
tig  bloss  die  Bundesbahnen  Hauptbahnen  bauen  dürften, 
welche  Frage  noch  offen  steht,  würde  man  dieser  Be- 
stimmung zu  ^tgehen  versuchen,  indem  alle  möglichen 
Bahnen  als  Nebenbahnen  erklärt  würden.  Die  Regierung 
Ton  St.  Gallen  war  bereit,  den  Bau  der  ganzen  Linie  im 
Sinne  einer  Hauptbahn  auszuführen. 

Die  Bundesbahnen  waren  im  Jahre  1904  im  Betrage 
Ton  195,100,000  Fr.  bei  privaten  Feuerversicherungsge* 
^eUschaften  versichert.  Die  Bundesbahnen  haben  diesen 
Gesellschaften  an  Prämien  Fr.  134  833. 68  bezahlt.  Für 
41  Brandfälle  haben  dagegen  die  S.  B.  B.  eine  Entschä- 
digung von  im  Ganzen  Fr.  7351.50  erhalten.  Die  be- 
theiligten privaten  Versicherungsgesellschaften  haben 
mithin  bei  den  S.  B.  B.  Fr.  127,482. 18  verdient.  Warum 
die  S.  B.  B.  nicht  von  Anfang  an,  wie  die  General- 
-direktion  beantragt  hatte,  die  Selbstversicherung  durch- 
geführt haben,  ist  objektiv  nicht  leicht  erklärlich. 

Ein  Postulat,  das  im  Nationalrath  auf  bessere  Unter- 
bringung der  Reisenden  3.  Klasse  gestellt  wurde,  fand 
seitens   des  Eisenbahndepartements  beruhigende  Zusage. 

der  schweizerischen  Nebenbahnen  vom  10.  August  1900  noch 
nicht  in  Betrieb  waren:  a)  konzessionirte  :  Brig-Airolo,  Lugano- 
Ponte  Tresa,  Pfäffikon-Zug,  Langenthai- Wauwil,  Niederwenin- 
gen-Dottingen  CSurbthalbahn),  Langenthai  •  Oensingen,  Bern- 
Worblenthal  zum  Anschluss  an  B.  T.  B.,  eventuell  S.  B.  B. 
<Worblenthal),  Ramsey-Sumiswald-Huttwil,  Renens  -  Lausanne 
fPlon),  Wattenwil-Wimmis,  eventuell  -Spiez  (Stockenthalbahn), 
Ebnat-Nesslau,  Bremgarten-Sihlbrugg,  Locamo-Rebellasca;  Lo- 
'Camo-Valmara,  Nebikon  -  Emmenbrücke  (Roththalbahn),  Dü- 
dingen-Plaffeyen,  Ins-Erlach-Landeron,  eventuell  -Neuenstadt, 
Reinach-Menziken-Münster,  St.  Gallen- Wattwil ;  b)  im  Bau  be- 
findliche: Solothum-Mönster  (Weissensteinbahn),  Bem-Schwar- 
zenburg ;  c)  im  Betrieb  befindliche :  Vevey-Chexbres,  Flamatt- 
Gümmenen  (Sensethalbahn),  Saignelegier-GloveUer. 
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Dagegen  lehnte  der  Bimdesrath  auf  Antrag  der  General- 
direktion der  Bundesbahnen  das  Gesuch  der  kantonalen 
Staatsschreiber  um  Gewährung  freier  Fahrt  auf  dem 
Netze  der  Bundesbahnen  ab.  Ein  Bundesrathsbeschlus» 
vom  13.  Oktober  1905  tendirt  überhaupt  dahin,  die  vielen 
Begehren  um  Freibillete  auch  für  die  eidgenössischen  Be- 
amten thunhchst  zu  beschränken.  Im  Jahre  1903  fanden 
186,798  solche  Freifahrten  statt. 

Postuürt  wurde  im  Nationalrath  die  Uebemahme 
und  Einrichtung  von  Fachschulen  für  die  Eisen- 
bahnbeamten, unter  offizieller  Prüfung  derselben  durch 
den  Bund.  Betont  wurde  dabei,  dass  solche  Schulen 
nicht  bloss  Fachkenntnisse  vermitteln  sollen ,  sondern 
auch  zu  einer  allgemeinen  Bildung  förderlich  sich  er» 
weisen.  Der  Ständerath  hatte  bloss  eine  Prüfung  der 
Frage  im  Allgemeinen  gewünscht,  wie  diese  Fachbildung- 
zu  befördern,  zu  organisiren  und  zu  unterstützen  sei.  Der 
Nationalrath  erweiterte  das  Postulat  in  obigem  Sinne. 

Die  grössten  Ereignisse  der  nächsten  Zukunft 
werden  sein :  die  Eröffnung  desSimplontunnels  und  der  da- 
mit  verbundenen  Ausstellung  in  Mailand,  welche  dem  Ver- 
nehmen nach  sowohl  von  dem  König  von  Italien,  als  dem 
deutschen  Kaiser  besucht  werden  wird;  sodann  der  Rück- 
kauf des  Gotthard  und,  in  etwas  weiterer  Feme,  die  Ein^ 
fühnmg  des  elektrischen  Betriebs  bei  den  Bundesbahnen 
und  der  Bau  der  Lötschbergbahn. 

Am  24.  Februar  7  Uhr  20  Minuten  Morgens  fand  der 
Durchschlag  des  Simplontunnels  nach  6  Vsjähriger  Arbeit 
statt,  ein  Ereigniss  von  grösster  Tragweite  nicht  blosse 
für  unser  Land ;  denn  ohne  Zweifel  wird  diese  Bahn  die 
bedeutendste  Alpenbahn'  werden,  und  in  weniger  als  20 
Jahren  schon  wird  man  wahrscheinlich  den  Gotthard  mit 
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seinen  Steigungen  und  Eehrtunneln  zu  den  €veralteten> 
Bahnen  zählen,  die  den  modernen  Betriebserfordernissen 
nicht  mehr  recht  zu  genügen  vermögen.  Die  Aktionäre  des 
Gotthard  können  sich  freuen,  dass  der  Rückkauf  jetzt 
stattfindet,  bei  dem  nächsten  konzessionsmässigen  Rück- 
kaufstermin würden  sie  auf  Grund  der  dannzumaligen 
Ergebnisse  weniger  günstige  Bedingungen  erhalten. 

Gleich  nach  dem  Durchschlag  des  Tunnels  fand  ein 
Austausch  herzlicher  Telegramme  zwischen  dem  Bundes- 
präsidenten und  dem  König  von  Italien  statt. 

Am  2.  April  fand  sodann  eine  feierliche  Einweihung 
des  Timnels  durch  die  Bischöfe  von  Sion  uud  Novara  im 
Innern  des  Berges  an  der  Landesgränze  statt,  bei  welchem 
Anlasse  abermals  ein  Austausch  herzlicher  Reden  und 
Depeschen  erfolgte,  dem  hoffentlich  stets  die  Wirklichkeit 
entsprechen  wird.  Einige  bei  dem  Tunnelbau  hervor- 
ragend Betheiligte  wurden  auch  zu  Doktoren,  wir  nehmen 
an  der  Philosophie,  ernannt,  was  allerdings  ein  wenig  an 
die  Ernennung  Blüchers  ztun  Dr.  juris  erinnern  konnte. 

Einer  der  Unternehmer,  Sulzer- 2üegler,  sagte  in  seiner 

Rede  u.  A. : 

«Die  6V«  Jahre  Bauzeit  waren  für  die  Unternehmung 
nicht  nur  Jahre  harter,  angestrengter,  ja  fast  aufreibender 
Arbeit,  sondern  auch  Jahre  schwerer  Prüfungen  und  grosser 
Sorgen.  Die  Aufgabe  war  schwerer,  als  wir  und  alle,  die 
mit  dem  Simplon  zu  thun  hatten,  dieselbe  bemessen 
hatten ;  ja  sie  war  zeitweise  so  schwer,  dass  wir  glaubten 
erliegen  zu  müssen.  Niemand  hat  ahnen  können,  dass 
sie  sich  so  viel  schwieriger  gestalten  würde,  als  die  Er- 
fahrungen am  Mont-Cenis  und  am  Grotthard  voraussehen 
liessen.  Die  schlimmsten  Befürchtungen  waren  kaum 
mehr  zu  pessimistisch,  und  wenn  man  auch  nie  daran 
verzweifeln  durfte,  dass  unter  Anwendung  der  bewährten 
Prinzipien  der  Lüftung  und  Kühlung  man  schliesslich 
durchkommen  würde,  so  musste  man  doch  noch   schwere 
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Opfer  an  Zeit  und  Geld  in  Aussicht  nehmen.  Um  so 
dankbarer  sind  wir  heute,  dass  wir  die  Aufgabe  doch 
haben  durchführen  können.  Ich  gestehe  ganz  offen,  dass 
ich  ohne  mein  auf  fester  Grundlage  und  fester  lieber- 
Zeugung  ruhendes  Gottvertrauen  zu  Zeiten  den  Kampf 
aufgegeben  und  den  Muth  hätte  sinken  lassen.  Wenn  ich 
sage:  «Gott  sei  Dank,  dass  wir  so  weit  sind!»  so  ist  das 
nicht  eine  Redensart,  sondern  es  kommt  aus  innerstem 
Herzen.» 

Es  ist  erfreulich,  auch  so  etwas  einmal  bei  Anlass 
einer  Eisenbahnbaute  zu  hören. 

Bis  31.  Dezember  1904  wurde  für  den  Bau  des  Tun- 
nels bezahlt  Fr.  67,228,968.  Hiezu  kommen  weitere  Aus- 
gaben im  letzten  Baujahre  (1905)  Fr.  8,259,000  (laut  Bud- 
get  der  Bundesbahnen).  Die  Gesamtkosten  werden  dem- 
nach betragen  Fr.  75,487,968.  Mit  diesem  Kapitalaufwand 
wird  ein  einspuriger  Tunnel  und  ein  mit  ihm  parallel 
laufender  Stollen  gebaut.  Für  die  Ausweitung  dieses  Neben- 
stollens zu  einem  betriebsfähigen  Tunnel  für  das  zweite 
Geleise  ist  mit  der  Bauunternehmung  Brandt,  Brandau  u.Co. 
eine  Summe  von  197«  Millionen  Franken  vertraglich  fest- 
gesetzt. Der  auf  Doppelspur  ausgebaute  Simplontunnel 
wird  demnach  mindestens  95  Millionen  Franken  kosten. 
An  die  Kosten  sind  Subventionen  ä  fonds  perdu  im 
Gesamtbetrage  von  rund  8  Millionen  Franken  geleistet 
worden,  nämlich  vom  Bund  und  den  sogenannten  Simplon- 
kantonen,  und  etwa  eine  halbe  Million  von  italienischen 
Städten  und  Provinzen.  Alles  übrige  tragen  die  Bundes- 
bahnen. 

Dermalen  besteht   die  Ansicht,   dass   die   Eröfibiung 

des  Betriebes  auf  den   1.  Juni  1906   stattfinden    könne 

und  zwar  mit  elektrischem  Betrieb   von  Brig  bis  Domo- 

dossola.    Am  4.  Dez.  fuhr   die   erste   Normal-Lokomotive 

mit   Wagen    in    den   Tunnel    ein.    Das   Reglement   der 

Simplon-Delegation  findet  sich  in  der  E.  G.  S.  XXI,  357 

abgedruckt.    Die  Protokolle  dieser  Sitzungen  werden  als 

«vertrauliche  Aktenstücke»  behandelt.   Die  Jura-Simplon- 
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<3esellschaft,  die  seit  dem  12.  Okt.  1889  bestand,  hielt  am 
29.  November  ihre  letzte  Versammlung  in  Bern  ab. 

Anlässlich  wurde  daran  erinnert,  dass  genau  ein 
Jahrhundert  vorher,  am  25.  September  1805,  die  Simplon- 
strasse  eröffnet  wurde.  5  Jahre  später  im  Oktober  1810 
wurde  das  Wallis  dem  französischen  Kaiserreich  einver- 
leibt, bei  dem  es  bis  zum  Dezember  1813  als  «Departe- 
ment du  Simplon»  verblieb. 

Diese  schwerwiegenden  Folgen  für  das  Land  und  die 
£idgenossenschaft  wird  das  jetzige  Werk  jetzt  kaum  haben; 
immerhin  sind  die  allgemeinen  europäischen  Verhältnisse 
dermalen  auch  nicht  ganz  beruhigend  und  wird  die  Frage 
der  «französischen  Zufahrtslinie»  eine  der  grösseren  Staats- 
fragen der  Zukunft  bilden.  Der  «Temps»  sagt  in  seinem 
.Supplement  vom  1.  April  darüber: 

«Considerez  une  carte  de  TEurope  centrale.  Un  mur 
4pais  et  haut  separe  les  regions  du  nord  et  du  nord-ouest 
de  Celles  du  sud  et  du  sud-est.  Elle  les  separe  et  les 
isole.  Entre  la  capitale  autrichienne  et  le  golfe  de  Genes, 
les  marees  commerciales  se  brisent  contre  les  cretes 
alpestres  et  ne  trouvent  ä  s'ecouler  que  par  quatre  corri- 
dors  etroits :  Tarvis,  Brenner,  Gothard  et  Cenis.  La  mon- 
tagne  ne  fut  entamee  qu'en  ces  quatre  points.  Mais  tandis 
que  TAUemagne  et  TAutriche  ont  trois  portes  ouvertes  sur 
la  vallee  du  Pö,  la  Tyrrhönienne  et  TAdriatique,  tandis 
que  le  trafic  allemand  flue  vers  le  sud  par  Vienne-Venise, 
Munich-Verone  et  Bäle-Milan,  le  commerce  franijais  ne 
ilispose  que  d'une  issue  entre  Paris  et  Turin:  le  tunnel 
du  mont  Cenis.  Or,  le  sud,  c'est  la  Meditarranöe,  de  tout 
temps  fovorable  aux  marchands;  c'est  Suez  et  la  voie 
ouverte  vers  TAsie  surpeuplee,  Inde,  Chine  et  Japon; 
c'est  aussi  l'Egypte  et  TAfrique  australe;  c'est,  aux  anti- 
podes,  l'Australie.  Tandis  que  l'Allemagne,  toum^e  au 
nord  vers  des  pays  d'exportation  faible,  dispose  de  trois 
Couloirs  pour  evacuer  ses  produits  vers  l'ouest  et  le  Paci- 
fique,  la  France,  qui  fait  face  ä  l'Angleterre  et  l'Amerique, 
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pays  d'exportation  intense,  n'a  pour  rechappement  de  son 
tr^c  qu'une  seule  trouee  vers  le  sud. 

Ceci,  c'est  le  present.  L'avenir  ne  nous  est  pas  plus 
favorable.  Tandis  que  nous  discutons,  les  Allemands  ex^* 
cutent  la  voie  directe  Munich-Venise,  par  les  Karavanches. 
Les  Suisses  se  disposent  ä  reunir  Beme  ä  Brigue  ä  travers 
les  Alpes  bemoises.  Beme-Brigue,  c'est  le  trouQon  com- 
plementaire  de  Bäle-Milan,  c'est  Tunion  intime  de  l'Italie 
du  nord  et  de  Tentrepöt  bälois  par  lequel  passe  un  tiers 
du  commerce  general  germano-suisse.  Est-ce  tout,  et  ne 
sommes-nous  pas  assez  menaces?  Non  point:  Tavenir  que 
nous  reservent  TAllemagne  et  TAlsace-Lorraine,  c'est  la 
navigabilite  du  Rhin,  c'est  la  canalisation  d'un  courant 
commercial  Düsseldorf-Milan,  qui  aboutit  d'une  part  k  la 
vallee  du  Po,  dont  Genes  et  Brindisi  sont  les  exutoires 
naturels.  Ce  n'est  plus  seulement  l'Allemagne  Orientale 
qui  sera  desservie  vers  le  sud  par  Prague,  Vienne,  le 
Semmering  et  Tarvis,  ce  n'est  plus  seulement  la  production 
de  l'Allemagne  centrale  qui  s'ecoulera  par  le  Gothard  ou 
les  Karavanches,  c'est  tout  le  trafic  de  la  mer  du  Nord, 
tout  le  commerce  de  l'industrieuse  vallee  du  Bhin,  qui 
s'6chappera  vers  le  midi  par  Bäle,  Berne,  le  Loetschberg 
et  le  Simplon.» 

Frankreich  hätte  sich  eben  auch  hier  ein  wenig  mehr 

und    rechtzeitig  um   die  Sache  bekümmern  sollen,  statt 

immer  nur  auf  die  «trouee  de  Beifort»  hinzustarren,  die, 

nach    unserem  Dafürhalten    (im   besten  Falle    noch)    so 

bleiben  wird,  wie  sie  ist. 

Die  Unternehmer  des  Simplons  haben  dem  Kanton 
Waadt  das  eiserne  Thor  geschenkt,  welches  nahe  der 
Mitte  des  Tunnels  angebracht  worden  war,  um  den  Elr- 
guss  der  warmen  Quellen  von  dem  nach  Norden  sich 
senkenden  Theil  des  Tunnels  abzuhalten.  Das  einen 
Fuss  dicke  Thor,  das  den  Werth  eines  historischen  Do- 
kuments hat,  hegt  zur  Zeit  noch  am  Boden  hinter  dem 
Edifice  de  Rumine  zu  Lausanne.  £s  wird  laut  der  «Re- 
vue» später    in   eine  Mauer   eingelassen  werden,   wahr- 
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scheinlich  in  die  grosse  Stützmauer  unter  den  frühem 
Akademiebauten. 

lieber  die  Lötschb ergbahn  ist   eine  Druckschrift 
des  Ingenieurs  £mch  erschienen.    Das  Projekt  geht  voa 
rutigen  aus,  gewinnt  mit  zwei  grossen  Serpentinen  bei 
Bunderbach,  wovon  ein  Theil  in  einem  Kehrtunnel  liegt, 
mit  einer  Steigung  von  15  Promille  die  Höhe  von  976,6  m 
bei  Mittholz.    Unmittelbar   nachher   beginnt  der  grosse 
Basistunnel  durch   die   Berner  Alpenkette  in  annähernd 
südlicher  Richtung.    Dieser  Tunnel  würde  21,040  m  lang^ 
und  wäre  somit  der  längste  aller  bisherigen  Alpentunnels. 
(Simplon    19,731  m,    Gotthard    14,984  m,    Mont    Cenia 
12,849   m,    Arlberg    10,240  m).      Das   Lötschbergprojekt 
Hittmann-Greulich  sieht  einen  Tunnel  von  13,520  m,  das 
Beyeler'sche     Wildstrubelprojekt     einen     solchen     von 
13,500  m  vor. 

Die  Maximalhöhe  der  Ueberlagerung  des  Gebirges 
über  dem  grossen  Tunnel  ist  1790  m  (beim  Simplon 
2135  m);  die  Maximaltemperatur  wird  auf  42,8  Grad  Cel- 
sius berechnet. 

Zufolge  der  eingehenden  Kostenberechnung  wird  die 
Anlage  der  eingeleisigen  Bahn  auf  Fr.  86,030,000  oder 
Fr.  1,509,300  per  Kilometer  berechnet.  Hiezu  kommen 
noch  die  Expropriationskosten  für  das  zweite  Geleise  mit 
Fr.  50,000  und  die  Fundamentirungsarbeiten  für  das- 
selbe, so  dass  die  Gesammtkosten  für  die  erste  Anlage 
auf  Fr.  86,180,000  zu  stehen  kommen. 

Von  den  direkten  Zufahrtslinien  müssten  die  Bern- 
Thun-Scher/ligen-  und  die  Thunerseebahn  auf  Doppel- 
spur ausgebaut  werden.  Die  Spiez-Frutigenbahn  ist 
seinerzeit  schon  als  die  erste  Sektion  der  Lötschbergbahn 
projektirt  und  entsprechend  angelegt  worden. 

Herr  Emch  hat  für  die  Ausführung  des  Haupttunnels 
seines  Projekts  eine  verbindhche  Offerte  einer  französi- 
schen Untemehmerfirma  eingereicht. 

Die  nächstliegende  grössere  Frage  ist  der  elek- 
trische Betrieb  der  Bundesbahnen,  worüber  am  26.  Sep- 
tember und  20.  Dezember  eine  Anfrage  imd  Antwort  des- 
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Bundesrathes  statthatte.  Der  Vorsteher  des  Eisenbahn- 
departements  machte  eine  Reise  nach  Oberitalien,  um  die 
dortigen  elektrischen  Bahnen  zu  besichtigen.  Eine  schwei- 
zerische Zeitung  schreibt  darüber: 

«D  me  paraft  hors  de  doute  que  la  visite  des  lignes 

•de  la  Valteüne  et  de  Varese  et  les  fetea  auxqueUes  eile 

a  donne  lieu  doivent  etre  considdrees  comme  une  mani- 

festation  de  Topinion  italienne  en  faveur  de  Texploitatioii 

electrique  du  Simplon. 

Nous  sommes  en  retard:  cela  est  incontestable.  H 
n'est  guere  probable  que  Ton  puisse  regagner  le  temps 
perdu  avant  Fouverture  du  Simplon.  Mais  ce  qu'on  est 
en  droit  d'espörer,  c'est  que  la  question  de  Fexploitation 
electrique  du  nouveau  tunnel  re^oive  une  Solution  aussi 
prompte  que  possible. 

On  mande  d'autre  part  ä  La  Revue  qu'une  maison 
suisse  a  fait  la  proposition  forme  de  proceder  aux  Instal- 
lation n^cessaires  pour  exploiter  la  ligne  a  Telectricite 
des  le  1^^  mai  —  date  possible  de  Fouverture  du  Simplon 
—  ä  condition  qu'on  lui  fournisse  la  force.  Getto  oflfre 
fait  Tobjet  d'un  serieux  examen.  On  6tudie  tout  d'abord 
si  les  installations  qui  ont  servi  ä  Tentreprise  pendant 
la  construction  sont  assez  bien  etablies  pour  foumir  la  force 
necessaire  k  Fexploitation.  La  question  ne  fait  pas  de 
doute  pour  Brigue,  mais  eile  n'est  pas  encore  resolue  en 
ce  qui  concerne  les  installations  dlselle.  Au  surplus,  on 
sait  que  deux  membres  de  la  commission  institu^e  par 
le  Departement  des  chemins  de  fer,  M.  Wirth,  ing^nieur 
du  contröle,  et  M.  le  professeur  Wissling,  sont  encore 
aux  Etats-Unis,  oü  ils  etudient  les  divers  systemes  de  trac- 
tion  appliques  dans  ce  pays  et  il  est  evident  qu'une  de- 
cision  ne  pourra  etre  prise  avant  qu'ils  aient  depose  leur 
rapport.» 

Eine  Versammlung  des  Verbandes  schweizerischer 
Elektrotechniker  fasste  die  etwas  dreiste  Resolution: 
« Die  Versammlung  der  schweizerischen  Elektrotech- 
niker betrachtet  es  als  ihre  Pflicht,  gegen  die  Erschwe- 
rung   der   Ausnutzung    von   Wasserkräften   Stellung   zu 
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nehmen.  Der  Bund  soll  diejenigen  gesetzgeberischen  und 
anderweitigen  Massnahmen  treffen,  welche  geeignet  sind^ 
sich  die  seinen  Interessen  dienenden  Wasserkräfte  zu 
sichern.  Eine  Monopohsirung  der  Ausnutzung  aller 
Wasserkräfte  in  der  Hand  des  Bundes  würde  einem 
wesentlichen  Hindemiss  in  der  Ausbeutung  der  noch 
zahlreich  vorhandenen  Wasserkräfte  gleichkommen,  sowie 
einer  Schädigung  der  elektrotechnischen  Industrie.  (I)» 

Der  Bundesrath  erliess  eine  neue  Verordnung  be- 
treffend den  Unterhalt  des  Röllmaterials  der  schwei- 
zerischen Hauptbahnen.  Dieselbe  tritt  am  1.  November  in 
Kraft.  Sie  ersetzt  für  die  Hauptbahnen  die  Bestimmungen 
der  Verordnung  vom  5.  Februar  1905.  Für  die  Neben- 
bahnen tritt  die  letztere  in  Kraft  bis  zum  Erlass  der  Vor- 
schriften über  Bau  und  Betrieb  der  Schweiz.  Nebenbahnen. 

Ein  durch  das  Bundesgericht  in  dem  zwischen  dem 
Bundesrathe  und  der  Gotthardbahn  schwebenden  Pro- 
zesse eingeholtes  Gutachten  von  zwei  internationalen 
Eisenbahnfachleuten  ist  jetzt  erstattet  worden.  Der 
Bundesrath  verlangte  für  die  Jahre  1896  bis  1898  die  Zu- 
weisung von  rund  1,000,000  Franken  jährlich  an  den  Er- 
neuenmgsbestand,  wogegen  die  Gesellschaft  V»  Million 
jfihrUch  für  zureichend  erklärte.  Das  Gutachten  kommt  auf 
Grund  eingehender  Berechnungen  zu  dem  Ergebniss,  dass 
die  Zuweisung  jährUch  rund  600,000  Fr.  zu  betragen  habe. 

Von  den  zur  Zeit  stattfindenden  Subventionen  der 
Eidgenossenschaft  an  öffentliche  Werke  sind  die  allgemein 
interessantesten : 

1.  Die  Nachsubventionen  zunächst  für  die  rhein- 
tballschen  Binnengewässer;  später  werden  solche  noch 
für  den  obem  Durchstich  bei  Diepoldsau  folgen  müssen. 
Die  Mehrkosten  der  gesammten  Rheinkorrektion  werden 
sich  nach  Gutachten  auf  rund  11  Millionen  Franken  be- 
laufen. Bisher  sind  für  die  Rheinkorrektion  im  Kanton 
St.  Gallen  etwa  30  MiUionen  verwendet  worden,  wovon 
drca  317«  auf  den  Bund  entfallen,    lieber  die  Schiff- 
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l)armachung  des  Oberrheins  von  Basel  nach  dem 
Bodensee,  wodurch  derselbe  schliesslich  der  Endhafen  des 
ganzen  Rheinschififfahrtsverkehrs  werden  würde,  finden 
fortwährend  technische  und  kommerzieUe  Untersuchungen 
statt.  Selbstverständlich  würden  Schleusen  angewendet 
werden  müssen. 

2.  Der  Bau  einer  Strasse  von  Martinsbruck  im  Unter- 
^ngadin  nach  dem  Samnaunthal.   Aus  der  Botschaft  des 
Bundesrathes  und  andern  Quellen  ist  darüber  Folgendes 
zu  ersehen: 

«Das  Samnaun  ist  das  unterste,  linksseitige  Seiten- 
thal des  Unterengadins.  Der  von  Spissermühle  aufwärts 
liegende,  verhältnissmässig  ebene,  bewohnte  imd  bebaute 
Thalboden  gehört  mit  den  beidseitigen  Berglehnen  zur 
Schweiz,  während  im  unteren  Theile  des  Thaies,  welcher 
•das  ausgesprochene  Gepräge  einer  Schlucht  trägt,  die 
Landesgränze  durch  den  Schergenbach  gebildet  wird. 
Der  rechtsseitige,  also  schweizerische  Hang,  welcher 
"überall  zwischen  dem  Inn  und  Spissermühle  steil  in  die 
Felsenschlucht  abfällt  und  von  zahlreichen  Runsen,  sowie 
Lawinenzügen  durchbrochen  ist,  kann  nur  mit  grosser 
Mühe  begangen  werden.  Ebenso  ist  der  Verkehr  zwischen 
dem  Samnaun  und  dem  Unterengadin  über  die  Berg- 
kämme hinüber  mit  bedeutenden  Schwierigkeiten  ver- 
bunden, indem  alle  in  Betracht  fallenden  Pässe  über  der 
Höhe  von  2800  m  über  Meer  liegen  und  höchstens  zur 
Sommerszeit  und  mit  grosser  Zeitversäumniss  begangen 
werden  können.  Somit  ist  der  ganze  Verkehr  dieser 
Thalschaft  mit  der  Aussenwelt  auf  einen  Saumweg  der 
linksseitigen  Berglehne  angewiesen,  welcher  von  Spisser- 
mühle abwärts  den  Bach  und  somit  die  Gränze  mehr- 
mals überschreitet,  dann  da,  wo  die  Schlucht  ungangbar 
wird,  sich  gegen  das  österreichische  Nuggls  hinaufzieht, 
um  schliesslich  bei  derCajetanbrückeauf  die  österreichische 
Reichsstrasse  einzumünden.  Um  von  dort  auf  fahrbarem 
Wege  das  Schweizergebiet  zu  erreichen,  muss  der  weite 
Weg    über    Finstermünz  und  Nauders  mit  einer  Höhen- 
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Überwindung  von  360  m  und  fast  ebensoviel  Gegengefäll 
gemacht  werden. 

Die  Bevölkerung  des  Samnaun  besteht  aus  circa 
360  Köpfen  und  lebt  in  der  hinteren  Hälfte  des  Thaies, 
welche  allein  bewohnbar  ist,  in  den  Dörfern  und  Weilern 
Campatsch,  Laret,  Plan,  Raveisch  und  Samnaun.  Diese  Ort- 
schaften sind  im  Jahre  1902 — 1903  durch  eine  fahrbare 
Eommunalstrasse  miteinander  verbunden  worden.  Von 
Spissermühle  abwärts  sind  die  Leute  also  noch  auf  die  oben 
beschriebenen  österreichischen  Wegverbindungen  angewie- 
sen, welche  nicht  nur  in  Bezug  auf  Anlage  und  wegen  der 
grossen  Umwege  höchst  mangelhaft  sind,  sondern  auch 
wegen  der  Zollverhältnisse  viele  Schwierigkeiten  mit  sich 
bringen.  Die  zum  Dienst  einrückenden  Wehrpflichtigen  aus 
demSamnaunerthal  und  die  aus  dem  Dienst  Heimkehrenden 
sind  gezwungen,  in  Uniform  österreichisches  Gebiet  zu 
betreten;  gewöhnlich  fahren  sie  über  den  Arlberg.  Es 
liegt  somit  auf  der  Hand,  dass  eine  Verbindung  dieses 
Hochthaies  mit  der  übrigen  Schweiz  auf  Schw^izerboden 
angestrebt  werden  soll. 

Die  Regierung  von  Graubünden  stellte  bei  den  eid- 
genössischen Räthen  das  Gesuch,  sie  möchten  an  die 
Kosten  der  Strasse  einen  Beitrag  von  80°/o  leisten.  Wenn 
es  in  der  Begründung  des  Gesuches  heisst,  dass  die 
Denkweise  der  Samnauner  Bevölkerung  trotz  ihrer  Abge- 
schiedenheit gut  schweizerisch  gebheben  ist  und  es  daher 
eine  Ehrenpflicht  des  Kantons  Graubünden  und  der 
ganzen  Schweiz  sei,  die  Mittel  zur  Erstellung  einer  fahr- 
baren Verbindung  dieses  Thaies  mit  dem  Unterengadin 
aufzubringen,  so  kann  der  Bundesrath  dieser  Anschauungs- 
weise nur  beipflichten. 

Was  den  projektirten  Anschluss  der  Strasse  an  die  alte 
österreichische  Reichsstrasse  anbelangt,  so  hat  sich  die 
österreichische  Landesstatthalterei  in  Innsbruck  prinzipiell 
mit  diesem  einverstanden  erklärt.  Der  Anschlusspunkt 
An  die  österreichische  Strasse  beim  Schalkelhof  ist  nach 
vorläufigem  Meinungsaustausch  der  beidseitigen  Ingenieure 
bestimmt,  imd  es  werden  die   österreichischen   Strassen- 
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plane,   die   in  Arbeit  sind,   aber  noch  nicht  ganz  ausge- 
führt zu  sein  scheinen,  entsprechend  anschliessen. 

Der  Bundesrath  schlägt    nunmehr   der    Bundesver- 
sammlung vor,  es  sei  dem  Kanton  Graubünden  für  den 
Bau  einer   fahrbaren    Strasse   von  Martinsbruck  (Unter- 
engadin)  in  das  Samnauuthal,  sowie  die  Verbindung  zur 
alten  österreichischen  Reichsstrasse  am  Inn  ein  Bundes- 
beitrag von  807o  der  wirklichen  Kosten  zuzusichern,  bi& 
zum  Maximum  von  798,400  Fr.,  als  SQ^/o  der  Kostenvor- 
anschlagssumme   von   998,000  Fr.       Die    Ausbezahlung 
dieses  Beitrages  erfolgt,  beginnend  mit  dem  Jahre  1906^ 
in  Annuitäten    von    höchstens   200,000  Fr.    Der  Bau  ist 
spätestens  bis  1910  zu  vollenden. 

Femer  liegen  vor:  Pläne  für  eine  Sustenstrasse, 
die  die  Kantone  Uri  und  Bern  gemeinsam  ausarbeiten 
Hessen.  Die  Kosten  sollen  sich  auf  5  Millionen  belaufen^ 
Daran,  hofft  man,  werde  der  Bund  vier  Millionen,  ebeu- 
falls  80  Prozent  bezahlen. 

Diese  hohen  Beitragsquoten  an  solche  grosse  Werke  sind 

jetzt  durch  das  Beispiel  der  Clausenstrasse  gerechtfertigt. 

In  den  50  Jahren  von  1854—1903  bezahlte  der  Bund 
den  Kantonen  an  Subventionen  für  Strassen-  und  Brücken- 
bauten Fr.  9,521,000,  oder  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
Fr.  2.84  (Uri  Fr.  183.95,  Obwalden  26.21,  Glarus  25.97,  Grau- 
bünden 13.46,  Wallis  5.37,  Tessin  4.29  etc.  etc.),  an  Sub- 
ventionen für  Flusskorrektionen,  Wildbachverbauimgen 
und  Entsumpfungen  im  Total  Fr.  70,571,000  oder  Fr. 
21.29  per  Kopf  der  Bevölkerung  (Obwalden  50.70,  St. 
Gallen  72.40,  Wallis  49.89,  Graubünden  43.86,  Nidwaiden 
36.07,  Glarus  35.16).  Das  Total  der  Subventionen  beträgt 
circa  80  MilUonen  oder  Fr.  24.16  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
(Uri  Fr.  216,  Obwalden  Fr.  101,  St.  Gallen  Fr.  72,  Glarus 
Fr.  61,  Graubünden  Fr.  57,  Wallis  Fr.  55). 

Schulwesen.  Für  das  öffentliche  Schulwesen  in  der 
Schweiz  wurden  im  Jahre  1908  rund  59  Millionen  Fr.  aus- 
gegeben. Primarschüler  zählt  die  Schweiz  484,500  mit  6781 
Lehrern  und  Lehrerinnen.  Neben  den  Fr.  2,064,168  Primar- 
schulsubvention des  Bundes   gibt   derselbe  Fr.  1,266,275 
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für  das  Polytechnikum,  Fr.  1,291,424  für  geweibliche 
Bildung,  Fr.  233,213  für  das  landwirthschaftliche  und 
Fr.  411,915  für  das  kommerzielle  Bildungswesen  aus. 

In  nächster  Zeit  wird  in  Freiburg  unter  Leitung  der  Er- 
ziehungsdirektion eine  Handelsakademie  für  Frauen 
eröffnet  werden.  Vorgesehen  sind  nebst  zwei  Studien- 
jahren ein  drittes  Studienjahr  für  diejenigen  Damen, 
welche  ihre  Kenntnisse  in  juristisch-sozialer  Richtung 
weiter  zu  bilden  wünschen.  Es  ist  dabei  ins  Auge  ge- 
fasst  worden,  dass  die  Frauen  sich  einer  Berufsweise  zu- 
wenden möchten,  die  ihnen  in  der  Schweiz  bis  jetzt  nicht 
zugänglich  war,  dass  sie  nämlich  zu  Fabrikinspektorinnen 
sich  ausbilden.  Das  Programm  der  Handelsakademie 
wird  sich  an  dasjenige  der  höheren  Handelsschulen 
Deutschlands  halten. 

Die  Seidenwebschule  in  Zürich- Wipkingen,  die 
unter  der  mnsichtigen  Leitung  einer  privaten  Aufsichts- 
kommission (Präsident  Nationalrath  Abegg)  steht  und 
nun  einen  sehr  fruchtreichen  Bestand  von  23  Jahren 
hinter  sich  hat,  erwähnt  in  ihrem  letzten  Berichte  pro 
1904  zweier  lesenswerthen  Broschüren,  nämlich  einer 
solchen  von  W.  Sarasin-Iselin  in  Basel  über  «Hausindu- 
strie und  Elektrizität  in  der  Basler  Bandweberei»,  Basel 
1904,  und  derjenigen  von  Fräulein  Dr.  jur.  Josephine  van 
Anrooy  «Die  Hausindustrie  in  der  schweizerischen  Seiden- 
stoffweberei», Dissertation  von  Zürich  1904. 

Eine  Konferenz  der   kantonalen    Erziehungs- 
direktoren  in   Solothurn   beschloss,    das  Bureau  der 

Konferenz,  sei  einzuladen  bei  den  Bundesbehörden  um 
Ausrichtung  eines  Beitrages  von  Fr.  100,000  an  die  Er- 
stellung eines  schweizerischen  Schulatlanten  für  die 
Mittelschule  nachzusuchen  und  die  bezügliche  Eingabe  beim 
Departement  des  Innern  so  rechtzeitig  einzureichen,  dass 
sie  im  eidgenössischen  Budget  für  1906  eventuell  noch 
berücksichtigt  werden  könne.  Aus  den  Mittheilungen  des 

60 


786  Jahresbericht  1905. 

Referenten  (Gobat)  ging  hervor,  dass  der  Vorsteher  des 
Departementes  des  Innern,  Herr  Bundesrath  Forrer.  seine 
Bereitwilligkeit  erklärt  habe,  die  Aufnahme  des  Budget- 
postens zu  befürworten.*)  Die  Bundessubvention  soll  dazu 
dienen,  den  Atlas,  der  bei  einem  Umfang  von  136  Seiten 
imgefähr  Fr.  6 — 7  kosten  würde,  zu  reduzirtem  Preise, 
d.  h.  ungefähr  für  Fr.  4 — 5  an  die  Schüler  abgeben  zu 
können.  Für  die  oberen  Stufen  der  Primarschule  und 
für  die  Sekundärschule  soll  eine  reduzirte  Ausgabe  von 
60 bis 80 Seiten  zum  Preise  von  Fr.2— 3  hergestellt  werden^ 

Mit  Bezug  auf  die  Frage  der  Unterstützung  der  kan- 
tonalen Hochschulen  durch  den  Bund  erklärte  die  Kon- 
ferenz ihre  grundsätzliche  Zustimmung  und  beauftragte 
die  mit  dem  Studium  der  Angelegenheit  betraute  Kom- 
mission, über  die  weiter  erforderlichen  Schritte  Bericht 
und  Antrag  einzubringen. 

Eine    (zweite)    Konferenz    der     Rektoren    der 

schweizerischen  Universitäten,    welche  in  Genf 

statthatte,  fasste  folgende  Beschlüsse: 

«Art.  1®"^.  —  L'organisation  des  examens  differe  trop 
d'une  Universite  ä  Tautre  et  d'une  faculte  ä  Tautre 
et  ces  diflf^rences  ont  des  racines  trop  profondes  pour 
qu'il  soit  possible  aujourd'hui  d'etablir  dans  ce  domaine 
une  complete  uniformite.  II  est  cependant  desirable  que 
des  r^gles  generales  soient  admises  dans  ce  domaine. 

Art.  2.  —  Les  Facultes  ou  sections  de  Facultes  cor- 
respondantes  des  diverses  üniversites  feront  bien  d'etudier 
en  commun  les  unifications  possibles  de  leurs  reglements 
et  programmes  d'examens. 

Art.  B.  —  Des  conditions  speciales  peuvent  etre  im 
posees  pour  Tacces  aux  grades  universitaires   en  sus  des 
conditions  d'immatriculation.    Ces  conditions  doivent  etre 
indiquees  k  Tetudiant  lors  de  son  immatriculation. 

Art.  4.  —  La  licence  et  le  doctorat  ne  sont  conferes 
qu'aux  ^tudiants  immatricules. 

*)  Eine  solche  Vorlage  wurde  den  Eidg.  Käthen  am 
17.  November  seitens  des  Bundesrathes  gemacht. 
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Art.  5.  -  Les  programmes  d'examens  sont  les  memes 
pour  les  ^trangers  que  pour  les  nationaux.  Sont  resei*ves 
les  examens  qui,  lorsqu'ils  sont  subis  avec  succes,  con- 
ferent  un  droit  professionnel. 

Art.  6.  —  Les  certificats  d'exmatriculation  doivent 
indiquer  quels  sont  les  certificats  d'etudes  ou  les  examens 
sur  la  base  desquels  rimmatriculation  a  ete  eflfectuee. 

Art.  7.  —  Le  principe  que  toute  Universite  suisse 
admet  pour  les  etudiants  qu'elle  immatricule  Tequivalence 
des  semestres  passes  dans  une  autre  Universite  suisse 
doit  etre  forraule  d'une  maniere  generale  et  porte  ä  la 
connaissance  des  etudiants.»  *) 

')  Aus  weiteren  Kreisen  ist  die  bevorstehende  Gründung 
einer  «amerikanisch  gestalteten»  Universität  in  Hamburg 
bemerkenswerth.    Eine  deutsche  Zeitung  schreibt  darüber: 

«Diese  soll  nicht  den  anderen  deutschen  Universitäten  nach- 
gebildet werden,  sondern  ein  Mittelding  zwischen  diesen  und 
den  berühmtesten  amerikanischen  Universitäten  werden.  Die 
Hamburger  Universität  soll  nach  dem  Muster  der  berühmten 
Harvard- Universität  in  Boston  die  einer  vergangenen  Kultur- 
epoche angehörige  Scheidung  der  Bildung  der  Gelehrten  einer-, 
und  der  Kaufleute,  Fabrikanten,  Industriellen,  Landwirthe 
andererseits  in  höher  und  minder  hoch  Gebildete  überwinden. 
«Was  jene  in  der  Kenntniss  der  alten  Sprachen  klassischer 
Schriftsteller  und  damit  an  gewissen  geistigen  Interessen  und 
Idealen  voraus  haben,  wird  bei  diesen  durch  die  Kenntniss 
des  Weltverkehrs  und  den  mit  ihr  verbundenen  weiteren  Ge- 
sichtskreis und  reiche  Erfahrung  ersetzt,  in  vielen  Fällen  über* 
wogen.  Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  warum  ein  Kaufmann 
oder  Industrieller  nicht  ein  ebenso  guter  Reichstagsabge- 
ordneter, Staatsmann,  Minister,  sein  könnte,  wie  jemand,  der 
das  Abiturientenexamen  gemacht  und  einige  Jahre  studiert 
hat.»  Die  jungen  Kaufleute,  Industriellen,  Landwirthe  usw. 
sollen  4—6  Semester  die  philosophische  Fakultät  besuchen 
und  nach  bestandenem  EIxamen  einen  dem  amerikanischen 
«Bachelor»  entsprechenden  akademischen  Grad,  etwa  «Kauf- 
meister» « Gewerbemeister •,  «Landmeister»,  erhalten.  Vor  allen 
Dingen  räth  Münsterberg,  'als  Professoren  möglichst  viele  Auto- 
ritäten zu  gewinnen,  wenn  man  ihnen  auch  abnorme  Gehälter 
zahlen  ruüsste.  Die  ordentlichen  Professoren  müssten  ausser 
den  Kollegiengeldern  ein  festes  Gehalt  von   15,000  Mark,    die 
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Die  Landwirthschaft  litt  in  diesem  Jahre  unter 
einem  späten  Frühjahr  und  nassen  Herbst.  Bedenklicher 
als  diese  als  zufällig  und  vorQbergehend  zu  betrach- 
tenden Nachtheile  sind  die  Befürchtungen,  die  im  All- 
gemeinen für  den  Weinbau,  besonders  des  Waadt- 
landes,  theils  der  Reblaus,  theils  der  Verschlechterung 
des  Klimas  imd  der  hohem  Bebauungskosten  wegen,  ge- 
hegt werden  und  bereits   eine   Motion  im   Nationalrath 


ausserordentlichen  von  6000  M.  beziehen.  Die  neue  Universität 
soll  den  Geist  der  alten  und  der  neuen  Welt  zu  fruchtbarer 
Einheit  verbinden.  Dazu  sei  kein  anderer  Platz  so  geeignet 
wie  Hamburg.  Die  Gründung  der  Universität  Hamburg  müsste 
nach  Münsterberg  für  das  Kulturleben  unserer  Zeit  ebenso 
charakteristisch  werden,  wie  es' die  Schöpfung  der  Universität 
Berlin  vor  100  Jahren  war.  Sie  soll  das  «Symbol  des 
Deutschen  Kaiserreiches»  werden.  «Das  Kaiserreich,  das  seine 
Zukunft  auf  dem  Wasser  sucht,  das  Weltpolitik  treibt  und  die 
wirthschaftlichen  und  technischen  Kräfte  in  ungeahnter  Weise 
zu  entbinden  hat  und  das  nun  doch  in  echt  deutscher  Weise 
dieses  neue  Kulturleben  aufs  tiefste  mit  Wissenschaft  durch- 
dringen will,  hat  noch  keinen  eigenen  akademischen  Ausdruck 
gefunden.  Diesen  Ausdruck  soll  die  Hamburger  Universität 
darstellen. 

Ob  eine  solche  Verschmelzung  von  deutschem  und  angel- 
sächsischem Bildungs-  und  Hochschulwesen  dem  deutschen 
Volk  wirklich  eine  Bereicherung  bringen  würde,  ist  sehr  frag- 
üch.  Deutschland  ist  diesen  Einflüssen  in  den  letzten  Dezen- 
nien schon  mehr  als  genug  zugänglich  gewesen.  Für  Ham- 
burg dürfte  eine  Handels-  oder  technische  Hochschule  das 
richtige  sein,  und  es  ist  zu  vermuthen,  dass  eine  Hochschule 
schliesslich  thatsächlich  nichts  anderes  werden  würde  als  eine 
solche  technische  Schule ;  denn  für  den  Hamburger  Bedarf  an 
Theologen,  Juristen,  Philologen  und  Medizinern  würden  sich 
schwerlich  entsprechende  Fakultäten  lohnen,  oder  dieselben 
würden  nothdürftig  ausgestaltet  und  besetzt  werden,  dass  sie 
kaum  ein  Student  besuchen  würde.  Man  verfälsche  darum 
unseren  alten,  deutschen,  guten,  bewährten  Universitätscha- 
rakter nicht  Unsere  Bildung,  die  auf  unseren  Gymnasien  und 
Universitäten    gepflegt    wird,    ist   der  Bildung  aller  andern 
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auf  Bundeshttlfe  zur  Fdge  hatten.^  Eine  dortige  Zeitung 

berichtete,  als  Beispiel,  über  die  diesjährige  Weinernte  der 

Gemeinde  Morges  Folgendes: 

«Evaluee  ä  100,000  litres,  la  röcolte  de  la  commune 
de  Morges  a  atteint  en  röalite  105,600  litres.  Pour  une 
surfoce  de  40  poses  environ,  cela  reprösente  2,460  litres 
k  la  pose,  246  litres  par  ouvrier,  5,28  litres  ä  la  perche. 
Au  prix  qu'elle  s'est  vendue  —  24  cent.  le  litre  —  le 
produit  ne  couvre  pas  les  frais  de  culture.  En  eflfet,  on 
evalue,  ä  la  Cöte,  k  75  fr.  par  ouvrier  les  frais  de  culture: 
fumier,  echalas,  traitements,  vendange,  impöt  foncier, 
vases,  pressoir,  tonneher.  A  24  cent.  le  litre,  le  rendement 
de  246  litres  par  fossorier  repr^ente  59  fr.,  d'oü  perte 
de  16  fr.  par  ouvrier  ou  de  160  fr.  par  pose.  La  röcolte 
d'une  vigne  ayant  coütö  16  fr.  la  perche  et  compt^e 
ä  300  litres  k  Touvrier,  doit  ^tre  vendue  36  cent.  si  Ton 
veut  en  renter  le  ca]>ital  k  4  7o,  et  42  cent.  si  la 
recolte  n'est  que  de  250  litres  comme  cette  ann^e.  Aussi 
les  vignerons  sont-ils  de<;us  et  decourag^.  Deux  ou  trois 
d'entre  eux  ne  tiennent  pas  ä  recommencer.» 

Länder  überlegen  und  wird  als  am  höchsten  stehend  aner- 
kannt. Welchen  Sinm  kann  es  da  haben,  die  minderwerthigen 
Bildungsinstitute  anderer  Länder  nach  Deutschland  zu  ver- 
pflanzen oder  unsere  bewährten  Institute,  die  wahrlich  nie- 
mand der  trägen  Rückständigkeit  zeihen  kann,  nach  dem 
Muster  englischer  oder  amerikanischer  Institute  zu  ändern!» 
Wir  theilen  diese  Ansicht. 

')  Dieselbe  lautet:  «Motion  von  Hm.  Nationalrath  Oyex- 
Ponnaz  und  Mitunterzeichnern,  vom  23.  März  1905.  Zum 
Zwecke  der  Unterstützung  des  schweizerischen  Weinbaues 
und  gestützt  auf  das  Gesetz  vom  }i2.  Dezember  1893  wird  der 
Bundesrath  eingeladen,  beförderlichst  die  Frage  zu  prüfen,  ob 
es  nicht  angezeigt  wäre,  für  die  Bildung  und  Wirksamkeit 
von  Eigenthümerverbänden,  welche  die  Produkte  ihrer  Wein- 
berge unter  Garantie  der  Echtheit  abzusetzen  geneigt  wären, 
Subventionen  zu  gewähren.  Der  Bundesrath  kann  sich  das 
Recht  vorbehalten,  die  Statuten  zu  genehmigen  und  die  Be- 
dingungen festzusetzen,  denen  sich  die  Syndikate  zu  unter- 
ziehen hätten.» 


790  Jahresbericht  1905. 

Als  ein  Kuriosum  wurde  aus  Luzem  berichtet : 

«Das  anhaltend  kalte  Regenwetter  schadet  nicht  nur 
Landwirthen  und  Weinbauern  enorm :  es  bereitet  auch 
den  Wandervögeln,  namentlich  den  empfindlichen,  den 
Schwalben,  auf  ihrem  Flug  nach  dem  Süden  den  Unter- 
gang. Seit  einigenTagen  lassen  sich  inLuzern  jeweilen  gegen 
Abend  die  Schwalben  in  dichten  Schaaren  nieder,  um  in  offe- 
nen Scheunen  und  Estrichbehältern  Zuflucht  zu  finden  gegen 
die  Kälte,  wo  sie  dann  dem  Hunger  und  mehr  noch  der 
rauhen  Temperatur  zu  Hunderten  erliegen.  Ihre  Haupt- 
quartiere waren  die  Werften,  das  Friedensmuseum,  der 
ehemalige  Brünig-Bahnhof  und  namentlich  ein  altes  Wohn- 
haus im  «Zöpfli»  der  Reussbrücke,  in  dessen  Estrich  jeweilen 
400  -  500 Seh  walben  «  übernachteten  »  und  zum  grössten  Theil 
verendeten.  Der  letzte  Donnerstag  Spätnachmittag  zeigte 
wieder  eine  Massenansammlung  im  Dachboden  des  Hauses 
im  «Zöpfli».  Abends  gegen  7  Uhr  wurden  die  frieren- 
den Thiere  dann  von  einigen  Mitgliedern  der  Omitho- 
logischen  Gesellschaft  gesammelt,  verpackt,  dem  Nacht- 
schnellzug der  Gotthardbahn  beigegeben  und  nach  dem 
wärmern  Süden  spedirt,  wo  sie  die  Freiheit  wieder  er- 
hielten und  im  warmen  Sonnenschein  ihre  Reise  fort- 
setzen konnten,  wenn  sie  nicht  ein^  Beute  der  Vogel- 
mörder in  Italien  wurden.  Von  den  paar  hundert  Tliieren 
gingen  auf  der  Reise  nur  wenige  zu  Grunde.  Das  ist 
wohl  die  erste  Südlandreise  unserer  Wandervögel  mit 
einem  Expresszug   der  Gotthardbahn  durch   die  Alpen !» 

.  Ueber  die  Frauenbewegung  aller  Länder  wird  in 
Blättern  und  Zeitschriften,  oder  aus  Vorträgen  folgendes 
mehr  oder  weniger  Interessante  bekannt. 

Ein  Fräulein  Dr.  Ida  Hilfiker  schlägt  in  der  NZZg. 
ein  «weibUches  Dienstjahr»,  eine  Art  von  Rekrutenschule 
für  die  Mädchen,  vor,  mit  im  Wesentlichen  folgender  Be- 
gründung : 

«Immer  mehr  macht  sich  die  Erkenntniss  geltend,  dass 
ein  guter  Theil  weiblicher  Kraft  und  Intelligenz  imgenützt 
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verloren  gehe,  weil  die  Umwandlungen,  welche  sich  in 
unseren  sozialen  Verhältnissen  vollzogen  haben,  zwar  eine 
grosse  und  immer  wachsende  Zahl  Mädchen  zur  Berufe- 
arbeit drängt,  auf  der  andern  Seite  aber  unendlich  viele 
im  elterlichen  Hause  ohne  genügende  Beschäftigung, 
namentlich  ohne  ernste  Arbeit  lässt  und  sie  veranlasst, 
mit  künstlerischem  oder  wissenschaftlichem  Dilettantismus, 
mit  tausenderlei  Nichtigkeiten  ihre  Zeit  auszufüllen  und 
so  ein  Dasein  führen,  das  in  schafthdruck  «beschäftigter 
Müssiggang»  eine  herbe,  aber  nicht  unberechtigte  Kritik 
finden.  Es  ist  begreiflich,  dass  hiebei  nicht  nur  die  un- 
benutzte Zeit  und  Kraft  zu  beklagen  ist.  Der  Mängel  an 
ernstem  Streben  muss  nothwendig  seine  Rückwirkung 
üben  auf  den  Charakter,  und  die  Wirkung  kann  nur  eine 
unheilvolle  sein.  Müssiggang  gilt  stets  als  des  Lasters 
erster  Anfang,  und  wenn  grosse  Verfehlungen  bei  diesen 
unbeschäftigten  Mädchen  nicht  zu  beklagen  sind  (wenig- 
stens bei  uns  in  mehr  oder  weniger  kleinbürgerlichen 
Verhältnissen),  da  die  Eingeschlossenheit  im  häusUchen 
Kreise,  die  stete  üeberwachung  durch  Eltern  und  Ge- 
schwister grosse  Versuchung  ferne  hält,  so  wird  doch  aus 
Mangel  an  Anregung  viel  Gutes  in  seiner  Entwicklung 
gehemmt.  Können  Sie  von  solchen  Mädchen  Muth  und 
Thatkraft  erwarten,  wenn  Unglück  unversehens  an  sie 
herantritt?  Dürfen  Sie  von  ihnen  Verständniss  verlangen 
für  das  Leben,  das  sich  um  sie  herum  abspielt?  Ist  es 
nicht  klar,  dass  Sie  kaum  eine  finden  werden,  welche 
im  Stande  wäre,  ihre  Mitmenschen  zu  begreifen  und  zu 
verstehen,  und  wundern  Sie  sich  noch  über  die  Eng- 
herzigkeit im  Beurtheilen  von  Menschen  und  Verhältnissen, 
was  so  viele  als  speziell  weibliches  Urtheil  bezeichnen? 
Diese  und  noch  manche  andere  Eigenschaften,  die  man 
gemeiniglich  mit  der  Frauennatur  nothwendig  verbunden 
hält,  lassen  sich  aus  unserer  Ueberlegung  heraus  nur  zu 
gut  verstehen. 

Es  scheint  mir  nun  verfehlt,  dass  immer  nur  die 
Krankenpflege  allein  berücksichtigt  wird,  als  ob  diese 
das  einzige  Gebiet  wäre,  wo  weibliche  Kräfte  sich  nütz- 
lich erweisen  könnten,  als  ob  überhaupt  jedes  Mädchen 
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• 
zur  Krankenpflege  sich  eignen  würde  und  nicht  bei  man- 
chen eine  Abneigung  gerade  gegen  diese  Thätigkeit  mög- 
lich und  zu  begreifen  wäre.  Es  ist  traurig  genug,  dass 
einem  Mädchen  —  selbst  wenn  dieses  über  eine  ordent- 
liche Bildung  verfügt,  aber  keine  Berufsbildung  hat  und 
doch  gezwungen  ist,  in  spätem  Jahren  sich  materiell 
selbständig  zu  machen  —  fast  nur  die  Krankenpflege 
offen  steht.  Es  ist  doch  begreiflich,  dass  diese  Arbeit, 
die  wie  keine  andere  Selbstverleugnimg  und  Aufopferung 
fordert,  nicht  allzu  verlockend  ist,  besonders  da  immer 
noch,  und  trotz  allem,  was  gethan  wird,  um  die  Verhält- 
nisse zu  bessern,  weder  die  materielle  noch  die  soziale 
Stellung  eine  entsprechende  genannt  werden  kann,  wäh- 
rend die  geforderte  Arbeit  oft  die  Kräfte  der  Aspirantin 
übersteigt,  umso  mehr,  als  die  Mädchen  des  Mittelstandes 
meist  körperlicher  Anstrengung  ganz  ungewohnt  sind. 
Nach  allem  ist  es  begreiflich,  wenn  auf  diese  Weise  immer 
nur  eine  kleine  Anzahl  Mädchen  zur  Arbeit  herangezogen 
werden,  während  gerade  diejenigen,  die  es  nach  ihrem 
Charakter,  dem  Einfluss  ihrer  Umgebung  u.  s.  w.  am 
nöthigsten  hätten,  zurückbleiben.  Da  kann  nur  eine  obli- 
gatorische Verpflichtung  helfen. 

Ich  meine  daher,  der  Staat  müsste  die 
Töchter  zu  einem,  sagen  wir,  einjährigen  Dienst 
zwingen.  Diese  Rekruten  würden  beschäftigt,  da 
wo  es  gerade  am  nöthigsten  erscheint  und  wo  ihre  Be- 
fähigung sie  hinweist.  Gewiss  könnten  eine  Anzahl,  so 
wie  heute  die  Externen  an  den  Spitälern  zum  I^anken- 
dienst  herangezogen  werden.  Es  wäre  ein  grosses  Glück, 
wenn  die  Krankenschwestern  dadurch  entlastet  würden, 
wenn  nicht  mehr  so  viel  rein  mechanische  Arbeit,  die 
viele  Putzerei  u.  dgL  von  ihnen  müsste  verlangt  werden, 
Arbeit,  die  von  Ungeübten  ebenso  gut  besorgt  werden 
kann.  Die  gelernten  Krankenpflegerinnen  könnten  nach 
und  nach  mehr  in  leitender  Stellung  als  Oberschwestern 
verwendet  werden  und  es  sollte  möglich  sein,  sie  nicht 
nur  materiell  besser  zu  stellen,  sondern  auch  ihre  Stel- 
lung durch  diese  Entlastung  von  allzu  vieler  Arbeit  zu 
heben.    Man  braucht  deshalb  von   den  Rekruten  nicht 
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Qbermftssige  Anstrengung  zu  verlangen,  da  ja  Personen 
genug  da  sind.  Ebenso  liessen  sich  in  Altersasylen,  Pfleg- 
anstalten u.  s.  w.  viel  rüstige  Hände  verwerthen.  Die 
Kinderklippen  könnten  vom  Staat  übernommen  und  in 
erweitertem  Massstabe  betrieben  werden  und  auch  hier 
wäre  es  möglich,  unter  gebildeter  und  geübter  Oberleitung 
zahlreiche  Gehülfinnen  zu  bethätigen,  da  zumeist  grosse 
Erfahrung  nicht  verlangt  werden  muss.  Gewissenhaftig- 
keit und  Ordnungssinn  müssten  selbstverständlich  erwartet 
und  anerzogen  werden.  Ganz  ähnhch  wie  in  den  Spi- 
tälern die  neuen  Schwestern  durch  die  Oberschwester 
angeleitet  werden,  so  würden  auch  in  den  Krippen  die 
Schülerinnen  unter  Aufsicht  der  Oberin  die  Kinder  den 
Tag  über  pflegen,  besorgen,  beschäftigen  und  auch  das 
Haus  in  Ordnung  halten.  Ein  Mädchen,  das  in  dem  Alter 
steht,  da  es  sich  für  fähig  hält,  einen  eigenen  Haushalt 
zu  gründen,  würde  hiebei  nicht  nur  viel  Nützhches  lernen, 
es  müsste  sich  doch  auch,  berechtigten  Erwartungen  nach, 
von  Anfang  an  als  nützliche  Arbeitskraft  bewähren.  Der 
Werth  einer  Bethätigung  in  Volksküchen  braucht  nicht 
mehr  erörtert  zu  werden.  Im  Armen wesen  wäre  vielleicht 
ein  Theil  der  Schreibereien  durqh  Rekruten  zu  besorgen. 
Ich  denke  mir  die  Sache  ungefähr  so:  Die  betreffenden 
Rekruten  wären,  sobald  sie  als  Hausgehülfinnen  zur  Dis- 
position gestellt  sind,  einer  Oberin  unterordnet,  welche 
praktische  Kenntnisse  im  Haushalt,  Menschenkenntniss 
und  etwas  Erfahrung  im  Armenwesen  haben  müsste, 
sodass  sie  weiss,  wie  es  in  einem  armen  Haushalt  zugeht, 
wo  zuerst  angegriffen  werden  muss  und  wie  die  vor- 
handenen Mittel  am  besten  verwerthet  werden  können 
u.  s.  w.  Hat  ein  Haushalt  Bedarf  nach  einer  Hausge- 
hülfin,  so  müsste  sie  nach  der  Zentralstelle  berichten, 
unter  Angabe  der  Verhältnisse,  was  zu  thun  sei,  was 
besonders  gewünscht  wird.  Die  Oberin  würde  mit  der 
Schülerin  entweder  selbst  hingehen,  die  Betreffende  über 
ihre  Pflichten  anleiten  und  ihr  die  nöthigen  Instruktionen 
geben;  oder  sie  schickt,  falls  sie  die  bedürftige  FamiUe 
kennt  und  sie  eine  besonders  tüchtige  Schülerin  zur  Ver- 
fügung hat,  die  letztere  hin,  imd  lässt  sich  am  Abend 
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Rapport  erstatten,  um  dann  gelegentlich  nachzusehen, 
ob  alles  in  Ordnung  ist  und  geleistet  wurde,  was  gefordert 
werden  durfte,  ungefähr  in  der  Weise,  wie  an  einer 
Poliklinik  die  angehenden  Mediziner  Krankenbesuche 
machen  unter  Anleitung  und  Kontrolle  der  angestellten 
praktischen  Aerzt^.> 

Thatsächlich  ist  über  den  Fortschritt  der  Frauen- 
frage Folgendes  zu  berichten: 

In  der  Berliner  Handwerkskammer  befanden  sich 
in  diesem  Jahre  zum  ersten  Mal  seit  Bestehen  der  Kammer 
zwei  Damen:  Fräulein  Huhn  und  Fräulein  Todenhagen, 
die  während  der  letzten  drei  Jahre  das  Buchbinderhand- 
werk im  Lettehause  erlernt  haben.  Das  Ergebniss  der 
Prüfung  der  beiden  war  sehr  erfreulich.  Sowohl  hin- 
sichtlich der  praktischen  Prüfung  als  der  theoretischen 
konnte  der  Ausschuss  das  beste  Zeueniss  aussteUen.  Die 
Damen  wurden  mit  dem  Prädikat  «Recht  gut»  entlassen. 
Der  Vorsitzende  hielt  nach  Schluss  der  Prüfung  eine  An- 
sprache an  die  neuen  Gesellen,  worin  er  auf  die  Wich- 
tigkeit der  Prüfung  hinwies  und  besonders  betonte,  dass 
auch  die  beiden  weiblichen  Gesellen  das  Gewerbe  durch- 
aus ernsthaft  erlernt  haben  und  nun,  von  den  besten 
Wünschen  der  Meister  begleitet,  in  das  Leben  hinaus- 
treten, um  dem  Handwerk  Ehre  zu  machen.  —  W^ie  man 
hört,  werden  die  jungen  Damen  in  der  That  ihr  Fort- 
kommen als  «Buchbindergesellen»  suchen.  Sie  wollen, 
wenn  möglich,  in  Berlin  in  eine  Werkstatt  eintreten,  um 
sich  weiter  im  Gewerbe  auszubilden.  Im  Lette-Verein  sind 
zur  Zeit  noch  fünf  Lehrlinge  in  der  Buchbinderei  be- 
schäftigt. Ebenso  besteht  in  Dessau  eine  Fachschule 
für  Ausbildung  von  Damen  als  Chemikerinnen,  besonders 
für  die  Zuckerindustrie. 

In  Englowood,  11  Meilen  von  Columbia  (Vereinigt« 
Staaten)  hat  sich  eine  Kompagnie  von  weiblichen  Sol- 
daten gebildet.  Die  betreff  enden  Mädchen  sind  Töchter  der 
Farmer  von  Roone  Conry  und  wollen  beweisen,  dass  die 
Frauen,    wenn  sie  richtig  bewaffnet   und  emgeübt  sind, 
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ebenso  gut  zum  militärischen  Dienst  verwendet  werden 
können  wie  die  Männer.  Die  neue  Kompagnie  hat  kürz- 
Uch,  wie  die  Vossische  Zeitung  mitzutheilen  weiss,  bei 
Englowood,  unter  Zulauf  einer  grossen  Schaar  Neugieriger 
militärische  üebungen  abgehalten. 

Die  japanische  Mädchen-  und  Frauen  Universität 
z  u  T  o  k  i  o  veröffentlicht  über  ihre  Wirksamkeit  im  Schuljahr 
1904/1905  einen  Bericht,  wonach,  während  die  Väter  und 
Brüder,  die  Gatten  und  die  Verlobten  auf  dem  Kriegsschau- 
platze den  Russen  gegenüberstanden,  so  und  so  viele 
Töchter  und  Schwestern,  Bräute  und  Gattinnen  zu  Tokio 
fleissig  die  Vorlesungen  der  dortigen  Frauenuniversität 
frequentirt  und  manche  auch  einen  akademischen  Grad 
erworben  haben.  Diese  Universität  besteht,  wie  wir  dem 
Neuen  Wiener  Tagblatt  entnehmen,  jetzt  seit  drei  Jahren 
und  umfasst  drei  Abtheilungen.  Die  Eine  ist  halb  wirth- 
schaftlicher,  halb  gewerblicher  Natur  und  trägt  dem  Be- 
dürfnisse des  praktischen  Lebens  Rechnung;  der  Haupt- 
gegenstand der  Zweiten  ist  die  japanische,  der  Haupt- 
gegenstand der  Dritten  die  englische  Litteratur.  Viele 
Studentinnen  wohnen  auch  nach  englischem  Muster  im 
Universitätsgebäude  selbst  und  haben  beim  Eintritt  eine 
ganze  Reihe  von  Gelöbnissen  zu  leisten.  Welcher  Art 
diese  sind,  geht  aus  einer  recht  ungalanten  Aufnahms- 
bedingung hervor.  Danach  muss  jede  junge  Dame,  die 
sich  studirenshalber  in  Tokio  aufhält  und  Studentin  oder 
Pensionärin  der  dortigen  Universität  wird,  einen  Bürgen 
namhaft  machen,  der  für  ihr  moralisches  Wohlverhalten 
einsteht. 

In  der  Oktober-Nummer  der  «liberte  chretienne»  von 
Pontarlier  wird  auf  folgende  Konsequenz  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirche,  nämlich  die  Statuten  für  die  künf- 
tigen katholischen  Kultusgenossenschaften,  die 
bereits  ausgearbeitet  werden,  aufmerksam  gemacht: 

«Une  chose  m'a  frappe  dans  les  Statuts  elabor^  et 
qui,  Selon  toute  probabilitö,  seront  partout  adoptes;  des 
dames  pourront,  dans  la  proportion  d'un  tiers,  etre  mem- 
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bres  du  conseil  ou  comit^  de  Tassociation  paroissiale. 
n  est  ^Tai  qu'il  ne  s'agit  pas  de  gouvemer  la  paroisse, 
ni  de  contröler  Tenseignement  du  cur6,  mais  simple- 
ment  de  seconder  le  clerge,  de  mettre  ä  sa  disposition 
les  ressources  dont  il  pourra  avoir  besoin  et  de  recruter 
des  adhöronts  ä  Tassociation.  —  L'Egb'se  romaine  sait 
ce  qu'elle  doit  aux  femmes  et  ce  qu'elle  peut  attendre 
de  leur  zele.  Cette  admission  de  la  femme  ä  si^ger 
ä  cöte  du  sexe  fort,  dans  un  conseil  paroissial  dont 
le  cur^  sera  membre  de  droit,  mörite  d'etre  not^e,  surtout 
par  nous,  protestants  qüi,  volontiers  feministes  en  theorie, 
avons  tant  de  peine  ä  ouvrir  ä  la  femme  non  pas  m^me 
Tacces  des  conseils  d'Eglise,  mais  la  participation  aux 
elections  presbytc^rales.» 

Die  Zürcherische  Kirchensynode  nahm  nach 
eingehendem  Referat  von  Regierungsrath  Locher  mit 
grosser  Mehrheit  den  Antrag  des  Kirchenrathes  an,  wo- 
nach der  Regierungsrath  eingeladen  wird,  beim  Grossen 
Rath  das  Begehren  zu  stellen,  dass  bei  Behandlung  des 
Gesetzes  über  die  Wahlen  und  Abstimmungen  eine  neue 
Bestimmung  aufgenommen  werde,  durch  welche  die 
Kirchgemeinden  berechtigt  erklärt  werden ,  volljährige 
Schweizerbürgerinnen,  .welche  der  Landeskirche  ange- 
hören, unter  den  nothwendigen  Vorbehalten  als  Mitglieder 
von  kirchlichen  Gemeindebehörden  zu  wählen,  und  Art. 
16  der  Staatsverfassung  dahin  erweitert  werde,  dass  die 
Wählbarkeit  der  Frauen  in  kirchliche  Gemeinde- 
behörden verfassungsmässig  festgestellt  erscheint.     - 

Ziu*  Verminderung  der  Wirthschaften  schlägt  das 
«Urner  Wochenblatt»  vor,  die  Gemeinden  über  die 
Wirthschaftspatentgesuche  und  die  Reduktion  der  beste- 
henden Wirthschaften  abstimmen  zu  lassen,  wobei  den 
Frauen  Stimmrecht  ertheilt  werden  soll.  «Die  Frauen 
sind  es  in  erster  Linie,  die  unter  dem  Zuviel  der  Kneipen 
leiden  müssen,  darum  wäre  es  nicht  mehr  als  billig,  wenn 
man  ihnen  gestattete,  in  diesem  Punkte  mitzureden.;» 

In  Italien  hat  sich  eine  Aktiengesellschaft  unter  dem 

Titel  «L'Industrie  feminine  italienne»,  Sociöt^  anonyme 
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cooperative  aationale  italienne  pour  la  vente  des  travaux 
manuels  feminins  et  industriels  du  foyer,  Siege  social  via 
Marco  Minghetti,  Roma,  gebildet,  die  ihre  Arbeiten  bei 
der  Mailänder-Ausstellung  des  nächsten  Jahres  produ- 
ziren  will. 

Sehr  viel  mehr  von  älteren  Anschauungsweisen  gehen 

die  folgende  Preisausschreibung  und  Schrift  aus: 

In  dem  Beiblatt  «Die  Welt  der  Frau»  veröflfentlichte 
die  «Gartenlaube»  unter  dem  Titel  « Wie  ver- 
heirathe  ich  meine  Tochter?»  eine  Preisfrage  und  setzt 
fOr  die  besten  Antworten  auf  diese  Frage  drei  Preise  von 
150,  100  und  50  Mark  aus.  «Für  jede  Mutter»  heisst  es 
in  dem  Preisausschreiben,  «bleibt  die  Frage:  «Wie  ver- 
heirathe  ich  meine  Tochter?»  bei  aller  Anerkennung  der 
Erfolge  der  modernen  Frauenbewegung  in  unverminderter 
Kraft  bestehen.  Die  wachsende  Ehescheu  der  Männer 
hat  diese  Frage  verschärft,  die  Nothwendigkeit,  unsere 
Töchter  wegen  des  hohen  Prozentsatzes  der  Unverhei- 
ratheten  einen  Beruf  ergreifen  zu  lassen,  hat  ihr  nichts 
an  Bedeutung  genommen.  Schädigt  oder  verbessert  die 
Berufswahl  die  Eheaussichten?  In  welchem  Umfange 
darf  und  kann  eine  Mutter  dazu  beitragen,  ihre  Tochter 
in  diejenige  gesellschaftUche  Umgebung  hineinzubringen, 
die  ihr  die  Bekanntschaft  mit  geeigneten  jungen  Männern 
ermöglicht,  ohne  den  guten  Ruf  ihrer  Tochter  imd  ihrer 
eigenen  zu  schädigen?  Diese  und  hundert  andere  hiermit 
in  Zusammenhang  stehende  Fragen  beschäftigen  jede  mit 
Töchtern  gesegnete  Mutter,  schon  lange,  bevor  das  Kind 
das  heirathsfähige  Alter  erreicht  hat.»  Die  Redaktion 
entscheidet  Ober  die  Preisvertheilung  und  behält  sich  vor, 
ausser  den  preisgekrönten  auch  andere  Lösungen  gegen 
20  Mk.  Honorar  zu  erwerben,  um  sie  in  der  Gartenlaube 
zum  Abdruck  zu  bringen. 

M.Martin:  Die  höhereMädchenschule  inDeutsch- 
land. Die  Verfasserin  baut  ihre  Vorschläge  auf  der  Voraus- 
setzung auf,  dass  man  die  gleichwerthige  Verschiedenheit 
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der  Mädchen-  und  Knabennatur  anerkenne  und  derselben 
in  Lehrplan,  Methode  und  Auswahl  der  Lehrenden  Rech- 
nung tragen  wolle.  Heute  ist  die  höhere  Mädchenbildung 
nichts  weiter  als  verkümmerte  Männerbildung,  entbehrt 
des  natürlichen  Einflusses  der  verstehenden  Frau,  leidet 
unter  ungerechten  Sparsamkeitsrücksichten  und  steht  zur 
Zeit  vor  der  ganz  besonderen  Gefahr,  noch  einmal  der 
Knabenbildung  nacheifernd,  in  eine  blosse  Berechtigungs- 
bildung auszuarten.  Ein  Vergleich  mit  den  Mädchen- 
schulen anderer  Nationen  ergibt  ein  weites  Zurückstehen 
der  deutschen  Mädchenbildung.  Die  Vorschläge  der  Ver- 
fasserin sind  allgemeiner  Natur;  Willenserziehung,  Be- 
kämpfung der  Zersphtterung  und  Oberflächlichkeit,  Er- 
ziehung zur  Selbstthätigkeit,  Gewissenhaftigkeit,  Wahr- 
haftigkeit, Stetigkeit  und  inneren  Ruhe.  Sie  verlangt 
Verlängerung  der  Ausbildungszeit  bis  zum  20.  Jahre ;  sie 
will  allen  Fachunterricht  ausgeschieden  wissen  und  for- 
dert nur  Allgemembildungsfächer:  Naturwissenschaften, 
Erdkunde,  Psychologie  ü.  s.  w.  Um  aber  auch  den  Haus- 
frauenberuf vorzubereiten,  schlägt  sie  auf  der  Oberstufe 
Gabelung  vor  —  oder  Gruppirung  um  die  Bildungsfächer 
— ,  so  dass  ein  Theil  der  Mädchen  nach  freier  Wahl 
Kinderpflege^  Pädadogik,  Haushaltungskunde  u.s.  w.  treiben 
könnte.  Sie  wünscht  aber  durchaus,  dass  das  Ziel  der 
höheren  Mädchenbildung  nicht  die  Berechtigung  für  das 
Weitersteigen  im  Beruf,  sondern  die  Kraftbildung  der 
Persönlichkeit  bleibe,  «damit  unser  Geschlecht  nicht  dem 
Fachmenschenthum  und  dem  Streberthum  verfällt,  sondern 
im  Gegentheil  das  männliche  Geschlecht  davon  erlösen 
hilft.»  «Für  wahrhaft  gebildete  Frauen  wird  stets  der 
Mutterberuf  das  Höchste  sein.» 

Natürlich  fehlt  auch  die  Opposition  des  Egois- 
mus und  der  Gewohnheit,  wie  überall  in  grossen 
Sachen,  nicht. 

Das  «Pariser  Journal  für  Medizin»  veröffent- 
licht einen  Leitartikel  über  die  Art,  wie  die  Frauen  die 
Männer  allmählig  aus  der  Geschäftswelt  verdrängen.  Keine 
Gesetzgebung  und  überhaupt  keine  menschliche  Kraft 
könne  den  Fortschritt  dieser  Revolution  aufhalten,  die  weit 
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wichtiger  sei  als  die  angebliche  «gelbe  Gefahr»,  von  der 
so  viel  geredet  werde.  In  wenigen  Jahren  würden  die 
Verliältnisse  des  sozialen  Lebens  eine  Umwälzung  durch- 
gemacht haben,  die  leitende  Kraft  würde  dann  unver- 
meidlich beim  weiblichen  Geschlecht  liegen,  und  die 
Männer,  denen  keine  weitere  Ueberlegenheit  bliebe  als 
die  der  grösseren  Körperkraft,  würden  nur  noch  für  die 
harten  Arbeiten  benutzt  werden,  für  die  solche  gebraucht 
werde.  Die  Zeitschrift  weist  darauf  hin,  dass  das  lieber- 
gewicht  der  weiblichen  Geburten  zunehme,  die  Sterblich- 
keit der  Frauen  sich  aber  vermindere,  weil  die  Frauen 
von  manchen  Lastern  und  Ausschweifungen  frei  wären, 
die  als  Prärogative  des  männlichen  Geschlechts  betrachtet 
werden  könnten. 

Der  Ersatz  der  männlichen  Bureauangestellten 
durch  weibliche  Kräfte  findet  in  New- York,  besonders  den 
grossen  Gesellschaften  mit  zahlreichen  Angestellten,  in 
letzter  Zeit  in  einer  Weise  statt,  dass  in  den  Kreisen 
der  männlichen  Angestellten  ernste  Besorgnisse  für  die 
Zukunft  laut  werden.  Die  Arbeitgeber  erklären,  die 
weiblichen  Bureauangestellten  seien  ebenso  tüchtig  wie 
Männer  und  dabei  noch  genauer,  ehrlicher  und  zuver- 
lässiger. Ausserdem  hätten  sie  den  Vorzug,  dass  sie 
nicht  trinken  oder  spielen,  wenn  sie  auch  gelegentlich  ein 
bischen  an  der  Börse  spekulirten.  Unter  anderen  hat 
])isher  die  Equitable-Lebensversicherungsgesellschaft  nur 
männliche  Angestellte  beschäftigt,  in  den  letzten  Monaten 
jedoch  hat  sie  gegen  50  junge  Damen  eingestellt.  Ein 
leitender  Beamter  einer  anderen  grossen  Gesellschaft,  der 
Mutual,  erklärte  :  «Wir  stellen  keine  männlichen  Bureau- 
angestellten mehr  ein ,  wir  ziehen  Damen  vor.  >  Ein 
Beamter  der  New- York  Lebensversicherungs-Gesellschaft 
äusserte  sich  folgendermassen :  «Die  weiblichen  Bureau- 
angestellten sind  tüchtiger,  schneller  und  zuverlässiger 
und  sie  erschöpfen  unsere  Geduld  und  unsere  Zeit 
nicht  in  der  Weise  wie  Männer.  Es  ist  sehr  wahrschein- 
lich, dass  in  ein  bis  zwei  Jahren  so  gut  wie  alle  Kontor- 
stellen bei  uns  und  bei  anderen  Gesellschaften  mit  Frauen 
besetzt  sein  werden.»     Die  Metropolitan-Lebensversiche- 
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nings-Gesellschaft  beschäftigt  bereits  1700  Frauen  bei 
einem  Kontorpersonal  von  2500  Köpfen.  Zu  dieser  Ent- 
wicklung der  Dinge  trägt  die  Thätigkeit  der  Frauenhülfe- 
vereine  viel  bei;  so  hat  der  Verein  christlicher  junger 
Mädchen  in  New- York  4000  weibUche  Angestellte  unter- 
gebracht, von  denen  ein  Drittel  Männer  aus  ihren  Stellungen 
verdrängte. 

Parteiwesen.  Für  das  Parteiwesen  der  Eidge- 
nossenschaft war  der  29.  Oktober  d.  J.,  an  welchem  die 
Nationalräthe,  und  für  einige  Kantone  auch  die  Stände- 
räthe,  neu  gewählt  wurden,  ein  bedeutsamer  Tag,  indem 
an  demselben  die  sozialistische  Partei  ihre  sämmt- 
hchen  Vertreter,  ausser  zwei,  den  bürgerlichen  Parteien 
am  nächsten  stehenden  einbüsste.  Die  Ursachen  sind 
theils  in  der  soziaUstischen  Presse  zu  suchen,  deren 
Ton  doch  schliesslich  selbst  in  den  dem  Sozialismus 
nahestehenden  bürgerlichen  Kreisen  und  unter  den 
Sozialisten  selbst  Missbilligung  fand.  Namentlich  aber 
war  es  ein  Streik,  welcher  im  Anfang  September  in 
Rorschach  gegen  die  mechanische  Werkstätte  und 
Giesserei  Amstutz,  Levi  &  Cie  (Franzosen)  stattgehabt 
hatte  und  mit  so  starken  Gewaltakten  gegen  das  Eigen- 
thum  verbunden  war,  dass  Mihtär  dagegen  aufgeboten 
hatte  werden  müssen,  der  nicht  nur  im  Kanten  St.  Gallen, 
sondern  in  der  ganzen  Schweiz  Entrüstung  gegen  diese 
beständige  Agitation  hervorgerufen  hatte.  Die  Arbeiter 
dieser  Fabrik,  die  zuerst  einen  Streik  von  11  Wochen 
versucht  hatten  und  dann  schliessUch  ziu:  offenen  Gre- 
wält  griffen,  hatten  folgende  Forderungen  gestellt,  die 
an  und  für  sich  nichts  Ungewöhnliches  enthielten  : 

«1.  Ein  Arbeitstag  von  neuneinhalb  Stunden.  2.  Bei  ein- 
tretendem Arbeitsmangel  soll  zuerst  die  Arbeitszeit  verkürzt, 
femer  sollen  die  Ledigen  vor  den  Verheiratheten  entlassen 
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und  bei  Wiedereinstellen  die  auf  dem  Platze  Verbliebenen 
zuerst  berücksichtigt  werden.  3.  Die  Akkordarbeit  soll 
abgeschafft  werden.  4.  Minimallöhne  für  alle  Arbeiter. 
5,  Die  Anzahl  der  Lehrlinge  soll  einen  bestimmten  Pro- 
zentsatz im  Verhältniss  zur  Arbeiterzabl  nicht  über- 
schreiten. 6.  Werkzeugentschädigung.  7.  Erstellung  einer 
Wascheinrichtung,  anständige  Aborte,  annehmbare  Trink* 
Wassergelegenheit,  Trockenöfen,  Heizung  der  Arbeits- 
räume ohne  Gefahr  für  die  Gesundheit.  8.  Am  1.  Mai  und 
am  Herbstjahrmarkt  freier  Nachmittag.  9.  Sonderver- 
träge werden  nicht  abgeschlossen,  Massregelungen  sollen 
keine  stattfinden.» 

Dagegen  hatten  die  schhessUchen  Zerstörungen  an 
Maschinen  und  Installationen  einen  Werth  von  gegen 
15,000  Fr.  Am  meisten  erbitterte  die  passive  Haltung  der 
Arbeiterführer  und  die  Vermuthung,  dass  die  ganze  Sache 
vom  Auslande  her  in's  Werk  gesetzt  sei,  was  sich  in- 
zwischen erst  noch  durch  die  Untersuchung  bewahr- 
heiten muss. 

Nicht  lange  nachher  fand  in  einer  ausserordentlichen 
Sitzimg  des  Nationalrathes  (am  26.  September)  eine  be- 
zeichnende Szene  statt,  indem  ein  Grossindustrieller  des 
Kantons  Zürich  (Sulzer-Ziegler)  unter  dem  offenbaren 
Beifall  des  weitaus  grössten  Theiles  dir  Versammlung 
theils  die  Unbilden  schilderte,  denen  die  Industriellen 
Seitens  der  sozialistischen  Partei  und  Presse  seit  Jahren 
ausgesetzt  seien,  theils  auch  die  Gefahr,  von  welcher 
damit  unsere  ganze  Exportindustrie  bedroht  werde.  Am 
meisten  Eindruck  machte,  ausser  der  offenbar  aus  Er- 
fahrung gesdiöpften  lebhaften  Darstellung,  die  positive 
Behauptung  des  Redners,  dass  der  Rorschacher  Streik 
von  Berün  her  angestiftet  worden  sei,  imd  das  Versprechen, 
dies  beweisen  zu  wollen.  Die  Sozialisten  der  Versamm- 
lung fanden  im  Augenblicke  keine  rechte  Replik,  und  auch 
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der  Versuch,  dies  nochmals  durch  einen  Angriff  auf  die 
politische  Polizei  gutzumachen,  misslang.  Statt  hierauf 
einzulenken,  fanden  heftige  Parteiversammlungen,  mit  Auf* 
Stellung  von  zum  Theil  unmöglichen  Programmen  statt, 
deren  eines,  aus  dem  Waadtland,  wie  folgt  lautete: 

«Les  electeurs  socialistes  du  43«  arrondissement, 
aprSs  avoir  pris  connaissance  de  la  chronique  parlemen- 
taire  du  Conseil  national,  protestent  avec  la  derniere 
energie  contre  les  accusations  intentionnellement  malveil- 
lantes  et  fausses  dirigöes  contre  le  parti  socialiste  suisse 
et  les  organisations  ouvri^res  en  gen^ral,  par  les  conseil- 
lers  nationaux  Bally,  Sulzer^  Speiser  et  consorts.  Os 
approuvent  et  felicitent  par  contre  chaleureusement  le 
groupe  socialiste  du  Conseil  national  pour  son  attitude 
vaiilante  et  courageuse  au  cours  de  ces  d^bats  et  de  ses 
critiques  justifiees  k  T^gard  de  la  police  politique  dont 
rinstitution    est   indigne  d'un  pays  r^publicain.» 

Cet  ordre  du  jour  est  votö  ä  l'anunimite. 

Voici  le  Programme  arret^: 

1.  Reduction  du  budget  militaire. 

2.  Incompatibilit^  entre  les  fonctions  de  colonel  ayant 
un  commandement  dans  l'armee  et  le  mandat  de  d^pute 
aux  Chambres  föderales. 

8.  Suppression  des  tribunaux  militaires,  et  retour  de 
leurs  atthbutions  aux  tribunaux  ordinaires. 

4.  Creation  de  tribunaux  administrativ  pour  tous  les 
employes  de  la  Confederation. 

5.  Revision  et  am^lioration  des  lois:  sur  les  fabriques, 
sur  la  responsabilit^  civile  en  cas  d'accidents,  sm*  la 
peche,  sur  les  permis  d'etablissement  des  citoyens  suisses, 
sur  la  prison  pour  dettes  en  cas  de  non  paiement  de  la 
taxe  militaire,  sur  le  transport  des  militaires. 

6.  Representation  proportionnelle  au  f^döral,  au 
cantonal  et  au  communal. 

7.  Protection  du  vignoble  et  de  l'agriculture  par  la 
creation  de  caisses  de  credit  agricole,  k  interets  moderes. 
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8.  Lois  obligeant  de  veadre  les  denrees  alimentaires 
sous  leur  veritable  d^nomination  et  reprimant  les  falsifi- 
cations  et  les  fausses  declarations. 

9.  Loi  föderale  creant  la  röciprocite  entre  les  cantons 
pour  Tadmission  gratuite  des  Suisses  pauvres  dans  les 
höpitaux. 

10.  Reprise  de  la  question  des  assurances  dans  un 
sens  nettement  protecteur  des  salariös  et  des  gens  non 
fortunös. 

11.  Interdictioo,  pour  les  fonctionnaires  föderaux, 
de  cumuler  la  solde  d'officier  avec  leur  traitement  civil. 

12.  Suppression  du  fonctionnarisme  ä  sinecures  et 
diminution  de  la  bureaucratie. 

13.  Lutte  contre  l'alcoolisme.» 

Den  Rückstoss  bilden  nun  wieder  die  Wahlergebnisse 
des  29.  Oktober,  welche  zeigen,  dass  die  bürgerlichen 
Parteien  überall  in  der  Schweiz,  selbst  in  den  grossen 
Städten  und  industriellen  Kantonen,  die  Mehrheit  besitzen, 
sobald  sie  sich  die  Mühe  nehmen,  sich  ebenfalls  zu 
organisiren,  wenn  auch  vorläufig  bloss  für  einen  augen- 
bhcklichen  Zweck. 

Die  Sozialisten  könnten  ein  ganz  nützliches  und  unter 
Umständen  sogar  nothwendiges  Element  in  unserem 
Staatsleben  sein,  wenn  sie  sich  entschliessen  würden 
1)  das  ganze  «internationale»  Wesen,  die  rothe  Fahne  statt 
der  schweizerischen,  die  fortwährende  Nachahmung  des  Aus- 
landes und  Abhängigkeit  von  dessen  Parteischlagworten 
aufeugeben;  2)  auch  die  unrichtigen  und  von  allen  wirklich 
Sachverständigen  längst  verurtheilten  nationalökonomi- 
schen Theorien  von  Marx,  denen  nur  noch  einige  selbst 
etwas  von  der  Zeit  überholte  Parteihäupter  anhängen, 
fallen  zu  lassen;  8)  den  rohen  Ton  und  die  beständige 
Aufreizung  zum  «Klassenbewusstsein»  und  «Klassenhass» 
in   ihren   Pressorganen  zu    vermeiden.    4)  an  die  Wehr- 
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kraft  des  Landes  nicht  zu  rühren.  Wenn  sie  das  nicht 
thun,  sondern  statt  einer  schweizerischen,  eine  interna- 
tional-revolutionäre Partei  sein  wollen,  so  ist  nunmehr 
eine  kräftige  Gegenorganisation  der  bürgerlichen  Klassen 
unausbleiblich,  der  sie  niemals  gewachsen  sein  werden. 
Die  bürgerlichen  Klassen  hingegen  soUen  sich  durch  den 
Undank,  dem  sie  für  ihre  arbeiterfreundlichen  Bestre- 
bungen bei  der  sozialistischen  Presse  fast  immer  begeg- 
neten, nicht  irre  machen  lassen«  sondern  fortfahren,  allen 
einigermassen  vernünftigen  Wünschen  dieser  Art  gebüh- 
rende Rechnung  zu  tragen,  und  daneben  für  eine  noch 
etwas  bessere  Presse  sorgen,  die  bisher  oft  in  ihrer 
Kenntniss  der  sozialistischen  Theorien  und  der  vorhan- 
denen Gegenbeweise  etwas  zurückgeblieben  war.  In  der 
nächsten  Zeit  wird  es  muthmasslich  der  auch  nicht  auf 
imserem  Boden  gewachsene,  sondern  durchaus  unschwei- 
zerische «Antimilitarismus>  sein,  welcher  bekämpft 
werden  muss  und  dem  wahrscheinlich  eine  noch  grössere 
Niederlage  bevorsteht,  wenn  er  wirküch  den  Kampf  auf- 
nimmt. 

Damit  ist  es  dann  aber  nicht  genug,  sondern  diese 
Agitation  ist  so  gefährlich  für  den  Bestand  der  Schweiz, 
besonders  unter  den  jetzigen  Aspekten  in  Europa,  dass 
dagegen  weitergehende  Garantien  geschaffen  werden 
müssen. 

Die  andern  Parteien,  ausser  der  soziahstischen,  haben 
zur  Zeit  bei  uns  keine  sehr  aktuelle  Bedeutung.  Die 
zahlreichste,  radikal -demokratische  deshalb  nicht,  weil 
ihr  die  Herrschaft  nicht  bestritten  werden  kann,  sondern 
sie  über  eine  feste  Mehrheit  in  den  Käthen  und  in  der 
Exekutivbehörde  verfügt;  die  katholisch- und  protestantisch* 
konservative  Partei  deswegen   nicht,  weil  sie  nicht  viel 
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zu  klagen  haben,  woraus  jede  Parteiorganisation  ihre 
Kraft  schöpft.  Auch  ist  der  Gegensatz  zwischen  Centra- 
lismus  und  Föderalismus,  auf  dem  sie  früher  zum  Theil 
beruhten,  beinahe  erledigt,  da  die  Centralisten  Alles  er- 
reicht haben,  was  sie  seit  1848  anstrebten,  und  zwar 
schliessUch  grösstentheüs  mit  Hülfe  der  FöderaUsten 
selbst.  Rückschritte  hinter  die  jetzige  Verfassung  zurück 
wiU  der  weitaus  grössere  Theil  derselben  nun  doch  nicht 
machen,  und  centralisatorisches  Weitergehen  befürwortet 
zur  Zeit,  nachdem  der  Eisenbahnrückkauf,  die  Rechtsein- 
heit, die  noth wendige  Militäreinheit  und  die  National- 
bank  gesichert  sind,  und  auch  die  Versicherungsgesetz- 
gebung  keine  eigentlich  prinzipiellen  Gegner  hat,  auch 
Niemand. 

Die  noch  etwa  übrigen  kleineren  Parteien,  oder 
Parteifraktionen,  wie  «christlich-soziale»,  oder  sogenannte 
Volks-  und  Bauernparteien,  haben,  wie  soeben  die  Wahl^i 
gezeigt  haben,  losgelöst  von  den  grösseren,  keine  selb- 
ständige Bedeutung  und  werden  eine  solche  schwerlich 
jemals  bekommen,  falls  nicht  grobe  Fehler  von  Seite  der 
Mehrheitspartei  ihnen  zu  einer  Belebung  verhelfen. 

Ein  sozialdemokratischer   Parteitag  (welcher 

noch  vor  den  Wahlen  stattfand)  hatte  folgende  Resultate, 

welche  sich  indessen  in  der  Praxis  stark  herabmindern 

,  werden,  namentlich  in  Bezug  auf  die  militärischen  Fragen, 

die  ein  Feuer  sind,  mit  dem  nicht  gespielt  werden  darf: 

«Gamber-Solothum  votirt  in  der  Debatte  über  die 
MOitärfrage  gegen  den  Ejiegsbetrieb  der  Eisenbahnen. 
Faas-Bem  hält  das  Verbot  der  Militäraufgebote  bei 
Streiks  ohne  vorgängige  Revision  der  Bundesverfassung  für 
undurchführbahr.  Moor-Bern  erklärt,  das  Militäraufgebot 
breche  jeden  Streik.  In  der  Abstimmung  wird  der  An- 
trag der  Arbeiterunion  und  des  Grütlivereins  Winterthur 


806  Jahresbericht  1905. 

betreffend  Wahl  der  Offiziere  und  Unteroffiziere  durch 
die  Mannschaft  mit  84  gegen  87  Stimmen  abgelehnt. 
Klöti-ZQrich  stellt  den  Vermittlungsantrag,  die  Bundesver- 
sammlung sei  einzuladen,  vorgängig  der  MUitärorganisation 
Garantien  gegen  Missbräuche  der  Truppenaufgebote  bei 
Streiks  zu  schaffen.  Dieser  Antrag  erhält  45  Stimmen. 
Auf  den  Antrag  betreffend  absolutes  Verbot  der  Truppen- 
aufgebote bei  Streiks  entfallen  dagegen  107  Stimmen. 
Mit  den  durch  die  Abstimmung  geschaffenen  Modifika- 
tionen werden  die  Anträge  der  seeländischen  Grütli-  und 
Arbeitervereine  (Ueberweisung  an  das  Militärdepartement 
durch  die  Parteileitung)  angenommen. 

Beim  folgenden  Traktandum  beantragt  die  Partei- 
leitung, es  seien  die  Soldaten  aufzufordern,  bei  Militär- 
aufgeboten bei  Streiks  ihrer  Solidarität  mit  den  streiken- 
den Arbeitern  sich  bewusst  zu  sein.  Naine-Neuenburg 
stellt  den  weitergehenden  Antrag,  die  Arbeiterorganisa- 
tionen und  die  Arbeiter  im  Allgemeinen  aufisufordem, 
bei  Streiks  alle  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Mittel 
anzuwenden,  um  die  Aktion  der  Regierung  gegen  die 
Streiks  zu  verhindern.  Mit  124  gegen  26  Stimmen  wird 
der  Antrag  der  Parteileitung  angenommen.  Ein  Antrag 
Schneeberger-Zörich,  Soldaten,  die  bei  Streiks  die  Dienst- 
leistung verweigern,  im  Nothfall  zu  unterstützen,  wird 
mit  102  gegen  82  Stimmen  abgelehnt.  Ein  weiterer  An- 
trag Schneeberger,  falls  neue  Militäraufgebote  bei  Streiks 
erfolgen  würden,  eine  lebhafte  Propaganda  gegen  den 
Militarismus  zu  inszeniren  und  die  Arbeiter  aufzufordern, 
sich  vom  freiwilligen  Militärwesen,  Schiessvereinen  etc. 
fernzuhalten,  wird  mit  74  gegen  64  Stimmen  angenommen. 
Ein  Antrag  der  Arbeiterunion  Zürich,  bei  MiUtäraufgeboten 
anlässUch  Streiks  durch  die  Parteileitung  an  Ort  und 
Stelle  die  Verhältnisse  untersuchen  zu  lassen,  Proteste 
und  Aufklärungen  an  das  Volk  zu  erlassen,  wurde  ange- 
nommen. Die  sozialdemokratische  Partei  des  Tessin  liess 
durch  Naine  den  Antrag  begründen,  es  sei  eine  authen- 
tische Interpretation  des  Art.  70  der  Bundesverfassung 
zu  verlangen  und  Protest  zu  erheben  gegen  die  Auswei- 
sungen auf  administrativem  Wege  und  gegen  den  Beitritt 
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der  Schweiz  zum  Geheimvertrag  betreffend  die  Anar- 
chisten. Der  Antrag  wurde  angenommen,  ebenso  derjenige 
der  sozialdemokratischen  Partei  des  Kantons  Neuenburg, 
mehr  Agitationsbroschüren  als  bisher  zu  verbreiten.  Sei- 
del-Zürich beantragt  Wiedererwägung  des  Beschlusses 
betreffend  Wahl  der  Offiziere  durch  die  Truppe.  Mit  48 
gegen  42  Stimmen  wird  Wiedererwägung  beschlossen 
und  nach  langer  Diskussion  mit  75  gegen  25  Stimmen 
die  Forderung  der  Volkswahl  wiederhergestellt.  Die 
Streikfrage  und  die  Theilnahme  von  Sozialdemokraten 
an  bürgerlichen  Regierungen  sollen  am  nächsten  Partei- 
tag behandelt  werden.  Oberrichter  Lang  wird  beauftragt, 
einen  Kommentar  zum   Parteiprogramm  auszuarbeiten.» 

«Ein  Parteitag  der  deutschen  Sozialisten  in  Jena 
machte  im  Gauzen  einen  sehr  unklaren  Eindruck,  indem 
der  Parteipapst  Bebel  sich  zwar  gegen  einen  «General- 
streik>  aussprach,  der  nur  eine  Drohung  gegen  reaktio- 
näre Angriffe  bleiben  solle,  aber  dafür  einen  «Massen- 
streik» eher  befürwortete,  auch  diesen  aber  noch  mit 
Klauseln  versah.    Der  Hauptpassus  seiner  Rede  lautete : 

«Was  den  Massenstreik  anlangt,  so  haben  wir  auch 
Verantwortlichkeitsgeftihl.  Beim  sächsischen  und  Ham- 
burger Wahlrechtsraub  hat  niemand'  von  uns  an  den 
Massenstreik  gedacht.  Auch  heute  bin  ich  nur  als  Warner 
aufgetreten.  Wir  sollen  unsere  Waffen  prüfen,  nichts 
anderes  wiU  die  Resolution.  Beschlüsse  ins  Blaue  sollen 
nicht  gefasst,  die  Partei  soll  nicht  auf  den  Massenstreik 
festgelegt  werden.  Er  soll  nur  als  ein  neues  Kampfmittel 
mit  in  Erwägung  gezogen  werden  (1)  Es  soll  vorgebaut 
werden.  Unsere  Taktik  wird  nicht  geändert,  höchstens, 
dass  wir  im  gegebenen  Falle  ein  neues  Mittel  anwenden. 
BUndUngs  führen  wir  die  Arbeiter  nicht  in  Gefahr.» 

(Bund,  26.  Sept.) 

Klug  ist  daraus  wahrscheinhch  Niemand  geworden. 

Fragen  wir  nun  noch,  was  aus  diesen  sozialistischen 
Bestrebungen  überhaupt  noch  werden  wird,  so  sind  jeden- 
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falls  die  deutschen  von  den  schweizerischen 
zu  unterscheiden.  In  Deutschland  würde  es  vielleicht 
allmählig  zu  einer  Revolution  kommen,  wenn  nicht  die 
äusseren  Verhältnisse  dawischen  träten.  Dieselben  werden 
sich  aber  in  der  nächsten  Zeit  muthmasslich  so  ernst  ge- 
stalten, dass  darüber  die  innem  Kriege  in  den  Hinter- 
grund treten.  Einige  interessante  Aeusserungen,  die  fest- 
gehalten zu  werden  verdienen,  sind  einstweilen  aus  Deutsch- 
land folgende:  Der  Münchener  Sozialist  «Parvus»  (ein 
Galizier  Namens  Helphant)  äusserte  sich  über  den  Ton 
der  sozialistischen  Presse,  wie  folgt: 

«Wir  haben  einen  schlechten  Ton,  das  ist  wahr. 
Wir  können  sehr  grob  werden  —  manchmal.  Unser  Ton 
ist  rüde,  doch  nicht  immer.  Manche  unter  uns  befleis- 
sigen  sich  gelegentlich  besserer  Umgangsformen.  Genosse 
Yollmar  z.B.  bemühte  sich,dem  Reichskanzler  nachzuweisen, 
wie  man  noch  diplomatischer  sein  kann,  als  dieser  po- 
litische Matjeshering.  Er  hielt  dem  Grafen  Reichskanzler 
einen  Fürstenspiegel  vor,  belehrte  ihn  über  staatsmänni- 
sche Kunst.  Dabei  ist  er  selbst  noch  gar  nicht  Minister. 
Aber  gewiss  nicht  jedem  geUngt  es  so,  wie  VoUmar,  und 
dem  gelang  es  auch  nicht  .  .  .  Wir  passen  nicht  in  diese 
Gesellschaft  hinein.  Wir  können  es  nicht,  selbst  wenn 
wir  es  wollten.  Wir  sind  anders  —  ganz  anders. 
Unser  Ton  ist  anders.  Unsere  Sprache  ist  anders,  Ab- 
gründe sind  zwischen  uns  und  ihnen.  Eine  Hölle  thut 
sich  auf  zwischen  uns  und  ihnen.  Ein  rauher  Wind  zieht 
durch  unsere  Sprache.  Wie  ein  Pesthauch  weht  es 
von  unseren  Artikeln  und  Reden.  Unsere  Sprache  hat 
einen  schlechten  Odem  —  sie  bringt  Erankheits-  und 
Zersetzungsstoffe  zu  Tage.»  (A.  Z.,  23.  Dez.  1904.) 

Der  Geheime  Kommerzienrath  Kirdorf,  General- 
direktor des  Gelsenkirchener  Bergwerksvereins,  äusserte 
sich  auf  einem  Tage  des  Vereins  für  Sozialpolitik  in 
Mannheim,  wie  folgt,  offenbar  im  Sinne  seiner  kapitali- 
stischen Mandanten: 
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«Ich  lehne  es  ab,  mit  irgend  einer  Arbeiterorgani- 
sation zu  verhandeln.  Sie  sind  sämmtlich  Kampf  Vereini- 
gungen, die  in  der  Hauptsache  politische  Ziele  verfolgen. 
Dabei  halte  ich  die  christlichen  Gewerkschaften  für  noch 
viel  gefährlicher  als  die  sozialdemokratischen.  Letztere 
sagen  wenigstens  offen,  wohin  der  Weg  geht:  dass  sie 
den  Umsturz  der  heutigen  Gesellschaftsordnung  bezwecken, 
während  die  christlichen  Gewerkschaften  unter  falscher 
Flagge,  unter  dem  Deckmantel  des  Christenthums  kämpfen. 
Ihre  Führer  wissen  genau,  dass  der  von  den  Sozialdemo- 
kraten beabsichtigte  Umsturz  auf  die  Dauer  nicht  halt- 
bar ist  und  dass  sie  alsdann  die  Grossindustrie  miter  die 
Herrschaft  der  GeistUchen  bringen  können ! 

Ich  bedaure  auch,  dass  der  Staat  in  die  Ar- 
beiterverhältnisse eingreift.  Uns,  den  Arbeitgebern, 
braucht  die  Gesetzgebung  nicht  zu  helfen  und  den  Arbeitern 
selbst  macht  sie  allmählig  unmöglich,  sich  zu  einer  höhe- 
ren Lebensstellung  emporzuschwingen.  Als  ich  ins  prak- 
tische Leben  trat,  hatte  ich  mit  grösster  Noth  zu  kämpfen. 
Wäre  damals  schon  der  achtstündige  Normalarbeitstag 
eingeführt  gewesen,  dann  würde  ich  heute  nicht  General- 
direktor und  Geheimer  Kommerzienrath,  sondern  noch 
einfacher  Arbeiter  sein.» 

Das  sind  eben  die  Schlimmsten  der  «Ausbeuter»,  die 
von  unten  emporgekommen  sind.  «Kein  Messer  ist,  das 
schärfer  schiert,  als  wenn  der  Paur  zum  Herren  wird.> 
Solche  Leute  machen  den  Sozialismus  einstweilen  noch 
nothwendig. 

Der  «Reichsbote»  äusserte  folgende,  mit^ einigen  Ab- 
strichen sehr  vernünftige,  Ansichten: 

«Die  Macht  und  der  Einfluss  der  Sozialdemokratie 
beruht  grösstenteils  auf  Fehlem  und  Versäumnissen  auf 
bürgerlicher  Seite.  Zunächst  ist  es  bekannt,  dass  die 
Sozialdemokratie  die  naturalistische  Wieltanschauung  und 
die  reUgiöse  imd  kirchhche  Gleichgiltigkeit  oder  Feindselig- 
keit grosser,  bisher  Uberaler  Volkskreise  zur  Grundlage  hat. 
Nur  in  solchen  Kreisen  ist  sie  herrschend.  Diesen  Boden 
bat  ihr  die  liberale  Presse  bereitet  und  thut  es  noch  fort- 
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während,  so  dass  die  Sozialdemokratie  stets  neuen  Zu- 
zug aus  den  liberalen  Volkskreisen  erhält.  Die  drei 
Millionen  sozialdemokratischer  Wähler  sind  grössten- 
theils  in  diesen  Volkskreisen  zu  finden.  Wirkliche  So- 
zialdemokraten gibt  es  bei  weitem  nicht  so  viele. 

Da  man  also  auf  kirchlichem  und  religiösem  Gebiete, 
wo  die  Wurzeln  unserer  christlich  sittlichen  Weltan- 
schauung liegen,  auf  der  Staat  und  Gesellschaft  beruhen, 
den  Umsturz  betreibt  oder  gewähren  lässt,  hat  man  kaum 
noch  ein  Recht,  sich  über  die  sozialdemokratischen  Um- 
sturzbestrebungen auf  sozialem,  wirthschaftlichem  und 
politischem  Gebiete  zu  beklagen. 

Der  andere  Fehler,  aus  dem  die  Sozialdemokratie 
ihre  Kraft  schöpft,  ist  der  Mangel  an  Ordnungen  auf  dem 
sozialen  Gebiet  zum  Schutze  der  Arbeiter.  Man  hat  in 
der  liberalen  Aera  die  alten  Institutionen,  wie  die  In- 
nungen, aufgehoben,  aber  keine  neuen  an  deren  Stelle 
gesetzt,  sondern  den  Kampf  ums  Dasein,  die  Konkurrenz, 
das  freie  Walten  der  in  der  Koalition  geeinten  Kräfte 
und  den  Streik  eingeführt.  Die  Arbeiter  in  der  grossen 
Industrie,  wo  der  einzelne  Arbeiter  nichts  vermag,  sehen 
ein,  dass  sie  ohne  eine  gemeinschaftliche  Organisation 
wehrlos  sind.  Statt  dass  der  Staat  nun  diese  Organisa- 
tion als  Konsequenz  des  Koalitionsrechtes  selbst  ge- 
schaffen und  ein  ordentliches  Friedensgericht  daneben 
gestellt  hätte,  überliess  er  die  Organisation  der  Sozial- 
demokratie und  diese  setzte  dieselbe  mit  scharfem  Terroris- 
mus und  dem  Streik  durch.  Auf  dieser  gesetzlichen 
Ordnungslosigkeit  hat  die  Sozialdemokratie  ihre  Organi- 
sationen aufgebaut,  durch  welche  sie  die  Arbeiterwelt 
beherrscht.  Hier  liegt  der  Nerv  ihrer  Macht,  und  wer 
sie  besiegen  will,  muss  hier  einsetzen.  Diese  Organisa- 
tion zerschlagen  und  an  ihre  Stelle  die  Organisations- 
losigkeit  setzen,  ist  einfach  unmöglich,  und  wenn  es 
möglich  wäre,  so  würde  die  Koalition  und  der  Streik 
erst  recht  gefährlich  werden;  es  würde  Anarchie  und 
Gewaltthat  eintreten. 

Es  gibt  kein  anderes  Mittel,  als  dass  man  den  be- 
stehenden   Gewerkschaften   eine   gesetzliche  Grundlage 
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gibt,  welche  sie  in  eine  staatlich  geschaffene  Organisa- 
tion der  Selbstverwaltung  einfügt,  die  wie  alle  anderen 
Selbstverwaltungsinstitute  unter  Aufsicht  des  Staates 
steht.  Dann  werden  die  Arbeiter  von  dem  Terrorismus 
der  Sozialdemokratie  unabhängig.  Kampf  zwischen  ihnen 
und  den  Arbeitgebern  wird  es  nach  wie  vorher  immer 
geben,  aber  er  kann  dann  durch  geordnete  Organe  ge- 
führt werden  und  nicht  durch  das  Streikfaustrecht. 

Dadurch  wird  die  Bahn  frei  zur  Bekämpfung  der 
Sozialdemokratie,  nicht  aber  durch  die  Beibehaltung  der 
Anarchie  des  Streiks  und  der  ordnungslosen  Koalition, 
in  welcher  die  Sozialdemokratie  durch  ihren  Terrorismus 
die  Arbeiterwelt  beherrscht  —  weil  die  Arbeiter  über- 
zeugt sind,  dass  sie  die  Gewerkscbaftsorganisation  zum 
Schutz  ihrer  Interessen  nöthig  haben  und  in  dem  Glauben 
leben,  dass  sie  dieselbe  nur  durch  die  Sozialdemokratie 
behalten  können.» 

Das  ist  ungefähr  unser  schweizerischer  Stand- 
punkt und  daher  wird  es  bei  uns  schliesslich  zu  einer 
Art  von  «Arbeitsamt»,  an  Stelle  der  unregelmässigen  sub- 
ventionirten  Sekretariate,  in  der  eidgenössischen  Verwal- 
tung kommen  müssen.  Ein  französischer  Schriftsteller 
sagt  darüber  mit  Recht: 

«Dans  une  democratie  organisee  comme  la  nötre,  le 
gouvemement  des  esprits  et  la  confection  des  lois  ap- 
partiennent  k  tout  le  monde ;  il  faut  que  tout  le  monde 
agisse,  sous  peine  de  voir  la  direction  g^n^rale  de  TEtat 
prise,  non  point  par  les  plus  möritants,  mais  par  les  plus 
habiles,  ou  les  plus  audacieux.  Quand  Tölite  se  d^sint^- 
resse  de  la  lutte  et  la  masse  laisse  faire,  c'est  une  ^lite 
ä  rebours,  qui  commande.»  (Jules  Claretie.) 

Eine  andere  unabw^isliche  Forderung  wird  unseres  Er- 

achtens  eine  Revision  der  Bürgerrechtsverhältnisse 

in  Verbindung  mit  einer  neuen  Versicherungsgesetzgebung 

sein.  Es  war  ein  Fehler,  dass  unsere  Bundesverfassung  von 

dem  Standpunkt  des  Heimathrechts  abging,  welcher  der 
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bei  uns  historische  und  auch  der  allein  dem  Gefühlsleben 
des  Volkes  entsprechende  ist,  wie  jede  Nationalrathswahl 
es  zeigt.  Denn  so  zu  sagen  Niemand  wird  ausserhalb 
seines  Heimathkantöns  (und  meistens  sogar  Heimathbe- 
zirks) gewählt,  wenn  er  selbst  dauernd  anderswo  wohnt. 
Aber  es  wäre  allerdings  nicht  möglich,  auf  diesen  allein 
natürlichen  Standpunkt  auch  in  der  Rechtsgesetzgebung 
zurückzukehren,  ohne  die  bürgerlichen  Korporationen  zeit- 
gemäss  zu  reorganisiren,  eine  Aufgabe,  die  seit  jeber  zu 
den  schwierigsten  unseres  Staatslebens  gehört. 

Es  wird  ^Niemand  von  der  jetzt  lebenden  Generation 
eine  wirkliche  Beendigung  der  «sozialen  Frage»  in  irgend 
einem  Lande  sehen,  und  sie  wird  auch  in  den  verschiede- 
nen Ländern  einen  verschiedenen  Ausgang  nehmen.  In 
solchen  Uebergangszeiten  kann  man  nur_^  Schritt  für 
Schritt  suchen  das  Richtige  zu  finden,  und  es  ist  viel 
leichter  sich  vor  evident  falschen  Massnahmen  zu  hüten, 
als  die  ganz  richtigen  positiv  zu  ergreifen,  die  meistens 
etwas  komplexer  Natur  sind  und  namentlich  bei  uns 
immer  auf  Kompromissen  beruhen.  Der  gesunde  Men- 
schenverstand einer  wohlwollenden  Mehrheit  muss  hierin 
das  Richtige  zu  treffen  versuchen,  nach  dem  Worte  eines 
englischen  Schrifststellers : 

«There  is  no  getting  right  in  this  world  of  complex 
relatiöns,  unless  by  taking  special  care  not  to  go  wrong.» 


Soziales.    Kunst.    Litteratur. 

Ueber  Handel  und  Industrie  der  Eidgenos- 
senschaft entnahmen  wir  dem  tJabresbericht  des 
schTveizerischen  Handels-  und  Industrievereins»  folgende 
sehr  nützliche  Notizen. 

Die  Seidenindustrie  wird  im  Berichtsjahr  als  sehr 
schwankend^  die  Baum  Wollindustrie  als  ein  «Spielball 
der  Börse»  bezeichnet,  tüchtige  Arbeiter  waren  gesucht 
und  fanden  dauernden  guten  Verdienst;  in  der  Stickerei 
trat  eine^^geringe  Besserung  ein.  Die.  Wollindustrie  ge- 
wann durch  den  Krieg,  die  Leinenweberei  war  etwas 
besser;  die  Konfektion  und  Strohindustrie  gut,  die  Papier- 
industrie mangelhaft,  Gerberei  unbefriedigend,  Maschinen- 
industrie steigend,  die  Arbeiter  nahrüen  um  9,  die  Aus- 
fuhr  um  2V»»'/o  zu.    Die  Ausfuhr  war  folgende: 

Ausfuhr:  1903  1^       z„.<Kie.Ab. 

l^r.  hT.         nähme  in  % 

Werkzeugmaschinen    .    .  692000  897000  +  30 

Nähmaschinen     ....  541000  655000  +  21 
Spinnerei-  und  Zwirnerei- 

maschinen    ....  2182000  2543000  +  16 
Maschinen  aller  Art    .    .  18  757000  20950000  +  12 
Dynamo-elektrische     Ma- 
schinen      10  716  000  9  739  000  —  9 

Strick-  u.  Wirkmaschinen  880  000  784  000  —  11 

Lokomotiven 619000  394  000  —  36 

Stickmaschinen.    ...  2279000  1187000-48 

Ueber  die  allgemeine  Geschäftslage  bemerkt  der  Be- 
richt des  Vereins  schweizerischer  Maschinen-Industrieller: 

«Die  Fabrikation  muss  nothgedrungen  ihre  Anlagen 
und  Einrichtungen  immer  vermehren  und  verbessern,  um 
ihre  Erzeugnisse  nicht  nur  in   gleicher  Güte    wie  bisher, 
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sondern  auch  zu  thunlichst  billigem  Preis  auf  den  Markt 
bringen  zu  können  und  sich  namentlich  dadurch  auch 
das  schweizerische  Absatzgebiet  zu  erhalten.  Ihre  Lage 
wird  durch  die  verschärften  Zollschranken  und  durch  die 
immer  unerfreuUcher  sich  gestaltenden  Arbeiterverhält- 
nisse  dabei  immer  schwieriger.  Sie  kommt  namentlich 
in  den  trotz  der  Vertheuerung  der  Produktion  stetig 
sinkenden  Verkaufspreisen  zum  Ausdruck  und  bringt  es 
mit  sich,  dass  die  Konkurrenzverhältnisse  immer  schwie- 
riger werden.» 

Ueber  die  Arbeiterverhältnisse  siphreibt  der  Bericht 
des  Vereins  schweizerischer  Maschinen-Industrieller  Fol- 
gendes : 

cHinsichtUch  der  Arbeiterverhältnisse  ist  zu  berichten, 
dass  die  Löhne  theilweise  nicht  unerheblich  gestiegen 
sind.  Wesentlicher  als  dieser  Umstand  fällt  aber  in  Be- 
tracht, dass  die  Beziehungen  der  Arbeiterschaft  zu  den 
Betriebsleitungen,  die  wir  im  letzten  Bericht  für  1903  im 
Allgemeinen  als  befriedigend  bezeichnen  konnten,  an 
manchen  Orten  Trübungen  aufweisen.  Diese  sind  nicht 
sowohl  aus  der  Lage  der  Arbeiter  selbst  entsprungen, 
für  die  bei  auskömmUchem  Verdienst  genügend,  ja  in  den 
meisten  Zweigen  unserer  Industrie  im  Jahr  1904  reichlich 
Arbeit  herbeigeschafft  werden  konnte,  als  vielmehr  das 
künstUche  Ergebniss  von  Agitation  in  Arbeiterverbänden, 
deren  Leitung  das  Bedürfniss  empfindet,  ihre  Existenz- 
berechtigung vor  den  Arbeitern  darzuthun,  auch  wenn 
schliesslich  die  Arbeiter  die  Kosten  solcher  Experimente 
selbst  zu  zahlen  haben.» 

Solchen  Tendenzen  gegenüber  wird  auch  für  die 
Maschinenindustriellen  der  Gedanke  einer  Organisation 
zum  Zweck  der  Selbsthülfe  in  ernstliche  Erwägung  zu 
ziehen  sein. 

Allerdings  wissen  einige  grössere  Firmen  der  Ost- 
schweiz auch  im  Berichtsjahr  über  durchaus  gute  Bezie- 
hungen zu  ihrer  Arbeiterschaft  zu  berichten. 

Ueber  die  Uhrenindustrie  wird  gesagt: 

«L'ann^e  1904  marque  donc,  sur  toute  la  ligne,  une 
augmentation  de  notre  mouvement  d'affaires  horlogeres 
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et  une  d^cadence  nouvelle  du  prix  de  vente  des  montres. 
C'est  sur  ce  demier  point,  la  continuation  de  la  m^thode  qui 
consiste  k  baisser  les  prix  pour  vendre  au  d^triment 
du  concurrent  —  ce  qui  oblige  le  concurrent  k  faire  de 
meme  —  alors  qu'on  aurait  vendu  autant,  au  tota!,  en 
maintenant  des  prix  r^munerateurs. 

n  est  temps  que  le  mouvement  de  reaction  qui  se 
dessine  contre  cette  tendance  nefaste  s'accentue ;  et  puis- 
que  les  exportateurs  de  montres  sont  impuissants  ä  main- 
tenir  les  prix  k  niveau  normal,  il  appartient  aux  chefis 
d'ateliers  et  de  fabriques  d'^bauches,  de  boftes,  etc.,  de 
s'unir  poiu:  arreter  la  d^gringolage  de  notre  principale 
industrie. 

cDisons-le  hautement:  la  prosp^rit^  d'un  pays  ne  se 
r^alise  pas  par  Tenricliissement  de  quelques  gros  com- 
mergants  et  industriels  accaparant  le  marche,  supprimant 
insensiblement  tous  les  producteurs  de  moyenne  impor- 
tance  et  reduisant  k  la  portion  congrue  leurs  fournisseurs 
divers. 

«La  prosp^rite  d'un  pays  est  faite  de  la  prosperitö 
individuelle  du  plus  grand  nombre  possible  de  citoyens: 
commer<^nts,  fabricants,  chefs  d'ateliers,  artisans,  ouvriers 
et  paysans.  Nous  avons  donc  le  plus  grand  interet,  au  point 
de  vue  de  notre  avenir  industriel  comme  celui  de  la 
paix  sociale,  k  ce  qu'aucune  cat^gorie  de  producteurs  ne 
soit  sacrifi^e.> 

Ueber  die  Bijouterie: 

L'industrie  de  la  bijouterie  n'a  pas  eu,  en  1904, 
une  marche  aussi  satisfaisante  qu'en  1903,  eile  n'a  pas 
öchappä  aux  cons^quences  de  la  crise  qui  sövit  sin:  les 
industries  de  luxe  dans  tous  les  pays  qui  nous  environnent. 

«On  parle  de  nouveau  du  contröle  obligatoire  de  la 
bijouterie,  surtout  dans  les  r^gions  de  la  Suisse  Orientale, 
oü  Ton  consid^re  cette  mesure  comme  indispensable  k 
la  sauvegarde  du  bon  renom  de  notre  industrie  et  des- 
tin^e  k  refr^ner  la  concurrence  qui  nous  est  faite  par  des 
articles  de  mauvais  aloi,  en  double  ou  k  titre  bas  de 
8  ä  12  karats,  portant  des  poin^ons  qui  sont  de  nature  k 
cr^r  de  fächeuses  confusions. 
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üeber  den  Holzhandel: 

Für  den  Holzhandel  und  die  Sägerei  war  die  ge- 
schäftliche Lage  im  AUgemeinen  so  ziemlich  dieselbe  wie 
im  Jahr  1903,  d.  h.  nicht  ungünstig. 

Die  Sägereien  waren  grösstentheils  voll  beschäftigt. 
Neben  der  Baubranche  ist  für  schönere  Qualitäten  Bretter, 
die  Möbelindustrie  ein  grosser  Abnehmer;  sie  verbraucht 
einen  namhaften  Theil  der  einheimischen  wie  der  einge- 
fülirten  Waare.  Dabei  wird  es  je  länger  je  schwieriger, 
den  hochgespannten  Anforderungen  an  die  Güte  des  Ma- 
terials zu  genügen.  Das  gute  Holz  ist  eben,  seitdem  die 
eigentlichen  «Urwälder»  mit  ihren  reichen  und  oft  schönen 
Beständen  gelichtet  sind,  nicht  nur  theurer,  sondern  auch 
selten  geworden.  Die  Neuanpflanzungen  aber  sind  noch 
nicht  reif  für  den  Abhieb ;  sie  werden  vielmehr  erst  spä- 
teren Generationen  zu  gut  kommen. 

Für  die  Holzschnitzerei  war  das  Jahr  1904  nicht  ge- 
rade ein  günstiges,  da  wegen  der  Weltausstellung  in 
St.  Louis  die  reiche  amerikanische  Kundschaft  vielfach 
ausbUeb  imd  da  die  Ereignisse  in  Ostasien  auf  den  Be- 
such oder  die  Kauflust  der  Russen  nachtheilig  einwirkten. 
Amerikaner  und  Russen  sind  sonst  gute  Käufer  geradezu 
der  theureren  Schnitzereien. 

Ueber  die  Steinbrüche: 

Die  Steinbrüche,  besonders  diejenigen  mit  hervor- 
ragendem, auch  zur  Ausfuhr  geeignetem  Material  waren 
im  Allgemeinen  gut  beschäftigt;  Es  fanden  Verfrach- 
tungen, zum  Theil  auf  weite  Entfernungen,  bis  an  den 
Niederrhein,  statt. 

In  neuerer  Zeit  scheint  für  öffentliche  Bauten  und 
andere  grössere  Gebäude  zur  Verkleidung  der  äusseren 
Mauerflächen  statt  weichem  grauem  Sandstein  mehr 
wetterfester  heller  Kalkstein  zur  Verwendung  zu  gelangen. 

Der  Viehhandel  zeigte  hohe  Preise  und  guten  Absatz, 

der  Käsehandel  hatte  ein  mittleres  Jahr.    Ueber  denselben 

wird  dann  weiter  gesagt: 

«Was  die  Absatzländer  im  Einzelnen  betrifft,  so  macht 
sich  in  Frankreich  eine  Bewegung  zu  Gunsten  der  dor* 
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tigen  Nachahmungen  von  Schweizerkäse  bemerkbar,  die 
zum  Aufsehen  mahnt.  In  Savoyen  und  in  der  Franche- 
Comte  wird  nämlich  fleissig  versucht,  nachgeahmten 
Emmenthalerkäse  in  grösseren  Laiben  herzustellen,  wobei 
nicht  nur  schweizerische  Käser,  sondern  auch  einzelne 
schweizerische  Käsehändler  mithelfen.  Französische  Stim- 
men wagen  sogar  zu  behaupten,  die  Zeit  sei  nicht  fem, 
wo  Frankreich  seinen  Bedarf  an  Emmenthaler  und 
Gruyere  selber  decken  könne.  Wenn  nun  auch  die  Sache 
einstweilen  nicht  so  gefährlich  ist,  so  muss  man  sich  in 
schweizerischen  Interessentenkreisen  doch  vorsehen,  nicht 
am  wenigsten  beim  eventuellen  Abschluss  eines  neuen 
Handelsabkommens  mit  Frankreich. 

Italien  dürfte,  da  der  Käsezoll  jetzt  ziemlich  ermäs- 
sigt  ist,  wieder  aufnahmsfähiger  werden.  Nur  steht  man 
hier  vor  der  Thatsache,  dass  die  italienische  Käsepro- 
duktion, und  besonders  diejenige  von  Käse  nach  Schwei- 
zerart, sehr  erstarkt  ist  und  die  fremde  Konkurrenz  kaum 
mehr  zu  fürchten  hat  —  was  wohl  dazu  beigetragen  haben 
mag,  dass  sich  Italien  zu  der  Konzession  auf  dem  Käse- 
zoll herbeiliess. 

Ueber  die  Herstellung  der  Käse  kann  noch  nichts- 
Günstigeres  berichtet  werden.  Der  Uebelstand  der 
vielen  Ausschusswaare  besteht  nach  wie  vor;  die  Summen^ 
die  an  solchem  Ausschuss  verloren  gehen,  betragen  Mil- 
lionen. Es  werden  freilich  Anstrengungen  gemacht,  dem 
Uebelstand  abzuhelfen ;  ein  grosser  Theil  der  Milchliefe- 
ranten lässt  sich  aber  einfach  nicht  belehren.  Auch  sind 
viele  Käser  ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen;  bei  manchem 
fehlt  es  am  Pflichtbewusstsein,  und  so  wird  vielerorts  im 
alten  Schlendrian  fortgearbeitet. 

Früher  war,  namentlich  in  den  Urkantonen,  alter 
Magerkäse  sehr  beliebt;  er  durfte  auf  dem  Tisch  des 
Bauern  bei  keiner  Mahlzeit  fehlen.  Wenn  man  von 
«Spis»  (Speise)  schlechtweg  sprach,  so  verstand  man  da- 
runter Käs  und  Brot.  Der  alte,  bröckelnde  aromatische 
Käse  —  der  durch  trockenes  Lagern  oft  30  Prozent  und 
mehr  von  seinem  Gewicht  verloren   hatte   —   galt  auch 
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Feinschmeckern  als  Delikatesse.  Heute  trifft  man  solchen 
Käse  selten  mehr;  wenn  Käse  gegessen  wird,  so  ist  es 
meist  junger  fetter  Ausschusskäse.  Was  früher  nur  Sonn- 
tags auf  den  Tisch  kam,  das  Fleisch,  ist  jetzt  auch  schon 
in  vielen  Bauemfamilien  zur  allgemeinen  Nahrung  ge- 
worden; der  Käse  ist  trotz  seiner  hohen  Nährkraft  mehr 
zurückgetreten. 

Im  Allgemeinen  ist  die  Produktion  von  Spalenkäse 
in  der  Schweiz  zurückgegangen,  zum  Theil  wegen  Ueber- 
gangs  zum  Emmenthalerkäse,  zum  Theil,  besonders  in 
den  Gebirgsgegenden,  wegen  vermehrter  Au&ucht  von 
Jungvieh. 

Die  Milchpreise  schwankten  im  Sommer  1904  von 
12  bis  13  V»  Fr.  für  den  Hektoliter. 

Im  Weinhandel  wird  über  die  Weinpanscherei  stark 
geklagt.  Und  sie  hat  auch,  wenn  die  Angabe  im  Bericht 
der  Zürcher  Handelskammer,  dass  man  das  Quantum  des 
in  der  Schweiz  hergestellten  Kunstweins  auf  300000  hl 
schätzen  könne,  richtig  ist,  einen  ganz  bedenklichen  Um- 
fang erreicht.  Unter  der  Geltung  des  neuen  hohem 
Weinzolls  wird  die  Versuchung  zur  Panscherei  selbst- 
verständlich noch  grösser  sein,  zumal  die  Chemie  leider 
immer  noch  nicht  in  der  Lage  ist,  den  Wein  oder  dessen 
Surrogate  mit  Sicherheit  zu  analysiren.  Immerhin  glaubt 
man,  von  der  Wirksamkeit  des  in  Berathimg  stehenden 
eidgenössischen  Lebensmittelgesetzes  sich  für  die  Be- 
kämpfung der  Weinfälscherei  einigen  Erfolg  versprechen 
zu  düi*fen.» 

Die  Bierbrauerei  nimmt  zu,  besonders  der  Grossbe- 
trieb und  auf  ungesunden  Grundlagen.  Der  Bericht  sagt 
darüber: 

<A,uch  für  die  Grossbrauereien  verliert  das  Geschäft 
immer  mehr  den  soliden  Boden.  Die  Grösse  der  Dar- 
leihen auf  Wirthschaften  nimmt  trotz  Verlusten  immer 
zu;  auch  die  Zahl  der  von  den  Brauereien  gekauften 
Wirthschaften.  Die  Bilanzen  der  meisten  Aktienbraue- 
reien geben  ein  total  unrichtiges  Bild  über  deren  Yer. 
pflichtimgen. 
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Mit  einer  uns  bekannten  lobenswerthen  Ausnahme, 
welche  die  Gesammtsumme  der  eingegangenen  Bürg- 
schaften erwähnt,  finden  sich  in  den  Rechenschaftsbe- 
richten der  Aktienbrauereien  nirgends  nähere  Angaben 
über  Bürgschaften;  man  ist  über  deren  Höhe  ganz  im 
unklaren.» 

Die  Hauptabsatzgebiete  im  Ausland  sind  Savoyen 
und  die  Lombardei. 

Die  Chocoladefabrikation,  namentlich  von  Milchchoco- 
lade  nimmt  noch  inuner  zu,  in  der  Schweiz  selbst  wird 
für  10  Millionen  Franken  verbraucht. 

Die  Bienen  produzirten  25,000  Doppelzentner  Honig 
im  Werth  von  5  MiUionen  Franken. 

Die  Tabakindustrie  ist  befriedigend. 

Die  Hotelindustrie  war  in  Folge  eines  frühen  und 
schlechten  Herbstes  nicht  ganz  beledigend. 

Wir  fügen  diesen  Notizen,  die  wesentlich  auch  noch 
■auf  das  Jahr  1904  sich  mitbeziehen.  Folgendes  bei: 

Die  hauptsächhchsten  sozialen  «Fragen»  bleiben 
bei  uns  immer  die  eigentlichen  Lohnfragen  und  die 
Arbeitslosigkeit.  In  Bezug  auf  die  ersteren  berechnete 
-ein  St.  Gallisches  Blatt,  dass  bisher  in  den  ersten  neun 
Monaten  des  Jahres  1905  nicht  weniger  als  296  «Lohn- 
kämpfe» in  der  Schweiz  stattgefunden  haben  und  zwar 
^  Streiks,  157  Lohnbewegungen,  38  Sperren  und  7  lock- 
outs. 

In  Bezug  auf  diese  Lohnbewegungen  scheint  der 
rechte  Modus  für  die  Behandlung  und  Beseitigung  der- 
selben noch  nicht  gefunden  zu  sein.  Die  Unternehmer 
lehnen  es  meistens  ab,  mit  den  Führern  der  Arbeiter- 
oi^ganisationen,  oder  den  sog.  «Sekretariaten»  zu  ver- 
kehren, wogegen  die  Arbeiter  nicht  ohne  Grund  betonen : 
^£s  würde  auch   manchem  Arbeitgeber  nichts   schaden, 
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wenn  er  seine  Leute  nicht  nur  am  Zahltage  und  aus  dem 
Guckfenster  des  Bureaus  flüchtig  kennen,  sondern  sie  auch 
an  der  Werkbank,  beim  Schraubstock,  an  der  Esse  be- 
urtheilen  lernen,  ihnen  näher  treten  würde.  Die  Zwischen- 
instanzen haben  oft  mehr  Schuld  auf  dem  Kerbholz  als 
der  Chef  der  Firma  ahnt.  Wenn  man  je  länger  desto 
mehr  vom  Offizier  verlangt,  er  solle  der  Mannschaft  näher 
treten,  sie  besser  in  der  Hand  haben,  sie  nach  ihren 
Qualitäten  kennen  lernen  —  wie  sollte  das  nicht  in 
ebenso  hohem  Grade  für  den  Arbeitgeber  gelten!» 

In  Bezug  auf  die  Arbeitslosigkeit  und  den  damit  eng 
zusammenhängenden  besseren  Arbeitsnachweis  besteht 
eine  Botschaft  des  Bundesraths  an  die  Bundesversamm- 
lung, in  welcher  er  erklärt,  «er  könne  bezüglich  der  Für- 
sorge für  die  Arbeitslosigkeit  bestimmte  Vorschläge  nicht 
machen.  Auf  dem  Gebiet  der  sozialen  Hülfe  müsse  wohl 
zuerst  die  Fürsorge  für  Krankheit  und  Unfall  zur  That 
werden.  Hierauf  werde  der  Invaliden-,  Alters-,  Wittwen- 
und  Waisenversicherung  der  Vorrang  gebühren.  Uebrigens 
habe  der  Bund  für  die  Förderung  der  Bemfsbildung,  die 
zur  Verhütung  der  Arbeitslosigkeit  gehöre,  bereits  über 
12  Millionen  ausgegeben.  Der  Bundesrath  werde  der 
sonstigen  Fürsorge  für  Arbeitslosigkeit  seine  stete  Auf- 
merksamkeit widmen.  Auf  dem  Gebiete  des  Arbeits- 
nachweises lasse  sich  dagegen  schon  jetzt  etwas  er- 
reichen. Es  dürfte  Aufgabe  des  Bundes  sein,  eine  gegen- 
seitige Verbindung  und  Unterstützung  der  Nachweisstellen 
oder  Arbeitsämter  herbeizuführen,  eine  Zentralstelle  zu 
bezeichnen,  welche  die  Nachrichten  über  Angebote  und 
Nachfrage  erhält  und  in  einem  Wochenbulletin  veröffent- 
licht, oder  in  anderer  Weise  die  umfassende  Verwerthung 
der  von  den  einzelnen  Stellen  gesammelten  Informationen 
zu  sichern.  Zu  untersuchen  sei  noch,  auf  welche  Grund- 
lagen (Gemeinden,  berufliche  Organisationen)  die  Arbeits- 
ämter zu  stellen  seien,  in  welcher  Weise  der  Bund  die 
Gründung  und  den  Betrieb  solcher  fördern  solle,  wie  das 
Verhältniss  zur  Naturalverpflegung  zu  regeln  sei  etc  Es 
würde  sich  anschliessen  die  Prüfung  der  Frage,  was  in 
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Bezug  auf  den  privaten  Arbeitsnachweis  zu  geschehen 
habe.  Zunächst  will  aber  der  Bundesrath  wissen,  ob  sein 
Standpunkt  die  Billigung  der  Bundesversammlung  habe.» 

Eine  natioiialräthliche  Kommission  sprach  den  Wunsch 
aus,  dass  sich  die  öffentlichen  Verwaltungen  behufs  Be- 
j^chaffung  von  Arbeit  und  Einrichtungen  gegen  Arbeits- 
losigkeit und  Förderung  des  Arbeitsnachweises  unter 
Betheihgung  des  Bundes  verständigen  sollten.  Es  ist 
dies  jedoch  eine  nach  mehreren  Richtungen  hin  schwierige 
Sache,  worüber  sich  ein  sachverständiger  Artikel  einer 
deutschen  Zeitung  wie  folgt  äussert: 

«Gerade  das  ist  ein  sehr  bestrittenes  Kapitel  der 
Sozialpohtik.  Praktisch  versucht  wurde  die  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  nur  in  einzelnen  Städten  —  z.  B. 
Köln,  wo  über  günstige  Erfolge  berichtet  wurde  —  und 
in  einigen  Schweizer  Kantonen,  abgesehen  von  den  Ver- 
sicherungen, welche  die  englischen  Trades  Unions  und 
deutsche  Fachverbände  ihren  Mitgliedern  bieten.  In 
Bern,  in  Basel  und  in  St.  Gallen  wurde  seinerzeit  über 
Misserfolge  der  Arbeitslosenversicherung  berichtet.  In 
St.  Gallen,  wo  die  Arbeiterpartei  die  Errichtung  der  Ar- 
beitslosenversicherung gefordert  und  eine  erhebliche  Ge- 
meindesubvention erzielt  hatte,  zeigte  es  sich,  dass  das 
Bedürfniss  nach  einer  derartigen  Institution  bei  weitem 
nicht  so  gross  und  dringend  ist,  wie  die  Urheber  des- 
selben vorgaben.  Es  wurde  wenig  benutzt,  imd  der 
Nutzen  entsprach  nicht  den.  Kosten  des  Apparates.  In 
Basel  wurde  im  Jahr  1900  die  Arbeitslosenversicherung 
auf  dem  Weg  des  Referendums  verworfen.  Die  «Soziale 
Praxis»,  ein  gewiss  der  Arbeiterschaft  nicht  ungünstig 
gesinntes  Blatt,  enthielt  damals  über  die  Gründe  der  Ab- 
lehnung eine  längere  Darstellung,  aus  welcher  jaamentUch 
folgender  Passus  interessant  ist: 

«In  der  Arbeiterschaft,  die  in  ihrer  grossen  Mehrzahl 
das  Gesetz  ebenfalls  verworfen  hat,  herrschte  dieselbe 
Abneigung  gegen  Bezahlung  der  Beiträge  wie  bei  den 
Arbeitgebern   des    Kleingewerbes.    Es   wurde  in  diesen 
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Kreisen  behauptet,  die  tüchtigen  und  soliden  Arbeiter 
fänden  ixnme^  Arbeit;  nur  die  schwachen  und  unsoliden 
seien  in  Gefahr,  arbeitslos  zu  werden,  und  darum  mOssten 
die  ersteren  ihre  Beiträge  in  Wirklichkeit  bezahlen  ohne 
jede  Aussicht,  dafür  je  etwas  zu  erhalten,  wohl  aber  zur 
UnterstOtzimg  der  schwächeren  imd  unsolideren  Elemente. 
Auch  wurde  mit  Geschick  von  den  Gegnern  geltend  ge- 
macht, die  Beschränkung  des  Versicherungsumfanges  auf 
die  im  Kantonsgebiete  wohnenden  Arbeiter  habe  zur 
Folge,  dass  bei  der  Einstellung  von  Arbeitern  den  ein- 
heimischen die  ausserhalb  des  Kantons  wohnenden  vor- 
gezogen würden,  da  die  Arbeitgeber  in  diesem  Falle  von 
der  Bezahlung  von  Beiträgen  befreit  wären.» 

Für  die  Gesammtheit  der  Stimmberechtigten  erwies 
sich  die  Befürchtung  am  eindrucksvollsten,  dass  eine  Ver- 
sicherungsanstaltfür Arbeitslose  zahlreiche  UnterstOtzungs* 
bedürftige  nach  Basel  ziehen  werde. 

Schon  diese  wenigen  Notizen  zeigen,  dass  die  Ein- 
richtung der  Arbeitslosenversicherung  ein  ausserordentlich 
prekäres  Unternehmen  ist.  Die  Schwierigkeiten  steigen, 
je  grösser  der  Kreis  derjenigen  ist,  der  von  der  Einrich- 
tung ergriffen  werden  soll.  Ohne  Erhebung  von  Beiträgen 
für  die  Versicherten  zur  Deckung  der  Unkosten  und  der 
Unterstützungsbeiträge  wird  die  Einrichtung  in  bedenk- 
licher .Weise  der  Anerkennung  des  Rechts  auf  Arbeit 
sich  nähern.  Ob  aber  die  Arbeiter  geneigt  sein  werden, 
die  Beiträge  zu  zahlen,  ist  mehr  als  fraglich.  Gerade  die 
Besseren  unter  ihnen  werden  finden,  dass  die  Anlegung 
überschüssiger  Lohnbeträge  auf  der  Sparkasse  eine  bes- 
sere Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  ist,  als  die  Be- 
theiligung an  einem  neuen  kostspieligen  Versicherungs- 
untemehmen.  In  einer  Grossstadt  wird  femer  die  Kon- 
statirung,  ob  im  einzelnen  Falle  Arbeitslosigkeit  vorliegt, 
erhebliche  Schwierigkeiten  machen. 

Wenn  übrigens  die  Arbeitslosenversicherung  vom 
Staat  und  von  der  Kommune  zum  Gegenstand  des  Stu- 
diums gemacht  wird,  so  wird  dies  nur  zu  begrüssen  sein. 
Nur  von  einer  überstürzten  Arbeitslosenversicherung  als 
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Mittel   gegen   eine   momentane  Arbeitslosigkeit  möchten 
wir  gewarnt  haben. 

Das  gewöhnlich  in  Zeiten  umfangreicher  Beschftfti- 
gungslosigkeit  angewandte  Mittel  ist  die  Anordnmig  von 
Nothstandsbauten,  und  hierzu  scheint  man  sich  auch, 
nachdem  die  anfängUche  Ignorirung  der  Bewegung  nicht 
lange  vorgehalten  hat,  ziemlich  rasch  und  ohne  viele 
prinzipielle  Bedenken  entschlossen  zu  haben.  Aber  auch 
hier  hat  man  sich  vor  einem  zu  viel  und  zu  wenig  zu 
hüten.  Zu  wenig  hat  die  Stadtverwaltung  gethan,  indem 
sie  für  den  Fall  einer  umfassenderen  Arbeitslosigkeit 
keine  Vorsorge  traf.  In  jeder  grösseren  Kommune  sollten 
Hochbau-  oder  Tiefbauprojekte,  welche  eine  grössere  Zahl 
von  Arbeitern  beschäftigen,  sozusagen  fertig  auf  Lager 
vorhanden  sein,  deren  Ausführung  bei  normalen  Arbeits- 
und Verdienstverhältnissen  unterbleibt,  welche  aber  dann 
sofort  in  Angriff  genommen  werden  können,  wenn  die 
Arbeitsgelegenheit  in  beängstigender  Weise  sich  vermin- 
dert. Für  solche  Regulatoren  des  Arbeitsmarktes  muss 
aber  schon  von  langer  Hand  vorgearbeitet  sein.  Sie  erst 
unter  dem  Druck  einer  Arbeitslosenbewegung  zu  schaffen, 
ist  sozial  und  politisch  bedenklich,  ganz  abgesehen  von 
der  Gefahr  einer  Verschleuderung  öffentlicher  Gelder  zu 
unnützen  Zwecken.  Schlimmstenfalls^  wenn  nämlich  keine 
solchen  Reserveprojekte  vorhanden  sind,  mag  man  zu 
eigentlichen  Nothstandsarbeiten  greifen,  d.  h.  zu  Arbeiten, 
für  welche  kein  eigentliches  Bedürfniss  vorliegt,  und 
welche  nur  den  Beschäftigungslosen  Arbeit  geben  sollen. 
Hier  ist  es  aber  dann  nothwendig,  durch  Niedrighaltung 
des  Lohnes  oder  noch  besser  durch  die  Einführung  reiner 
Naturalverpflegung  der  Gefahr  zu  begegnen,  dass  die 
Nothstandsarbeiten  den  Zuzug  von  Arbeiter  in  die  Stadt, 
anstatt  zu  vermindern,  erst  recht  ermuntern.» 

Hinsichtlich  der  Streiks  wird  sich  wohl  mit  der 
Zeit  die  Anschauung  bei  uns  geltend  machen,  dass  mit 
solchen  vereinzelten  Ausständen  gegenüber  einer  irgend- 
wie kapitalkräftigen  und  organisirten  Unternehmerschaft 
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nichts  auszurichten  ist  und  dass  sogenannte  General- 
streikS;  die  alle  Arbeiter  eines  Ortes  oder  einer  Gegend 
verbindlich  umfassen,  mit  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ord- 
nung unvereinbar  sind  und  vom  Staat  nicht  geduldet 
werden  können.  Die  lock-outs  sind  der  Gegenstoss 
gegen  die  Streiks  gewesen  und  fallen  mit  denselben  da- 
hin. Wenn  sie,  wie  in  diesem  Jahre  in  Berlin  gegen 
die  Elektrotechniker,  einen  grossen  Masstab  annehmen, 
so  ist  das  die  Antwort  auf  vielfache  Provokation  zum 
Klassenhass  und  zur  Klassenorganisation;  die  Unter- 
nehmer orgahisiren  sich  schliesslich  eben  auch.  Beid- 
seitig muss  das  System  aufgegeben  werden,  von  heute 
auf  morgen  solche  Massregeln  eintreten  zu  lassen.  Eine 
Motion  an  den  Nationalrath  hat  diesfalls  folgenden 
Wortlaut : 

«Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  Be- 
richt und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht  auf  dem  Boden 
des  Bundes  Institutionen  zur  Untersuchung,  Vermittlung 
und  Austragung  von  Kollektivstreitigkeiten  zwischen  Ar- 
beitern und  Unternehmern  zu  schaffen  seien.» 

Ueber  die  Arbeitergesetzgebung,  die  gegen- 
wärtig in  der  Schweiz  besteht,  ist  ein  Nachweiswerk  von 
Dr.  Landmann,  Sekretär  des  internationalen  Arbeitsamts 
in  Basel,  erschienen.  Das  neueste  darin  ist  das  Gesetz  Ckber 
die  Samstagarbeit,  eine  theilweise  Revision  des  Fabrikge- 
setzes, das  selbst  einer  umfassenderen  Revision  entge- 
gensieht. 

In  einem  Graubündnerischen  Blatte  wurden  folgende 

gute   Rathschläge  des   internationalen  Vereins    für    eine 

bessere  Sonntagsfeier  veröffentlicht,  die  in  der  That 

Manches  verbessern  könnten : 

«Verschiebet  niemals  Arbeiten  auf  den  Sonntag,  die 
in  den  Wochentagen  verrichtet  werden   können.     Durch 
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solches  Verschieben  bringt  Ihr  Euch  nicht  nur  selbst  um 
die  Sonntagsruhe,  sondern  entziehtsie  auch  Eurem  Nächsten. 

Kaufet  nichts  am  Sonntag  ein,  sonst  wird  das  Oeff- 
nen  der  Kaufläden  begünstigt,  deren  Besitzer  und  Ange- 
steUte  lieber  ausruhen,  oder  sich  in  der  Familie  erfreuen 
und  den  Gottesdienst  besuchen  möchten. 

Auch  sollten  an  diesem  Tage  keine  Zahlungen  ge- 
leistet werden. 

Am  Sonntag  sollte  weder  in  Empfang  genommen, 
noch  geholt  werden:  Brot,  Backwerk^  Wäsche,  Kleider, 
Fleischwaaren  und  andere  Nahrungsmittel  oder  Haus- 
haltungsbedürfnisse. Wo  das  geschieht,  wird  Meistern, 
Arbeitern  und  Arbeiterinnen  die  für  Körper  und  Geist 
nöthige  Ruhe  genommen.  Ein  Tag  von  sieben  sollte 
ihnen  doch  frei  gegeben  werden. 

Verkürzt  niemals  den  Angestellten,  Arbeitern,  Ar- 
beiterinnen und  Lehrhngen  ihre  Sonntagsruhe,  ausser  in 
unvermeidlichen  Nothfällen,  und  das  auch  dann  nicht, 
wenn  in  den  Fabriken,  Werkstätten  und  öffentlichen  Ar- 
beiten am  Samstag  Abend  die  Arbeiter  einige  Stunden 
früher  als  gewöhnhch  entlassen  werden.  Diese  letzte  An- 
ordnung würde  praktischer  sein,  als  der  so  hochgerühmte 
Achtstundentag;  sie  würde  bewirken,  dass  viele  Haus- 
haltungsarbeiten am  Samstag  Abend  erledigt  werden 
könnten.  So  würde  auch  ein  gegen  das  Schliessen  der 
Läden  am  Sonntag  geltend  gemachter  Grund  in  Wegfall 
kommen. 

Haltet  keine  Familienfeste  und  Gesellschaften  bis 
früh  in  den  Sonntag  hinein,  wodurch  Euch  selbst  und 
Euren  Bediensteten  Sonntagsruhe  und  Sonntagsstimmung 
beeinträchtigt  werden. 

Femer  soUte  man  sich  abgewöhnen,  am  Samstag 
Abend  oder  Sonntag  Posteinzahlungen,  Pakete,  Druck- 
sachen, nicht  pressante  Briefe  und  nicht  dringende  Tele- 
gramme abzusenden.  Benützet  niemals  ohne  Noth  am 
Sonntag  öffentliche  Verkehrsanstalten.  Würde  dies  all- 
gemein beachtet,  so  könnten  viele  Angestellte  der  Sonn- 
tagsarbeit enthoben  werden,  und  die  Oberleitung  wäre 
in  der  Lage,  ihnen  mehr  Sonntagsruhe  zu  gewähren. 
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Vereinfachet  die  Mahlzeiten  am  Sonntag  und  thiit 
nichts,  was  das  Familienleben  stören  oder  Euch,  Eure 
Kinder  oder  Diensboten  vom  Gottesdienst  oder  einer 
wohlthätigen  Ruhe  abhalten  könnte.» 

lieber  die  Gewerbe  der  Schweiz  fand  in  diesem 
Jahre,  zum  ersten  Male,  eine  allgemeine  Gewerbe- 
zählung  auf  den  9.  August  1905  statt,  deren  Resultate 
zur  2ieit  nur  in  einem  ersten  Hefte  bekannt  gegeben 
sind,  aber  bald  ein  wichtiges  statistisches  AktenstQck 
bilden  werden,  sofern  sie  richtig  sind,  was  man  bei  aller 
Statistik  stets  beifügen  muss. 

Ueber  einzelne  Gewerbe  ist  etwa  noch  Folgendes  zu 
berichten : 

Die  Zahl  der  Geschäftsreisenden  in  der  Schweiz 
hat  im  letzten  Jahr  wieder  bedeutend  zugenommen  und  ist 
beinahe  auf  30,500  gestiegen.  Davon  vertraten  23,545 
schweizerische  Firmen  und  beinahe  7000  auswärtige  Häuser. 
Unter  den  Letztem  sind  beinahe  */•  Deutsche.  Am  meisten 
wird  auf  Nahrungs-  und  Genuasmitteln  gereist,  sind  doch 
beinahe  10,000  Vertreter  dafür  eingetragen.  Dann  kommt 
mit  6000  Reisenden  die  Stofßndustrie. 

Ueber  den   vielerorts    bedauemswerthen   Stand  der 

Kellnerinnen    brachte    eine   Gerichtsverhandlung,   die 

in  München  stattfand,  folgende  Verhältnisse  an  den  Tag,, 

die    wir   bei   uns    allerdings    für  nicht   möglich    halten 

würden. ') 

«Die  Kellnerinnen  mussten  täglich  an  den  Restaurateur 
35  Pfennig  Bruch-  und  Putzgeld  und  an  die  von  ihm  ange- 
stellte Abortfrau  15  Pfennig  für  die  Benützung  des  Aborts 
im  Restaurant  bezahlen,  femer  für  jeden  Ausgang  1  Mark* 

M  Immerhin  ist  es  auch  bei  uns  damit  nicht  glänzend  be* 
stellt,  worüber  eine  Enquete  über  die  Verhältnisse  im  E^anton 
Freiburg  von  Dr.  Buombei^ger  in  der  Monatsschrift  für  Christ* 
liehe  Sozialreform  1905  Heft  3  Aufschluss  enthält 
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Dagegen  bekamen  sie  weder  Lohn  noch  Kost,  mussten 
die  zerbrochenen  Gegenstände  sofort  bezahlen,  das  Bier- 
mädchen entlohnen  und  das  Essen  nach  der  Speise- 
karte kaufen,  die  vollen  Beiträge  zur  Invaliden-  und 
Krankenversicherung  selbst  entrichten  u.  s.  w.  Die  für 
den  Beklagten  erschienene  Ehefrau  behauptete,  für  das 
Personal  stehe  im  Hofe  ein  Abort  zur  Verfügung,  die 
eine  Mark  bei  Ausgang  bekämen  die  Putzerinnen,  da  die 
Kassiererinnen  am  Tage  nach  dem  Ausgange  erst  um 
10  Uhr  ins  Geschäft  kommen;  für  das  Personal  werde 
täglich  ll'A  Uhr  eine  ScliOssel  mit  Ochsenfleisch  ans 
Büffet  gegeben,  das  Bruchgeld  sei  nicht  an  sie  bezahlt 
worden.  Die  Klägerinnen  wandten  dagegen  ein,  dass  das 
Ochsenfleisch  (365  mal  im  Jahre)  den  Biermädchen 
und  den  Piccolos  gehöre  und  dass  es  keine  Kellnerin 
wagen  darf,  davon  zu  nehmen.  Gewerberichtor  Sartorius 
bemerkte  schliesslich,  einen  solchen  Geschäftsbetrieb 
habe  er  während  seiner  ganzen  Praxis  noch  nicht  kennen 
gelernt;  die  Beklagte  thue  am  besten,  wenn  sie  die  auf 
recht  sonderbare  Weise  in  ihren  Besitz  gekommenen 
Gelder  herausgebe.» 

Eine  erhebliche  Agitation  besteht  ganz  besonders  im 
Kanton  Zürich  auf  Freigebung  der  Medizin,  wenig- 
stens soweit  es  das  sogenannte  «Naturheilverfahren»  an- 
betrifft. Ein  Initiativ- Vorschlag  an  den  zürcherischen 
Kantonsrath  hatte  folgenden  Wortlaut: 

§1. 

cDie  Heilung  von  Krankheiten  bei  ^Menschen  und 
Thieren,  sowie  die  Krankenpflege  sind  freigegeben. 

Dag^en  ist  nur  den  patentirten  Aerzten  und  Thier- 
ärzten  gestattet: 

1.  Giftstoffe  und    gifthaltige    Arzneien   zu    verordnen 
oder  anzuwenden. 

(Die  Sanitätsdirektion  ist  berechtigt,  ein  Ver- 
zeichniss  dieser  Stoffe  und  der  dieselben  enthalten- 
den Arzneien  und  Salben  aufzustellen). 

Ausgenonmien  sind  diejenigen  starken  (homöo- 
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pathischen  Verdünnungen  dieser  Giftstoffe,  die  auch 
in  grösseren  Dosen  stets  unschädlich  wirken. 

2.  Impfungen  und  Serumeinspritzungen  vorzunehmen. 

3.  Die  höhere  Chirurgie  auszuüben. 

Die  Geburtshülfe  bleibt  den  hiefür  patentirten  Personen 
vorbehalten. 

§2. 
Personen,  die,  ohne  im  Kanton  niedergelassen  zu 
sein,  in  demselben  sich  mit  der  Heilung  von  Ki*ankheiten 
befassen,  haben  die  BewilUgung  dazu  bei  der  Sanitäts- 
direktion einzuholen  und  dafür  eine  Taxe  von  Fr.  20 — 100 
per  Monat  zu  entrichten. 

§3. 

Zuwiderhandeln  gegen  diese  Bestimmungen  fällt  unter 
die    Straf bestimmungen  des  §  42  des   Medizinalgesetzes. 

Alle  diesen  Gesetzesvorschriften  widersprechenden 
Bestimmungen  anderer  Gesetze  sind  aufgehoben.> 

Die  Initianten  führten  in  einem  Flugblatt  eine  An- 
zahl Aussprüche  von  Aerzten  und  Philosophen  an,  wo- 
runter die  folgenden  besonders  bemerkenswerth  sind: 

Als  der  grosse  Philosoph  Tolstoi  im  Sommer  1901 
schwer  krank  war,  bemerkte  er  zu  seinen  drei  Aerzten, 
von  denen  jeder  eine  andere  Diagnose  machte:  «Die 
Aerzte  wissen  alles,  was  die  medizinische  Wissenschaft 
lehrt;  das  Unglück  aber  ist,  dass  die  medizinische  Wissen- 
schaft selbst  nichts  weiss.» 

Frau  Dr.  med.  A.  Fischer-Dückelmann:  «Der 
Geist  in  den  staatlichen  Krankenhäusern  ist  ein  trauriger! 
Der  modernen  Untersuchungs-  und  Operationswuth  fallen 
unzählige  vertrauensvolle  Kranke  zum  Opfer.  Die  Aermsten 
des  Volkes  sind  vorwiegend  Lehrmaterial  für  die  Stu- 
direnden.» 

Prof.  Dr.  Schweninger  in  Berlin:  «Wer  die  Univer- 
sität hinter  sich  hat,  weiss  über  die  Kunst  des  Heilens 
nichts.  Ist  er  ein  selbständiger  Kopf,  so  baut  er  sich 
vielleicht  nach  eigenen  Idee  seine  Heilkunst  Das  sind 
jsber  Ausnahmen.    Meist  bleibt  der  Arzt  auf  dem  Stand 
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punkte  des  Staats-Examens  stehen,  und  der  ist  recht 
niedrig.  Die  Kranken  bilden  sich  ein,  ohne  Medizin  sei 
keine  Heilung  möghch.  Wir  Aerzte  haben  ihnen  so 
lange  von  der  Kraft  des  Apothekerkrams  vorgeredet,  bis 
sie  es  glaubten.  Wir  singen  täglich  das  Loblied  unserer 
Aftermacht.» 

Prof.  Dr.  E.  Klebs,  ehemals  in  Bern;  «Ich  verlange 
demnach  in  erster  Linie  Freiheit  der  Ausübung  des  ärzt- 
heben  Berufes  für  jeden  Bürger  u.  s.  w.,  weil  die  Frei- 
gebung der  ärztlichen  Praxis  die  Medizin  stärkt  und 
kräftigt.» 

Eine  andere  Agitation  richtet  sich  gegen  die  grossen 
Waarenmagazine.   Eine  deutsche  Zeitung  sagt  darüber: 

«Heute  dreht  es  sich  um  die  Frage,  dass  nicht  nur 
gegen  die  bestehenden  Waarenhäuser  gekämpft,  sondern 
auch,  und  zwar  in  erhöhtem  Masse,  gegen  das  Errichten 
weiterer  solcher  Häuser  erfolgreich  gearbeitet  werden 
soll.  Auf  die  Frage,  wie  dieses  Ziel  wirksam  erreicht 
werden  kann,  dürfte  die  sachliche  Antwort  dienen,  dass 
mit  dem  Schreien  nach  Polizei  und  staatlicher  Einwirkung 
wie  überhaupt  mit  den  bisherigen  Rathschlägen  für  Höher- 
besteuerung und  Verboten  verschiedenster  Art,  ein  greif, 
bares  Resultat  nicht  erzielt  werden  kann. 

Die  Waarenhäuser  danken  ihr  Entstehen,  wie  wir 
längst  wissen,  der  finanziellen  Unterstützung  grosser 
Bankinstitute,  die  pekuniären  Erfolge  dieser  Waaren- 
häuser beruhen  auf  intelligenter  zeitgemässer  Führung, 
die  vorzugsweise  darin  gipfelt,  dass  der  Waareneinkauf 
mit  allen  möglichen  Yortheilen  bis  ins  kleinste  Detail 
ausgenützt  wird.  Die  Geschäftsspesen  dieser  Häuser  sind 
mit  allem,  was  drum  und  dran  hängt,  so  enorm,  dass  sie 
nur  durch  billigsten  Einkauf  und  raschen  hohen  Baarum- 
satz  ihre  Rechnung  finden  können. 

Hieraus  folgert  also,  dass  die  mittleren  und  kleinen. 

Geschäfte  den  Kampf  mit  der  modernen  Konkurrenz  zu- 

versichtlich  aufnehmen  können,  sobald  sie  sich  dazu  auf- 

.schwingen,  kleinliche  Nörgeleien  imter  sich  selbst  fallea 
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ZU  lassen,  und  da  eingreifen,  wo  ihnen  das  lebende  Bei- 
spiel als  Vorbild  zur  Nachahmung  klar  und  deutlich  vor 
Augen  liegt. 

Wir  empfehlen  eine  Interessengemeinschaft  beim 
Waareneinkauf  ohne  Unterschied  der  Branchen,  deutlich 
gesagt,  eine  koalirte  Einkaufstelle,  welche  bei  entspre- 
chend grosser  Betheiligung  jedem  einzelnen  Geschäf^n- 
haber  zweifeUos  günstige  Vortheile  zur  Deckung  seines 
Waarenbedarfs  bietet.  Solche  Vereinigungen  setzen  die 
Bedingung  voraus,  dass  deren  Theilnehmer  ihre  Waaren- 
bezüge  nur  gegen  baar  vollführen  können,  während  sie 
andererseits  selbst  bei  geringem  Bedarf  in  die  glückliche 
Lage  kommen,  jeglicher  Konkurrenz  leistungsfähig  gegen- 
überzustehen. Wir  wollen  uns  nicht  verhehlen,  dass  die 
Leistungsfähigkeit  unserer  deutschen  Lidustrie  von  dem 
Absatz  grosser  Mengen  bedingt  ist,  dass  in  Folge  dessen 
der  Massenkäufer  dem  Kleinkaufmann  gegenüber,  welcher 
in  den  häufigsten  Fällen  auf  den  Zwischenhandel  ange- 
gewiesen ist,  ganz  gewaltige  Vortheile  zieht.  Will  der  Letz- 
tere dem  Ersteren  in  dieser  Beziehung  gleichgestellt  sein, 
so  kann  dieses  Ziel  nur  im  oben  angedeuteten  Sinne  ver- 
wirklicht werden.  Solch  ein  billiger  Waareneinkauf  bei 
verhäitnissmässig  geringen  Geschäftsspesen  lassen  dem 
mittleren  Stand  gegenüber  den  Waarenhäusern,  welche, 
wie  schon  erwähnt,  mit  ungemein  hohen  Spesen  belastet 
sind,  die  Möglichkeit  ihres  Fortbestehens  offen,  wenn 
unsere  Anregung  mit  Energie  und  Geschick  durchge- 
geführt  wird». 

Noch  eine  weitere  Agitation  besteht  in  der  deutschen 

Schweiz  gegen   die   «Welschlandgängerei»,    speziell 

gegen  die  in  jeder  Zeitung  zu  lesenden  Annoncen,  worin 

«Volontärinnen»,  d.  h.  unbezahlte  Mägde,  verlangt  werden, 

die  dann   «Gelegenheit  haben,  die  französische    Sprache 

zu  erlernen».   Eine  Zeitung  der  deutschen  Schweiz  publi- 

zirte  folgende  ironisch  gemeinte  Offerte: 

«Haben  Sie  vielleicht  eine  Halbpensionärin  für  unsere 
Familie  ?    Bedingungen :  Das  Mädchen  bezahlt  Fr.  365  im 
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Jahr,  die  drei  ersten  Vierteljahre  Fr.  100  zum  voraus, 
die  Wäsche  auf  Rechnung  des  Mädchens.  Seine  Arbeit 
ist  nicht  mühsam:  jeden  Morgen  3 — 4  Schlafzimmer  auf- 
räumen, ebenso  das  Esszimmer  und  Vestibül,  nach  jeder 
Mahlzeit  das  Geschirr  waschen,  nachmittags  den  Thee 
bereiten.  £s  muss  gute  Manieren  haben,  sauber  und 
exakt  sein.  Dafür  erhält  es  wOchenthch  4  Stunden  Unter- 
richt.» 

Die  schweizerische  gemeinnützige  Gesellschaft  schlug 
die  Errichtung  eines  Inspektorates  über  die  Pensionate 
und  Familien  der  französischen  Schweiz  vor,  die  Deutsch- 
schweizer in  Austausch  nehmen. 

Als  ein  weiterer  Uebelstand  im  Gewerbewesen  wird 
die  Verwendung  von  Saccharin  statt  des  Zuckers 
bezeichnet,  worüber  aus  Deutschland  Folgendes  berichtet 
wird : 

«Saccharin  ist  ein  1879  von  Fahlberg  entdeckter  und 
seit  1886  fabrikmässig  von  der  Firma  Fahlberg,  List  &  Co. 
in  Salbke-Westerhüsen,  sowie  jetzt  noch  von  drei  anderen 
Fabriken  Deutschlands  hergestellter  Süssstofif,  ein  Pro- 
dukt des  Steinkohlentheers.  Durch  die  demselben  inne- 
wohnende geradezu  ungeheuerliche  Süsskraft,  ohne  aller- 
dings nährkräftig  zu  sein,  hat  er  sich  die  Gegnerschaft 
der  Zuckerindustrie  zugezogen,  welche  es  in  manchen 
Staaten  bereits  durchgesetzt  hat,  dass  der  Import  mit 
einem  erhebUchen  Zoll  im  Interesse  der  Erhaltung  des 
Zuckerverbrauchs  belegt  wurde. 

Die  steigende  Konkurrenz  des  Saccharins  führte  zu 
der  Petition  des  Vereins  der  deutschen  Zuckerindustrie 
vom  9.  Februar  d.  Js.  an  den  Bundesrath,  die  Süssstofife 
imter  Apothekenzwang  zu  stellen.» 

Die  Aktien-Gesellschaften  in  der  Schweiz 
mehren  sich  von  Jahr  zu  Jahr  in  hohem  Grade.  Im 
Jahr  1904  wurden  302  Gesellschaften  mit  einem  Ka- 
pital von  75,5  Millionen  gegründet  Das  grösste  Aktien- 
kapital —  sechs  Millionen  —   hat   das   Elektrizitätswerk 
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Wangen.  Durchschnittlich  trifft  es  250,000  Fr.  auf  eine 
Gesellsqhaft.  Am  zahlreichsten  sind  die  neuen  Gesell» 
Schäften  beim  Handel;  wurden  doch  allein  158  Bau-  und 
Terrainspekulations-Gesellschaften  gegründet,  wovon  die 
überwiegende  Mehrzahl  im  Kanton  Genf  domizilirt  ist.  Auf- 
gelöst wurden  65  Gesellschaften  mit  144,7  Mill.  Franke» 
Aktienkapital.  Dieses  Abnehmen  des  Aktienkapitals  er- 
klärt sich  in  erster  Linie  aus  der  Verstaatlichung  der 
Hauptbahnen,  woran  die  Jiu*a-Simplonbahn  allein  mit 
121,8  Millionen  betheiligt  ist.  Eine  Anzahl  Aktiengesell- 
schaften gingen  in  andere  auf,  oder  wurden  in  Genossen- 
schaften, Vereine  oder  Privatgeschäfte  umgewandelt, 
während  andere  in  Konkurs  kamen.  Ende  1903  zählte 
man  2440  schweizerische  Aktiengesellschaften  mit  1739 
Millionen  Kapital. 

Die  Zahl  der  Buchdruckereien  in  der  Schweiz 
beträgt  483.  Zahl  der  Druckmaschinen  1595  (vor  zehn 
Jahren  924),  Zahl  der  Setzmaschinen  65  (seit  zehn  Jahren 
59  Zunahme). 

Elektrische  Werke.  Die  Schweiz  nimmt  unter 
den  verschiedenen  Ländern  Europas  eine  hervorragende, 
man  dürfte  wohl  sagen  die  erste  Stelle  ein,  wenn  man  ihr 
Grössenverhältniss  zu  den  übrigen  Staaten  in  Betracht 
zieht.  Nach  dem  französischen  Blatte  «FEclairage  elec- 
trique»  vertheilen  sich  die  elektrischen  Kräfte  Europas 
folgendermassen :  Itahen  210,000  Pferdekräfte ;  JPrankreich 
161,343;  Schweiz  133,302;  Deutschland  81,077;  Schweden 
71,000;  Oesterreich  16,000;  England  11,900;  Russland 
10,000. 

Ueber  amerikanische  Verhältnisse  entnehmen 

wir  verschiedenen  Zeitungen  Folgendes,  das  uns  interes* 

siren  kann.    Amerika  ist  eben  ein  Land,  in  dem  AUes^ 

Gutes  und  Böses,  ins  Grosse  wächst. 

«Eine  Musterfabrik  in  gesundheitlicher  Hinsicht  ist 
die  National  Cash  Register  Co.  in  Dayton  (Ohio),  wo  die 
automatischen  Kassen  fabrizirt  werden,  die  im  Augen- 
blick, wo  die  Zahlung  gemacht  wird,  die  Quittung  heraus* 
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geben.  Die  Fabrik  besteht  aus  neun  Gebäuden,  die  Fenster 
sind  gross  wie  Kirchenfenster.  Ventilatoren  sorgen  über- 
all für  gut«  Luft;  geräumige  elegante  Lifts  erleichtem 
das  Kommen  und  Gehen.  Die  Sääle  werden  mit  pein- 
lichster Sorgfalt  sauber  gehalten.  Die  Maschinen  sind 
angestrichen  und  gefirnisst,  die  kupfernen  Oelkännchen 
stehen  auf  Tabletts,  und  das  Ganze  glänzt  wie  ein  Thee- 
service.  Das  Haus  beschäftigt  3800  Arbeiter  beider  Ge- 
schlechter. Die  Arbeitermnen  werden  nui*  durch  Frauen 
beaufsichtigt.  Sie  haben  ein  Krankenzimmer,  auf  dem 
beständig  eine  diplomirte  Pflegerin  ist.  Jede  Arbeiterin 
hat  ihren  eigenen  verschUessbaren  Schrank  im  Arbeits- 
saal. Sie  erhalten  wöchentlich  zweimal  frische  weisse 
Schürzen  gratis  von  der  Fabrik.  Alle  haben  bequeme 
Sitze  mit  Bückenlehnen.  Morgens  um  zehn  und  nachmit- 
tags um  drei  Uhr  ist  eine  Pause  von  zehn  Minuten,  in 
der  sie  Muskelübungen  machen,  um  die  Glieder,  welche 
durch  ihre  Beschäftigung  angestrengt  werden,  zu  stärken. 
Warmes  und  kaltes  Wasser  ist  stets  zu  ihrer  Verfügung. 
Sie  haben  mehrere  Badezimmer.  Im  Winter  wird  ihnen 
wöchentlich  eine  Stunde,  im  Sommer  zwei  freigegeben, 
um  ein  Bad  zu  nehmen,  ohne  dass  vom  Lohn  etwas  ab- 
gezogen wird.  Zu  einer  bestimmten  Stunde  fährt  ein 
Bücherkarren  durch  den  Saal,  von  dem  jede  einen  Band 
mit  nach  Hause  nehmen  und  den  frühern  wiedergeben 
kann,  ohne  ihre  Zeit  in  einer  Bibliothek  zu  verlieren.  In 
allen  Säälen  hängt  eine  grosse  Tafel,  auf  der  die  Mit- 
theilungen der  Direktion  und  die  der  Arbeitervereine 
bekannt  gemacht  werden.  Ausserdem  ist  eine  Schachtel 
aufgestellt,  in  welche  die  Arbeiter  mit  Namensunter- 
schrift ihre  «Ideen»  deponireii  können.  Findet  man  eine 
gut,  so  wird  sie  angewandt,  und  der  Name  kommt  auf 
die  Ehrentafel.  Zweimal  jährlich  findet  für  solche  Avis 
eine  Preisvertheilung  statt:  seidene  Börsen  mit  25—500 
Franken  Inhalt  und  Veröffentlichung  der  Namen. 

Die  Direktoren  sagen  oifen :  das  alles  geschieht  nicht 
aus  Philanthropie,  sondern  aus  Interesse;  es  macht  sich 
bezahlt  durch  Gesundheit  und  Kraft,  geistige  wie  körper- 
liche.» (NZZg.) 

53 
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«La  lutte  qui  se  poursuit  entre  le  capital  et  le  travail 
«organise»,  a  donne  naissance,  aux  Etats-Unis,  ä  une  pro- 
fession  nouvelle,  celle  du  «dompteur  de  greves»  (Strike- 
Breaker).  Son  unique  representant,  son  inventeur,  si  Ton 
veut,  c'est  Jim  Farley,  qui  s'est  dejä  acquis  une  grosse 
fortune,  et  qui  l'augmente  de  jour  en  jour,  rien  qu'en 
combattant,  pour  le  compte  des  compagnies,  les  greves 
Sans  cesse  renaissantes  parmi  les  employes  de  tramways 
lU'bains. 

L'histoire  de  Jim  Farley  est  extraordinairement  cu- 
rieuse  et  bien  typiquement  americaine.  En  1895,  se  trou- 
vant  sans  emploi,  il  eut  Tidee  de  proposer  ses  Services 
a  la  compagnie  des  tramways  de  Brooklyn,  dont  les  em- 
ployes avaient  cesse  le  travail.  Voyant  qu'elle  avait  af- 
faire  ä  un  gaillard  energique,  la  Ck>mpagnie  le  mit  k  la 
tete  d'une  escouade  d'hommes  determines,  et  ce  fut  sur- 
tout  gräce  ä  cette  intervention  opportune  que  la  greve 
ne  tarda  pas  ä  echouer.  Ce  fut  ce  premier  succes  qui 
donna  ä  Farley  Viä^e  de  la  vocation  qu'il  devait  bientöt, 
—  ce  n'est  pas  trop  dire,  —  illustrer.  II  prit  l'adresse 
de  tous  ceux  qui  avaient  travaill^  et  lutte  sous  ses  ordres, 
et  en  obtint  la  promesse  de  le  rejoindre  au  premier  appel. 

.Quelques  semaines  apres  ^clatait  k  Philadelpbie, 
parmi  les  employes  de  tramways  de  cette  ville  enorme, 
une  greve  formidable.  Farley  ecrivit  ä  la  Direction,  ofib~ant 
ses  Services,  qui  furent  accept^^,  et  tel^raphia  k  ses 
hommes,  dont  pas  un  ne  manqua  au  rendez-vous. 

Le  resultat  de  ce  second  essai  fut  aussi  heiureux  que 
Tavait  ete  celui  de  Brooklyn.  Farley  et  ses  hommes, 
auxquels  s'en  etaient  jqints  d'autres,  forcerent  les  gr^vistes 
k  composition.»  (Grazette  de  Lausanne.) 

Ueber  das  Kartellwesen,  die  sogenannten  Trusts, 
die  im  grossen  Styl  auch  eine  amerikanische  Erfindung 
sind,  befindet  sich  ein  gehaltvoller  Artikel  von  Dr.  Gold- 
stein, Privatdozent  in  Zürich,  in  dem  Handwörterbuch 
der  Schweiz.  Volkswirthschaft  von  Prof.  Reichesberg 
(H.  Band  1905). 
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lieber  die  Besteuerung  der  Konsumvereine  hat 
sich  das  Bundesgericht  in  einem  Rekursfalle  des  Konsum- 
vereins Rorschach  auszusprechen  Gelegenheit  gehabt. 

«Die  rekurrirende  Genossenschaft,  die  ihren  Kunden 
(Genossenschaftern  undNichtgenossenschaftem)  eine  Rück- 
vergütung von  zehn  Prozent  des  Einkaufs  verspricht,  will 
eine  ungleiche  Behandlung  vor  dem  Gesetz  darin  er- 
blicken, dass  der  Regierungsrath  auf  die  Konsumgenossen  ^ 
Schaft  die  gleichen  Grundsätze  anwende,  wie  auf  die 
anonymen  Gesellschaften,  indem  er  diese  Rückvergü- 
tungen gleich  der  Dividende  solcher  Gesellschaften  als 
Bestandtheil  des  Reingewinnes  behandle  und  zur  Steuer 
heranziehe.  Die  Rückvergütungen  seien  ein  wirklicher 
Kapitaleinschlag  auf  dem  Preise  zu  Gunsten  der  Kon- 
sumenten und  nicht  nur  der  Mitglieder,  und  demnach 
ein  Skonto,  wie  ihn  auch  der  Einzelkaufmann  seinen 
Kunden  gewähre. 

Das  Bundesgericht  wies  den  Rekurs  ab  und  ging 
dabei  im  Wesentlichen  von  folgenden  Erwägungen  aus: 
Es  frage  sich  im  vorUegenden  Falle  nur,  ob  sich  der 
Regierungsrath  durch  willkürUche  Anwendung  des  Steuer- 
gesetzes einer  Rechtsverweigerung  schuldig  gemacht  habe 
durch  die  Annahme,  dass  die  rückvergüteten  zehn  Pro- 
zent als  dem  steuerpflichtigen  Reingewinn  entnommen 
zu  betrachten  seien.  Verschiedene  Auffassungen  seien 
nun  allerdings  möghch.  Insbesondere  lasse  sich  die  An- 
sicht wohl  vertreten,  dass  es  sich  hier  technisch  weniger 
um  eine  eigentliche  Gewinnbetheiligung  als  um  einen 
nachträglichen  Preisabschlag,  Skonto,  handle;  denn  der 
Rekurrent  verpflichte  sich  unter  allen  Umständen  zur 
Rückvergütung  der  zehn  Prozent  und  nicht  nur  sofern 
es  der  Geschäftsgang  gestatte.  Anderseits  könne  aber 
auch  von  einer  Grewinnbetheiligung  gesprochen  werden ; 
denn  der  Rekurrent  rechne  darauf,  diese  zehn  Prozent 
aus  dem  Einnahmeüberschuss  zu  bezahlen  und  würde  sich 
jedenfalls  anders  einrichten,  wenn  sich  dies  als  unmöglich 
herausstellte.  Aus  diesen  Gründen  könne  nicht  von  einer 
willkürlichen   Anwendung  des  Gesetzes   durch   den  Re* 
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gierungsrath  gesprochen  werden,  wenn  dieser  auf  die  wirth* 
schaftliche  Funktion  des  Postens  mehr  Gewicht  lege  als 
auf  die  technische.» 

Etwas  sehr  Bedenkliches  ist  die  stete  Vertheue- 
rung  des  Lebens  in  der  Schweiz.  In  letzter  Zeit  ist 
namentlich  der  Zucker,  der  jetzt  auch  zu  den  Lebensbe- 
dürfnissen gehört,  enorm  im  Preise  gestiegen,  ihm  folgen 
nun  mehr  oder  weniger  alle  Lebensmittel,  und  unter  den 
Händlern  sorgen  Kartelle  dafür,  dass  nicht  durch  Kon- 
kurrenz die  Preise  sich  massig  erhalten.  Das  wird  dazu 
führen,  dass  auch  alle  Löhne  und  Gehalte  sich  steigern 
und  dass  femer  das  Publikum  sich  mit  Konsumvereinen 
für  alle  möglichen  Bedürfhisse  auch  gegen  die  Händler  zur 
Wehre  setzt.  Wahrscheinlich  wird  schon  im  nächsten 
Jahre,  mit  Eintritt  der  neuen  Zollverhältnisse  eine  all- 
gemeine Vertheuerung  aller  Lebensbedürfnisse  beginnen, 
womit  zum  Theil  bereits  der  Anfang  gemacht  ist. 

Der  «Internationale  Verein  der  Gasthofbesitzer»  hat 
in  Braunschweig  eine  solche  allgemeine  Preiserhöhung^ 
beschlossen,  wogegen  das  Publikum  feste  Stellung  recht- 
zeitig zu  nehmen  haben  wird. 

Der  Lebensvertheuerung  kann  im  Uebrigen  unseres  Elr- 
achtcns  mit  zwei  Massnahmen  wirksam  entgegengearbeitet 
werden:  I.Abstinenz.  Dass Alkoholgenuss nichts  nützt, 
sondern  jedenfalls  ganz  entbehrlich  ist,  sollte  nun  doch 
eigentlich  Jedermann  klar  sein,  und  welche  Erspamiss 
das  ist,  haben  wir  für  die  Schweiz  (bei  Regalien)  gesagt. 
2.  Geringerer  Fleischgenuss.  Wir  essen  viel  zu  viel 
Fleisch,  was  jedenfalls  in  unserem  Klima  auch  nicht  nöthig,. 
sondern  vielmehr  die  Ursache  mehrerer  Krankheiten  imd 
u.  a.  auch  des  beständigen  Alkoholdurstes  ist.    Mit  dieser 
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Vereinfachung  könnten  sich  auch  die  Hotelbesitzer  ohne 
alle  Erhöhung  der  Preise  helfen. 

Dies,  und  der  grosse  Luxus  überhaupt,  der  in  allen 
Kreisen  der  schweizerischen  Bevölkerung  eingerissen  ist, 
muss  jedenfalls  anders  werden,  wenn  nicht  ein  etwelcher 
Krach  in  naher  Aussicht  stehen  soll. 

Theilweise  trägt  natürlich  auch  zu  diesen  Uebeln  die 
Fremdenindustrie  bei,  die  sich  immer  luxuriöser  ge- 
staltet. Es  wird  davon  im  folgenden  Abschnitt  noch  die 
Rede  sein. 

In  Amerika  ist  auf  Grund  der  Uebertreibung,  die  ein- 
getreten war,  eine  Art  von  Reaktion  gegen  die  Trink- 
gelder  eingetreten,  worüber  Folgendes  berichtet  wird: 

«Oeifentliche  Proteste  in  Amerika  gegen  das  Trink- 
gelderunwesen haben  jetzt  die  Bildung  einer  «Gesell- 
schaft zur  Bekämpfung  des  Trinkgeldes»  herbeigeführt. 
Ihre  Mitgheder  haben  sich  feierlichst  verpflichtet,  Kellnern, 
Gepäckträgem  und  andern  Trinkgeldempfängern  keine 
Trinkgelder  zu  geben.  Ein  Politiker  im  Westen  der  Ver- 
einigten Staaten,  Mr.  Tubbs,  ist  sogar  einen  Schritt  weiter 
gegangen  und  hat  in  Missouri  ein  Gesetz  durchgebracht, 
wonach  das  Trinkgeldgeben  ein  strafbares  Vergehen  ist 
und  mit  2000  M.  Geldstrafe  geahndet  wird.  Die  Em- 
pörung des  amerikanischen  Publikums  gegen  das  Trink- 
gelderunwesen ist  die  Folge  der  übermässigen  Trinkgelder, 
die  in  Restaurants,  Hotels  und  auf  der  Eisenbahn  er- 
wartet werden.  In  Amerika  ist  eine  Mark  der  Mindest- 
betrag, den  ein  sich  selbst  achtender  Gepäckträger  an- 
nimmt, und  wenn  man  einen  Schlafwagen"  benutzt,  so 
wird  am  Ende  der  Reise  wenigstens  ein  Douceur  von 
2  Mark  erwartet.  50  Pfennig  ist  das  Wenigste,  was  man 
selbst  in  den  einfachsten  Restaurants  geben  kann,  und  in 
einem  eleganten  Lokal  hält  man  zwei  bis  vier  Mark  für 
das  dem  Kellner  zukommende  Trinkgeld.  Speisen  meh- 
rere Leute  zusammen,  so  ist  20  Mark  kein  ungewöhn- 
liches Trinkgeld.    Oberkellner   erwarten   gewöhnlich   20 
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bis  40  M.  von  reichen  Gästen.  Dem  Piccolo,  dem  Portier, 
Aufwärtem  und  anderen  Bediensteten  kann  man  nicht 
gut  unter  50  Pfg.  geben,  und  wenn  man,  wie  das  häufig 
vorkommt,  Trinkgelder  im  Betrage  von  50  Pfennig  bis  4 
Mark  an  mehrere  Angestellte  zu  geben  hat,  so  ist  das 
eine  nicht  geringe  Ausgabe.» 

Thierfreundlichkeit.  Die  materialistische  Le- 
bensanschauung hat  w^enigstens  das  Gute  gehabt,  dass 
sie  die  Tliiere  dem  Menschen  theoretisch  näher  bringt. 
Nur  behandelt  sie  die  Menschen  mitunter  wie  Thiere,. 
während  umgekehrt  in  den  Thieren  das  annähernd  und 
anstrebend  Menschliche  gesehen  werden  sollte,  das  im 
Auge  jedes  treuen  Hundes  und  in  dem  tieftraurigen  Blick 
des   gequälten  Pferdes,    oder   des   gejagten  Rehes   liegt 

Zunächst  wäre  hier  eine  Beschränkung,  wenn  nicht 
Aufhebung  der  Vivisektion  am  Platz.  Ein  Flugblatt 
des  zürcherischen  Thierschutzvereins  sagt  über  einen  Be- 
such in  dem  bakteriologischen  Institut  in  Bern  : 

«Das  traurigste,  was  uns  da  von  der  vivisektorischen 
Praxis  entgegentrat,  war  eine  grössere  Anzahl  Kaninchen, 
denen  in  das  eine  Auge  —  das  andere  Auge  dient  als 
sog.  Kontrollauge  —  Tuberkelbacillen  eingespritzt  worden 
waren  und  die  nun  seit  Wochen  beobachtet  wurden,  wie 
die  Krankheit  vom  Auge  aus,  das  schon  ganz  verfault 
war  und  einen  bejammemswerthen  Anblick  bot,  den 
ganzen  Körper  ergriff  und  die  Thierchen  schUesslich  da- 
hinraffte. 

Die  Thi^e  in  ihren  engen,  übereinander  geschach- 
telten Käfigen  schienen  ihre  Leiden  geduldig  zu  ertragen, 
wie  furchtbar  aber  muss  der  Schmerz  dieser  Prozedur 
gewesen  sein !  Dies  ist  eines  der  ekelhaftesten  und  am 
meisten  kultivirten  Gebiete  der  Vivisektion:  Das  künst- 
liche Krankmachen  der  Thiere  —  ein  satanisches  Ver- 
gnügen !  Es  rächt  sich  aber  auch  in  gebührender,  ob- 
wohl bisher  noch  wenig  erkannter  Weise:  Dieses  künst- 
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liehe  Krankmachen  erstreckt  sich   nämlich    immer  mehr 
auch  auf  Menschen!» 

Dass  diese  Praxis  zur  Grausamkeit  erzieht,  ist  auch 
für  uns  ausser  Zweifel  und  eine  starke  Beschränkung 
halten  wir  gar  nicht  für  unmöglich. 

Andere  Klagen  solcher  Art  werden  gegen  die  Damen 

laut,  welche  die  nützlichen  Singvögel  zum  Schmuck  ihrer 

Hüte  verbrauchen. 

Eine  Zeitungsnotiz  aus  Japan  sagt  darüber,  dass  die 
japanische  Regierung  die  Ausfuhr  von  Vogelbälgen  aus 
Japan  zu  verbieten  beabsichtigt.  Die  Zollbehörden  sollen 
angewiesen  werden,  solche  Sendungen  nicht  mehr  durch- 
zulassen. Durch  das  gewissenlose  Morden  der  nützlichen 
Vögel  ist  eine  solche  Menge  Schädlinge  in  Japan  aufge- 
kommen, dass  man  für  den  Ackerbau  fürchtet;  besonders 
die  Reisfelder  wimmeln  von  Ungeziefer.  Man  hofft,  dass 
die  Vögel,  wenn  man  sie  in  Ruhe  lässt,  sich  wieder  besser 
vermehren  und  jene  Feinde  der  Landwirthschaft  vertilgen 
werden.  Der  Ertrag,  den  die  Vogelbälge  bringen,  fällt 
nicht  ins  Gewicht  gegen  den  Schaden,  den  die  Land- 
wirthschaft erleidet,  und  die  Rücksicht  auf  die  putzsüch- 
tigen Amerikanerinnen,  die  sich  die  Vogelleichen  auf 
den  Kopf  setzen  —  die  Bälge  wandern  zumeist  nach 
Amerika  — ,  konmit  schon  gar  nicht  in  Betracht. 

Ein  weiterer  Streitpunkt  dieser  Art  besteht  zwischen 
den  habsüchtigen  Gartenbesitzern  und  den  Amseln, 
die  natürlich  hie  und  da  einige  Früchte  der  Gärten  als 
Gegenleistung  für  ihren  Gesang  in  Anspruch  nehmen. 
Man  sollte  es  kaum  für  möglich  halten,  dass  selbst  ge- 
bildete Leute  diese  herzerfreuenden  Thierchen  abschiessen 
zu  dürfen  verlangen. 

Zum  Schutz  der  schönen  Alpenblumen  hat 
der  niederösterreichische  Landtag  ein  Gesetz  geschaffen, 
welches  verbietet,  Edelweiss,  Kohlröschen,  Frauenschuh, 
Aurikel  und  die  Kervenstendel-{Ophrys)-Arten  sammt 
Wurzeln  und  Knollen  auszuheben  und  auszureissen,  sowie 
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bewurzelte  oder  mit  Knollen  versehene  Exemplare  feil- 
zubieten. Zu  wissenschaftlichen  Zwecken  kann  das  Aus- 
heben und  Ausreissen  dieser  Pflanzen  sammt  Wurzeln 
oder  Knollen  bewilligt  werden. 

Auch  hier,  wie  bei  der  Vertilgung  der  Singvögel,  ist 
es  leider  das  weibliche  Geschlecht,  das  eine  Manie  zeigt, 
solche  Blumen  in  Massen  auszuraufen,  oft  nur,  um  sie  dann 
achtlos  in  einem  Wartsaal  oder  Eisenbahncoupe  liegen 
zu  lassen.  Ein  solches  Mädchen  beweist,  dass  es  kein 
Gefühl  hat  und  darf  darnach  beurtheilt  werden. 

Endlich  hat  die  GraubQndnerische  Sektion  des  Alpen- 
clubs eine  Aktion  gegen  die  Verunstaltung  der  Natur 
durch  Beklameplakate  in  Aussicht  genommen.  Das 
Alles  hängt  nun  einigermassen  mit  dem  Folgenden  zu- 
sammen. 

Sport  und  Spiel  hängen,  darüber  muss  man 
sich  nicht  täuschen,  bei  uns  ganz  mit  dem  Bedürfniss  des 
«Fremdenverkehrs»  zusammen,  der  theilweise  damit  aJi- 
mentirt  wird.  In  einer  dafür  sehr  bezeichnenden  Bro- 
schüre von  Roux,  «Geneve,  ville  de  sejour»,  findet  sich 
tlber  das  Spiel  der  folgende  Passus: 

«On  peut  remarquer  que  personne  ne  defend  les  pe- 
tits  chevaux  en  tant  que  jeu.  Nos  adversaires,  quelques- 
uns  tout  au  moins,  nous  accordent  meme  que  ces  petits 
chevaux  sement  chez  nous  le  desordre  et  la  ruine  par  la 
passion  du  jeu ;  seulement,  ils  les  defendent,  ils  en  desi- 
rent  le  maintien,  ne  connaissant  pas  d'autre  moyen  de 
faire  vivre  le  Kursaal  de  fagon  plus  honnete. 

Beaucoup  seraient  donc  disposes  ä  supprimer  les  pe- 
tits chevaux,  parmi  nos  adversaires . . .  si  Ton  trouvait 
autre  chose.  Cherchons  donc  cet  autre  Clement  de  recette, 
d*autant  plus  qu'il  est  permis  d'entrevoir  le  jour  oü  les 
petits  chevaux  ne  seront  plus  toleres  en  Suisse.  On  doit 
fermer  les  maisons  de  jeu  et,  qu'on   le  veuille  ou  qu'ou 
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ne  le  veuiUe  pas,  la  presence  des  petita  chevaux  dans  un 
etablissement  en  fait  une  maison  de  jeu.  II  faudra  se 
rendre  ä  T^vidence.  Le  maxinium  de  la  mise  n'est  qu'un 
trompe-roeil.  On  a  vite  fait  de  perdre  dix,  vingt,  trente 
fois  cinq  francs,  et  toutes  les  combinaisoDS  sont  possibles 
pour  jouer  plus  gros  jeu  avec  des  partenaires.  Notre  de- 
voir  est  donc  de  nous  preoccuper  des  petits  employ^s  qui 
mangent  leur  mois  en  quelques  heures  et  qui  sont  tentes 
de  commettre  une  indelicatesse,  esperant  gagner  ä  leur 
tour  et  rembourser  la  somme  empruntee  ä  la  lagere  ou 
meme  vol^e,  comme  nous  en  connaissons  plusieurs 
exemples. 

Nous  nous  devons  d'emp^her  Touvrier  de  laisser  aux 
üroupiers  Fargent  de  son  humble  menage,  le  prix  du  pain 
que  doivent  manger  ses  enfants. 

Nous  devons,  pour  la  sauvegarde  du  credit,  eviter 
que  des  etudiants  de  condition  modeste  gaspillent  Tar- 
gent  qu'on  leur  envoie  pour  payer  leur  ma!tre  de  pension, 
leur  tailleur,  leur  cordonnier  et  autres  modestes  artisans. 

Si  Ton  consulte  quelques-uns  des  professeurs  de  notre 
Universit^  ou  des  pensionnats  Thudicum,  Brunel-Haccius, 
on  se  rendra  compte  du  tort  incalculable  qui  nous  est 
fait.  Le  jugement  que  Tötranger  porte  sur  nous  est  plus 
funeste  a  nos  veritables  interets  que  le  mal  dans  ses 
effets  directs. 

Tous  les  etudiants  ne  sont  pas  de  meme  qualite  mo- 
rale  et  sociale;  ä  cöte  des  etudiants  serieux  du  pays  ou 
des  Etats  voisins,  que  nous  apprecions  vivement  et  que 
nous  avons  raison  de  chercher  ä  attirer  chez  nous,  il  est 
nombre  d'^lements  douteux  dans  l'invasion  de  jeunes 
Orientaux  des  deux  sexes  que  nous  subissons. 

Beaucoup  de  Genevois  se  demandent  meme  aujour« 
d'bui  si  les  depenses  considerables  que  nous  imposent  ces 
etudiants-lä  nous  rapportent  une  compensation  quelconque, 
et  s'il  ne  serait  pas  plus  profitable  au  pays  d'ameliorer 
serieusement  nos  enseigements  primaires  et  secondaires. 
Si  personne  ä  Geneve  ne  refuse  ä  TEtat  les  ressources 
necessaires  pour  perfectionner  l'instruction  de  nos  enfants, 
beaucoup  estiment,   par  contre,  que  nous  faisons  oeuvre 
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de  dupes  en  depensant  chaque  annee  des  sommes  enormes 
pour  une  categorie  d'etudiants  dont  nous  pourrions  nous 
passer,  sans  nuire  en  rien  ä  la  prosp^rite  de  notre  rille, 

Quant  k  la  Bourse,  cet  organe  necessaire  du  marche, 
cette  Institution  qui  regularise  la  loi  de  Toffre  et  de  la 
demande,  eile  est  d'ordre  exclusivement  economique  .  .  . 
et,  en  verite,  il  est  pour  le  moins  peu  serieux  de  la  voir 
evoquer  constamment  par  les  defenseurs  du  jeu. 

Au  point  de  vue  patriotique,  nous  devons  nous  alar- 
mer ;  notre  population  forme  maintenant  les  cinq  sixiemes 
des  visiteurs  du  Kursaal,  et  si  Ton  considere  que  dans 
les  nuits  des  11  et  12  decembre  1900,  le  fermier  des  jeux 
a  encaisse  12,000  francs,  on  se  rend  bien  compte  que  ce 
ne  sont  pas  des  Anglais,  des  Americains  ou  des  Alle- 
mands  qui  ont  laisse  la  leur  argent.  Ajoutons  que  pen- 
dant  la  saison  des  etrangers,  la  classe  aisee  est  ä  la  cam- 
pagne,  et  que  ce  sont  les  ouvriers  et  les  petits  negociants, 
retenus  ä  Geneve  par  leur  travail,  qui  fournissent  la 
grosse  clientele  des  Croupiers. 

Un  contremaitre  de  la  « fabrique >  genevoise  nous 
disait : 

«Les  petits  chevaux,  c*est  une  plaie!  Depuis  que 
nous  l^s  avons  ä  Geneve,  tout  le  monde  joue; . . .  le  goüt 
du  jeu  est  developpe  d'une  fagon  extraordinaire  parmi  la 
population  ouvriere.» 

So  ist  es  überall,  wo  solche  Spiele  existiren,  man 
weiss  recht  wohl,  dass  sie  schädlich  sind 
und  ebenso  gut,  dass  die  Bundesverfassung 
sie  verbietet,  aber  man  glaubt  sie  des  Fremden- 
verkehrs wegen  nicht  mehr  entbehren  zu  können.  Es 
wird  wohl  noch  eine  Zeitlang  dauern,  aber  die  Zeit 
kommt  (ähnlich  wie  es  s.  Z.  bei  der  frühern  Fremden- 
industrie, nämlich  dem  fremden  Militärdienst  der  Fall 
war),  wo  es  dem  besseren  Theil  des  schweizerischen 
Volkes  widerwärtig  wird,  der  «Kurgarten  Europa's»  zu 
sein.     Dann   muss   aber   noch   Manches  aufhören,   nicht 
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bloss  die  «Kursäftle»  mit  ihren  Spielen;  auch  die  über- 
mässig kostspieligen  Hötelbauten ,  die  nur  auf  ein 
gewisses ,  wenig  empfehlenswerthes  Fremdenpublikum 
berechnet  sind,  ebenso  die  Festspiele,  die  man  für  die 
Fremden  arrangirt,  die  Automobilrennen,  die  staatlich 
konzessionirten  Bordelle  in  Genf,  das  ganze  Alkohol-Elend^ 
Man  muss  sich  eben  gewöhnen  wieder  ohne  die  Ein- 
künfte zu  leben,  die  mit  diesen  Auswüchsen  des  Fremden- 
verkehrs verbunden  sind.  Ohne  Schwierigkeit  wird  das 
nicht  gehen,  und  die  Verantwortlichkeit  dafür  tragen 
diejenigen,  welche  den  Anfängen  nicht  wehren 
wollten,  und  nun  doch  dem  gross  und  stark  gewor- 
denen  Uebel  Einhält  thun  müssen. 

Denn  zu  einem  wahren  Krieg  gegen  alle  diese  Dinge 
wird  es  nun  kommen.  Zunächst  gegen  die  Kurhausge- 
sellschaften. Dieselben  haben  nun  einen  eigentlichen 
«Ring»  gebildet,  um  sich  gemeinsam  für  ihre  Spiele  zu 
wehren,  und  sie  haben  es  damit  auch  dazu  gebracht, 
dass  in  der  eidgenössischen  Hauptstadt  Bern  selbst  eia 
«billard  lumineux»  existirt,  das  tolerirt  wird.  Das  Bun- 
desgericht wies  einen  Rekurs  dagegen  (unseres  Erachtens 
mit  Recht)  wegen  Inkompetenz  ab,  und  der  Vorsteher 
des  eidg.  Justizdepartements  verwies  in  der  Junisitzung 
dieses  Jahres,  auf  eine  diesfällige  Interpellation,  einfach 
auf  die  Volksinitiative  dagegen.  Sie  wird  schon  kommen, 
dann  aber  mit  wenig  Ruhm  für  die  Behörden. 

An  einzelnen  Kurorten  wird  der  Besucher  dei*selben 
geradezu  gezwungen,  zum  Unterhalt  der  Kursääle  bei- 
zutragen. Eine  Einsendung  im  Genfer-Journal  sagt  dar- 
über Folgendes: 

«L'administration  du  Kursaal  de  Montreux  fait  savoir 
a  MM.  les  etrangers  que  la  Kurtaxe  doit  etre  appliqueo 
par  rhötelier  ä  chaque  personne   en  sejour  dans  sa  mai- 


SU  Jahresbericht  1905. 

son  et  doit  etre  renouvelee  chaque  semaine.  Un  contröle 
rigoureux  est  exerce  ä  l'entree  du  Eursaal,  oü  la  carte 
doit  etre  presentee.  L'hötelier  qui  n'appliquera  pas  stric- 
tement  la  Kurtaxe  sera  passible  d'une  amende  de  dix 
fois  la  valeur  de  la  taxe  non  appliquee.  Administration 
du  Kursaal  de  Montreux.»  Deux  choses  attirent,  dans 
cet  avis,  mon  attention  d'^trangere.  A  quel  titre  Tadmi- 
nistration  du  Kursaal  a-t-elle  le  droit  de  frapper  d'amende 
les  höteliers?  Quelqu'un  dans  le  Journal  de  Genkce  aura- 
t-il  la  bontd  de  m'eclairer  sur  cette  puissance  occulte 
dans  la  Republique  suisse?  Deuxiemement,  si  les  petits 
chevaux  etaient  necessaires  pour  attirer  les  etrangers,  ne 
suffirait-il  pas  de  faire  payer  a  Tentree  du  Kursaal,  et  k 
quoi  bonmenacer  les  höteliers  d'une  amende  de  dix  fois,  etc.? 
En  realite,  la  plupart  des  etrangers  ne  vont  au  Kursaal 
que  puisqu'on  leur  fait  payer  la  Spieltaxe  sous  le  Pseu- 
donyme de  Kurtaxe  et  qu'ils  voudraient  avoir  quelque 
chose  pour  leur  argent  paye  k  contre-coeur.  Le  Journal  de 
Genhe  public  des  articles  sur  Tenlaidissement  de  la  Suisse. 
Qu'est-ce  qui  l'enlaidit  plus  que  les  salles  de  jeu?» 

In  Genf  wurde  sogar  öffentlich  die  Vermuthung  aus- 
gesprochen, dass  die  dortige  Kurgesellschaft  die  Presse 
besteche,  damit  sie  alle  Angriffe  auf  dieses  Etablissement 
unterlasse. 

Sehr  würdig  verhielt  sich  in  dieser  Hinsicht  bisher 
das  graubündnerische  Volk,  das  trotz  des  grossen  Frem- 
denverkehrs  nicht  nur  das  Rösslispielen  und  dgl.  ver- 
bietet und  dem  Automobilrennen  seine  Strassen  ver- 
schliesst,  sondern  das  Spielen  überhaupt  bestraft. 

Eine  Zeitungsnotiz  sagt  darüber  Folgendes: 

Ein  Engländer,  ein  Amerikaner  und  ein  Australier 
hatten  in  St.  Moritz  einem  anderen  Engländer  im  Spie) 
Fr.  7140  abgenommen.  Das  Kreisgericht  Oberengadin 
verurtheilte  sie  zur  Bückerstattung  der  Summe  und  zu 
Fr.  300  Busse,  wegen  Uebertretung  von  Art.  27  des  kan- 
tonalen Polizeigesetzes  (Verbot  von  Glückspielen).     Die 
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Yerurtheilten  sind  jedoch  flüchtig.  Ihre  Namen  sind  jetzt  im 
Fahndungsblatt  ausgeschrieben :  Dr.  Thomas  Springer  aus 
Montemon  (New  York),  Leutnant  Graham  aus  Cherry 
Island  und  Arthur  James  aus  England.  So  stehen  sie 
nun  wenigstens  am  Pranger. 

Auch  ein  ausländischer  Staat  mit  viel  Fremdenver- 
kehr hat,  uns  zum  Beispiel,  Stellung  gegen  das  Spiel 
genommen,  worüber  wir  in  der  «Gazette  de  Lausanne» 
Folgendes  lesen: 

«Les  babitants  de  la  ville  de  Corfou,  affliges  depuis^ 
quelque  temps  par  la  gene  economique,  avaient  espere 
s'en  tirer  en  tentant  Tinstallation  d'un  casino  qui  ferait 
concurrence  ä  MonteCarlo.  M.  Theodore  Delyannis  vient, 
dit-on,  de  prendre  resolument  position  contre  ce  projet 
condanmable  ä  tous  egards.  Dans  une  Instruction  au 
prefet  de  Tlle  c^lebre  pour  sa  beaute  naturelle,  il  a  fait 
savoir  que  jamais  aucun  gouvemement  ne  pourra  autoriser 
l'installation  des  jeux  de  hasard  sur  une  partie  quelconque 
du  territoire  hellenique.  II  n'est  pas  douteux  que  cette 
attitude  aura  Tapprobation  de  la  presqu'unanimite  du  pays». 

Die  Bordelle  betreffend  hatte  im  Januar  d.  J.  in 
Bern  eine  Konferenz  stattgefunden,  bei  welcher  nament- 
lich die  grundsätzlichen  Fragen  mit  grosser  Gründlichkeit 
besprochen  wurden.  Der  ^cKirchenfreund»  enthält  da- 
rüber folgenden  Bericht: 

«Frl.Schirmacher  wies  nach,  dass  es  ihr  überall  leichter 
geworden  sei,  etwas  zu  erreichen  als  in  Deutschland, 
speziell  in  Norddeutschland.  Hier  gelte  die  Duldung  und 
Reglementirung  der  Prostitution  als  eine  staatliche  Ein- 
richtung, und  dadurch  seien  alle  Frauen  von  Staatsbe- 
amten, zu  welchen  auch  die  Pfarrer,  Lehrer  und  Lehre- 
rinnen gehören,  verhindert,  mitzuhelfen,  weil  sie  sonst 
wegen  «Umsturz  bestehender  staatlicher  Einrichtungen» 
missbeliebig  werden  könnten.  Interessanter  noch  als  die 
Referate,  war  die  Diskussion,  in  welcher  u.  a.  ein  sozial- 
demokratischer Redner,  Prof.  Jadassohn,  eine  Autorität 
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auf  dem  Gebiete  der  Dermatologie,  Prof.  Dr.  Barth  mid 
Frl.  Schirmacher  das  Wort  ergriffen.  Der  Sozialist,  der 
sehr  geschickt  redete  und  die  Prostitution  grundsätzhch 
verwarf,  erklärte,  dass  man  die  Prostitution  nie  ganz 
unterdrücken  könne,  so  lange  die  jetzige  kapitalistische 
Wirtschaftsordnung  mit  dem  Wohnungselend  herrsche. 
Mit  grosser  Spannung  wurde  Jadassohn  angehört,  der 
sich  ausführlich  und  ausgerüstet  mit  Sachkenntniss  über 
die  ganze  Frage  aussprach.  Er  betonte  ausdrückUch, 
dass  er  den  Einfluss  der  Moral  und^  Erziehung  als  selbst- 
verständlich voraussetze,  dass  er  aber,  da  man  mit  der 
Prostitution  als  einer  seit  Jahrhunderten  gegebenen  und 
nicht  auszurottenden  Thatsache  rechnen  müsse,  als  Arzt 
ledigUch  die  Frage  ins  Auge  fassen  müsse,  wie  die  Schädi- 
gung der  Volksgesundheit  durch  die  Prostitution,  z.  B. 
bei  den  unschuldig  Angesteckten ,  zu  bekämpfen  sei. 
Hiefür  glaube  er,  dass  man  ohne  eine  gewisse  MögUch* 
lichkeit  des  Reglementirungszwanges  nicht  auskommen 
könne,  wobei  er  allerdings  die  in  Deutschland  übUcbe 
bisherige  Reglementirung  als  fast  werthlos  und  wirkungs- 
los verwarf.  Prof.  Barth  trat  der  Auffassung  entgegen, 
als  ob  die  Volksgesundheit  das  höchste  und  einzige  Gut 
sei,  welches  in  Frage  stehe,  es  handle  sich  hier  doch 
nicht  darum,  die  Folgen  der  Sünde  aufzuheben,  damit 
man  ungestraft  sündigen  könne,  sondern  darum,  die  Sünde 
zu  bekämpfen  durch  Hebung  der  Moral  und  religiöse  Ein- 
wirkung. Jede  Art  Reglementirung  würde  nur  noch 
mehr  locken  mid  versuchen,  während  die  drohende  Ge- 
fahr doch  eher  abschrecke.  Welches  der  Erfolg  dieser 
Verhandlung  war,  kann  man  nicht  genau  sagen.» 

Wir  glauben  unsererseits,  dass  zunächst  die  mate- 
rialistische Lebensauffassung  in  weiten  Kreisen 
wieder  verschwinden  müsse  und  sodann,  dass  der  ärzt- 
liche Stand  viel  entschiedener,  als  bisher,  Stellung 
^egen  diese  Institutionen  nehmen  muss,  welche  die  Im- 
moralität  förmlich  züchten.') 

*)  Vgl.  darüber  unsern  Artikel  «Traite  blanche». 
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In  Zürich  ist  einstweilen  eine  Volksinitiative  auf  Wie- 
derherstellung der  1897  verbotenen  Bordelle  mit  49,598 
gegen  18,910  Stimmen  abgelehnt  worden,  und  was  noch 
erfreulicher  ist,  die  Zürcher-Aerzte  hatten  sich  fast  ein- 
stimmig dagegen  ausgesprochen. 

Eine  ziemUch  allgemeine  Entrüstung  macht  sich  nach 
und  nach  geltend  gegen  die  Automobil-Sportleute, 
die  unser  Land  ganz  wie  ihr  Eigenthum  betrachten  und 
oft  sogar  sich  noch  gegen  die  öflfenlUche  Ordnung  auf- 
zulehnen versuchen.  Es  wird  notliwendig  werden,  sich 
auf  dem  Wege  einer  allgemeinen  Bundesgesetzgebung, 
oder  mittelst  Konkordats  gegen  dieselben  zur  Wehre 
zu  setzen,  ohne  geradezu  diese  moderne  Lokomotive, 
welche  die  vielgeplagten  Thiere  nützlich  entlasten  kann, 
auszuschliessen.  In  einzelnen  Fällen  allerdings  sollte  das 
unseres  Erachtens  geschehen.  Wie  es  z.  B.  ein  Kurort 
wie  Montreux  gestatten  kann,  dass  solche  Vehikel  durch 
die  ohnehin  zum  Theil  engen  Strassen  fahren  und  die- 
selben mit  Staub  und  Benzingeruch  zum  grossen  Nach- 
theil für  die  Kranken  erfüllen,  das  ist  schon  fast  unbe- 
greiflich. Anderwärts  dürfte  ein  Verbot  gegen  zu  schnelles 
Fabren  hinreichen. 

Jedenfalls  aber  müssten  unseres  Erachtens  Automo- 
mobilfahrer,  die  sich  gegen  die  gesetzliche  Ordnung 
vergehen,  in  allen  Kantonen  gleichmässig,  und  nie  bloss 
mit  Geldbusse,  die  ihnen  in  den  meisten  Fällen  nicht 
wehe  thut,  sondern  —  wenigstens  in  schweren  Fällen, 
wo  Verletzungen  von  Personen  oder  Thieren  erfolgen, 
oder  Widerstand  gegen  polizeiliche  Befehle  versucht 
wird,  oder  sie  sich  durch  die  Flucht  der  Konstatirung 
der  Vergehen  zu  entziehen  versuchen  —  mit  Gefängniss 
bestraft  werden.  Auch  sollten  in  solchen  Fällen  die  frem- 
den Bestraften  aus  der  Schweiz  ausgewiesen  werden. 
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Auf  diese  Weise  würde  schon  allmählig  eine  Ordnung  her* 

gesteUt  werden  können.    Am  wirksamsten  wird  auch  hier 

aber  die  Mode  sein.    Wenn  einmal  der  Reiz  der  Neuheit 

vorüber  ist  und  die  obem  Klassen  der  Gesellschaft  finden, 

es  sei  doch  schöner,  wenn  man  es  haben  kann,  mit  guten 

Pferden,  oder  schliesslich  im  bequemen  Eisenbahnwagen 

zu    fahren,    als,    scheusslich    vermummt,    im    Staub  der 

Landstrasse,   und   unter  beständigen  Gefahren   für   sich 

und    Andere    dahinzurasen,    dann    wird   das    Automobil 

das  werden,   wozu   es   naturgemäss   bestimmt   ist,    kein 

Rennfahrzeug,  sondern  ein  Lastwagen,  der  im  massigen 

Tempo  Waaren   und  Reisende   auf  oft  steilen  Strassen 

befördert  und  den  letztem  das  widrige  Gefühl  abnimmt^ 

zu  einer  Pferdeschinderei  beizutragen.    In  dieser  Weise 

sollten  die  obem  Klassen,  vor  allem  gekrönte  und  unge- 

krönte  Häupter  derselben,  ein  gutes  Beispiel  geben, 

was  sie  aber  bekanntlich  niemals  thun. 

Hierüber  enthielt  eine  französische  Zeitung  folgende 

bemerkenswerthe  Notiz: 

«Die  zu  Ehren  des  Königs  von  Spanien  vom  Präsi- 
denten veranstaltete  Jagd  hat  alle  regelrechten  Weid- 
männer in  den  Harnisch  gebracht;  selbst  der  Graulois, 
der  sich  gern  mit  höfischen  Kniehosen  und  Verachtung 
der  plebejischen  Republik  brüstet,  findet  harte  Worte 
des  Tadels.  Die  Jagd  fand  im  Rambouillet  statt,  als 
eine  dichte  Schneedecke  über  der  Erde  lag.  Sonst  ist 
unter  diesen  Umständen  das  Jagen  verboten,  aber  Ram- 
bouillet ist  als  umschlossenes  Privatgrundstück  von  dem 
humanen  Gesetz  ausgenommen.  Die  Jagd  gestaltete  sich 
in  Folge  der  Kälte  und  des  Schnees  zu  einem  hässlichen 
Schauspiel ;  die  Fasanen  waren  zu  steif,  um  au&ufliegen, 
sie  hockten  auf  den-  untersten  Aesten  der  Bäume  mid 
blieben  entweder  unbeweglich  als  bequeme  Scheiben 
sitzen  oder  strichen  schwerfälligen,  froststarren  Fluges 
so  dicht   an  der   Kette   der  Schützen  vorbei,   dass  diese 
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die  mit  Händen  hätten  greifen  können.  Hasen  und  Ka- 
ninchen duckten  sich  unter  Sträucher  und  in  Furchen, 
die  Treiber  jagten  sie  mit  Knüttelhieben  und  Fusstritten 
vor  die  Gewehre,  wo  sie  zusammengekauert  mit  angst- 
vollem Blinzeln  den  Todesschuss  aus  nächster  Nähe  er- 
warteten. Auf  diese  Weise  kam  eine  grosse  Jagdbeute 
auf  den  Kopf  der  Schützen,  natürlich  besonders  des  hohen 
Gastes;  Jagdbeute  ist  eigentlich  ein  Euphemismus,  denn 
es  war  kein  anständiger  Sport  mehr,  sondern  eine  kunst- 
lose Schlächterei.  Die  Vorliebe  des  Königs  für  das  Au- 
tomobil ist  bekannt  Trotz  dem  schlechten  Wetter 
machte  er  auf  kotigen .  Wegen  einige  Ausflüge  in  die 
Umgebung  von  Paris  und  würde  sich  dabei  durch  poli- 
zeiwidrige Schnelligkeit  mehrere  Protokolle  zugezogen 
haben,  wenn  er  ein  gewöhnlicher  Sterblicher  wäre.» 

Das  Velo  hat  bereits  stark  abgenommen,  seit  es  nicht 

mehr  ein   vornehmer  Sport  ist;    so   wird    es  auch  mit 

dem  Automobil  gehen,  und  dann  kommt  wieder  ein  Wort 

von  Ruskin  zur  Geltung: 

«A  fool  wants  to  kill  space  and  time;  a 
wise  man  first  to  gain  them,  then  to  animate  them.» 

Die  Lausanner  Zeitung  sagte  darüber  bei  Anlass  einer 

Automobilausstellung  in  Genf  folgendes  sehr  Vernünftige : 

«II  sentit  temeraire  d'assurer  que  ces  coclies  du  no- 
veau  siecle  soient  de  heiles  choses.  Leurs  formes  sont 
tourmentees  et  bizarres.  Les  betes  k  gros  ventre  immo- 
biles heurtent  les  yeux  dans  leurs  Stands,  comme  lancees 
au  galop  sur  les  routes,  elles  blessent  les  oreilles  par 
leur  tumulte  et  offensent  le  nez  par  leur  odeur. 

On  sent  qu'elles  n'ont  pas  trouve  encore  leur  rythme 
intime  et  Obligo.  Leurs  membres  ne  sont  point  d'accord. 
Cet  equiUbre  merveilleux  qui  fait  d'une  locomotive  ou  d'un 
cuirasse  par  exemple,  une  masse  si  harmonieuse,  si  ba- 
lanc^e  et  si  nombree  n'a  pas  preside  ä  leur  naissauce. 
Nous  sommes  en  presence  d'un  art  toujours  k  Tetat  d'en- 
fance,  qui  tätonne  et  qui  cherche,  se  donne  trop  de  peine 
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pour  iin  r^sultat  trop  petit,  d^pense  trop  de  force,  prend 
trop  de  place  et  coüte  trop  d'argent. 

H  reste  qu'il  a  Tavenir  pour  lui,  qu'il  se  developpe 
et  qu'il  se  simplifie  et  qu'il  a  acquis  dans  notre  economie 
une  importance  dont  le  succes  de  l'exposition  actuelle 
est  le  t^moignage  ^clatant. 

Dans  cette  vogue,  il  rentre  beaucoup  de  snobisme. 
La  Duchesse  d'Uzes  qui,  negligeant  ses  equipages,  passa 
le  premiere  ses  examens  de  cbauffeur  a  donne  un  exemple 
qui  fut  aussitöt  recueilli.  L'automobile  devint  une  voiture 
de  luxe.  Beaucoup  de  gens  s'en  sont  engoues  de  ce 
qu'elle  coüte  eher.  D'autre  la  pratiquent  comme  sport, 
parce  qu'elle  va  vite  et  que  souvent  eux  ne  vont  pas. 
Je  connais  un  jeune  benet  qui  ne  battant  pas  le  coup  de 
toute  la  sainte  joum^e,  mont^  sur  sa  machine,  traverse  la 
ville  d'un  train  d'enfer :  brülant  le  pavö,  devorant  l'es- 
pace,  deblayant  la  chaussee,  on  dirait  qu'il  court  au  feu : 
h^!  non,  il  n'a  rien  ä  faire,  et  n'ayant  rien  k  faire  il  se 
donne  l'illusion  de  l'activit^  qui  lui  manque.  Le  vertige 
de  la  vitesse  occupe  sa  tete  vide.  Je  parie  qu'il  en  est 
plusieurs  qui  ressemblent  k  mon  jeune  benet. 

Le  snobisme  passe  et  la  formule  trouvee,  il  est  pro- 
bable que  l'Automobile  deviendra  ce  qu'elle  est  au  fond 
destineeädevenir:  un  vöhicule  commode,  bon  marche  et 
d'un  goüt  un  peu  vulgaire.  Elle  rendra  des  Services  aux 
facteurs,  aux  pompiers,  aux  rouliers  des  grands  chemins. 
Elle  sera  l'instrument  nöcessaire,  et  d'ailleurs  merveilleux, 
de  ceux  dont  les  minutes  sont  precieuses.> 

Einstweilen  sind  wir  noch  nicht  so  weit.  Die  Kö- 
nigin-Wittwe  von  Italien,  die  halb  Europa  durchraste, 
wurde  in  Evian  von  boccia-spielenden  Bauern  mittelst 
Strassensperrung  aufgehalten,  und  zuletzt  angebal- 
ten, 23  Fr.  Strafe  zu  bezahlen,  wobei  ein  italieni- 
sches Blatt  Evian  (das  doch  noch  vor  nicht  langer  Zeit 
sardinisch  war)  den  «unhöflichen  Schweizern»  zuschrieb. 

Die  internationalen  Automobil-Clubs  haben  im  De- 
zember in  Paris  einen  Kongress  abgehalten  und  die  Schweiz 
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durch  «den  Automobilismus  der  ganzen  Welt»  boykot- 
tiren  lassen.  Nur  zu;  es  wird  sich  niemand  darüber  stark 
beklagen,  wenn  sie  nicht  mehr  so  zalüreich  bei  uns  er- 
scheinen, wie  bisher. 

Von  den  andern  Sports  sind  jetzt  besonders  das  Ski* 
laufen  und  das  Golfspiel  <en  vogue».  Für  das  Letztere 
müssen  die  Kurorte  grossere  Strecken  Land,  sogenannte 
«links»  einrichten,  wofür  sie  dann  durch  ständige  Gäste 
entschädigt  werden,  die  mit  Kind  nnd  Kegel  sich  ein- 
finden und  dieses  Spiel  als  ihre  Lebensaufgabe,  in  Er* 
mangehmg  einer  andern,  ansehen.  Manche  verlassen  aber 
auch  umgekehrt  Weib  und  Kind  deshalb  Monate  und 
halbe  Jahre  lang  und  «Golf-widow»  soll  in  England  eine 
ganz  bekannte  Bezeichnung  für  solche  verlassene  Frauen 
geworden  sein.  Das  Gute  an  diesen  Sports  ist,  dass  sie 
Körperbewegung  veranlassen  und  zur  Massigkeit  im 
Trinken  anleiten;  denn  ein  rechter  Sportsmann  muss  eine 
strenge  Massigkeit  beobachten. 

Der  Bergsteige-Sport  erforderte  wieder  eine  ziem- 
lich grosse  Zahl  von  Opfern,  meistens  Leute,  die  ohne 
Führer  und  mit  mangelhafter  Kenntniss  der  Gefahren 
solche  Besteigungen  unternahmen. 

In  einer  ausländischen  Zeitung  wurden  die  folgenden 
«Zehn  Gebote  des  Bergsteigens»  veröffentlicht: 

«Wirf  keine  Steine  in  die  Tiefe.  Auch  nicht  fahrlässig. 

Auf  Alpenwegen  schliesse  die  Gatter.  Dafür  sind 
sie  nämlich  da. 

Am  Gipfel  oder  Rastplatz  zerschlage  keine  Flaschen. 
Glasscherben  bilden  eine  grosse  Gefahr  für  Menschen 
und  Vieh. 

Auch  Speisereste,  Papier,  Konservenbüchsen  etc. 
streue  nicht  am  Gipfel  oder  an  Aussichtsstellen  umher. 
Es  tritt  dadurch  keine  Verschönerung  des  betreffenden 
Ortes  ein. 


852  Jahresbericht  1905. 

Zerstöre  oder  beschädige  keine  Wegtafehi. 

Beschreibe  nicht  alle  Felswände  mit  deinem  Namen. 
Dafür  sind  Hütten-  und  Gipfelbücher  da. 

Eine  unbewirthschaftete  Hütte  verlasse  erst,  nach- 
dem du  Ordnung  geschafft  und  das  Geschirr  gereinigt 
hast;  auch  Thüre,  Fenster  und  Läden  vergiss  nicht  zu 
verschli  essen. 

.  Yerunreinige  nicht  die  nächste  Umgebung  der  Hütte, 
besonders  in  hohen  Lagen  den  Schnee,  der  in  Ermange- 
lung von  Wasser  zum  Kochen  dienen  muss. 

Triffst  du  unterwegs  beschädigte  Sicherungsanlagen, 
wie  Drahtseile,  Stifte,  Klammern  etc.,  so  melde  dies  so- 
fort im  nächsten  bewirthschafteten  Unterkunftshause, 
beZuW.  in  der  nächsten  Thalstation. 

Reisse  Alpenpflanzen,  besonders  Edelweiss,  nicht  mit 
der  Wurzel  und  in  grossen  Mengen  aus.  Der  bergfreudige 
und  verständige  Tourist  sollte  sich  an  diesem  Unfug  nicht 
bet heiligen.  Wenn  gewiss  nichts  dagegen  einzuwenden 
ist,  dass  man  einige  Edelweiss-Steme  pflückt,  um  sich 
den  Hut  damit  zu  schmücken,  oder  um  sie  heimzubringen, 
so  ist  es  wieder  eine  Rücksichtslosigkeit  gegen  die  Na- 
turfreunde, w^nn  Edelweiss  (das  übrigens  nur  an  seinem 
Standort  wirklich  schön  ist)  und  andere  immer  seltener 
werdende  alpine  Pflanzen  in  grossen  Mengen  und,  wie 
es  meist  geschieht,  mit  den  Wurzeln  herausgerissen 
werden.» 

Eine  Bewegung  beginnt  gegen  die  Bergbahnen, 
welche  auf  Berggipfel  gebaut  werden  soUen.  Eine  un- 
serer französischen  Zeitungen  sagte  darüber  Folgendes, 
anlässlich  eines  graubündnerischen  Verbots  einer  Draht- 
seilbahn auf  den  Piz  Languard  : 

«II  faut  applaudir  des  deux  mains  les  autorites  gri- 
sonnes  qui  se  sont  prononcöes  contre  la  construction  d'un 
funiculaire  au  Piz  Languard.  Cette  decision  va  desoler 
tous  les  Homais,  qui  voient  dans  i'enlaidissement  d'un 
pays  le  signe  evident  du  progres  humain.  Mais  eile  re- 
jouira  tous  ceux  qui  ont  encore  quelque  sentiment  de 
respect  et  d'amour  poiu:  notre  nature. 
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«U  faut  attirer  les  touristes  I»  C'est  le  honteux  prö- 
texte  avec  lequel  on  cherche  ä  excuser  tous  les  vanda- 
lismes.  Mais  de  plus  en  plus  les  touriste  eux-memes  se 
rebellent  et  s'indignent  contre  cette  Suisse  truquee  et 
ridicule  qu'on  leur  oflfre  comme  un  champ  de  foire  ou  un 
quartier  d'exposition. 

Sous  le  titre  «la  destruction  de  la  Suisse»,  la  West- 
minster  Gazette  r^ume  une  longue  lettre  de  M.  E.  •  W. 
Hallifax,  relative  au  cbemin  de  fer  projete  Zinal  et  Gabel- 
hom.  Quiconque  connait  le  caractere  romantique  et  plein 
de  poesie  du  val  d'Anniviers,  affirme  M.  Hallifax,  execre 
le  projet  et  ses  auteurs. 

Ce  qui  a  rendu  la  vallee  de  Zinal  obere  ä  tanf  de 
touristes,  qui,  plus  ils  aiment  la  nature,  moins  ils  b^itent 
ä  payer  quelques  francs  de  plus  pour  un  v^bicule  ou  im 
mulet,  c*est  precisement  qu'elle  est  ä  Tecart  du  bruit, 
du  faste  et  de  la  banalite  de  la  vie  moderne,  et  qu'elle 
ne  saurait  coexister  avec  les  goüts  et  les  tendances  que 
cree  Texistence  d'un  cbemin  de  fer ;  il  est  ^galement  im- 
possible  que  le  cirque  de  pics  et  de  glaciers  qui  la  do- 
mine continue  ä  garder  son  caractere  de  sublimite  si  ToBuil 
est  blesse  par  la  vue  de  talus  de  cbemin  de  fer,  de  gares, 
d'hötels  (qui  se  construiraient  inevitablement  dans  lasuite) 
et  d'une  foret  de  poteaux  telegrapbiques  interceptant  la 
vue  des  montagnes,  comme  sur  la  Petite-Scbeidegg/ 

Le  projet  du  Gabelboni,  ajoute  M.  Hallifax,  constitue 
«le  plus  bideux  sacrilege»  qui  ait  ^te  tente  jusqu'ici. 

C'est  Sans  doute,  dit  Tauteur  de  la  lettre,  que  la 
marcbe  du  progres  et  de  la  civilisation  exige  non  seule- 
ment  qu'il  y  ait  des  courses  de  cbevaux  ä  Lucerne,  mais 
qu'un  orcbestre  joue  quotidiennement  au  sommetduCervin 
et  que  l'babit  de  soiree  soit  de  rigueur  dans  des  böteis 
construits  au  sommet  de  la  Jungfrau. 

La  v^rit^  est  que,  pour  la  grande  majorite  de  ceux 
qui  apprecient  les  cbutes  d'eau  illuminees  et  le  cbemin 
de  fer  de  la  Jungfrau,  les  Alpes  ne  sont  autre  cbose 
qu'un  decor  de  fond  pour  le  luxe,  la  mode  et  les  plaisirs 
que  Ton  recbercbe  ä  Margate,  k  Ascot  et  ä  Monte  Carlo ; 
leurs  goüts  et  leurs  preferences  sont  en   conflit  avec  la 
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simplicit^  et  la  sublimit^  de  la  vie  et  de  la  beaute  pit- 
toresque  de  la  montagne ;  et  c'est  principalement  pour 
attirer  cette  categorie  de  personnes,  en  meme  temps  que 
pour  remplir  les  poches  des  Ingenieurs  et  des  capitalistes, 
que  Ton  dötruit  le  charme  essentiel  et  la  beaute  du  pays, 
que  Ton  vend  le  droit  d'ainesse  du  peuple  suisse  (4  la 
grande  tristesse  d'un  grand  nombre  de  citoyens),  et  que  le 
caractere  national  —  lesSuisses  eux-m§mes  le  d^plorent 
et  les  observateurs  ne  le  constatent  que  trop  daii'ement, 
—  va  se  perdant  de  plus  en  plus.» 

Im  Zusammenhang  damit  steht  eine  Bewegung  gegen 
die  Beeinträchtigung  der  Natur  überhaupt,  wofür  auf  An- 
regung einer  Dame,  Frau  Bumat,  eine  «ligue  de  la 
b  e  a  u  t  e>  gegründet  werden  soll,  die  gewiss  ihre  Berech- 
tigung hat. 

Aus  Frankreich  stammt  die  folgende,  sehr  zweck* 
massige  Erfindung: 

«Eine  Klaviersteuer.  Eine  glückliche  und  be- 
neidenswerthe  Einrichtung  haben  die  erleuchteten  und 
gewiss  musikfreudigen  Stadtväter  des  kleinen  französischen 
Städtchens  Cassel,  auch  Castel  genannt,  das  im  Arron- 
dissement  Hazebrouck  im  Departement  Nord  hegt,  ge- 
troffen: sie  haben  eine  Klaviersteuer  eingeführt  Mit  der 
Billigung  seitens  der  französischen  Kammer  haben  die 
Stadtältesten  von  Cassel  jeden  Besitzer  dieses  musikaU* 
sehen  Hausthieres  mit  einer  Steuertaxe  von  10  Franken 
belegt. 

«Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  schreibt  die  Natioüal- 
zeitimg,  dass  die  Einwohnerzahl  des  Städtchens,  die  sich 
auf  3200  Seelen  mit  38  Klavieren  beziffert,  demnächst 
ungeahnten  Aufschwung  nehmen  wird.  Die  zahlreichen 
an  nachbarlichen  Klavieren  leidenden  Menschen  werden 
in  dieses  musikbefreite  Eldorado  flüchten,  wo  ihren 
Ohren  und  Gehörnerven  mit  stadtväterlicher  Fürsorge 
Ruhe  verschafft  wird.  Auch  ist  es  fernerhin  nicht  un- 
möglich, dass  die  38  Klavierbesitzer  von  Cassel  allmählig 
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in  sich  gehen  und  das  mitleidlose  Laster  unnützer  Musik- 
vergeudung  gegen  ihre  Mitmenschen  abschworen. 

Man  sieht  schon  den  Tag  dämmern,  an  welchem  die 
38  Klavierbesitzer  auf  ein  Minimum  von  Personen  zu- 
sammengeschmolzen sein  werden,  die  sich  nur  der  Ver- 
achtung und  der  Geringschätzung  ihrer  Mitbürger  ausge- 
setzt sehen,  da  sie  ein  so  unmusikaUsches Musikinstrument, 
wie  das  Klavier,  noch  in  ihrem  Hause  dulden.  Von  Cassel 
aus,  das  kann  man  ruhig  prophezeien,  kann  leicht  eine 
Bewegung  ausgehen,  die  dahin  zielt,  dass  die  Hausbesitzer 
als  ersten  Paragraph  ihres  Miethskontraktes  den  Satz 
aufstellen :  Kinder,  Hausthiere  imd  Klaviere  darf  der 
Miether  nicht  halten.  So  werden  es  vielleicht  unsere 
Kinder  oder  Enkel  noch  erleben,  dass  die  Wohnhäuser 
vollständig  klavierrein  sein  werden.»  (AUg.  Ztg.,  25.  Febr.) 

Worauf  hingegen,  zu  unserer  Verwunderung,  die 
Fremdenspekulation  noch  nicht  verfallen  ist,  ist  die  Ein- 
richtung von  schwimmenden  Hotels  auf  unsem 
grossem  Seen,  besonders  etwa  dem  Genfer-  und  Vier- 
waldstättersee.  Dampfschiflfej  sehr  comfortabel,  wie  die 
Meerschiffe,  zum  Logiren  eingerichtet,  würden  erstens 
die  immer  theurem  Bauplätze  für  Hotels  ersparen  und 
ihren  Gästen  eine  stets  reine,  staubfreie  Luft  und  unbe- 
hinderte Aussicht  gewähren,  nebst  aller  wünschbaren 
Abwechslung  durch  Fahrten  oder  Aufenthalt  in  Landungs- 
plätzen, je  nach  Witterung,  oder  sonstigen  Wünschen. 
Li  dieser  Weise  einen  Monat  auf  dem  Genfer-  oder  Vier- 
waldstättersee  zu  leben  müsste  eine  Luft-,  Sonnen-  und 
vor  allem  auch  Ruhekur  ohne  Gleichen  sein,  viel  besser 
als  alle  Kurorte  am  Land  sie  bieten  können,  denen 
nächstens  durch  die  steten  Bauten  aller  Comfort  und 
jedes  noch  grüne  Plätzchen  entzogen  wird.  Bereits  werden 
ja  solche  Meerfahrten  von  längerer  und  kürzerer  Dauer 
mit  Erfolg  gemacht,  und  die  erste  Damp&chifffahrtsgesell- 
scbaft,  welche  so  etwas  bei  uns  versuchen  würde,  wäre 
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eines  sehr  guten  Geschäftes,  vielleicht  aber  auch  des 
Neides  der  Landhoteliers  gewiss.  Auch  deren  «Zukunft 
liegt  auf  dem  Wasser». 

Die  Festspiele  gehen  ihrem  wohlverdienten  Ende 
entgegen.  Der  Geschmack  dafür  hat  sich  durch  die  un- 
geheure Uebertreibung  bereits  stark  abgekühlt.  Eine 
solche  Aufführung  fand  in  diesem  Jahre  noch  statt  zur  Feier 
der  Appenzeller  Freiheitskriege  und  zur  Einweihung  eines 
Uli  Rottach-Denkmals.  Der  Dichter  des  guten  Festspiels 
war  Redaktor  Baumberger.  Das  Grösste  in  dieser  Art  war 
das  Winzerfest  in  Vevey,  das  aber  keinen  rechten  Charakter 
mehr  hat,  sondern  eine  Art  von  Aufführung  lebender 
Bilder  geworden  ist  und  im  Lande  selbst  nicht  mehr 
allgemeinen  Beifall  fand.    Ein  Blatt  sagte  darüber: 

«Tout  le  monde  sait  ä  quel  point  notre  beau  et  eher 
vignoble  est  accable  par  toutes  sortes  de  calamites,  mala- 
dies  parasitaires,  comme  les  mildew,  le  phylloxera,  le 
court-noue,  avilissement  des  prix,  ecrasement  des  pauvr^ 
vignerons  sous  des  charges  croissantes.  II  faudrait  avoir 
un  million  et  plus  encore  pour  regenerer  la  vigne.  Et 
voilä  que  la  confrerie  des  vignerons  —  qui  compte  du 
reste  un  petit  nombre  de  vignerons  dans  son  sein  —  va 
depenser  500,000  francs  ä  promener  des  demoiselles  habil- 
lees  en  deesses  et  des  jeunes  commis  de  magasin  en  cu- 
lotte  rose  tendre. 

II  y  a  peu  de  temps,  le  Conseil  d'Etat  vaudois,  ^mu 
de  la  Situation  de  nos  concitoyens  de  Lausanne  et  de  la 
Cöte,  instituait  une  quete  cantonale  en  leur  faveur.  C'est 
le  moment  qu'on  choisit  pour  jeter  nos  pauvres  vignerons 
dans  des  festivites  coüteuses,  contre  lesquelles  la  plupart 
pestent  en  sourdine. 

Derriere  le  prince  abbe  et  les  cent-suisses  aux  bril- 
lants  costumes,  derriere  les  dieux  et  les  deesses  et  tout 
leur  luxueux  cortege  —  apparition  d'un  jour  —  je  vois 
poindre  ä  Thorizon   un  autre  cortege,  qui  ne  sera  point 
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d'un  jour,  celui-lä.  Voyez  lä-bas  la  dame  noire  qui  seme 
dans  las  vignes  de  nouvelles  l^gions  de  parasites;  voyez 
plus  loin  les  employ^s  de  la  caisse  hypothecaire,  les  huis- 
siers,  les  officiers  des  poursuites  et  autres  fonctionnaires 
aux  pinces  tenaces,  qui  s'appretent  ä  faire  une  vendange 
d'une  autre  espece.  Cette  vision  n'est  point  celle  de  la 
pure  fantaisie.  Elle  s'inspire  des  exp^riences  faites  il  y 
a  16  ans  apres  la  demiere  fete  des  vignerons,  qui  avait 
amene  un  surcrolt  de  misere  et  une  recrudescence  d'al- 
coolisme.» 

Auch  die  Aufführungen  des  Schauspiels  «Carl  der 
Kühne  und  die  Eidgenossen»  von  Ott,  welche  in  diesem 
Jahre  fortgesetzt  wurden,  endeten  mit  einem  starken 
Defizit.  Ebenso  das  Schützenfest  von  St.  Gallen  von  1904, 
trotz  seines  starken  Besuches. 

AUgemein  nimmt  die  Ueberzeugung  zu,  dass  die 
Feste  überhaupt  vermindert  und  vereinfacht  werden 
müssen.  Die  schweizerische  gemeinnützige^Gesellschaft 
hat  sich  bereits  mit  der  Frage  beschäftigt,  und  einige 
Kunstgesangvereine  beschlossen  keine  Becher  mehr  an 
die  nächsten  Sängerfeste  zu  stiften.  Der  Verein  der 
schweizerischen  Presse  beschloss  die  Vergnügungen  bei 
seinen  Zusammenkünften  thunlichst  einzuschränken.*^Inte- 
ressant  war  auch  als  «Zeichen  der  Zeit»  eine  Bemerkung 
der  «Zürcher-Post»  über  die  Festreden,  folgenden  Inhalts: 

«WeröfterGelegenheit  hat,  Festreden  unserer  leiten- 
den Persönlichkeiten  anzuhören,  kann  nicht  im  Zweifel  da- 
rüber sein,  dass  Form  und  Gehalt  dieser  Reden  in  er- 
schreckendem Masse  verflachen.  Sie  bleiben  an  der 
Oberfläche  haften,  schöpfen  ab,  was  jeder  subalterne  Geist 
darauf  findet,  und  geben  es  in  der  Scheidemünze  trivialer 
Redensarten  aus.  Mag  es  sich  um  ein  Schützenfest,  ein 
Turnfest,  die  Einweihung  eines  neuen  Bundeshauses,  die 
Feier  für  einen  Tunnel-Durchstich  handeln,  es  ist  immer 
dieselbe  Gedankenarmnth,  dieselbe  verwaschene  Schablone 
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der  Form;  nirgends  oder  nur  ganz  selten  eine  originelle 
Idee,  eine  starke  persönliche  Note.» 

Etwas  Wahres  ist  daran,  und  es  hängt  eben  auch 
mit  dem  «zu  viel»  zusammen. 

Ein  interessantes  Fest  auf  unserem  Boden  war  der 
400}8hnge  Geburtstag  des  Vaters  der  polnischen  Litteratur, 
Rey  de  Naglowice,  das  im  Juni  in  Rapperswyl  von  der  pol- 
nischen Emigration  in  der  Schweiz  nebst  einigen  Fremden 
gefeiert  wurde,  wobei  ein  Berichterstatter  mit  Recht  das 
Wort  des  südfranzösischen  Dichters  Mistral  citirte: 

«Quand  un  peuple  garde  sa  langue,  il  tient  la  clef, 
avec  laquelle  il  ouvrira  un  jour  sa  prison.» 

Eine  andere  solche  fremde  Nationalfeier,  die  auch  bei 
uns  Interesse  erweckte,  war  der  hundertjährige  Geburtstag 
Mazzini's.  Dagegen  ist  uns  nicht  bekannt,  dass  der  hundert- 
jährige Todestag  von  Cervantes  irgendwo  in  der  Schweiz 
einen  Wiederhall  erweckte,  wie  es  ganz  wohl  hätte  sein 
dürfen.  Im  November  fand  in  Aarau  eine  Feier  des 
hundertjährigen  Geburtstages  von  Augustin  Keller  statt, 
ebenso  in  Basel  die  Einweihung  der  neuen,  steinernen 
Rheinbrücke,  an  Stelle  der  uralten  hölzernen,  die  lange 
Zeit  der  einzige  Rheinübergang  bis  nach  Strassburg  war. 
In  Genf  wurde  der  SOOjährige  Todestag  von  Theodore  de 
B6za  in  der  Hochschule  gefeiert.  In  Freiburg  wurde 
eine  Gedenktafel  am  Geburtshause  des  Pater  Girard  an- 
gebracht, dessen  sehr  schönes  Gutachten  über  den  reli- 
giösen Unterricht  in  der  Schweiz  wir  in  Band  Vm  des 
Jahrbuchs  aus  den  Akten  der  Helvetik  publizirt  haben. 

In  Mailand  vrird  im  nächsten  Jahre  zur  Feier  der 
Simplon-Eröflfnung  eine  Ausstellung  stattfinden,  wofür  die 
Eidgenossenschaft  500^000  Fr.  bewilligt  hat. 

Denkmäler  werden  in  der  nächsten  Zeit  für 
Bundesrath  Ruchonnet  in  Lausanne,  Albrecbt  von  Haller 
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in  Bern,  Philibert  Berthelier  in  Genf  errichtet  werden. 
Am  10.  Dezember  fand  ein  grosser  Umzug  und  eine  Ge- 
denkrede des  Staatsrathspräsidenten  H.  Fazy  vor  der  Tour 
de  llslc  statt,  wo  Berthelier  am  23.  August  1519  hin- 
gerichtet worden  war. 

Soweit  bekannt  in  Stille  feierte  die  päpstliche 
Schweizergarde  am  9.  September  ihr  400jähriges 
Bestehen;  damals  verlangte  der  Domherr  Peter  von 
Hertenstein  im  Namen  des  Papstes  Julius  11.  von  der 
Tagsatzung  zu  Zürich  200  Knechte  «um  auf  des  Papstes 
Leib  und  Pallass  zu  warten»,  und  später  dann  noch  den 
Bürgermeister  von  Zürich,  das  Haupt  der  Eidgenossen- 
Schaft,  als  päpstlichen  Gardehauptmann.  Seither  hat  diese 
Garde  mit  der  kurzen  Unterbrechung  durch  den  «Sacco 
di  Roma»,  bei  welchem  sie  bei  dem  Grossen  Obelisken  auf 
dem  Petersplatz  ruhmvoll  unterging,  stets  einen  gewissen 
Bestand  gehabt  und  es  wird  auch  sehr  darauf  gehalten, 
dass  sie  ausschliesslich  aus  Schweizern  besteht. 

Die  Kunst  liegt  vorläufig  noch  im  Argen.  Eine  zähe 
Clique  von  Künstlern  und  angeblichen  Kunstkennern 
sucht  uns  noch  immer  zu  überzeugen,  dass  wir  in  Fer- 
dinand Hodler,  oder  Cuno  Amiet  ausgezeichnete  Maler 
besitzen.  Immerhin  mehren  sich  doch  allmählig  die 
WiderSprecher  gegen  diesen  geistlosen  Naturalismus. 
Das  Genfer  Journal  sagte  darüber,  in  einem  Berichte  über 
eine  Ausstellung  in  Neuchätel: 

«Nous  en  ^tions  restes  au  tableau  de  M.  Cuno  Amiet« 
C'est  intitule  «les  Laveuses»  et  represente  une  femme 
atteinte  d'une  jaunisse  terrible  allaitant  un  mioche  au 
teint  de  brique  aux  pieds  de  deux  arbres  roses,  cepen- 
dant  qu'ä  dnq  pas  une  ou  plusieurs  creatures  difformes 
paraissent  occupees  k  teindre  du  linge  sale  dans  une 
mare  violette. . .    M.  Cuno  Amiet  a  övidemment  du  gänie, 
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mais  je  crains  que  ce  ne  soit  ailleurs  qu'en  peinture. 
Trop  de  caicul,  ou  trop  de  naivete,  ou  trop  des  deux, 
finiront  par  jouer  un  mechant  tour  au  peintre  bemois,  h 
moins  que  d'ici  quelque  temps  il  ne  se  juge  suffisamment 
connu  et  ne  se  r^signe  ä  mettre  un  peu  plus  de  sincerite 
dans  ce  qu'il  fait.» 

Sogar  Böcklin,  der  mit  dem  Naturalismus,  allerdings 

in  ungewöhnlich  ausgezeichneter  Art,  den  Anfang  machte, 

wird  in  neuerer  Zeit  angegriffen.    Ein  solcher  Artikel  in 

der  Beilage  der  Allg.  Z.  sagt  u.  A.i 

«Los  von  Böcklinl»  Grell  und  schneidig  klang  der 
Kriegsruf,  mit  welchem  Julius  Meyer-Graefe  im  vierten 
Buche  seiner  Entwicklungsgeschichte  den  Anh&ngem 
Böcklins  den  Fehdebandschuh  vor  dieFüsse  schleuderte. 
Wenige  Monate  sind  seither  vergangen.  Kräftig,  völlig 
unerwartet  kam  diese  Absage.  Die  Autorität,  in  deren 
erfreulich  breitem  Schatten  die  zahlreichen  Gläubigen 
ihren  gedankenlosen  Kult  trieben,  gerieth  plötzlich  ins 
Wanken,  und  sie  droht  ganz  zu  fallen,  wenn  nicht  starke 
Hände  stützen.  Bisher  hat  man  vergebens  nach  ihnen 
ausgeschaut.  Sie  mögen  sich  eilen,  bevor  es  zu  spät 
wird.  Und  sie  müssen  scharfe  Waffen  bereit  halten,  denn 
der  Gegner  ist  unheimlich  stark,  er  wird  mit  raschem 
Hieb  alle  Ausfälle  zurückweisen.  Wenn  es  überhaupt 
noch  zu  einem  wirklichen  Ausfechten  kommt. 

Aber  sein  Motto  ist  «odi  profanum  vulgus  et  arceo>. 
Er  wird  sich  damit  begnügen  müssen,  wenn  er  diejenigen, 
denen  schon  von  seiner  Schrift  die  Augen  aufgingen,  die 
wie  Friedrich  Ratzel  in  seinem  schönen  Vermächtniss 
«Ueber  Naturschilderung»  die  Unwahrheit  des  Malers 
Böcklin  erkannten,  als  überzeugungstreue  Schaar  um 
seine  Fahne  versammelt.  Eingewurzelte  Vorurtheile  sind 
schwer  zu  beseitigen,  und  das  Volk  Albrecht  Dürers  ist 
nun  einmal  heavy-headed.» 

Besonders  erfreulich  waren  Aeusserungen  eines  der 

allerbesten  lebenden  Künstler,  nämlich  Defregger's,  in 

dem  gleichen  Blatte,  welche  im  Wesentlichen,  wie  folgt. 
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lauten,  und  wohl  in  der  Sache  den  Nagel  auf  den  Kopf 
treffen : 

«Ich  gehöre  zur  sogenannten  alten  Schule,  bin  aber 
gern  bereit,  jede  ächte  Kunst,  welche  Etikette  sie  auch 
tragen  mag,  anzuerkennen.  Vor  allem  aber  muss  ich 
Ihnen  erklären,  dass  ich  eigenthch  nicht  recht  weiss, 
worin  die  Offenbarungen  der  modernen  Kunst  bestehen.» 

«Vielleicht  in  ihrer  eigenartigen  Technik?» 

Der  Künstler  lächelte.  «Eigenartige  Technik?  Ich 
sehe  nm*,  dass  man  seit  zwanzig  Jahren  in  einem  fort 
experimentirt.  Man  will  verblüffen!  War  etwa  der  Plein* 
airismus  eine  neue  Technik?  Er  hatte,  als  er  in  Frank- 
reich auftrat,  eine  gewisse  Berechtigung.  Die  Malerei 
war  ins  Dunkle  gerathen.  Daher  das  Feldgeschrei:  Plein 
air!  War  das  neu?  Schauen  Sie  doch  Bilder  alter  Maler 
im  Kunsthistorischen  Museum  an  —  und  Sie  werden 
sehen,  dass  man  zu  jeder  Zeit  den  Pleinairismus  kannte 
und  übte.» 

«Hat  die  Technik  eines  Liebermann  zum  Beispiel 
nicht  spezifisch  moderne  Quahtäten?» 

«Liebermann!»  rief  der  Künstler;  «wer  einen  Blick 
hinter  die  Kuhssen  gethan,  der  weiss  den  Ruhm  Lieber- 
manns zu  würdigen.  Seine  Technik?  Man  wirft  Patzen 
auf  die  Leinwand  hin  wie  ein  Maurer.  Um  zu  erkennen, 
was  das  Bild  eigentlich  vorstellt,  muss  man  einen  ent- 
fernten optischen  Standpunkt  einnehmen.  Dann  ordnet 
sich  das  Farbengewirr. 

Du  lieber  Himmel,  das  soll  eine  Offenbarung  sein ! 
Kann  man  das  nicht  viel  besser,  eindringlicher  und  viel 
künstlerischer  durch  soUde  Arbeit  erreichen?  Und  dann, 
wenn  ich  so  ein  Bild  in  meinem  Zimmer  aufhänge,  wo 
der  Raum  beschränkt  ist  ~  was  habe  ich  dann  vor 
Augen?  Ein  Chaos  von  Farbenflecken!  Soll  dasein 
Genuss  sein? 

Die  Modernen  behaupten  immer,  sie  sehen  reicher, 
tiefer,  intensiver  als  wir  Alten.  Und  darum  ist  ihr  Ziel 
Wahrheit,  Naturwahrheit.  Aber  von  der  Kunst  verlange 
ich  vor  allem  Schönheit.  Im  antiken  Athen  wurden  die 
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Maler  des  Hässlichen  von  Staatswegen  bestraft  Kotmaler 
nannte  man  sie.  Die  modernen  Kotmaler  werden  ausge- 
zeichnet, und  es  finden  sich  moderne  Aestheten,  die  alle 
Ausgeburten  einer  hirnverbrannten  Malerphantasie  als 
Meisterwerke  ausposaunen. 

Die  Schäden  auf  dem  künstlerischen  Gebiete  sind 
aber  zum  grossen  Theile  auch  durch  die  moderne  Neu- 
rasthenie verschuldet.  Daher  diese  athemlose  Jagd  nach 
neuer  Sensation,  nach  Unerhörtem,  nach  VerblOflfen- 
dem.  Daher  auch  die  innere  Unzufriedenheit  und  der 
Pessimismus  so  vieler  jungen  Leute.  Sehen  Sie  mich 
an:  ich  habe  das  siebzigste  Lebensjahr  überschritten. 
Ich  kenne  das  Leben  —  und  ich  finde  dieses  Leben  so 
wunderbar  schön.  Ich  kann  heute  noch  aus  vollem 
Herzen  lachen  —  ich  bin  ein  stich-  und  hiebfester  Opti- 
mist. '  Und  als  solcher  ist  es  meine  innigste  künstlerische 
Uel^erzeugung,  dass  es  die  vornehmste  Aufgabe  der  echten 
Kunst  ist,  zu  beglücken,  und  das  kann  sie  niu*,  wenn 
sie  nicht  das  Hässliche,  nicht  das  Grässliche,  nicht  das 
Vertrackte,  sondern  das  Schöne  aus  diesem  wunderbar 
reichen  Leben  darstellt.  Das  haben  die  grossen  Künstler 
zu  jeder  Zeit  gethan  —  das  ist  die  Mission  der  Künstler 
auch  in  unseren  Tagen. 

Ein  so  entschiedener  Gegner  ich  aber  auch  der  Aus- 
wüchse der  modernen  Kunst  bin,  so  sehr  ich  das  Speku- 
lative und  Reklamenhafte  darin  verdamme  —  eines  ver- 
söhnt mich  doch  mit  diesen  modernen  Bestrebungen:  sie 
lassen  keinen  Stillstand  aufkommen,  sie  zwingen  jeden, 
Stellung  zu  nehmen,  die  Geister  platzen  aufeinander  — 
mit  andern  Worten:  sie  bringen  Erregung,  Bewegung  — 
Streit  und  Kampf  in  das  künstlerische  Leben.  In  diesem 
Kampfe  wird  all  das  Falsche,  Gleissende,  das  durch  im- 
reine  Mittel  in  die  Höhe  getrieben  wurde,  gar  bald  ver- 
schwinden, als  nichtig  und  werthlos  erkannt  werden  — 
und  nur  das  wird  bleiben,  was  die  ewige  Beglaubigung 
ächter  Kunst  in  sich  trägt.  > 

In  Deutschland  wird  eine  offizielle  Sammlung  deut- 
scher Volkslieder  für  Männerchöre  beabsichtigt.     Das 
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Werk  soll  im  nächsten   Mai   erscheinen  und  zählt  auch 
Schweizer  zu  seinen  Mitarbeitern. 

Eine  mit  der  Kunst  verwandte  Frage  ist  der  Schutz 
von  Alterthümern.  In  dieser  Hinsicht  war  eine  Ver- 
fügung der  Regierung  von  Bern  bemerkenswerth,  die  es 
der  Stadtgemeinde  Büren  verbot,  einen  Thorthurm  nieder- 
zureissen.  Dagegen  wurde  trotz  einer  starken  Opposition 
in  vielen  schweizerischen  Zeitungen  in  Solothurn  ein 
noch  erhaltenes  Stück  der  alten  Schanze  mit  prachtvollen 
alten  Bäumen  dem  Götzen  des  «Verkehrs»  geopfert. 

Auf  einem  Kongress,  welcher  in  Bamberg  im  Sep- 
tember dieses  Jahres  stattfand,  wurde  mit  Recht  darauf 
aufmerksam  gemacht,  dass  sich  der  Schutz  von  Alter- 
thümern auch  auf  die  Erhaltung  historischer  Namen 
erstrecken  sollte,  die  mitunter  rücksichtslos  entstellt  oder 
durch  neue  Bezeichnungen  ersetzt  werden.  Der  Proponent 
(Direktor  Meier  von  Braunschweig)  sagte: 

«1.  Jede  alte  und  als  solche  geschichtlich  bedeutungs- 
volle Bezeichnung  von  Strassen,  aber  auch  von  Plätzen, 
Brücken,  Häusern  und  ganzen  Stadttheilen,  dann  von 
Acker-  und  Waldstücken,  Flüssen,  Bächen,  Teichen  und 
Bergen  ist  auf  alle  Fälle  zu  schützen  und  zu  erhalten, 
und  zwar  umsomehr,  je  eigenartiger  und  sinnvoller  sie  ist. 

2.  Insonderheit  dürfen  alte  Namen  nicht  zu  Gunsten 
von  solchen  berühmter  oder  verdienter  Männer  des  Vater- 
landes oder  der  engeren  Heimat  beseitigt  werden. 

3.  Bei  Benennung  neuer  Strassen  sind  in  erster  Linie 
die  alten  Flur-  und  Ortsbezeichnungen  zu  verwenden. 

4.  Da,  wo  erst  in  neuerer  Zeit  der  alte  Name  durch 
einen  modernen  ersetzt  ist,  soll  der  erete,  soweit  es  irgend 
angeht,  wieder  zu  Ehren  gebracht  werden. 

6.  Es  muas  freilich  dem  Taktgefühl  der  betreffenden 
Behörde  überlassen  bleiben, 

a)  inwieweit  auch  solche  alte  Namen,   die  schon  im 

Gedächtniss  des  Volkes  geschwunden  sind,  wieder 

in  Gebrauch  zu  setzen  sind; 
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b)  inwieweit  auch  ein  neuerer  Name  bereits  geschicht- 
lichen Werth  gewonnen  und  deshalb  ebenfalls 
auf  Schutz  Anspruch  zu  erheben  hat ; 

c)  inwieweit  alte,  aber  verderbte  Namen  ihre  ursprüng- 
liche Form  wieder  erhalten  können. 

6.  Zu  allen  Umnennungen  alter  Strassen  und  zur  Be- 
nennung neuer  sollen  stets  die  örtlichen  Greschichts-  und 
Alterthumsvereine,  sowie  auch  einzelne  geschichts-  und 
sprachkundige  Personen,  insbesondere  die  Leiter  der 
staatlichen  und  städtischen  Archive,  Bibliotheken  und 
Museen  als  Sachverständige  zu  Rathe  gezogen  werden.» 

Der  Todestag  Friedrich  Schillers  wurde  am  9.  Mai 
in  der  Schweiz  allgemein  gefeiert.  Es  war  einer  der 
wenigen,  aber  um  so  schöneren  Tage,  an  denen  doch  der 
Idealismus  wieder  einmal  die  Oberhand  gewinnt  und  den 
stumpfen  Realismus  des  alltäglichen  Lebens  plötzlich  und 
mit  unwiderstehlicher  Gewalt  bei  Seite  schiebt.  Dass  der 
letztere  überhaupt  bloss  eine  Maske  sei,  wie  Spitteler 
in  einer  schönen  Stelle  sagt,  halten  wir  unserseits  für 
eine  zu  idealistische  Anschauung.  Er  ist  im  Gegentheil 
eine  sehr  starke  Realität,  namentlich  in  der  heutigen 
Jugend,  die  in  den  Schulen  ganz  naturwissenschaftlich- 
materialistisch erzogen  wird,  und  einstweilen  viel  eher  für 
Nietzsche,  als  für  Schiller  schwärmt.  Anders  wird  es  schon 
werden,  aber  nicht  so  rasch,  und  nur  durch  Unglück. 

Auch  gegen  das  selbstsüchtige  «sich  selber  Geniessen> 
und  «Ausleben»  von  Göthe,  das  lange  genug  den  Gebil- 
deten als  Lebensideal  vorgehalten  worden  war  (bis  end- 
lich naturgemäss  Nietzsches  «Herrenrecht>  daraus  hervor- 
wuchs), war  dieser  Schillertag  überall  in  der  Welt  ein 
lebendiger  und  nothwendiger  Protest. 

Für  uns  war  Schiller  noch  mehr,  als  bloss  der  Ver- 
treter  des  Idealismus;    nämlich   auch   der  Sänger  Teils, 
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der  Wiedererwecker  des  historischen  Sinns,  der  zur  Zeit 
der  Helvetik  und  Mediation  bei  uns  fast  erloschen  war, 
und  des  Patriotismus,  der  damit  unmittelbar  zusammen- 
hängt. Schillers  Teil  hat  uns  zuerst  unser  Land  wieder 
lieben  und  unsere  eigenartige  Bestimmung  wieder  er- 
kennen gelehrt  und  uns  den  Nerv  der  Selbsterhaltung 
gegenüber  dem  Ausland  wiedergegeben.  Er  ist  auch 
das  litterarische  Monument,  das  uns  mit  unseren  romani- 
schen Miteidgenossen  am  meisten,  vielleicht  einzig  ganz 
verbindet. 

Nicht  mit  Macht  und  Gewalt,  weder  durch  Kirchen 
noch  Staaten,  wird  überhaupt  die  Welt  allmätüig  ver- 
bessert werden,  und  auch  durch  Lehre  im  gewöhnlichen 
Sinn  nur  wenig.  Sie  hat  uns  in  der  Schule  auch  Schiller 
nicht  genügend  erläutert.  Der  Fortschritt  der  Menschheit 
geschieht  durch  solche  Menschen,  die  mit  der  höheren 
göttUchen  Weisheit  in  lebendigem  Eontakt  sich  befinden, 
durch  die  das  Göttliche  in  der  Welt  «wohnen»  kann  ;  dann 
wird  sie  von  selbst  besser.  Das  sind  auch  die  Garanten 
dafür,  dass  ihr  Volk  noch  nicht  zum  Untergang  sich  neigt 
und  ihnen  sollten  die  Denkmäler  gesetzt  werden,  nicht 
den  Urhebern  von  Kriegen  und  Gewaltthaten. 

Dass  auch  viel  «Kenologein»  im  Sinne  des  Aristoteles 
bei  den  Schillerfeiem  mitlief,  war  nicht  zu  vermeiden.») 
Ebenso  waren  in  der  Fluth  buchhändlerischer  Speku- 
lationsprodukte, die  bei  diesem  Anlasse  erschienen,  nur 
wenige  Perlen  zu  fischen,  und  peinUch  berührte  es  zu 
zu  vernehmen,  dass  der  deutsche  Kaiser  am  Schillertage 
eine  Parade   in  Strassburg   abgehalten   und   sogar  eine 


^)  Z.  B.  bei  uns  die  geschmacklosen  Yergleichungen  Schillers 
mit  C.  F.  Meyer,  oder  in  Deutschland  mit  Nietzsche  oder  Hart- 
leben. 
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grosse  Rede  dabei  gehalten  hatte,  ohne  den  Namen 
Schillers  auch  nur  zu  erwähnen.')  Er  wird  ihn  noch 
brauchen,  diesen  Schiller'schen  Idealismus,  wenn  er  Strass- 
bürg  dem  Reiche  erhalten  will;  Kanonen  und  Kriegsschiffe 
allein  vermögen  es  nicht.  Dagegen  war  es  sehr  erfreulich, 
zu  vernehmen,  dass  aus  Hamburg  48  Schüler  auf  Kosten 
einiger  reicher  Leute  an  die  klassischen  Stellen  des  Vier- 
waldstättersees  geschickt  wurden,  und  noch  schöner,  da^ 
auch  der  amerikanische  Präsident  in  einer  Rede  an  die 
Studenten  der  Clarke  -  Universtät  in  Worcester  •  Massa- 
chusetts sich  folgendermassen  aussprach : 

«Die  wunderbaren  Fortschritte,  welche  Deutschland 
in  der  Welt  der  Industrie  und  des  Handels,  nicht  minder 
als  auf  dem  Gebiete  der  Kunst  und  der  Litteratur  ge- 
macht hat,  sind  dem  Umstände  zu  verdanken  gewesen, 
dass  der  Deutsche  in  seinem  Geist  geschult  war,  dass  er 
hohe  Ideale  hatte  und  diese  Ideale  durch  sein  Verhalten 
in  die  Praxis  übertrug.  Ich  war  ausserordentlich  ange- 
nehm berührt  —  wie  es  meiner  Ansicht  nach  wir  aUe 
gewesen  sein  müssen  —  über  die  Art  und  Weise,  wie 
unsere  Mitbürger  deutscher  Geburt  und  Abstammung,  von 
denen  sich  hier  viele  unter  der  Zuhörerschaft  befinden, 
sich  an  den  FestUchkeiten  zur  Erinnerung  an  das  Leben 
und  Wirken  Schillers  betheiligten.  Ich  fühle,  dass  hier 
zu  Lande,  wo  wir  so  viele  Völker  mit  so  verschiedenen 
Sprachen  zu  einer  Nation  amalgamiren,  eine  der  grossen 
Aufgaben,  der  wir  uns  ganz  widmen  sollten,  die  ist,  das, 
was  ein  jedes  dieser  Völker  zu  unserm  komplizirten  na- 
tionalen Leben  WerthvoUes  beisteuern  kann,  zu  erhalten. 

')  Auch  das  Herzogthum  Anhalt  zeichnete  sich  in  Deutsch- 
land aus,  indem  das  herzogliche  Konsistorium  in  letzter  Stunde 
verfügte,  dass  es  trotz  der  eminenten  Bedeutung  Schillers  un- 
gewöhnlich und  nicht  gerechtfertigt  erscheine,  am  hundert- 
jährigen Gedenktage  seines  Todes  die  Kirchenglocken  läuten 
zu  lassen,  da  irgendwelche  kirchliche  Gedenkfeier  nicht  statt- 
finde. 
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Eine  jede  der  hierher  kommenden  Rassen,  ein  jedes  Ele- 
ment kann  uns  etwas  Werthvolles  geben,  ja,  kann  uns 
sehr  viel  Werthvolles  geben,  und  es  wäre  nur  zum  Vor- 
theil  unseres  Volkes,  wenn  wir  unsere  Entwicklung  per- 
sönlich in  die  richtige  Form  bringen  könnten,  sodass  es 
uns  etwas  ebenso  Natürliches  wäre  —  wie  es  dem  deut- 
schen Volke  unbewusst  gegeben  ist,  die  unermessliche 
Schuld  einer  Nation  einem  Schriftsteller,  einem  Scholasten, 
einem  Manne  gegenüber  zu  ermessen,  der  für  die  Allge- 
meinheit, für  die  Nation,  für  die  ganze  Menschheit  etwas 
geleistet  hat,  das  mit  Geld  nicht  bezahlt  werden  kann. 
Amerika  hat  von  Deutschland  viel  gelernt,  Deutschland 
hat  ein  wichtiges  Element  dem  Blut  des  amerikanischen 
Volkes  beigemischt,  und  es  hat  unsern  Schulen  und  Uni- 
versitäten, unserem  ganzen  höheren  und  niederen  Er- 
ziehungssystem den  markantesten  Zug  gegeben.  Wenn 
wir  uns  etwas  von  dieser  liebenswürdigen  Nation  an- 
eignen, so  sollten  wir  vor  allem  den  Idealismus  uns  an- 
eignen, welcher  es  für  ganz  natürlich  hält,  dass  man 
eines  Schriftstellers  Leben  und  Werke  ehrt.» 

Festgehalten  wurde  bei  uns  diese  schöne  Feier  einer- 
seits durch  eine  Vertheilung  von  Schillers  Teil  in  circa 
220,000  Exemplaren  an  die  Schuljugend  und  sodann  durch 
eine  Schillerstiftung  zur  Unterstützung  bedürftiger 
Schriftsteller,  wozu  der  Bund  50,000  Franken  beisteuert 
und  eine  allgemeine  Sammlung  bis  zum  1.  Oktober 
102,889  Franken  ergab,  in  folgenden  kantonalen  Einzel- 
betragen : 

Zürich  Fr.  36,045.69,  Bern  Fr.  14,813.44,  Luzern 
Fr.  5686,  Uri  Fr.  1057,  Schwyz  Fr.  595,  Obwalden  Fr. 
440,  Nidwaiden  Fr.  400,  Glarus  Fr.  2500,  Zug  Fr.  911, 
Freiburg  Fr.  51,  Solothurn  Fr.  5422. 20,  Basel-Stadt  Fr. 
3498.45,  Basel-Land  Fr.  102.45,  Schaffhausen  Fr.  2279, 
Appenzell  A.-Rh.  Fr.  2385.  67,  St.  Gallen  Fr.  59:38,  Grau- 
bünden  Fr.  3052.80,  Aargau  Fr.  6111.35,  Thurgau  Fr. 
4798.  75,  Tcssin  Fr.  300,  Waadt  Fr.  1350,  Wallis  Fr.  2358, 
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Neuenburg  Fr.   2205,   Genf  Fr.   1088.60,   zusammen  Fr. 
102,889. 40. 

In  der  Liste  fehlt  noch  Appenzell  I.-Rh. ;  im  Tessin  ist 
die  Sammlung  noch  im  Gange,  die  Regierung  spendete  die 
Fr.  300. 

Ueber  die   nähern   Verumständungen   von    Schillers 

Hinschied  enthielt  eine  in  München  gehaltene  Festrede 

seines  Biographen  Prof.  Weltrich  Folgendes: 

«Am  1.  Mai  hatte  er  zum  letzten  Mal  den  Fuss  vor 
die  Schwelle  seines  Hauses  gesetzt,  zum  Besuch  des 
Theaters;  von  Fieber  geschüttelt,  kam  er  heim.  Es  war 
ein  erneuter  und  besonders  heftiger  Anfall  der  Lungen- 
erkrankung, die  sich  vierzehn  Jahre  zuvor  zuerst  bei  ihm 
gezeigt  hatte.  Aber  noch  glaubte  man  an  ein  nicht  eben 
bedenkliches  Eatarrhfieber,  noch  beschäftigte  seineu  Geist 
die  Arbeit  am  Demetrius,  deren  Unterbrechung  er  beklagte. 

Am  Abend  des  5.  Mai  fiel  er  in  eine  lange  dauernde 
Fieberphantasie;  als  ihm  die  Besinnung  zurückkehrte, 
liess  er  sich  sein  jüngstes  Kind  bringen,  herzte  es,  wandte 
sich  ab  und  fing  an,  bitterlich  zu  weinen.  Am  folgenden 
Abend  bemerkte  man  zuerst,  dass  er  zuweilen  abge- 
brochen spreche.  Schon  während  einer  Erkrankung  im 
Februar  hatte  er,  in  einem  Anfall  von  Ohnmacht,  ge- 
glaubt todt  zu  sein,  hatte  sich  allein,  in  Dunkel  gehüllt^ 
vor  Gott  gefühlt,  um  die  Rechenschaft  seines  Lebens  ihm 
abzulegen.  Solche  Vorstellungen  kehrten  in  seinen  Fieber- 
träumen jetzt  wieder.  Noch  am  9.  Mai,  des  Morgens, 
richtete  er  sich  auf,  sah  in  die  Höhe  und  sagte  einigemal 
das  lateinische  Wort  «Judex»,  Richter;  dabei  war  sein 
Blick  freundUch,  als  hätte  er  eine  hebe  Erscheinung. 
Nun  schwanden  die  letzten  Lebenskräfte;  zwischen  5 
und  6  Uhr  fuhr  es  wie  ein  elektrischer  Schlag  über  sein 
Gesicht,  sein  Haupt  sank  zurück,  er  war  verschieden.» 

Ueber   die  Todesnachrichten   in   der  damaligen  Zeit 

enthielt  die  N.  Z.  Ztg.  folgende  interessante  Notiz: 

«Auch  im  Verhalten  der  Oeffentlichkeit  gegenüber  dem 
Tode   eines   Grossen   klafft    ein    mächtiger   Unterschied 
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zwischen  heute  und  einst.  Heute  liegen  breitspurige 
Nekrologe  oft  schon  fertig  auf,  bevor  der  gefeierte  «Todte» 
nur  zu  leben  aufgehört.  Dass  es  vor  hundert  Jahren 
anders  war,  als  in  der  heutigen  überhasteten  Zeit,  ersehen 
wir  gerade  aus  dem  Verhalten  der  damaligen  Tagespresse 
gegenüber  dem  Ereignisse  vom  9.  Mai  1805. 

Noch  war  der  elektrische  Funke  nicht  geweckt,  der 
Schillers  Tod  mit  der  Geschwindigkeit  des  Blitzes  der 
Welt  hätte  verkünden  können.  Einzig  der  umständliche 
optische  Femtelegraph,  der  gerade  um  diese  Zeit  hier 
und  dort  angelegt  wurde,  hätte  die  Trauerbotschaft  um 
einige  Tage  früher  in  die  verschiedenen  Theile  der  deutschen 
Lande  zu  bringen  vermocht.  Aber  ein  zusammenhängen- 
des Netz  des  optischen  Zeichenfemschreibers  gab  es  noch 
nicht.  So  wurde  denn  Schillers  Ableben  der  Presse 
seinerzeit  auf  dem  gewöhnlichen  Wege  der  Fahrpost 
und  des  Biiefverkehres  bekannt.  Dadurch  wird  es  uns 
modernen  Kulturmenschen  und  verwöhnten  Zeitungslesem 
erklärlich,  dass  erst  am  11.  Tage  nach  des  Dichters  Heim- 
gang die  bayrische  «Staatszeitung»  vom  20.  Mai  diese 
betrübende  Neuigkeit  zu  melden  in  der  Lage  ist.  Sie  weiss 
aber  noch  keine  näheren  Umstände  des  Ablebens  anzu- 
geben und  meldet  kurzweg :  «Zu  Weimar  ist  der  berühmte 
Schriftsteller,  Hofrath  Schiller,  ein  Württemberger,  ge- 
storben.» Damals  hielten  sich  im  Reporterthum  Langsam- 
keit und  Kürze  gleichen  Schritt.  Ein  sprechendes  Bei- 
spiel hiefür  ist  auch  die  für  die  damaligen  Verhältnisse 
schon  gut  bediente  «Zürcher  Zeitung» ;  fast  zwanzig  Tage 
hatte  diese  Hiobspost  gebraucht,  um  von  Weimar  nach 
Zürich  zu  gelangen.  Am  28.  Mai  endlich  kann  die  Zürcher 
Zeitung  melden:  «Am  9.  May  starb  zu  Weimar  —  statt 
so  vieler  seiner  unberufenen  Splitterrichter  —  Schiller, 
an  den  Folgen  eines  heftigen  Blutsturzes.»  Mit  diesen 
wenigen  Zeilen,  deren  lakonische  Fassung  fast  peinlich 
berührt,  hatte  es  sein  Bewenden.  Andere  Blätter  schwiegen 
sich  ganz  aus.  So  z.  B.  wider  Erwarten  die  «Gemein- 
nützigen Schweizerischen  Nachrichten»,  die  ein  Jahr  vor- 
her die  Weimarer  Erstauffühmng  von  Schillers  «Wilhelm 
Teil»  von   1804  in   spaltenlangen  Artikeln   gefeiert  und 
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besprochen  hatten.  Eine  wohlthuend  berührende  Aus- 
nahme machte  in  Deutschland  die  Augsburger  «Allge- 
meine Zeitung2>.  Dieses  täglich  erscheinende,  damals 
führende  Blatt  bringt  zwar  auch  erst  am  20.  Mai  eine 
knappe  Mittheilung  mit  den  Worten:  «Am  9.  Mai  starb 
Schiller  zu  Weimar,  an  den  Folgen  eines  heftigen  Seiten- 
stechens und  Bluthustens.»  Und  am  22.  Mai  orientirt  sie 
ihre  Leser  in  fünf  Zeilen  über  den  Befund  der  Leichen- 
sektion. In  der  Nummer  vom  29.  Mai  aber  holt  dann 
die  «Augsburgerin»  endlich  zu  einem  höchst  interessanten 
Leitartikel  aus.» 

Die  bereits  angeführte  Festrede  von  Weltrich  enthielt 

noch  folgende  sehr  bezeichnende  Stelle  über  die  zeitweilige 

Missachtung  Schillers  in  Deutschland  selbst: 

«Eine  neue  Ablenkung  von  Schiller  führte  die  in  den 
70er  Jahren  einsetzende,  mit  einer  gewissen  Ausschliess- 
lichkeit betriebene  Goethe-Verehrung  herbei;  die  grosse 
Philologenschule  Wilhelm  Scherers  wandte  ihre  wissen- 
schaftlich fruchtbare  Thätigkeit  anfänglich  fast  nur  Groetbe 
zu,  und  ein  ihr  persönlich  nahestehender  vielgelesener  und 
geistreicher  Schriftsteller,  Hermann  Grimm,  setzte  das 
Verdienst  und  den  Charakter  Schillers  unwürdig  herab. 
Gerade  die  geistige  Aristokratie,  die  Männer  von  feinstem 
Geschmack,  einDavidFriedrich  Strauss  und  ein  Viktor 
Hehn,  fanden  für  den  Abstand  zwischen  Goethe  und 
Schiller  nicht  das  richtige  Wort:  wenn  für  Strauss  Goethe 
das  unseren  Horizont  beherrschende  «ürgebirge*  ist, 
Schiller  aber  ein,  wenn  auch  an  sich  ansehnUcher,  doch 
die  Höhe  dieses  Urgebirges  «bei  weitem  nicht  erreichen- 
der» Gipfel,  so  sieht  es  aus,  als  ob  der  Unterschied  zwi- 
schen den  beiden  Dichtern  ein  lediglich  quantitativer 
wäre.  Doch  weniger  glücklich  ist  das  Bild  Viktor  Hehns, 
dessen  «Gedanken  über  Goethe»  doch  im  Uebrigen  aufs 
höchste  zu  schätzen  sind;  ihm  ist  Goethe  dem  Gold, 
Schiller  dem  Silber  gleich.  Da  musste  sich  das  Lesepu- 
bhkum  freilich  denken,  dass  man  auf  das  Silber  ver- 
zichten darf,  wenn  man  das  Gold  mit  zur  Wahl  hat.  Und 
nun  kam  ja  Nietzsche,  Nietzsche,  dessen  Uebermensch 
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auf  ganz  anderem  Wege  gezüchtet  werden  wollte  als 
mittels  des  Kantschen  Pflichtbegriflfs  und  desSchillerschen 
Humanitätsideals;  der  ümwerther  aller  Werthe  prägte  sein 
hässliches  Witz  wort  vom  «Moraltrompeter»,  und  weil  ein 
Grosser,  in  diesem  Falle  ein  grosser  Frevler,  von  Schiller 
so  gesprochen  hatte,  meinten  jetzt  auch  die  Kleinen  das 
nämliche  Recht  zu  haben:  jeder  Knirps  von  einem  Litte- 
raten glaubte  an  Schiller  sein  Müthchen  kühlen  oder  ihn 
gar  zu  den  Todten  werfen  zu  dürfen.  Solche  Nichts- 
würdigkeiten erregten  freilich  auch  Unwillen  und  erfuhren 
Zurückweisung;  aber  das  Ansehen  Schillers  bröckelte 
doch  zusehends  ab,  und  auch  die  Jugend,  die  von  der 
Weisheit  Nietzsches  mehr  in  sich  sog,  als  ihr  gesund 
war,  schien  in  der  Treue  zu  wanken.» 

Der  Schillertag  war  ein  grosses  «Zeichen  der  Zeit*, 
denn  er  zeigte  Oberall  in  der  Welt,  ob  und  wo  der  Idealis- 
mus in  einem  Volke  noch  wesentlich  vorhanden  ist,  und 
ob  unten,  oder  oben. 

Litteratur.  In  der  allgemeinen  Litteratur 
des  Jahres  ist  uns  kein  Buch  bekannt  geworden,  welches 
einen  lange  dauernden  Wiederhall  in  den  Herzen  ver- 
ständiger licser  zurücklassen  wird. 

Unter  den  deutschen  Romanen  waren  «Götz  Kraft» 
von  Stilgebaur  und  «Jost  Seyfried»  von  Flaischlen  an  die 
Stelle  der  früheren  hauptsächlichen  Saison erzeugnisse  ge- 
treten. Der  letztere  ist  ein  schwäbischer  Ich-Roman,  aus 
Tagebucheinzeichnungen,  Briefen,  Sprüchen  etwas  bunt 
zusammengestellt.  Er  soll  dem  Leser  «Kraft,  auf  sich 
selbst  gegründet  sein,  Daseinsfreudigkeit»  einflössen.  Ob 
der  Held  dies  alles  selbst  besitzt  und  namentlich  be- 
halten wird,  wenn  er  keinen  Erfolg  im  Leben  hat,  das 
ist  uns  sehr  zweifelhaft  gebheben ;  dazu  gehört  doch  etwas 
tieferer  Grund.  Annähernd  das  Gleiche  gilt  von  «Götz 
Kraft»,  der  in  den  späteren  Bänden  schon  stark  abfällt. 
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In  noch  vielleicht  höherem  Masse  auch  von  einem  neuen 
Roman  Frenssen's,  Hilligenlei.  Der  Beginn  der  Er- 
zählung in  einer  Wochenstube,  nachher  eine  Ankleidescene, 
dann  die  etwas  rohen  Reden  aus  Mädchenmund  und  end- 
lich die  nicht  ganz  würdige  Behandlung  Christi  sind  Gründe 
genug,  um  dieses  Buch,  im  Ganzen  genommen,  als  einen 
Verstoss  gegen  gesundes,  sittliches  deutsches  Gefühl  zu 
empfinden.  Die  Keime,  die  schon  im  «Jörn  Uhl»  lagen,  sind 
hier  stark  ausgewachsen  und  der  Verfasser  ist  auf  einem 
nicht  ungefährlichen  Wege  einen  Schritt  weiter  gegangen. 
Eine  deutsche  Kritik  sagt  sogar  (Obertrieben),  er  erinnere 
bereits  stark  an  Zola.  Ein  ganz  empfehlenswerther  neuer 
Roman  in  deutscher  Sprache  ist  uns  also  nicht  bekannt. 
Ebensowenig  könnten  wir  in  der  französischen  Roman- 
ernte den  « Reformateur  >  (Rousseau)  von  E.  Rod  dafür 
geltend  machen. 

Das  sogenannte  «Nietzsche  Archiv»  in  Weimar  fährt 
fort,  aus  dem  Nachlass  des  unglücklichen  Philosophen  zu 
schöpfen,  und  ist  bei  dem  Briefwechsel  mit  Professor 
Overbeck  in  Basel  (wenig  erquicklichen  Inhalts)  angelangt. 

Der  «ol3nmpische  Frühling»  von  Spitteler')  gehört 
zu  denjenigen  Büchern,  die  man  gerne  sehr  freundUch 
beurtheilen  möchte,  aber  diese  «angewandte  Mythologie»? 
welche  den  griechischen  Göttern,  die  ihrer  Art  nach  sehr 
naiv  sind,  solche  moderne,  gar  nicht  naive  Reflexionen 
in  den  Mund  legt,  können  wir  nicht  künstlerisch  finden 
es  fehlt  die  Wahrscheinlichkeit. 

Dieser  Dichter  hat  überhaupt  sein  ganz  richtiges  Feld 
noch  nicht  gefunden,  auf  dena  er  sehr  Bedeutendes  leisten 


*)  Derselbe  datirt  zwar  nicht  erst  von  diesem  Jahre ;  viel- 
mehr «lachende  Wahrheiten»,  Satyren,  die  aber  nicht  an  die 
Olympier  heranreichen. 
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könnte ;  denn  der  beständig  ironisirende  Ton  ist  nicht 
seine  Grundstimmung,  vielmehr  eine  Angewohnheit,  die 
nicht  zu  seinem  wirklichen  Ernste  passt. 

Von  dem  grossen  Werke  « Weltlitteratur »  des 
Paters  BJaumgartner  d.  J.  ist  nach  längerer  Pause 
der  fOnfte  Band  vollständig  erschienen,  der  zu  den 
interessantesten  gehört.  Er  umfasst  die  französische 
Litteratur,  vom  Ausgang  des  Mittelalters  bis  zur  neuesten 
Zeit.  Der  Standpunkt  des  Verfassers  zeigt  sich  natürhch 
sehr  bestimmt  bei  Schriftstellern,  wie  Maistre,  Bonald, 
Chateaubriand,  die  er  nach  unserem  Dafürhalten  zu 
hoch  einschätzt;  mit  den  meisten  andern,  von  einem 
schweizerischen  gesunden  Menschenverstand  getragenen 
Urtheilen  kann  man  übereinstimmen.  Namentlich  aber 
ist  man  wohlthuend  überzeugt,  dass  der  Verfasser  alles 
selbst  gelesen  hat  und  ein  ungewöhnlich  klar  denken- 
der und  wohlwollender  Mann  ist,  trotz  dem  Orden,  dem 
er  angehört. 

Für  die  zahlreichen  verkannten  Genie's  ist  in  Breslau 
eine  «Kritik  der  Kritik»  entstanden,  in  welcher  jeden 
Monat  60  Seiten  gross  Oktavo  allen  denen  zur  Disposi- 
tion gestellt  werden,  die  sich  über  ungerechte  Kritik 
glauben  beklagen  zu  können.  Nach  unserem  Dafürhalten 
fehlt  es  nicht  sowohl  daran,  als  vielmehr  an  zu  viel  Em- 
pfehlung durch  eine  Clique,  die  sich  der  litterarischen 
Zeitungen,  Feuilletons  und  Zeitschriften  fast  ausschliesslich 
bemächtigt  hat.  Einer  unserer  besten  Schriftsteller,  J.  C. 
Heer  in  Winterthur  (der  zwar  auch  nach  unserer  Meinung 
die  natürliche  Kraft  seines  ersten  Werkes  «An  heiligen 
Wassern»  nicht  wieder  erreicht),  spricht  sich  darüber  in 
folgender  Weise  im  «Winterthurer  Landboten»  aus: 
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*Das  Verbitternde  an  unserm  gegenwärtigen  schwei- 
zerischen Litteraturleben  ist  das  Aufkommen  einer  Co- 
terie-  und  Conventikelwirthschaft ,  welche  die  unab- 
hängigen Schriftsteller  an  die  Wand  zu  drücken  versucht. 
Was  mich  selber  betrifft,  ist  es  nur  meiner  Unvor- 
sichtigkeit zuzusdireiben,  dass  ich  abgeschlachtet  wurde. 
Ich  besitze  ein  pikantes  Kärtchen  von  Herrn  P.,  in  dem 
zwischen  den  Zeilen  steht,  dass  es  mir  menschlicher  ge- 
gangen wäre,  wenn  ich  mir  wie  andere  Schweizer  Schrift- 
steller die  Ehre  gegeben  hätte,  seine  werthvolle  persön- 
liche Bekanntschaft  zu  suchen.  Von  diesem  Antrag,  mich 
in  seine  Abhängigkeit  und  sein  Wohlwollen  zu  begeben, 
mache  ich  selbst verständhch  auch  in  Zukunft  keinen  Ge- 
brauch. Aber  das  ist  nur  eines  der  Beispiele  der  hohen 
ästhetischen  Gesichtspunkte,  unter  denen  aus  der  Schweiz 
die  grosse  litterarische  Presse  des  Auslandes  wie  die 
«Deutsche  Rundschau»  über  uns  Schweizer  Schriftsteller 
und  unser  Schaffen  bedient  wird.  Nachher  werden  an 
gewissen  Stellen  der  Schweiz  diese  Artikel  unserm  Volke 
selber  wieder  als  grosse  Oflfenbarungen  litterarischer  Ein- 
sicht gepriesen.» 

Ueber   ein    in    diesem   Jahre    verstorbenes    Mitglied 

dieser  litterarischen  Coterie  enthielt  eine  deutsche  Zeitung 

folgendes  für  die  ganze  Gegenwart  sehr  bezeichnende  Re- 

sume  seines  Leben  und  Wirkens: 

«Hartleben  hat  das  Leben  ausgekostet,  ohne  Gier^ 
aber  mit  behaglichen  Zügen  und  jenem  feinen  Verständniss 
für  die  Reize  des  Daseins,  das  er  von  Goethe  ererbt  zu 
haben  schien.  Er  gehörte  nicht  zu  den  Grossen,  dazu 
war  er  zu  sehr  ein  Mann  der  Bequemlichkeit;  aber  an 
seinem  Theile  hat  er  mitgewirkt,  die  alten  Götter  zu 
stürzen,  um  Platz  für  die  neuen  zu  schaffen.  Sein 
lächelnder  Spott,  mit  dem  er  die  alte  Welt  mit  ihren 
Thronen  und  Altären,  Kirchen  und  Pfaffen,  Zuchthäusern 
und  Bordellen  verspottete,  hatte  etwas  Souveränes.  In  den 
Gegnern  sah  er  nur  beschränkte  Kinder  und  mit  Ueber- 
legenheit  ging  er  über  die  alten  Götzen  zur  Tagesord- 
nung über.    Gott- Vater,  der   «Thronfolger  Jehovahs»  be- 
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deutete  für  ihn  nicht  m^hr  als  etwa  Fitzebutze.  Er 
träumte  von  einem  neuen  fröhlichen  Heidenthum,  von 
Lust  und  schöner  Sinnlichkeit.  Pfaffen  und  Phihstern 
gab  er  oft  die  Peitsche,  dass  es  nur  klatschte ;  hierin  hat 
er  sein  Bestes  geleistet!  Er  war  kein  Arbeiter,  der  im 
Schweisse  seines  Angesichts  sich  um  sein  täglich  Brot 
mühte.  An  den  grossen  Konkurrenzen  des  Lebens  be- 
theiligte er  sich  nicht  als  «Berufsfahrer»,  sondern  nur  als 
Amateur:  ein  Amateur  des  Lebens  und  der  Kunst,  im 
Schaffen  und  Geniessen.  In  die  Dinge  einzudringen,  war 
nicht  seine  Sache;  es  genügte  ihm  der  Schaum  der  Ober- 
fläche. Grosses  und  Tiefes  darf  man  bei  ihm  nicht 
suchen;  keine  behagliche  Stunde  opferte  er  ihm.  Wer 
Hartlebens  Leben  beschreiben  will,  muss  Ausführliches 
schreiben  über  die  Psychologie  der  Kneipe!  Was  dem 
Diogenes  die  Tonne,  das  war  Hartleben  die  Kneipe! 
Von  der  Kneipe  aus  betrachtete  er  die  Welt!  Sie  war 
eine  Nothwendigkeit  für  alle  Ringenden,  die  aus  der  Pro- 
vinz kamen.  Aber  er  war  König  der  Zecher,  der  Sitz- 
festeste aller  Nachtschwärmer.  Ein  ganzes  Heer  von 
Antialkoholikern  Hess  nicht  soviel  Bier  ungetrunken,  als 
er  vertilgte.  Er  meinte,  es  gibt  noch  höhere  Rücksichten, 
als  die  Gesundheit !  Er  w^äre  vielleicht  noch  eher  dahin- 
gegangen, wenn  seine  Selma  nicht  gewesen  wäre.  Die 
Nächte  begannen  bei  ihm  um  5  Uhr  nachmittags  und 
dauerten  bis  11  Uhr  am  anderen  Mittag.» 

Dass  er  dabei  mit  40  Jahren  völlig  «ausgelebt»  starb, 
ist  kein  Wunder.  Das  sind  nun  vorläufig  die  Epigonen 
von  Schiller  und  Goethe  in  Deutschland. 

Von  neuen  Zeitschriften  allgemeinen  Inhalts  ist 
besonders  zu  erwähnen  Lhotzky  «Leben»,  eine  Viertel- 
jahrsschrift philosophisch-religiösen  Inhalts  in  der  Art  der 
Aufsätze,  welche  der  Verfasser  früher  in  die  sog.  «grünen 
Hefte»  von  Dr.  Johannes  Müller  schrieb. 

Die  zahlreiche  Schiller-Litteratur  des  Jahres  erwähnen 
wir  nicht.     Das  Beste,  was  man  über  Schiller  lesen  kann, 
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bleibt  immer  seine  Biographie  von  Weltrich.    Noch  besser 
aber  ist  es,  ihn  selbst  zu  lesen. 

Die  zwei  Bände  Autobiographie  des  englischen  Phi- 
losophen Herbert  Spencer,  die  jetzt  in  einer  guten 
deutschen  Uebersetzung  von  Prof.  L.  Stein  und  Tochter 
vorliegen,  bestätigen  den  Eindruck,  den  wir  im  letzten 
Jahrbuch  (pag.  747)  aussprachen.  Es  ist  AUes  sehr 
verständig,  aber  auch  sehr  «matter  of  fact»,  ohne  jede 
Spur  von  «Genie»,  das  gerade  in  den  Selbstbiographien 
den  einzigen  Reiz  dieser  sonst  bedenklichen  Art  von 
Büchern  ausmacht.  Dieses  ist  beinahe  so  nüchtern,  wie 
die  Autobiographie  seines  Landsmannes  und  auch  Quasi- 
Philosophen John  Stuart  Mill,  welche  darin,  wie  der 
moderne  Sportausdruck  lautet,  den  «record»  erreicht.  Da 
ist  uns  doch  —  zum  Lesen  —  die  genial  sprunghafte 
Art  von  Carlyle  oder  Tolstoi  lieber;  zum  mit  ihm  leben 
würden  wir  aber  Spencer  vorgezogen  haben. 

Zwei  ernsthafte  und  sehr  zeitgemässe  Bücher,  die 
jedoch  Studium  erfordern,  sind:  Prof.  v.  Rohland  (in 
Freiburg  im  Breisgau)  «Die  Willensfreiheit  und  ihre  Geg- 
ner», eine  sehr  gute  Auseinandersetzung  dieser  alten  und 
grossen  Frage  gegen  die  Theorien  von  Lombroso  und 
Andere;  femer  Professor  und  Oberkonsistorialrath  KI  ei- 
ner t  (in  Berlin)  «Die  Propheten  Israels  in  sozialer  Be- 
ziehung». Auch  Dennert  «vom  Sterbelager  des  Darwinis- 
mus» kann  hier  wenigstens  angeführt  werden,  obwohl  es 
noch  nicht  so  weit  ist  mit  diesem  Sterben. 

Von  dem  berühmten  amerikanischen  Geschichts- 
schreiber Bauer  oft  erschienen  Tagebücher  und  Briefe, 
die  namentlich  Goethe  keineswegs  in  der  gewohnten 
«olympischen»  Weise,  sondern  eher  etwas  sehr  «alltäg- 
lich» schildern.    Femer  hat  Joseph  Popper  in  Wien  in 
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einem  Buche  «Voltaire,  eine  Charakteranalyse»  eine 
Rettung  dieses  Philosophen  von  Seiten  seines  Charakters^ 
versucht,  die  als  nicht  ganz  gelungen  zu  bezeichnen  ist. 
Ebensowenig  ist  dies  der  Fall  bei  einer  Schilderung  Kant 's- 
von  Chamberlain.  Er  hat  den  deutschen  Philosophen 
vtrahrscheinlich  gar  nicht  recht  verstanden.  In  einer  er- 
greifenden Weise  (um  so  ergreifender,  als  der  Verfasserin 
selber  das  Verständniss  dafQr  fehlt)  schildert  eine  etwas 
abenteuerliche  Prinzessin  Rad zi will  in  ihren  «Erinne- 
rungen» das  Leben  des  afrikanischen  Conquistadors  Cecil 
Rhodes.  Wer  noch  Lust  hätte,  seinen  dunkeln  Spuren 
zu  folgen,  könnte  dadurch  abgeschreckt  werden. 

Von  den  wissenschaftlichen  Vorträgen,  welche  im 
vorigen  Jahre  von  mehreren  deutschen  Gelehrten  in 
Amerika  gehalten  wurden,  sind  im  Druck  erschienen 
fünf  Vorträge  über  «moderne  Geschichtswissenschaft»  von 
Professor  Lamprecht  in  Leipzig,  mit  ziemlich  wenig 
greifbarem  Inhalt;  viel  mehr  Worte,  als  Thatsachen. 

Ebensowenig  waren  wir  erbaut  von  «Life  and  letters 
of  Mandell  Creighton,  sometimes  bishop  of  London». 
Er  war  wesentlich  ein  modemer  «Hofprediger»,  von  dem 
auch  eine  Predigtsammlung  erschienen  ist. 

Ein  neues  antikes  Buch  ist  in  einem  ägyptischen 
Papyrus  aufgefunden  worden,  der  sich  jetzt  in  Berlin 
befindet.  Es  ist  ein  Kommentar  zum  Theätet  des  Plato,. 
aus  der  römischen  Kaiserzeit,  welcher  auch  noch  Ober 
andere  Philosophen  Aufschlüsse  enthält. 

Da  die  Japaner  jetzt  auch  Sitz  und  Stimme  in  allen 
Dingen  gewonnen  haben,  so  ist  es  interessant  zu  wissen^ 
wie  sie  die  europäische  Litteratur  beurtheilen,  besondei*s 
diejenige,  welche  sich  mit  ihnen  beschäftigt.  Darüber 
enthält  die  A.  Z.  Folgendes,  was  sehr  für  ihren  gesunden 
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Menschenverstand  und  unverdorbenen  Geschmack  zeugt, 
für  uns  aber  wenig  schmeichelhaft  ist:  Die  Japaner  lesen 
Pierre  Loti,  und  man  sollte  meinen,  dass  sie  den  Ver- 
fasser von  «Madame  Chrysantheme»,  der  so  nachsichtig 
gegen  sie  sein  will  und  ihre  Sitten  den  Europäern  sym- 
pathisch zu  machen  sucht,  würdigen  müssten.  Weit  ge- 
fehlt, er  erscheint  ihnen  gerade  um  dieser  Schilderungen 
willen  als  eine  Inkarnation  des  Bösen!  So  schreibt  ein 
japanischer  Kritiker  in  der  Japan  Mail:  «Was  ich  unter 
einem  leibhaftigen  Dämon  verstehe,  das  ist  eben  jener 
Typus  eines  Menschen,  den  der  Verfasser  von  «Madame 
Chrisantherae»  darstellt.  Um  einen  solchen  Menschen  zu 
schildern,  ist  der  Ausdruck  «leibhaftiger  Dämon»  der 
oinzig  wahre,  genaue  und  wissenschaftliche.  Bei  ihm 
linden  wir  nicht  nur  die  rohe  und  sinnliche  Natur  CaU- 
bans,  sondern  auch  den  kranken,  abgelebten,  hässlichen, 
ohnmächtigen  Geist  des  Mephistopheles ;  er  trägt  wie 
Gretchen  sagt,  das  Zeichen  des  Verdammten,  er  hat  nie- 
mals in  seinem  Leben  etwas  lieben  können.  Wer  diesen 
Band  mit  Lust  oder  Vergnügen  liest,  trägt  selbst  das  Zeichen 
des  Verdammten.  Und  wenn  man  mich  fragt,  welches 
Buch  den  niedrigsten  Grad  europäischer  Zivilisation  zeigt, 
so  nenne  ich,  ohne  zögern,  «Madame  Chrysantheme». 
Es  ist  ein  trauriges  Zeichen  der  moralischen  Niedrigkeit 
der  gebildeteten  Klassen  in  Europa,  dass  ein  solches  Buch 
dort  so  allgemeinen  Erfolg  haben  konnte.» 

Vielleicht  werden  wir  somit  allmählig  von  den  Ost- 
asiaten über  die  Vorzüglich keit  unserer  «modernen»  Kunst 
und  Litteratur  Belehrung  empfangen  und  annehmen 
müssen. 

Von  schweizerischer  allgemeiner  Litteratur 
zitiren  wir :  Biographisches:  Ueber  Landammann 
Hunger  bühler  von  St.  Gallen  enthielt  das  «St  Galler 
Tagblatt ?>  ein  auch  im  Separatabdruck  erschienenes  in- 
teressantes Lebensbild  von  Kantonsrichter  Zäch.  Ueber 
den  1904  verstorbenen  Minister  Roth  erschien  ein  «Le- 
bensbild» von  Dr.  W.  Nef  in  Trogen,  das,  abgesehen  von 
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«in  wenig  Uebertreibung,  die  man  jedem  Biographen 
nachsehen  muss,  ein  sehr  richtiges  Bild  eines  guten 
schweizerischen  Vertreters  im  Auslande  darbietet,  der 
in  dem  Lande  seines  Wirkens  eine  geachtete  Stellung 
«innahm  und  viele  persönliche  Sympathien  genoss.  Der 
Hauptfall  in  der  diplomatischen  Laufbahn  Roth's,  der 
sogenannte  «Wohlgemuthhandel*  ist,  wie  begreiflich,  ein 
wenig  oberflächlich  behandelt;  doch  ist  es  sehr  erfreu- 
lich, hier  einmal  die  später  von  Deutschland  importirte 
Legende  widerlegt  zu  sehen,  als  ob  nicht  der  «eiserne 
Kanzler»  selbst,  sondern  sein  Sohn  Herbert  die  absur- 
den Drohnoten  an  uns  gerichtet  habe,  die  allerdings 
früher  oder  später  einmal,  wenn  sie  zur  Veröffentlichung 
gelangen,  gar  nicht  zu  seinem  Ruhm  als  in  allen  Fällen 
kluger  und  erfolgreicher  Diplomat  beitragen  werden.') 

Im  Allgemeinen  ist  über  diese  Gattung  von  Schriften 
zu  bemerken,  dass  die  Biographien  unserer  modernen 
schweizerischen  Staatsmänner  sich  nicht  über  den  Werth 
eines  ausführlichen  Nekrologs  erheben  und  als  «geschicht- 
liche Bausteine*  für  die  künftige  Schweizergeschichte 
mit  Vorsicht  zu  gebrauchen  sein  werden.  Sie  ermangeln 
gewöhnlich  einer  gewissen  Tiefe,  die  den  wahren  Werth 
eines  Lebens  und  einer  Lebensbeschreibung  ausmacht,  und 
oft  auch  sogar  einer  grössern  Stofffülle,  weshalb  dann 
nothwendig    bei  unbedeutenden  Jugendereignissen,    oder 

')  Das  dürfen  wir  dem  ersten  Kanzler  des  deutschen 
Reichs  und  Schöpfer  desselben  nie  übersehen,  dass  er  zu 
wiederholten  Malen  (schon  in  der  Neuenburger  Frage)  ein 
sehr  gefährlicher  Feind  unseres  Landes  gewesen  ist.  Seinen 
Feinden  verzeihen,  wenn  sie  es  wünschen,  ist  sehr  vernünftig, 
nicht  Böses  mit  Bösem  vergelten,  selbst  wenn  man  dazu  in 
der  Lage  ist,  noch  klüger;  aber  Feinde  und  Freunde  verges- 
sen oder  verwechseln,  namentlich  für  ein  Volk  eine 
grosse  Thorheit. 
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Bekanntschaften,  oder  bei  vorübergehenden  Werken,  die 
keine  grosse  Spur  hinterlassen,  zu  sehr  verweilt  werden 
muss.  Es  gibt  eben  naturgemäss  nur  wenige  Menschen, 
die  eine  eigentliche  Biographie  vertragen  können. 

Von  Prof.  Philippe  Godet  erschien  eine,  wie  immer 
sehr  gut  geschriebene  Lebensgeschichte  der  Madame  de 
Charri^re  (Madame  deCharri^re  etsesamis  1740—1805), 
eines  holländischen  Blaustrumpfes,  der  in  der  2.  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  in  den  verschiedenen  Städten  der 
französischen  Schweiz  lebte  und  mit  allen  damaligen 
lilterarischen  und  sonstigen  Berühmtheiten  in  Beziehungen 
stand.  Von  ihr  selber  sind  besonders,  «lettres  Neuchäte- 
loises,  lettres  ecrites  de  Lausanne»  und  «Caliste>  bekannt 
Das  Ganze  gibt  ein  gutes  Bild  einer  Zeit,  die  *gut 
vorüber»  ist. 

Daran  schliesst  sich  an  ein  sehr  interessantes 
Buch  von  Prof.  Seippel  «les  deux  Frances»,  das  fast 
als  eine  Lebensgeschichte  dieser  interessanten  Dame  «la 
France»  erscheinen  kann.  Es  ist  vortrefflich  dargestellt^ 
wie  dieselbe  zwei  Herzen  hat,  von  denen  das  Eine  roth, 
d.  h.  freimaurisch-sozialistisch,  das  andere  schwarz-klerikal 
gefärbt  ist,  worüber  ihre  beste  Natur,  nämlich  das  gleich* 
zeitig  sehr  verständige  und  doch  gefühlvolle,  des  Enthu- 
siasmus fähige  Wesen,  um  dessentwillen  wir  sie  lieben, 
nie  recht  zum  Ausdruck  gelangt,  woran  vielleicht  der 
Ausgang  des  Konzils  von  Poissy  etwas  schuld  ist.  ^) 

Wir  Nichtfranzosen  (weder  nach  Staat,  noch  nach 
natürlicher  Nationalität)  unterscheiden  sogar  immer  ein 
wenig  die  einzelnen  Franzosen,  die  wir  kennen  und  lieben 
von  dem  Kollektivbegrifif  «la  France»,  der  sich  nur  schwer 
von  dem  Ansprüche  trennen  kann,  eine  Art  von  Vorherr* 

J)  Vgl   unter  «Frankreich». 
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Schaft  über  Europa  auszuüben.  Selbst^  wenn  es  nicht 
anders  geht,  auch  blos  durch  die  Sprache,  die  uns  bei 
jeder  Gelegenheit  als  eine  «internationale»,  oder  «diplo- 
matische» aufgedrängt  werden  will.  Diese  Vorherrschaft 
ist  nun  in  Verfall  gekommen  und  erholt  sich  nicht  wieder, 
dagegen  sind  auch  wir  vollkommen  einverstanden  mit 
den  folgenden  Worten,  in  welchen  der  sachverständige 
Autor  das  «dritte»  Frankreich  preist. 

«C'est  la  France  que  nous  aimons,  celle  ä  laquelle 
nous  devons  beaucoup  dans  le  passe  et  qui  a  encore  de 
beaiix  exemples  ä  nous  donner:  la  France  du  clair  bon 
sens  et  de  la  droiture  inteUectuelle  et  morale,  Theritiere 
de  tout  ce  qu'il  y  a  de  meilleur,  de  plus  sain,  de  plus 
genereux  dans  le  g^nie  de  ce  peuple  si  richement  doue. 
Cette  France  lä  a  ete,  ä  travers  les  siecles,  et  demeure 
encore  Tun  des  plus  ardents  foyers  de  la  civilisation 
europöenne,  et  si  ce  foyer  venait  ä  s'eteindre,  la  nuit 
serait  pr6s  de  tomber  sur  notre  monde  occidental.» 

Das  ist  wahr  und  nur  zu  fürchten,  dass  diese  Wahr- 
heit durch  untüchtige  Diplomaten  und  Staatsmänner  in 
den  Schatten  gestellt  werde,  welche  den  Ruhm  Frank- 
reichs in  etwas  anderem  suchen.  Es  kann  immer  ein  grosses 
Land  und  Volk  sein  und  bleiben ;  aber  nicüt  so,  wie  zur 
Zeit  von  Richelieu's,  Ludwig  XIV.,  Napoleon  I.  imd  III. 
Das  ist  vorüber  und  darf  nicht  mehr  aufleben;  auch 
nicht  in  der  Form  von  AUianz  mit  England,  die  nur  zum 
Unheil  für  Frankreich  ausschlagen  würde. 

Von  Dr.  Saitschik,  Privatdozent  am  Zürcher-Poly- 
technikum,  wird  auf  Ende  d.  J.  ein  sehr  zeitgemässes 
Buch  über  die  Skeptiker  der  neuem  Zeit,  Voltaire,  Lichten- 
berg, Merim^e,  Renan,  vielleicht  auch  Nietzsche,  den  man 
zwar  kaum  so  ernst  nehmen  kann,  erwartet. 

Ausserdem  erwähnen  wir  noch  eine  deutsche  Ueber- 
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Setzung  von  Amiel's  «Journal  intime»  von  Dr.  Rosa 
Schapire,  die  wir  zwar  für  kaum  wünschenswerth  halten 
können,  denn  solche  Neurastheniker  haben  wir  nachgerade 
auch  selber  genug. 

Aus  Zeitschriften:  Hans  Jone li  «Das  Burckhardt'sche 
Verfassungsprojekt  von  1798»,  Basler  Zeitschrift  für  Ge- 
schichte und  Alterthumskunde,  Band  IV;  Fleiner  «Poli- 
tischer Briefwechsel  zwischen  Bluntschli  und  Wacker- 
nagel», Band  V  der  gleichen  Zeitschrift;  «Juste  Oliviers 
Briefe»  von  Ph.  Godet  in  derBibliotheque  universelle  (schon 
von  1904);  Gobat  «Croquis  et  impressions  d'Amerique»; 
Land  mann  «Denkschrift  zum  150jährigen  Bestand  der 
Bank  Leu  <fc  Cie.  in  Zürich»;  Dr.  Matthey  «Oscar  Hu- 
gucnin  1842 — 1903»  im  «Musee  Neuchätelois»  1905  Januar 
und  Februar;  Oberst  von  Cleric  «Die  Schlacht  von 
Marignano»  in  der  HungerbOhler'schen  Monatsschrift  für 
Offiziere  1905  Oktober  und  folgende. 

Endlich  ein  illustrirtes  Werk  der  Firma  Zahn 
in  Neuchätel  «Kriegsgeschichte  der  Schweizer»  von  Oberst 
Frey,  ehemals  Bundesrath,  und  ebenso  illustrirt  Dr. 
Jjehmann  «Die  gute  alte  Zeit.» 

Von  speziell  staatsrechtlichem,  oder  historischem 
Interesse  sind: 

Prof.  A.  H  e US  1  e  r  «Deutsche  Verfassungsgeschichte». 
Prof.  Schollenberger  «Ges«*.hichte  der  schweizeri- 
schen Politik»;  Prof.  Meili  «The  four  Hague  Confe- 
rences», Vorträge  vor  dem  Advokaten-Kongress  in  St^  Louis 
1904.  Dr.  Ernst  Moll  «Der  Bundesstaatsbegriff  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  vom  Beginn  bis  zinn 
Kompromiss  von  1850^ ;  J.  G  e  r  o  n  i  m  i ,  Advokat  in  Ilanz 
«Die  Grundlagen  und  Zeitfragen  der  Landwirtschaft». 
A.  Bonard    ^La  jurispmdence  du  tribunal  federal  en 
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matiere  de  presse».  G.  Brauchlin,  Rechtsanwalt  in 
Zürich,  «Die  Bilanz  der  Aktiengesellschaften  nach  schwei- 
zerischem Obligationenrecht,  mit  Berücksichtigung  des 
deutscheu  Handelsgesetzbuches» .  Zeerleder,  Für- 
sprecher in  Bern,  «Sammlung  der  kantonalen  Einbürge- 
rungsgesetze». Bureau  der  Union  internationale  pour 
la  protection  des  oeuvres  litteraires  et  artisti- 
-ques:  «Recueil  des  Conventions  et  traites»  1904.  Album 
genealogique  suisse,  ein  frecher  Versuch  die 
„famillesjadis illustres»  zu  retabliren.  Dr.  Wolf  «Schwei- 
zerische Bundesgesetzgebung;  zweite  ergänzte  Auflage.» 
Dr.  Fanny  G  o  1  d  s  t  e  i  n  «Arbeiterschutz,  Kinder-  und 
Frauenarbeit  in  der  Schweiz».  Dr.  J.  Springer  «Die 
schweizerischen  Banken».  Dr.  CJonrad  Ulrich  «Die  Be- 
stellung der  Gerichte  in  den  modernen  Republiken».  Dr. 
W  e  1 1  s  t  e  i  n  «Ueber  das  Verhältniss  zwischen  Staat 
und  Presse^.  Dr.  Emil  Huber  «Die  Klagbarkeit  der 
Börsentermin-  und  Differenzgeschäfte».  Pf  leg  hart  «Die 
Rechtsverhältnisse  der  elektrischen  Unternehmungen.» 
Im  weitem  Sinne  hieher  gehörig  sind: 
Der  laufende  Band  von  A.  S  t  e  r  n '  s  «Geschichte 
Europa's»  von  1815  ab,  welcher  die  für  uns  besonders 
interessante  Geschichte  der  Jahre  1830—36  enthält.  Ferner 
eine  «Vergleichende  Darstellung  des  deutschen  und  aus- 
ländischen Strafrechts,  Vorarbeiten  zur  deutschen 
Straf rechtsreform»  (die  auch  uns  als  solche  dienen  können) 
von  mehreren  Professoren  des  Strafrechts,  herausgegeben 
bei  Otto  Liebmann,  Berlin.  Mac  Ciain  «Constitu- 
tional  law  in  the  U.  Staates».  Dr.  Aug.  Müller 
<  Arbeitersekretariat  und  Arbeiterversicherung  in  Deutsch- 
land». Dr.  Weg  mann  «Der  ostasiatische  Krieg  und 
das  Völkerrecht».     «Rapport  du  congres  international  de 
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Philosophie.  11«  Session  tenue  ä  Geneve»  19QL 
Bartels  «Lehrbuch  der  Demagogik»,  gegen  die  deutsche 
Sozialdemokratie  gerichtet.  Von  dem  Walliser  Jesuiten 
Pater  Cathrein,  der  schon  mehrere  gute  Schriften 
veröffentlicht  hat,  erschien  eine  Widerlegung  der  Lom- 
broso'schen  Theorien  über  das  Strafrecht,  die  für  die 
Zeit  der  Berathung  eines  schweizerischen  Strafgesetz- 
buches ebenfalls  dienlich  sein  wird,  da  unsere  Strafrechts- 
lehrer selbst  sich  mit  dieser  Widerlegung  nicht  allzu 
sehr  angestrengt  haben. 

Aus  Zeitschriften,  oder  sonst  als  kleinere 
Schriften  und  Dissertationen  führen  wir  an: 

Das  schweizerische  Bundesverwaltungsstrafrecht.  Von 
Dr.  jur.  Wilhelm  Renold,  aargauischer  Fürsprech^ 
Bundesgerichtssekretär.  Aufsätze  über  das  schweizerische 
Eisenbahn-Haftpflichtrecht  von  Dr.  jur.  Ernst  Guy  er, 
Rechtsanwalt  in  Zürich.  Kommentar  zum  Schweizerischen 
Bundesgesetz  betreffend  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn-, 
Dampfschifffahrts-Untemehmungen  und  der  Post,  von 
Dr.  jur.  E.  Guy  er.  Mentona  Moser:  Beiträge  zur 
Wohlthätigkeit  und  sozialen  Hülfeleistung  in  ihrer  prak- 
tischen Anwendung.  Dr.  Segesser  «Gesetze  über  Sonn- 
tagsruhe.» Dr.  Tobler  «Die  Entschädigungspflicht  des 
Staates  für  schuldlos  Verfolgte»,  Dissertation.  Dr.  Schiller 
«Rehabilitation»,  Dissertation.  Dr.  Ryffel  f  «Verwal- 
tungsgerichte». Dr.  Augusta  Steinberg  «Geschichte  der 
Juden  in  der  Schweiz».  Dr.  Graf  «Das  eidg.  Expro- 
priationsrecht», Dissertation.  Dr.  Juchler  «Das  Straf- 
verfahren im  Lande  Appenzell»,  Dissertation.  Dr.  Scholz 
«Drahtlose  Telegraphie  und  Neutralität».  E.  Lüthy  «Die 
bernischen  Chuzen  oder  Hoch  wachten  im  17.  Jahrhundert». 
Um  für  die  Vollziehung  des  Bundesbeschlusses  betreffend 
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Mitwirkung  des  Bundes  bei  Institutionen  für  Arbeits- 
nachweis und  fOr  Schutz  gegen  Arbeitslosigkeit,  vom  6. 
Juni  1905,  die  nötigen  Grundlagen  zu  gewinnen,  beauf- 
tragte das  Departement  Herrn  Nationalrat  Dr.  E.  H  o  f  • 
mann  und  Herrn  alt  Nationalrat  J.  Yogelsanger 
mit  der  Ausarbeitung  von  Expertenberichten,  die  noch 
nicht  erschienen  sind. 

Von  Zeitschriften  ist  bemerkenswerth  eine  neue 
VJerteljahrsschrift  «Blätter  für  bemische  Geschichte, 
Kunst  und  Alterthumskunde»  von  Dr.  Gustav  Grünau. 
Einer  ihrer  Aufsätze  enthielt  die  Notiz,  dass  in  diesem 
Jahr  auf  dem  Denkmal  des  letzten  bemischen  Schult- 
heissen  der  alten  Stadt  und  Bepublik,  Nidaus  v.  Steiger, 
im  Bemer  Münster  ein  Lorbeerkranz  hingelegt  worden  sei. 
Ein  Eichenkranz  für  bürgerliche  Tugenden  wäre  wohl 
das  Richtigere  gewesen;  der  Lorbeer  gebührt  den  Siegern 
von  Neuenegg. 
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Nekrologie. 

Wir  beklagten  in  diesem  Jahre  den  Hinschied  von 
drei  Bundesrichtern,  Rott,  Lienhard  und  Stamm, 
von  denen  uns  namentlich  der  erstgenannte  als  sehr  ge- 
lehrter Jurist  und  früherer  Dozent  an  der  Bemer  Uni- 
versität, sowie  Mitglied  des  Schiedsgerichtshofes  von  Haag, 
nahe  stand.  Er  v\rar,  nach  seinem  Abgang  von  Bern  lange 
Zeit,  damals  einziger,  Bundesgerichtsschreiber,  in  welcher 
Stellung  er  aUein  die  Arbeit  leistete,  welche  (inzwischen 
allerdings  noch  angewachsen)  nun  von  mehreren  Schreibern 
und  ihren  Gehülfen  geschieht.  Auch  im  Bundesgericht, 
dem  er  nachmals  angehörte,  zählte  er  zu  den  Mitgliedera, 
deren  Abgang  empfindlich  sein  wird.  Unentbehrlich  ist 
zwar  Niemand  in  dieser  Welt,  damit  tröstet  raan  sich 
oft  nur  zu  leicht;  aber  namentlich  in  den  höchsten 
Beamtungen  eines  so  kleinen  Staatswesens,  wie  das  unsrige, 
wird  das  ganze  Niveau  ein  anderes,  wenn  nur  wenige 
Personen  verschwinden,  die  ihm  früher  ihren  Stempel 
aufdrückten. 

Die  andern  Beiden  waren  mehr  Autodidakten,  doch 
jeder  in  seiner  Art  ausgezeichnet,  und  genossen  als 
Richter  ein  allgemeines  Vertrauen. 

Am  7.  Januar  starb  im  73.  Altersjahr,  nach  längerem 
Schwächezustand,  der  ehemalige  Bundesrath  Oberst  Paul 
Ceresole,  ein  Mann  von  grosser  Begabung,  auch  von 
hervorragend  gutem  Charakter  und  einer  derjenigen  «Wel- 
schen», die  für  das  deutsche  Wesen  am  allermeisten 
Verständniss  hatten.    Er  war  allerdings  auch  von  etwas 
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kosmopolitischer  Abstammung.  Sein  Vater  war  Pfarrer 
in  Deutschland  gewesen,  seine  Mutter  eine  Deutsche, 
sein  Grossvater  ein  Genueser,  Chirurg-Major  (Regiments- 
arzt) in  der  ägyptischen  Armee  Bonaparte 's,  seine  Gross- 
mutter eine  jener  energischen  Damen,  die  damals  an 
den  Kriegszügen  ihrer  Männer  theilnahmen,  wie  dies  in 
den  Aufzeichnungen  der  Frau  Oberstin  Engel  zu  lesen 
ist.  Ceresole  hatte  immer  den  Muth,  zu  seiner  Ueber- 
zeugung  zu  stehen,  auch  wo  die  Popularität  in  der 
andern  Waagschale  lag,  und  hat  dies  mehrfach  in  seiner 
Carriere  bewährt.  Tragisch  ist  in  seinem  Geschick,  dass 
er  die  Eröffnung  der  Simplonbahn,  welcher  er  einen  guten 
Theil  seines  Lebens  gewidmet  hatte,  nicht  mehr  zu  er- 
leben im  Stande  war. 

Ebenfalls  nach  längerer  Krankheit  und  fast  erblindet 
starb  nahezu  gleichzeitig  in  Chur  ein  anderer  früherer 
Politiker,  Ständerath  Gen  gel,  ein  sehr  gewandter  und 
geistreicher  Publizist,  der  diese  Begabung  in  verschiede- 
nen Blättern  unseres  Landes  zeigte ;  zuerst  im  «Uberalen 
Alpenboten»  in  Chur,  dann  im  «Bund»,  wo  er  besonders  die 
demokratischen  Ideen  vertrat,  endlich  seit  1868  im  «freien 
Rhätier»  in  Chur,  dessen  Redaktionsstab  er  bis  an  sein 
Ende  mehr  oder  weniger  angehörte,  und  in  dem  er  sich 
namentlich  als  Förderer  der  bündnerischen  Alpenbahn- 
bestrebungen auszeichnete. 

In  sehr  hohem  Alter  starb  in  Crans  einer  unserer 
bekanntesten  Offiziere,  Oberst  Constant  Borgeaud, 
in  seinen  spätem  Lebensjahren  Oberbibliothekar  der 
kantonalen  Bibliothek  in  Lausanne.  Er  wurde  bekannt 
durch  seine  zwei  Compagnien  Freiwilliger,  mit  denen 
er  1848  der  Mailänder  provisorischen  Regierung  gegen 
die  Oesterreicher   zu   Hülfe  zog.     Er   verlor   dabei   sein 
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ganzes  kleines  Vermögen  und  erhielt  später  (1901)  da- 
für von  dem  Königreich  Italien  den  Eronenorden.  Er 
war  eine  sehr  charakteristische  Erscheinung  aus  einer 
andern  Weltperiode  in  den  Strassen  von  Lausanne,  und 
nahm  an  allen  nationalen  Festen  TheiJ,   aber  mit  einer 

gewissen  Wehmuth  wegen  der  Veränderung,  die  er  an  der 
heutigen  Jugend  wahrzunehmen  glaubte.  «Heutzutage 
begeistert  sich  die  Jugend  fOr  nichts  mehr»,  pflegte  er 
zu  sagen,  «weder  für  den  Nächsten,  noch  für  die  Freiheit, 
noch  für  die  Fahne,  noch  für  Gott.  Ich  beklage  sie.  Sie 
wissen  nicht,  was  es  im  Leben  werth  ist,  sich  für  etwas 
hinzugeben.»     Ein   ähnlicher   alter  Soldat   aus   neapoU- 

tanischen  Diensten  starb   mit  Oberst  Aloys   Rilliet 

von  Genf.    Er  war   der  Offizier,   welcher  am  31.  Januar 

1871   mit    einem    einzigen   Bataillon    bei   Verrieres    die 

Bourbaki-Armee  unter  General  Clinchant  an  dena  lieber- 

tritt   mit  Waffen   auf  unsem  neutralen  Boden  hinderte 

und  die  bezügliche  Konvention  mit  ihm  abschloss. 

Aus  den  weniger  ausgesprochen  politischen  Kreisen 
verloren  wir  den  berühmten  Thiermaler  Rudolf  Koller 
in  Zürich,  die  medizinischen  Professoren  H  i  s  von  Basel, 
in  Leipzig  (Enkel  des  politisch  berühmten  Oberstzunft- 
meisters Peter  Ochs),  und  Kölliker  in  Würzburg,  den 
Theologen  Franz  Overbeck  in  Basel,  einen  besondem 
Freund  Nietzsche's,  dessen  Ansichten  wenig  religiöser  Na- 
tur er  wohl  im  Allgemeinen  theilte. 

Weniger  bekannt  waren  Theodor  Menzi,  Pfarrer 
in  Wald  am  Bachtel,  welcher  sich  besonders  durch  zwei 
Schriften  «Der  Materialismus  vor  dem  Richterstuhl  der 
Wissenschaft»  1898  und  «Ernst  Häckels  Welträthsel,  oder 
der  Vormateriahsmus»  1901  auszeichnete,  und  der  sehr 
originelle  Maler  und  Schriftsteller  Charles  Dubois- 
Melly  von  Genf.    Das  Genf  er- Journal  sagt  von  ihm: 
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«Peintre  il  le  fut  avant  toute  cbose,  je  veux  dire  des 
peintres  d'autrefois,  qui  habitaient  sur  les  toits  k  tuile 
brune,  plantaient  leurs  cbevalets  aux  enviroDS  de  la  cam- 
pagne,  accomplissaient  leur  tour  de  Tltalie  en  voiturin, 
livraient  de  Touvrage  aussi  pio^re  qu'un  fils  de  la  Fabrique, 
et  gardaient  dans  leur  bumeur  franche,  simple  et  libre, 
je  ne  sais  quoi  de  goguenard,  d'äpre  et  de  räpe-ä-bois. 
Ceux-ci  lisaient,  riaient,  discutaient,  regardaient  Tunivers 
des  formes  et  des  id^es  avec  des  yeux  vierges  et  bien 
ouverts.  Ds  etaient  pittoresques  et  limpides,  ind^pen- 
dants  et  imprevus. 

Fait  de  la  sorte,  riebe  de  renseignements  et  de  visions, 
aiissi  bien  instruit  de  la  campagne  que  du  pass^,  il  ^tait 
singulierement  prepare  ä  cette  OBUvre  d'historien-romancier 
genevois  qui  est  desormais  acquise,  reste  et  restera. 

Eve  de  la  Pasle,  TAmour  et  la  Feste,  Ceux  de  Ge- 
neve,  Dragonette  Cerisier,  la  Pastoure,  chacun  cbez  nous 
a  lu  ces  simples  et  fortes  pages,  d'une  couleur  egale, 
d'une  emotion  unie  et  d'un  dessin  precis. 

Cbarles  Du  Bois*Melly  etait  un  de  «Ceux  de  Geneve». 
Et  non  seulement  parce  qu'il  boma  sa  vie  ä  Tombre  de 
son  clocher,  qu'il  comprit  mieux  que  personne  la  faveur 
et  la  beaut^  de  son  histoire,  et  qu'il  sut  Tevoquer  selon 
le  g^nie  meme  du  lieu  natal,  mais  parce  qu'il  semblait 
dans  sa  fid^lite  robuste  et  r^sistante  une  de  ces  belles 
figures  d'autrefois  qu'il  aimait  peindre  en  pied.  H  avait 
du  relief  et  de  la  seve.  II  ^tait  trempe  comme  une  ^pee. 
Rien  de  ce  qui  est  veule^  rien  de  Tabätardissement  que 
respire  Tbeure  contemporaine,  rien  du  scepticisme  äegant 
et  du  dilettantisme  sterile  qui  degage  son  miasme  d^bili- 
tant,  n'aurait  su  atteindre  cette  äme  roide  et  reche. 

Avec  lui  disparatt  quelque  chose  d'antique  qui  ne 
sera  jamais  remplac^,  comme  un  peu  de  la  substance 
herolque  avec  laquelle  sur  la  colline  on  bätissait  Töglise 
et  le  rempart». 

Auf  einem  einsamen  Bauernhöfe  bei  Langnau  starb 

eine   ledige  Bäuerin,  Anna  Barbara  Luginbühl, 

die  den  wohlthfitigen  Anstalten  ihrer  Gegend  nicht  weniger 
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als  405,000  Franken  hinterliess,  nachdem  sie  schon  bei 
Lebzeiten  viele  Wohlthaten  erwiesen  hatte. 

Neben  die  Bäuerin  kommt  eine  adelige  Dame  von 
anderartiger  Bedeutung  wrährend  ihres  ungefähr  gleich- 
altrigen Lebenslaufes.  Denn  der  Tod  macht  gleich,  und 
unsere  Leser  befinden  sich  v^ohl  sämmtlich  nicht  auf  dem 
Standpunkt  jenes  alten  Fräuleins  auch  eines  unserer 
schweizerischen  Kantone,  welches  auf  seinem  Landgute 
starb,  aber  nicht  wünschte,  dort  begraben  zu  werden, 
sondern  in  der  Stadt,  «car  je  n'aimerais  pas  ressusciter 
avec  tous  ces  paysans».  Die  alte  Dame,  von  der  wir 
sprechen  wollen,  hiess  Hortense  de  Sellon,  und  war 
noch  ein  sprechender  Ueberrest  einer  nun  völlig  ver- 
gangenen Periode,  in  welcher  einzelne  Schweizerfamilien 
eine  fast  kosmopolitische  Bedeutung  besassen.  Das  Journal 
de  Geneve  sagt  darüber: 

«Tout  en  restant  fonci^rement  republicains  et 
calvinistes,  les  Sellon  d'AUaman  ne  negligeaient  pas 
leurs  relations  cosmopolites.  En  un  temps  oü  Ton  etait 
de  tendances  moins  liberales  et  humanitaires  qu'aujour- 
d'hui,  Jean-Jacques  de  Sellon,  philanthrope  eminent, 
chercha  k  susciter  un  mouvement  d'opinion  pour  abolir 
la  peine  de  mort,  en  vigueur  alors  partout  en  Europe. 
n  se  fit  aussi  aupr^s  des  souverains  et  chefs  d'Etat  le 
propogateur  de  la  paix  universelle,  qui  de  nos  joiu^,  a 
provoque  Tarbitrage  international  de  La  Haye. 

M.  de  Sellon  etait  d'une  hospitalite  proverbiale;  il 
regut  dans  son  hötel  de  la  rue  des  Oranges,  a  Geneve, 
maint  böte  de  distinction.  II  preta  Allaman  ä  Joseph  et 
Jeröme  Bonaparte;  il  y  recueillit  Bassano  et  sa  famille, 
mais  ne  put  empecher  Tarrestation  du  duc  par  les  repre- 
sentants  de  la  Diete  sous  la  pression  de  Tambassadeur 
de  I^uis  XVm. 

M.  de  Sellon  avait  trois  soeurs,  Mmes  de  Tonnerre, 
de  Cavour,  d'Auzers.    Seuls  les  Cavour  eurent  des  enfants. 
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Le  marquis  etait  Vicaire  de  la  Politique  ä  Turin,  Cham- 
bellan  du  roi  Charles- Albert  et  fut  le  pere  de  Gustave  et 
de  Camille,  le  fondateur  bien  connu  de  TUnite  italienne. 
D^s  leur  plus  jeune  äge,  les  enfants  Cavour  vinrent  en 
Suisse  passer  Tete  aupres  de  leurs  cousins  de  Seilen.  Ca- 
mille et  Hortense,  leur  vie  durant,  furent  intimement  lies ; 
apres  avoir  longtemps  songe  ä  unir  leurs  existences,  ils  y 
renoncerent  et  resterent  celibataires.  Cavour,  qui  mourut 
en  1861,  l^gua  a  sa  cousine  Hortense   sa  terre  de  Leri. 

Etouifant  sous  le  regime  de  Charles- Albert,  le  jeune 
et  bouillant  Camille  aimait  a  venir  aerer  son  liberalisme 
chez  son  oncle  k  Allaman.  Saluons  au  depart  cette  femme 
qui  incarnait  aux  yeux  de  ceux  qui  Tont  connue  la  grace 
du  XVIII™«  siecle  alliee  aux  idees  gen^reuses  et  liberales 
de  la  generation  de  1830.» 

Wenn  wir  damit  schon  ein  wenig  über  die  Gränzen 
unseres  Landes  schweiften,  so  dürfen  wir  um  so  eher 
noch  zweier  anderer  edlen  Verstorbenen  des  Jahres 
gedenken : 

In  London  starb  Dr.  Barnardo,  der  ganz  allein, 
ohne  Staatshülfe,  oder  Comites,  oder  systematische  Samm- 
lungen, viele  Tausende  von  armen  Kindern  London*s, 
für  die  der  dortige  Reichthum  kein  Geld  besitzt,  aus  dem 
Verkommen,  oder  vor  einer  verbrecherischen  Laufbahn 
rettete.  Selbst  und  klein  anfangen,  das  ist,  wie  es  auch 
die  Geschichte  der  Heilsarmee  beweist,  das  rechte  Mittel, 
um  etwas  Gutes  und  Grosses  zu  Stande  zu  bringen ;  \va& 
sogleich  mit  grossen  Organisationen  beginnen  will  und 
nicht  klein  und  individuell  anfängt,  wird  gewöhnlich  zu 
Nichts. 

In  Frankreich  starb  Louise  Michel,  die  berühmte 
«rothe  Jungfrau»,  oder  «bittere  Louise»,  uneheliches  Kind 
eines  adeligen  Schlossherrn  und  einer  Bediensteten, 
also  schon   mit   einer  schweren  Ungerechtigkeit  beladen 
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auf  die  Welt  gelangt.  Ihr  ganzes  Leben  war  das  einer 
Revolutionärin,  die  oft  im  Gefängniss  sass  und  sogar  nach 
Numea  deportirt  wurde;  nach  ihrem  Tode  hatte  sie  da- 
gegen in  allen  Zeitungen  der  Welt  einen  einstimmigen 
Nachruf,  wie  ihn  keine  Kaiserin  und  Königin  der  Gegen- 
wart jemals  haben  wird,  und  äusserte  einer  ihrer  ent- 
schiedensten Gegner  höchstens:  «Sie  kam  auf  die  Welt 
mit  der  Seele  eines  Apostels  und  dem  Herzen  einer 
l)armherzigen  Schwester,  die  Ueberspanntheit  ihres  Geistes 
und  die  Heftigkeit  ihres  Temperaments  entstellten  und 
verderbten  frühzeitig  diese  wunderbaren  Gaben. > 

Eine  kurze  Beschreibung  dieses  abenteuerlichen  Lebens 
in  einem  unserer  Journale  sagt: 

«Cette  athee  etait  de  l'ötoffe  dont  sont  faites  les  grandes 
mystiques.  Jamais  Toubli  de  soi-m§me,  Tabnegation,  l'esprit 
de  sacrifice  n'ont  6t6  pousses  plus  loin  qua  par  eile. 
L'amoiw,  un  amour  ardent,  pour  les  souffrants,  les  des- 
herit^s,  les  victimes  de  Finjustice,  a  ^te  la  grande  passion 
de  sa  vie.  Elle  n'avait  de  haine  que  pour  ceux  en 
qui  eile  voyait  les  auteurs  responsables  de  la  souf- 
france,  les  defenseurs  de  Tinjustice.  Elle  eut  sans  hesiter 
voue  au  fer  et  a  la  flamme  un  monde  oü  regne  Tiniquite, 
dans  Tespoir  de  voir  fleurir  sur  ses  ruines  la  justice  et 
Tamour.  Utopiste?  sans  doute;  mais  foUement  genereuse 
et  bonne  aussi.  Nous  nous  decouvrons  moralement  devant 
ce  cercueil. 

Clemence  Louise  Michel  est  n^e  ä  Troyes  en  1833. 
Institutrice  aux  Batignolles  (Paris),  eile  fut  de  bonne 
heure  gagnee  aux  theories  revolutionnaires,  et  lorsque  fut 
proclam^e  la  Conmiune  de  Paris  —  qu'elle  a  racontee  en 
un  livre  de  style  penible,  mais  digne  d'^tre  lu,  parce  qu'on 
y  apprend  ä  comprendre  T^tat  d'esprit  qui  rendit  possible 
e  mouvement  —  eile  adopta  imm^diament  le  costume 
masculin,  prit  un  fusil  et  fit  campagne  comme  un  honune. 

Paris  tombe,  Louise  fut  faite  prisonni^re  les  armes 
ä  la  main  et  c'est   par   un   miracle   encore    aujourd'bui 
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inexplique  qu'elle  ne  fut  pas  fusillee.  Elle  fut  deportee 
ä  la  NouveUe-Caledonie  oü  eile  resta  jusqu'ä  ramnistie  de 
1880;  eile  y  avait  repris  ses  fonctions  d'institutrice^ 
enseignant  ce  qu'eUe  savait  k  ses  co-detenus,  ä  leurs 
enfants,  aux  Canaques. 

II  serait  trop  long  d'enumerertoutes  sescondamnations. 
Depuis  cette  epoque,  une  bonne  partie  de  son  temps  s'est 
passe  en  prison  ou  en  exil. 

C'est  en  exil  que  je  Tai  rencontree,  ä  Londres.  Elle 
habitait  pres  de  Tottenham  Court  Road  un  miserable 
bouge  meubl^  d'un  lit  sans  draps,  de  deux  chaises  boi- 
teuses  et  d'une  pauvre  table.  Partout  des  chats.  Pau- 
vrete  sordide.  La  citoyenne  etait  vetue  d'une  pauvre 
robe  noire  elimee.  A  Londres,  comme  partout,  eile  tenait 
une  ecole  pour  les  enfants  des  refugies  politiques  fran^ais. 

Jusqu'ä  la  mort  de  sa  mere,  Louise  Michel  fut  pour 
celle-ci  la  meilleure  des  filles.  Elle  ne  la  quitta  jamais, 
que  forcee.  Une  fois  seule  au  monde,  eile  erra  un  peu 
de-ci  de-lä,  faisant  des  Conferences  au  profit  de  quelque 
propagande  ou  de  quelque  oeuvre  de  solidarite.  Elle  a 
ecrit,  outre  de  nombreux  articles  de  joumaux,  des  romans, 
des  documents  historiques,  comme  sa  Commune^  des  pidces 
de  theatre.  C'est  une  etrange  figure  qui  disparalt.  Quelles 
qu'aient  pu  etre  ses  erreurs  et  ses  illusions,  eile  fut  grande 
par  la  droiture  et  la  noblesse  de  son  äme,  par  Tamour 
d^bordant  dont  son  coeur  fut  toujours  plein.» 

Die  h.  Catharina  von  Genua  (Gräfin  Fieschi-Adorno) 
sagt,  dass  sich  sofort  nach  dem  Tode  eines  Menschen, 
noch  auf  Erden,  sein  richtiger  Werth  zeige,  und  es  ist  in 
der  That  heute  ein  grosses  Lob  für  unsere  Presse, 
dass  sie  fast  immer  da,  wo  es  sich  um  im  Leben  Verkannte 
und  Verfolgte  handelt  (nicht  umgekehrt),  dazu  ihren  red- 
lichen Antheil  sofort  beiträgt.  So  gerecht  ist  die  heutige 
civilisirte  Menschheit  —  nach  dem  Tode  wenigstens.  Es 
bleibt  aber  eii^e  schwere  Anklage  gegen  sie,  und  ganz 
besonders  gegen  unsere  Kirchen,  dass  eine  Person  mit 


SB4:  Jahresbericht  1905. 

einem  solchen  christlichen  Herzen  den  Zugang  zu  dem 
-Christenthum  gar  nicht  finden  konnte  und  eine  Atheistin 
blieb.  Woran  liegt  das?  Mit  dieser  Frage,  die  eine 
baldige  Antwort   erheischt,  wollen  wir  schliessen. 

«  • 

Im  Ganzen  war  das  Jahr  1905  ein  Schicksalsjahr, 
wie  1870,  in  welchem  die  grösste  und  hochmüthigste  aller 
Weltmächte  vor  einem  kleineren  Gegner,  den  sie  weit 
imterschätzt  hatte,  noch  mehr  aber  durch  ihre  zu  Tage 
tretende  innere  Schwäche  vor  Aller  Augen  zusammen- 
brach. Dazu  ist  der  Krieg  gut  und  nicht  zu  entbehren; 
während  der  Friede  täuscht  und  erhält,  was  zum  Ver- 
gehen reif  ist;  wir  können  den  Krieg  noch  nicht  ent- 
lassen und  Averden  weitere  Prüfungen  dieser  Art  an 
grossen  und  kleineren  Mächten  erleben.  Das  aber  ist  das 
Tröstliche  in  allem  Dunkel  der  nächsten  Zukunft,  in 
welchem  Jeder  eines  Angriifes  gewärtig  sein  muss,  dass 
ewige  Gesetze  des  Rechts  und  der  Wahrheit  bestehen,  die 
sich  auch  von  den  Mächtigsten  nicht  ungestraft  verletzen 
lassen,  und  dass  die  Wahrheit,  früher  oder  später,  sicher 
zum  Siege  gelangt. 

«The  battle  of  Truth  seems  often  lost,  but  is  always 
won.  Eternity  is  the  lifetime  of  Truth».  (Theodore  Parker.) 


Beilagen. 


Beilage  I. 

Schlussbericlit. 

Dei*  kurze  Zeitraum,  welcher  zwischen  der  Redaktion 
des  Jahresberichts  und  dem' Druck  desselben  verstrich,  hat 
folgendes  Bemerkenswerthe  hervorgebracht: 

In  der  Weltpolitik  hat  sich  die  Spannung,  welche 
offenbar  zwischen  Deutschland  und  Frankreich-England  be- 
steht, nicht  vermindert,  sondern  eher  noch  vermehrt.  Einer- 
seits durch  die  Eröffnungsrede  des  deutschen  Reichstages, 
die  in  den  weiteren  Beilagen  abgedruckt  ist  und  sodann 
durch  das  französische  «livre  jaune»,  das  bestimmt  war 
Deutschland  als  den  Provokanten  und  Störefried  darzustellen, 
aber  (in  der  Weise  dieser  Bücher)  das  Wichtigste,  nämlich 
die  Rolle  Englands  in  der  Marokko-Sache,  gar  nicht  enthielt. 
Die  Marokko-Konferenz  (die,  statt  in  Algesiras  in  Madrid  ab- 
gehalten werden  soll)  wird  nun  das  Weitere  bringen.  Ob 
ein  neues  (liberales)  englisches  Kabinet,  das  inzwischen  an 
die  Stelle  der  (auch  von  uns  nicht  zu  bedauernden)  konser- 
vativen Regierung  getreten  ist,  für  den  Weltfrieden  etwas 
mehr  Gftirantien  darbietet,  ist  eine  bestrittene  Frage.  Wir 
unsererseits  glauben  es  vorläufig ;  doch  ist  der  Krieg  von  nun 
an  immer  im  Bereiche  der  Möglichkeit. 

Die  russischen  Zustände  werden  noch  einstweilen  immer 
verworrener  und  bieten,  obwohl  vielen  Berichten  nicht  gänz- 
lich zu  trauen  ist,  doch  zweifellos  das  Bild  der  grauenhaften, 
Unsicherheit^  in  welclie  jedes  autokratische  Regiment  sich 
auflöst,  wenn  es  keine  Festigkeit  mehr  besitzt.  Von  der 
Wirkung  irgendwelcher  «allgemeiner*  Reformen,  oder  sogar 
von  einer  sofortigen  «konstitutionellen  Regierung»  kann  bereits 
nicht  mehr  ernstlich  die  Rede  sein.  Es  würde  (wie  wir  es  übrigens 
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schon  gesagt  haben)  vernünftigerweise  nnr  übrig  bleiben,  die 
alten  Antonomien  und  stflndischen  Verhältnisse  der  Yorge- 
schritt  eueren  Landestheile,  nftmlich  Finland,  baltische  Pro- 
vinzen und  Polen,  wiederherzustellen  und  dadurch  einen 
festen  Anhaltspunkt  zu  gewinnen ,  welchen  eine  büreaukratische 
Politik  unter  Verfassungsverletzungen  aller  Art  zerstört  hatte. 
Das  rächt  sich  jetzt;  es  kommt  immer  ein  Tag  der  Vergeltung 
für  Unrecht,  wenn  er  auch  oft  lange  ausbleibt  und  die 
Strafe  nicht  immer  die  Schuldigsten  trifft. 

Trotzdem  glauben  wir  an  die  gute  Zukunft  dieses  grossen 
Landes,  aber  erst  nach  einer  Uebergangszeit  von  10—20 
Jahren,  die  nicht  eben  schön  sein  wird.  Da  heisst  es  nun  ein- 
mal wirklich:  «Arbeiten  und  nicht  verzweifeln.» 

Noch  vor  Schluss  dieses  in  der  Geschichte  Asiens  auf 
immer  denkwürdigen  Jahres  ist  als  das  eigentliche  Resultat 
des  russisch-japanischen  Krieges  ein  Vertrag  zwischen 
Japan  und  China^  vom  22.  Dezember,  zu  Stande  gekom- 
men, der  natürlich  jetzt  als  sehr  harmlos  dargestellt  wird, 
aber  in  Wirklichkeit  nichts  Anderes  als  ein  Allianz-  oder 
vielmehr  Pro  ti^ktora  tsver  trag  und  die  «gelbe  Gefahr»  für 
Europa  ist,  mit  der  es  nunmehr  fortan  zu  rechnen  haben  wird. 
Die  Spitze  dieses  asiatischen  Emanzipationsbundes  wiid  sich 
auch  nicht  mehr  gegen  Russland,  sondern  allmählig  immer 
deutlicher  gegen  England  richten.  Russland  wird  im  Gegen- 
theil  in  denselben  aufgenommen  werden,  wenn  es  dies  jetzt 
ernstlich  will. 

In  den  Kleinstaaten  herrscht  überall  Beunruhigung 
vor  einem  künftigen  Krieg  in  Europa  selbst.  In  Belgien 
wird  bereits  der  Eintritt  in  den  deutschen  Zollverein  in  Frage 
gezogen,  der  aber  weder  mit  der  Unabhängigkeit,  noch  mit 
der  ewigen  Neutralität  dieses  Landes  vereinbar  wäre.  Denn 
die  ökonomische  Abhängigkeit  zieht  stets  unfehlbar  die  po- 
litische nach  sich. 
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Der  Fürst  von  Montenegro  bat  beschlossen,  seinem 
bisher  antokratisch  regierten  Lande  nach  dem  Beispiel  des 
•  Väterchens»  in  Petersburg,  eine  Verfassung  zu  verleihen. 
Ebenso  soll  die  uralte  Verfassung  von  San  Marino,  die 
einzige  bisher  noch  bestehende  aristokratische  Bepublik,  zeit- 
gemftss  demokratisirt  i;verden. 

Der  französische  Senat  hat  am  6.  Dezember  mit 
181  gegen  102  Stimmen  dem  Separationsgesetz  beigestimmt, 
welches  die  Kammer  in  der  Nacht  vom  3.  auf  den  4.  Juli  mit 
341  gegen  233  Stimmen  angenommen  hatte,  und  damit  das 
Konkordat  und  die  Staatskirche,  vom  1.  April  1906  ab,  auf- 
gehoben;   ein    auf  alle  Fälle  sehr  folgenschwerer  Beschluss. 

Staatsverträge  und  Konkordate.  China  ist 
der  Genfer-Konventiou  beigetreten,  die  Schweiz  dem  inter- 
nationalen Vertrag  über  Befreiung  der  Hospitalschiffe  von 
Hafengebühren ,  einem  Nachtrag  zu  dem  Haager  Vertrag 
über  Ausdehnung  der  Genfer-Konvention  auf  den  Seekrieg. 
In  der  Botschaft  des  Bundesiathes  sowohl,  als  in  den  beiden 
Kommissionalberichten  wurde  erklärt,  dass  diese  Sache  uns 
eigentlich  kaum  berühre,  was  aber  unrichtig  ist;  denn  auf 
dem  Bodensee  könnte  ebenso  gut,  wie  auf  dem  Meere,  Seekrieg 
zwischen  Oesterreich  und  Deutschland  bis  in  die  Mitte  des 
Sees  geführt  werden,  wobei  Hospitalschiffe  allfällig  auch  in 
unsere  neutralen  Häfen  gelangen  könnten.  Den  Genfersee 
dagegen  betrachten  wir  als  gauz  neutrales  Gewässer  und  an 
den  italienischen  Grftnzseen  sind  nur  wir  und  Italien  be- 
theiligt, somit  ein  Kriegsfall  schon  weniger  wahrscheinlich, 
oder  dann  die  Seerechtskonvention  ausreichend  auch  ohne 
diesen  Zusatz.  Mit  Deutschland  ist  ein  Vertrag  über  Zoll- 
abfertigungsstellen in  Basel  abgeschlossen  worden. 

Aargau  ist  dem  Konkordat  über  Motorwagen-  und  Fahr- 
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radverkehr  beigetreten,  Baselstadt  demjenigen  über  Verzicht 
auf  Prozesskostensicherheit. 

Die  Bundesbahnen  haben  eine  Dienstvorschrift  an  ihre 
Beamten  erlassen,  die  sich  auf  die  Staatskonvention  über  den 
Mädchenhandel  bezieht. 

Die  eidg.  Räthe  haben  die  Errichtung  von  Gesandt- 
schaften in  Petersburg  und  Tokio  genehmigt  und  die 
bezüglichen  Kredite  gewährt. 

Mit  Oesterreich-Ungarn  ist  ein  proviso- 
risches Handelsübereinkommen  für  zwei  Mo- 
nate, mit  Frankreich  ein  solches  für  drei  Monate  ab- 
geschlossen worden,  mit  Spanien  soll  das  schon  bestehende 
Provisorium  bis  höchstens  1.  Juli  1906  ausgedehnt  werden. 
Mit  Portugal  wurde  ein  Handelsvertrag  auf  5  Jahre 
ratifizirt. 

Diese  Handelsverträge,  ganz  besonders  der  französische, 
bilden  eine  grosse  Staatsfrage  für  das  kommende  Jahr,  der 
wir  nicht  ohne  Beunruhigung  entgegensehen. 

In  Bezug  auf  die  inneren  Fragen  wird  das 
kommende  Jahr  ebenfalls  wahrscheinlich  ein  bewegtes  werden. 
Zunächst  steht  ein  Referendum  gegen  die  Nationalbank  in 
Aussicht,  deren  Verwerfung  ein  nationales  Unglück  sein 
würde;  ganz  besonders  in  einer  Zeit,  die  Krieg  oder  Gränz- 
besetzungen  bringen  kann.  Sodann  wird  die  Frage  der 
Verstaatlichung  der  Wasserkräfte  zu  elektrischen 
Zwecken,  oder  wenigstens  die  bessere  Kontrolle  und  das 
eventuelle  Verbot  der  Ausfuhr  elektrischer  Kraft  in  das  Aus- 
land, an  die  Tagesordnung  kommen.  Die  nationalräthliche 
Kommission  konnte  sich  über  die  bundesräthliche  Vorlage  zu 
einem  solchen  Verbot  (pag.  726)  noch  nicht  einigen,  so  dring- 
lich   auch    die  Sache    erscheint.    Endlich    wurde  von  einem 
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•Kongress»,    der  aber  wesentlich  nur  aus  der  französischen 
Schweiz,  besonders  aus  Nenenburg,  beschickt  war  und  daher 
kein  ganz  massgebendes  Bild   der  Volksstimmnng  sein  kann, 
eine  sofortige  Initiative  gegen  den   A  b  s  y  n  t  h   beschlossen, 
während  eine  yernünftigere  Taktik  geboten  hätte^  damit  die 
Kantone  Genf  und  Waadt  vorangehen  zu  lassen.  Muthmass- 
]ich  wird  daraas,  wenn   überhaupt   etwas,  eine  allgemeinere 
Bewegung   gegen    den  Alkoholismus,    oder   auf  Revision  des 
Art.  31  der  Bandesverfassung  entstehen.    Alle  diese  Fragen 
nebst   der   grossen  Frage   der  Handelsverträge   mit  Frank- 
reich und  Oesterreich  und  der  Verfassungsrevision  auf  Ein- 
fuhrung der  Gesetzesinitiative,  welche  von  Zürich  längst  an- 
geregt  ist,    werden    Traktanden   einer  am    19.   März    1906 
beginnenden    ausserordentlichen    Sitzung    der   Räthe   bilden. 
Ebenso  wird  in  dieser,  oder  in  der  ordentlichen  Junisitzung, 
die  konstitutionelle  Frage  über  die  Kompetenz  des  Bundes- 
rathes  zum  Abschluss  provisorischer  Staatsverträge  und  über 
die  Möglichkeit  einer  Verweigerung  von  Eisenbahnkonzessionen 
im  Interesse  der  Bundeslahnen,  vielleicht  auch  die  Bekämpfung 
des  Antimilitarismus  durch  gesetzliche  Massnahmen  zur  Sprache 
kommen. 

Schliesslich  wird  der  1.  Januar  1906  den  neuen  Zoll- 
tarif und  damit  wohl  eine  allgemeineVertheuerung 
des  Lebens  bringen,  von  der  man  sich  jetzt  noch 
keinen  hinreichenden  Begriff  in  Bezug  auf  ihre  Folgen  macht. 
Jedenfalls  muss  daraus,  wenn  es  gut  gehen  soll,  eine 
Vereinfachung  nicht  nur  der  Lebenshaltung,  sondern  der 
gesammten  Denkungsart  unseres  allzu  verfeinert  gewordenen 
Volkes  hervorgehen,  wozu  dessen  gebildete  Klassen  den  An- 
stoss  und  das  Beispiel  geben  müssen. 

Das  wird  ihr  zweckraässigster  Vorsatz  zu  Neujahr  sein. 


BellAKe  II. 

Statistisches 

(aus  dem  Bericht  über  Handel  und  Industrie 

der  Schweiz), 

Die  Schweiz  hat  einen  Flächeninhalt  von  41 324  Quadrat- 
kilometern. Davon  waren  nach  der  letzten  Berechnung 
vom  Jahr  1901: 


Produktives  Land 

Wald 8560km« 

Wiesen ,    Weiden , 

Aecker,  Gärten   .    22  050    » 
Rebland      ....        290    > 


Unproduktives  Land 

Seen  mit  über  10  ha 
Wasserfläche     .    1 383  km' 

Uebriges  unproduk- 
tives Land  (Fels, 
Schutthalden , 
Gletscher,   usw.)    9041    » 


Die  Schweiz  zählte  Einwohner  (Wohnbevölkerung)  am 
1.  Dezember: 

1860  1870  1880  1888  1900 

2510494       2655001       2831787       2917764      3315443 

Von  der  am  1.  Dezember  19(X)  gezählten   Wohnbe- 
völkerung waren  in  Prozenten: 

Männlich    Weiblich    Protestantisch    Katholisch     Israelitisch 
49,1  60,9  57,8  41,6  0,4 

Deutsch-  Französ.-  Itahenisch-  Romanisch-  Anders-Sprechende 
69,8  22,0  6,7  1,1  0,8 

Ausländer  wohnten  in  der  Schweiz  im  Dezember 
1860  1870  1880  1888  1900 

114983  150907  211036  229650  383424 

(4,6o/o)  (5„7o)  (7„o/,)  (7„o/,)  (ii,,o/,) 
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Dayon  waren: 
Deutsche  .  .  . 
Franzosen  .  .  . 
Italiener      .    .    . 


1860       1870      1880        1888        1900 
47792  57245  95  262  112346  168451 
46534  62  228  53653    53627    58522 
13828  18073  41646    41881  117059 


Oestreicher U.Ungarn   3664    6872  12  736     13737    24  411 

Ueberseeische  Auswanderung.  Es  wanderten  jährlich 
Personen  aus: 

1871-75   1876-80   188185    1886-90    1891-96    1896-1900   1901-1903 
3630     3517    10718     7678      5929        2887        4815 


Gemeinden  mit  mehr 
bevölkerung,  2iählung  von 
Zürich  ....  150703 
Basel  ....  109161 
Genf  mit  4  Aus- 
gemeinden .  104  796 
Bern  ....  64227 
Lausanne  ...  46732 
Chaux-de-fonds  .  35968 
St.  Gallen  .  .  33 116 
Luzem  ....  29256 
Winterthur     .    .      22  336 


als  10  000  Einwohnern  (Wohn- 
1900)  : 

Biel 22016 

Neuenburg  ....  20843 

Freiburg      ....  15794 

Schaffhausen    .    .    .  15275 

Herisau 13  497 

Locle 12  569 

Vevey 11781 

Chur 11632 

Solothurn     ....  10025 


Bem&klassen. 

A.  Gewinnung  der  Naturerzeugnisse    . 

B.  Veredlung  der  Natur-  und  der  Arbeitser- 

zeugnisse         

C.  Handel 

D.  Herstellung  von  Verkehrswegen,  Verkehr 

E.  Allgemeine  öffenthche Verwaltung,  Rechts- 

pflege, Wissenschaft,  Kunst 

F.  Nicht  genau  bestimmbare  Berufstätigkeit 

G.  Personen  ohne  erkennbares  Verhältnis  zu 

einem  Beruf 

Gesammtbevölkenmg 


1133  865  (  397o) 


1074589  (  37  » 


213  507  ( 
127  996  ( 

127  426  ( 
28  539  ( 


7  » 
5» 

4  > 

1  » 


211  832  (     7  » 


.     2  917  754  (100% 

Von  den  242  534  Arbeitern  beiderlei  Geschlechts  waren 

Franzosen  ....  4204 
Oesterreicher  u.  Ungarn  3063 
Andere 398 


Schweizer .    . 

.    202  446 

Deutsche    .    . 

.      18375 

Italiener    .    . 

.      14028 
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Von  den   320432  Betriebspferdekräften  wurden  ge- 
liefert durch 


Wasser 
Dampf  . 


185486 
84  030 


Elektrizität  .    .    . 
Andere  Motoren  . 


37413 
13503 


Viehstand. 

Die  Zählungen  in  den  Jahren  1866,  1876,  1886,  1896 
und  1901  ergaben: 


Tiergattung 

Pferde 

Maultiere 

Esel   . 

Rindvieh 

Schweine 

Schafe 

Ziegen 

Bienenstöcke 


Zahl  der  Tiere     1901 

124896 

3077 

1789 

1340375 

555261 

219438 

354  634 

242  644 


Entwicklung  des  Sparkassenwesens. 

1835  1862  1882 

Sparkassen     .    .        100  235  487 

Einlagehefte  .    .    60028        855291      746984 

»    auflOOEinw.        3  14  26 

Guth.d.Einl.  Fr.  17000000  132000000514000000  894000000 

»  auflEinw.Fr.         8  53  181  296 


1895 

557 

1196540 

40 
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Eisenbalinen.  1903 

Baultoge         l  i^  Küometern 4  003 

Betnebslänge  1                               4  078 

wovon  zweispurig 514 

Gesammtpersonal 33  045 

Leistung  sämmtUcher  Züge,  in  Kilometern   .    .  33  008  898 

Beförderte  Personen 68  903  648 

Personenkilometer 1363  309  208 

Gewicht  der  beförderten  Güter,  in  Tonnen       .  12  265111 

Tonnenkilometer 860820670 

Verwendetes  Kapital,  in  Fr 1 626  523  212 

Betriebseinnahmen,  in  Fr. 154546126 

Betriebsausgaben,  in  Fr 99  223  857 

in  Prozenten  der  Betriebseinnahmen  (Be- 
triebskoeffizient)       64,20 

Betriebsüberschuss,  in  Fr 55  322  269 

in  Prozenten  des  verwend.  Kapitals     .    .  3,^0 

Eisenbahnunfälle  aller  Art 1 142 

Bestand  der  UnterstOtzungskassen,  in  Fr.    .    .  55  033  151 

Unterstützte  MitgHeder 10164 

Telegraph.  1904 

Linienlftnge,  in  Kilometern 6 170 

Drahtlänge,    »            »              22  571 

Bureaux 2170 

Personal 3  601 

Telegramme: 

Interner  Verkehr:  Versandt 1508574 

Verkehr  mit  dem  Ausland: 

Versandt  und  Empfang 1 976  761 

Transitverkehr 760509 

Einnahmen 3  224  904 

Ausgaben  (mit  Amortisation) 3  264  034 

Telephon.  1904 

Linienlänge,  in  Kilometern 15  792 

Drahtlänge,    »           »              242128 

Netze 351 

Stationen 62  509 

Abonnenten 47  314 

Lokalgespräche  .    .    .    • 27  247 153 

Interurbane  Gespräche 5  985198 

Abonnements-Gebühren :    .    .  2  899  346 

Gesprächstaxen 3  539  987 

Ausüben  auf  Baukonto 2  088  891 

Betriebsausgaben  (ohne  Amortisation) 5118111 

Amortisation 2  323  391 
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Staatsrechnimg  nnd  VermSgen  des  Bnndes. 


B 

'S 

q 

d 

t 

09 

s 

erschuss 
Aktiven 

^ 

A 

(prod 
unpi 

0^ 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1850 

10 166  870 

10  080  535 

12  484  754 

4868  354 

7  616400 

1860 

21  685  566 
21906816 
42  511 848 

21913  766 

13  241063 

4  925  370 

8  315  693 

1870 

30  905  446 

19  816  885 

21  396  647 

1 579  762 

1880 

41  038  227 

44  275  608 

37  42  029 

6833579 

1890 

67  621  251 

66  688  381 

108  451117 

7112  031 

37  339085 

1895 

81005  586 

76  402  631 

144  800184 

83  889  439 

60  910  745 

1900 

101  03.i  716 

102  757  837 

186  732  810 

187  277  240 

92  421386 

94  308  424 

1901 

101  924  682 

105  533  089 

88315881 

98961359 

1902 

107  208  831 

106  542  072 

191647  742 

90 158  576 

101 489  366 

1903 

112  558  261 

110086573 

221  449 199 

118552  9  8| 

102  896  251 

1^4 

115  864000 

115  293  231 

200168  041 

101  707  318 

98  460  723 

J 


Beilage  III. 

Aktenstücke  des  Schweiz.  Staatsrechts/) 

1.  Das  grosse  mailändische  Oapitnlat 
mit  der  Herzogin  Bianca  Maria  und  ihrem  Sohne  Galeazzo 
Maria  Sforza,  Luzcrn,  26.  Januar  1467. 


')  Die  Eröffnung  der  Simplonhahn,  welche  im  nächsten  Jahre 
erfolgen  wird,  ist  nur  der  letzte  Akt  in  einer  langen  Reihe  gleich- 
artiger Ereignisse,  die  bloss,  dem  Charakter  der  Zeitalter  entspn'chend, 
verschiedene  Formen  annahmen.  Immer  aber  war  es  die  Gestaltung 
erträglicher,  oder  gegenseitig  vorteilhafter  Verkehrsbeziehungen 
zwischen  dem  Herzogthum  Mailand  und  der  Eidgenossen- 
schaft, welche  die  alten  Eidgenossen  schon  zu  KriegszOgen  und 
Friedensverträgen  mit  den  jeweiligen  Besitzern  dieses  Landes  ver- 
anlasste, auf  das  sie  zum  Bezug  ihrer  Lebensmittel  und  zum  Absatz 
ihrer  Produkte  angewiesen  waren.  Es  wird  daher  angemessen  sein, 
einige  dieser  Aktenstücke  in  Erinnerung  zu  bringen,  von  denen 
nicht  einmal  alle  in  der  grossen  Sammlung  der  Eidg.  Abschiede 
enthalten,  oder  sonstwo  abgedruckt  sind.  Wir  mässen  uns  für 
diesen  Jahrgang  des  Raumes  wegen,  auf  das  sog.  «grosse  Mailänder 
Gapitulat»^  den  ersten  Handelsvertrag,  sodann  die  definitive 
Abtretung  von  B  llenz,  und  endlich  den  Vertrag  beschränken,  durch 
welchen  die  Eidgenossenschaft  das  Protektorat  über  das  Herzogthum 
Mailand  verbunden  mit  einem  gross&rtigen  Jahrgeld  enthielt,  der 
dann  aber  durch  die  Schlacht  von  Marignano  und  den  ewigen  Frieden 
mit  Franz  L  aufgehoben  wurde.  Im  nächsten  Jahrgang  soll  dann 
dieser  ewige  Friede,  der  Bund  der  katholischen  Orte  mit  Savoyen, 
die  Verträge  von  Madrid  und  Monzone  über  das  Veltlin,  und  der 
Vertrag  von  Varese  mit  der  Kaiserin  Maria  Theresia  von  Oesterreich 
folgen.  Der  Letztgenannte  ist  noch  jetzt  in  Bezug  auf  die  Gränzen 
des  südlichen  Theils  vom  Tessin  von  massgebender  Bedeutung. 
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In  nomine  sacrosancte  et  indiuidue  Trinitatis  feliciter  amen. 
Ad  honorem  et  reuerenciaro  salaatoris  nostri  optimi  uiaximi 
acque  gloriosissime  matris  Marie  Tirginis  ac  tocias  curie  celestis 
triumphantis  IllaBtrissimi  et  quam  potentissimi  principes  ac 
domini,  domina  |  Bianca  Maria  et  dominus  Galeaz  Maria  Sfortia, 
yicecomites  duces  Mediolani  et  Papie  Anglerieque  comites  ac 
Janue  domini,  cum  suis  filijs,  heredibus  et  successoribus  parte 
yna,  Et  magniüci  ac  potentes  domini,  domini  de  magnifica 
excelsaque  liga  confederatoram,  cum  suis  heredibus  et  sac- 
cessoribus,  videlicet  domini  de  Thurogo,  domini  |  de  Lucerna, 
domini  de  Vrania,  dotnini  de  Switia,  domini  de  Vnderwalden 
supra  siluam  et  sub  silaa,  domini  de  Zug  cum  suis  ad  se 
spectantibns  et  domini  de  Glarona,  parte  altera,  Moti  zelo 
caritatis,  necnon  vinculo  mutue  et  antique  sne  amicicie  et 
beniuolencie  ac  ad  soliditatem  pacis  perpetue  inter  ipsos  do- 
minos  contrahentes  eorumquo  subditos,  |  ciuitates,  terras,  oppida 
et  villagia,  per  suos  veros  ambasiatores  et  oratores,  videlicet 
Illustrissimi  domini  principes  suprascripti  per  magnificum  am- 
basiatorem  sunm,  dominum  Anthonium  de  Besana,  clarissimum 
doctorem  Mediolanensem,  et  prefati  magnifici  domini  confede- 
rati  per  ambasiatores  suos  de  dictis  partibus  lige  supradicte, 
vice  et  nomine  |  ipsorum  ac  specialiter  ad  hoc  deputatos  et 
congregatos  in  oppido  Lucernensi  anno,  mense  et  die  Infra- 
scrlptis  ad  protectionem  et  conseruacionem  statu nm  suorum, 
necnon  ad  ürmamentum  et  augmentacionem  predicte  amicicie, 
attento  eciam,  quod  prouincie  partium  ipsarum  conuicine  exi- 
stunt,  Omnibus  modo,  via,  jure  et  forma  quibns  melius  potne 
rnnt  et  possunt  simul  ini-  |  erunt,  contraxerunt  et  firmauerunt 
ac  ineunt,  contrabunt,  concludunt  et  confirmant  inter  sese  per 
hec  scripta  perpetnam^  veram,  solempnem  et  irrenocabilem 
ligam,  confederacionem,  intelligenciam  et  vnionem  perpetnis 
duraturam  temporibus  in  modum  vel  modos  qni  seqnuntur, 
Saluis  tarnen  semper  ligis  et  confederacionibus,  necnon  statatis 
et  jurisdictlonibus,  |  tam  ciuilibns,  quam  pronincialibns  per 
vtramque  partem  iam  prius  confectis.  Primo  quod  dicte  partes 
et  quelibet  earum  cum  suis  heredibus  et  successoribus,  ac 
earum  subditi  et  prouincie  perpetuo  Stent  et  quod  inuiolabiliter 
ac  inconcnsse  stabunt  in  bona  pace  et  sincera  amicicia^  liga- 
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confederacione  et  yniono,  Et  quod  nullo  ynqiiam  tempore  aot 
casa  se  inaicem  of-  |  fendent  guerris  uel  inioriis,  et  quod  vna 
contra  aiteram  guerram  vel  iuiuriam  non  luferet  nee  monebit 
recte  nee  per  iadlrectum,  quinymo  9e  inuicem  semper  bona 
fide  dlrigant  etc.  Et  similiter  quod  nuüa  ex  dictis  partibus 
dabit  recte  nee  per  indirrectum  per  ditionem  suam  seu  per 
elus  territorium  et  dlstrictum  passum,  traüsitnm,  fauorem, 
auzilium  vel  suffragium  alicui  |  inimico  vel  emulo,  domino  vel 
dominio  aut  ipsarum  partium  subdito  yolenti  et  conanti  iuiu- 
riam, nocumentum  aut  guerram  inferre  alteri  ex  ipais  partibus 
et  earum  subditis;  quinymo  debeant  dicte  partes  hec  prohibere 
et  possetenns  fideliter  prohibebunt. —  Item  et  Secundo:  Quod 
pro  conseruacione  et  defensione  statuum  ambarum  partium 
simul  colUgatarum  |  et  confederatarnm  ut  supra,  si  aliqna  ex 
eis,  videlioet  pretati  iliustrissimi  domini  principes  ac  eorum 
fiüj  et  heredes  vel  yniuersalis  liga  dictorum  dominorum  conn 
federatorum,  guerris  vel  anxietatibus  aggrauarentur  vel  opprin 
merentur,  quod  auertat  dens,  in  quibns  guerris  seu  anxietati-« 
bns  pars  oppressa  alterius  partis  subsidium  desideraret.  Tunc 
et  in  eo  casu  |  qnelibet  pars  oppressa  habeat  et  habere  debeat 
bonam  confidenciam  et  fidem  in  aliam  partem  iuxta  bonam 
caritatem,  amiciciam,  ligam  et  confederacionem  vt  supra  con- 
tractam  et  celebratam.  —  Item  etTercio:  Quod  debita  literia 
autenticis  aut  docnmentis  publicis  confessata,  quorum  soluen- 
dorum  terminns  transinit,  solui  debeant  sine  vlteriori  protela* 
cione  |  ad  peticionem  seu  requisicionem  creditoris,  si  debitoc 
tantum  in  bonis  habuerit  ut  possit  satisfieri  creditori ;  Si  vero 
tantum  in  bonis  non  habuerit,  quod  satisfacere  possit,  tuno 
procedatur  contra  debitorem  iuxta  iuris  formam  et  rigorem 
ac  secnndum  iura  loci,  nbi  debitor  residenciam  habet,  si  creditor 
ulterius  expectare  non  vellet.  Et  quod  nullum  circa  hoc  fiat 
impedimen-  |  tum.  —  Item  et  Quarte:  Si  contingeret,  quod 
auertat  deus,  quod  aliqua  controuersia  vel  difficultas  inter 
partes  ipsas,  videlicet  inter  ipsos  illustrissimos  dominos  prin^f 
cipes,  fllios,  fratres  et  heredes  ipsorum  et  vninersalem  ligam 
dominorum  de  dictis  partibus  confederatorum  vel  aliqnam  ex, 
dictis  communitatibus  vel  partibus  aliqno  modo  suborta  esse 
aut  sub-  I  oriretur,  Quod  tunc  et  eo  casu  pro  huiusmodi  con 
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trouersia  vel  difftcultate  subleuanda  qaelibet  dictarnm  partiom 
sibi  eligat  et  assumat  daos  probos  et  honestos  viros  deumque 
timentes  in  arbitroa  vel  commissarios  euos,  Qui  arbitri  Tel 
commissarij  ambabus  partibus  contronersias  habentibns  diem 
juridicam  statuere  et  iDtimare  debeant;  Et  hij  simul  con- 1 
ueniant  ad  confinla,  videlicet  ad  Abyascam  aat  quo  ipsißmet 
arbitris  pro  eorum  commoditate  melius  placuerit,  accedente 
eclam  volantate  vtrarumque  partiurn,  Ibique  dicti  quatuor 
arbitri  possint  et  debeant  realiter  et  bona  fide  ac  internenien- 
tibas  propriis  eorum  sacramentis  strictissimis  prius  prestandis 
in  manibus  partium  aut  pro  eis  agencium  |  in  ampla  forma 
de  recte  et  iuste  procedendo  et  judicando,  nee  propter  yllam 
causam  bec  obmittendo  quantum  fides  iuris  iurandi  eos  astrin- 
gere  possit,  et  partes  ipsas  seu  agentes  pro  eis  audire  et 
controuersiam  vel  difficultatem  ipsam  intelligere  et  cognoscere 
ac  quantum  poterunt  primo  amicabilicer  et  in  concordla  et  de 
amicabili  composi-  |  tione  terminare  et  erradicare;  Et  casu 
quo  dicti  arbitri  partes  aniicabiliter  concordare  et  di£ferenciain 
Bopire  per  compositionem  amicabilem  nequirent,  Quod  tunc 
controuersiam  ipsam  cognoscant  et  decldant  de  iure,  deam 
semper  pre  oculis  habende,  infra  mensem  a  die  cepti  indicij 
computandum.  Et  quod  ante  omnia  dicti  arbitri  per  illud 
tempus  I  iudicij  absoluantur  ab  omni  nexu  et  vinculo  jora- 
menti  fidelitatis,  quo  astricti  vel  obnoxii  forent  prefatis  illu- 
strissimis  dominis  principibus  aut  alicui  communitati  dicte 
magnifice  lige  dominorum  confederatorum.  Et  quod  predicti 
arbitri  per  dominos  vel  superiores  suos  cogantur  et  astrin- 
gantnr  ad  predicta,  Et  quidqnid  per  istos  quatuor  arbitros 
vel  per  maiorem  |  partem  eorum  sentenciatum  et  declaratum 
fuerit,  obseruetur.  Si  vero  in  componendo  vel  in  judicando 
de  jure  forent  buiusmodi  arbitri  discordes,  Quod  tunc  et  eo 
casu  actores  in  causa  seu  controuersia  pendente  in  jure  sibi 
eligere  et  assumere  possint  quintum  coarbitrum,  quem  volae« 
rint,  probum  et  honnestum  vt  supra  in  locis  propinquioribns 
et  magis  co-  |  modis  dictis  partibus,  utpote  in  ciuitate  Curiensi 
aut  in  ditione  Vallesiensi,  qui  sit  de  consilio  ibidem.  Et  ambe 
partes  dictum  quintum  coarbitrum  rogare  debent,  vt  onus 
predictnm  in  se  suscipiat;  debent  eciam   rogare  dominos  et 
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Buperiores  ipsins  arbitri,  ut  co^aot  et  astringaut  ipsuui  arbi- 
train  ad  suBcipiendum  predictam  onus  prout  iaris  est.  Qui  | 
quidem  coarbiter  pariformiter  ac  In  omnibus  et  per  omnia 
iurabit,  prout  de  aliis  arbitris  supra  dictum  est  iuxta  bonam 
consuetudineiD.  Et  quidquid  per  supradictos  quatuor  arbitros 
et  per  quintum  coarbitrum  aut  per  aiaiorem  partem  eornm 
sentenciatnm,  declaratum  vel  ordinatum  fnerit,  siue  de  ami- 
cabili  composicione,  sine  de  iure,  illud  obseruetur  fideliter  et  | 
execnUoni  demandetur  qualibet  exceptione  cessante.  Et  pars, 
que  contumaciter  coram  ipsis  arbitris  comparere  contempserit 
nisi  legittime  impedita,  puniatur  in  amlssione  cause  principalis 
et  in  expensis  legittirois.  —  Item  et  quinto:  Si  inter  prefatos 
lUustrissimos  dominos  principes,  suos  beredes  et  successores 
parte  vna,  Et  aliquem  singularem  |  yel  particularem  confede- 
ratum  prefate  magniflce  lige  parte  altera,  quouis  modo  suborta 
esset  vel  suboriretur  aliqua  controuersia  vel  difficultas,  debe- 
bit  tunc  talis  singularis  vel  prinatus  confederatus,  si  fuerit 
Thnricensis,  adire  dominos  suos  Thuricenses,  si  fuerit  Lncer- 
nensls,  dominos  suos  Lucemenses,  et  sie  de  singulis  comronni- 
tatibus  yel  |  dominus,  Et  coram  eis  debebit  proponere  qnere- 
lam  suam  vel  eius  grauamen,  videlicet  quomodo  non  potest 
creditum  vel  jus  snum  a  prcfatis  illnstrissimis  dominis  prin- 
cipibus  consequi.  |  Et  ibidem  coram  eisdem  dominis  suis  debe- 
bit proponere  et  ostendere  jus  et  causam  eius  ac  quid  et 
qnantum  habere  pretendit  aduersum  prefatos  illustrissimos 
dominos  principes.  Et  si  Uli  dominisuidignouerint,  etdeclarauerint, 
lllam  talem  personam  habere  iuastam  et  bonam,  ac  honestam  cau- 
sam et  accionem  petendi  etagendi  contra  ipsos  illustrissimos  domi- 
nos principes,  debebnnt  tunc  scribere  hec  prefatis  illustris- 
simis  dominis  principibus,  Quod  scilicet  audierunt  qnerelam 
illius  persone  et  viderunt  jura  |  sua^  Et  quod  eis  videtur  ip- 
sam  feuere  iustam  causam  possendi  petere  contra  excellen- 
cias  suas,  Et  illas  exhortari  et  rogare,  quod  velint  agnos- 
cendo  bonam  fideni  satisfacere  illi  conciui  suo.  Et  si  tunc 
per  illustrissimos  dominos  principes  illi  persone  agenti  satis- 
factum  fuerit  taliter,  quod  domini  et  superiores  sui  de  hoc 
merito  contententur,  Tunc  |  et  eo  casu  debebit  talis  persona 
Stare  tacita  et  contenta,  nee  ulterius  perturbare  vel  molestare 
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debeat  illustrissimo»  dominos  principes  et  eomm  subditos.  Si 
yero  post  hec  prefati  lUustrissiini  domini  principes  non  satis- 
facient  illi  persone  vel  si  nichil  iuridicum  Tel  honestnm  apad 
tales  dominos  non  adduxerint,  qnare  non  teneantur  illi  per- 
sone ad  I  petita,  Tanc  et  eo  casu  prefati  domini,  si  eis  vide- 
bitur,  quod  non  satisfactam  fuerit  illi  persone  vel  nichil  iuri- 
dicum allegatum,  vt  supra,  assenciant  et  concedatur  illi  per- 
sone, quod  deueniatar  ad  arbitros  assamendos  e  latere  prefa- 
torum  illustrissimorum  dominorum  principum  et  e  latere  iUias 
persone.  Qai  arbitrl  eligantur,  assumantur,  se  conferant  ac 
iurent  |  et  faciant  et  denique  circa  hec  fiant  et  obseruentur 
in  Omnibus  et  per  omnia  que  et  prout  in  proximo  precedenti 
capitnlo  declaratum  est,  salno  tamen  quod  vnus  tantum  ar- 
biter  pro  singula  parte  eligatur.  Et  pariformiter  in  omnibus 
et  per  omnia  seruetur  et  fiat,  si  priuata  persona  ex  subditis 
prefatorum  Illustrissimorum  dominorum  ducum  pretenderent 
habere  ins  et  actionem  vt  supra  |  aduersum  dictam  magnifi- 
cam  ligam  aut  contra  aliquam  communitatem  vel  partem  ip- 
sius  vt  supra.  —  Item  et  Sexto:  Si  questio  vel  difficnltas 
snborta  esset  vel  suboriretur  per  et  inter  personas  priuataa 
vel  singulares  ex  subditis  hincinde,  £t  si  summa  fuerit  floren- 
ornm  centum  renensium  vel  infra  nsque  ad  quinqnaginta,  Tunc 
prefati  Illustrissimi  |  domini  principes  ordinäre  et  constituere 
debeant  tres  judices,  vnum  in  inclita  vrbe  Medioloni,  alium 
in  vrbe  Onmarum  et  tercium  in  oppido  Berinzone,  Qui  ultra 
vel  preter  judices  ordinarios  omnibus  et  singnlis  ex  confede- 
ratis  de  predicta  magnifica  liga  faciant  jus  et  iusticie  com- 
plementum  summarie,  simpliciter  et  de  piano,  sine  strepitn  et 
figura  jn-  \  dicij  ac  absque  omnibus  superflnis  soUempnitatibus 
et  denique  sine  protelatione  litis  contra  quoscunqne  debitores 
eorum  infra  mensem.  Et  si  summa  debita  fuerit  florenorum 
qulnquaginta  renensium  vel  minor,  infra  quindecim  dies^  nisi 
iustum  et  legittimum  impedimentum  obstet.  Sic  pariformiter 
faciant  per  omnia  et  facere  debeant  prefati  domini  con-  | 
federati  in  ciuitatibus,  terris  et  ditionibus  suis  in  fauroem  subdi- 
torum  illustrissimorum  dominorum  ducum,  vt  singule  cause  sum- 
marius  expediantur.  Si  vero  per  iudices  hincinde  denegata  fuerit 
iusticia  personis  agentibus  vel  protelata  fuerit  causa  et  indecisa 
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suspenderetar  vltra  terminos  iuris  et  formam  presencium  capitu- 
lorum,  Tanc  et  in  eo  casu  possit  |  actor  dimissis  judicibus  et 
jure  suprascriptis  denenire  ad  arbitros,  Qui  arbitri  eligantur, 
assuniantur,  so  conferant  ac  inrent  et  faciant  in  omnibus  et 
per  omnia,  qne  et  prent  in  precedenti  capitnlo  declaratnm 
extitit.  Saluo  eciam,  quod  vnus  tantnm  arbiter  pro  singnla 
parte  eligatur.  Et  pars,  qne  contumaciter  coram  ipsis  arbi- 
tris  comparere  legitime  contemp-  |  serit,  suecumbat  in  causa 
et  condempnetur  in  expensis.  Et  si  contigeret,  aliquam  de 
judicibus  suprascriptis  proferre  sentenciam  diffinitinam,  que 
alicui  confederato  merito  esset  intollerabilis  siue  iniqna,  Talis 
confederatns  poterit  causam  suam  vnacum  sentencia  propo- 
nere  coram  dominis  confederatis ;  Et  si  ipsis  videbitur  re  ma- 
tnre  perspecta,  ipsam  senten-  |  ciam  fore  intoUerabilem  et 
iniquam  yt  snpra,  debebunt  hec  omnia  scrlbere  et  exponere 
prefatis  illnstrissimis  dominis  principibus ,  Qui  domini  princi- 
pes  de  hinc  exquirent  a  predictis  iudicibus  raciones  et  cau- 
sas,  propter  quas  moti  sund  ad  prolacionem  predicte  senten- 
cie.  Et  subsequenter  ipsi  domini  principes  responsa  et  alle- 
gaciones  et  cetera  que  moue-  |  runt  ipsos  iudices  ad  huius- 
modi  sentencie  prolationem  debebunt  rescribere  prefatis  do- 
minis confederatis.  Et  si  post  hec  ipsis  dominis  confederatis 
allegata  et  rescripta  per  dominos  principes  videbuntur  le^t- 
tima  et  iusta,  tum  talis  sentencia  seruabitur  et  execuoioni 
deroandabitur;  Si  vero  prefatis  dominis  confederatis  videretur, 
suprascripta  allegata  et  producta  |  non  fore  legittima  et  iusta, 
Tunc  non  obstante  nee  attenta  dicta  tali  sentencia  dandns  est 
locus  partibus  deueniendi  ad  arbitros  iuxta  modum  superius 
expressatum.  Et  quod  arbitri  causas  huiusmodi  cognoscant 
et  decidant  infra  mensem  a  die  cepti  iudicij  compntandum. 
Pars  vero,  que  coram  ipsis  arbitris  contumaciter  comparere 
contempserit  nisi  |  legittime  impedita,  suecumbat  in  causa  et 
condempnetur  in  expensis  legittimis.  Et  idem  in  omnibus  et 
per  omnia  ac  de  verbo  ad  verbum  seruetur,  exequatur  et  fiat 
in  fauorem  ciuium  et  subditorum  illustrissimomm  dominornm 
docum  etc.  Si  vero  snmma  veri  crediti  fuerit  vltra  summam 
oentum  florenornm  renensium,  Tunc  possit  actor  ex  subditls 
binc  et  inde  |  conyenire  reom   coram   altero  ex   supradictis 
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iadicibus  vel  potest  secum  deueoire  ad  arbitros.    Et  alt  in 
arbitrio  actorls  petere  jas  coram  dictis  ludicibus  vel  deuenire 
ad  arbitros  iuxta  formam  superias  declaratam.    Et  hec  om- 
nia    seruentur  bona  fide   et  sine    fraude    per   suprascriptas 
doniinationes  contrahentes  ac  per  et  inter  earum  subditos.  | 
—  Item  et  Septimo :  Quod  prelibati  illustrissimi  domina  dncissa 
et  dominus   dax  eorum  liberalitatem  et  munificenciam  exer- 
cendo,  attenta  eciam  presenti  amicicia  sie  ut  supra  contracta 
supradictis  dominis  de  liga  confederatorum  et  omnibns  sub- 
ditis   suis  et  alijs  in   ipsorum   iurisdiccione,   districübus    et 
dominio  habitantibns  et  hommibus  Leuentinis,  |  fecerunt  istam 
graciam,   amiciciam  et  caritatem,   Quod    ipsi   quo   ad  eomm 
Corpora  et   bona   deinceps   sint   et   preseruentur  immunes  et 
exempti  ab  omni  solutione  pedagg  et  quod  couducere  valeant 
et  possint  libere  et  expedite  ac  sine  solutione  pedagij  merci- 
monia  sua  per  toturo  dominium  et  ducatum  Mediolani,  vbique 
eundo  et  redeundo,  tarn  |  per  terram  quam  per  aquam,  ex- 
cepta  inclita  vrbe  Mediolani  ad  fossata  exclusiue.    Et  quod 
omnes  illi,  qni   per  quatuor  annos  continuos  residenciam  ha^ 
buerunty  apud  prefatos  dominos  confederatos,  quiqui  tandem 
nominabuntur  in  literis  antenticis  prefatorum  dominorum  con- 
federatorum, sint  et  preseruentur  immunes  et  exempti  modis  et 
formis  supra-  |  scriptis  pro  ut  sunt  prefati  domini  confederaü. — 
Item  et  Octauo:  Quod  quicunque  ex  dictis  confederatis  con- 
duxerint  equos  vel  alia  mercimonia  temporibus  nundinamm 
seu  aliis  quibuscunque  temporibus   ad  terras  vel  ad  partes 
prefatorum  illustrissimorum  dominorum  principum,  possint  €K)8 
et  ea  yendere  et  distrahere  libere  et  impune  ac  ad  eorum  | 
libitum  Yoluntatis  cui  vel  quibuscunque  voluerint,  absque  omni 
impedimonto   vel   molestia   tarn    prefatorum   illnstrissimomra 
dominorum   principum,    quam    allarum   quarumcumqne  perso- 
narum,  ita  quod  deinceps  fora  sint  libera,  sie  quod  emptores  tarn 
prefatorum  illustrissimorum  dominorum  principum,  quam  aliorum 
quorumque  emere  volentium   non    prohibeantur,    quin   emere 
possint    et  valeant  ad  libitum  ipsorum  a  dictis  confederatis. 
Et  quod  sine  impedimento  predictorum  illustrissimorum  domi- 
norum principum  et  quorumcumque  aliorum  se  transferre  pos- 
sint cum  eorum    raercimonijs  quorsum   voluerint.  —  Item  et 
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Nono :  Si  contingeret  in  dominio  prefatornm  illnstrissimornm 
dominorum  dncum  per  aliqaem  ibi  ius  dicentem  capi  aliqaem  | 
debitorem  et  in  carceres  trudi  ad  peticionem  et  instanciam 
alicuius  confederati  de  predicta  roagnifica  liga  pro  coDsecucione 
crediti  sui,  Tt  aliquando  fit  in  partibus  illis,  Quod  talis  de- 
tentus  et  incarceratus  non  possit  nee  debeat  yUo  modo  reiaxari 
nee  e  carceribns  liberari  absque  voluntate  et  consensu  talis 
creditoris,  nisi  prins  inte-  |  granter  satisfecerit  creditori  pro 
Sorte  principali  et  pro  instis  impensis,  aut  nisi  ydonee  satis- 
dederit  aut  sufficiens  depositum  fecerit  de  et  pro  facienda 
inte^ra  et  reali  satisfaccione  vt  sapra,  infra  breue  tempas 
cum  eqaitate  et  honestate  statueudum ;  Et  judex  vel  officialis, 
qui  dolo  vel  fraude  e  carceribns  dimittet  aliquem  captinatum 
nt  supra,  |  nisi  modis  et  in  casibns  suprascriptis,  teneatur 
erga  talem  creditorem  ad  solationem  debiti  et  in  omnibus  ad 
que  ille  debit^r  relaxatns  tenebatur.  Similisque  fauor  et  exe- 
cncio  faaorabilis  fiat  ciuibus  et  hominibus  prefatornm  ülnstris- 
simornm  dominornm  ducnm  e  latere  et  in  terris  vel  dominio 
magnifice  lige  suprascripte.  —  Item  et  Decimo:  |  Si  quis  ex 
sabditis  hincinde  fideiusserit  vel  intercesserit  pro  alio  et  si 
qnis  promiserit  alteri  dampnnm  et  Interesse,  ut  supra,  et  hoc 
notorinm  sit  per  literas  autenticas  seu  documenta  publica, 
talis  absque  omni  excusatione  et  exceptione  teneatur  et  con- 
ueniri  |  possit  ad  promissa  nt  snpra,  non  obstantibus  aliquibns 
statntis  aut  decretis  Tel  ordinacionibus  quibuscumque  in  con- 
trarium  facientibns  aut  quibus  caueatur,  quod  intercessor  Tel 
fideinssor  alteri us  non  possit  conueniri  etc.,  aut  quod  promis- 
sio  dampni  et  expensarum  ac  Interesse  non  habeat  vires  etc., 
quoniam  si  quis  plura  promittit  ad  plura  teneatur  et  |  soluat. 
— Item  et  Vndecimo:  Quod  nemo  ex  ciuibus  vel  hominibus 
prefatornm  illustrissimorum  dominornm  dncum  possit  aliqno 
modo  recto  noc  indirecto  arrestari,  molestari  nee  Inquietari 
per  aliqnam  personam  vel  communitatem  prefate  magnifice 
Uge  confederatorum  in  eorum  dominio  vel  ditione,  nisi  fuerit 
vems  et  iustus  debitor  vel  nisi  pro  alio  fideiusse-  |  rit,  pro- 
miserit et  intercesserit  Pariformiter  per  omnia  obseruetur 
in  fauorem  hominnm  prefate  magnifice  lige.  Et  quod  nemo 
ex  subditis  hincinde  debeat  vel  possit  incarcerari,  nisi  ex  pro* 
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babili  vet  necessaria  aut  legittima  causa,  Et  hec  omnia  in  et 
sub  pena  refeccionis  dampnorum  et  interesse,  que  pro  tali 
tarbatione  vel  arrestacione  in-  |  debita  paterentur  et  sastine- 
rentar  per  taiem  arrestatnm  vel  indebite  molestatum.  —  Item 
et  duodecimo :  Decisum  est  pro  parte  prouincie  et  vailis  Leuen- 
tine,  Quod  de  eadem  pronincia  et  valle  Leuentina  cum  pleno 
Ytiii  dominio,  redditibus  et  prouentibus,  quomodo  et  quidqnid 
ad  gladium  spectat  secularem,  prent  et  Spsi  domini  Vranienses 
ipQam  I  vallem  hniusque  detinuerunt  et  ea  usi  sunt,  Illustris- 
simi  principes  et  domini,  domina  ducissa  et  dominus  dnx  ob 
specialem  amiciciam  et  caritatem,  quam  habent  ad  magnificos 
supradictos  dominos  confederatos,  debent  se  inuestire  a  Vene- 
rabilibus  dominis  ordinarijs  templi  maioris  Gloriosissime  virginis 
Marie  Mediolani,  Et  tunc  Ipsam  yallem  |  snpradictis  dominis 
Yraniensibas  per  investi  turam  assignare  possidendam  tamqne 
rem  propriam,  sie  quod  eadem  vailis,  quomodo  suprascriptnm  est, 
Stare  et  permanere  debet  snpradictis  dominis  deVrania  perpetuis 
f  uturis  temporibus,  nonobstantibus  predictis  illustrisimis  dominis, 
domina  ducissa  et  domino  duce,  eorumque  filiis,  heredibus  |  etsuc- 
cessoribus^  necnon  dominis  ordinarijs  et  eorum  snccessoribns 
et  ceteris  quibuscumque.  —  Item  et  Tredecimo,  pro  parte 
censuum  et  reddituum  anniuersariomm  ac  alioruni  spiritu- 
alitatem  tangentium :  Quia  ipsi  domini  ordinarij  ecclesie  maioris 
gloriosissime  virginis  Marie  in  Mediolano  pretendunt,  se  habere 
quandam  summam  super  communi  |  pronincia  et  valle  Lenen- 
tina  vel  super  personis  singularibus  ant  earum  bonis,  Et  Uli 
de  Leuentina  pretendunt,  eis  tantam  summam  neu  teneri,  nee 
debere  dare  seu  expedire,  conclusum  et  declaratum  est,  Quod 
ipsi  domini  oridinary  eligant  vnum,  et  ipsi  de  Leuentina  eciam 
vnum.  Isti  duo,  sie  per  predictas  partes  electi^  debent  con- 
uenire  in  confinio  vbi  pre-  |  dicta  lis  dependet,  Et  debent  ibi 
audire  jura  et  proposiciones  partium  earumque  testimonia.  Et 
quidquid  isti  duo  sie  electi  deorenerint,  quod  lUi  de  Leuen- 
tiua  tenentur  et  obligentur  dare  ipsis  dominis  ordinanjjs,  hoc 
ipsum  debent  iam  dicti  de  Leuentina  dare  et  expedire  doroi- 
nis  ordinarijs,  siue  fuerit  parnm  siue  mnltum.  Ita  tarnen  qnod 
prescripti  duo  arbitri  |  declarent  et  decemant,  quantum  illi 
de  Lenentina  soluere  et  dare  debeant  predictis  dominis  or<ti* 
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narijs  et  qnod  residuum  soluant  illustrissimi  domini  principes 
supradicti.  Si  autem  predicti  duo  arbitri  in  decernendo  diso 
cordarent  inter  se,  quantam  illi  de  Leaentina  aut  qnantnm 
ipsi  illustrissiDii  domini  principes  soluere  et  dare  deberent 
predictis  dominis  |  ordinariis,  ex  tnnc  ipsi  illustrissimi  domini 
principes  possant  eligere  YDum  terciam  coarbitrum,  qui  sit 
natiis  de  confederatis  et  de  consilio  eornm.  Et  tnnc  illi  tres 
arbitri  declarare  debent,  quantum  ipsi  illustrissimi  domini 
principes  dare  et  solnere  debeant  dominis  ordinarijs ;  Et  con- 
similiter  quantum  ipsi  de  Leuentina  soluere  et  dare  debeant 
predictis  dominis  |  ordinarijs.  Et  si  aliqna  de  predictis  parti* 
bns^  siue  fuerint  domini  ordinarij  siue  isti  de  Leuentina, 
haberet  aliquas  querelas  seu  actiones  aduersus  aliam  partem, 
sine  hoc  fuerit  de  censibus  preteritis  non  solutis  aut  de  super- 
flue  receptis  et  vsis,  pro  talibus  differenciis  subleuandis  debent 
predicti  duo  arbitri  et  tercius  coarbiter  cum  ipsis  eciam  |  de- 
clarare et  decernere,  quid  sid  faciendum.  Et  quidquid  tunc 
per  eos  declaratum  fuerit  debent  ambe  partes  tenere  et  fide- 
liter  satisfacere  sine  omni  contradictione.  —  Item  et  Quatcr- 
decimo:  Qnod  in  omnibus  et  singulis  suprascriptis  et  capitu* 
latis  ac  conclusis  reseruetur  et  reseruatum  esse  intelli^atur 
et  Sit  omne  totum  et  integrum  jus  superioritatis  |  serenissimi 
domini  Imperatoris  semper  Augusti  etc.  Et  simiiiter  reseruetur 
jus  confederacionis  per  utrasque  partes  prius  confecte,  vt  in 
principio  dictum  est.  Et  quod  omnia  et  singula  suprascripta 
capitula  et  in  eis  contenta  intelligantur  et  obseruentur  et 
adimpleantur  ac  intelligi,  obseruari  et  adimpleri  debeant  bona 
fide,  puro,  sincero  et  recto  ani-  |  mo,  ac  ad  sanum  et  purum 
intellectum,  qualibet  cauillacione  et  sinistia  vel  mala  inter^ 
pretacione  cessante.  Et  ut  supradicta  confederacio,  intelli- 
gencia,  liga  et  ynio  perpetuis  fnturis  temporibus  eo  melius 
obseruari  valeat,  Nos  supradicti  principes  et  duces  Mediolani 
pro  nobis  ac  nostris  heredibus  et  successoribus,  Et  nos  su- 
pra- 1  scripti  confederati  dictarnm  partium  lige  pro  nobis  et  nostris 
successoribus  promittimus  bona  fide  et  omni  semota  fraude, 
suprascripta  omnia  et  singula  rata,  grata  et  firma  iiabei:e  et 
tenere  ac  inuiolabiliter  obseruare  et  adimplere  et  nunquam^ 
contratacere  vel  contrauenire^  recte  nee  per  indirectnm,  ne0 
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aliqao  exqaisito  colore  etc.  In  qiiorum  j  robur,  fidem  et  testi- 
monium  Nos  memorati  principes  et  daces  Mediolani  presentes 
literas  confederacionis  duplicatas  sigillamus  sigillo  nostro  du- 
cati.  Et  pariforiniter  Nos  confederati  antedicti  dictarum  par- 
ciam  lige  sigillaniinus  sigillis  slngalarum  commanitatum  nos- 
trarum  antedictarmn  easdein  literas  duplicatas  vt  supra  ac  de 
yerbo  ad  yeTbam  1  conformes.  Qaarum  literarum  sigillatariim 
cuilibet  parti  principali  contrahenti  vt  supra  assignata  est 
vna.  Actum  in  oppido  Lncernensi,  in  loco  consilij  secreti 
Magnificorum  dominorum  Lucernensium,  Anno  a  Natiuitate 
domini  saluatoris  nostri  Millesimo  quadringentesimo  sexa- 
gesimo  septimo,  yicesima  sexta  die  Mensis  Januar^'.  — 
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Der  Abdruck  bei  Tschudi  11.  662  ff.,  lateinisch  und  deutsch, 

scheint  dem  abgeänderten  Projekt  zu  folgen.    Vergl.  Abschied  664. 


2.  Der  Vertrag  von  Arona  mit  Ludwig  Xu.  von  Frankreich, 
als  Herzog  von  Mailand,  11.  April,  16.  Juni  1503. 

Ludovicus  Dei  gratia  Francorum,  Neapolis  et  Jerusalem 
rex^  Dux  Mediolani  &.  Yniuersis  et  singulis  has  presentes 
itteras  Inspecturis  notum  facimus:  Quod  cum  nuper  per 
carissimum  dilectum  oonsanguineum  nostrura  Carolum  de  Am- 
bosia,  dominum  Caldimontis,  magnum  magistrum  Francie  et 
generalem  Locumtenentem  nostrum  in  nostro  Mediolani  ducatu, 
infrascripta  Capitula,  per  dilectum  et  fidelem  Consiliarium  et 
Oambellanum  nostrum  Antonium  de  Bessey^  Disionis  Balliuam, 
Ohumarumque  Gubcrnatorem,  cum  magnificis  Dominis  Con- 
federatis  nostris  inferius  nominatis,  ipsis  tunc  existentibus  in 
campo  et  obsidione  contra  Lucarnum  facta,  tractata  et  con- 
cordata  Domino  Mattheo,  Episcopo  Sedunensi  et  comite  Ya- 
lesii,  nee  non  magnifico  viro  Domino  Vlrico  de  alto  Saxo, 
eorum  oratoribus  tunc  presentibus,  inter  nos  ratiflcare,  con- 
firmare    quoqne    et    approbare   facere   promissum    extiterit. 
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Quorum  capituloram^  necnon  promissionis  dicti  nostri  Locam- 
tenentis  tenor  talis  est: 

Carolas  de  Ambosla,  dominus  Oaldimontis,  Miliani,  Sangone 
et  Vandome,  Baro  Charantoni  et  Reuell,  magnus  magister 
Francie,  miles  regii  ordinis  et  Christianissimi  domini  nostri 
Francorum  regis  et  ducis  Mediolani  Locumtenens  citra  montes 
generalis^  Yniuersis  et  singulis  presentos  nostras  litteras  in- 
specturls  notum  facimus:  Qnod  cum  nuperrime  magnificus  et 
strenuns  miles  Antlionius  de  Bessey,  Balliuns  Disionis^  Regins 
Cliumarum  Gubemator,  ex  coromissione  nostra  deuenerit  cum 
roagnificis  dominis  confederatis  inferius  nominatis,  qui  erant 
in  campo  et  obsidione  contra  Lucarnum,  ad  tractatus  con- 
clusionis  et  pacls  capitula  tenoris  subsequentis : 

Tenor  articulorum  pacls  inter  Christianissimum  Dominum 
nostrum  Regem  Francorum,  Ducem  Mediolani  etc.  ex  una,  et 
inagnificos  Tiros,  dominos  confedcratos  de  Vri,  Schwitz  et 
Vnderwalden  sub  silua,  principales,  et  generaliter  omnes  et 
singulos  confederatos,  suos  complices  et  coherentes,  in  campo 
Lucamo  facte  et  concluse  per  nobilem  et  strenuum  virum 
Dominum  Antonium  de  Bessey,  militem,  Balliuum  Dislonis, 
gubematorem  Chumarum,  in  presentia  et  mediis  Reuerendi 
in  Christo  patris  et  domini  Matthel,  Episcopi  Sedunensis, 
Prefecti  ac  Principis  Valesle  etc.^  generosique  virl  Domini 
Ydalricl  de  Alto  Saxo,  Baronis: 

Primo :  quod  Christianissimus  dominus  noster  Rex  tribus 
illis  partibus  confederatorum  principalibus  de  Vri,  Schwitz  et 
Vnderualden  sub  silua  libere  resignet,  relaxet  ac  presentet 
castra,  oppldum  et  comitatum  Bellinzone  cum  majori  et  minorl 
Jurisdictionen  fundo,  priuilegiis,  immunitatibus,  juribns,  pertl- 
nentils  ynluersalibus,  nullis  demptis  nee  reseruatis,  taliter 
qualiter  ab  antiquo  ad  huiusmodi  comitatum,  castra  et  oppl- 
dum pertinuerunt  vel  pertlnere  solebant,  una  cum  duobus 
▼illagiis  ultra  montem  Cynerum  sitis,  videlicet  Isonum  et 
Medelia.  que  villagia  ceperunt  cum  Bellinzona  et  inde  semper 
retinuerunt;  et  quamuls  ab  antiquo  ad  comitatum  Bellinzone 
non  seruierunt^  tamen  christianissimus  dominus  noster  rex  ea 
post  hec  at  comitatum  assignauit,  ita  quod  Christianissimus 
dominus  noster  Rex  pro  sua  Majestate  suisquc  successoribus, 
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ducibus  MedJolani,  huiusmodi  castra,  oppidum  et  comitatum 
cum  prescriptis  duobus  villagiis  renunciet  et  predictis  tribus 
partibuB  Confederatorum  Vre,  Schwitz  et  Vnderwalden  sab  silua 
litteris  qnietantiis  siuc  inuestituris  sufficientibus  et  fide  dignis 
in  quietam  possessionem  reddet,  ut  inantea  saa  regia  maiestas 
nee  sui  successores  nullam  vnquam  presnmant  habere,  quo- 
cunque  titnlo,  querelam,  reseruato  tarnen  jure  feudi  Imperii, 
ita  quod  hec  donatio  sue  regie  maiestati  de  cetero  dominio  et 
ducatui  Mediolani  nnllum  preiudicium  imponere  valeat;  imo 
et  prescripte  tres  partes  confederatorum  debeant  et  teneantur 
suis  expensis  huiusmodi  Comitatum  in  feudum  ab  Imperio 
consequi. 

Secundo :  quod  sua  regia  maiestas  citius  quo  fieri  potest 
suos  oratores  cum  pleno  mandato  ad  confederatos  dirigere 
debeat  ad  erigenda  et  confirmanda  vel  renouanda  capitula  jam 
dudum  facta  inter  duces  Mediolani  et  confederatos,  cum  Om- 
nibus priuilegiis,  immunitatibus  ultimo  cum  Ludouico  Sfortia 
et  suis  predecessoribus  conclusis,  tam  pro  theloneis  pedagiis, 
quam  alliis  qnibuscunque,  emendo  vel  vendendo,  in  simul 
comercia  habende.  Et  quod  hec  capitula  se  extentant  ad 
predictas  tres  partes  tanquam  principales,  uec  non  ad  omnes 
et  singulos  Confederatos,  suos  oomplices  et  coherentes  yniuersos, 
qui  in  hoc  campo  cum  eorum  propriis  et  patentibus  signis 
cum  ipsis  comparuerunt. 

Tertio:  Cum  etiani  mouentur  varie  et  diuerse  querele^ 
yidelicet  a  domino  Episcopo  Churiensi,  a  subditis  trium  par- 
tium de  Bellinzona,  Vallebreni  et  aliis  de  liga  grisea,  con- 
clusum  est,  quod  omnes  illi  debeant  et  tenentur,  querelas  suas 
primo  ostendere  et  declarare  per  litter as  seu  testes  patentes 
et  sufficientes  coram  yidelicet  Christianissimi  domini  nostri 
locurotenenti  seu  aliis  commissariis  vel  potestatibus  ad  hoc 
ab  ipso  deputatis,  et  visis  uniuscujusque  litteris  ac  juribus, 
tales  regii  gubernatores  primo  attemptare  debeant,  ut  Ulis 
secundum  jus  sunm  amicabiliter  expediantur  et  consententur. 
Si  autem  id  amicabiliter  fieri  non  posset,  decidantur  demum 
tales  querele  teuere  capitulorum  in  prescripto  proximo  articolo 
CQnfirmandorum  absque  ulla  alia  appellatione^  dilatione  Tel 
contradictione. 
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Quarte:  Quod  ex  utraque  parte  omnes  omnino  cessentet 
extinguantarlnDouationes  theloneorain,  pcdagioram  omniumque 
alioruru  grauaminam  iam  de  novo  institutoruDi  vel  in  futurum 
instituendorum,  quam  erga  Bellinzonenses  illius  subditos  Tel 
alios  confederatorum  subjectos.  Et  quod  incole  comitatus  Bellin- 
Zone  hincYltra  omnibusvtantnr  priuilegiis,  exemption!bas,imma- 
nitatibus,  quibus  alü  confederatorum  subditi  gaudere  solent. 
Mercatores  tarnen  confederatis  non  attinentes  teneantur  sicut 
ab  antiquo  consuetum  est.  Et  specialiter  conclusum  est,  quod 
tarn  snbditis  prefati  Cbristianissimi  domini  nostri  Regia  et 
ducis  Mediolani  quam  Ulis  de  Beilinzona  et  Vallebrenio,  aliis- 
que  ibi  citra  habitantibus  reddantar  et  restituantur  omnia  et 
singula  bona,  immobiiia  et  pariter  omnes  et  singuli  fructus, 
redditus,  yictus  et  similia  ex  ipsis  bonis  immobilibus  prouenientia 
que  ipsis  hucusque  quouis  modo  ante  guerram  retenta  fuerunt, 
ita  quod  libere  valeant  illis  uti  et  gaudere'sicut  ante  differentiam 
iam  habitam.  Similiter  et  omnes  ex  utraque  parte  captiui 
in  presenti  guerra  liberentur  absqne  alio  damno  vel  ulteriori 
qnestione.  Est  etiam  conclusum^  quod  omnes  qui  sunt  in 
presenti  guerra  intercepti  et  juramentis  fidelitatls  ligati  sunt, 
absoluti  et  liberi  ad  pristinum  dominum  et  dominium  seruire 
debeant. 

Quinto  et  ultimo:  Quod  cum  prescripto  tractatu  pacis^ 
extincte  et  abolite  sint  penitusque  eradicate  omnes  inimicitie, 
differentie  et  controuersie  vsque  in  diem  presentem  quoulis 
modo  habite  et  facte,  verbis  seu  factis,  nee  ab  altera  parte 
nnquam  in  malum  memorentur  nee  recitentur.  sed  landabills 
amicitia  et  mutnum  foedus,  ante  huiusmodi  differentiam,  guerram 
et  motionem  inter  partes  initum,  in  suo  vigore  cum  omnibus 
suis  continentiis  firmiter  perseueretur  et  secundum  illius 
teuerem  bona  fide  a  partibus  teneatur.  Et  pro  ipsorum 
Capitulorum  confirmatione  habenda  supranominati  magnifici 
domini  Confederati  cupientes  antlquam  amicitiam  et  con- 
federationem  cum  prelibato  Christianissimo  Rege  et  duce,  ut 
sapra,  reconciliatam  et  reuoAiatam  seruare  et  in  ea  fideliter 
permanere  a  nobis  petierunt,  ut  ipsos  tractatus,  conclusiones 
et  capitula  suprascripta,  per  prefatum  Christianissimum  Regem 
et    dacem    suis    patentibus   litteris    confirmari    et    ratificari 
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vellemus.  Nos  iteque  pariter  considerantos,  tit  ipsis  magni- 
ficis  dominis  confederatis  sit  bona  et  perpetua  pax  et  concordia 
cumprelibato  ChristiaDissimo  Rege  et  duce,  nobisque  persnaden- 
tes  suara  majestatem  OhrlstianisBimain  pro  sua  intrinseca 
et  innata  dementia  bonam  amicitiam  esse  amissuram,  per 
has  nostras  promittimns  supranominatis  magnificis  Dominis 
Confederatis,  qaod  preiibata  maiestas  Regia  Christianissima 
ratificabit  et  confirmabit  ipsos  tractatus  et  conclusiones  et 
capitnla  suprascripta  et  omnia  in  eis  contenta,  et  ad  ipsos 
Magnificos  dominos  confederatos  dictam  ratificationem  trans- 
mittet.  In  quornm  testimonium  presentes  fieri  jnssimus  nos- 
traque  propria  manu  signamas  et  per  prefatum  dominum 
Ballivam  et  gubernatorem ,  quia  tractatui  et  conclnsioni 
ipsorum  Oapitnlorum  interuenit,  pariter  signari  et  sigillis 
YtriasquenostrumsigillariTolnmus.  Datas  Arone,  die  vndecima 
mensis  Aprilis  anno  Domini  millesimo  quingentesimo   tertio. 

Et  nos  Ludnoicus,  Dei  gratia  Francorum,  Neapolis  et 
Jerusalem  Rex,  Dax  Mediolani  pro  nobis  et  nostris  succes- 
soribus,  Ducibns  Mediolani,  nostrisque  sabditis  et  yassalUs  et 
e  converso  pro  omnibas  et  singulis  confederatis  et  eorum 
sabditis,  predicta  capitula  quemadmodum  supra  declarata  et 
descripta  grata  et  rata  habentes,  ipsis  et  cailibet  ipsorum 
juxta  et  secundum  eoram  formam  et  seriem  annuentes  et 
consentientes ,  ipsa*eadem  Capitula  et  content-a  in  eisdem, 
prout  saperius  de  verbo  ad  verbum  narrantar  et  annuntiantnr, 
confirmamus,  ratificamus  et  approbamus  ac  tenore  presentium  de 
certa  nostra  scientia  auctoritateque  Regia  et  ducali  confir- 
mamas,  ratificamus  et  approbamus,  volentes  expresse,  qaod 
dicta  capitula  et  quodlibet  ipsorum  sint  et  existent  tante 
efficacie,  virtutis  et  yaloris,  sicnti  per  nos  presentem  et  per- 
sonaliter tractata,  passata  et  concordata  extitissent.  Et  in 
Signum  huiusmodi  has  presentes  litteras  confirmationis,  rati* 
ficationis  et  approbationis  manu  nostra  signauimus,  sigillum- 
que  nostrum  apponi  fecimus.  Datas  Lugduni^  di  XTJ«-  mensis 
Janii  anno  Domino  millesimo  qaingentesimo  tertio  et  Regni 
nostri  sexto. 

Loays  Per  Regem,  Ducem  Mediolani 

Robertet. 

Das  Original  fehlt,  die  Abschrift  im  Staatsarchiv  Luzem  ist 
aber  gleichzeitig. 
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8.  Der  Protektoratsvertrag  mit  Herzog  Maximilian  Sforza, 
Baden,  3.  Oktober  1512. 

In  dem  namen  der  helgen  ynzerteilbaren  Driaaltigkeit, 
Gott  des  Vaters  vod  des  suns  vnd  des  helgen  geistes,  amen. 
Zu  lob  vnd  eren  dem  allmechtigen  gott,  vnserm  erhalter,  der 
hoobgelopten,  reinen  Jungkfrowen  Marie  vnd  allem  himelschen 
Here.  Wir  Mazimilianns,  von  Gottes  gnaden  Herzog  zu  Mey- 
land  an  einem,  vnd  wir  Burgermeistt*r,  Schultheissen,  Ammann, 
Eatt,  Burger  vnd  gemein  landlüt  nachgeschribner  Stetten  vnd 
lendern,  nämlich  von  Zürich,  Bern,  Lucem,  Vry,  Schwytz, 
Ynderwalden  ob  vnd  nid  dem  kernwald,  Zug  mitsampt  dem 
vsem  ampt,  so  darzu  gehört,  Glaris,  Basel,  Fryburg,  Sollen- 
turn vnd  Schaffhusen,  des  grossen  alten  punds  ober  tütscher 
landen  zum  andern  teyle,  Thund  kund  vnd  offenbarlich  mengk- 
lichenn  mit  disem  brieffe,  das  nach  dem  vnd  ein  lang  zal  ver- 
schiner  Jaren  zwüschent  den  durchlüchtigen,  hochgepornen 
fürsten,  Herzogen  zu  Meyland,  vnd  vns  obgenannten  Eyd- 
gnossen  vnd  andern  vnser  zugewannten  früntschaft,  eynung 
vnd  verstentnuss  gewesen ,  dadurch  jeder  teyil  vnd  sein 
vnderthanen  mit  sampt  Iren  landen,  herschaften  vnd  ge- 
pieten  sich  vor  schaden,  gwalt  vnd  beladniss  behüt  vnd 
dester  bass  enthalten  vnd  damit  beyder  teylen  landen  vnd 
vnderthanen  gute  ruw,  fryden^  sicher  handlung  und  Wandlung 
gepflanzt.  Also  nachzeuolgen  den  fussstapfen  vnserer  eitern, 
euch  angesechten  gelegenheit  beyder  teylen  landen  vnd  her- 
lickeit,  wie  viel  danne  vss  guter  früntschaft  vnd  nachpur- 
Schaft  nutzes,  lob  vnd  eren  entspringen,  Seynt  wir  mit  gutem 
zitlichem  rat  vnd  Vorbetrachtung  söllich  früntschaft  vnd 
eynung  zu  beuesten  vnd  der  mass,  das  die  niemand  zer- 
trennen mög,  besteten,  mit  einandern  für  vns  vnd  vnser  nach- 
kommen in  ewikeit  bekomen  vnd  sament  beschlossen  dis  nach- 
geschriben  eynung  vnd  verstendnuss,  dem  also  ist: 

Des  Ersten  so  sind  wir  mit  ein  andern  bekommen,  damit 
wir  vnd  vnser  beyder  land,  herschaften,  gepieten,  dero  In- 
woner  vnd  vndertban  mit  ein  andren  fürhin  zu  künftigen 
ziten  ruwenklich  vnd  fridlich  sitzen  vnd  beliben  mögen,  so 
söllent  wir  obgemelter  Herzog  zu  Meyland  vnd  vnser  nach- 
komen  die   obgeschribnen   vnser  fründ  vnd  bundgnossen  an 
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Iren  landen,  lüten^  herlickeitcn  noch  gepieteu,  wie  die  ge- 
heissen  oder  weliches  wesens  vnd  Verstands  die  syent,  an  Iren 
liben  ynd  gfitern  deheins  wegs  verletzen  noch  beschweren, 
iiiit  krieg  oder  andern  vnrechten  hendlen  beladen,  ouch  Iren 
vynnden  vnd  denen,  so  Inen  gimst,  hilff,  verwilligung,  zagang, 
pass,  dnrchzug  oder  einleben  fdrscbub  deheins  wegs  geben, 
lioch  dieselben  in  vnser  Herzogthum  von  Oberkeit  enthalten, 
sunder  söUichs  zu  dem  trälichpsten  vnd  pesten  verhüten  vnd 
versechen.  ^ 

Hin  wider  vnd  ze  glicher  wise  söllent  wir  die  obgemelten 
Bürgermeister,  S.chnltheissen ,  Ammann,  Batt,  burger  vnd 
gemeinden  der  obgeschribnen  stetten  vnd  lendern  für  vns  vnd 
vnser  nachkommen  zu  deheinen  Ziten  den  obgenannten  Herrn 
Herzogen,  sin  Herzogthum,  stat,  herrlichkeiten  vnd  oberkeiten, 
dero  Inwoner  vnd  vnderthanen,  weliches  namens  oder  wirden 
die  sind,  an  Ihren  liben  vnd  gutem  eynicher  wise  beschweren, 
verletzen  oder  mit  kriege  beschedigen,  ouch  die  00  Ime,  sinem 
Stat  Meyland  vnd  des  vnderthanen  krieg,  schaden  vnd  vnrecht 
handeln^  dehein  hilff,  gunst,  durchzug,  pass  noch  fürschab 
durch  vnser  land  vnd  oberkeit  geben,  noch  die  wüssentlich 
zeenthalten,  sonder  das  nach  vnserm  besten  vermögen  trülich 
versechen. 

Vnd  damit  zwüschent  vns  obgeschribnen  teylen  vss 
mangei  vnd  gebresten  des  Bechten  dehein  Irrung  jetz  oder 
in  künftigen  Zitten  erwachse,  so  haben  wir  abgerett  und  be- 
schlossen, ob  sich  hinfür  vber  kurz  oder  lang  begeben,  das 
zwüschent  vns  obgenannten  herzogen  zu  Meyland  vnd  vns 
obgemelten  ordten  der  eydgnosschaft  sampt  oder  sonders  elnich 
zweytracht,  widerwertigkeit,  beswerden  oder  Zuspruch  er- 
wachsen, vss  was  vrsach  des  sin  wurde^  das  in  söllichem  fal 
die  Spenn  vnd  zweytracht  hinzuleggen  jeder  tail  Im  erwellen 
solle  zwen  fromm  erber  mann,  liebhaber  der  gerechtikeit,  ze 
sinen  zugesetzten  vnd  Comysarien,  dieselben  zugesetzten  vnd 
comysaryen  beyden  teylen,  so  also  spennig,  einen  rechtlichen 
tag  ansetzen  vnd  verkünden  söllent  gen  Ablftsch  vnd  alda 
by  Iren  eiden,  so  sy  den  parthyen  schweren  söllent,  recht 
zu  sprechen,  niemand  zu  lieb  noch  zu  leid,  vnd  das  nit  vnder- 
wegen  zelassen  durch  gunst,  früntschaft  noch  deheiner  andern 
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vrsach  "willeD,  sonder  ze  vrteillen  vnd  rechten  nach  guten 
gewüssenheiten  ynd  dem  rechten,  demnach  die  parthyen  oder 
die,  80  an  Ir  statt  handien,  zu  hören  vnd  des  ersten  nach 
Ihrem  vermögen  arbeiten,  ob  sy  söllich  Spcn  vnd  zweytracht 
in  fräntschaft  richten  und  hinleggen  mögen,  so  verr  aber  die 
früntschaft  nit  statt  gehaben,  alsdann  dieselben  spenn  vnd 
Zuspruch  mit  recht  nach  Irer  guten  gewtissenheit ,  darin 
sie  al wegen  Gott  vor  Ongen  haben,  vsssprechen  sollent,  näm- 
lich von  dem  tag  der  angefangten  rechten  in  manots  frist, 
also  das  auch  dieselben  zugesetzten  die  wil  vnd  sölich  recht 
wert  von  beyden  teylen  Ir  gelüpten  vnd  eyden,  so  sy  zu 
dewedrem  haben,  gelediget  vnd  euch  das  dieselben  zugesatzten 
durch  Ire  herren  vnd  obern  sich  sölichs  rechten  zu  beladen 
gewisen  vnd  geheissen  werden.  Vnd  was  demnach  von  Inen 
vieren  gemeinlich  oder  vnder  Inen  dem  merenteil  gesprochen 
vnd  erltittert  wirt,  das  sol  euch  von  beiden  teyllen  war  vnd 
statt  gehalten  werden  one  all  In  trag  vnd  witter  appelieren. 
Ob  aber  in  sollichen  rechten  die  zugesatzten  zerfallen, 
also  das  deheins  mers  vnder  Inen  wurde,  sunder  sich  glich 
teylten,  alsdann  so  soll  vnd  mag  der  ansprecher  solichs  spans 
oder  zweytracht  erwellen  einen  fünften  vnd  obmann,  so 
vnpartyisch  vnd,  als  obstat,  fromm  vnd  erber  sye,  nämlich 
in  der  Statt  Chur  oder  in  der  landschaft  Wallis  vnd  des  rats 
daselbs,  denselben  beyd  teyl,  sich  des  rechtens  zu  beladen 
bitten  vnd  ob  er  sölichs  abschlüge,  sin  herren  vnd  obern,  das 
sy  In  darzu  vermögen,  ankeren.  Der  sich  ouch  allenklich  mit 
gelnpt  vnd  eyden,  wie  die  zugesatzten  verbinden,  vnd  was 
ouch  den  parthyen  durch  die  vier  zugesatzten  mit  sampt  dem 
fünften,  dem  obmann,  gemeinlich  oder  dem  meren  teyl  ge- 
sprochen, erlütert  vnd  geordnet  von  rocht  oder  in  der  frünt- 
schaft, ob  die  von  den  parthyen  zugelassen,  das  sol  ouch 
trülich  an  alles  widern  gehalten  werden.  Ob  aber  dweder 
teyl  sich  sollichs  rechten  widerte  vnd  zu  erschinen  sich  vnge- 
horsam  zeigte  vor  dem  gemelten  zugesatzten  vnd  obmann  an 
redlich  vrsachen,  derselb  teyl  die  houptsach  mit  sampt  dem 
kosten  verfallen  sin  vnd  darum  gestraft  werden.  So  dick  es, 
ouch  zu  einem  fünften  vnd  obmann  kompt,  solle,  wie  obstat 
das  recht  zu  Abläsch  und  in  manots  frist  von  dem  tag  des 
angefangten  rechten  vssgesprochen  vnd  geendet  werden. 
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Damit  ouch  beyd  partbyen  vnd  Ir  ynderthanen  in  gutem 
fryden  vnd  frÜQtschaft  biiben,  ist  beredt,  das  dwedrer  teyl 
nocb  sin  Ynderthanen  gegen  dem  andern  teyl  durch  deheiner- 
ley  yrsach  oder  Irrung  kriegsübuDg  vnd  vffrur  geprnchen, 
oder  einicherley  nüwerung  fnrnemen,  sonder  sich  obgemelter 
rechtaertigang  ynderwerfen  vud  sich  des  rechten  vnd  erkant- 
nussen  benügen  lassen,  by  yerltirnng  der  houptsach  vnd  er- 
littens  kostens  ynd  Schadens. 

Begebe  sich  aber,  das  sunderig  personen  vnser  Eyd- 
gnoschaft  oberkeiten  ynd  gepieten,  die  weren  yon  Stetten  oder 
lendem,  Spenn  ynd  Zuspruch  an  den  durchlüchtigen  fürsten 
ynd  herrn  Herzogen  gewunnen,  yss  was  yrsach  das  sin  möcht, 
dieselben  sollent  des  ersten  fiir  Ir  herren  ynd  obem  keren, 
denen  Ir  ansprach  yud  zusprach  mit  allem  handel  yi^d  war- 
haften grund  der  sach  entdecken,  dieselben  sollen  ynd  mögen 
sich  dann  erkennen  ynd  erlUttern,  ob  söllich  ansprach  ynd 
Zuspruch  zimlich  ynd  soyil  im  grund  ertragen,  das  sy  für- 
zebringen  wirdig  syent.  Sollent  desselben  herren  ynd  obem 
alldann  dem  Herzogen  ymb  abtrag  ynd  entrichtuQg  sehriben 
ynd  yerkünden.  Ob  dann  dem  clagenden  teyl  ymb  sin  an- 
sprachen ynd  zusprach  abtrag  beschicht  selber  roass,  das  die- 
selben sin  Herren  ynd  obern  genugsam  sin  bedunkt,  so  sol 
ouch  solicher  clagender  daby  biiben  ynd  yemtigig  sin,  wiUer 
Herrn  Herzogen  ynd  sine  ynderthanen  deheins  wegs  be- 
schweren noch  betrüben.  Wo  aber  solicb  entrichtung  ynd 
abtrag  nit  beschech,  so  mag  dannethin  derselb  olagend  teyl 
vnd  person  yermelten  Herren  Herzogen  zu  Abläsch  vor  den 
Zugesetzten  ynd  Obmann,  als  obstat,  fürnemmen  ynd  sin  recht 
alda  in  aller  wiss  ynd  gestalt  yolfuren,  yssgenommen  clas  zu 
minderung  des  kostens  jeder  teyl  nit  mer  denn  einen  zuge- 
setzten nemmf^n  sol  ynd  den  ftlnften  ynd  obmann  gUcher 
wyss  yss  dem  raut  eins  der  beiden  orten  Chur  ynd  Wiülis, 
so  den  teylen  ynpartyg,  yon  dem  cloger  erweit  wer4en.  Ynd 
was  oucb  also  in  früntsohaft,  oh  die  ni^chgfdasseii,  pder  mit 
Eecht  erlüttert  ynd  erkennt  durch  die  vier  mit  iM^mpt  dem 
•obmann  oder  von  dem  meren  teyl  ynder  Inen,  sei  oa  4^es 
witter  weigern  ynd  appelieren  daby  blibe^, 

Glicher  wisa  ynd  hinwiderumb  ob  einiob  Bug^i*^  peraon 
wns,  dem  Herzag  yop   Ueytand,  zij^gebör^nd  T^d   viAerthan 
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^egen  vns  den  obgenannten  Eidgnossen  gemeinlich  oder  eJDeiu 
ordt  insonders  ansprach  oder  zuaprüch  gewänne,  wohar  sich 
4a8  begeben  wurde,  solle  der  ansprecher  die  sach  glicher  wise 
fürnenien  und  berechtvertigen  vor  den  zugesezten  vnd  Ob- 
mann, wie  das  in  obgeschribnem  artikel  gelütert  vnd  be- 
griffen statt. 

Demnach  vnd  witter  so  ist  beredt,  das  jeder  vnser  ob- 
geschribner  teylen  mit  den  Sinen  schaffen  vnd  versechen  also, 
-wer  dem  andern  schuldig,  das  der  nach  verschinen  tagen 
vnd  zilen  vnd  insanders  vmb  schulden,  die  gichtig  oder  mit 
brieffen  vnd  genügsamer  kuntschaft  fürpracht  werden  mögen, 
•endlich  kurz  vnd  gut  bezallung  thun  sollicher  mass,  das  sich 
«in  gegenteyl  benüge.  Ob  aber  der  Schuldner  nit  so  statt- 
haft vnd  so  vermögenlich,  solle  der  riciiter  vnd  amptmann, 
Tnder  dem  er  gesessen,  vff  anruffen  der  widerparthy  wider 
denselben  Schuldner  nach  recht  vnd  gewonheit  des  ordts  vnd 
«nds  fftrderlich  vnd  vstragenliches  recht  ergan  lassen. 

Vnd  in  allen  vnd  jeden  andern  handeln  vnd  zusprüchen 
^wüschent  sundrigen  Personen,  wie  oder  wellichs  die  syent, 
«o  soll  der  ansprecher  oder  cleger   den  verantwurter  suchen 
vnd  fürnemen  an  den  enden  vnd  in  den  gerichten,  da  die  ge- 
sessen, also  das  beyder  teilen  oberkeyt  mit  Iren  amptltiten 
vnd  richtem  verschaffen  vnd  versechen  sol,  denen  so  also  zu 
ziteu  ansprechig  sind,  ein  gut  endtlich  vnd  vstragenlich  recht 
«rgan  lassen  ane  forcht  vnd  einicherley  Verhinderung,  also 
-das  solichs  beschäch  in  zechen  tagen  den  nechsten  vnd  nach 
anruffen  des  clegers  vstragen  und  zu  end  pracht  werde,  das 
wurde  dann  mit  willen  der  parthyen  oder  andrer  vffrechter 
redUeher  vrsach,  alsdann  vmb  kuntschaft  willen,  die  man  in 
der  Sit  nit  gehaben,  oder  dorglich  Sachen  verzogen.   Wo  aber 
durch   die   Amptlfit  vnd  richter  sollichs   durch   arglist  vnd 
geuarlich  gesperrt  vnd  verhindert  wurd,  das  doch  durch  vns 
bejd  teyl  Torgemelt  zum  Besten  versechen  werden  solle,  als- 
dann iol  der  richter  oder  die  parthy,  von  dero  sollichs  be- 
scbkbt,  dem  andern  teyl  sehuldig  sin  abzutragen  allen  sinen 
kMten  vnd  schaden  bis  vff  die  zft,  von  solichs  Verzugs  wegen 
«rlitlen,  vnd  demnach  nütz  dester  minder  sol  vnd  mag  der 
cleger  sin  sach  vnd  ansprach  fHr  dfe  oberkeft,  darinn  also 
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Kefärlich  vffgezogen,  tragen  ynd  die  nochmalen  vmb  ein  eDtlich 
vnd  vstragenlich  recht  anruffen  in  den  zechen  tagen,  als  ob- 
statt.  Ob  aber  dasselb  euch  nit  besehe,  derselb  clagend  teyl 
mit  rat  siner  Herren  ynd  obern  nach  Int  vorgender  Cappitlen 
zu  Abiäsch  vor  den  zugesetzten  vnd  obmann  fümemen  vnd 
berechtigen. 

Witter  haben  wir  obgeschribnen  teil  sampt  beschlossen 
vnd  beredt,  das  vnser  vnderthan,  burger  vnd  iandlüt,  koufflüt 
vnd  ander  mit  Ireni  konffmannschatz  vnd  allen  erbarn  handeln 
vnd  geschefften  sicher  handien  vnd  wandlen  vnd  von  vns 
beider  teilen  oberkeiten  getrülichen  geschützt  vnd  geschirmt 
mit  Iren  liben  und  gütern  sicher  beleitet  vnd  für  gewalt  nach 
allem  vermögen  versechen  werden  sollen,  vnd  insonders  so 
sollent  wir  obgemelter  Herzog  von  Meyland  zum  höchsten 
verkommen,  das  dhein  vffsatz,  Ordnungen,  gebot  oder  ander 
verkomnussen  heimlich  noch  offenlich  in  vnserm  Herzogthnm 
beschechen,  dadurch  der  obgemelten  vnser  gnten  frtinden  vnd 
pundgnossen  vnderthanen  vnd  konfllüt  in  einich  weg  an  Iren 
handien,  koufl'en  oder  verkonffen  Irrung  vnd  schaden  geboren, 
alles  by  peen  vnd  verlierung  derselben  schaden  oder  kosten, 
so  darüber  gan  möcht. 

Es  ist  onch  gelütert,  ob  einer  vss  der  obgenannten  vnser 
Eydgnoschaft  vnderthanen  einen  vss  der  Statt  oder  dem  Her- 
zogtham  Meyland  durch  sciiulden  willen  oder  anders  in  gefeng» 
nuss  prechte  vns  derselb  darnach  durch  den  richter  oder  aropt- 
mann  on  wüssen  vnd  willen  des  gegenteyils  geaarlichen  vss- 
gelassen,  vor  vnd  ee  dem  clagenden  genug  beschech  vmb  sin 
schuld  vnd  Zuspruch,  mit  gelt  oder  genügsamer  trostung,  so 
sol  derselb  richter  vnd  amptmann,  so  den  also  gelediget,  dem 
clagenden  teyl  vmb  sin  schuld  vnd  Zuspruch  abtrag  ze  thunde 
verfallen  vnd  schuldig  sin.  Wer  euch  dem  andern  kosten 
vnd  schaden  verspricht  vnd  sollichs  mit  brieffen  oder  andrer 
genügsamer  knndschaft  mag  fnrpracht  werden,  der  sol  auch 
solichen  kosten  vnd  scliaden  abtragen  vnd  bezalen  vngehindert 
aller  fryheiten,  gewonheiten  vnd  Satzungen,  so  hinwider  sin 
möchten.  Daby  sol  euch  niemand  obgeschribner  parthyen  des 
andern  vnderthanen  verbietten,  verhefften  noch  niderwcrflfen, 
dann  sin  gichtige  Schuldner  oder  vff  den*sie  schuld  vnd  zu- 
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flpruch  mit  brieffen  oder  guter  kuntschaft  bringen  mag,  by 
Terlirang  alles  kostens  ynd  Schadens,  so  der  vnd  die  von  solchs 
aiederwurffs  ynd  verpots  wegen  erliden  wurden. 

Sodann  haben  wir  vns  geeint,  das  dwedrer  teyl  des  andern 
Ynderthanen,  so  Ir  Herrschaft  vnd  oberkeit  vngehorsam  vnd 
widerwertig  vnd  vss  siner  herrschaft  flüchtig  wurden,  deheins 
wagen  schützen,  schirmen,  noch  in  des  andern  theils  landen 
vnd  gepieten  enthalten  noch  geduldet  sollen  werden,  vssgesetzt 
erlich  dotschleger^  die  mögen  sich  nach  vnser  lands  pruch 
von  einer  herrschaft  in  die  andere  ziechen  vnd  enthalten. 

Wir  obgemelter  Herzog  Maximiiianus  haben  euch  vss 
flunderm  gnedigen  vnd  guten  willen,  so  wir  gegen  den  ge- 
nannten vnsem  guten  fründen  vnd  puntgnossen^  nämlich  von 
Zürich,  Bern,  Lucern,  Vry,  Schwytz,  Vnderwalden  ob  vnd 
nid  dem  Kemwald,  Zug  mit  dem  vssern  ampt,  Glaris,  Basel,  Fry- 
burg,  Sollentum  vnd  Schaffhusen  zusampt  Iren  pundguossen 
vnd  zugewandten,  herrn  apt  zu  Sant  Gallen,  der  Statt  zu 
Sant  gallen,  dem  land  Appenzell  vnd  Statt  Rottwil  tragen, 
80  haben  wir  Inen  geben  vnd  vergönnen,  geben  vnd  ver- 
gönnen Inen  ouch  für  vns  vnd  vnser  nachkomen  zu  ewigen 
Ziten  fryung  vnd  exemption  aller  Zöllen,  weggeltz,  fürleite 
vnd  aller  andrer  vfifsatznng,  wie  die  genempt  vnd  geheissen 
ist^  nützit  vsgenomen,  also  dass  die  obgenannten  vnser  guten 
fründ  vnd  puntgnossen  sampt  allen  vnd  jettlichen  Im  vnder- 
thanen,  hindersässen  vnd  Inwonern,  edlen  vnd  vnedlen,  geist- 
lichen vnd  weltlichen  personen,  koufflüten,  bilgerin,  potten 
vnd  allen  andern  zu  ross  vnd  fuss,  welichs  Stat,  Stands  vnd 
namens  die  syent,  fürhin  mit  Ir  lib  vnd  guter,  ouch  der 
kouff manschatz  in  dem  Herzogthnmb  Meyland  vnd  in  Iren 
landen  vnd  gebieten  jetzt  gewachsen  oder  gemacht  werden 
möcht  vnd  in  allem  Herzogthnmb  Meyland  bys  vff  den  Statt- 
graben zu  Meyland  vsbeschlüssllch,  fry  vnd  sicher  aller  Zöllen, 
Gleiten,  weggeltz,  fürleite  vnd  aller  andrer  vffsatzen,  wie  die 
geheisen  vnd  gebrucht  werden  mögen,  vns  oder  weltlichen 
Stetten^  graffen,  fryen,  edlen  oder  gemeinden  vnd  sundrigen 
personen  die  zustand  oder  gehörend,  hin  vnd  wider  füren 
sollen  vnd  mögen  an  vnserer  amptlüt  vnd  mengklichs  Intrag 
vnd  verhindrung.    Doch   harin  vorbehalten    den   Zol  innert- 
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halb  dem  graben  der  statt  Meyland.  als  obstat,  derseib  sol 
sich  hinfür  bezalen  vnd  Ingenommen  werden  Tnd  nit  ander 
anders  wie  solcher  vor  ynd  bishar  ouch  geprncht  ist.  Vnd 
haben  ouch  Inen  nachgelassen,  ob  sy  zu  zitten  ross  oder  ander 
vech  in  das  gemelt  vnser  Herzogthum  triben,  so  sy  vssert- 
halb  der  Eydgnoschaft  durch  die  Iren  erkoufft,  von  der- 
selben sollent  sy  ouch  zu  geben  nützit  schuldig  sin,  wie  solichs 
zols  fryung  sy  by  ziten  vnseres  Herrn  vnd  vatters,  herzogen 
ludwigs  Sforcia,  loblicher  gedechtnuss,  ouch  gehept  haben. 
Hariune  vorbehalten  vnd  vsgeschlossen  die  von  Lewis,  Tami> 
vnd  Lucaris,  so  jetz  nüwlich  zu  den  gemelten  vnsern  frimden 
vnd  pundgnossen  komeu,  die  sollen  fürohin  das,  so  sy  vssert- 
halb  Irn,  der  Eydgnossenschaft,  ziln  vnd  marchen  m  dem 
Herzogthum  Meyland  erkouffen,  wie  vorbeschechen  verzollen. 
Es  mag  ouch  genannter  Herzog  sin  Zoller  gen  Lewis,  Tum  etc. 
setzen,  doch  vnsern  zollen  und  Herrlickeiten  ganz  on  schaden. 
Vnd  zu  bewarnng  roerer  früntschaft  vnd  günstigen  guten 
willens,  ouch  die  sunder  grossen  diensten,  so  vns  die  vilge- 
dachten  vnser  guten  frünt  vnd  pundgnossen  erwiesen  vnd 
noch  fürhin  erwiscn  sollen,  ze  erkönnen  vnd  ze  belonen,  so 
loben  vnd  versprechen  wir  obgemelter  Herzog  für  vns  vnd 
vnser  nachkommen,  den  genannten  zwölf  ordten  jerlich  vnd 
fürhin  jedes  Jares  besonders  zu  bezalen  vnd  vsrichten  sollent 
vierzig  Tusend  Duggaten  in  gold  vnd  guter  an  gewicht, 
die  jerlich  an  iren  costen  zeantwurten  in  eine  der  Stetten  Zürich 
oder  Lucern  vff  den  ersten  tag  Januarii,  die  ersten  bezahlung- 
anzefachen  in  dem  Jar  xv«  vnd  xiiij  Jare  vsszerichten,  die 
jerlich  nach  Irem  willen  vnd  gefallen  zu  teilen. 

Wir  obgenannten  von  Stetten  vnd  lendern  der  Eyd- 
gnoschaft sollen  ouch  dagegen  vnd  hinwider  pflichtig  vnd 
schuldig  sin ,  vermelten  Herrn  Herzogen  Maximilianum,  sin 
nachkommen  vnd  in  sinem  abwesen  siner  fürstlichen  gnaden 
Statthalter  und  Regenten,  den  hochwürdigen  fürsten  vnd 
herrn  Octavianum  Sforcia,  bischoff  zu  Loden,  den  wir  in  diser 
zit  an  gemeltes  Herrn  Maximilianus  Statt  vss  siner  beger 
und  ouch  sunderm  anruffen  der  rätten  vnd  gemeinen  Stats 
Meyland  zu  einem  rechten  verweser,  Statthalter  vnd  regierer 
jusetzen,  appliciren  und  radtificieren  bys  vff  füglichs  Zukunft 

*)  Domo  d'Ossola. 
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Herrn  Herzogen  obgemelts,  by  sinem  etat  vnd  berzogthum  be- 
halten, also  das  wir  Im  bebolfen  syent,  so  das  notturft  vnd  sy  vns 
vmbhilffzu  schirm  vnd  be  Währung  desselben  Herzog- 
thnms  Meyland  gerechtigkeit  erfordern  werden,  mit  den 
vnsern  in  solicber  Zal  als  das  nacb  gestalt  der  sach  je  zu  zitten 
nott  sin  wirdt,  in  sinem,  des  genannten  herrn  herzogen  vnd 
regen ten  kosten  vnd  besoldung.  Dieselben  vnsern  sollen  vnd 
wellen  wir  obgemeldten  Eydgnossen  mit  houptlüten,  lütinern, 
vennrichen  nach  den  Eren  versechen.  Es  sol  euch  genannter 
herzog  oder  siner  gnaden  regenten  jedem  vnserer  knechten  fnr 
ein  manot  sold  geben  fönfthalben  gülden  rlnscher,  item  jedem 
honptmann  obgeschribner  orten  des  manots  zehn  söldt,  einem 
lutiner  oder  Statthalter  vnd  vennrich  jedem  des  manots  sechs 
söldt  vnd  dann  so  wenig  hundert  knecht  jeder  houptmann 
vnder  Im  haben  wirt,  als  raenig  zechen  vbersold  in  jetlichs 
hundert  solle  geben  vd  vsrichten  werden,  vss  welichen  dann 
die  hauptlüt,  priester,  schriber,  weybel,  Spillüt  vnd  ander 
besolden  vemtigen  sollen.  So  sol  onch  die  besoldung  der 
Vnsern,  so  sy  von  Iren  hüsern  züchend,  angan  vnd  bis  wider 
zu  Iren  hüsern  weren  vnd  bezalt  werden.  Ob  euch  die 
vnsern  etwas  in  einem  manot  dienten,  das  were  wenig  oder 
vil,  so  sol  Inen  derselb  manot  ganz  vsgericht  werden. 

Ob  euch  der  Vnsern  jemand,  so  nit  ernordert  vnd  ge- 
ordnet hinin  ziechen  wurde,  denselben  sol  der  herzog  noch 
sin  regenten  nütz  pflichtig  sin  zegeben,  sy  wellent  dann  das 
gutz,  frys  vnd  eygens  willens  gern  thun. 

Hinwieder  so  sollent  wir  obgenannter  Herzog  Maximili- 
anus,  vnser  nachkomen,  Statthalter  vnd  regenten,  ob  wir  über 
kurz  oder  lang  von  den  genannten  vnsern  guten  fründen  vnd 
pnndgnossen  erfordert  werden,  Inen  in  iren  kriegen  vnd  ge- 
schAften  hilfflicb  sin  mit  fünfhundert  guter  reisiger  pferdten, 
halbs  ringer  pferd  vnd  halbs  kürisser,  vnd  solichs  sollen  wir 
thun,  in  vnsern,  des  herzogen,  eignen  kosten.  Docb  ist  in  solicber 
hilff  beyder  vnser  parthyen  luter  beredt  vnd  vorbehalten,  ob 
dwedrer  teyl  mit  eigenen  kriegen  vnd  geschafften  beladen, 
alsdann  soll  derselb  dem  andern  zu  den  ziten  dhein  hilff  pflichtig 
vnd  schuldig  sin. 

Vnd  zuletst  so  behalten  wir  obgenannten  beyd  teile  vns 
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In  diser  vnser  vereinung  luter  vor,  nämlich  wir  vilgedachter 
herzog  zu  Meyland  vnsern  heiigesten  Vater  den  babst  vnd 
die  heiigen  römischen  kilchen,  vnsern  herm  den  keiser  vnd 
das  heiig  römisch  rieh,  Vnd  aber  wir  die  obgeroelten  Eyd- 
gnossen  glicher  wise  vnser  heiigen  vatter  den  bapst  vnd  den 
heiligen  stul  zu  Rom  vnd  insonders  das  dise  Vereinung  vnd 
Cappitel  vnserm  heiigen  Vatter  und  der  heiigen  Küchen 
deheinswegs  widrig,  nachteilig  noch  abbrüchig  sin  noch  ver- 
standen werden  sollen  an  einichen  rechten  öder  gerechtig- 
keiten  gemeltes  vnsers  heiigen  Vatters  oder  der  holigen  rö- 
mischen kilchen,  snnders  der  Vereinung  mit  siner  Heligkait 
gemacht  vnd  vffgericht  genzlich  ane  schaden  vnd  Intrag. 
Daby  behalten  wir  vns  vor  vnsern  herren  den  keiser,  das 
heilig  römisch  rieh,  euch  alle  vnd  jeklich,  mit  denen  wir  hie- 
vor  Data  dis  Brieffs  puntniss,  vereinung,  verstentniss  burg- 
recht oder  landrecht  haben,  die  wir  alle  vnd  jedes  insunders 
wollen t  by  Iren  kreften  bliben. 

Vnd  des  alles  so  hievor  geschriben  stat  zu  vestem  und 
warem  vrkund  so. haben  wir  beyd  teyl  diesen  brieff,  dero 
zwen  glichlntend  gemacht  vnd  jedem  teyl  einer  geben  ist, 
vnd  nämlich  wir  obgemclter  Herzog  Maximilian,  die  wil  wir 
noch  dieser  zit  nit  in  dem  regiment,  so  haben  wir  doch  ge- 
schaffen vnd  ist  vnser  ganzer  will  vnd  meynung,  das  der 
hochwirdig  fürst,  vnser  lieber  vetter  Octauianus  Sforcia, 
bischof  zu  Loden,  als  vnser  Statthalter  vnd  regierer  in  Mey- 
land für  vns,  vnd  wir  die  Rätt,  mltregenten  vnd  Commun  des 
Stats  Meyland  für  vns  vnd  vnser  nachkommen  mit  vnserm 
Insigel,  Sodann  wir  obgenannten  von  Stetten  vnd  lendern  der 
Eidgnoschaft,  nämlich  von  Zürich,  Bern,  Lncern,  Vry,  Schwytz, 
Vnderwalden  ob  vnd  nid  dem  kernwald,  Zug  mit  dem  vssern 
ampt,  Glaris,  Basel,  Fryburg,  Soloturn  vnd  Schaffhusen  mit 
vnsern  Stetten  vnd  lendern  Insigeln  besiglet,  vns  alles  vnd 
jecklichs,  so  von  vns  beyden  teylen  obgeschriben  stat,  zebe- 
sagen,  vnd  das  mit  guten  trüwen  ze  halten,  dawider  nit 
zethunde  noch  schaffen  gethan  werden,  alles  getrüwlich  vnd 
vngeuarlich.  Geben  vnd  beschechen  zu  Baden  im  Ergöw  vff 
montag  dem  dritten  tag  Octobers,  als  man  zalt  von  Christi 
vnseres  Herrn  gepurt  xv«  vnd  zwölff  Jare. 

Staatsarchiv  Bern:  Bundbnch  H.  415—421. 
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Eine  Originalausfertigung  dieses  Vertrags  ist  weder 
in  den  schweizerischen  noch  mailändlschen  Archiven  vor- 
handen. Beim  Frieden  zwischen  Frankreich  und  den  Eid- 
genossen wurde  die  gegenseitige  Rückgabe  und  Vernichtung 
dieses  Documents  nebst  andern  stipulirt  und  wie  es  scheint 
auch  vollzogen.  Vergl.  Absch.  679  S.  1009,  Absch.  695.  a. 
Dagegen  besitzt  das  roayländische  Archiv  eine  alte  Copie 
in  lateinischer  Sprache,  welche  abschriftlich  in's  Staats- 
archiv zu  Lncern  niedergelegt  worden  ist.  —  Originaliter 
findet  sich  im  Staatsarchiv  Zürich  die  Ratifikation  der  mai- 
ländlschen Regentschaft,  jedoch  mit  ausgelassenem  Datum : 

Octauianus  Maria  Sforza  vicecomes,  comes  Meleii,  Laude 
episcopuS;  sanctissime  lige  commissarius  generalis  ac  Medio- 
lani  gubernator,  ac  Senatus  Mediolani  ducatns,  presentes 
inspecturis  prosperos  ad  vota  successus.  Facta  stipulatione 
die  .  .  .  mensis  Septembris  anni  presentis  in  dieta  Badensi, 
cumque  inter  magnificos  confederatos  vniaerse  lige  domi- 
norum  Eluetiorum  et  oratores  nostros  Mediolanenses  trac- 
tata  et  conolnsa  fuernnt,  ne  quid  ex  parte  nostra  desit  in 
ipsa  conclusione,  quod  non  impleamus,  Instrnmentum  ip- 
sius  conclnsionis  facte  ratificamus  et  approbamus  plenam- 
qne  de  eo  et  singulis  cius  partibns  noticiam  habere  testamus 
atque  in  verbo  veri  gubernatoris  ac  senatus  nos  omnia  In- 
tegra et  summa  fide  impleturos  recipimus  et  pollicemur,  im- 
primisqne  factnros,  cum  Illmus  Dominus  Dux  Maximilianus 
Mediolani  in  suum  statnm  yenerit,  pro  quo  hoc  egimus  et 
promisimns  et  dum  ipse  aberit  exequemur,  ipse  presens  in- 
strnmentum ratificet,  approbet  et  impleat,  non  aliter  ac  si 
coram  ipse  omnia  egisset,  obligando  pro  premissis  statum 
Mediolanensem ,  non  antem  bona  propria  nee  personas. 
Datum  Mediolani  die  .  .  .  Septembris  M.  D.  X.  H. 

Octayianus  Maria  Sfortia  Vicecomes,  Electus  Laude  et 

Mediolani  gubernator. 

Baptista  Vicecomes.    Galeaz  Vicecomes. 


BeUage  IT. 

Thronrede  zur  Eröi&iimg  des  deutschen  Reichstages. 

Berlin,  28.  November. 
Geehrte  Herren  I 

Bei  Eintritt  in  Ihre  Beratbungen  entbiete  Ich  Ihnen  zu- 
gleich im  Namen  Meiner  hohen  Verbündeten  Gruss  und  Will- 
kommen. 

Das  Hauptwerk  Ihrer  letzten  Tagung  bildete  die  Neu- 
ordnung der  Handelsbeziehungen  des  Reiches  zum  Auslande. 
Mit  den  Handels-  und  Tarifverträgen,  die  zum  grossen  Theil 
bereits  ratilizirt  sind,  ist  der  feste  Grund  geschaffen,  auf 
dem  sich  deutscher  Fleiss  und  Unternehmungsgeist  in  Sicherheit 
entfalten  kann.  Möge  dem  Landbau  und  dem  Gewerbe  Segen 
und  Gedeihen,  dem  Handel  und  der  Schifffahrt  reicher  Erfolg 
im  freundschaftlichen  Wettbewerbe  der  Völker  beschieden  sein! 

Auch  für  den  Waareiiaustausch  mit  anderen  Landern  sind 
die  Verbündeten  Regierungen  bestrebt,  die  Bürgschaft  der 
Fortentwicklung  auf  gleicher  Grundlage  zu  gewinnen.  Hinter 
dem  Handelsvertragswerk  mussten  wichtige  Aufgaben  zurück- 
stehen, die  jetzt  in  den  Vordergrund  Ihrer  Thätigkeit  treten 
werden. 

Die  Finanzen  des  Reiches  sind  allmählig  in  einen  Zu- 
stand gerathen,  der  eine  baldige  und  durchgreifende  Abhülfe 
erfordert.  Die  Schuldenlast  des  Reiches  hat  sich  ohne  plan- 
mässige  Tilgung  ständig  vermehrt.  Die  Finanzen  der  Bundes- 
staaten leiden  schwer  unter  den  gesteigerten  Ansprüchen,  die 
das  Reich  an  sie  stellt.  Nene  Macht-  und  Kulturaufgaben 
der  Nation  harren  der  Lösung. 

Unbedingt  bedarf  das  Reich  neuer  Einnahmen. 

Die  Reformvorschläge  der  Verbündeten  Regierungen  lassen 
den  nothwendigen  Unterhalt  des  Volkes  frei.  Unter  Aner- 
kennung des  Grundsatzes,  die  Lasten  des  Gemeinwesens  mög- 
lichst nach  der  Leistungsfähigkeit  zu  vertheilen,  wollen  sie 
die  neuen  Einnahmen  theils  aus  den  Genussmitteln,  Bier  und 
Tabak,   sowie  aus   dem   Personenverkehr    und  Güterumsatz 
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theils  aus  einer  Beichserbschaftssteuer  gewinnen.  Bei  Ihrer 
Prüfung  des  schwierigen  Werkes  möge  Sie  die  patriotische 
Einsicht  leiten,  dass  die  Deckung  des  Beichsbedarfs  dem  Leben 
und  Gedeihen  der  Nation  dienen  soll. 

Bereits  im  Jahre  1900  war  Ihuen  eine  Vermehrung  der 
Auslandsschiffe  Torgeschlagen.  Damals  fand  die  gesetzliche 
Feststellung  der  Vermehrung  nicht  Ihre  Zustimmung. 

Unsere  stetig  wachsende  wirthschaftliche  Verbindung  mit 
allen  überseeischen  Lftndem  erfordert  nunmehr  dringend  eine 
stärkere  maritime  Vertretung  des  Reiches  im  Auslande.  Es 
wird  Ihnen  deshalb  eine  Novelle  zum  Flottengesetz  zugehen, 
die  eine  Vermehrung  der  Zahl  der  Anslandsschiffe  um  sechs 
grosse  Kreuzer  vorsieht. 

Des  weiteren  sehen  sich  die  Verbündeten  Begierungen 
gezwungen,  Ihnen  eine  erhebliche  Vergrösserung  der  durch 
den  Marine-Etat  von  1 906  geforderten  Linienschiffe  und  grossen^ 
Kreuzer  vorzuschlagen,  damit  unsere  deutschen  Schiffe  nicht 
an  Gefechtskraft  hinter  den  Schiffen  anderer  Staaten  zurück- 
bleiben. Endlich  tritt  die  Forderung  an  Sie  heran,  Mittel 
für  eine  grössere  Schlagfertigkeit  der  Torpedobootsstreitkräfte 
zu  bewilligen.  Ich  hege  das  Vertrauen,  dass  der  Deutsche 
Beichstag  zu  dieser  Verstärkung  unserer  Seewehr  bereit  ist. 
Eine  den  gegenwärtigen  Lebens-  und  Erwerbsverhält- 
nissen angemessene  Regelung  des  Versorgungswesens  für  die 
Offiziere  und  Mannschaften  des  Reichsheeres,  der  Marine  und 
der  Schutztruppen  lässt  sich  nicht  mehr  hinausschieben.  Die 
Verbündeten  Regierungen  legen  einen  besonderen  Werth  da- 
rauf, dass  die  von  Ihnen  wieder  aufgenommenen  Vorschläge 
hiefür  möglichst  bald  Gesetz  werden. 

Der  Entwurf  zur  Abänderung  einzelner  Bestimmungen 
des  Börsengesetzes  ist  in  voriger  Session  nicht  erledigt 
worden.  Um  wenigstens  in  den  dringlichsten  Punkten  zu  einem 
Abschluss  zu  kommen,  wird  erwogen,  Ihnen  die  Vorlage  in 
der  enger  umgränzenden  Form  wieder  zugehen  zu  lassen, 
welche  sie  durch  Ihre  Vorberathungen  erhalten  hatte. 

Die  Fortbildung  der  sozialen  Gesetze  bleibt  eine  der 
Hauptpflichten  des  Beiches.  Auf  Jahre  hinaus  wird  die  Ge- 
setzgebung mit  der  Vereinheitlichung  des  gesammten  Arbeiter- 
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yersicherangsrechts  und  mit  der  Ausgestaltung  der  Wittwen- 
und  Waisenfürsorge  beschäftigt  sein. 

Gegenwärtig  wird  Ihre  Mitwirkung  erbeten,  um  den  ge- 
werblichen Berufsvereinen  den  Erwerb  der  Reclitsföhigkeit 
zu  erleichtern  und  die  Möglichkeit  freier  Bethätigung  ihrer 
wirthschaftlichen  Interessen  innerhalb  der  durch  das  gemeine 
Wohl  gegebenen  Gränzen  zu  gewährleisten.  Auch  mehrere 
andere  Gesetzentwürfe  werden  sich  auf  dem  Gebiete  sozialer 
Aufgaben  bewegen. 

Die  Entwicklung  unserer  Schutzgebiete  hat  durch  den 
Aufstand  in  Südwestafrika  und  neuerdings  durch  die  ostafri- 
kanischen Unruhen  eine  schwere  Beeinträchtigung  erfahren; 
harte  Opfer  an  Blut  und  Geld  sind  dem  Vaterland  auferlegt 
worden. 

Ich  weiss  Mich  eins  mit  dem  deutschen  Volke  in  dem 
warmen  Danke  und  der  stolzen  Anerkennung  für  die  Offiziere 
und  Mannschaften,  die  auf  Meinen  Ruf  hinausgezogen  sind 
und  mit  heldenhafter  Tapferkeit  unseren  Besitzstand  bis  zum 
Tode  verthddigt  haben.  Die  grossen  Opfer  sind  nicht  um- 
sonst gebracht  worden.  Die  letzten  Meldungen  über  die  Unter- 
werfung der  Witboi  berechtigen  uns  zu  der  Hoffnung  auf 
die  baldige  Wiederherstellung  von  Friede  und  Ordnung  in 
dem  schwer  geprüften  Schutzgebiete.  Es  gilt  nun,  den  aufs 
neue  erkämpften  Boden  fruchtbringend  zu  bereiten. 

Die  militärische  Sicherung  wie  die  wirthschaftliche  Er- 
schliessung unserer  Schutzgebiete  hängt  ab  von  dein  Bau 
leistungsfähiger  Verkehrswege,  worüber  Ihnen  Vorlagen  zu- 
gehen werden. 

In  dem  Entwürfe  zum  Reichshaushalt  ist  die  Verwand- 
lung der  Eolonialabtheilung  des  auswärtigen  Amtes  in  ein 
Reichskolonialamt  vorgesehen,  in  dessen  Rahmen  die  Arbeits- 
last der  Kolonialverwaltung  leichter  zu  bewältigen  sein  wird. 
Vorbereitet  wird  eine  Vereinfachung  der  Vorschriften  über 
das  Etats-  und  Rechnungswesen  der  Schutzgebiete,  welche 
•die  Grundlage  für  eine  koloniale  Selbstverwaltung  bilden  soll. 

In  der  auswärtigen  Politik  steht  das  Deutsche  Reich  zu 
allen  Mächten  in  korrekten,  eu  den  meisten  in  guten  und 
freundlichen  Beziehungen. 
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Mit  hoher  Befriedigung  erfüllt  es  Mich,  dass  Ich  den 
Herrn  Präsidenten  der  Vereinigton  Staaten  in  seinen  erfolg- 
reichen Bemühungen  unterstützen  konnte,  zwischen  Seiner 
Majestät  dem  Kaiser  von  Rassland  und  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  von  Japan  den  Frieden  im  fernen  Osten  herheizuführen. 

Den  Eintritt  Japans  in  die  Reihen  der  Grossmächte  he- 
gleite Ich  mit  aufrichtigen  Wünschen  für  eine  friedliche  Kultur- 
mission dieses  hochbegahten  Volkes. 

Meine  lebhaften  Sympathien  gelten  den  Anstrengangen, 
die  das  befreundete  russische  Nachbarreich  für  die  Neuordnung 
seiner  inneren  Zustände  macht.  Ich  hofife,  dass  es  Seiner 
Majestät  dem  Kaiser  Ton  Russland  vergönnt  sein  wird,  als 
Bahnbrecher  einer  glücklichen  Zuknnft  Russlands  die  Liebe 
und  Dankbarkeit  seines  Volkes  za  ernten. 

Ich  beglückwünsche  auch  an  dieser  Stelle  die  Regierung 
und  das  Volk  Norwegens  zur  Wahl  des  Erlauchten  Königs- 
paares, dem  Ich  in  freundschaftlicher  Gesinnung  verbunden  bin. 

Ein  Blick  auf  Deutschlands  eigene  inter- 
nationale Stellung  darf  sich  der  Wahrnehmung  nicht 
verschliessen,  dass  wir  fortdauernd  mit  Verken- 
nung deutscherSinnesart  und  Vorurtheilen 
gegen  die  Fortschritte  deutschen  Fleisses  za  rechnen  haben. 

Die  Schwierigkeiten,  die  zwischen  uns  und  Frankreich 
in  der  marokkanischen  Frage  entstanden  waren, 
hatten  keine  andere  Quelle  als  eine  Neigung,  Angelegenheiten, 
in  denen  auch  das  Deutsche  Reich  Interessen  zu  wahren  hat 
ohne  unsere  Mitwirkung  zu  erledigen.  Solche  Strömungen 
können,  an  einem  Punkte  unterdrückt,  an  einem  anderen 
wiederkehren. 

Zu  Meiner  Befriedigung  ist  in  der  marokkanischen  Frage 
mit  diplomatischen  Mitteln  unter  Schonung  der  Interessen  nnd 
Ehre  heider  Theile  eine  Verständigung  über  die  Ein- 
berufung und  das  Programm  einer  neuen  Marokko- 
Konferenz  erzielt  worden. 

Es  ist  Mir  eine  heilige  Sache  um  den  Frieden 
des  deutschen  Volkes,  aber  die  Zeichen  der  Zeit 
machen  es  der  Nation  zur  Pflicht,  ihre  Schutzwehr 
gegen    ungerechte  Angriffe  zu  verstärken. 
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Um  so  sicherer  mag  es  dann  gelingen,  die  friedlichen  Ziele 
•des  bewährten  Bündnisses  mit  den  Herrschern  0  e- 
sterroich-Ungarns  and  Italiens  auch  fernerhin  zn 
verwirklichen. 

Durchdrungen  von  der  Grösse  der  Aufgaben,  die  Sie, 
:geehrte  Herren,  erwarten,  wünsche  Ich  Ihren  Arbeiten  gutes 
Oelingen  zu  des  Reiches  Wohlfahrt,  Ehre  und  Frieden! 


Encyclica  Papst  Pins  X.  an  die  italienischen  Bischöfe 
„snll'asione  cattolica^,  yom  11.  Juni  1905. 

Ai  Vescoyi  d'Italia  Pio  PP.  X  Venerabili  Fratelli  Salute 
«d  Apostolica  Bencdizione.  II  fermo  proposito.  che  tin  dai 
primordi  del  Nostro  Pontificato  abbiamo  conccpito,  di  Toler 
consecrare  tatte  le  forze  che  la  benignitä  del  Signore  si  degna 
coDcederci  alla  restaurazione  di  ogni  cosa  in  Cristo,  Ci  ris- 
Teglia  nel  caore  una  grando  fiducia  nella  potente  grazia  di 
Dio,  senza  la  quäle  nulla  di  grande  e  di  fecondo  per  la 
Salute  delle  anime  possiaino  pensare  od  imprendere  quaggiü. 
Nello  stesso  tempo  per5  sentiamo  piü  che  mal  vivo  il  bisogno 
di  essere  secondati  unanimemente  e  costantemente  nella  nobile 
impresa  da  Voi,  Venerabili  Fratelli,  chiamati  a  parte  deir- 
officio  Nostro  pastorale,  da  ognnno  del  clero  e  dai  singoli 
fedeli  alle  vostre  eure  commessi.  Tutti  in  vero  nella  Chiesa 
di  Dio  siamo  chiamati  a  formare  quell'  unico  corpo,  il  cui 
capo  ^  Cristo;  corpo  strettamente  compaginato,  come  insegna 
l'Apostolo  Paolo(*),  e  ben  commesso  in  tutte  le  sue  giunture 
coniunicanti,  e  questo  in  virtü  dell'operazione  proporzionata 
di  ogni  singolo  membro,  onde  il  corpo  stesso  prende  l'aumento 
sno  proprio  e  di  mano  in  mano  si  perfeziona  nel  vincolo  della 
caritik.  E  se  in  quest'opera  di  edificazione  del  corpo  di  Cristoi}), 
^  Nostro  priino  officio  d'insegnare,  di  additare  il  retto  modo 
da  seguire  e  proporne  i  mezzi,  di  ammonire  ed  esortare  pater- 
namente,  ö  altresi  dovere  di  tutti  i  Nostri  figlluoli  dilettissimi, 
sparsi  pel  mondo,  di  accogliere  le  paroie  Nostre,  di  attuarle 
dapprima  in  se  stessi  e  di  concorrere  efficacemente  ad  attuarle 
eziandio  negli  altri,  ciascuno  secondo  la  grazia  da  Dio  rice- 
Tuia,  secondo  il  suo  stato  ed  officio,  secondo  lo  zelo  che  ne 
infiamma  il  cuore. 

Qui  vogliamo  soltanto  ricordare  quelle  molteplioi  opere  di 
aele  in  bene  della  Chiesa,  della  8ooiet&  e  degli  indtvidiii  parti- 

(')  Ephes.  IV,  16. 
(«)  Ephes.  IV,  12. 
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colari,  comunemente  designate  col  nome  di  azione  cuttolica^ 
che  fioriscono  per  grazia  di  Dio  in  ogni  luogo  e  che  abbondana 
altresi  nella  nostra  Italia.  Voi  ben  intendete,  Venerabili 
Fratelli,  qnanto  esse  Ci  debbano  tomar  care  e  quanto  inti- 
mamente  bramiamo  di  vederle  rassodate  e  proraosse.  Non  solo- 
a  piü  ripresse  ne  abbiamo  trattato  a  voce  con  parecchi  almeno 
di  voi,  e  coi  principali  loro  rappresentanti  in  Italia  nell'ocasione 
che  essi  Ci  recavano  in  persona  Tomaggio  della  loro  devozionc 
e  del  loro  affetto  filiale,  ma  altresi  pnbblicando  Noi  su  questo 
argomento  o  facendo  pubblicare  con  la  Nostra  autoritlt  vari  Atti^ 
che  tutti  giä  conoscete.  Vero  6  che  alciini  di  questi,  conie  richie- 
devano  le  circostanze  per  Noi  dolorose,  erano  piuttosto  diretti 
a  rimuovere  gli  ostacoli  al  piü  spedito  procedere  dell'azione  cat- 
tolica  e  a  condannare  certe  tendenze  indiscipHnate,  che  con 
grave  danno  della  causa  comane  si  andavano  insinuando.  Per6 
Ci  tardava  il  cuore  di  rivolgere  a  tutti  eziandio  una  parola  di 
paterno  conforto  e  di  eccitamento,  acciocchö  sul  terreno,  per 
quanto  ^  da  Noi,  sgombro  dagli  iropedlraenti,  si  continai  ad  edificare 
il  bene  e  ad  accrescerlo  largamente.  Ci  6  dunque  ben  grato 
di  farlo  ora  con  le  presenti  Nostre  Lettere  a  comune  conso- 
lazione,  nella  certezza  che  le  parole  Nostre  saranno  da  tutti 
docilmente  ascoltate  e  segnite. 

Vastissimo  ^  il  campo  deirazione  cattolica,  la  quäle  per 
se  medesima  non  esclude  assolutamente  nulla  di  qnanto,  in 
qualsiasi  modo,  diretto  od  indiretto,  appartiene  alla  divina 
missione  della  Chiesa.  Di  leggieri  si  riconosce  la  necessitft^ 
del  concorso  individuale  a  tant'opera,  non  solo  per  la  santifi- 
cazione  delle  anime  nostre,  ma  anche  per  diffondere  e  seuipre- 
meglio  dilatare  il  Regno  di  Dio  negli  individui^  nelle  famiglie 
e  nella  societä,  procurando  ciascuno,  secondo  le  proprie  forze,. 
il  bene  del  prossimo  con  la  diifusione  della  veritä  rivelata^ 
con  Tesercizio  delle  virtü  cristiane  e  con  le  opere  di  caritH 
0  di  misericordia  spirituale  e  corporate.  Questo  ^  il  cammi- 
nare  degno  di  Dio,  a  che  ci  esorta  S.  Paolo,  cosi  da  piacergli 
in  ogni  cosa,  prodncendo  frntti  di  ogni  opera  buona  e  crescendo 
nella  scienza  di  Dio :  Vi  amhuletis  digne  Deo  per  omnia  pla^ 
centes :  in  omni  opere  hono  fructificantes,  et  crescentes  in 
scientia  DeiC)- 
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Oltre  a  questi  perö  v'ö  un  gran  numero  di  beni  appar- 
tenenti  airordlDe  naturale  a  cui  la  missione  della  Chiesa  non 
(V  direttarnente  ordinata,  ma  che  pure  sgorgano  dalla  medesima, 
quasi  naturale  sua  conseguenza.  Tanta  6  la  luce  della  rive- 
lazioue  cattolica,  che  si  diifonde  vivissima  su  ogni  scienza 
tanta  la  forza  delle  inassime  evangeliche,  che  i  precetti  della 
legge  naturale  si  radicano  piü  sicuri  ed  ingagliardiscono ;  tanta 
infiue  Tefficacia  della  veritä  e  della  morale  insegnate  da  Gesü 
Cristo,  che  lo  stesso  benessere  materiale  degli  individui,  della 
famiglia  e  della  societä  nmana  si  trova  provvidenzialmente  soste- 
nuto  e  promosso.  La  Chiesa,  pure  predicando  Gesü  Christo  croci- 
fisso,  scandalo  e  stoltezza  innanzi  al  mondo  (^),  ^  divenuta  ispi. 
ratrice  e  fautrice  primissima  di  civiltä;  e  la  dii^'use  per  tutto 
dove  predicarono  i  suoi  apostoli^  conservando  e  perfezionando  gli 
elementi  buoui  delle  antiche  civiltä  pagane,  strappando  dalla 
barbarie  ed  educando  a  civile  consorzio  i  nuovi  popoli  che  al 
suo  seno  materno  si  rifugiavano,  e  dando  alFintera  societä, 
bensi  a  poco  a  poco,  ma  con  tratto  sicuro  e  seinpre  pii\  pro- 
gressive, quelPimpronta  tanto  spiccata,  che  ancor  oggi  uni- 
versalniente  conserva.  La  civiltä  del  mondo  ^  civil tä,  cri- 
stiana;  tanto  ö  piü  vera,  piü  durevole,  piü  feconda  di  frutti 
preziosi,  quanto  ^  piü  nettamente  cristiana ;  tanto  declina,  con 
immense  danno  del  bene  sociale,  quanto  dall'idea  cristiana  si 
sottrae.  Onde  per  la  forza  intrinseca  delle  cose,  la  Chiesa 
(livenne  anche  di  fatto  custode  e  vindice  della  civiltä  cri- 
stiana. E  tale  fatto  in  altri  secoli  della  storia  fu  riconosciuto 
ed  ammesso ;  forme)  anzi  il  fondamento  inconcussu  delle  legis- 
lazioni  civili.  Su  quel  fatto  poggiarono  le  relazioni  tra  la 
Chiesa  e  gli  Stati,  il  pubblico  riconoscimento  deirautoritÄ  della 
Chiesa  nelle  materie  tutte  che  toccano  in  qualsivoglia  modo  la 
coscienza,  la  subordinazione  di  tutte  le  leggi  dello  State  alle 
divine  leggi  del  Vangelo,  la  concordia  dei  due  poteri,  dello 
State  e  della  Chiesa,  nel  procurare  in  tal  modo  il  bene  tem- 
porale dei  popoli,  che  non  ne  abbia  a  softVire  Teterne. 

Non  abbiamo  bisogno  di  dirvi,  o  Venerabili  Fratelli,  quäle 
prosperitä  e  benessere,  quäle  pace  e  concordia,  quäle  rispet- 
'osa   soggezione    alFautoritä    e   quäle    eccellente  governo   si 

r»)  I  Cor.  l,  23. 

60 


946  Jahresbericht  1905.    Beilagen. 

otterrebbero  e  si  manterrebbero  nel  mondo^  se  si  potesse  at- 
tnare  per  tntto  il  perfetto  ideale  della  civiltä  cristiaDa.  IIa 
posta  la  lotta  continua  della  carne  contro  In  spirito,  delle 
tenebre  contro  la  luce,  dl  Satana  contro  Dio,  tanto  non  ^  da 
sperare,  almeno  nella  sua  piena  misura.  Onde  continui  strappi 
si  yanno  facendo  alle  pacifiche  conquiste  della  Chiesa,  tanto 
piü  dolorosi  e  fanesti,  qnanto  piü  la  societA  umana  t^nde  a 
reggersi  con  principi  avrersi  al  concetto  cristiano,  anzi  ad 
apostatare  interamente  da  Dio. 

Non  per  questo  6  da  perdere  punto  il  coraggio.  La  Chiesa 
sa  che  le  porte  dell'inferno  non  prevarranno  contro  di  lei; 
ma  sa  ancora  che  avrä  nel  mondo  pressura,  che  i  suoi  apostoli 
sono  inviatl  come  agnelli  tra'  Inpi,  che  i  suoi  seguaci  saranno 
sempre  coperti  d'odio  e  di  disprezzo,  come  d'odio  e  di  disprezzo 
fu  satarato  il  divino  sno  Fondatore.  La  Chiesa  Ta  qnindi 
innanzi  imperterrita,  e  mentre  diffonde  il  Regno  di  Dio  U 
dove  non  fu  peranco  predicato,  si  studia  per  ogni  maniera  di 
riparare  alle  perdite  nel  Regno  gik  conquistato.  Instaurare 
omnia  in  Christo  6  sempre  stata  la  divisa  della  Chiesa,  ed  6 
particolarmente  la  Nostra  nei  trepidi  momenti  che  traversiamo. 
Eistorare  ogni  cosa,  non  in  qualsivoglia  modo,  ma  in  Cristo; 
quae  in  caelis^  et  quae  in  terra  sunt,  in  ipso,  sogginnge 
TApostolo  (})  ristorare  in  Cristo,  non  solo  ciö  che  appartiene 
propriamente  alla  divina  missione  della  Chiesa  di  condarre  le 
anime  a  Dio,  ma  anche  ciö^  che  come  abbiamo  spiegato  da 
quelle  divina  missione  spontaneamente  deriya,  la  ciTiltä  cri- 
stiana  nel  complesso  di  tutti  e  singoli  gli  elementi  che  la 
costituiscono. 

E  poich^  Ci  fermiamo  a  qnest'altima  sola  parte  della 
restaurazione  desiderata,  vol  ben  vedete,  o  Venerabili  Fratelli, 
di  quanto  aiuto  tomano  alla  Chiesa  quelle  schiere  elette  di 
cattolici,  che  si  propongono  appunto  di  riunire  insieme  tntte 
e  loro  forze  vive,  a  fine  di  combattere  con  ogni  mezzo  giasto 
e  legale  la  civiltä  anticristiana:  riparare  per  ogni  modo  i 
disordini  gravissiiin  che  da  qnella  derivano;  rinoondure  Gesü 
Cristo  nella  famiglia,  nella  scuola,  nella  societä;  ristabiiire 
il  principio  deli'autoritä  umana  come  rappresentante  di  qnella 
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<li  Dio;  prendere  sommamente  a  caore  gl'iDteressi  del  popolo 
«  particolarmente  del  ceto  operaio  ed  ag:ricolo,  non  solo 
istillando  nel  euere  di  tutti  11  principio  religioso,  anlco  vero 
fönte  di  consolazione  nelle  angustie  deUa  Tita,  ma  studiandosi 
di  rasciugarne  le  lagrime,  di  raddolcirne  le  pene,  di  iniglio- 
rarne  la  condizione  economica  con  ben  condotti  provvedimenti; 
adoperarsi  quindi  perch^  le  pubbliche  leggi  siano  inform ate  a 
giustizia,  e  si  correggano  o  vadano  soppresse  quelle  che  alia 
giustizia  si  oppongono:  difendere  in  fine  e  sostenere  con  animo 
veramente  cattolico  i  diritti  di  Dio  in  ogni  cosa  e  quelli  non 
meno  sacri  della  Chiesa. 

II  complesso  di  tutte  qneste  opere,  sostenute  e  proiuosse 
in  gran  parte  dal  laicato  cattolico  e  variamente  ideate  a 
secondo  dei  bisogni  propri  di  ogni  nazione  e  delle  circos tanze 
particolari  in  cui  versa  ogni  paese,  ö  appunto  quelle  che  con 
termine  piü  particolare  e  certo  nobile  assai  suol  esser  chiamato 
azione  cattoUca,  ovvero  azione  dei  cattolict,  Essa  in  tutti  i 
tcmpi  venne  sempre  in  ainto  della  Chiesa,  e  la  Chiesa  tale 
aiuto  ha  sempre  accolto  favorevolmonte  e  benedetto,  sebbene 
a  seconda  dei  tempi  si  sia  variamente  esplicato. 

£d  ä  infatti  da  notare  qni  subito,  che  non  tutto  ci6  che 
pot6  essere  utile,  anzi  unicamente  efficace  nei  secoli  andati, 
torna  oggi  possibile  restituire  alle  stesso  modo;  tanti  sono  i 
cangiamenti  radicali  che  col  correre  dei  tempi  sMnsiuuauo  nolla 
societä  e  nella  vita  pubblica,  e  tanti  i  nuovi  bisogni  che 
le  circostanze  cambiate  vanno  di  continuo  suscitando.  Ma 
la  Chiesa  nel  lungo  corso  della  sua  storia  ha  sempre  ed 
in  ogni  caso  dimostrato  Inroinosamente  di  possedere  nna 
meravigliosa  virtü  di  adattamento  alle  variabili  condizione 
del  consorzio  civile,  talchö,  salvo  sempre  IMntegritä  e  Tim- 
nmtabiliti^  della  fede  e  della  morale^  e  salvi  egualmente  i 
sacrosanti  suoi  diritti,  facilmente  si  piega  e  si  accomoda  in 
tutto  ciö  che  ö  contingente  ed  accidentale  alle  vicende  dei 
tempi  ed  alle  nuove  esigenze  della  societä.  La  pietä,  dice 
S.  Paolo,  a  tutto  si  acconcia,  possedendo  le  promesse  divine, 
cosi  per  i  bene  della  vita  presente,  come  per  quelli  della 
futara :  Pietas  autem  ad  omnia  utilis  est,  promissionetn  habefia 
vitae,  quae  nunc  est,  et  futurae  (*).     E  perö  anche  Tazione 
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cattolica,  se  opportunamente  cangia  nelle  sue  forme  esterne 
e  uei  mezzi  che  adopera,  rimane  sempre  la  stessa  nei  principi 
che  la  dirigono  e  nel  fine  nobilissimo  che  si  propone.  Perch^ 
pol  nello  stesso  tempo  torni  veraraente  efficace,  converrär 
diligentemente  avvertire  le  condizioni  che  essa  medesima 
impone,   se  ben  si  considerino   la  sna  natura   ed  11  sno  fine. 

Anzitutto  dev'essere  altamente  radicato  nel  euere  che  lo 
stnimento  vien  meno,  se  non  6  acconcio  all'opera  che  si  vuole 
esegnire.  L'azione  cattolica  (come  si  ritrae  ad  evidenza  dalle 
cose  anzidette)  poichö  si  propone  di  ristorare  ogni  co.sa  in 
Cristo,  costituisce  im  vero  apostolato  ad  onore  e  gloria  di 
Cristo  stesso.  Per  bene  compierlo  ci  vuole  la  grazia  divina, 
e  qnesta  non  si  da  all'apostolo  che  non  sia  unito  a  Cristo. 
Solo  quando  avremo  forraato  Gesü  Cristo  in  noi,  potremo  piü 
facilmente  ridonarlo  alle  famiglie,  alla  societä.  E  pero  quanti 
sono  chiamati  a  dirigere  o  si  dedicano  a  promuovere  il  mo- 
viineuto,  cattolico  de  veno  essere  cattolici  a  tutta  prova,  con- 
vinti  della  loro  fedo,  sodamente  istruiti  nelle  cose  della 
religione,  sinceramente  ossequenti  alla  Chiesa  ed  in  particolare 
a  questa  snprema  Cattedra  Apostolica  ed  al  Vicario  di  Gestt 
Cristo  in  terra;  di  pietä  vera,  di  uiaschie  virtü,  di  puri  co- 
stumi  e  di  vita  cosi  intemerata,  che  tornino  a  tutti  di  esempio 
efficace.  Se  Tanimo  non  ^  cosi  temperato,  non  solo  sarä  dif- 
ficile  promuovere  negli  altri  il  bene,  nia  sarä  quasi  impossibile 
procedere  con  rettitudine  d'intenzione,  e  mancheranno  le  torze 
per  sostenere  con  perseveranza  le  noie  che  reca  seco  ogni 
apostolato,  le  calunnie  degli  avversari,  la  freddezza  e  la  poca 
corrispondenza  degli  uomini  anche  dabbene,  talvolta  perfino  le 
gelosie  degli  amici  e  degli  stessi  corapagni  di  azione,  scusabili 
senza  dubbio,  posta  la  debolezza  deil  timana  natura,  ma  pure 
gr.iudemente  pregiudicevoli  e  causa  di  discordie,  di  attriti,  di 
domestiche  guerricciuole.  Solo  ima  virtü  paziente  e  ferma 
nel  bene,  e  nello  stesso  tempo  soave  e  delicata,  ö  capace  di 
rimuovere  o  diminuire  queste  difficoltä,  cosi  che  Topera  a 
cui  sono  dedicate  le  force  cattoliche  non  ne  vada  compromessa. 
Tale  e  la  volontä  di  Dio,  diceva  S,  Pietro  ai  primitivi  fedeli^ 
che  col  ben  fare  chiudiate  la  bocca  agli  uomini  stolti:  Sic  est 
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tolantas  Dei,  ut  hene  facientes  ohmutescei'f  facialis  imprtfdenfium 
hominum  ignoi'antiam  {}), 

Importa  inoltre  ben  detinire  le  opere  intorno  alle  quali 
si  devono  spendere  con  ogni  energia  e  costanza  le  forze 
cattollcho.  Quelle  opere  devono  essere  di  cosi  evidente  im- 
portanza,  cosi  rispondenti  al  bisogni  della  societä  odierna^  cosi 
accunce  agli  interessi  morali  e  materlali,  soprattuto  del  popolo 
e  delle  classi  diseredate,  che  mentre  infondono  ogni  migliore 
alacritä  nei  promotori  dell'azione  cattolica  pel  grande  e  sicuro 
frntto  che  da  se  medesiine  promettono,  siano  insieme  da  tnttl 
e  facllmente  coinprese  ed  accolte  voionterosamente.  Appnnto 
perchd  i  gravi  problemi  della  vita  odierna  sociale  esigono  ura 
solazione  pronta  e  sicnra,  si  desta  in  tutti  il  piü  vivo  inte- 
resse  di  sapere  e  conoscere  i  vari  modi,  onde  quelle  solnzioni 
«i  propongono  in  pratica.  Le  discnssioni  in  an  senso  o  nel- 
l'altro  si  moltiplicano  ogni  di  piü  e  si  propagano  facllmente 
per  mezzo  della  stampa.  E  quindi  snpremamente  necessario 
che  Tazione  cattolica  colga  il  momento  opportune,  si  faccia 
innanzi  coraggiosa  e  proponga  anch'essa  la  solnzione  sua  e 
la  faccia  valore  con  Propaganda  forma,  attiva,  intelligente, 
disciplinata,  tale  che  direttamente  si  opponga  alla  Propaganda 
avversaria.  La  bontä  e  giustizia  dei  principi  cristiani,  la  retta 
morale  che  professano  i  cattolici,  il  pleno  disinteresse  delle 
cose  proprio,  non  altro  apertamente  e  sincerameute  bramando 
che  il  vero,  il  sodo,  il  supremo  bene  altrui,  in  fine  Tevidente 
loro  capacitli  di  promuovere  meglio  degli  altri  anche  i  veri 
interessi  economic!  del  popolo,  ö  impossibile  non  facciano 
breccia  suUa  mente  e  sul  euere  di  quanti  li  ascoltano  c  non 
ne  auinentino  le  file,  fino  a  renderli  un  corpo  forte  e  com- 
patto,  capace  di  resistere  gagliardamente  alla  contraria  corrente 
€  di  teuere  in  rispetto  gli  avversari. 

Tale  supremo  bisogno  avverti  pienamente  il  Nostro 
Antecessore  di  s.  m.  Leone  XIII,  additando,  sopratutto  nella 
memoranda  enciclica  Renan  Norarum  ed  in  altri  documenti 
posteriori,  l'oggetto  intorno  al  quäle  precipuamente  doveva 
svolgersi  Tazioni  cattolica,  cioö  la  pratica  soluzione  a  aeconda 
dei  principi   criatiani    della    questione    sociale,      Noi    pure, 
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seguendo  cosi  sapienti  norme,  col  Nostro  Motu  proprio  del 
18  dicembre  1903  abbianio  dato  airazioni  popolare  cristlana^ 
che  in  se  comprende  tntto  il  moyimento  cattolico  sociale,  nn 
ordinainento  fondamentale  che  foese  quasi  la  regola  pratica 
del  lavoro  coiniine  ed  il  vincolo  della  concordia  e  della  caritä. 
Qua  dunque  ed  a  questo  scopo  santissimo  e  necessarissima 
devono  anzitutto  aggrupparsi  e  solidarsi  le  opere  cattoliche, 
varle  e  molteplici  nella  forma,  ma  tutte  egaalmente  intese  a 
promuovere  con  efficacia  il  medeslmo  bene  sociale. 

Ma  perch6  quest'azione  sociale  si  mantenga  e  prosperi 
con  la  necessaria  coesione  delle  varie  opere  che  la  compogono^ 
^  soprammodo  iinportante  che  cattolici  procedano  con  esemplare 
concordia  tra  loro;  la  qaale  per  altro  non  si  otterrä  mai,  se 
non  vi  ha  in  tntti  unitä  dintendimenti.  Su  tale  necessit^ 
non  puö  cader  dubbio  di  sorta  alcuna;  tanto  chiari  ed  aperti 
8ono  gFinsegnamenti  dati  da  questa  Cattedra  Apostolica,  tanta 
la  yiva  luce  che  vi  banno  sparso  intorno  coi  loro  scritti  i 
piü  insigni  tra'  cattolici  d'ogni  paese,  tanto  lodcvele  Tesempio 
che  piü  Yolte,  anche  da  Noi  medesioii,  si  6  proposto  del  ca- 
ttolici di  altre  nazioni,  i  quali  appunto  per  questo  concordia 
ed  unitä  d'intendimenti,  in  breve  tempo  hanno  ottenuto  frutti 
fecondi  ed  assai  consolanti. 

Ad  assicnrarne  poi  il  conseguimento,  tra  le  varie  opere 
degne  egualmente  di  lode,  si  6  dimostrata  altrove  siugolar- 
mente  efficace  un'istituzione  di  carattere  generale,  che  col 
nome  dl  Unione  popolare  6  destinata  a  raccogliere  i  cattolici 
di  tutte  le  classi  sociali,  ma  specialmente  le  grandi  moltitudini 
del  popolo  intorno  ad  un  solo  centro  comune  di  dottrina,  di 
Propaganda  e  di  organizzazione  sociale.  Essa  infatti,  poich^ 
risponde  ad  un  bisogno  egnalmente  sentito  quasi  in  ogni  paese 
e  poich^  la  sua  semplice  costituzione,  risulta  dalla  natura 
stessa  delle  cose,  quali  egualmente  per  tutto  s'incontrano, 
non  puö  dirsi  che  sia  propria  piuttosto  di  una  nazione  che 
di  un'altra,  ma  di  tutte,  doye  si  manifestano  gli  stessi  bisogni 
e  sorgono  i  medesimi  pericoli.  La  sua  grande  popolaritH  la 
rende  facilmente  cara  ed  accetevole  e  non  disturba  n^  impedisce 
alcnn'altra  istituzione,  ma  piuttosto  a  tutte  le  istituzioni  dk 
forza  e  compattezza,  poich^  con  la  sua  organizzazione  stretta- 
mente  personale  sprona  grindiyidui  ad  entrare  nelle  istitu- 
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zioni  particolari,  gli  addestra  al  lavoro  pratico  e  veramente 
proticiio,  ed  unisce  gli  animi  di  tutti  in  an  anico  sentire  e 
volare. 

Stabilito  cosi  codesto  centro  sociale,  tutto  le  altre  istita- 
zioni  d'iadole  ecoDomica,  destinate  a  risolvere  praticamente 
e  sotto  1  vari  suoi  aspetti  il  problema  sociale,  si  trovano  couie 
spontanemente  raggruppate  insieme  nel  fine  generale  che  le 
unisce,  mentre  pure,  a  seconda  dei  yari  bisogni  a  cni  si  ap- 
plicano,  prendono  forme  diverse  e  diversi  mezzi  adoperano, 
come  richiede  lo  scopo  particolare  proprio  di  ciascheduna.  E 
qni  Ci  torna  ben  caro  di  espriinere  la  Nostra  soddisfazione  pel 
inolto  che  in  questa  parte  si  ö  gia  fatto  in  Italia,  con  certa 
speranza,  che  posto  Tainto  divino,  si  faccia  ancora  assai  piü 
neiravvenire,  rassodando  il  beno  ottenuto  e  dilatandolo  con 
zelo  sempre  piü  crescente.  Nel  che  si  rese  grandemento 
benemerita  V  Opera  dei  Congressi  e  Comitati  cattolici,  grazie 
all'attivit&  intelligente  degli  uomini  esimi  che  la  dirigevano 
e  che  a  quelle  particolari  istituzioni  furono  preposti  o  le 
dirigono  tuttavia.  E  per6  tale  centro  od  unione  di  opere 
d'indole  economica,  come  fu  da  Noi  espressamente  conservata 
al  cessare  dell'anzidetta  Opera  dei  Congressi,  cosi  dovrä 
continuare  anche  in  seguito  sotto  la  solerte  direzione  di  coloro 
che  le  sono  preposti. 

Contuttociö,  perchö  l'azione  cattolica  sia  efficace  sotto 
ogni  rispetto,  non  basta  che  essa  sia  proporzionata  ai  bisogni 
Bociali  odierni;  conviene  ancora  che  si  faccia  valere  con  tutti 
quei  mezzi  pratici,  che  le  mettono  oggi  in  mano  il  progresso 
degli  studi  sociali  ed  economic!,  l'esperienza  gia  fatta  altrove, 
le  condizioni  dei  civile  consorzio,  la  stessa  vita  pubblica  degli 
Stati.  Altrimenti  si  corre  rischio  di  andare  tentoni  lungo 
tempo  in  cerca  di  cose  nuove  e  mal  sicure,  mentre  le  buoue 
e  certe  si  hanno  in  mano  ed  hanno  fatto  giä  ottima  prova; 
ovvero  dl  propere  istituzioni  e  metodi  propri  forse  di  altri 
tempi,  ma  oggi  non  intesi  dal  popolo;  ovvero  infine  di  arre- 
starsi  a  mezza  via  non  servendosi,  nella  misura  pur  concessa, 
di  quei  diritti  cittadini  che  le  odierne  costituzioni  civil!  offrono 
a  tutti  e  qnindi  anche  ai  cattolici.  E  per  fermarci  a  quest'- 
ultimo  pnnto,   certo  ^  che  Todierno  ordinamento   degli  Stati 
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oüre  indistintamente  a  tutti  la  facoltä  dMnflnire  salla  pubblica 
cosa,  ed  i  cattolici,  salvo  gli  obblig^bi  imposti  dalla  legge  di 
Dio  e  dallc  prescrizioni  della  Chiesa,  possono  con  slcura  cos- 
cienza  giovarsene,  per  mostrarsi  idonei  al  pari,  anzl  meglio 
degli  altri,  di  cooperare  al  benessere  materiale  e  civile  del 
popolo  ed  acqaistarsi  cosi  queirautoritä.  e  quel  rlspetto,  che 
rendauo  loro  possibile  eziandio  di  difendere  e  promuovere  i 
benl  piü  arti,  che  sono  qtielli  deiranima. 

Qaei  diritti  civili  sono  parecchi  e  di  vario  genere,  fino 
a  quello  di  partecipare  direttamente  alla  Tita  politica  del 
paese,  rappresentando  il  popolo  nelle  aale  legislative.  Ragioni 
gravissirae  Ci  dissuadono,  Venerabili  Fratelli,  dallo  scostarci 
da  qaella  norma  giä  decretata  dal  Nostro  Antecessore  di  8. 
lü.  Pio  IX  e  seguita  poi  dalUaltro  Nostro  Antecessore  di  s. 
in.  Leone  XIII  darante  il  diutarno  suo  Pontiticato,  secondo  la 
quäle  rimane  in  genere  vietata  in  Italia  la  partecipazione 
dei  cattolici  al  potere  legislative.  Senonchö  altre  ragioni 
parimeute  gravissime,  tratte  dal  suprenio  bene  della  societä, 
che  ad  ogni  costo  deve  salvarsi.  possono  richiedere  che  nei 
casi  particolari  si  dispensi  dalla  legge,  speciahnente  quando 
Voi,  Venerabili  Fratelli,  ne  riconosciato  la  stretta  necessitü 
pel  bene  delle  anime  e  dei  sapremi  interossi  delle  vostre  Chiese. 
e  ne  facciate  dimanda. 

Ora  la  possibilitä  di  qaesta  benigna  concessione  Nostra 
indace  il  dovere  nei  cattolici  tutti  di  prepararsi  prüden temente 
e  seriamente  alla  vita  politica,  quando  vi  fossero  chiamati. 
Onde  importa  assai,  che  quella  stessa  attivitä,  giä  lodevolmente 
spiegata  dai  cattolici  per  prepararsi  con  una  buona  organiz- 
zazione  elettorale  alla  vita  amministrativa  dei  Oomuni  e  doi 
Consigli  provinciali,  si  estenda  altresi  a  prepararsi  convenien- 
temente  e  ad  organizzarsi  per  la  vita  politica,  come  fu 
opportunamente  raccomandato  con  la  Circolare  dei  3  dicembre 
1904  dalla  Presidenza  generale  delle  Opere  economicbe  in 
Italia.  Nello  stesso  tempo  dovranno  incnlcarsi  e  seguirsi  in 
pratica  gli  alti  principi  che  regolano  la  coscienza  di  ogni 
vero  cattolico.  Deve  egii  ricordarsi  sopra  ogni  cosa  di  essere 
in  ogni  circostanza  e  di  apparire  veramente  cattolico,  acce- 
dendo  agli  offtci  pubblici  ed  esercitandoli  col  fermo  e  costante 
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proposito  di  promuovere  a  tutto  potere  il  bene  sociale  ed 
economico  deila  patria  e  particolarmente  del  popolo,  secondo 
le  massime  della  civil tä  spiccatamente  cristiana,  e  di  difeudere 
insienie  gFinteressi  supremi  della  Ohiesa,  che  sono  quelli  della 
reljgione  e  della  ginstizia. 

Tali  sono,  Venerabili  Fratelli,  i  caratteri,  Toggetto  e  le 
condizioni  dell'azione  cattolica,  considerata  nella  parte  sua 
pii\  importante,  che  6  la  solazione  della  questione  sociale, 
degna  qnindi  che  vi  si  applichino  con  la  inassima  energia  e 
costanza  tutte  le  forze  cattoliche.  II  che  perö  non  esclude 
che  si  favoriscano  e  si  promuovano  anche  altre  opere  di  vario 
genere,  di  diversa  organizzazione,  ma  tutte  egualmente  desti- 
nate  a  questo  o  quel  bene  particolare  della  societä  e  del 
popolo  ed  a  rifiorimento  della  ciyiltft  cristiana  sotto  vari  deter- 
niinati  aspetti.  Sorgono  esse  per  lo  piü  grazie  allo  zelo  di 
particolari  persone  e  si  difiondono  nelle  singole  diocesi  e 
talvolta  si  aggruppano  in  federazioni  piü  estese.  Ora,  sempre- 
chö  sia  lodevole  il  tine  che  si  propongono,  siano  fermi  i 
principi  cristiani  che  segnono  e  giusti  i  mezzi  che  adoperano, 
sono  anch'esse  da  lodare  e  da  incoraggiare  per  ogni  modo. 
E  si  dovrft  pure  lasciare  loro  una  certa  libertä  di  organiz- 
zazione, non  essende  possibile,  che  dovc  piü  persone  convengono 
insieine,  si  modellino  tutte  sul  medeslmo  stampo  o  si  accentrino 
sotto  un'unica  direzione.  L'organizzazione  poi  deve  sorgere 
spontanea  dalle  opere  stesse,  altrimenti  si  avranno  edifici  bene 
architettati,  ma  privi  di  fondamento  reale  e  perö  al  tutto 
effimeri.  Ck>nyien6  pure  teuer  conto  delFindole  delle  singole 
popolazioni.  Altri  usi,  altrc  tendenzes  im  anifestano  in  luoghi 
diversi.  Quel  che  importa  6  che  si  lavori  su  buon  fondamento, 
con  sodezza  di  principi^  con  fervore  e  costanza,  e  se  questo 
si  ottiene,  il  modo  e  la  forma  che  prendono  le  varie  opere 
sono  e  rimangono  accidentali. 

Per  rinnovare  infine  ed  accrescere  in  tutte  indistintamente 
le  opere  cattoliche  Talacritä  necessaria,  e  per  offrire  occasione 
ai  promotori  ed  ai  membri  delle  medesime  di  vedersi  e 
conoscersi  scambievolmente,  di  stringere  sempre  meglio  i 
Tincoli  della  caritft  fraterna  tra  loro,  d'animarsi  Tun  Taltro 
•eoii  zelo  sempre  piü  ardente  all'azione  efäeace,  e  di  provvedere 
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alla  migliore  solidiU  e  dift'usione  delle  opere  stesse,  gioyerä> 
mirabilinente  11  celebrare  di  tempo  in  tempo,  secondo  le  norme 
gih  date  da  questa  Santa  Sede,  i  Congressi  generali  o  parziali 
dei  cattolici  italiani,  che  devono  essere  la  solenne  inanifes» 
tazione  delia  fede  cattolica  e  la  festa  coniune  della  concordia 
e  delia  pace. 

Ci  resta  a  toccare,  Venerabili  Fratelli,  di  un  altro  punta 
di  somma  iuiportanza,  ed  ^  la  relazlone  che  tutte  le  opere 
deU'azione  cattolica  devono  avere  rispetto  all'autoritä  ec- 
clesiastica.  Se  bene  si  considerano  le  dottrine  che  siamo 
andati  svolgendo  nella  prima  parte  di  queste  Nostre  Lettere, 
si  conchiuderÄ  di  leggieri,  che  tutte  quelle  opere  che  diret- 
tainente  vengono  in  sussido  del  ministero  spiritaale  e  pastorale 
della  Chiesa  e  che  perö  si  propongono  un  fine  religiöse  in 
bene  di  netto  delle  anime,  devono  in  ogni  menoma  cosa  essere 
subordinate  alPautoritä  della  Chiesa  e  quindi  anche  all'aatoritJt 
dei  Vescovi,  posti  dallo  Spirito  Santo  a  reggere  la  Chiesa  di 
Dio  nelle  diocesi  loro  assegnate.  Ma  anclie  le  altre  opere, 
che  come  abbiamo  detto,  sono  precipuamente  istituite  a 
ristorare  e  promuovere  in  Cristo  la  vera  civiltä.  cristiana  e 
che  costituiscono  nel  senso  spiegato  l'azione  cattolica^  non  si 
possono  per  niun  modo  concepire  indipendenti  dal  consiglio 
e  dall'alta  direzione  dell'autoritä  ecclesiastica,  specialmente 
poi  in  quanto  devono  tutte  informarsi  ai  principi  della  dot- 
trina  e  della  morale  cristiana;  raolto  meno  6  possibile  con- 
cepirle  in  opposizione  piü  o  meno  aperta  con  la  medesima 
autoritä.  Certo  ö  che  tali  opere,  posta  la  natura  loro,  si 
debboDO  miiovere  con  la  convenieute  ragionevole  libertä, 
ricadendo  sopra  di  loro  la  responsabilitä.  dell'azione,  soprat- 
tutto  poi  negli  affari  temporali  ed  economic!  ed  in  quelli  della 
vita  pabblica  amministrntiva  o  politica,  alieni  dal  ministero 
paramente  spirituale.  Ma  poich^  i  cattolici  alzano  sempre  la 
bandiera  di  Cristo,  per  ciö  stesso  alzano  la  bandiera  della 
Chiesa,  ed  ^  quindi  conveniente  che  la  ricevano  dalle  man! 
delia  Chiesa,  che  la  Chiesa  ne  vigili  Tcnore  immacolato  e  che 
a  qaesta  materna  vigilanza  i  cattolici  si  sottomettano,  docili 
ed  araorevoli  figliuoli. 

Per  la  qnale  cosa  appare  manifeste  quanto  fossero  scon- 
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sigliati  coloro,  pochi  in  vero,  clie  q«i  in  Italia  e  sotto  i  No* 
stri  occhi,  vollero  accingersi  ad  una  missione  che  non  ebbero 
da  Noi,  nö  da  alcun  altro  dei  Nostri  Fratelli  neH'Episcopato, 
e  si  fecero  a  promuoverla,  non  solo  senza  il  debito  ossequio 
all'autoritä,  ma  perfino  apertamente  contro  il  volare  di  lei^ 
cercando  di  legittimare  la  loro  disobbedienza  con  frivole 
distinzioni.  Dicevano  anch'essi  di  alzare  in  nome  di  Cristo* 
un  vessillo;  ma  tal  vessillo  non  poteva  essere  di  Cristo,  perch^ 
non  recava  tra  le  sue  pieghe  la  dottrina  del  Divin  Redentore, 
che  anche  qui  ha  la  sna  applicazione :  Chi  ascolta  voi,  ascolta 
me;  e  chi  disprezza  voi  disprezza  me  Q)  :  Chi  inon  ^  yneco, 
h  contro  me ;  e  chi  meco  non  raggoglie,  disperde  («) ;  dottrina 
dunque  di  uiniltä,  di  sommessione,  di  filiale  rispetto.  Con 
estremo  rammarico  del  Nostro  cuore  abbiamo  dovato  con- 
dannare  una  simile  tendenza  ed  arrestare  autorevolmente  il 
moto  pernicioso  che  giä  si  andava  formando.  E  tanto  maggioro 
era  il  dolor  Nostro,  perchö  vedevamo  incantamente  trascinati 
per  cosi  falsa  via  bnon  numero  di  giovani  a  Noi  carissimi 
molti  dei  quali  di  eletto  ingegno,  di  fervido  zelo,  capaci  di 
operare  efficacemente  il  bene,  ove   sianq  rettaniente  gnidati. 

Mentre  per6  additiamo  a  tutti  la  retta  norma  dell'azione 
cattolica,  non  possiamo  dissimulare,  Venerabili  Fratelli,  \^ 
pericolo  non  lieve  al  quäle,  per  la  condizione  de'  tempi,  si 
trova  oggi  esposto  il  Clero;  ed  ^  di  dare  soverchia  iraportanza 
agrinteressi  materiali  del  popolo,  trascurando  qaelli  ben  piü^ 
gravi  del  sacro  sno  ministero. 

II  sacerdote,  elevato  sopra  gli  altri  uomini  per  couipi(*re 
la  missione  che  tiene  da  Dio,  deve  mantenersi  egualmente  al 
di  sopra  di  tntti  gli  umani  interessi,  di  tutti  i  conflitti,  di 
tutte  le  classi  della  societä.  II  sno  proprio  canipo  ^  la 
Ohiesa,  dove  ambasciatore  di  Dio  predica  la  veritä  ed  inculca 
col  rispetto  dei  diritti  di  Dio  il  rispetto  ai  diritti  di  tutte  le^ 
creatnre.  Cosi  operando,  egli  non  va  soggetto  ad  alcuna  op» 
posizione,  non  apparisce  nemo  di  parte,  fantore  degli  uni^ 
avversario  degli  altri,  n^  per  evitare  Turto  di  certc  tendenze- 
0   per   non  irritare   in    molti  argomenti   gli    animi   inasprit^ 

(»)  Luc.  X,  16. 
(«)  ib.  XI,  23. 
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si  mette  nel  pericolo  dl  dissimulare  ia  yeriUi  o  di  tacerla, 
mancando  neiruno  e  neiraltro  caso  ai  suoi  doTeri;  senza 
dire,  che  dovendo  trattare  bene  spesso  di  cose  materiali,  po- 
trebbe  trovarsi  soiidale  in  obbligazioni  dannose  alla  sua  persona 
e  alla  dignitft  del  sdo  ministero.  Non  dovrä  danque  prender 
parte  ad  associazioni  di  questo  genere,  se  non  depo  matura 
considerazione,  d'accordo  col  suo  Vescovo,  ed  in  quei  casi 
soitanto,  ne'  quali  Tainto  suo  6  immune  da  ogni  pericolo  e 
torna  di  evidente  profitto. 

Ne  in  tal  maniera  si  rafifrena  punto  il  suo  zelo.  II  vero 
apostolo  deve  farsi  tutto  a  tutti^  per  tutti  salvare  (^):  come 
giä  il  divin  Redentore,  deve  sentirsi  muovore  a  pietä  le  vis- 
cere,  mlrando  le  turbe  cosl  vessate^  giacenti  quasi  pecore  senza 
pastore  (-).  Con  la  Propaganda  efficace  degli  scritti,  con 
l'esortazione  viva  della  parola,  col  concorso  diretto  ne^casi 
anzidetti,  s'adoperi  adunquue,  a  fine  di  migliorare  eziandio, 
entro  i  limiti  della  giustizia  e  della  caritä,  la  condizione 
economica  del  popolo,  favorendo  e  promovcndo  quelle  institu- 
zioni  che  a  ci6  condncono,  quelle  soprattutlo  che  si  propongono 
di  ben  disciplinare  le  moltitudini  contro  Tinvadente  predominio 
del  socialismo  e  che  ad  an  tempo  le  salvano  e  daila  rovina 
economica  e  dallo  sfacelo  morale  e  religioso.  In  questo  modo 
Passistenza  del  clero  alle  opere  dell'azione  cattolica  mira  ad 
un  fine  altamente  religioso,  nd  tornerä  mai  d^mpedimento, 
sarä  anzi  di  ainto  al  suo  ministero  spirituale,  allargandone 
il  campo  e  moltiplicandone  il  frutto. 

Ecco,  0  Venerabili  Fratelli,  quanto  Ci  premeva  esporre 
ed  inculcare  intorno  alPazione  cattolica  da  sostenere  e  pro- 
mnovere  nella  nostra  Italia.  —  Additare  il  bene  non  basta; 
^  necessario  eseguirlo  in  pratica.  Nel  che  tomerä  certo  di 
grandissimo  aiuto  l'esortazione  vostra  altresi  ed  il  paterno 
vostro  imroediate  eccitamento  al  ben  fare.  Siano  pure  umili 
i  principl,  purch^  veramente  si  cominci,  la  grazia  divina  11 
farä  crescere  in  breve  tempo  e  prosperare.  E  tutti  i  Nostri 
diletti  figliuoli,  che  si  dedicano  all'azione  cattolica,  ascoltino 
di  nuovo  la  parola  che  Ci  sgorga  tanto  spontanea  dal  cuort\ 


(»)  I  Cor.  IX,  22. 
(*j  Malth.  IX,  36. 
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Neue  amarezze  onde  siamo  tnttodi  circondati,  se  vi  ha  alcuna 
coDSolazione  in  Cristo,  se  alcun  conforto  Ci  viene  dalla  earitä 
vostra,  se  vi  ha  commimioDe  di  spirito  e  viscere  di  compassione, 
diremo  Noi  pure  con  l'Apostolo  Paolo  (*),  rendete  coinpiuto 
il  Nostro  gaudio  con  la  concordia,  con  Tidentica  caritä,  col 
sentimento  unanime,  con  rnmiltft  e  debita  soggezione,  cercando 
non  il  proprio  comodo,  nia  il  bene  comune,  e  trasfondendo 
nei  vostri  caori  quei  medesimi  sentimonti,  che  in  so  nutriva 
Gesü  Cristo,  Salvatore  nostro.  Sia  egli  il  principio  di  ogni 
vostra  impresa:  Quanto  voi  dite  o  fate,  sia  tutto  nel  nome 
del  Signore  G es u  Cristo  (*);  sia  egli  il  terraine  d'ogni  vostra 
operazione :  Conciossiache  da  lui,  e  pet  lui,  ed  a  lui  sono  ttitte 
le  cose;  a  lui  gloria  pe*  secoli  (^).  Ed  in  questo  giorno 
faustissimo,  che  ricorda  gli  Apostoli,  quando  ripieui  di  Spirito 
Santo,  uscirono  dal  Cenacolo  a  predicare  al  mondo  il  Regno 
di  Cristo,  disccnda  eziandio  sn  tatti  voi  la  virtü  del  medesiino 
Spirito  0  pieghi  ogni  durezza,  ritempri  gli  animi  freddi,  e 
quanto  ö  sviato  rimetta  sul  retto  sentiero:  Fleete  quod  est 
rigidum,  fove  quod  est  frigidum,  rege  quod  est  devium, 

Auspice  intanto  del  divine  favore  e  pegno  del  nostro 
specialissimo  afletto  sia  TApostolica  Benedizione,  che  dal- 
rintimo  del  cuore  impartiamo  a  Voi,  Venerabili  Fratelli,  al 
vostro  clero  e  al  popolo  italiano. 

Dato  a  Roma  presse  S.  Pietro,  nella  festa  della  Ponte- 
coste,  11  giugno  1905,  del  Nostro  Pontificato   anno  secondo. 

PIVS  PP.  X 


fi)  Philipp.  II,  1  5. 
(2)  Coloss.  Iir,  17. 
Cj  Rom.  XI,  36. 


^ 


r 


Alphabetisches  Generalregister  der   XIX  Jahr- 
gänge des  politischen  Jahrbuches. 

^886— ^905. 


I.  Aufsätze. 

Achäische  Bund,  Der,  vom  Herausgeber  . 
Alkohol-Postulat,  Das,  vom  Herausgeber  . 
Aphorismen  über  Schönheit  und  Kunst,  von  Prof. 

H.  Auer  ...... 

Arbeit  und  Ruhe,  Ueber,  mit  ROcksicht  auf  eine 

künftige    Sonntagsgesetzgebung,   vom    Heraus- 

KClJtyX      ....... 

Assurances  ouvri^res,  Les,  par  C.  Bodenheimer, 

ancien  döput^  au  conseil  des  Etats  suisses,  r^dac- 

teur  en  chef  du  «Journal  d'Alsace»,  k  Strasbourg 
Auslieferung,  Die,  gegenüber  dem  Auslande,  vom 

Herausgeber  ...... 

Bemer  Denkschrift  über  die  Unruhen  in  der  Waadt 

von  1790  und  1791,  von  Dr.  P.  Hirzel  und  Prof. 

W.  Oechsli,  aus  dem  Archiv  der  Familie  Hirzel 

in  Zürich        ...... 

Beziehungen.  Die,  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft 

zum  Reiche  bis  zum  Schwabenkrieg,  von  Dr.  W. 

Oechsli,  Professor  der  Schweizergeschichte  am 

eidg.  Polytechnikum  in  Zürich 
Bicocca  und  C^risoUes,  vom  Herausgeber 
Bisthum  Basel-Lugano,  Das,  vom  Herausgeber    . 
Bodenkredit,  Der,  in  seinem  Zusammenhang  mit 

andern    volkswirthschaftlichen  Erscheinungen, 

von  Dr.  Gustav  H.  Schmidt 
Bundesgericht,  Das  schweizerische,  vom  Heraus 

geber  ...... 

Bundesverfassung,  Ueber  die  Entstehung  der  Ar 

tikel  XI  und  Xu  der  schweizerischen,  vom  Her 

ausgeber        .  .  .  .  • 


Bd. 

VIT. 
XIV. 


III. 
VII. 


V. 
IX. 

ra. 


XV. 

vin. 


Seite 

334 
75 


XVm.    417 


Xn.      47 


199 
95 


XII.    107 


302 
136 
775 


97 
274 


XVI.    243 


960  Alphabetisches  Generalregister 

Bd.       Seite 

Civilgesetzbuch,  lieber  das  künftige  schweizerische, 
von  Dr.  Ed.  Hüty XVIII.     249 

Democratie,  La,  et  son  evolution,  von  Prof.  Dr. 
Virgile  Rössel  in  Bern        ....     XIX.     161 

Determinisme.  R^flexions  sur  le  en  droit  penal, 
par  le  Dr.  F.-H.  Mentha,  professeur  de  droit 
penal,  k  TAcad^mie  de  Neuchätel 

Doppelinitiative,  Die.  Referat  vom  Herausgeber  . 

Kidgenossenschaft,  Einige  Gedanken  über  die  Auf- 
gabe und  die  nächste  Zukunft  der  Schweiz.,  vom 
Herausgeber  ...... 

Eidgenossenschaft,  Die  innere  Natur  der  schweize- 
rischen, vom  Herausgeber  .... 

Eidgenossenschaft,  Die  Entstehung  und  die  Gründer 
der,  vom  Herausgeber         .... 

Eisenbahnpolitik,  Die  schweizerische,  vofn  Heraus- 
geber ....... 

Erziehung,  Ueber  die  Grundgedanken  der  schweize- 
rischen, vom  Herausgeber. 

Eschenthaies,  Der  Verlust  des,  vom  Herausgeber  . 

L*Etat  etles  Eglises  aux  Etats-Unis  d'Amerique,  von 
J.-B.  Pioda,  Schweiz.  Gesandter  in  Washington 

Fin  de  siecle,  vom  Herausgeber 

Frauenstimmrecht,  vom  Herausgeber 

Freiheit,  vom  Herausgeber    .... 

Gemüthsruhe,  Ueber  die,  in  der  Politik,  vom  Her- 
ausgeber       ...... 

Genfer  Zonen,  Die,  vom  Herausgeber 

Gen^ve,  La  raaison  de  Savoie  et  le  traite  de 
St-Julien,  von  H.  Fazy,  Staatsrath  in  Genf 

Geschichten,  Eidgenössische-  Erste:  »Unter  dem 
Protektorat«,  vom  Herausgeber 

Geschichten,  Eidgenössische,  Zweite:  > Die  lange 
Tagsatzung«,  vom  Herausgeber    . 

Geschichten,  Eidgenössische,  Dritte:  »Die  Restau- 
ration«, erste  Abtheilung,  vom  Herausgeber   . 

Geschichten,  Eidgenössische.  Vierte :  »Die  Restau- 
ration«, zweite  Abtheilung,  vom  Herausgeber      .        IV.     197 

Geschichten.  Eidgenössische,  Aus  der  Regeneration, 
vom  Herausgeber.  Anhang:  Die  Feldzüge  des 
Oherstlieut«nants  Albrecht  v.  Mural t,  von  ihm 
selbst  erzählt  .....      VHI.       45 


IV. 

172 

XIV. 

537 

VH. 

1 

I. 

521 

V. 

746 

XVIII. 

59 

vm. 

1 

VL 

230 

XIV. 

127 

.\III. 

1 

XL 

243 

V- 

1 

IX. 

IX. 

2(ß 

XVIL 

209 

L 

26 

U. 

42 

III. 

306 

Alphabetisches  Generalregister.  961 

Bd.      Seite 

Geschichte,  Ueber  das  subjektive  EHement,  in  der, 
vom  Herausgeber     .....  XVIII.        1 

Gränzverhältnisse,  Ueber  die  schweizerischen,  vom 
Herausgeber  ......    XVU.      89 

Haagerverträge,  Die,  und  die  Schweiz,  vom  Her- 
ausgeber       ......       XV.        I 

Haftpflicht  (Fall  Pelissier),  Die  bundesgerichtliche 
Auffassung  Ober  die  Ausdehnung  der,  von  Dr. 
E.  Hilty  in  Bern      .  .  .  .  .     XIX.    233 

Haller'sche  Konstitution,  Die,  für  Bern  vom 
19.  März  1798,  vom  Herausgeber  ...         X.    187 

Handelsmoral,  Ueber  die,  vom  Herausgeber         .     XIV.      29 

Handelsvertrag,  Der  französisch-schweizerische, 
vom  30.  Mai  1798,  von  Dr.  J.  Strickler  in  Bern, 
Redaktor  der  helvetischen  Aktensammlung,  ehe- 
maligem Staatsarchivar  in  Zürich   .  .VII.    202 

Helvetik,  Das  Ende  der,  von  Dr.  Joh.  Strickler  .      XVI.      41 

Hirzel,  Tagebuch,  Das,  des  schweizerischen  Abge- 
sandten bei  seiner  Sendung  in  das  Hauptquartier 
der  Alliirten,  November  1813,  von  Prof.  Dr.  Oechsli        XI.    181 

Inkameration,  Ein  österreichische,  von  1803,  mit 
besonderer  Berücksichtigung  des  Kantons  Grau- 
bünden, von  Dr.  F.  C.  v.  Planta,  Alt-Ständerath 
in  Chur  ......  II.    545 

Intervention,  Die  eidgenössische,  vom  Herausgeber         VI.        1 

Israel,  Die  sozialen  Grundgedanken  im  Gesetze, 
von  Dr.  theol.  S.  Oettli,  Professor  der  alttest. 
Theologie  an  der  Universität  Bern  .  V.    257 

Jahren,  Vor  fünfzig,  vom  Herausgeber,  mit  einem 
Anhang  von  bisher  ungedruckten  Briefen  schwei- 
zerischer Staatsmänner,  mit  Einleitung  von  Prof. 
Dr.  Blösch  in  Bern .  .  .  .        XI.      27 

Jahren,  Vor  hundert  (französische  Revolution) 
vom  Herausgeber     .....        III.        1 

Krieg,  Ueber,  und  Frieden,  und  die  Voraussetzun- 
gen schiedsgerichtlicher  Entscheidung  von  völker- 
rechtlichen Streitigkeiten,  vom  Herausgeber  VIII.    197 

E*assalle,  Ferdinand,  und  Thomas  von  Aquino, 
vom  Herausgeber  .  .  .  .        IV.        1 

Lausanner  Vertrag,  Der,  von  1564,  von  Professor 
Dr.  W-  Oechsli  in  Zürich  ....     XUI.    139 

61 


IV. 

746 

vu. 

189 

XIX. 

1 

X. 

1 

X. 

355 

I. 

1. 

svn. 

1 

962  Alphabetisches  Generalregister. 

Bd.    Seite 

«Limites  de  vertu»,  vom  Herausgeber  XIX.    103 

Litteratur,  Soziale,  vom  Herausgeber         .  II.    744 

niilitftrorganisationeii,  Die,  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  (nebst  Anhang:  Bicocca  und 
C^risolles),  vom  Herausgeber  .        IX.      29 

Militärstra&*echt,  Das,  eidgenössische,  vom  Her- 
ausgeber       ...... 

Minoritfttenvertretung,  Die,  vom  Herausgeber 

Mortuis,  De,  vom  Herausgeber 

Neurasthenie,  Ueber,  vom  Herausgeber 

Orientalische  Frage,  Die,  vom  Herausgeber 

JPolitik,  Moderne  Grundlinien  fdr  die,  vom  Her- 
ausgeber       ...... 

Presse,  Ueber  die  Erziehung  der,  vom  Herausgeber   XVII. 

Redekunst,  Ojffene  Geheimnisse  der,  vom  Her- 
ausgeber       ......         II.        1 

Revision,  Bundesgesetz  Ober  das  Verfahren  bei 
Volksbegehren  und  Abstimmungen  betreffend 
der  Bundesverfassung,  vom  Herausgeber  VII.    188 

Röscher,  System  der  Armenpflege  und  Arraen- 
politik.  Ueber,  vom  Herausgeber. 

Schächtfrage,  Die,  vom  Herausgeber 

Schulsubvention,  Die  eidgenössische.  Gutachten 
an  das  Departement  des  Innern,  vom  Herausgeber 

Senectute,  De.  vom  Herausgeber 

Staatsbank  und  Landesbank  im  Kriegsfalle,  vom 
Herausgeber  ...... 

Staatsverträge,  Die,  der  Eidgenossenschaft,  vom 
Herausgeber  ...... 

Theilung  der  Welt,  Die,  vom  Herausgeber 

Ticino,  Come  rimanesse  svizzero,  il — nel  1788,  daE. 
Motta,  redattore  del  »BollettinoStorico«,  aMilano 

Traite  blanche,  vom  Herausgeber    . 

Traite  blanche  II,  vom  Herausgeber 

Valais,  La  Reaction  de  1843  en,  par  L.  Ribordy, 
ancien  secr^taire  du  Grand  Conseil,  k  Sion  II.    607 

Valais,  Le  Sonderbund  en,  1844 — 47,  par  L.  Ribordy, 
ancien  secrötaire  dn  Grand  Conseil,  k  Sion      .        II.    607 

Verfassung,  Die,  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft, vom  Herausgeber   ....  I.    535 

Verfassung,  Die  aristokratische,  im  alten  Bern, 
von  Prof.  Dr.  E.  Blösch.  Oberbibliothekar  in  Bern        IV.    122 


IX. 

163 

VIL 

161 

XIV. 

1 

XI. 

1 

VIL 

76 

iir. 

810 

XII. 

151 

m. 

97 

XV. 

315 

XIX. 

51 

Bd. 

Seite 

X. 

51 

xn. 

1 

Alphabetisches  Generalregister.  963 


Verfassung,  Die,  von  Malmaison  (als  Anhang;  Die 
beiden  Verfassungsprojekte  von  Malmaison), 
von  Dr.  J.  Strickler  .  .  .  • 

Vergeltung,  Die,  vom  Herausgeber  . 

Verhältnisswahl,  Die,  im  Kanton  Basel-Stadt,  von 
Dr.  Otto  Zoller  in  Basel     .  .  .     XIX.    267 

Völkerrechtliche  Fragen  der  Gegenwart,  vom  Her- 
ausgeber       ......     Xin.      63 

Volkswirthschaftliche  Grundfragen,  von  Dr.  G.  H. 
Schmidt  in  Bern XTII.    279 

liVasserrechts.  Ueber  die  rechtliche  Natur  und  Zu-     * 
kunft  des,   von  Dr.  jiir.  Edgar  Hilty,  Rechts- 
anwalt in  Chur        .  .  .      VIU.    157 

Wehrwesen,  Schweizerisches,  der  Gegenwart,  von 
Migor  Affolter,  Professor  an  der  eidg.  Kriegs- 
schule in  Zürich       .....  I.    613 

Zeitschriften,  Die  gemeinnützigen  und  politischen, 
der  Schweiz,  von  Dr.  J.  Strickler  in  Bern,  Re- 
daktor der  helvetischen  Aktensammlung,  ehe- 
maligem Staatsarchivar  in  Zürich  .  .        VI.      72 

Zukunft,  Die,  der  Schweiz,  vom  Herausgeber  XVI.        1 

II.  Aktenstücke.^) 

Aargauer-Klosteraufhebungs-Beschlüsse  v.  184 1 ,  Die        XI.      95 

AdelsbezeichnuDgen ,  Der  Bundesrathbeschluss 
über  die,  vom  17.  April  1903 

Adelsdekret,  Das  bernische,  vom  9.  April  1783    . 

Adelsverbot,  Das  graubündnerische,  von  1848 

Ador,  Die  Akten  des  Falles  .... 

Aepli,  Minister,  Brief  über  die  schweizer.  Politik 

Allianzvertrag,  Der  neue^englisch-japanische.  vom 

12.  August  1905        .....     XIX.    453 

Amerikanismus,  Schreiben  Papst  Leo's  XIII.  an  den 
Kardinal  Gibbons  über  den  .       XV.    751 

Anarchisten-Gesetz,  Das,  von  1894,  nebst  dem 
Zusatzvorschlag  von  1902  ....    XVII.      81 

Apostolischer  Brief  Papst  Leo'sXHI.  an  alle  Fürsten 

und  Völker  der  Erde,  vom  20.  Juni  1894  IX.    717 

Apostolischer  Brief  Papst  Leo*s  XIII.  an  die  Eng- 
länder, vom  14.  April  1895  .IX.    703 

1)  Die  in  den  >£idgeD{)Miscben  Geschieh tent  eingeflochleneo  Aktenatficke  sind 
hier  nicht  aufgezXhlt. 


XVII. 

511 

XVI. 

303 

XVI. 

307 

XVI. 

335 

xn. 

667 

964  Alphabetisches  Genei*äiregister. 


Apostolischer  Brief  Papst  Leo's  XIII.  an  den  fran- 
zösischen Klerus,  vom  8.  September  1899 

Apostolischer  Brief  Papst  Leo's  XIII.  an  die  eng- 
lischen Bischöfe       ..... 

Arbeiterschutz-Kongress,  Der,  in  Berlin     . 

Arbeiterschutz-Kongress,  Der,  in  Bern,  Beschlüsse 
desselben 

Arbeiterunruhen,  Aktenstücke,  betreffend  die,  in 
Bern  vom  19.  Juni  1893      .... 

Arbeitersekretariat,  Schweizerisches.  Verhand- 
lungen von  1902  darüber    .... 

Arbeitslosigkeit,  Auszug  aus  einem  Vortrag  Ober 
die  Ursachen  der     ..... 

Armenische  Reformen.  Auszug  aus  dem  Memoran- 
dum der  drei  Mächte,  vom  11.  Mai  1895 

Armen  Unterstützung,  Obligatorische,  d.  Gemeinden 

Arona,  Der  Vertrag  von         .... 

Asylrechts,  Offizielle  Erklärung  des  Bundesrathes 
über  die  Tragweite  des  sog. 

Badener  Artikel,  Die,  vom  27.  Januar  1834 
Balkan- Vertrag  zwischen  Oesterreich  und  Russland 
Basler-Friede,  Der,  vom  22.  September  1499 
Basler  Bundesbrief,  Der,  vom  9.  Mai  1501 
Benedett'ischen  Vorschläge,  Die,  betr.  Luxemburg 
und  Belgien   ...... 

Bernische  Abdankungsdekret,  Das,  v.  4.  März  1798 
Bern,  Edikt  vom  3.  Februar   1798  Ober  die  Ver- 
fassungsrevision      ..... 

Bern.  Schweizerische  Republik,  Haller'sches  Pro- 
jekt einer  Constitution  für  die,  v.  19.  März  1798 
Bern,  Manual   der  provisorischen  Regierung  in, 

7.  März  1798  ...... 

Bern,  Manual   der  provisorischen   Regierung  in, 

8.  März  1798.  ..... 

Bern,  Maueranschlag,  v.  5.  Januar  1798  in  Lausanne 
Bern,  Confiscationsdecret,  Das,  vom  24.  Februar  1798 
Bern,  Urkundliche  Erklärung  des  Grossen  Rathes 

von,  1815        ...... 

Bern,  Beschluss  betr.  die  Betheiligung  des  Staates 

am  Bau  neuer  Eisenbahnen 
Bismarck,  Ein  Bericht  des  Fürsten,  v.  13.  August  1875 


Bd. 

Seite 

XIII. 

677 

XV. 

762 

V. 

63a 

XIX. 

56a 

VIIL 

586 

svn. 

508 

XV. 

666^ 

X. 

414 

IX. 

476 

XTX. 

92^^ 

XV. 

524 

XL 

81 

XU. 

27a 

xn. 

72& 

XITL 

121 

X. 

457 

X. 

229 

X. 

246 

X. 

270 

X. 

243 

X. 

243 

X. 

209 

X. 

220 

X. 

346^ 

xn. 

lOdr 

X. 

424 

XVI. 

276 

X. 

228 

X. 

221 

XIII. 

127 

X. 

422 

Alphabetisches  Generalregiater  965 

Bd.    Seite 

Bluntschli,   Projekt   zu   einer   Bundesverfassung, 

von  1847 XIII.    655 

ßoerenkriegs,  Aktenstücke  des   •      .  .     XIV.    199 

Boerenkriegs,  Aktenstöcke  aus  dem  II.  Jahre  des       XV.    318 
Boßrenkriegs,  Aktenstücke  aus  dem  Ende  des  XVI.    860 

Boerenkriegs,  Nachträge  zu  den  Aktenstücken  des  XVII.  261 
Brenner,  Bundespräsident,  Rede  am  Eidg.  Schützen- 
fest in  Luzern  .....  XV.  736 
Brun  von  Zürich,  Die  österreichische  Pensionirung 
des  Bürgermeisters  ..... 
Brune's  Ultimatum  und  Dekret  vom  1.  März  1798 
Brune,  Proklamation  ..... 
Brüsseler  Projekt,  über  das  Kriegsrecht  von  1874 
Bulgariens,  Russische  Erklärung  über  die  Stellung 
Bund,  der  erste,  ewige,  zwischen  Uri,  Schwyz  und 

ünterwalden  (Archiv  Schwyz)      .  .  V.  1091 

Bundesfeier,    Die    offiziellen   Festreden   bei    der, 

vom  1.  und  2.  August  1891  •  .        VI.    665 

Bundesverfassung,    Zwei    Aktenstücke    zur    Ge- 
schichte der  schweizerischen         .  .  .XV.    771 
ßundessubventionen,   Zusammenstellung   der,  an 

die  öffentlichen  Werke       .  .  .       XV.    651 

Bundesvertrag  zwischen  den  XXII  Kantonen  der 

Schweiz,  vom  7.  August  1815  .  III.    729 

Bündniss,  das  erste,  zwischen  Uri,  Schwyz  und 

Zürich  (Archiv  Zürich) V.  1093 

Burckhardt,  Die  Eröffnungsrede  des  Landammanns, 
an  der  Tagsatzung  von  1812  .  .      XVI.      12 

Capo  d'Istria,  Denkschrift  von,  über  die  Bundes- 
einrichtungen der  Schweiz  1814,  aus  dem  eidg. 
Archiv  ......         II.     465 

China,  Verträge  über  Pacht  .  .  .    XII.  230.  231.  275 

China,    Abkommen    zwischen     Deutschland    und 

England  über XIV.    233 

Chinesische  Friedensvertrag,  Der     .  XV.    381 

Chinesischen  Kriegs,  Aktenstücke  des       .  .      XIV.    219 

Chur,    Erinnerungen    an    das    Schützenfest     in, 

von  1842 VII.    810 

Claudian,  Gedicht  von,  Ober  den  Alpenübergang 

Stilicho's XVIII.      64 

ClaytouBulwer- Vertrag,  Der,  von  1850  XV.    442 


966  Alphabetisches  Generalregister. 

Bd.     i^eit» 

Colorado,  Verfassungsartikel  betr.  die  Frauen     .        XI.    35& 

Combes,  Akten  zum  Sti-eit  des  Ministeriums,  mit 
der  römischen  Curie  .  .  .       XVni.  529-544^ 

Comtesse,  Bundespräsident,  Rede  am  Schützenfest 
in  St  Gallen XVm.    76T 

Congostaat,  Vertrag  desselben  mit  Frankreich 
über  Vorkaufsrecht  .....      XII.    185» 

Congo- Vertrag  1885,  Art.  X— XU      .  .  .     Xin.     116. 

Consulta  1803,  Schlussprotokoll  der  Pariser-,  und 
Bericht  der  st.  gallischen  Deputierten  aus  Paris, 
Dezember  1802 XVII.    262 

Cypem,  Vertrag  Englands  mit  der  Türkei .  .       XU.    2S2 

Dahn,  Gedicht  von  Felix,  über  Deutschland         .  XVIII.    525 

Dappes,  Trait6  du  8  d^cembre  1862  entre  la  Suisse 
et  la  France  concemant  la  vallöe  des    .  IV.    377 

Dardanellenvertrag,  Der         ....         X.    405 

Defensiv- Allianzvertrag  zwischen  der  französischen 
Republik  und  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft vom  27.  September  1803    ...  I.    4/02 

Deucher,  Bundespräsident,  Rede  an  der  Schweiz, 
landw.  Ausstellung  in  Frauenfeld  1903  .  .    XVI I.    677 

Dienstbefehl»,  Der  «allgemeine,  des  eidg.  Militär- 
departements von  1903       .... 

Directoire,  Arretö  du,  du  8  Nivose  Tan  6  . 

Doppel-Initiative, Vortrag  Überdieselbe  in  München- 
buchsee ...... 

Dreibund,  Der,  Vertrag  zwischen  Deutschland  und 
Oesterreich-Ungarn  ..... 

Dreiländerbund,  Der  zu  Brunnen  (Archiv  zu  Seh wyz) 

Droz'sche  Schulgesetzesentwurf,  Der 

Ehescheidungen  Deutscher  in  der  Schweiz,  Bericht 
des  Bundesgerichts  über  die, 

Eisenbahnabkommen,  Russisches,  mit  der  Türkei 

Eisenbahngesetzgebung,  Schweizerische,  Auswahl 
und  Verzeichniss      ..... 

Eisenbahnrückkaufsgesetz,  Das,  v.  15.  Oktober  1897 

Elisabeth  von  England,  Schreiben  der  Königin,  an 
die  Xni  Kantone     .....        XI.    778 

Encyclica  (Antritts)  des  Papst  Pius  X.,  4.  Oktober 
1903 XVn.    683 

Encyclica,  Die  päpstliche,  »de  conditione  opificum« 
(Rerum  novarum)  vom  15.  Mai  1891        .  .        VI.    665 
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Encyclica,  Die  russische,'  »de  pace  aetema«,  vom 
12./24.  August  1888  .  . 

Encyclica  Leo's  XIII.  Ober  das  Studium  der  Philo- 
sophie ...... 

Encyclica  Leo*s  XIII.,  »de  Oemocratia  christiana« 

Encyclica  Pius  X.  »ad  diem  illum  laetissimum«  . 

Encyclica  Papst  Pius  X.  an  die  italienischen 
Bischöfe  «sull'azione  cattolica»,  vom  U*  Juni  1905     XIX.    943 

Engel,  Frau  Oberst,  Auszüge  aus  den  Memoiren 
über  ihre  Kriegsdienste  unter  dem  Konsulate 
und  dem  Kaiserreich  ....         II.    380 

Eidesleistung,  Rede  bei  Anlass  der,  am  10.  Januar 
1798 X.    211 

Eid,  Erklärung  über  den,  vom  8.  Januar  1798  X.    212 

Erfiindungs*  und  Musterschutz,  Die  Bundesrevisiou 
vom  19.  März  1905,  betreffend  .     XIX.    669 

Erfurter  Sozialisten-Programm  (1891),  Das  .        VI.    696 

Erlach,  von,  Schultheiss  in  Burgdorf,  Bericht 
über  die  Vorgänge  des  5.  März  1798       .  .  X.    234 

Fetzer,  Regierungsrath,  Rückblicke  auf  die  Jahre 
1813,  1814, 1815.  Memoire  aus  dem  eidg.  Archiv         II.    436 

Finlands,  Aktenstücke  über  die  gänzliche  Ein- 
verleibung, in  das  russische  Reich,  unter  Auf- 
hebung der  Realunion         ....     XIV.    267 

Finländer,  die  Petition  der,  an  den  Czaren  .       XV.    454 

Finsler,  Bericht  des  eidgenössischen  Obersten, 
über  die  wünschenswerthen  Militärgränzen  der 
Schweiz,  1814,  aus  dem  eidg.  Archiv       .  II.    529 

Finsler,  Gutachten  des  eidg.  General-Quartier- 
meisters, vom  3.  und  10.  August  1815  betr. 
Militärgränzen,  Ergänzungen  zu  dem  Vorher- 
gehenden       ......        IV.    858 

Frauenstimmrecht,  Bericht  über  den  gegenwärtigen 
Stand  desselben  in  Amerika 

Franche-Comt^.    Der  Protektoratsvertrag  . 

Frankreich,  Aktenstücke  zur  Trennung  von  Staat 
und  Kirche  in  ....  . 

Freimaurervereine,  Beschluss  der,  einen  Central- 
sitz  in  der  Schweiz  zu  gründen    . 

Fremden-Conclusum,  Das,  von  1823 
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Fremdendienst,  Die  ersten  Tagsatzungsbeschlüsse 
gegen  den      ......     XVI.    248 

Freradendienst  von  1859,  Das  Bundesgesetz  über  den     XVI.    327 

Fremdenlegion  von  1887,Kreisschreiben  desBundes- 
rathes  über  den  Eintritt  in  die  algerische  .    XVI.    331 

<j>arantiegesetz,  Das  italienische,  vom  15.  Mai  1871      Yll.    864 

Gentz,  Friedrich  von,   Auszüge   aus   Briefen   und 

Tagebüchern .  .  .  .         XL      37 

Gesandtschaftsbericht,  ein  österreichischer,  aus 
der  Schweiz,  von  1827,  mitgetheilt  von  Prof. 
Dr.  Alfred  Stern  in  Zürich  .  .  .        IX.    685 

Geneve,  D^claration  du  Plenipotentiaire  de  la 
Confederation  suisse  et  du  Canton  de,  sur  la 
dotation  du  Cure  de  l'Eglise  catholique  de 
Geneve,  du  16  mars  181G   ....         IV.     447 

Genf,  Note  des  eidgenössischen  Vororts  an  den 
Kanton,  betreffend  die  Zurückgabe  des  Littorals, 
vom  12.  Dezember  1815      .  .  .         IV.    406 

Genfer  Streikgesetz     .....    XVII.    569 

Giolitti,  Erklärung  des  italienischen  Ministerpräsi- 
denten, über  das  «Strike-Recht»  .  .  .  XVIII.    556 

Girard.  Gutachten  des  Pater,  von  Freiburg  an 
die  helvetische  Regierung  über  den  Unterricht 
in  der  Schweiz         .....      VIII.    537 

Gränzverhältnisse,  Verzeichniss  der  im  eidg.  Archiv 
befindlichen  auf  die  schweizerischen,  bezüg- 
lichen Akten  .  .  .  .  .    XVII.     196 

Gi*aubünden,  Bundesbcschluss  betr.  Bewilligung 
einer  Bundessubvention  für  ein  Schmalspur- 
bahnnetz        ......      Xn.     725 

Graubündnerischer  Landleute,  Unterredung  dreier, 
über  die  öffentlichen  Angelegenheiten  ihres 
Vaterlandes,  1814  (Verfasser  unbekannt)  II.     405 

Griechenland,  Friedenspräliminarien  .  XI.    393 

HaagerKonventionen,  Bundesbcschluss  betreffend 

die    Ratifikation    der,    und    Erklärungen    vom 

29.  Juli  1899  .  .  .  .  .       XV.       46 

Guerre  maritime,  Convention  pour  l'adaption  a 

la,  des  principes  de  la  Convention  de  Geneve 

du  22  aoüt  1864 XV.      87 

Guerre  sur  terre,  Convention  concemant  les  lois 
et  coutumes  de  la  .  .  *  .       XV.      73 
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Note  finale     .  .  .  .  .       XV.      47 

Convention    pour    le    r^glement  pacifique   des 

conflits  internationaux     ....      XV.      56 
Mouravieff,   Notes    du  Comte,   et   r6ponses    du 

Conseil  f^d^ral  suisse      ....       XV.      39 
Verbot   des    Werfens   von    explodirbaren    Ge- 
schossen  aus  Luftballons,   Deklai'ation   betr. 
das,  während  fünf  Jahren  .  .  .         XV.    92 

Verbot,  Deklaration  betr.  das,  von  Geschossen, 
welche   erstickende  oder  tödtliche  Gase  ver- 
breiten sollen         .  .  .  .       XV.      93 
Verbot  der  Verwendung  von  Geschossen,  welche 
im  menschlichen  Körper  entweder  zersplittern 
oder  verflachen     .....       XV.      95 
Haager- Verträge,  die  neuen,  über  Civilrecht          .     XIX.    544 
Handelsabkommen,  Das  provisorische,  mit  Spanien     XIX.    595 
Handelsvertrag,    Aktenstücke    zum    französisch- 
schweizerischen, vom  30.  Mai  1799                     .       VH.    294 
Handelsverträge,  Die,  mit: 
Deutschland    und     Oesterreich  -  Ungarn     nebst 

Liechtenstein,  vom  10.  Dezember  1891  .       VH.    870 

Italien,  vom  19.  April  1892  .  .       VII.    918 

Spanien,  vom  13.  Juni  1892  .  .       VII.    940 

Frankreich,  vom  23.  Juli  1892       .  .  .       VU.    944 

Handelsverträge,   Die,   der  Schweiz,  wie  sie  seit 

1896  bestehen X.    483 

Hauser,     Bundespräsident,     Rede     am    eidgen. 

Schützenfest  in  Glarus  von  1892  .  .  .       VII.    803 

Helvetien»,  Das    «Königreich,  Auszüge  aus  «Poli- 
tische Korrespondenz  Carl  Friedrichs  von  Baden»      XVI.      15 
Helvetische  Verfassung,  Beschluss  über  Annahme 

im  Waadtland  vom  9.  Februar  1798  X.    218 

Helvetische  Verfassung  von  1802,  Die  zweite  .  XVI.  232 
Helvetisches  Gesetz  gegen  die  Glücksspiele  .  XVII.  624 
Hirtenbrief,   Der,   des  Hülfsbischofs    von   Sitten, 

vom  24.  Januar  1898  ....       XII.    676 

Humboldt,  Der  Vorschlag  Wilhelms  von,  über  die 
Angliederung  Hollands  und  der  Schweiz-  an  den 
deutschen  Bund        .....     XVI.      21 
Hunkiar  Iskelessi,  Der  Vertrag  von,  von  1833  X.    398 

JIü Hingen,  Tagebuch  der  ßelagerungs-Operationen 
gegen  die  Festung,  V.Ingenieur- HauptmannHegner       III.    718 
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Hydra-System,   Urtheil    des    Kammergerichts   in 
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Index,  Apostolische  Konstitution  über  den  XI.    765 

Insurrektionen,Vorschlag  eines  Reglements  darüber      XII.    306 
Institut  du  droit  international,  Beschluss  des,  über 

das  internationale  Privatrecht        .  .  .    XIV.    285 

Institut  du  droit  international,  Beschluss  des,  über 
die    Entschädigungspflicht    bei    Insurrektionen 
und  Bürgerkriegen  ..... 

Intervention      ...... 

Italien,  Korrespondenz   wegen  Schiedsgerichts  in 
Zollsachen,  mit        ..... 

Italienische  Bürgerrechtsverhältnisse 
Italienischen  Konfliktes,  Die  Aktenstücke  des 
Jagd,  Aeusserung  Friediichs  des  Grossen  über  die 
Jahrhundertanfang,  Gedicht  des  Papstes  über  den 
Jerusalem.  Die  kaiserliche  Ansprache  in  der  Er- 
löserkirche in,  vom  31.  Oktober  1898     .  .       All.    674 
Jesuiten,  Abschiedsschreiben  der,  an  Frankreich 

1901 XV.    417 

Jesuitenverbot«,  Aktenstücke  zur  Aufhebung  des, 
in  Deutschland         .....  XVIII.    520 

Kantonalvei*fassungen,  Die  1891  bestehenden,  der 
Schweiz         ...... 

Klöster,  der  Beschluss  des  Bundesrathes  über  die 

Konkordat  über  den  Geheim  mittel  verkauf 

Konkordat  über  Stellenvermittlung 

Konkordat  über  die  Prozesskostenversicherung  . 

Kontinentalsperrtarif,  Der,  für  die  Schweiz  vom 
9.  November  1810,  aus  dem  eidg.  Archiv 

Korea,  Vertrag  zwischen  Russland  und  Japan  über 

Kossuth's,  Ein  Brief,   an   die   Eidgenossenschaft 

von  1853     .  .  .        IX.    695 

Kreisschreiben  des  eidgenöss.  Vororts  an  sämmt- 
liehe  eidgenössischen  Stände,  vom  16.  April  1816        IV.    448 

Kriegs-  und  Friedensfrage,  Völkerrechtliche  Akten- 
stücke zur     .  .  vni.    230 

Krüger,  Marsoiller-Reden  bei  dem  Empfange  des 
Präsidenten   ......      XIV.    521 

I^andfriede,  Der  vierte,  von  1712,  nebst  dem  Publi- 
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Lausanner-Vertrag,    Der    vorangehende   Vermitt 
luugssprach  vom  11.  Mai  1563  . 

Liechtenstein,  Staatsverfassung 

Lörrach,  Der  offizielle  Rapport  über  die  Konferenz 
von,  vom  9.  Dezember  1818,  aus  dem  eidgenös 
sischen  Archiv  .... 

iHadagaskar,  Protektoratsvertrag 
Mädchenhandel,   Ansprache  an  die  ZOrcher-Kon 

ferenz  gegen  den,  vom  15.  September  1904 
Mädchenhandel,    Das  Internat.  Uebereinkommen 

gegen  den,  vom  18.  Mai  1904 
Mac  Einley-Bill,  Die    .... 
Mailändische  Capitulat,  Das  grosse 
Mailänder  Protektoratsvertrag,  Der 
Malmaison,    Verfassung,    I.,   Französischer    Vor 

schlag  ..... 

Malmaison  II.,  Verbesserter  Vorschlag 
«Mandat,  Das,  vom  Glauben»  von  1525 
Manifest,  Das  kommunistische,  von  Karl  Marx  und 

Friedrich  Engels      .... 
Markenschutz,  Die  Vereinbarung  mit  Deutschland 

über  den,  vom  13.  April  1892 
Mediation,  acte  de,  du  30  Pluviöse  XI 
Meerengenkonvention,  Die,  von  1841 
Metz,   Eidesformel   des  Bischofs   von,   gegenüber 

dem  deutschen  Reich 

Micheli  du  Crest,  Das  Pressurtheil  über  denselben 
Militärkapitulation,   Die   erste  französische,  vom 

27.  September  1803  .  .  .  . 

Militärkapitulation,  Die  zweite,  vom  28.  März  1812 
Militärstrafgesetz,  Novelle   zum,   und   Ordonnanz 

vom  23.  September  1904 
Monroe-Doktrin,  Die    .... 
MontDolent,  Senatsverhandlungen  über  die  schwei 

zerisch-französische  Gränze  am    . 
Mousson,  Brief  an  Dolder,  10.  Dez.  1799    . 

Neutralität,  Aktenstücke  zur  Geschichte  der  savoyi 
sehen,  aus  dem  eidg.  Archiv  und  der  Korrespon- 
denz Pictet*s,  mit  Einleitung  des  Herausgebers 

Neutralität,  Die  Note  des  Grafen  Bismarck  vom 
24.  Juli  1870  über  die  schweizerische 
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Neutralitäts-Akte  der  Schweiz  vom  12.  November 

1815 XIII.     117 

Neutralität  von  Belgien,  Luxemburg,  der  jonischen 

Inseln  ......     XIII.     119 

Neutralität.   Savoyische,   Auszüge   aus  Vorträgen 
betreffend  die  ....  .  XVIII.     185 

Genf,  Auszüge  aus  den  Verträgen  über  den  Schutz 

von,  und  die  Neutralisierung  von  Savoyen    .        IV.    468 
Varax,  de,  Die  Note  des  sardinischen  Gesandten, 
vom  28.  Oktober  1815  über  die  savoyische  Neu- 
tralität, nebst  den  bezüglichen  Verhandlungen 
und  der  Antwort  aus  dem  Eidg.  Archiv         .    XVII.     188 
Nicaragua- Verträge,  Die  frühem       .  .  .       XV.    441 

Norwee^ischen  Revolution,  Aktenstücke  der^  .     XIX.     488 

Oberländer-Freiheitslied,    Das,   1814,    von   Pfarr- 
helfer Roschi             .....  II.  543 

Oesterreichische  Inkamerationsangelegenheit  XI.  429 
Offiziers-Etat,  Der,   der  kapitulirten  Dienste   von 

1803     .......  I.  425 

Orden,    Die,    in    der    Schweiz   nicht   geduldeten 

französischen             .                                               .XVII.  482 

Orden,  Die  in  der  Schweiz  bestehenden  katholischen  XVII.  487 

Orthographie,  Die  neue           ....  XVII.  519 

Panamerikanischen  Kongresses,  Programm  des 
zweiten,  in  Mexiko  .....     XIV.     400 

Pensionäre,  die  französischen,  in  der  Schweiz, 
nach  der  Denkschrift  des  französischen  Ge- 
sandten de  St.  Romain       ....     XVI.     284 

Pensionenbrief,  Der,  von  1503  XVI.    315 

Pensionenrodel  von   1475,  Der  erst«  französische     XVI.     321 

Pietät    de    Rochemont,  Instruktionen    und  Voll- 
machten für  Oberst,  als  eidg.  Abgeordneten  an 
den  Pariser  Kongress,  aus  dem  eidg.  Archiv    .         IV.     340 
Schlussbericht  über  seine  Pariser  Mission,  aus 
dem  eidg.  Archiv  .  .  .IV.     363 

Pictet  de  Rochemont,  Schreiben  des  eidg.  Vor- 
ortes an  denselben  vom  10.  März  1816  .  .         IV.     420 

Pictet  de  Rochemont,  Instruktion  des  Vorortes 
an,  vom  12.  Dezember  1815  .         IV.     411 

Pictet  de  Rochemont,  Nachträgliche  Instruktion 
des  eidg.  Vororts  für  Herrn,  vom  27.  Dezember 
1815 IV.    413 
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Postkongress,  internationaler.   Rede  des  Bundes- 

rathes  Zemp  bei  der  Eröffnung    .  .  . 

Postvertrag  mit  Deutschland  und  Oesterreich 
Proklamation  vom  22.  Dezember  1797 
Proklamation  der  Tagsatzung  vom  2.  Januar  1798 
Proklamation  vom  5.  Januar  1798    . 
Proklamation  Menard  ..... 
Proklamation   der  provisorischen  Regierung  von 

Waadt,  25./27.  Januar  1798 
Proklamation,  Letzte  bernische,  v.  3.  Februar  1798 
Proklamation  an  die  ehemaligen  Unterthanen  von 

Aargau  und  Waadt,  vom  24.  Dezember  1813     .  X.  255 

Protektorats  vertrag,   Der   (angebliche),  zwischen 

Russland  und  China  von  1896       .  .  X.    451 

Rechtsgang,  Einleitung  zudem  Gutachten  der  Kom- 
mission des  (helvetischen)  Grossen  Rathes  über 
den  bürgerlichen,  aus  dem  helvetischen  Archiv        IV.    738 
Religionen,  Uebersicht  der    .  XV.    599 

Rhein  regulirung,  Bundesbeschluss  betreffend  Zu- 
sicherung eines  Bundesbeitrages  an  den  Kanton 
St.  Gallen  für  die    .  .     VIII.    582 

Rheinvertrag,  Der,  mit  Oesterreich  .  VIIl.    573 

Rossi,  Graf   Pellegrino,  Auszug   aus  seinem   Be- 
richt über  die  Bundesverfassung,  von  1832       .        XL      45 
Ruffy,  Bundespräsident,   Programmrede  am  eidg. 

Schützenfest  in  Neuchätel  von  1898  .      XIII.    663 

Russisch-japanischen  Krieg,  Aktenstücke  zum  XVIII.  467  -  492 
Russisch-japanischen  Krieg,  Aktenstücke  zum,  .  XIX.  329 
Russische  Toleranzedikt,  Das,  vom  April  1905  XIX.    618 

Saint-Julien ,  Der  Vertrag  von,  zwischen  dem 
Herzog  von  Savoyen  und  der  Stadt  Genf,  vom 
21.  Juli  1603 XVIL    661 

Sardinische  Allianzprojekt,  Das,  von  1848  .      XVI.    323 

Schächtfrage,  Bundesrathsbeschlusa  vom  17.  März 
1890  betreffend  die  .  .  .V.  1097 

Schiedsgerichte,  Englisch-französisches  Abkommen 
Ober,  vom  Oktober  1908     ....    XVIL    298 

Schiedsgerichtsvertrag  (Projekt)  zwischen  Eng- 
land und  Amerika    .  .  .XL  427,    XIII.  121 

Schiedsgerichtshofes   in   Haag,   Verzeichniss    der 

Mitglieder  des  permanenten,  internationalen  XV.    765- 
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Schiedsgerichtshof  in  Haag,  erster  Bericht 
Schiedsgerichtshof  in  Haag,  zweiter  Bericht 
Schwabenkrieg,  kaiserliches  Manifest  vom  22.  April 

Schwabenkrieg,  Beschreibungen  ]  des  Chronisten 
Anselm  ...... 

Schwabenkrieg,  Die  Tagsatzungsabschiede  des    . 

Schwabenkrieg,  Das  Lied  «der  alte  Greis»  von 
Peter  Müller.  ..... 

Simploudurchstich.  Aktenstücke  betreffend  die 
Subvention  des  Bundes      .... 

Simplen- Verträge,  Die  .... 

Simplen -Vertrag  vom  16.  Mai  1903,  betreffend  die 
Konzessionsübertragung     .... 

Simplon-Reglement,  Das,  für  die  gemischte  Kom- 
mission ...... 

Sonderbund,  Der,  nebst  dem  vorangehenden  Ver- 
handlungsprotokoll vom  18./14.  September  1846  XI.  102.  111 

Sonderbund,  Briefe  hervorragender  Männer  aus 
der  Zeit  des  ......        XI.     136 

Staatsmaximen,  Römische,  (aus  Montesquieu's 
Consid^rations  gezogen)     ....  XVHI.      56 

Steigentesch,  von,  Generalmsgor,  Militärbevoll- 
mächtigter der  Alliirten  in  der  Schweiz,  seine 
Berichte  1815,  April  bis  August,  aus  dem  k.  k. 
Österreich.  Staatsarchiv  (bisher  unbekannt)      .        III.    596 

Steigentesch,  von,  Aus  den  geheimen  Berichten 
des  Generalm^gors,  an  Mettemich.  Oester- 
reichisehe  Parteigänger  und  Dekorirte  von  1815     XVI.    333 

Suezkanal-Konvention,  Die,  von  1888  X.    407 
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